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Zum Geleit 


Das öffentliche Fernmeldewesen der Bundesrepublik Deutschland 
steuert auf eine neue technische Ära zu. Mit dem künftigen elektronisch 
gesteuerten Fernsprech wähl System will die Deutsche Bundespost nicht 
nur selbst alle Vorteile des technischen Fortschrittes ausschöpfen, wie 
Raumersparnis, bessere Leilungsausnutzung, zentrale Gebührenerfas¬ 
sung, vollautomatische Rechnungserstellung, selbsttätige Prüfverfahren 
usw. Sie will darüber hinaus auch den Teilnehmern viele neue Lei- 
stungsmerkinale bieten: Allgemeine Durchwahl zu Nebenstellenanlagen, 
Tastenwahlapparate, Kurzrufnummern, Selbstumschallung zu Sonder¬ 
diensten usw. 


Eine noch größere Umwälzung bisherigen fernmeldebetrieblichen 
Denkens wird das neue elektronische Datenvermittlungs-System für 
die digitalen Übertragungsarten bringen. In ihm sollen nicht nur die 
heutigen Telex- und Datexnetze aufgehen, es wird darüber hinaus in 
Geschwindigkeilsstufen bis zu 48 ()()() bit/Sekunde Vordringen und mit 
einer Fülle anderer Leistungsmerkmale alle aus dem Bereich der daten¬ 
verarbeitenden Anlagen kommenden Uberlragungsforderungen erfüllen. 


Ich freue mich, daß das Jahrbuch des elektrischen 
wesens erstmalig einen Ausblick auf das heran rückende 
wesen der siebziger Jahre bietet. 


Fernmelde- 

Fernmelde- 




Vorwort 


Der vorliegende Band des Jahrbuches des eleklrischen Fernmelde¬ 
wesens ist thematisch auf die Vermittlungstechnik ausgerichlet. Der 
interessierten Öffentlichkeit und den Kollegen in Betrieb und Praxis, 
denen die Entwicklungsarbeit der Fernmeldeindustrie und des Fern¬ 
meldetechnischen Zentralamles nicht laufend zugänglich ist, sollen erst¬ 
malig und in einem relativ frühen Stadium die neuen Wahlsysteme 
vorgestellt werden. Da ich weiß, wie sehr gerade die Belriebsfachleule 
auf diese Informationen warten, um schon frühzeitig in ihren langfristi¬ 
gen Ausbauplanungcn darauf Rücksicht nehmen zu können, habe ich 
mich bemüht, diesen Band 1971 möglichst schon einige Monate in das 
laufende Jahr vorzuziehen. Da der Aufbau des Elektronischen Dalen- 
vermittlungs-Systems nicht vor 1973 und der des elektronisch gesteuer¬ 
ten Fernsprech-Wählsystems nicht vor 1975 beginnen kann, ist aller¬ 
dings nicht auszuschließen, daß sich die heute vorgesehenen Leistungs- 
merkmale und die technische Systemstruktur bis dahin noch in einigen 
Teilen ändern. Aus diesem Grund sollte hier festgehalten werden, daß 
diese Aufsatzreihe dem Entwicklungs- und Planungsstand von Anfang 
des Jahres 1970 entspricht. 

Ich möchte diese Gelegenheit nicht Vorbeigehen lassen, um dem 
großen Heer der Fernmeldeingenieure bei der Industrie und im Fern¬ 
meldetechnischen Zentralamt der Deutschen Bundespost, die seit vielen 
Jahren an dieser neuen Systementwicklung arbeiten, für diese Leistung 
zu danken. Sie wird die führende Bolle des deutschen Femmeldewesens 
in der Welt bestätigen und bestärken. Den Autoren dieser Aufsatzreihe 
und den Kollegen beim Fernmeldetechnischen Zentralamt und bei den 
Entwicklungsfirmen, die die Verfasser mit Rat und Tat unterstützt 
haben, darf ich hier meinen besonderen Dank sagen. 
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I. Einleitung 

Seit längerer Zeit werden auf der ganzen Welt Versuche unter¬ 
nommen, die durch die Halbleitertechnik gegebenen Möglichkeiten auch 
im Bereich der Vermittlungstechnik auszunutzen. Die hohe Arbeits¬ 
geschwindigkeit der Halbleiterbauelemente, besonders in der Form der 
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integrierten Schaltkreise, gestattet es heute, zu zentralgesteuerten Syste¬ 
men überzugehen. Die zeitlich schlechte Ausnutzung von verteilten 
Steuereinrichtungen, also insbesondere hei Direkt Wahlsystemen, war 
von Anfang an bekannt. Sie konnte aber wegen der zu geringen Arbeits¬ 
geschwindigkeit der elektromechanischen Bauelemente nur durch einen 
begrenzten Zentralisierungsgrad (Einstellsätze, Register, Markierer) ver¬ 
bessert werden. Mil dem Aufkommen des Relais mit Schulzrohrkonlak- 
ten ist in Verbindung mit elektronischen Bauelementen der Zentralisie¬ 
rungsgrad der Steuerung wesentlich erhöht worden. Wegen ihrer kurzen 
Schaltzeiten und ihrer Unabhängigkeit vom Einfluß der Umwelt werden 
diese Relais als quasielektronische Bauelemente bezeichnet. Ein System 
gilt als quasielektronisch, wenn seine Koppelanordnungen und seine 
mehr oder weniger stark zentralisierte Steuerung mit diesen Bauelemen¬ 
ten und mit Halbleiter-Bauelementen ausgerüstet sind. Die Schallzeiten 
dieser Relais liegen im Bereich von 1 ms. Bei Systemen mit diesen Relais 
handelt es sich um R a u m vielfach-Systeme. 

Volleleklronische öffentliche Raumvielfaeh-Svsteme, hei denen auch 
die Koppelpunkte durch Halbleiteranordnungen verwirklicht werden, 
sind bisher über ein Versuchsstadium nicht hinaus gekommen. Die Ur¬ 
sachen hierfür liegen vor allem in der teilweisen Unverträglichkeit mit 
bestehenden technischen Einrichtungen an den Anschluß- und Ortsver¬ 
bindungsleitungen sowie in den Forderungen, die vom technischen Be¬ 
triebsdienst (z. B. Prüfnetz) kommen. Die übertragungstechnischen For¬ 
derungen (Durchgangsdämpfung, Nebensprechen) können mit bestimm¬ 
ten elektronischen Koppelpunkten eingehalten werden. Wegen der guten 
technischen Daten der quasielektronischen Bauelemente und ihrer ge¬ 
ringen Größe besteht jedoch vorläufig kein zwingender Grund, elektro¬ 
nische Koppelpunkte zu fordern. 

Anders ist die Situation bei Zeitvielfach- Systemen. 
Hier müssen die Koppelpunkte in //s-Bereich durchschalten; die An¬ 
stiegs- und Abfallzeiten liegen also im ns-Bereich. Hierfür sind viele 
Koppelpunkttypen geeignet. Wenn PCM-Signale durchgeschaltet wer¬ 
den, sind auch die Anforderungen an die Sperrdämpfung geringer. 
Zeitvielfach-Systeme werden immer zentral gesteuert. Es wird daher 
wesentlich einfacher sein, nach der Einführung von zentral gesteuerten 
Raumvielfach-Systemen wegen der dann vorhandenen Zentralsleuerun- 
gen auf eine Zeitvielfach-Variante überzugehen. 

Für die Beurteilung der Zuverlässigkeit von quasielekIronischen 
Vermittlungen sind Betriebserfahrungen von großer Bedeutung. Die 
American Telephone and Telegraph Company ATT ist mit ihrem von 
den Bell Laboratories entwickelten System ESS 1 (Electronic .Switching 
.System No. 1) hierbei vorangegangen. Die ersten serienmäßig herge¬ 
stellten Vermittlungen wurden dort über mehrere Jahre einer sehr 
genauen Prüfung unterzogen. Da mit diesem System bereits eine Be¬ 
triebszeit von > 10 6 Stunden erreicht worden ist, sind die Zahlen über 
Ausfallraten von Bauelementen und Systemteilen als repräsentativ zu 
betrachten [lj. 

Im Bereich der Deutschen Bundespost (DBP) werden mehrere 
Versuchs-Vermittlungen betrieben. Sie sind nach Struktur und Technik 
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der Bauelemente nicht als Vorläufer des elektronisch gesteuerten Wahl¬ 
systems EWS 1 zu werten. Dennoch konnten dabei wertvolle Erfahrun¬ 
gen in bezug auf Ausfallraten und Slörvvirkbreite gewonnen werden. 

II. Der Weg zum zentral gesteuerten System 

Bei allen Versuchs Vermittlungen im Netz der Deutschen Bundespost 
wurde im Gegensatz zu den bisher in Deutschland verwendeten Syste¬ 
men der Weg zur zentralisierten Informationsverarbeitung beschriften. 
Dabei wurden hinsichtlich Zentralisierungsgrad der Steuereinrichtungen, 
Aufgaben dieser Einrichtungen. Erfassungsbereich der Wegesuche (ab¬ 
schnittsweise oder weitspannend) u. a. m. recht unterschiedliche Lösun¬ 
gen angewandt. In Abhängigkeit davon ergaben sich unterschiedliche 
Einsatzbedingungen für die Bauelemente und unterschiedliche Betriebs¬ 
möglichkeiten. 

Im Interesse der Hersteller-Firmen und der Deutschen Bundespost 
lag in erster Linie die harte Erprobung der unter den geschilderten Be¬ 
dingungen eingesetzten elektronischen Bauelemente im öffentlichen Be¬ 
trieb. 

A. Versuchs-Vermittlungsstelle München-Färbergraben 

Das dort erprobte Elektronisch gesteuerte .System mit ü/agnetfeld- 
kopplern hat die Kurzbezeichnung E S M II. Der Verbindungsaufbau 




Arbeits¬ 
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Bild 1. überblick Vermittlungsstelle München-Färbergraben 

Teilnehmerwahlstufe TS = Teilnehmerschaltung 

Gruppenwahlstufe OVI = Orlsverbindungsleitung 

Teilnehmergruppenwahlstufe E = Eingang 

Markierer DW = Durchwahl 

Relaissatz 


geschieht wahlstufenweise; die Steuerung der Wahlstufen ist indirekt. 
Die Gruppierung entspricht bewußt der des Systems 55 (Bild 1). Jede 
Wahlstufe wird durch ein unabhängiges Steuerwerk (Markierer M) be¬ 
dient. Aufgabe der Markierer ist es, die Belegung zu identifizieren und 
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nach Verarbeitung einer Ziffer (TGWM 2 Ziffern) die jeweils zwei¬ 
stufige Koppelanordnung einzustellen. Da die TW-Stufe teilweise als 
Doppelbetriebswähler verwendet wird (AS/LW), müssen in diesem Fall 
die Markierer TWM und TGWM Zusammenarbeiten. Die GW-Eingänge 
(Identifizierung) können auf die GW-Markierer bis zu der angegebenen 
Höchstgrenze geschaltet werden. Diese Grenze von 1500 GW/M ist durch 
die Zeit von ca. 40 ms für den Markiervorgang gegeben. In dem in 
Bild 1 dargestellten Fall wird jeder GWM bei einem Verbindungsaufbau 
jeweils zweimal benötigt. Die Relaissätze RS haben im wesentlichen 
die Aufgaben Speisung/Ruf sowie Schallkennzeichen-Aufnahme und 
-Abgabe wahrzunehmen (RSA ^ I. GW; RSB ^ LW; RSC als Schnitt¬ 
stelle zwischen Direktwahltechnik und ESMII). 

Die Wege werden über eine verdrahtete Logik, und zwar durch 
Absuchen bzw. Aufprüfen auf besondere c-Adern, gesucht. Mischungen 
sind noch erforderlich für die verkehrsgerechte Zuteilung der Relais¬ 
sätze und zwischen der TGW/TW-Stufe. 

Der Versuch sollte in erster Linie Erfahrungen über das Verhalten 
der damals noch verwendeten Germanium-Halbleiter vermitteln. Die 
Vermittlung wurde am 0. 11. 1962 mit 500 AE in Betrieb genommen 
und bis zum Jahre 1964 auf ca. 3000 AE erweitert. Aus der Tabelle l 
können die Fehlerzahlen entnommen werden. Die Zusammenstellung 
gilt für den Zeitraum von April 1967 bis März 1969. ln diesen zwei 
Jahren waren im Mittel 2530 Teilnehmer geschaltet. Als Kontakt wurde 
ein Magnetfeldkoppler verwendet, der erstmalig auf der Welt in einer 
öffentlichen Vermittlung erprobt wurde. 

Die Kontaktfehler sind daher heute von untergeordneter Bedeu¬ 
tung, da es sich um Versuche mit einem Kontakt handelte, der bei heu¬ 
tigen und zukünftigen Systemen in wesentlich verbesserter Form zur 
Verfügung steht. Die durch elektronische Bauelemente verursachten 
Fehlerzahlen sind erstaunlich gering. Die zentralen Einrichtungen sind 
an der Fehlerzahl praktisch nicht beteiligt. Die hohe Fehlerhäufigkeit 
der teilzentralisierten Einrichtungen (Relaissätze, Register u. ä.) ist nicht 
kritisch, da hier noch Ersatzschaltemöglichkeiten bestehen. Dezentrale 
Fehler, die sich nur auf einzelne Teilnehmer auswirken, traten kaum auf. 

Von besonderer Bedeutung ist die Fehleridentifizierung (Tabelle 1). 
Es wurden zwei Drittel der Fehler durch automatische Prüfeinrichtun¬ 
gen festgestellt [2]. Hierzu gehören Überwachungsschaltungen und 
Markierer- bzw. Sprechwege-Prüfautomaten. Durch Ausdrucken bzw. 
Anzeigen des Fehlerortes kann bei den zentralen Einrichtungen die 
Störung durch Auswechseln der steckbaren Platten beseitigt werden. 
Lediglich 1 Ausfall mit gröf3erer Wirkbreite trat auf, als durch extreme 
Temperaturbedingungen die für die heute durch Siliziumhalbleiter er¬ 
setzte Germanium-Technik zugelassenen Temperaturen überschritten 
wurden. Durch den nachträglichen Einbau einer Entwärmungsanlage 
sind Ausfälle dieser Art in Zukunft sehr unwahrscheinlich. 


B. Versuchs-Vermittlungsstelle Stuttgart-Blumenstrafie 

Das System HE 6 0 - L ist ein System mit He rkon-Relais elektro¬ 
nisch gesteuert. Die Wegesuche wickelt sich weitspannend in zwei Ab- 
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Tabelle 1 






Betriebsverhalten der Vermittlungsstelle Färbergraben 

Fehlerhäufigkeit 



Kontakte 

Halbleiter 

R, L, C 

Ver¬ 

drahtung 

Sonstige 

V 

Fehler F 


69 

5 

1 

45 

21 

141 

F/Monat M 


2,88 

0,21 

0,04 

1,87 

0,88 

5,88 


% 


48,9 

3,6 

0,7 

31,9 

14,9 

100 

Vorhandene 

Bauelemente 

590 000 

54 500 

90 000 

—— 

— 

— 


Ausfälle 

h J 


0,7 • IO’ 8 

0,53 • IO' 8 

0,64 • 10 ® 

— 

■ 

— 

Fehleridentifizierung 

Fehler ^ , . Automatische 

erkannt durch ** n Prüfung 

V 

Anzahl 


32 


20 

89 


141 


% 


22,7 

14,2 

63,1 


100 

Fehlerort 

Fehlerursache 

zentral*) teilzentral 2 ) dezentral 3 ) 

Sonstige 

V 

Anzahl 


4 


100 

5 

23 

141 


% 


2,8 


77,3 

3,6 

16,3 

100 


1) Markierer, Ersatzschalleeinrichtung, Einsteller 

2) Sätze, Koppelstufen, Übertragungen 

3) TS, Zähler 


schnitten ab. Die Einstellung für die einzelnen Markierabschnitte geschieht 
zeitlich nacheinander (Bild 2). Wie in Systemen mit Registern üblich, 
wird die Wegesuche in zwei Abschnitte, die Wegesuche 1 von der Teil¬ 
nehmerschaltung TS bis zum Register Rg und die Wegesuche 2 vom 
Verbindungssatz (Register) bis zum Ausgang unterteilt. Die Identifizie¬ 
rung wird über Positionszuordner PZO und Endmarkierer/Kennungs- 
zuordner EM/KZO an den Gruppenmarkierer weitergeleitet. Nach Aus¬ 
wahl eines freien Registers (Verbindungssatz) wird die Wegesuche 
durchgeführt. Bei dieser nach dem Leitaderverfahren vorgenommenen 
Wegesuche wird über eine besondere, parallel zu den Sprechwegen ge¬ 
führte Ader Minuspotential (Anbieten) angelegt. Wenn im Wegesuch¬ 
abschnitt 1 am anderen Ende dieses Minuspotential festgestellt wird, 
muß noch mindestens ein Weg frei sein. Die Auswahl nur eines Weges 
geschieht mit Hilfe von Stufenmarkierern und von Auswahlketten (nicht 
in Bild 2 gezeigt) durch Anlegen von Erdpotential (Zugreifen). Die ein¬ 
zelnen Stufen werden nacheinander durchgeschaltet. Für den gesamten 
Vorgang werden ca. 200 ms benötigt. Daher ist die VSt in Gruppen 
von je 2000 Teilnehmer unterteilt, die von einem Gruppenmarkierer 
bedient werden [3]. Für die Auswahl der Richtung übernimmt der 
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A/C-Grupp# 


O-Gruppe 


VS VS 



> Koppelnetz 


I Steuernetz 


Bild 2. Überblick Vermittlungsstelle Stuttgarl-Blumcnstraße 


KF 

= Koppelfeld 

DGM 

= Durchgangsgruppeninar 

VS 

= Verbindungssalz 

PZO 

= Positionszuordner 

Rg 

= Register 

KZO 

= Kennungszuordner 

EM 

= Endmarkiercr 

LZO 

= Leitwegzuordner 

SM 

= Stufenmarkierer 

GV 

= Gruppen verbinder 

GM 

KM 

= Gruppenmarkiercr 
= Richtungsmarkierer 

OV1 

= Ortsverbindungsleitung 


Richtungsmarkierer aus dem Register die Information. Die Leilweg- 
information wird aus dem Leitwegzuordner abgefordert. Die Wege¬ 
suche 2 und die Einstellung der Koppelanordnung geschieht wie bei 
der Wegesuche 1. Markierer anderer 2000er-Gruppen werden über den 
Gruppenverbinder bei Bedarf gekoppelt. Für den Informalionsaustausch 
wird ein Gleichstromparallelcode verwendet. 

Der Versuch sollte neben der Erprobung einer Zentralsteuerung 
und der betrieblichen Beobachtung neuer Bauelemente vor allem Be¬ 
triebserfahrungen mit erweiterten Leistungsmerkmalen liefern. Hierzu 
zählen: Tastenwahl, Möglichkeit der Selbstumschaltung auf Sonder» 
dienste (FeAD), Kurzwahl. Da bei Selbstumschallungen dem Teilnehmer 
der augenblickliche Schaltzustand mitgeteilt werden muß, stehen hierfür 
Sonderhörzeichen zur Verfügung. Die VSt wurde 1963/64 mit zwei 
Gruppen (1500 T- 500 Teilnehmer) in Betrieb genommen. Tabelle 2 
gibt einen Überblick über die Fehlerzahlen im Zeitraum April 1967 bis 
März 1969. Im Mittel war die VSt mit 1625 Teilnehmern beschältet. 


Sämtliche Fehlerzahlen sind sehr gering. Die zentralen Einrichtungen 
sind nur mit einem höheren Prozentsatz vertreten, weil sämtliche Ein¬ 
richtungen des Steuernetzes hierunter fallen. Ein Vergleich zwischen 
Zahlen der einzelnen Versuchs-VSt ist daher nicht möglich. Der Wert 
„Fehler/Monat und 100 AE“ ist bei zentral gesteuerten Systemen proble- 


15 














H. Kunze, G. Schneider 


Tabelle 2 

Betriebsverhalten der Vermittlungsstelle Stuttgart-Blumenstraße 

Fehlerhäufigkeit 



Kontakte 

Halbleiter 

R, L, C 

Ver¬ 

drahtung 

Sonstige 

V 

Fehler F 


17 

9 

1 

13 

17 

03 

F/Monat M 


0,71 

0,37 

0,04 

0,79 

0,71 

2,02 


% 


27 

14,3 

1,6 

30,1 

27 

100 

Vorhandene 

Bauelemente 

335 000 

173 300 

115 400 

— 

■ 

— 

/i 

Ausfälle 

h 


0,29 • 10~ 8 

0,30 • 10" 8 

0,50 • 10 -9 

— 

— 

— 


Fehleridentifizierung 


Fehler 

erkannt durch 

Prüfung 

Meldung 

Automatische 

Prüfung 

V 

Anzahl 

35 

10 

18 

03 

% 

55,6 

15,9 

28,5 

100 


Fehlerort 

Fehlerursache 

zentral 1 ) 

teilzentral 2 ) 

dezentral 3 ) 

Sonstige 

V 

Anzahl 

17 

24 

12 

10 

03 

% 

27 

38 

19 

10 

100 


1 ) 

gister 

2 ) 

3) 

0 


Sämtliche Markierer und Einrichtungen des Steuernetzes einschließlich Re- 

VS, Koppelstufen (Koppelnetz) 

TS, Zähler 


matisch, da die durch zentrale Einrichtungen verursachlen Fehler auch 
bei höherer Beschaltung konstant bleiben werden. So ist beispielsweise 
diese VSt mit zwei Steuergruppen für insgesamt 4000 Teilnehmer aus¬ 
gerüstet. 


C. Versuchs-Vermittlungsstelle Frankfurt-Eckenheim 

Das dort erprobte F R K - System ist eine Vermittlung mit Flach- 
fteed-Zvontakten. Es handelt sich ebenfalls um ein indirekt gesteuertes 
System. Ein besonderes Merkmal ist die Bildung von Großgruppen von 
ca. 1600 Teilnehmern, die mit einem konstanten Summenverkehrswert 
beschallet werden. Mischungen für den Verkehrsausgleich sind nicht 
notwendig. Der Verkehrsausgleich läßt sich durch Umschallen von Teil¬ 
nehmern unter Beibehaltung der Rufnummer ermöglichen. Die Leitun¬ 
gen der Sammelanschlüsse können verstreut angeordnet werden [4]. 

Der Verbindungsaufbau geschieht in zwei Phasen (Bild 3). Bei der 
ersten Durchschaltung wirkt der Steuersatz ST von der Teilnehmer- 
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Bild 3. Überblick Vermittlungsstelle Frankfurt-Eckenheim 


TW = Teilnehmerwahlstufe ST 

BW = Richtungswahlstufe AW 

VS = Verhindungs-satz RgW 

Hg = Register PG 

TM = Teilnehmermarkierer OV1 

PZO = Positions-RN-Zuordnung 


Steuersatz 

Auswerter 

Register wahlstufe 

Programmgeber 

Orlsverbindungsleitung 


Schaltung bis zu einem freien Register mit. Nach Auswertung der Wahl¬ 
information durch den Auswerter AW wird eine Internverbindung unter 
Mitwirkung von Steuersatz, Teilnehmermarkierer und Register über 
einen Verbindungssatz B aufgebaut. Das Register arbeitet bei Bedarf 
(OV1 zu anderen VSt) auch als Nachsendesatz. Für einen Markiervor¬ 
gang werden ca. 40 ms benötigt. Ein Steuersatz kann ca. 10 000 AE 
bedienen. Im Normalfall sind 2 Steuersätze in Betrieb, die für je 1 Phase 
des Verbindungsaufbaus verwendet werden. Ein Steuersatz kann auch 
die gesamte VSt bedienen, es müssen dann aber je Verbindungsaufbau 
2 X 40 ms zur Verfügung stehen. 

Auch hier wurden durch den Versuchsbetrieb wertvolle Erkennt¬ 
nisse gewonnen. Tabelle 3 gibt einen Überblick für den Zeitraum von 
April 07 bis März 09 (mittlere Beschallung 434 Teilnehmer). Fehler, 
deren Ursache in der zentralen Steuerung lag, traten auch hier selten auf 
und blieben durch Doppelung und automatische Ersatzschallung dieser 
Einrichtungen auf den Betriebsablauf ohne Einfluß. Die Kontaktfehler 
sind für die Beurteilung künftiger Systeme unbeachtlich, weil es sich 
hier noch zum größten 'Feil um Kontakte aus einer Versuchsfertigung 
gehandelt hat, die zwischenzeitlich durch eine wesentlich verbesserte, 
raumsparende Ausführung (MRK) ersetzt worden ist. 

Die überwiegende Zahl der Fehler konnte durch automatische Prü¬ 
fung bzw. System Überwachung, die gegebenenfalls eine selbsttätige 
Außerbetriebnahme schadhafter Geräte bewirkt, anhand entsprechen¬ 
der Ausdrucke erkannt werden, bevor eine größere Störungsreichweite 
eintrat. 


2 Fernmehlewesen 
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Tabelle 3 

Betriebsverhalten der Vermittlungsstelle Frankfurt-Eckenlieiin 

Fehlerhäufigkeit 



Kontakte 

Halbleiter 

R, b, C 

Ver¬ 

drahtung 

Sonstige 

V 

/ m 

Fehler F 


44 

8 

2 

37 

24 

115 

F/Monat M 


1,84 

0,33 

0,08 

1,54 

1,00 

4,79 


% 


38,2 

7,0 

1,7 

32,2 

20,9 

100 

Vorhandene 

Bauelemente 

119 000 

53 250 

66 350 

— 

— 

— 

A 

Ausfälle 

h 


ao 

1 

O 

• 

c*r 

0,87 • IO’ 8 

0,17 • IO' 8 

— 

— 

— 


Fehleridentifizierung 


Fehler 

erkannt 

durch Prüfung 

Meldung 

Automatische 

Prüfung 

V 

Anzahl 

20 

32 

63 

115 

% 

17,4 

27,8 

54,8 

100 

Fehlerort 

Fehlerursache zentral*) 

teilzentral 2 ) 

dezentral 3 ) 

y 

Anzahl 

10 

67 

38 

115 

% 

8,7 

58,3 

33,0 

100 

1) 

2) 
3) 

ST, AW, PG, TM 

VS, Koppelstufe, Rg 

TS, Zähler 





D. Versuchs-Vermittlungsstelle Stuttgart-Bad Cannstatt 

Das dort erprobte System E Z M 3 ist ein System mit elektroni¬ 
scher zentraler A/arkierung. Die Vermittlung wurde im Dezember 1967 
in Betrieb genommen. Auch dieses System fällt in die Gruppe der in¬ 
direkt gesteuerten Vermittlungen. Amtsgruppen von je 1000 Teilneh¬ 
mern werden über einen Anschaltesalz AnS mit dem zentralen Mar¬ 
kierer M für ca. 10 000 Teilnehmer verbunden (Bild 4). Der Wegesuche 
liegt das Prinzip der konjugierten Wahl zugrunde. Erst wenn der ge¬ 
samte freie Weg durch einen mit einem 100 kHz-Takt durchgeführten 
seriellen Absuchvorgang erkannt ist, wird die Verbindung durchge¬ 
schaltet. Als Koppelelement wird der offene bistabile Ordinatenhaft- 
schalter (OHS) verwendet [5]. 

Für eine bessere Ausnutzung der Anschlußleilungen wird ein Kon¬ 
zentrator 5/20 verwendet. Von besonderem Interesse ist bei dieser VSt 
der durch Fernsteuerung veränderbare Kennungsspeicher (KSp). Er 
enthält Teilnehmerklassifikationen, die z. B. bei Verwendung für Son¬ 
derdienste oder Hinweisansagen geändert werden können. Als Eingabe- 
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VS 


Ue 



TS 

— 

Teilnehmerschaltung 

R 

= serienmäßiger Rechner RT 10 

VS 

— 

Verbindungssatz 

FS 

= Fernschreiber 

Id 

— 

Identifizierer 

LSS 

= Lochstreifensender 

Rg 

— 

Register 

OV1 

= Ortsverbindungsleitung 

AnS 

— 

Anschal tesatz 

K 

= Konzentrator 

UmW 

— 

Um werter (Leilweglenkung) 

Ue 

= gehende Übertragung 

M 

— 

Markierer 


(Anpassung am Impuls¬ 

KSp 

— 

Kennungsspeicher 


kennzeichen) 


gerät dient eine Fernschreibmaschine. Eine kleinere Rechenanlage R 
wird u. a. auch für die Codeunisetzung verwendet. 

Wegen des kurzen Versuchsbetriebes liegen noch keine repräsen¬ 
tativen Fehlerzahlen vor. 

III. Die Anforderungen an ein neues System 

Durch die zentrale Steuerung und die Verwendung neuartiger Bau¬ 
elemente können Forderungen verwirklicht werden, die mit konventio¬ 
nellen Direktwahlsystemen nicht darstellbar waren. Hierzu gehören 
grundlegende Forderungen an die Systeinstruktur und den Aufbau so¬ 
wie Leistungsmerkmale, die für den Teilnehmer und die DBF von Inter¬ 
esse sind. 


A. Grundlegende Forderungen • 

1. Einheitstechnik 

Für den technischen Betriebsdienst und die Planung ist die Ein- 
heitslechnik von großer Bedeutung. Da es sich jedoch um eine Bauweise 
mit steckbaren Einschüben für das Sprechwegenetzwerk und die Steue¬ 
rung handelt, wird ein System in einheitlicher Technik gefordert. Das 
bedeutet Einheitlichkeit in funktionaler und konstruktiver Hinsicht in 
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bezug auf die Austauschbarkeit der gleichen Einschübe bzw. der klein¬ 
sten steck baren Einheiten verschiedener Hersteller. Dadurch sind 
Einschübe verschiedener Hersteller untereinander austauschbar. Die 
Schnittstellenbedingungen werden festgelegt. Es können unterschied¬ 
liche Bauelemente verwendet werden, wenn dadurch keine nennens¬ 
werten Zugeständnisse in bezug auf die Größe und schaltungstechnische 
Auslegung der Einschübe erforderlich werden. 


2. Einsatz de s S y ste m s 

Das EWSO 1 ist für die Einrichtung neuer OVSt und die „Erweite¬ 
rung“ bestehender OVSt vorgesehen. Bei solchen „Erweiterungen“ wer¬ 
den Systenigruppen aus Bereichen vorgezogen, die bereits mit EWSO 1 
ausgerüstet sind. Hierfür kommen in erster Linie Erweiterungskonzen¬ 
tratoren in Betracht. Diese „Erweiterungen“ verwenden in der Regel 
nicht die Rufnummerngruppe (VSt-Kennzahl) der zu erweiternden Ver¬ 
mittlung. 

Für den Einsatz im Bezirksnetz wird gefordert, daß auch mehrere 
Ortsnetze (Endvermittlungsstellen) steuermäßig zusammengefaßt wer¬ 
den können (steuernde KVSt). Das EWS 1 soll in der Variante EWSF 1 
auch in Haupt- und Zentralvermittlungsstellen verwendet werden. Wäh¬ 
rend der Einführungszeit müssen daher auch Orts- und Fern-VSt steue¬ 
rungsmäßig zusammengefaßt werden können. 

Schließlich wird es in absehbarer Zeit notwendig werden, die 
Durchschaltung im Zeitvielfach (PGM) vorzunehmen. Die Steuerung ist 
daher so auszulegen, daß Koppelanordnungen für Raumvielfach- und 
Zeitvielfach-Durchschaltung von derselben Steuerung bedient werden 
können. 


3. R a u m ersparnis 

Gegenüber dem Raumbedarf des Systems 55 v wird für die reine 
Vermittlungstechnik im Mittel eine Ersparnis von wenigstens 50% ge¬ 
fordert. Die neuesten Untersuchungen haben gezeigt, daß dieser Wert 
gut realisierbar ist. Durch die hohe Packungsdichte und die damit ver¬ 
bundene Wärmeentwicklung entstehen jedoch neue Probleme. Die durch 
die größere Anzahl von Beschaltungseinheiten je Wählersaal entstehende 
Spitzenleistung entspricht etwa der der EMD-Technik. Die mittlere 
Wärmeentwicklung ist jedoch, wie bei jeder elektronischen Technik, 
wesentlich höher. Bei Auftreten der Spitzenlast reicht das von der EMD- 
Technik bekannte Wärmespeichervermögen des Gebäudes nicht aus, 
so daß die Raumersparnis mit dem Einsatz von Entwärmungsanlagen 
an den Stellen erkauft werden muß, wo besonders hohe Wärmeentwick¬ 
lung auftritt. 

4. Leitungsausnutzung 

Um die Anschlußleitungen besser auszunutzen, müssen in großem 
Umfang 'Peile der Konzentrationsstufe in Richtung zum Teilnehmer 
vorgezogen werden. Im Gegensatz zu Wählsterneinrichtungen kann je¬ 
doch in der VSt auf die teilnehmerindividuelle Wiederaufspreizung ver¬ 
zichtet werden. 
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Für die Ortsverbindungsleitungen wird eine zweiadrige Führung 
und nahezu vollkommene Erreichbarkeit gefordert. Um für die spätere 
PCM-Übertragungstechnik günstige Startbedingungen zu schaffen, dür¬ 
fen auf den Ortsverbindungsleilungen keine Gleichstromsignale (ein¬ 
schließlich der Leilungszeichen) verwendet werden. 

Wenn auf Mischungen für den Verkehrsausgleich verzichtet wird, 
muß in großem Umfang von einer freizügigen Rurnummern/Lage- 
Zuordnung Gebrauch gemacht werden. Unabhängig hiervon muß das 
System eine reibungslose Anpassung an die Struktur der vorhandenen 
Kabelnetze erlauben. 


5. Zentrale Gebühren erfass ung 

Bei zentraler Gebührenerfassung wird die vollautomatische Her¬ 
stellung der Fernmelderechnungen realisierbar. Die Rechenzentren sind 
in der Lage, selbsttätig die Gebühr aus den Systemspeichern abzurufen. 
Wegen der Konzentratoren muß die Gebühr an zentralen Punkten er¬ 
faßt werden, da eine leitungsindividuelle Registrierung wegen des Feh¬ 
lens der Wiederaufspreizung unmöglich ist. 


ß. Leitwegle n k u n g f ii r ö r t s - u n d Fernverke h r 

Im Ortssystem müssen 6 Stellen (ohne Verkehrsausscheidungs- 
ziffer) bzw. in einigen Bereichen 7 Stellen ausgewertet werden. Hier¬ 
durch kann Massennahverkehr zwischen benachbarten Ortsnetzen (Ruhr¬ 
gebiet) ohne Benutzung des SWFD-Netzes abgewickelt werden. Diese 
Forderung ist nur bei größeren Steuerbereichen sinnvoll. Dabei bilden 
die Anschlußbereiche aller Vermittlungsstellen, die von einer Zentral¬ 
steuerung (ZSt) gesteuert werden, einen Steuerbereich. 

Hier ist dann mit Zielfaktoren zu rechnen, die die Bildung getrenn¬ 
ter Bündel wirtschaftlich machen. 

Wegen der Leitweglenkung wird die gesamte Verzonung für Orts¬ 
und Fernverkehr in der Ortsvermittlungsstelle vorgenommen. 


7. Leichte Anpaßbarkeit an neue Leistungsmerk- 
m a 1 e 

Die Umstellung auf bzw. die Anpassung an neue Leistungsmerk- 
male soll ohne Verdrahtungsänderungen möglich sein. Hierdurch wird 
die Zentralsteuerung mit gespeichertem Programm sinnvoll. Die dann 
mitunter notwendige zusätzliche Einführung peripherer Sätze (siehe 
Abschnitt IV. C.) als Schnittstelle zum Teilnehmer bzw. zu automati¬ 
schen Geräten erfordert ebenfalls keine Verdrahtungsänderungen. Ins¬ 
besondere soll auch das Wegesuchverfahren die Steuerung von Raum¬ 
vielfach- und Zeitvielfach (PGM)-Koppelanordnungen gestatten. 

B. Besondere Leistungsmerkmale aus der Sicht des Teilnehmers 

1. Selbstumschaltungen 

Trotz der heute bereits wesentlich verbesserten Umschalleverfahren 
auf den Fernsprechauftragsdienst bzw. vom Fernsprechauftragsdienst 
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zurück zum Teilnehmer ist noch die Mitwirkung von Kräften der DBP 
erforderlich. Der Versuchsbetrieb hat gezeigt, daß diese Umschaltungen 
nach Zuteilung einer Berechtigung selbständig durchgeführt werden 
können. Das Umschalteverfahren ist von Tastenwahlapparaten aus 
leicht darzustellen. Da jedoch während eines langen Übergangszeilrau- 
mes Fernsprechapparate mit Impuls wähl vorhanden sind, muß die 
Umschaltung durch ein besonderes Betriebsverfahren auch von diesen 
Apparaten aus möglich sein. 

Nach dem gleichen Prinzip sind Anrufumleitungen denkbar. 


2. Tasten w a h 1 


Die Tastenwahl erhöht den Bedienungskomfort beträchtlich. Dies 
haben Umfragen bei den Teilnehmern der Versuchs-VSt eindeutig ge¬ 
zeigt. Es wird das vom CCITT empfohlene Mehrfrequenzcodewahl- 
Verfahren mit 2 X (]) Möglichkeiten angewendet. Von den 16 möglichen 


Kombinationen werden 12 für Teilnehmer-Apparate ausgenutzt. Die für 
die Aussendung der Ziffern nicht benötigte 11. Kombination dient der 
Abwicklung der Kurzwahl, die 12. als Reserve. Die restlichen Kombina¬ 
tionen sollen für die Signalisierung auf Anschlußleitungen zu besonde¬ 
ren Teilnehmereinrichtungen, z. B. Münzer, verwendet werden. 

Die Tastenanordnung wird der vom CCITT vorgeschlagenen 
3X3+ 1-Anordnung für die Ziffern 1 — 0 entsprechen. 


3. K u r z w a h 1 

Die Kurzwahl erfordert einen erhöhten Speicheraufwand. Auch 
hierüber liegen bereits Erfahrungen aus dem Betrieb der Versuchs-VSt 
vor. Nach dem Drücken der Kurzwahllaste soll in der Regel eine weitere 
Ziffer genügen, um den gewünschten Teilnehmer eindeutig zu kenn¬ 
zeichnen. Hiermit könnten bis zu 10 beliebig wählbare Kurzrufnum- 
mern zugeteilt werden. Ol) zweistellige Kurzwahlnummern für die Teil¬ 
nehmer von Interesse sind, muß die Zukunft erweisen. Die Kurzwahl 
läßt sich für den Teilnehmer einfach durchführen. Sie wird nur von 
Tastenwahlapparaten aus möglich sein. 

4. Durchwahl zu Nebenstellenanlagen 

Die Durchwahl zu Nebenstellenanlagen ist heute auf Anlagen der 
Baustufe III W beschränkt. Durch eine andere Systemstruktur kann die 
Durchwahlfähigkeit grundsätzlich für jede Anschlußleitung verwirklicht 
werden. Somit ist zumindest auch die Durchwahl zu kleineren und mitt¬ 
leren Nebenstellenanlagen möglich. Die Frage der Rufnummernökono¬ 
mie bekommt dann allerdings große Bedeutung. 

C. Besondere Leistungsmerkmnle uns der Sieht der Deutsehen Bundespost 

1. Zusammenarbeit mit vorhandenen Systemen 

Bei der Einführung eines neuen Systems bietet die notwen¬ 
dige Kompatibilität mit den vorhandenen Systemen die größten Pro¬ 
bleme. Die Einhaltung der Schnittstellenbedingungen ist technisch 
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lösbar, aber wirtschaftlich aufwendig. Als besonderes Leislungsmerkmal 
ist hier die Einengung der zeitlichen Toleranzen für die Schaltkenn- 
zeichen zu nennen. Auch die Wählimpulse, die grundsätzlich regene¬ 
riert werden, können im Verhältnis 1 : 1 (50 : 50 ms) abgegeben werden. 


2. Erhöhte Reichweite der Anse hlußleit ungen 

Der Leitungswiderstand der Anschlußleitung wird auf eine vermitt¬ 
lungstechnische Reichweite von 1800 0hm erhöht. Hierdurch kann der 
Einsatzbereich der 0.4 mm 0-Doppeladern vergrößert werden, sofern 
die Dämpfungsreichweite das zuläßt. Als Eolge dieser Widerstands¬ 
erhöhung müssen bei Leitungswiderständen >1000 Ohm Transistor- 
Mikrofone verwendet werden, deren Gleichstromwiderstand bei der 
Festlegung des Schleifenwiderstands berücksichtigt wird. Diese Bedin¬ 
gungen muß jeder speisende Satz erfüllen (siehe Abschnitt IV. C 1.). 


3. Erhöhte Reichweite der O r l s Verbindungs¬ 
leitungen 

Bei Ortsverbindungsleitungen kann künftig zwischen den Speise¬ 
punkten von neuen VSt (EWSO 1) ein Schleifenwiderstand von 4000 Ohm 
zugelassen werden. Für Kabeladern mit 0.6 mm Durchmesser ist damit 
die vermittlungstechnische Reichweite größer als die zulässige Dämp¬ 
fung (2,2 Np). In vielen Fällen wäre es dann möglich, auch für Orts¬ 
verbindungsleitungen Kabel mit 0.4 mm Adern zu verwenden. Bei Ver¬ 
bindungsverkehr zu konventionellen VSt müssen nur die für diese 
Technik festgelegten Reichweiten eingehalten werden. 


IV. Struktur des EWSO 1 
A. Grundsätzlicher Aufbau des Systems 

Das EWSO 1 ist ein durch Zentralsteuerung (Z S T) mit 
gespeichertem Programm betriebenes System. Die Zentralsteuerung be¬ 
steht, stark vereinfacht, aus der Verarbeitungseinheit (VE) und dem 
Speicher (SP). Eine starke Zentralisierung bedingt auch eine hohe Ar¬ 
beitsgeschwindigkeit, weil für die zentrale Verarbeitungseinheit (VE) 
das Prinzip „one-at-a-time“ gilt. 

Die eigentliche Durchschaltung übernimmt eine Koppelanordnung 
(KA). In der Peripherie fallen noch andere Aufgaben an: Speisung der 
Teilnehmer, Wahlaufnahme, Schaltkennzeichenerzeugung und -emp- 
lang, Teilnehmeridentifizierung, Wegeeinstellung usw. Hierfür werden 
Sätze S bzw. Funktionsteile unterschiedlicher Ausführung verwendet, 
die den von den Versuchs-VSt bereits bekannten Relais- bzw. Verbin¬ 
dungssätzen, Identifizierern, Einstellern und Registern entsprechen. Ein 
bestimmter Teil der Koppelanordnung und zahlreiche zugeordnete Sätze 
S bzw. Funktionsteile werden als Arbeitsfeld AF bezeichnet. 

Es wäre nun möglich, mehrere Arbeitsfelder direkt durch die Zen¬ 
tralsteuerung zu steuern. Dann müßte die Zentralsteuerung mit ihrer 
hohen Arbeitsgeschwindigkeit bis in die Peripherie einwirken. Da da¬ 
durch insbesondere für die Fernsteuerung Schwierigkeiten entstehen, 
wurde beim EWSO 1 eine andere Lösung gewählt. Teilzentrale Arbeits- 
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feld-Steuerwerke AST, deren Leistungsvermögen auf den Verkehr eines 
Arbeitsfeldes abgestimmt ist, übernehmen im wesentlichen folgende 
Aufgaben: 



1 )) 

c) 


Geschwindigkeitstransformation Peripherie (langsam), Zentralsteue- 
rungs-Bereich (schnell); 

Codewandlung und Leistungsiransformalion zwischen beiden Berei¬ 
chen ; 

Kurzzeitspeicher für Informationen vom Arbeitsfeld zur Zentral- 
sleuerung bzw. für Befehle von der Zentralsteuerung zum Arbeits¬ 
feld. Hierdurch erhält die Zentralsteuerung die Möglichkeit, den 
Nachrichtenaustausch zu den für sie günstigsten Zeiten abzu¬ 
wickeln. 


Aus diesen Überlegungen ergibt sich folgende Struktur (Bild 5): 
Eine doppelt vorhandene Zentralsteuerung arbeitet über eine defi¬ 
nierte innere Schnittstelle SS 1 mit mehreren Arbeitsfeld-Steuerwerken 



Bild 5. Struktur des EWSO 1 (Werkbild Siemens) 
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zz 
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KT 

— 

Konzentrator 
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TS 
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gehender Satz 
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zusammen. Hierbei wird ein Ivanalsleuerteil KST für die Adressierung 
und Anpassung durch die Zentralsteuerung verwendet. Die maximale 
Transfergeschwindigkeit beträgt 100 000 Byte/s. Die einzelnen Arbeits¬ 
feld-Steuerwerke werden mit den zugehörigen Arbeitsfeldern, die aus 
je 2 Koppelgruppen ABC und den zugehörigen Funktionseinheiten 
(Sätzen) bestehen, über eine weitere definierte äußere Schnittstelle SS 2 
zusammengeschaltet [8J. Da die Arbeitsfeld-Steuerwerke nicht gedoppelt 
werden, muß für mehrere Einheiten eine Ersatzeinrichtung (E: AST) 
zur Verfügung stehen. Sie wird bei Bedarf mit dem entsprechenden 
Arbeitsfeld verbunden. Der bisher beschriebene Vermittlungstyp wird, 
da die Zentralsteuerung mit den Arbeitsfeldern räumlich vereinigt ist, 
als steuernde Orts -Vermittlungsstelle (STOVST) 
bezeichnet. 

Damit ist es möglich, abgesetzte Vermittlungen fernzusteuern 
(GOVST). Hierfür wird ein Datenaustausch- und Übertragungssteuer¬ 
werk DTU eingesetzt, das gegenüber der Zentralsteuerung die Aufgaben 
eines Arbeitsfeld-Steuerwerkes wahrzunehmen hat. Jeder gesteuer¬ 
ten Vermittlungsstelle wird eine Richtung zugeordnet. Für 
die Übertragung wird der Nachrichtenfluß auf kleine Geschwindigkeiten 
in der Größenordnung von z. B. (je nach Einsatzfall) 1200 Bd reduziert, 
um die Übermittlung der Nachrichten auf normalen Doppeladern zu 
gestalten. Eine solche VSt entspricht im übrigen in ihrem Aufbau und 
in ihren Betriebsmöglichkeilcn voll der steuernden Vermittlungsstelle. 
Sie ist daher, ebenso wie die STVST, im Sinne der heutigen Termino¬ 
logie eine VollVST mit eigener Nullgasse und evtl. Querbündeln. 

Die steuernde VST und jede gesteuerte VST behält ihren eigenen 
Anschlußbereich. Die Anschlußbereiche aller Vermittlungsstellen, die 
von einer Zentralsteuerung ZST gesteuert werden, bilden einen Steuer¬ 
bereich STB. Innerhalb des Steuerbereiches können die Rufnummern 
aus einem bestimmten Ziffernbereich frei vergeben werden. Aus der 
Rufnummer ist der Anschlußbereich nicht mehr eindeutig zu erkennen. 
Verwaltungsgemäße Organisationseinheiten (z. B. Enlstörungsstellen, 
Tarifgrenzen usw.) dürfen daher die Steuerberciche nicht aufteilen, 
wenn diese Vorteile nicht verlorengehen sollen. 

Für die Bedienung der VST eines Steuerbereiches ist eine zentrale 
Daten-Ein-/Ausgabe ZDEA mit einem Fernschreiber vorgesehen. Sie 
kann räumlich von der steuernden VST getrennt sein. In der letzten 
Ausbauphase des neuen Systems werden diese Daten über einen über¬ 
geordneten Vermittlungstechnik-Betriebsrechner BR (VT) ein-/ausge- 
geben. Die zentrale Daten-Ein-/Ausgabe hat unmittelbar Zugang zum 
inneren Leitungssystem. 


Eine ähnliche Struktur wird für die ländlichen Gebiete angestrebt. 
Die heutige Knotenvermittlungsstelle wird steuernde VST mit einer 
Vierdraht- und einer Zweidraht-Koppelanordnung für den Ortsverkehr 
am Sitz der bisherigen Knolenvermittlungsstelle und den Verkehr im 
Bereich der Knotenvermittlungsstelle, der zweidrahtmäßig abgewickelt 
werden kann. Die offenen Endvermittlungsstellen werden in gesteuerte 
VSF umgewandelt. Die Ortsnetzkennzahlen bleiben erhallen. Offene 
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Endvermittlungsstellen können dann bei Bedarf abgehende Zweidraht- 
und Vierdraht-Bündel erhalten. Die Auswahl erfolgt durch die Zentral¬ 
steuerung nach Auswertung der richtungsbestimmenden Ziffern. 

B. Die Koppelanordnung 

Jede Koppelanordnung (KA) für Ortsverkehr besteht grundsätzlich 
aus 3 Teilen: Konzentralionsstufe KO (AS, VW), Richtungswahlstufe RI 
(I. GW und evtl, weitere GW) und Expansionsstufe EX (letzte GW und 
LW). Bei indirekt gesteuerten Register-Systemen kommt noch die Re- 
gisterwahlstufe (Suchwähler) hinzu. Außerdem können Konzentrations¬ 
und Expansionsstufe zu einer Doppelbetriebswahlstufe vereinigt werden 
(z. B. Teilnehmerwahlstufe in Bild 3). Bei allen Versuchs-VSt befinden 
sich die Ortsverbindungsleitungen grundsätzlich auf der den Teilneh¬ 
mern entgegengesetzten Seite der Koppelanordnung. Daher müssen bei 
einer Versuchs-VST (Bild 3) immer 6 individuelle Stufen, bei einer 
anderen Versuchs-VST (Bild 2) mindestens 10 Stufen im Fall des Intern- 
verkehrs durchlaufen werden. 


1. Einheits-Koppelanordnung des EWS 0 1 

Sämtliche oben erwähnten Stufen können zu einer gemeinsamen 
Koppelanordnung vereinigt werden. Werden zusätzlich noch alle Ein- 
und Ausgänge auf dieselbe Seite der Koppelanordnung gelegt, entsteht 
eine Umkehrgruppierung, auch Spiegelnetzwerk genannt. Als Folge müs¬ 
sen dann alle Anschlußleitungen ASL, Ortsverbindungsleitungen OLV 
sowie sämtliche Sätze ebenfalls auf derselben Seite angeschlossen werden. 


ZW = Zwischcnleitung 
Asl = Anschlußleitung 
OVI = Ortsverbindungs- 
leitung 

KG = Koppelgruppe 
A x = Eingang A-Vielfach 

Bild (5. Koppelanordnung des EWSO 1 (Koppelgruppe ABC) 

Bild 0 zeigt den Aufbau einer Koppelgruppe ABC eines Arbeits¬ 
feldes (ein Arbeitsfeld besteht aus 2 Koppelgruppen ABC). Die rechte 
Seite mit ihren Ausgängen wird nur zum Erreichen anderer Koppel¬ 
gruppen ABC verwendet. Wegen der auch hier verwendeten Ausgangs¬ 
zahl 8 für die kleinste Einheit können bis zu 9 Koppelgruppen ABC 
verknüpft werden. Die Koppelanordnung enthält keine Mischungen. 
Zur Verkehrsanpassung werden unterschiedliche A-Koppelviel fache mit 
einer bestimmten Eingangszahl Ax verwendet. Da definierte Verluste 
(siehe Abschnitt IV. B. 3.) eingehalten werden müssen, leistet eine A-B- 
Zwischenleitung (ZWAB) etwa 0,3 Erl. Teilt man nun die Leistung 
dieses Achterbündels so auf, daß bei Anschluß von Teilnehmern und 
Sätzen jedem Satz im Mittel ca. 0,7 Erl zugeteilt werden, ergibt sich 
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die Tabelle 4. Andere Beschallungsvarianten sind grundsätzlich denk¬ 
bar. Bei schiefer Last können Teilnehmer bzw. Sätze auf andere Ein¬ 
gänge umgeschaltet werden, ohne daß für die Teilnehmer Rufnummern¬ 
änderungen notwendig sind (siehe Abschnitt V. A.). 


Tabelle 4 

Summenverkehr je Teilnehmer bei unterschiedlichen Eingangszahlen A x 

(ohne Berücksichtigung von schiefer Last) 


A x = 4 

4 Sätze, nur Durchgangsverkehr 

A x = 8 

6 Tin + 2 Sätze 

0,175 Er 1/T ln 

A x = Iß 

14 Tin + 2 Sätze 

0,072 Erl/Tln 

A x = 24 

24 Tin + 0 Sätze 

0,100 Erl/Tln 

A x = 32 

32 Tin + 0 Sätze 

0,075 Erl/Tln 

A x = 48 

48 Tin + 0 Sätze 

0.050 Erl/Tln 


Für die Steuerung bildet eine Koppelgruppe AB eine Einheit. Jede 
der acht Koppelgruppen AB besteht aus 16 Koppelvielfachen A (KVA) 
und 8 Koppelvielfachen B (KVB). Zwischen diesen Koppelvielfachen 
sowie den Koppelgruppen und den Koppelvielfachen C besteht eine 
regelmäßige Verdrahtung: Jede Verknüpfung geschieht mit nur einer 
Leitung. 

Sämtliche Koppelpunkte werden durch Haftrelais realisiert. Das 
hierfür verwendete bistabile Schutzgas-Metallrelais wird in der Abhand¬ 
lung „Konstruktive Gestaltung des EWSO 1“ (Dr. Dietrich) dieses 
Jahrbuches beschrieben. Jeder Koppelpunkt ist zweiadrig, so daß die 
Wegesuche unabhängig von der Koppelanordnung in einem getrennten 
Speicher verlaufen muß. Da auch die Ortsverbindungsleitungen zwei¬ 
adrig betrieben werden, wird jede Verbindung auf dem gesamten Weg 
nur über zwei Adern geführt. 

Bei einer gemischten Ausstattung mit 16 bzw. 24 Eingängen kön¬ 
nen je Koppelgruppe ABC 2000 Teilnehmer zuzüglich der erforderlichen 
Sätze angeschlossen werden. Bei 9 Koppelgruppen ABC ist der End¬ 
ausbau dann bei etwa 18 000 Teilnehmern erreicht. Bei größeren Zahlen 
kann die C-Stufe auch mit 16. Ein- und Ausgängen ausgerüstet werden. 
Dann können bis zu 17 Koppelgruppen ABC miteinander verknüpft 
werden. 


2. V o r z i e h e n von Koppelanordnungs-Teilen 
a) Konzentratoren 

Aus der Koppelanordnung können Teile in den Anschluß bereich 
verlagert werden. Diese vorgezogenen Teile müssen dann über eine 
Hilfssteuerung und einen Datenkanal von der VSt aus bedient werden. 
Bei größeren Einheiten wird für den Datenkanal eine besondere Steuer¬ 
leitung verwendet. Im Gegensatz zu Wählslerneinrichtungen (WStE), 
die aus dem Schalter im Anschlußbereich und der Übertragung in der 
VST bestehen, werden die Sprechadern nicht wieder teilnehmerindivi¬ 
duell aufgespreizt. Die hierfür notwendigen Voraussetzungen sind bei 
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zentral gesteuerten Systemen gegeben: Abgehend Teilnehmeridentifizie- 
rung und zentrale Gebührenerfassung sowie ankommend zentrale 
Frei-VBesetzt-Prüfung. 

Die Betrachtung der einzelnen Typen soll zunächst unter Vernach¬ 
lässigung der Steuerung erfolgen. Für den Einsatz mit dem EWSO 1 
sind drei Typen vorgesehen. 

Der kleine Konzentrator (KKT) wird die Wählstern¬ 
einrichtungen 53/55 mit 3 Hauptleitungen und 16 Zweigleitungen sowie 
die Wählsterneinrichtung 4/20 ersetzen. Die Gruppierung zeigt Bild 7. 
Ein einstufiges Koppelvielfach A’ verbindet 20 Teilnehmer mit 4 Haupt¬ 
leitungen. Je Teilnehmer ergibt sich ein Suinmcnverkehrswcrt von 0,045 
Erl. Zur Steuerung dient eine freie Hauptleitung. Da für das Koppel¬ 
vielfach A’ das Haftprinzip verwendet wird, können bis zu 4 Verbin¬ 
dungen aufrecht erhalten werden. Ein direkter Inlernverkehr zwischen 
2 Teilnehmern desselben Konzentrators ist nicht möglich. 


20 I 4 4 HL a 0,22 Erl 


l-> 

L!_j l 


eax. 1800 Oha 


B 




4 

SS 2 (A) 

Bild 7. Gruppierung des kleinen Konzentrators 


ST = Steuerung 

HL = Hauptleitung 

KKT-S = Konzentrator-Satz 

SS = Schnittstelle 


Neben der Einsparung von 16 Hauptkabel-Doppeladern bei Unter- 
bringung im Kabelverzweiger (bzw. 16 Anschlußleitungen bei Montage 
neben dem Endverzweiger) werden trotz der zusätzlichen Stufe A’ 
Koppelpunkte eingespart, weil im Koppelvielfach der VSt 16 Eingänge 
und damit 128 Koppelpunkle eingespart werden. Durch die zusätzliche 
Koppelstufe entsteht ein zusätzlicher Verlust. Es können bis zu 4 Ge¬ 
meinschafts-Hauptanschlüsse (8 Teilnehmer) angeschlossen werden. Die 
Gesamtzahl wird hierdurch jedoch nicht erhöht. 

Der mittlere Konzentrator (M KT) ist als Nachfolge¬ 
typ für die größeren Wählsterneinrichtungen 62 (9/49) und 63 a, b (9/60, 
18/120) vorgesehen. Die Gruppierung zeigt Bild 8. Eine zweistufige 
Anordnung A’, B’ verbindet bis zu 144 Teilnehmer mit 16 Hauptleitun¬ 
gen. Je Teilnehmer ist ein mittlerer Summenverkehrswert von 0,053 Erl 
möglich. Eine 17. Doppelader muß als Steuerleitung (STL) für den 
Datenkanal zur Verfügung stehen. Bei einer Störung dieser Doppelader 
wird eine Hauptleitung als Ersatz-Steuerleitung verwendet. Die Grup¬ 
pierung erlaubt einen Erstausbau mit 72 Teilnehmern. 

Der Konzentrator kann in einem Kabelverzweiger-Gehäuse 68 
untergebracht werden. Die Fernstromversorgung ist wegen des Haft- 
prinzips möglich (über die Steuerleilung aus der VST). Der Anschluß 
von bis zu 16 Gemeinschafts-Hauptanschlüssen (32 Teilnehmer) ist bei 
gleichbleibender Gesamtzahl von 144 Teilnehmern möglich. 
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Bild 8. Gruppierung des mittleren Konzentrators 

Der große Konzentrator (G K T) entspricht einer Kop¬ 
pelgruppe AB mit A x = 32 (Bild 9). Er isl in der Form des Erwei¬ 
terungskonzentrators (EKT) für das Vorziehen in Direktwahl-VST 
(HDW, EMD) vorgesehen. Da der Erweiterungskonzentrator in der 
normalen Amtsbauweise ausgeführt wird, kann er bei einer späteren 
Erweiterung bzw. einem Austausch der alten VST als großer Konzen¬ 
trator übernommen werden. Jede der 64 Hauptleitungen, die den Zwi¬ 
schenleitungen ZW BC entsprechen, leistet etwa 0,6 Erl. Entsprechend 
Tabelle 4 steht für jeden Teilnehmer ein mittlerer Summenverkehrswert 
von 0,08 Erl zur Verfügung. Für die gedoppelte Steuerung werden 
2 Doppeladern als Steuerleitungen verwendet. Die Stromversorgung 
wird von der VST übernommen. Die Rufnummern beginnen in der 
Regel nicht mit der VST-Kennzahl der erweiterten VSt. 
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Bild 9. Gruppierung des Erweiterungskonzentrators 

Besondere Schwierigkeiten bereitet hier das Problem der Speisung, 
da bei Verwendung von Speisebrücken im Konzentrator keine galva¬ 
nische Verbindung mehr zu den Sätzen der VST und damit auch keine 
Möglichkeit der Schleifenüberwachung besteht. Die Einspeisung von 
lßldlz ist vorgesehen. Da der Erweiterungskonzentrator später in eine 
VST übergehen kann, wird der Anschluß von kleinen Konzentratoren 
und Zweieranschlüssen gefordert. Der Konzentrator soll auch in ange¬ 
mieteten, nicht klimatisierten Räumen aufgestellt werden. Eine Strom¬ 
versorgung über Kleinsammler/Netzanschluß ist dann zwingend not¬ 
wendig. Die Unterbringung ist in Schränken für Nebenstellenanlagen 
möglich. Direkter Internverkehr ist nicht möglich. 
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b) Genieinschaftsanschlüsse 

Die Gemeinschafts-Hauptleitung wird wie ein Einzelanschluß ohne 
Übertragung auf einen Eingang der Koppelanordnung gelegt. Bei ab¬ 
gehenden Gesprächen wird die Identifizierung von einem Wahlsatz 
(WS) übernommen (siehe Abschnitt IV. C. 1.). In ankommender Rich¬ 
tung übernimmt ein Externsatz (ES) oder ein kommender Satz (KS) 
das Kreuzen der Adern und damit die Anschaltung des richtigen Teil¬ 
nehmers. 


3. B enifissung der Koppelanord n unge n 

Aus der Gruppierung der Koppelanordnung (Bild 6) ist zu ersehen, 
daß zwischen 2 beliebigen Eingängen nur eine begrenzte Zahl von 
Wegen zur Verfügung steht (Punkt-zu-Punkt-Verbindung). Dieser Ver¬ 
bindungsfall ist bei der Ansteuerung von Einzelanschlüssen immer 
gegeben, da die Lage (Eingang) des Einfalls nicht verändert werden 
kann. Maßgebend für die Bemessung ist daher die ankommende Ver¬ 
bindung. Es wird ein Verlust B = 2 % für das Durchlaufen der gesam¬ 
ten Koppelanordnung gefordert. Bei den Direktwahlsystemen ist der 
Gesamlverlust B ge s ^ 2 Bi (i = Zahl der Wahlstufen). Der Gesamtver¬ 
lust ist bereits bei mittleren VST > 2 %, da die Konzentrations- und 
Expansions-Stufe allein schon mit 2 % geplant wird. Bei Sammel¬ 
anschlüssen, Durchwahlanlagen und Einzelanschlüssen über Konzen¬ 
tratoren ergibt sich ein besserer Wert (Verbindung Punkt-zu-Kante bzw. 
Punkt-zu-Bündel). 

Der typische Fall für diese Verbindungsart ist die abgehende Bele¬ 
gung. Unter Kante ist z. B. ein B ü n d e 1 von Wahlsälzen (Registern) 
zu verstehen, weil alle Sätze vollkommen erreichbar sind. Die Zentral¬ 
steuerung versucht, nacheinander mehrere Wahlsätze zu erreichen. 
Durch diese mehrfachen Versuche kann die innere Blockierung nahezu 
beliebig gesenkt werden. Bild 10 zeigt diesen Zusammenhang. Auf der 
Abszisse ist die Belastung eines Koppelvielfaches (Bündel ZW AB) auf- 
getragen worden. Selbst bei der Belastung 2,55 Erl = Nennleistung kann 
durch insgesamt 3 Versuche die innere Blockierung <0,1 % gemacht 
werden. Damit hängt bei abgehendem Verkehr der Verlust praktisch 
nur von der Bemessung der einzelnen „Bündel“ ab. Hierbei ist zu be¬ 
achten. daß die Kurven in Bild 10 eine eventuelle schiefe Belastung der 
A-Stufe und die Verbindungen für die Wahlaufnahme nicht berück¬ 
sichtigen. Bei der Dimensionierung der Koppelanordnung wurde vor¬ 
ausgesetzt, daß durch verkehrsgerechte Beschaltung der Eingänge die 
Belastung jedes AB-Bündels möglichst gleich ist. Um unzulässige Ver¬ 
luste zu vermeiden, wird die Belastung dieser Bündel in regelmäßigen 
Abständen kontrolliert. Dieses Abtastverfahren entspricht in bezug auf 
Abtasthäufigkeit und Meßdauer dem bereits eingeführten c-Ader-Abtast- 
verfahren. Anstelle der nicht vorhandenen c-Adern wird die jeder Zwi¬ 
schenleitung zugeordnete Bitposition im Wegesuch-Speicher abgefragt. 
Nach der Ermittlung eines überlasteten Zwischenleitungs-Biindels AB ist 
es dann leicht, durch gezielte Messung des Verkehrs der zugehörigen 
Eingänge die Ursache der Überlastung zu ermitteln. Durch Umschaltung 
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dieser Leitung auf ein anderes Koppelvielfach bzw. durch Tausch mit 
einer gering belasteten Leitung eines anderen Koppelvielfaches kann 
die Überlastung beseitigt werden. 


Innere Blockierung 

CM 



V 2.2 2.3 24 2.5 2.6 2.7 (Erl) 


Bild 10. 

Innere Blockierung als Funktion 
der Belastung eines Koppel¬ 
vielfaches A einer EWSO 1-VSt mit 
16 Richtungen (ohne Berück¬ 
sichtigung einer evtl, schiefen Last) 


4. Kurzwege in der Koppelanor d n u n g 

Kurzwege sind nur in Koppelanordnungen mit Umkehrgruppierung 
möglich. Ein Kurzweg wird für den Verbindungsaufbau verwendet, 
wenn die Zahl der verwendeten Koppelpunkte im Verbindungsweg klei¬ 
ner als die Zahl der Koppelstufen der Koppelanordnung ist, die zwischen 
zwei beliebigen Eingängen liegen. Bei der Koppelanordnung des 
EWSO 1 liegen zwischen 2 Eingängen verschiedener Koppelgruppen 
ABC immer 6 Koppelpunkte im Verbindungszug. Innerhalb derselben 
Koppelgruppe ABC ist die Zahl der Koppelpunkte <6 (Bild 11). 

Der Kurzweg A ist möglich, wenn zwei Eingänge desselben Koppel¬ 
vielfaches KVA miteinander verbunden werden sollen. Im Verbindungs¬ 
zug liegen nur 2 Koppelpunkte. Da für die Verbindung eine der 8 Spal¬ 
ten verwendet wird, ist eine Zwischenleitung AB blind belegt. Auf die 
Belastung des angeschlossenen Koppelvielfaches B wirkt sich diese 
Belegung nicht mehr aus. 

Der Kurzweg B wird verwendet, wenn zwei Eingänge derselben 
Koppelgruppe AB, aber unterschiedlicher Koppelvielfache A zu verbin¬ 
den sind. Im Verbindungsweg liegen dann 4 Koppelpunkte. Die Blind¬ 
belegung tritt für eine der 8 Zwischenleitungen BC auf. 

Wenn keine Verbindung über einen Kurzweg hergestellt werden 
kann, muß die Verbindung über 6 Koppelpunkte laufen. Wenn die Zahl 
der Koppelgruppen ABC nicht dem maximal möglichen Ausbau ent¬ 
spricht, können einige Ausgänge der C-Stufe unbeschadet bleiben. Diese 
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Zwischenleitungen werden dann bevorzugt für die Verbindungen ver¬ 
wendet, die in derselben Koppelgruppe ABC in der C-Stufe gespiegelt 
werden. Hierdurch werden die beschatteten Zwischenleitungen CC für 
den Verbindungsverkehr zu den anderen Koppelgruppen ABC entlastet. 
Es bandelt sich uni eine „Kurzverbindung“ C, die belastungsmäßige 
Vorteile bietet. Die Nonnalverbindung N läuft über (i Koppelpunkte und 
verbindet Eingänge verschiedener Koppelgruppen ABC. 



Bild II. Kurzweg in der Koppelanordnimg EWSO I 
ZW = Zwischenleitung AF = Arbeitsfeld 

Der Aufbau von Kurzverbindungen bedingt für die Ansteuerung, 
daß zwei Koppelpunkte in einer Spalte eines Koppelvielfaches betätigt 
werden müssen. Da die übliche koordinatenmäßige Ansteuerung (Zeile 
+ Spalte) verwendet wird, müssen die einzelnen Koppelpunkte nach¬ 
einander betätigt werden. Im Betriebsfall „Kurzweg“ ist es nicht zu¬ 
lässig, die Koppelpunkte derselben Spalte vor der Betätigung auszu- 
lösen. Bei allen anderen Schaltvorgängen in der Koppelanordnung wird 
von dieser Sicherheitsvorkehrung Gebrauch gemacht. 

C. Das Arbeitsfeld mit der zugehörigen dezentralen Steuerung 

Zwei Koppelgruppen ABC des EWSO 1 (Bild 6) stellen das Ver¬ 
bindungsnetzwerk eines Arbeitsfeldes dar. Zur Abwicklung des Fern¬ 
sprechverkehrs müssen weitere Funktionsteile wie Teilnehmerschaltun¬ 
gen (TS), Leitungssätze (mit Speisebrücken, Rufschaltungen u. a.) und 
Wahlsätze (mit Empfangsmöglichkeiten für Impuls- und Tastenwahl) 
hinzugefügt werden. Als Satz werden nur die Funktionsteile bezeichnet, 
die u. a. über die bereits erwähnte äußere Schnittstelle SS2 (A) mit dem 
Arbeitsfeldsteuerwerk verbunden sind. Neben diesen Sätzen, die Signale 
an die Umwelt (Teilnehmer, automatische Geräte) abgeben bzw. von 
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der Umwelt aufnehmen, werden für die interne Betriebsabwicklung 
noch zwei weitere Funktionsteile verwendet, die ebenfalls über SS2 (A) 
betrieben werden. Für das Erkennen eines rufenden Teilnehmers A 
wird ein Teilnehmer-Identifizierer (ID) benötigt, der nach Anreiz durch 
eine Teilnehmerschaltung diese und damit den A-Teilnehmer identifi¬ 
ziert. Für das Einslellcn der Koppelanordnung wird ein Einsteller (EN) 
verwendet, um die bereits erwähnte koordinatenmäßige Betätigung der 
Koppelpunkte durchzuführen. Die Teilnehmerschaltung wird von der 
Leitung (t-Konlakt) durch den Einsteller über eine besondere Koordi¬ 
nate (9. Spalte des Koppel vielfaches KVA) abgetrennt. 

Bei der Nachrichtenübermittlung zwischen diesen peripheren Sät¬ 
zen und dem Arbeitsfeld-Steuerwerk werden zwei Richtungen unter¬ 
schieden. Die Richtung Peripherie Arbeitsfeld-Steuerwerk wird als 
Info r m a I i o n , die Richtung Arbeitsfeld-Steuerwerk —> Peripherie 
als Befehl bezeichnet. Die Sätze liefern Informationen und erhal¬ 
ten Befehle. Der Teilnehmer-Identifizierer liefert nur Informationen, 
der Einsteller empfängt nur Befehle. Die Sätze werden aktiv betrieben, 
d. h. Kriterien werden selbständig bewertet und als Information weiter¬ 
geleitet bzw. auf Befehle der Zentralsteuerung werden Operationen 
ausgeführt. 


1. Sätze des Arbeitsfeldes 

Die Sätze des Arbeitsfeldes werden in Vermittlungssätze und in 
Sondersätze eingeteilt. Zu ersteren gehören alle Sätze, die zum Auf- 
bzw. Abbau einer Regelverbindung benötigt werden. Mit den Sonder¬ 
sätzen werden alle Aufgaben erledigt, die nicht bei jedem Gespräch 
anfallen (z. B. Fangen). 


a) Vermittlungstechnische Regelsätze 

Wahlsatz (WS) wird nach der ausgewerteten Identifizierung 
angeschaltet und nimmt die Impuls- oder Tastenwahlinformation von 
Teilnehmern des eigenen Anschlußbereiches auf. Jede Ziffer wird in 
codierter Form an das Arbeitsfeld-Steuerwerk abgegeben. Aus dem 
Wahlsalz wird auch die Speisung und der Wählton angelegt. Da er 
einem Register entspricht, wird er im Normalfall mit Wählende (WE) 
freigeschaltet. Konventionelle VSt werden deshalb auch im Ortsverkehr 
fernmäßig eingestellt, um Wählende geben zu können. 

Die wesentlichen Aufgaben des Wahlsatzes sind: Potentialprüfung 
der Anschlußleitung, Speisung des Teilnehmers in der Verbindungs¬ 
aufbau-Phase, Anlegen der Hörtöne, Aufnahme von Wählzeichen, Sen¬ 
den von 16 kHz-Inipulsen, evtl. Einschleifen einer Verlängerungsleitung 
(VL), Schleifenüberwachung und Senden „Wahlbereit“. 

Das Wahlbereit-Zeichen ist für neue Nebenstellenanlagen vorge¬ 
sehen, um zum frühestmöglichen Zeitpunkt mit der Sendung der Infor¬ 
mation beginnen zu können (z. B. Start von automatischen Rufnum¬ 
merngebern). Die für kurze Anschlußleitungen notwendige Verlänge¬ 
rungsleitung wird grundsätzlich bei Bedarf in dem Satz eingeschleift, 
der gerade speist. Kurze Anschlußleitungen werden im Speicher durch 
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ein besonderes bit gekennzeichnet. Der Wahlsatz kann Impulswahl in 
den Formen (10 : 40 und 20 : 20 verarbeiten. Dieses Impuls-Schnell wähl- 
verfahren wird bei Verkehr mit neuen Nebenstellenanlagen eingesetzt. 
Für das Tasten wähl-Verfahren wird die CCITT-Codierung 2 X (}) ver¬ 
wendet. Die Potentialprüfung gestattet u. a. auch die Identifizierung des 
Teilnehmers eines Zweieranschlusses sowie dessen anschließende Durch¬ 
schaltung. 


Nachsendesatz (N S) wird auf Befehl der Zenlralsteuerimg 
bei ankommendem Verkehr zu Durchwahlanlagen und beim Verbin¬ 
dungsaufbau zu bestehenden VSt angeschaltet. Besonders der Betriebs¬ 
fall „Teilnehmer sendet Tastenwahl“ erfordert für die Weitergabe der 
Impulswahl den Nachsendesatz. Er kann mit dem Wahlsatz als Einheit 
betrieben werden. 


Seine wesentlichen Aufgaben sind: Abgabe von Wählzeichen der 
Impulswahl-Verfahren, Aussenden der vorwärtsgerichteten und Auf¬ 
nahme der rückwärtsgerichleten Schallkennzeichen. Bei Verkehr zu 
konventionellen VST wird der gehende Satz (GS) für die Umsetzung 
auf a-Erdimpulse verwendet. Bei der Ansteuerung neuer Nebenstellen¬ 
anlagen mit Durchwahl wird die Impulswahl 20 : 20 unmittelbar mit 
einem symmetrischen Wahlverfahren ausgesendet. Das Taslenwahl- 
verfahren wird nicht gesendet, da dieses schnelle Impulswahlverfahren 
in bezug auf die Wählgeschwindigkeit dem Tastenwahl verfahren prak¬ 
tisch gleichwertig ist. Größere Nebenstellenanlagen könnten später bei 
Bedarf unmittelbar über einen Dalenkanal zwischen der Zentralsteue¬ 


rung der VST und der Nebenstellenanlage erreicht werden. 


Der gehende Satz (GS) wird den Ortsverbindungsleitun¬ 
gen bzw. den Leitungen El-g zu konventionellen VSt fest zugeordnet 
und paßt die zweiadrigen Eingänge der Koppelanordnung an die drei¬ 
adrige abgehende Leitung an. Vom Ausgang des gehenden Satzes be¬ 
ginnt der Impulskennzeichen-Austausch mit anderen VSt einschließlich 
Belegung der c-Ader und Schutz gegen Doppelaufprüfen in der fernen 
VSt. Der gehende Satz liegt während der gesamten Verbindungsdauer 
im Verbindungszug. 


Seine wesentlichen Aufgaben sind: Speisung und Einhängeüber¬ 
wachung des Teilnehmers A, evtl. Einschleifen einer Verlängerungs¬ 
leitung, Aussenden von 16 kHz-ImpuIsen, Auslösen auf Befehle der 
Zentralsteuerung, Wahlimpulsaussendung (Erde auf a in Zusammen¬ 
arbeit mit dem Nachsendesatz), Senden bzw. Empfangen von Schalt¬ 
kennzeichen der konventionellen Technik (u. a. Empfangen eines Fang- 
vorimpulses), Verbinden der a/b-Eingänge mit den a/b-Ausgängen 
(überbrücken). 


Das Überbrücken bzw. Abtrennen der Speisung und des Speäse- 
briickenübertragers ist bei zusätzlichem Einschleifen eines Sondersatzes 
(z. B. Fangsatz) und bei Durchgangsverkehr zu einer konventionellen 
VST erforderlich. In diesem Fall ist nur durch dieses Überbrücken eine 
geringe Einfügungsdämpfung der VST erreichbar. Im übrigen gelten die 
Reiehweitebedingungen der bestehenden Technik (Schleife a/b 3 kOhm, 
c-Ader <C 400 Ohm). Lediglich durch die Forderung „Fernkennzeichen 
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im Ortsverkehr“ (über 3 kOhm) ergehen sich für die Dimensionierung 
des gehenden Satzes erhöhte Anforderungen. Da der gehende Satz die 
Funktion des I.GW wahrzunehmen hat. werden sämtliche Impulskenn- 
zeichen ausgesandt bzw. verarbeitet. 

Der kommende Satz (KS) wird den Ortsverbindungslei¬ 
tungen bzw. Leitungen El-k von konventionellen VST fest zugeordnet 
und paßt die dreiadrigen Leitungen an die zweiadrigen Eingänge der 
Koppelanordnung an. Bis zum Eingang des kommenden Satzes wird 
mit Impulskennzeichenaustausch gearbeitet — einschließlich der c-Ader- 
Kriterien. 


Seine wesentlichen Aufgaben sind: Speisung, Rufabschaltung, Ein¬ 
hängeüberwachung des Teilnehmers B, evtl. Einschleifen einer Ver- 
längerungsleilung, Wahlimpulsaufnahme, Senden bzw. Empfangen der 
Schaltkennzeichen, Kreuzen der a/b-Eingänge, überbrücken der a/b- 
Adern. 


Das Überbrücken ist nur in Sonderfällen notwendig. Das Kreuzen 
der a/b-Adern auf Befehl der Zentralsteuerung wird bei der Ansteue¬ 
rung des Teilnehmers 2 eines Zweieranschlusses und einer neuen Neben¬ 
stellenanlage benötigt. Durch dieses Kreuzen im kommenden Salz und 
Identifizieren im Wahlsatz wird eine Gemeinschafts-Übertragung über¬ 
flüssig. Die Wahlimpulsaufnahme kann bis zu 16 Impulse je Impuls¬ 
serie bewerten und an die Zentralsteuerung weitergeben. Diese Möglich¬ 
keit spielt für die Gestaltung des Prüfnetzes eine wesentliche Rolle (siehe 
Abschnitt V. D.). Da der kommende Satz die Funktion des Leilungs¬ 
wählers hat, werden sämtliche Impulskennzeichen verarbeitet bzw. aus¬ 
gesandt. 


Der Extern satz (ES) wird den zweiadrigen Verbindungs¬ 
leitungen zu VST der Technik EWSO und EWSF fest zugeordnet. Da 
auf den Leitungen keine Gleichstromzeichen (siehe Abschnitt III. A. 4.) 
verwendet werden, ist wechselseitiger Betrieb leicht zu verwirklichen. 
Der Externsatz ist für diesen doppelt gerichteten Verkehr ausgelegt. Er 
hat daher in Richtung zum Teilnehmer die Aufgaben des gehenden bzw. 
kommenden Satzes. Die vermittlungstechnischen Kriterien zwischen den 
VST werden auf einem getrennten Datenkanal übermittelt. Bei Durch¬ 
gangsverkehr wird die Speiseschaltung einschl. Übertrager ausgeschallet. 


Der Internsatz (IS) wird in Verbindungen eingeschleift, 
die eine steuernde oder gesteuerte VST nicht verlassen (Internverbin¬ 
dung). Er wird gerichtet betrieben und muß auf zwei Eingänge der KA 
gelegt werden. Sein Eingang nimmt alle Aufgaben wahr, die der gehende 
Satz in Richtung zum Teilnehmer A hat. Sein Ausgang erfüllt dieselben 
Aufgaben wie der kommende Satz in Richtung Teilnehmer B. Das Ein¬ 
schleifen einer Verlängerungsleitung muß auf beiden Seiten oder auch 
einzeln bei Bedarf möglich sein. Der Internsatz enthält nur einen Speise¬ 
brückenübertrager. 

Der Durchwahlsatz (DWS) übernimmt die Anpassung 
von bestehenden Nebenstellenanlagen mit Durchwahl an das EWSO 1. 
Für den Verkehr zu neuen Nebenstellenanlagen (z. B. Durchwahl zu 
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Anlagen Baustufe II) werden die Aufgaben der Übertragung von den 
Sätzen des Systems übernommen. 

Seine wesentlichen Aufgaben sind: Überwachung der Amtsleilung 
im Ruhestand, Empfang des Belegungskriteriums von der Amtsüber¬ 
tragung der Nebenstellenanlagen bei abgehendem Verkehr, Belegung 
der Amtsübertragung und Abschalten der Leitungsüberwachung, tiber- 
wachen des vorzeitigen Einhängens des B-Teilnehmers sowie nach Auf¬ 
lösung Wiederaufbau der Leitungsüberwachung, Melden der Belegungs¬ 
fähigkeit an die Zentralsteuerung. 

Für den Aufbau der Verbindungen werden die Durchwahlsätze ver¬ 
wendet. In Richtung zur Nebenstellenanlage muß die Speisespannung 
des Satzes abgeschaltet werden. Alle Schallkriterien der heutigen Durch¬ 
wahltechnik werden in Zusammenarbeit mit der Amtsübertragung der 
Nebenstellenanlage bewertet. Die Einführung der schnellen Impulswahl 
ist auf diesem Abschnitt bereits möglich, wenn die Nebenstellenanlage 
die Voraussetzungen hierfür bietet. 

Der A n p a ssungssatz c-Adcr (A P S - G): Das EWSO 1 
verwendet keine c-Adern. Heute werden jedoch in größerer Anzahl Ein¬ 
richtungen verwendet, die nur über die c-Ader belegt werden können 
(Wählsterneinrichtungen 62, 63, 4/20). Auch der abgehende Verkehr 
dieser Einrichtungen verwendet die c-Ader für die Anreizerkennung. 
Es muß daher ein Satz vorhanden sein, der eine größere Anzahl von 
c-Adern mit den notwendigen Schaltmitteln zur Verfügung stellt. Die 
c-Adern können beliebig zugeteilt werden, da die Verknüpfung mit 
einem bestimmten Eingang (a/b-Ader der Wählsterneinrichtung) in der 
Zentralsteuerung möglich ist. Diese c-Adern werden unmittelbar auf 
die c-Eingänge der Wählsterneinrichtungen geschaltet und über den 
Anpassungssatz gesteuert. 

Der Konzentrator-Satz: Sämtliche Konzentrator-„Über- 
tragungen“ sind Sätze des Arbeitsfeldes. Sie arbeiten also über die 
Schnittstelle SS2 (A) ebenfalls mit dem Arbeitsfeld-Steuerwerk zu¬ 
sammen. 


b) Sondersätze 

Gehender Fangsatz (GFS): Bei Erreichen einer Fang¬ 
einrichtung in einer konventionellen VST wird von dieser ein Fang- 
vorimpuls gesendet und vom gehenden Satz aufgenommen. Er ver¬ 
anlaßt nach Auflegen des Teilnehmers A das Zuschalten des gehenden 
Fangsatzes und wird anschließend überbrückt. Der Teilnehmer A wird 
freigeschaltet. Sofortfangen, Normalfangen und Fangen von Rufstörern 
ist wie bei den bisherigen Systemen möglich. Innerhalb der Koppelan¬ 
ordnung ist eine weitere Rückwärtsverfolgung nicht notwendig, da die 
Eingangskennungen (Lage) des gehenden Satzes und der Teilnehmer¬ 
schaltung ausgedruckt werden. Der gehende Fangsatz übernimmt die 
Aufgaben des I.GW im Fangfall (Halten der Verbindung). 

Kommender Fangsatz (IiFS) wird benötigt, wenn ein 
Teilnehmer außerhalb des EWS-Netzes gefangen werden muß. Bedingt 
durch die heutige Technik, handelt es sich um einen Teilnehmer im 
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eigenen Ortsnetz. Der Fangsatz wird an der Übergangsstelle zwischen 
konventioneller und neuer Technik ein geschleift, bei Durchgangsverkehr 
„alt (EMD-A-Teilnehmer) — neu (EWSO) — neu (EWSO, B-Teilneh- 
mer)“ in der Durchgangs-VSt zwischen kommendem Satz und Extern¬ 
satz. Der entsprechende kommende Satz wird überbrückt. Der kom¬ 
mende Fangrelaissatz übernimmt die Aufgaben der Fangeinrichtung. 
Bei Durchgangsverkehr veranlaßt die EWS-VST des Teilnehmers B 
über den Datenkanal das Einschleifen des Fangsatzes. 

Bei Verbindungen „neu (A-Teilnehmer, EWSO) — neu (B-Teil- 
nehmer, EWSO)“ muß der KFS die Nachwahl des B-Teilnehmers er¬ 
kennen. Bei Tastenwahlapparaten erleichtert das Vorhandensein eines 
Schlüsselzeichens diesen Betriebsablauf. Falls dem Teilnehmer B neben 
dem Fangen auch noch die Abgabe weiterer Kennungen möglich sein 
soll, wird zur Aufnahme dieser Kennungen ebenfalls der KFS ver¬ 
wendet. 

Der Fern sprechauftragsdienst-Satz (F E A D S) 
dient nur der Weiterleitung von Bescheidanrufen ohne Parallelruf zwi¬ 
schen einer EWSO 1-VST und einer konventionellen FeAD-Stelle. Die 
Umsteuerung der ankommenden Verbindung geschieht durch Auswer¬ 
tung des Umschaltebits im Teilnehmer-Speicher. Dieser Satz hat auf 
der Teilnehmer-Seite die gleichen Aufgaben wie der gehende Satz, auf 
der Seite zur Ortsverbindungsleitung wird zweiadrig zur konventionel¬ 
len FeAD-Stelle belegt. Die Nachwahlfähigkeit ist hier nicht notwendig. 

Der Ton-Z weier-Satz (TZ S) ist ein Universalsatz, der 
für bestimmte Betriebsfälle verwendet wird. Durch diesen Satz können 
viele Sonderaufgaben von den Regelsätzen ferngehalten werden. Er 
wird für die Aussendung der Töne und die Bedienung von Gemein¬ 
schaf tsumSchaltern eingesetzt. 

Seine wesentlichen Aufgaben sind: Überwachung der Einzelsperre 
bei Zweieranschlüssen, Auslösung der Gemeinschaftsumschalter bei Ge¬ 
sprächsende, Aussenden von Tönen und Ansagen, Aufschalten und An¬ 
klopfen. 

Bestehende Fernplätze werden wie bisher durch Nachwahl der „1“ 
bei anliegendem Fernkennzeichen aufgeschaltet. Die Auswertung ge¬ 
schieht im kommenden Satz und führt zur Einschleifung des Ton- 
Zweier-Satzes, der Aufschalteton sendet und durchschaltet. 

Das „Anklopfen“ ist nur durch Verbindungen mit Prioritätsken¬ 
nung möglich. Bei „Teilnehmer-besetzt“ und „Priorität“ legt der Ton- 
Zweier-Satz an die bestehende Verbindung die Anklopfansage. (Die 
Anklopfverbindung wird nicht durchgeschaltet.) Da bei allen KT für 
die konventionelle Zweier-Technik die Übertragung fehlt, wird durch 
Anschallen des Ton-Zweier-Satzcs nach Gesprächsende von diesem Salz 
für die an mittlere und kleine Konzentratoren angeschlossenen Teilneh¬ 
mer die Auslöseenergie für den Abwurf der U-Relais geliefert. Bei den 
großen Konzentratoren (GIvT, EKT) ist eine eigene Stromversorgung 
vorhanden, die auch die notwendige Auslösungsenergie bereitstellt. 
Wenn ein Zweier-Teilnehmer die Gemeinschafts-Hauptleitung belegt 
und vom Wahlsatz (über die Zentralsteuerung) als „gesperrt“ erkannt 
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wird, wird der Ton-Zweier-Satz angeschaltet. Er schaltet das betref- 
lende U-Relais nicht um und ist daher in der Lage, das Abheben des 
anderen, nicht gesperrten Teilnehmers zu erkennen. Hebt dieser ab, 
wird ein Wahlsatz angefordert und der nicht berechtigte Teilnehmer 

abgetrennt. 

Weitere Sätze, die im wesentlichen zum Priifnelz gehören, werden 
im Abschnitt V. C. behandelt. 


Für den Hinweisdienst werden die Ausgänge der Ansagegeräte über 
Anpassungsschaltungen an die Koppelanordnung angeschlossen. Jeder 
Ansagedienst steht dann mit K = vollkommen als ansteuerbares Bündel 
zur Verfügung. 


Spalte 2 KVA 07 



PS = Programmschritt 

T = schaltbarer Takteingang 

E = Takteingang 

KG = Koppelgruppe 

KV = Koppelvielfach 


TS-PL = Teilnehmerschaltungs- 
Platte 

AF-FF = Anreiz-Erkennungs- 
Flip-Flop 
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c) Der Teilnehmer-Identifizierer mit den Teilnehmerschaltungen 

Die Teilnehmerschaltungen (TS) werden den Eingängen fest zuge¬ 
ordnet. Bei Eingängen mit TS, die mit Sätzen beschältet werden, kann 
diese Teilnehmerschaltung durch Betätigen der t-Kontakte und stän¬ 
diges Durchschalten abgetrennt werden. Aufgabe der Teilnehmerschal¬ 
tung ist es, das Schließen der a/b-Schleife an den Teilnehmer-Identi- 
fizierer weiterzuleiten. Die Teilnehmerschaltungen werden zur Erleich¬ 
terung der Identifizierung in Matrix-Form angeordnet. 

Die wesentlichen Aufgaben der Teilnehmer-Identifizierung sind: 
Erkennen des Anreizes, Lage der Teilnehmerschaltung ermitteln und 
speichern. Erkennen von Fehlern, Informationsübermittlung an das 
Arbeitsfeld-Steuerwerk, Überwachung der Freischaltung des T-Relais. 

Durch eine Schutzzeit zwischen Anreizerkennung und Informalions¬ 
weiterleitung werden Fehler erkannt. Auch 220 V~ oder über dem 
zugelassenen Wert liegende Beeinflussungs-Spannungen mit 16 2/3 Hz 
auf der Anschlußleitung werden durch Auftreten des rhythmischen An¬ 
reizes festgestellt. Die Durchschallung unterbleibt dann. 

Das Prinzip der Teilnehmer-Identifizierung ist aus Bild 12 zu 
ersehen. Den 16 Koppelvielfachen KVA einer Koppelgruppe AB mit je 
24 Eingängen (0—23) werden 12 Baugruppen zu je 32 Teilnehmer¬ 
schaltungen zugeordnet. Diesen 24 Zeilen stehen 16 Spalten gegenüber, 
über die Eingänge El—E3 und die ODER-Tore 0—43 wird ein Anreiz¬ 
erkennungssignal zum Anreizerkennungs-Flipflop gelangen, wenn min¬ 
destens eine Teilnehmerschaltung infolge Schleifenschluß dieses Signal 
durchläßt. Durch zwei Code-Wandler (Zählketten mit Decodierung) 
läuft dann ein Suchvorgang „1 aus 4“ ab. Mit den Schritten 2 und 3 
wird die Auswahl „1 aus 24“ (Zeile) sowie „1 aus 16“ (Koppelvielfach) 
getroffen. Die einzelnen Abläufe werden durch einen Programmablauf¬ 
zähler überwacht. Nach Erkennung der Teilnehmerschaltung (Schritt 4), 
wird das Ergebnis dem Arbeitsfeld-Steuerwerk über die Schnittstelle 
2 (A) angeboten. Im letzten Schritt wird das erfolgreiche Durchschalten 
kontrolliert. 


d) Der Einsteller 

Für die Steuerung der Koppelanordnung werden zwei Einsteller 
verwendet: der AB-Einsteller für die AB-Koppelgruppen-Steuerung und 
der C-Einsleller. Der Arbeitsbereich des AB-Einstellers entspricht dem 
des Teilnehmer-Identifizierers. 

Die wesentlichen Aufgaben des AB-Einstellers sind: Schließen je 
eines Koppelpunktes in der A- und B-Stufe, öffnen aller Koppelpunkte 
einer Zeile und Spalte je Koppel vielfach KVA und KVB („Putzen“), 
Steuern der t-Kontakte der Teilnehmerschaltung allein oder in Ver¬ 
bindung mit dem öffnen von Koppelpunkten. 

Das Putzen ist bei einer Wegesuche im Speicher, also unabhängig 
vom Zustand der Koppelanordnung, zweckmäßig, da nur hierdurch 
Übereinstimmung zwischen der Koppelanordnung und dem Speicher¬ 
abbild hergestellt werden kann. Doppelverbindungen werden dann mit 
Sicherheit vermieden. Die unabhängige Betätigung der t-Kontakte wird 
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Koppelstufe A und T-Relais 
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Bild 13. Blockschaltbild eines Einstellers (Werkbild Siemens) 

KV = Koppelvielfach ZB = Zeile KV B 

S = Spalte SS = Schnittstelle 

ZA = Zeile KV A 
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z. B. für den Abwurf auf die Teilnehmerschaltung bei unnötiger Be¬ 
legung gebraucht. 

Die grundsätzliche Funktion eines Einstellers ist aus Bild 13 zu 
ersehen. Für die in Koordinaten anzusteuernden Koppelpunkte werden 
die Koppelvielfache KVA in Ansteuereinheiten nach Bild 14 angeordnet. 



Bild 14. Ansteuereinheit für AB-Einsleller (Gruppierung des KVA) 

KV = Koppelvielfach za = Kontakte der Beiais Zeile A 

KG = Koppelgruppe s = Kontakte der Spaltenrelais 


2. Der Anschluß der Sätze an die Koppel a n o r d n u n g 

Der Anschluß der Sätze an die Koppelanordnung muß wegen 
der nicht vorgesehenen Mischung vollkommen freizügig möglich sein 
(Bild 15). Als Rangierpunkt wird die VST-Seite (früher waagerechte 
Seite) des neuen Hauptverteilers verwendet (bei zu großen Kabellängen 
werden einige Eingänge auf einen im Wählersaal befindlichen Rangier¬ 
verteiler geführt). Sämtliche Eingänge der Koppelanordnung und die 
Ein- bzw. Ausgänge der Sätze werden hier angeschlossen. Die senkrecht 
nach unten weisenden Pfeile deuten die Informationsabgabe bzw. Be¬ 
fehlsaufnahme über die Schnittstelle SS2 (A) an. Die Teilnehmerschal¬ 
tungen der Satz-Eingänge können evtl, vorhanden sein, sind dann aber 
nicht wirksam. Durch diese Beschallung der Koppelanordnung kann 
über eine Verdrahtungsänderung am Hauplverteiler jeder Eingang be¬ 
liebig mit Sätzen oder Teilnehmern belegt werden. 

Die Verbindung 1 zeigt einen Weg zwischen Teilnehmer 1 und 
Wahlsatz (Wegesuche 1, Registeranschaltung). Der Ausgang des Wahl¬ 
satzes wird hier nicht benötigt und bleibt daher offen. Nach Erkennen 
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Bild 15. Freizügige Zuordnung der Sätze 
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des Zieles (Internverbindung) wird der Weg 1 ausgelöst und die Ver¬ 
bindung 2 hergestellt (Einschleifen eines Internsatzes). Die Verbin¬ 
dung 3 beschreibt den Gesprächszustand von der Amtsleitung einer 
Nebenstellenanlage zu einer konventionellen VST. Im Fall der Ver¬ 
bindung 4 handelt es sich um Durchgangsverkehr EMD-EWS 1 (D) -> 
EWS 1 (B). Wird bei Erreichen der Ziel-VST EWS 1 (B) ein „Fang- 
Teilnehmer“ festgestellt, so gibt die VSt über den Datenkanal einen 
Befehl zum Einschleifen eines kommenden Fangsalzes KFS ab (Ver¬ 
bindung 5 hersteilen, Verbindung 4 auslösen und a/b des kommenden 
Satzes überbrücken). 

Nach diesem Prinzip werden sämtliche Sätze angeschlossen. Bei 
doppelt angeschlossenen Sätzen können Eingang und Ausgang in ver¬ 
schiedenen Koppelgruppen ABC liegen. 


3. Das Arbeitsfeld-Steuerwerk mit der äußere n 
Schnittstelle 


Das Arbeitsfeld-Steuerwerk ist das Bindeglied zwischen den Sätzen 
eines Arbeitsfeldes (2 Koppelgruppen ABC) und der Zentralsteuerung. 
Bis zu 15 Arbeitsfeld-Steuerwerke können von der Zentralsteuerung 
(Typ 1) angesteuert werden (siehe auch Bild 5). Die Arbeitsfeld-Steuer¬ 
werke werden alle 5 ms über die innere Schnittstelle SSI (I) angesteuert 
(sämtliche Abfragen dauern etwa 1 ms). Das Arbeitsfeld-Steuerwerk 
kann zum Zeitpunkt der Abfrage drei Zustände haben: 


a) Belegt, ein Satz mit Arbeitsfeld-Steuerwerk verbunden, 

b) Abgabe einer Information möglich (Nachrichtenspeicher gefüllt), 
e) Aufnahme eines Befehls möglich (entspricht dem Ruhezustand). 


Das Arbeitsfeld-Steuerwerk besteht aus folgenden Baugruppen 
(Bild 16): Satz-Identilizierer (S-ID), Nachrichtenspeicher (NSP), interne 
Steuerung, Kanalsteuerung und ESE-Schaltteil. Sämtliche Sätze werden 
parallel an das äußere Leitungssystem LSA angeschlossen. 

Wenn einer der aktiv betriebenen Sätze eine Information abgeben 
will, wird das Arbeitsfeld-Steuerwerk angereizt. Der Satzidenlifizierer 
sucht über das Adressen viel fach (aus Sicherheitsgründen sind zwei An¬ 
reizvielfache vorhanden) diesen Satz. Die Sätze sind wiederum in Ko¬ 
ordinaten angeordnet (Bild 17). Aus der Hauptkoordinate X (Gruppe 
0—31) und der Hauptkoordinate Y (Satz 0—31) ergibt sich die Adresse 
des Satzes. An 1 Arbeitsfeld können bis zu 32 X 32 = 1024 Sätze an¬ 


geschlossen werden. Die 32 X-Leitungen werden doppelt geführt. Da¬ 
durch können Sätze mit und ohne Priorität unterschieden werden. Die 
Kontakte P bzw. N können auch wahlweise gesetzt werden. Dann Aver- 
den je nach Dringlichkeit verschiedene Nachrichten desselben Satzes 
unterschiedlich behandelt. 


Soll einem Salz ein Befehl übermittelt werden, so wird der Satz 
durch entsprechende Einstellung der X- und M-Koordinate (Erregung 
eines Relais M im Satz) adressiert. 

Nach der Identifizierung wird der Satz mit der Abgabe einer Quit- 
tungsmeldung an das Nachrichtenvielfach angeschaltet (X, M). Für die 
Informationsübertragung (Eingabe-Vielfach) und die Befehlsaufnahme 
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Bild 16. Prinzip des Arbeitsfeld-Steuerwerks 
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Bild 17. Prinzip der Satz-Identifizierung 

= Kontakt für „Priorität“ M = Markierrelais 

= Kontakt für „Normal“ S-II) = Satz-Identitizierer 

= Hauptkoordinate LSA = äußeres Leitungssystem 
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(Ausgabe-Vielfach) slehen je 16bit = 2Byte zur Verfügung. Da die 
Nachrichten im Parallelcode übertragen werden, dauert die Abwicklung 
im Normalfall weniger als 5 ms. Diese Bearbeilungszeit gilt für beide 
Richtungen. Der Nachrichtenspeicher kann also alle 5 ms neue Befehle 
entgegennehmen. In Ausnahmefällen können auch bis zu 4 Byte breite 
Nachrichten übertragen werden. Ein- und Ausgabe-Vielfach werden 
dann für eine Richtung verwendet. Die Informationsaufnahme ist aus 
Bild 18 zu ersehen. Nach der aktiven Vorverarbeitung im Koppel¬ 
anordnungsteil des Satzes (z. B. Umwandeln der Impulsfolge einer 
Ziffer in ein codiertes Signal oder Bewerten einer Zeit) werden d i e 
I-Relais betätigt, die dem Code der abzusetzenden Nachricht entspre¬ 
chen. Nach der Identifizierung des Satzes werden durch einen I-Impuls 
alle Leitungen I 0 —115 des Nachrichlenvielfachs über die Transistor- 



X MIO 115 Q B 0 B 15 


AST 



Nachrichten- Nachrichten¬ 
speicher Speicher 


Bild 18. 

Prinzip der Nachrichtenübermilllung zwischen Arbeitsfeld und Arbeitsfeld-Steuerwerk 
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Schalter T 0 — T 15 an Spannung gelegt. In den im Satz markierten 
Leitungen fließt ein in Grenzen definierter Strom. Diese Ströme werden 
im Arbeitsfeld-Steuerwerk erkannt und als Information an den Nach¬ 
richtenspeicher weiter gegeben. Nach dem Erkennen der Information 
wird das Satz-Relais M wieder ahgeschallet (Verschwinden der Quit¬ 
tung Q). 

Die Befehle werden invers abgegeben. Nach dem Anschalten des 
Satzes werden die Transistorschalter T 16 — T 31 an Spannung gelegt. 
Strom fließt nur auf den Leitungen BO — B 15, deren Transistorschal¬ 
ter Tx durch die zu übermittelnde Nachricht leitend werden. Die Kon¬ 
takte der B-Relais in den Sätzen bewirken dann die Ausführung der 
Befehle in dem Koppelanordnungsteil des Satzes (z. B. Aussenden eines 
16 kHz-Impulses). 

Über den Schaltteil der Ersatzschalte-Einrichtung des Arbeitsfeld- 
Steuerwerkes werden die bei Betriebsstörungen notwendigen Alarme 
bzw. Umschalte- und Ersatzschal lungsbefehle übertragen. Bei Störun¬ 
gen in den Gestellrahmen müssen die Satzgruppen abgeschaltet werden, 
die die einwandfreie Funktion des Nachrichtenaustausches (z. B. durch 
Dauerbelegungen) unterbinden. 

Die Kanalsteuerung hat die gleichen Aufgaben gegenüber der Zen¬ 
tralsteuerung wie die Sätze gegenüber dem Arbeitsfeld-Steuerwerk (siehe 
Abschnitt IV. D.). 


D. Zentrale Einrichtungen 

Zu den zentralen Einrichtungen (Bild 5) gehören die Zentralsteuer¬ 
werke ZST, die zentrale Ersatzschalte-Einrichtung ESE-Z, die Anschluß¬ 
einheiten des inneren Leitungssystems LSI sowie die Datenüberlra- 
gungseinrichtungen zwischen den einzelnen VSt. 

Die Zentralsteuerung selbst besteht wiederum aus 2 wesentlichen 
Teilen, der Verarbeitungseinheit VE und den zugehörigen Speicherein¬ 
heiten SP. 

1 . Die Verarbeitungseinheit 
a) Prinzip der Verarbeitungseinheit 

Die Verarbeitungseinheit stellt die Grundfunktionen, die zur Aus¬ 
führung der einzelnen Programmabläufe benötigt werden, zur Ver¬ 
fügung (Bild 19). Wichtige Bestandteile sind das Rechenwerk, das 
Mikroprogramm-Steuerwerk, die Ein-/Ausgabe-Einrichtung, die Pro¬ 
grammunterbrechungslogik, der Abschluß zum Speicherleitungssyslem 
und das Bedienungs- und Wartungsfeld. 

Im Mikroprogrammsteuerwerk sind in einem Festwertspeicher in 
codierter Form die bei Aufruf eines Befehls zu betätigenden Schalt¬ 
punkte eingetragen. Diese Informationen bestimmen den technischen 
Ablauf in der Feinstruktur. Die Code werden mit dem Maschinentakt 
von etwa 5 MHz ausgelesen und über interne Sammelschienen an die 
Schaltpunkte geführt. Die Zuordnung einer bestimmten Mikroprogramm¬ 
folge zu einem geforderten Ablauf, der durch einen Operationscode 
gekennzeichnet wird, geschieht in Tabellen (Zuordner) des Mikropro- 
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r" 


Speichervielfach 



N 


inneres Leitungssystem 


Bild 19. Verarbeitungseinheit, Typ 1 (Werkbild Siemens) 

ZST = Zentralsteuerung ZDEA = Zentrale Datenein-/ausgabe 

SS-SP = Schnittstelle Speicher FS = Fernschreiber 


grammspeichers. Eine bestimmte Speicherzelle kann nur über die Spei¬ 
cheradresse gesucht werden. Die Tabellen enthalten diese Adressen. 
Da jede mögliche Operation durch einen eindeutigen binären Code 
gekennzeichnet ist, kann durch Ansteuern der Tabellen die zugehörige 
Mikroprogrammfolge gefunden werden. Für die Speicherung der Mikro¬ 
programme werden ca. 1000 Worte zu je 40 bit benötigt. 


Die Anordnung der allgemeinen Register entspricht grundsätzlich 
dem von Datenverarbeitungs-Anlagen her bekannten Aufbau. Es sind 
10 Register in integrierter Technik vorhanden [6]. Diese schnellen Zwi¬ 
schenspeicher werden als Mehrzweckregister für die Adressierung oder 
die Speicherung von Operanden bei Rechenoperationen verwendet. Das 
Rechenwerk enthält Einrichtungen zur Dualaddition, zur Bildung logi¬ 
scher Funktionen, zum Schieben und Testen. Für die Ausführung der 
Operationen muß eine schnelle TTL-Schaltkreistechnik (Transistor- 
7'ransistor-Logik) eingesetzt werden. 

Die Ein-/Ausgabe-Einrichtungen setzen die Signale des inneren 
Leitungssystems (SSI) in interne Signale für die Verarbeitungseinheit 
und umgekehrt um. Die Zwischenspeicherung eines Bytes ist möglich. 
Außerdem wird der Vergleich der eigenen abgehenden Befehle mit denen 
der synchron arbeitenden Verarbeitungseinheit II vorgenommen (siehe 
Abschnitt IV. E. 1.). Die einlaufenden Informationen der beiden inneren 
Leitungssysteme werden auf Parität überprüft und über Kreuz den 
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beiden Verarbeilungseinheiten zugeführt. Die auszutauschenden Nach¬ 
richten werden in besonderen Listen (Speicherplätzen) gespeichert. Die 
Informationen werden in der Eingabeliste (Briefkasten), die Befehle 
in der Ausgabeliste (Absendestelle) gespeichert. Hierbei wird nach ver¬ 
schiedenen Dringlichkeitsstufen unterschieden. 


Das Wartungsfeld wird bei der Korrespondenz mit der Verarbei¬ 
tungseinheit im Stillstand (Einschalten, Störungssuche nach Außer¬ 
betriebnahme) verwendet. Anzeigen über den Zustand der Register und 
Speicherzellen werden ausgegeben. Ferner können von Hand Anweisun¬ 
gen eingegeben werden. Hierzu gehören auch bestimmte Prüfmuster, 
die durch die vorgesehenen Programme nicht erzeugt werden können. 
Ein weiteres Mittel für die Störungssuche ist der „Unterwegs-Stop“, 
durch den der Ablauf der Programme und der Mikroprogramme be¬ 
liebig unterbrochen werden kann. Während des Vermittlungsbetriebs 
wird das Wartungsfeld abgeschaltet. Die Baugruppe für Programm- 
Unterbrechung enthält die Einrichtung für das Einschieben dringlicherer 
Programme. Weitere Aufgaben sind: Überprüfen der Zulässigkeit einer 
Programm-Unterbrechung, Abspeichern des Zustandes des unterbroche¬ 
nen Programms für die spätere Fortsetzung dieses Programms. 


Der Speicherleitungsabschluß hat die entsprechenden Aufgaben 
gegenüber dem Speichervielfach wie die Ein-/Ausgabe gegenüber dem 
inneren Leitungssystem. Hierzu gehören: Vergleich der zum Speicher 
gehenden Bitmuster, Erzeugung der für die Abspeicherung (Einschrei¬ 
ben) geforderten Parität, Paritätsprüfung für ankommende Bitmuster 
(Lesen), Speicherbereichsschutz gegen Löschen (Sperren bestimmter 
Speicherbereiche) sowie evtl. Speicherersatzschaltung. Da aus Wirt¬ 
schaftlichkeitsgründen Speicher unterschiedlicher Arbeitsgeschwindig¬ 
keit verwendet werden, muß auch der Ablauf angepaßt sein. 


b) Kapazität der Verarbeitungseinheit 

Die Größe des Arbeitsbereiches einer Verarbeitungseinheit (Steuer¬ 
bereich) hängt nur von ihrer Arbeitsgeschwindigkeit ab. Von besonderer 
Bedeutung ist hierbei die Zeit für Abwicklung eines Befehls. Sie ergibt 
sich aus dein Produkt der Mikroprogrammschritte mal dem Kehrwert 
der Taktfrequenz. Die zweite entscheidende Größe ist der maximale 
Einfallabstand der Nachrichten, der von der Größe und Art der Arbeits¬ 
felder (Orts-, Fernverkehr) abhängt. Schließlich muß die mittlere Be¬ 
arbeitungszeit für eine Nachricht bekannt sein. Sie ergibt sich aus der 
Zeit für die mittlere Anzahl der für die Bearbeitung notwendigen Be¬ 
fehle. Grundlage für die Ermittlung des Einfall-Abstandes ist die Zahl 
der Normgespräche je Teilnehmer (die Zahl der Nachrichten je abgehen¬ 
des oder ankommendes Gespräch ist bekannt). Die Zahl der Norm¬ 
gespräche kann durch Verkehrsmessung ermittelt werden. 

Bei einer Taktfrequenz von 5 Milz, Ablauf der Eingabe/Ausgabe- 
Operationen durch Programmsteuerung, und bei der für die Verarbei¬ 
tungseinheit (Typ 1) charakteristischen seriellen Arbeitsweise (byte¬ 
weise) ergibt sich bei ca. 0,06 Erl/Teilnehmer eine Kapazität von etwa 
16 000 Teilnehmern. Hierbei ist Durchgangsverkehr nicht berücksichtigt. 
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Durch Übergang auf Parallel-Verarbeitung (mehrere Byte gleich¬ 
zeitig), teilweise Verschiebung der Ein-/Ausgabe-Operationen auf die 
hardware und eine teilweise selbständige Arbeitsweise der Ein-/Ausgabe- 
Steuerung kann die dreifache Arbeitsgeschwindigkeit erreicht werden. 
Die Steuerbereichsgröße der Verarbeitungseinheit (Typ 2) beträgt dann 
etwa 45 000 Teilnehmer. 

Diese Verarbeitungseinheiten halten die Schnittstellenbedingungen 
ein und können daher bei Bedarf gegeneinander ausgetauscht werden. 

Für kleine VST soll noch eine andere Verarbeitungseinheit ent¬ 
wickelt werden, die in bezug auf die technische Funktion mit einem 
Arbeitsfeld-Steuerwerk vereinigt wird. Sie soll nur den Verkehr eines 
Arbeitsfeldes, also für max. 4000 Teilnehmer, abwickeln. 

2. Die S p e i c h e r e i n h e i t e n 

Die Speichereinheiten ermöglichen die elektronisch veränderbare 
Speicherung der Programme und Informationen, die die Verarbeitungs¬ 
einheit benötigt. Die Speicher sind wegen ihrer unterschiedlichen Arbeits¬ 
geschwindigkeit in zwei Gruppen unterteilt worden: Schnellspei¬ 
cher mit einer Zykluszeit von 1,5/is und einer Informationsbreite 
i m Speicher von 2 Byte; Großspeicher mit einer Zykluszeit 
von 4 jus und einer Informationsbreite i m Speicher von 4 Byte. Die 
Zykluszeit entspricht hier dem Vorgang „Lesen und Wiedereinschreiben“. 

Da der Bedarf an Speicherplatz, abgesehen von einem bestimmten 
Grundbedarf, annähernd linear mit der Zahl der Eingänge ansteigt, 
müssen mehrere Ausbaustufen vorgesehen werden. Für die Schnell¬ 
speichereinheit können Stufen von 32 Iv über G4 Iv, 128 Iv bis 256 K 
eingesetzt werden (1 Iv = 1024 Byte). Die Großspeichereinheit ist aus¬ 
baufähig von 64 Iv über 128 Iv bis 256 Iv. Auf dem Speichervielfach 
werden zur Verarbeitungseinheit jeweils 2 Byte übertragen. Dabei wird 
ein Paritätsbit mitgeführt. 

Fehler 1. Ordnung können daher sofort von den Überwachungs¬ 
schaltungen festgestellt werden. 

Die Speichereinheit wird an das Speicher viel fach über den Leitungs- 
systemanschluß angeschlossen (Bild 20). Er wandelt die Signale des 
Speichervielfachs in Signale für die Verarbeitungseinheit und umgekehrt 
um. Außerdem wertet der Leitungssystemanschluß die Adressen aus 
und ermöglicht dadurch die einfache Erweiterung des Speichervolumens 
durch zusätzliche Speicher. 

Der Schaltteil der Ersatzschallungs-Einrichtung hat wieder die be¬ 
kannten Aufgaben: Alarmweilerleilung, Umschaltung von Speicher¬ 
einheiten. 

Über den Leitungssystemanschluß werden die Nachrichten auf die 
einzelnen Register verteilt. Das Adreßregiste r speichert die 
Adresse des gewünschten Bytes. Entsprechend den hierfür vorgesehenen 
20 Leitungen steht ein Adreßvolumen für 2 20 Byte = 1 048 576 Byte zur 
Verfügung. Die einzelnen Byte werden in Koordinaten angesteuert 
(X- und \-Decoder). 

Das Informationsregister nimmt bei der Operation 
„Lesen“ über die Leseverstärker die Information auf und schreibt sie 


4 Fernmeldewesen 
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Bild 20. 

Blockschaltbild einer Speicher¬ 
einheit (Werkbild Siemens) 
ESE = Ersatzschalte- 
Einrichtung 
SP = Speicher 


anschließend sofort wieder ein (Inhibit). Bei der Operation „Schreiben“ 
werden 2 Byte übernommen und in den Speicherblock eingeschrieben. 
Der Dalenteil des Speichervielfachs besteht also aus 2 X 9 = 18 Lei¬ 
tungen. 

Das Befehlsregister übermittelt über einen Dekoder der 
Ablaufsteuerung die Art der auszuführenden Operation (Schreiben, 
Lesen, Löschen). Hierfür werden 4 Leitungen benötigt. 

Für den Betrieb einer Vermittlung einschließlich Gebührenerfas¬ 
sung mit einer begrenzten Zahl von Leistungsmerkmalen (Abschnitt 
V. B.) werden ohne Doppelung etwa 150 Bit/Teilnehmer benötigt. 

3. Die innere Schnittstelle und die Fernsteuerung 

Die innere Schnittstelle SSI ermöglicht den Datenaustausch mit den 
Arbeitsfeld-Steuerwerken der steuernden VST und die Fernsteuerung 
der gesteuerten VST. Entsprechend Bild 5 wird das innere Leitungs¬ 
system LSI von der Ein-/Ausgabe der Verarbeitungseinheit und der 
Kanalsteuerung der Arbeitsfeld-Steuerwerke bzw. der Datenaustausch- 
Übertragungssteuerwerke DTU abgeschlossen. Da die einzelnen Arbeits¬ 
feld-Steuerwerke bei einer größeren VST in größerer Entfernung ange¬ 
ordnet sein können, wird eine Leitungslänge bis zu 150 m zugelassen. 
Die Nachrichten werden als symmetrische Wechselstromimpulse im 
8 bit-Parallelcode übertragen. Für jede Richtung steht ein getrenntes, 
gedoppeltes Leitungssystem zur Verfügung. Der kleinste Abstand zwi- 
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sehen 2 Signalen (Byte) ist 2 ms. Außerdem werden zusätzliche Steuer¬ 
leitungen vorgesehen, auf denen Steuerzeichen übertragen werden. Der 
Nachrichtenaustausch folgt einem vorgegebenen Schema. Die Zentral¬ 
steuerung steuert im Takt von 5 ms jeweils alle Steuerwerke zum 
Nachrichtenaustausch an. Dann wird abwechselnd von den Steuerwer¬ 
ken gesendet (Ballprinzip). Die empfangende Steuerung quittiert mit 
einem Steuerzeichen. 


a) Kanalsteuerung 

Die grundsätzliche Arbeitsweise der Kanalsteuerung ist aus Bild 21 
zu ersehen. Uber den mit bistabilen Baugruppen ausgerüsteten Kanal¬ 
empfänger, den Steuercode-Auswerter und die Adressendecodierung 
wird das Arbeitsfeld-Steuerwerk belegt. Anschließend wird der Befehl, 
der aus mehreren Byte besteht, empfangen und an den Nachrichten¬ 
speicher weitergeleitet. Parallel dazu wird die Parität überprüft (Pari¬ 
tätsbit + evtl. Alarm). Nach Abgabe der Nachricht wird der Empfänger 
ohne Aufnahme einer Quittung zurückgestellt. 
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Bild 21. Blockschaltbild der Kanalsleuerung (Werkbild Siemens) 

LS = Leitungssystem AF-St = Arbeitsfeld-Steuerwerk 

ZST = Zentralsteuerung 

In der Gegenrichtung geben die Kanalsender die codierten Steuer¬ 
zeichen, Informationen und Alarmmeldungen nach Freigabe durch den 
Empfangsteil ab. Hierbei wird die Information aus dem Nachrichten- 


4* 


51 













H. Kunze, G. Schneider 


Speicher des Arbeitsfeld-Steuerwerkes bei Erfüllung der UND-Bedin- 
gung parallel übernommen. 

Für die Ersatzschaltung zwischen den beiden Leitungssystemen 
sind in den Kanalsendern und -empfängern Umschaltestellen vor¬ 
gesehen. 


b) Datenaustausch- und Übertragungssteuerwerk (D'l'U), Fernsteuerung 

Auch das DTU wird vom inneren Leitungssystem über eine Kanal¬ 
steuerung erreicht. Das Steuerwerk hat den Datenverkehr für 3 wesent¬ 
liche Betriebsweisen zu übertragen: 

1. Datenverkehr zu/von gesteuerten VST des eigenen Steuerbereiches 

2. Datenverkehr zwischen steuernden VST (verschiedene Steuerbe¬ 
reiche) 

3. Datenverkehr zu/von einem übergeordneten Betriebsrechner 

Das Prinzip der Datenübertragung zeigt Bild 22. Das Datenaus¬ 
tausch- und Übertragungssteuerwerk besteht aus der Dalen-Richtungs- 
auswahleinheit DBA, der Daten-Leitungsauswahleinheit DLA und der 
Sender-Empfänger-Steuereinheil SEST. Es übernimmt das Verteilen und 
Sammeln der Daten auf bis zu 16 Richtungen und bis zu 32 Leitungen, 
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Prinzip der Datenübertragung 
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die den einzelnen Richtungen beliebig zugeordnet werden können. Jeder 
Richtung wird ein Richtungsspeicher und jeder Leitung ein Leilungs¬ 
speicher zugeordnet. Die Zahl der Leitungen je Richtung ist abhängig 
von der Anzahl der Mehrwegeführungen, der Übertragungsqualität und 
der Länge der Leitungen sowie der zu übertragenden Dateninenge. 
Ferner übernimmt das Steuerwerk DTU die Auswertung und Erzeu¬ 
gung der zugehörigen Datenadressen. Es wertet die Zustandsangaben 
aller Richtungsspeicher aus und leitet Informationen an die Zenlral- 
steuerung weiter. In der Gegenrichtung wird die von der Zentralsteue¬ 
rung gesendete Richtungsadresse zur Ansteuerung des entsprechenden 
Richtungsspeichers verwendet. 

Die wesentlichen Aufgaben der Daten-Leitungsauswahleinheit sind: 
Übernahme der Nachrichten für max. 16 Richtungen aus der Zentral¬ 
steuerung; Verteilung (byteweise seriell) in der richtigen Reihenfolge 
an die einzelnen Leitungsspeicher (Längenangabe der Nachricht), Zwi¬ 
schenspeicherung der Daten für evtl. Wiederholungen hei fehlerhaften 
Übertragungen; Zusetzen von Prüfinformationen für die Datenstrecke; 
bitweise Ausgabe aus den Leitungsspeichern über die Sende-Empfänger- 
Steuereinheit. In der Gegenrichtung laufen entsprechende Vorgänge 
invers ab. Die Sender-Empfänger-Steuereinheit übernimmt die zeitrich¬ 
tige Anschaltung der Leitungsspeicher an die eigentlichen Datenüber¬ 
tragungsgeräte und die erforderliche Anpassung. Je nach Art der Lei¬ 
tung werden GDN-Geräte (Gleichstrom-Daten-Aüederpegel-Prinzip) oder 
FM-Geräte verwendet. Bei nichtpupinisierten Doppeladern und gerin¬ 
geren Reichweiten kann eine Geschwindigkeit von 4800 bit/sec erreicht 
werden [7j. 

Die aus Bild 22 zu ersehenden Gegengeräte haben die gleichen Auf¬ 
gaben. Die Daten-Leitungsauswahleinheit der gesteuerten VST versorgt 
nur eine Richtung. Arbeitsfeld-Steuerwerk und Steuerwerk DTU werden 
jedoch ohne Zwischenschaltung einer Kanalsteuerung betrieben. 

Durch diese variable Struktur der Dateneinrichtungen ist die Mehr¬ 
wegeführung von Datenleitungen und eine freizügige Anpassung an die 
zu übertragende Datenmenge möglich. Hierbei sind die Datenmengen 
zu gesteuerten VST wesentlich größer, da neben der Wählinformation 
(Register- und Leitungszeichen) auch die gesamte Einstellinformation 
übermittelt werden muß. Jede Leitung wird grundsätzlich mit 0,35 Erl 
ausgelastet. Beide Wege werden für die Übertragung verwendet. 

Ein einfaches Beispiel (Bild 23) zeigt den Ablauf der Übertragung: 
2 Wege mit je 2 Leitungen (je 1200 bit/sec) werden für die Datenüber¬ 
tragung benötigt. Die Daten-Leitungsauswahleinheit verwendet die vier 
Leitungen zyklisch nacheinander. Die 3 Byte lange Nachricht A wird 
byteweise parallel bilseriell auf den Leitungen 1—3 gleichzeitig über¬ 
tragen. Durch die Längenangabe für die Nachricht ist der Empfangsseite 
die Zahl der zu betrachtenden Leitungen bekannt. Die nächste 6 Byte 
lange Nachricht B wird anschließend auf den Leitungen 4, 1—4 und 1 
übertragen usw. Fällt eine Trasse (3, 4) aus, werden diese Leitungen im 
Zyklus nicht mehr berücksichtigt. Eine Verkehrseinschränkung tritt 
noch nicht auf. Lediglich die Datentransfer-Zeit steigt um den Fak¬ 
tor 2 an. 
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(Weg 1) 


(Weg 2) 



KT = Richtung 

LT = Leitung 





f-1 

Übertragungszeit 
für 1 Byte 


Bild 23. Ablauf einer Datenübertragung 

t = Zeit 

A, B, C = verschiedene Nachrichten 


Durch dieses Auswahlprinzip und das ständige Senden von „Leer¬ 
zeichen mangels echter Information wird eine dauernde Überwachung 
der Leitungen und Einrichtungen erreicht. Für die Fälle, in denen kein 
zweites Kabel für die Zweiwegeführung zur Verfügung steht, wird eine 
Not-Funkfernsteuerung entwickelt, die mit Einkanal-Geräten die stän¬ 
dige Datenverbindung gewährleistet. 

Für die Steuerung der Konzentratoren und weiterer abgeselzter 
Geräte wird eine Einkanal-Daten-Übertragung verwendet, da für diese 
Fälle eine Geschwindigkeit von 1200 bit/s ausreicht. 


4. Die Ruf- und Signaleinrichtung 

Die Ruf- und Signaleinrichtung (RSE) versorgt die peripheren 
Geräte mit Rufstrom, Hörtönen und Signaltakten. Diese Einrichtung ist 
je VST doppelt vorhanden. Die einzelnen Signale werden über vonein¬ 
ander entkoppelte Stichleitungen zu jeder Gestellreihe geführt und von 
den dezentralen Sätzen auf Befehl der Zentralsteuerung verwendet. 
Außerdem ist die Ruf- und Signaleinrichtung für Alarmmeldungen und 
Ersatzschaltungen mit der Ersatzschaltungs-Einrichtung verbunden. 

Die Werte des Rufstromes haben sich gegenüber der bisherigen 
Technik nicht verändert (25 ± 2 Hz, 65 ± 10 V). Das Taktverhältnis 
Strom/Pause beträgt 960/4800 ms. Es werden 6 Rufstromgruppen gebil¬ 
det. Durch dieses Taktverhältnis ergibt sich eine vollständige Unabhän¬ 
gigkeit von der Taktfolge des Freitons. 
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Die Hörtöne haben eine Frequenz von 425 ± 25 Hz bei einem 
Klirrfaktor von ä^ 10%. Die Taktfolgen für die einzelnen Töne sind 
(Impulsdauer unterstrichen): 


Wählton 

besonderer Wählion 

Gassenbesetzt 

Teilnehmerbesetzt 

Freiton 

Aufschallen 

Anklopfton 


Dauerton oder wie bisher 

Dauerton mit Zusatz-Modulation 

240/240 ms 

480/480 ms 

960/3840 ms 

240/240/240/1200 

wird noch festgelegt, evtl. Ansage 


Der besondere Wählton soll Teilnehmern, die sich selbsttätig um- 
schalten, als Erinnerungszeichen dienen. Der Anklopfton wird für die 
Teilnehmerberechtigung „Priorität/Anklopfen“ benötigt (siehe Ab¬ 
schnitt V. B.). 

Die im System peripher benötigten insgesamt 11 Takte werden 
ebenfalls durch die Ruf- und Signaleinrichtung erzeugt. Weitere Genera¬ 
toren für 50 Hz- und 16 kHz-Versorgung für Durchwahl und Gebühren¬ 
anzeiger/Münzer werden ebenfalls von der Ruf- und Signaleinrichtung 
überwacht. 

Die zentral benötigten Takte, insbesondere für die Zeitimpulszäli- 
lung, werden durch die Zentralsteuerung erzeugt. Alle Zeiten können 
mit einer Toleranz von i 
ein 50 ms-Grundtakt verwendet wird. 


25 ms hergestellt werden, da als Abzählmaß 


E. Besondere Einrichtungen zur Erhaltung der Betriebssicherheit 

Für die Betriebssicherheit eines zentral gesteuerten Systems und 
für die Entstörung sind zwei Dinge von wesentlicher Bedeutung: Es 
muß eine leichte Entslörbarkeit durch möglichst genaue Fehlerdiagnose 
und -anzeige gewährleistet sein und für die Entstörung muß genügend 
Zeit zur Verfügung stehen; die Einrichtungen mit erhöhter Störwirk¬ 
breite müssen also redundant vorhanden sein. Diese Redundanz ist 
möglich durch Doppelung mit Parallelbetrieb oder durch Zuschalten 
von Ersatzeinrichtungen. Letzteres läßt sich auch dadurch bewerkstelli¬ 
gen, daß eine zweite Einrichtung die Aufgaben der ausgefallenen ersten 
mitübernimmt. Je nach Auslastung der Geräte können Verkehrsein¬ 
schränkungen die Folge sein. 

1. Zentralsteuerung 

Die beiden Verarbeitungseinheiten werden parallel betrieben (Bild 
24). Hierdurch kann an jeder Stelle durch Vergleichsschaltungen ein 
auftretender Fehler festgestellt werden. Im wesentlichen werden 3 
Punkte überwacht: Der Ablauf in beiden Steuerungen wird durch Ver¬ 
gleich geeigneter Punkte überwacht. Daneben werden der Taktgene¬ 
rator, die Platten- sowie Steckervollständigkeit und die Spannungen 
überwacht. Die an kommenden Informationen auf den Eingängen 3 und 
4 werden auf Parität kontrolliert. Das gleiche gilt für die Ausgänge 
1 und 2. 
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Bei Ungleichheit der Ausgangssignale ist zunächst nicht bekannt, 
welche Zcnlralsteuerung den Fehler verursacht. In diesem Fall wird 
von der Ersatzschalte-Einrichtung ESE-Z über die Wege „Test 1“ und 
„Test 2“ ein Programm aufgerufen, dessen Ergebnis bekannt ist. Die 
Ergebnisse werden auf den Wegen 1 bzw. 2 wieder der Überwachung 
zugeführt, die nun eindeutig die fehlerhafte Zentralsteuerung identi¬ 
fizieren und abschallen kann. Das Festprogramm wird so gewählt, daß 
möglichst viele Baueinheiten der Zentralsteuerung an der Verarbeitung 
beteiligt sind. 


Die gestörte Zenlralsteuerung kann nun mit Hilfe des Wartungs¬ 
feldes (s. Abschnitt IV. I). 1.) durch schrittweisen Ablauf der Vorgänge 
entstört werden. 




ESE -Lei- 
tungssystea 


Bild 24. 

Prinzip der zentralen 

Überwachung 

ZST = Zentral¬ 

steuerung 

T = Test progrnmm- 

Eingabe 

LSI = Inneres 

Leitungssystem 

ESE-Z = Ersatzschalte- 

Einrichtung, 

zentral 


2. Dezentrale Einheiten 

Für die Außerbetriebnahme und Ersatzschaltung der peripheren 
Geräte wird die Ersatzschalte-Einrichtung für die Peripherie (ESE-P) 
verwendet. Die Überwachung der peripheren Funktionsteile (siehe Ab¬ 
schnitt IV. C. 1.) ist Aufgabe der Überwachungsteile (UEW). 


Die Überwachungsteile UEW kontrollieren und melden über das 
Arbeitsfeld-Steuerwerk an die Zentralsteuerung: Sicherungsausfälle, 
Platten- und Steckervollständigkeit sowie Alarmschaltungen der peri¬ 
pheren Funktionsteile. Sie sind über das äußere Leitungssystem mit 
dem Arbeitsfeld-Steuerwerk verbunden. Sie verwenden also für die 


Slörungsmeldungen den normalen Nachrichtenweg. Wichtige Meldun¬ 
gen über Störungen mit größerer Wirkbreite werden parallel von 2 
Überwachungssätzen benachbarter Gestelle abgegeben, da bei Störungen 
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im Arbeitsfeld-Steuerwerk-Teil eines Satzes von diesem keine Informa¬ 
tionsabgabe mehr möglich ist. Die Plattenvollständigkeit wird durch 
Schleifenbildung ii 1 >er alle Platten eines Funktionsleiles überwacht. Das 
gleiche Prinzip wird bei der Überwachung der steckbaren Verkabelung 
angewendet (Steckervollständigkeil). Der Aufwand für die Überwachung 
ist gering. 

Eine weitere Aufgabe der Überwachungssätze ist die Kontrolle der 
Schaltteile der Ersatzschalte-Einrichtung. Diese Schaltteile werden Ge¬ 
räten (Einsteller-Identifizierer) bzw. Gruppen von Sätzen zugeordnet. 
Über die Kontakte der Schall teile werden (auf Befehl der Zentralsteue¬ 
rung) die Ersatzschallungen bzw. das Abtrennen schadhafter Anlagen¬ 
teile ausgelösl. Die Ersatzschalte-Einrichtung ESE-P hat hierfür über 
eigene Leitungen Zugriff auf alle Schaltpunkte des äußeren Leitungs¬ 
systems (z. B. Arbeitsfeld-Steuerwerk-Ersatzschaltung, Bild 14). 

3. P r üfeinricht u n g e n 

Die Prüfeinrichtungen dienen ebenfalls der Erhaltung der Betriebs¬ 
sicherheit in der Peripherie. Hierbei handelt es sich jedoch um Einrich¬ 
tungen zur gezielten Prüfung der wichtigen Peripherie-Teile: Koppel¬ 
feld-Prüfeinrichtung, Prüfeinrichtung für Verbindungssätze, Prüfgerät 
für das Arbeitsfeld-Steuerwerk. 

a) Die Koppelfeld-Prüfeinrichtung 

Die Koppelfeld-Prüfeinrichtung wird für die automatische Routine- 
Prüfung der Koppelanordnung vorgesehen. Sie wird mit mehreren Ein¬ 
gängen an beliebige Eingänge der Koppelanordnung angeschlossen. Da 
sie ein Satz (mit Geräteadressen) des Arbeitsfeld-Steuerwerkes ist, ist 
eine schrittweise Steuerung durch die Zentralsteuerung möglich. Die 
Durchschaltung eines bestimmten Prüfweges ist durch gezielte Ansteue¬ 
rung der Koppelpunkte möglich. Da jedoch immer mehrere Koppel¬ 
punkte in Reihe liegen, kann bei Überschreitung der zulässigen Grenz¬ 
werte erst durch mehrfachen unterschiedlichen Verbindungsaufbau der 
gestörte Koppelpunkt gefunden werden. Der Aufbau dieser unterschied¬ 
lichen Verbindungen ist ferngesteuert über einen Bedienungsfernschrei¬ 
ber möglich. In einem Vergleichskreis einschaltbare Zusatzwiderslände 
ermöglichen eine Schwellenumschaltung und damit eine gewisse Kon 
trolle der Meßergebnisse. 

Folgende Messungen werden durchgeführl: Durchlaß- und Spcrr- 
verhallen von Koppelpunkten; Prüfung der Zwischenleitungen auf 
Unterbrechung und Berührung (Fremdspannung); Prüfung auf a/b- 
Schlüsse und Vertauschung. Das Vergleichsverfahren (Durchlaßwider¬ 
stand) arbeitet mit einer sehr kleinen Spannung der Frequenz 800 Hz. 
Sperrdämpfungen werden mittels hochohmiger Meßschaltungen gleich¬ 
strommäßig erfaßt. Vertauschungen sind durch hochohmige Messungen 
der Doppeladern mit unterschiedlicher Polarität feststellbar. 

b) Die Verbindungssatz-Prüfeinrichtung 

Die Verbindungssatz-Prüfeinrichtung wird für die Kontrolle der 
gesamten vermittlungstechnischen Vorgänge der Sätze verwendet. Auch 
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sie ist ein Salz des Arbeitsfeld-Steuerwerkes mit eigener peripherer 
Adresse. Nachrichtenaustausch mit der Zentralsteuerung ist über das 
Arbeitsfeld-Steuerwerk möglich. Die Prüfeinrichtung hat über ein Prüf¬ 
vielfach Zugriff auf zwei beliebige Hingänge (Prüfeingänge) der Koppel¬ 
anordnung. Durch Befehle der Zentralsteuerung können alle Sätze nach¬ 
einander routinemäßig mit verschärften Grenzbedingungen getestet wer¬ 
den. Doppelt angeschlossene Sätze (Internsatz, Wahlsatz, Fangsatz) 
werden durch getrennten Verbindungsaufbau mit beiden Prüfeingängen 
verbunden. Durch unterschiedliche Prüf- und Meßschaltungen, die je 
nach Art des zu prüfenden Satzes durch Befehle aktiviert werden, ist 
eine individuelle Prüfung möglich. 

Folgende Messungen werden durchgeführt: Symmetrie- und Poten¬ 
tialprüfung (Schleife); 16 kHz-Ivontrolle; Hörzeichen- und Rufstrom¬ 
toleranz; Dämpfungsmessung; Senden und Empfangen von Impuls¬ 
kennzeichen. Für diese letzte Messung müssen allerdings je ein gehender 
Satz und kommender Satz auf der Seite der Ortsverbindungsleitung 
miteinander verbunden werden, da ein Zugriff auf eine entfernte EMD- 
VSt nicht möglich ist. Für die Kontrolle der gleichslromfreien Verbin¬ 
dungsleitungen zwischen Externsätzen müssen in der anderen EWS- 
VST über den Datenkanal entsprechende Schalt Vorgänge ausgelöst wer¬ 
den (Quittung). 


c.) Prüfgerät für das Arbeitsfeld-Steuerwerk 

Das Prüfgerät für das Arbeitsfeld-Steuerwerk wird über ein wei¬ 
teres Leitungssystem wie ein Ersatz-Arbeitsfeld-Steuerwerk über Schalt¬ 
punkte der Ersatzschalte-Einrichtung mit dem äußeren Leitungssystem 
(Bild 16) des teilweise gestörten Arbeitsfeld-Steuerwerkes verbunden. 
Alle anderen Sätze des Arbeitsfeldes werden auf das Ersatz-Arbeitsfeld- 
Steuerwerk umgeschaltet (Bild 25). Das Prüfgerät arbeitet als einziger 
Satz mit dem gestörten Arbeitsfeld-Steuerwerk zusammen und bildet 


periphere Salzgruppen 




Bild 25. Prinzip der Anschaltung für das AST-Prüfgerät (Werkbild SEL) 

AST = Arbeitsfeld-Steuerwerk X = Kontakte für Ersatzschaltung/ 

PRGT = Prüfgerät Prüfung 

E = Ersatz 
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auf Befehl der Zentralsteuerung die wesentlichen Eigenschaften aller 
peripheren Sätze nach. Zur Erhöhung des Nachrichtenvolumens werden 
dem Prüfgerät mehrere Adressen zugeteilt. Diese Betriebsweise ist be¬ 
sonders bei der Störungseingrenzung von großem Vorteil. Durch die 
Antworten auf die Befehle sind Rückschlüsse auf die Störung möglich. 
Ist hei einer Total-Störung die Ansteuerung des Prüfgerätes nicht mehr 
möglich, kann in bestimmten Fällen durch die periphere Ersatzschalte- 
Einrichtung das Prüfgerät zur Meldung heim Arbeitsfeld-Steuerwerk 
veranlaßt werden. In Sonderfällen wird das Arbeitsfeld-Steuerwerk wie¬ 
der durch statische manuelle Meßverfahren in Betrieb genommen. Für 
kleine VST soll aus wirtschaftlichen Gründen evtl, nur ein „Funktions¬ 
teile-Spiegel“ verwendet werden. Dieser Satz hat ebenfalls eine peri¬ 
phere Adresse für die Anschaltung und gibt empfangene Befehle an¬ 
schließend unverändert als Information an das Arbeitsfeld-Steuerwerk 
und damit an die Zentralsteuerung zurück. Hiermit kann überprüft 
werden, oh das äußere Leitungssystem richtig arbeitet. 

F. Stromversorgung 

Zentral gesteuerte Systeme mit elektronischer Steuerung haben 
zwangsläufig einen wesentlich höheren Stromverbrauch, weil ohne Ab¬ 
hängigkeit von der Verkehrsbelastung die zentralen Einheiten einen 
konstanten Anteil aufnehmen. Bei konventionellen VSt ist im Strom¬ 
verbrauch das Verhältnis verkehrsschwache Zeit : HVSt etwa 1 : 10, 
während beim EWSO 1 ungefähr das Verhältnis 1 : 2 gilt. Die Wärme¬ 
entwicklung ist noch ungünstiger, denn der 50 %-Wert ist ein 24- 
Stunden-Wert. Der Spitzenbedarf und damit der Anschlußwert der 
beiden Techniken ist, bezogen auf mittlere VSt-Größe der gleichen 
Beschaltungseinheiten-Zahl, etwa gleich. 

Hierdurch werden besondere Maßnahmen für die Abführung der 
erzeugten Wärme notwendig. Die Wärme muß mit Entwärnmngsan- 
lagen, über deren endgültige Ausführung erst nach einem Betriebs¬ 
versuch entschieden werden soll, abgeführt werden. Bei Netzausfall 
müssen die Entwärmungsanlagen nach einer kurzen zulässigen Unter¬ 
brechung aus einer Netzersatzanlage gespeist werden. Es steht jedoch 
fest, daß sich eine Variante der Entwärmungsanlagen in jeden Wähler¬ 
saal auch nachträglich einbauen läßt. Die Unterbringung der durch das 
doppelte Fassungsvermögen der Wählersäle vergrößerten Stromversor¬ 
gung wird wahrscheinlich in einigen Typenhäusern Änderungen erfor¬ 
derlich machen. 


1. Ha uptsp a nnung — 6 0 V = 

Das EWSO 1 kann mit der heutigen Stromversorgung betrieben 
werden. Die Hauptspannung — 60 V wird als Transportmittel für alle 
anderen Spannungen verwendet. Unmittelbar wird die Hauptspannung 
für die Speisung der Anschlußleilungen, den Betrieb der Ortsverbin- 
dungsleitungen zu konventionellen VSt und der Ersatzschalte-Einrich- 
tungen mit ihren Schaltteilen verwendet. Der Anschluß der Ersatzschalte- 
Einrichtungen an die Hauptspannung stellt sicher, daß auch bei Aus¬ 
fall von Konvertern noch Ersatzschaltungen durchführbar sind. 
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Durch die Versorgung von Halbleitern aus der Hauptspannung ent¬ 
stehen Schwierigkeiten, wenn zu hohe Spitzenspannungen auftretcn. 
Die Halbleiter müssen durch Zusätze in der Stromversorgung geschützt 
werden. 

Die reinen 60 V-Verbraucher verursachen ca. 30 % des gesamten 
Stromverbrauches. Dieser Anteil ist wegen der Speisung der Anschluß- 
Lei langen stark verkehrsabhängig. 


2. Abgeleitete Spann u n g e n (Dezentrale S Ir o m - 
Versorgung) 

Neben der Hauptspannung werden noch folgende Betriebsspannun¬ 
gen benötigt: 

± 24 V vorwiegend für die Koppelanordnungen einschließlich Teil- 
nehmer-Identifizierer und Einsleller, ± 5 V vorwiegend für die inte¬ 
grierten Schaltungen von Zentralsteuerung und Arbeitsfeld-Steuerwerk. 
Diese Spannungen verursachen jeweils 30 % des gesamten Stromver¬ 
brauchs. Für Speicher, Datenkanal-Einrichtungen und bestimmte An¬ 
wendungsfälle sind noch weitere Spannungen notwendig. 

Die abgeleiteten Spannungen werden durch Gleichspannungswand¬ 
ler (Konverter) erzeugt, die in unmittelbarer Nähe der Verbraucher 
sitzen. Hierbei bilden Verbraucher und zugehöriger Wandler eine Ein¬ 
heit, die auch gemeinsam durch die Ersatzschalte-Einrichtung überwacht 
und abgeschaltet wird. 

Die Konverter werden nach einem einheitlichen Konzept entwickelt 
und bestehen aus dem Regel- und Steuerteil, dem Leistungsteil und der 
Über- und Unterspannungsüberwachung. Die jeweilige Ausgangsspan¬ 
nung ist von der Eingangsspannung galvanisch getrennt und wird durch 
Phasensteuerung (Pulsbreitensteuerung) konstant gehalten. Durch Ver¬ 
gleich mit dem Sollwert + 10 % wird Überspannung und durch Aus¬ 
wertung der Überschreitung des zulässigen Maximalstromes wird Über¬ 
lastung vermieden. Die Unterspannungsüberwachung erfaßt einen 
Abfall der Sollspannung um mehr als 10%. In beiden Fällen wird 
abgeschaltet und zur zentralen Überwachung signalisiert. Eingangs¬ 
seitig müssen die Konverter Spannung von 50 —73 V verarbeiten kön¬ 
nen, da Schwankungen der Hauptspannung in dieser Größenordnung 
auftreten. 


V. Technische Betriebsfragen 

In diesem Abschnitt sollen nur einige wesentliche Punkte heraus¬ 
gegriffen werden, die bei den konventionellen Systemen in dieser Form 
nicht vorhanden sind. 

A. Rufnummer/Lage-Zuordnung 

Um unter anderem die Forderung auf Mischungsfreiheit erfüllen 
zu können, muß Rufnummer/Lage-Zuordnung möglich sein. Jeder Ein¬ 
gang der Koppelanordnung kann mit beliebigen Zubringern/Abnehmern 
beschältet werden. Für den abgehenden Verkehr ist nur die Lage, also 
die echte Positionsnummer, von Bedeutung. Auch die Gebühren wer- 
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den unter der Positionsnummer erfaßt. Für den ankoinmenden Verkehr 
ist im Speicherbereich ein Rufnummer/Lage-Zuordner vorhanden. Für 
das EWSO 1 ist die Vollumwertung geplant. Der Zuordner muß die 
Zuordnung von ca. 50 000 Rufnummern gestatten, die jedoch auf einen 
Bereich von 100 000 Rufnummern verteilt sein können. In Ausnahme¬ 
fällen muß für die erleichterte Einführung eine steuernde VST auch 
gesteuerte VST steuern können, deren Rufnummern dem Volumen 10 8 
entnommen sind. Diese VSt werden dann aber nicht in die freie Ruf¬ 
nummer/Lage-Zuordnung im Steuerbereich einbezogen. 

Durch dieses Verfahren können Teilnehmer ihre Rufnummer be¬ 
halten, sofern die neue Wohnung im selben Steuerbereich liegt. Dies 
dürfte deshalb nach dem Übergang auf EWSO 1 viele betriebliche Er¬ 
leichterungen bringen. 



Bild 26. Netzmodell EWSO 1 

STB = Steuerbereich EKT = E rvve i t e ru n gsk onz en t r a t or 

ASB = Anschlußbereich, neu AsB — Anschlußbereich, konven- 

STVST = steuernde Vermittlungsstelle tionell 

GVST = gesteuerte Vermittlungs¬ 
stelle 

Aus der freien Rufnummern/Lage-Zuordnung ergibt sich eine von 
der heutigen Technik abweichende Art des Verbindungsaufbaus, der 
mit Hilfe eines idealisierten Netzmodelles (Bild 26) erläutert werden 
soll. Es ist die Verbindung zwischen den Teilnehmern Axxx2 (Anschluß¬ 
bereich A3) und Bxxxl (Anschlußbereich B3) herzustellen. Zwischen den 
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gesteuerten VST A3 und B3 steht ein direktes Bündel zur Verfügung. 
Nach Aufnahme der Ziffern B ... kann die Zentralsteuerung der steuern¬ 
den VST Al jedoch den Sprechweg nicht auswählen, da ihr die Lage des 
B-Teilnehmers nicht bekannt ist (Teilnehmer Bxxxl kann an irgendeine 
VST des Steuerbereiches B angeschlossen sein). Die Zentralsteuerung Al 
gibt daher die Wahlinforniation und eine zusätzliche Ursprungskennung 
(interne Nummer der VST A3) über den Datenweg weiter. Die Zentral¬ 
steuerung 2 gibt die Lage des Teilnehmers B codiert an die Zentral¬ 
steuerung 1 zurück. Die Zentralsteuerung 1 kann jetzt erkennen, daß 
das Bündel A3 —B3 in Betracht kommt. Die Verbindung wird unter 
Beachtung der Leitweglenkmöglichkeiten durch nochmaligen Datenaus¬ 
tausch zwischen den beteiligten Zentralsteuerungen aufgebaut. Durch 
Rückmelden eines evtl, vorliegenden „Teilnehmer besetzt“ könnte bei 
entsprechender Programmgestaltung die Belegung der Ortsverbindungs¬ 
leitung unterbleiben. Durch Anschalten eines Ton-Zweier-Salzes in der 
VST A3 wird der Besetztton angelegt. 


B. Teilnehmerklassen und Berechtigungen 

1. Möglichkeiten für eine Klasseneinteilung 

Die Teilnehmerklasse wird eindeutig durch einen Code der Länge 
7 Bit festgelegt. Da jeder Teilnehmer nur einer Klasse angehören kann, 
ergeben sich 128 mögliche Klassen (Dual-Code). Die Klasse ist für die 
Zentralsteuerung ein Hinweis auf die Art des Anschlusses an das System. 
In dezimaler Schreibweise ergibt sich folgendes Schema: 

0 = Einzelanschluß 

1 = Zweier-Teilnehmer 1 

2 = Zweier-Teilnehmer 2 

3 = nicht beschallet 

4 = Nebenstellenanlage 

5 = Nachtsammelanschluß 

6 = Dienstanschluß 

7 = frei 


Nicht beschalteten Eingängen wird die Klasse 3 zugeleilt, um die 
entsprechende Hinweisansage geben zu können. Weitere Klassen sind: 


8 = Münzer 1 

9 = Münzer 2 

10 = Münzer 3 

11 = Münzer 4 

12 = Beamtin 

13 = Prüfteilnehmer 

14 = Daten-Anschluß 

15 = a/b-Schluß 


Die 4 Münzerklassen sind für den Anschluß der ÖMiinz 56/63, 
eines Kuropa-Münzers, eines neuen Münzers für Inlands- und Auslands¬ 
verkehr sowie als Reserve vorgesehen. Die Kennung 13 wird für Ein¬ 
gänge verwendet, die z. B. eingerichtet werden sollen. Über diese Ein¬ 
gänge kann nur die Fernsprech-Entstörungsstelle bzw. ein „automa¬ 
tischer Teilnehmer“ erreicht werden. Reine Datenanschlüsse erhalten 
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die Klasse 14, um später in Verbindung mit den CCITT-Signalisierungs- 
verfahren Signale austauschen zu können. Der a/b-Schluß wird im Priif- 
netz ausgenutzt. 

Die Klassen Iß —23 entsprechen 0 — 7, jedoch Anschluß über einen 
kleinen Konzentrator. Weitere Klassen sind: 


24 = Hauptleitung für Kleinen Konzentrator 

25 = Zweier generell (vor Identifizierung durch den Wahlsatz) 

26 = Sonderdienst-Platz 


27 \ . . 

31 / fre ‘ 

«32 = Hauptleitung für Mittleren Konzentrator 

33 = Satz (Eingang nicht mit Teilnehmer beschältet) 

34 = Prüfeingang für Verbindungssatz-Prüfeinrichtung 

35 = Prüfeingang für Koppelfeld-Prüfeinrichtung 

36 \ 


47 f 


frei (Reserve) 


48 | n tK 

1 — II — 1 \ f 11 
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= 0—15 für Anschluß über einen Mittleren Konzentrator 


| =0 — 31 für Anschluß über einen Großen Konzentrator 
96 ) 

j- = 0 — 31 für Anschluß über einen Erweiterungskonzentrator 


2. Berechtig u ii ge n 


Berechtigungen sind alle Zustände, die mehrfach gleichzeitig be¬ 
stehen können. Hier ist also eine Kennzeichnung durch einzelne Bit 
erforderlich. Die Berechtigungen werden in zwei Gruppen eingeteilt, 
denen entsprechende .Speicherbereiche zugewiesen werden. 

Berechtigung 1 der Länge 1 Byte: Hier werden die am häu¬ 
figsten vorkommenden Berechtigungen aufgeführt. Dieses Byte wird für 
jeden Teilnehmer vorgesehen. 


Berechtigung 2 der Länge 7 Byte: Hier werden nur selten 
benötigte Berechtigungen geführt, z. B. Anrufumleitung, Rufweiterschal¬ 
tung, Fernsprechauftragsdienst usw. Dieser Bereich wird nur bei Bedarf 
zugeteilt. Für die Daten der Berechtigungen 2 werden zusätzliche Zif¬ 
fernspeicher vorgesehen. Hier werden die Kurzrufnummern, Nummern 
für eine evtl. Anrufumleitung (bzw. für Nachtkonzentration bei Sonder¬ 
dienststellen der DBP) sowie Gebührenüberläufe abgespeichert. 

Die wichtigsten Berechtigungen sind: 


a) Priorität. Dieses Zeichen wird nur dem Fernplatz zugetcilt. Verbindungen dieser 
Art werden bei Gassenbesetzt im Warteverkehr (bis zu 30 sec) abgewickelt und 
führen bei Teilnehmerbesetzl zum Anklopfen, d. h. in die bestehende Verbindung 
wird ein Ton oder eine Ansage eingeblendet. 

b) Gebührenanzeiger. Es werden 16 kHz-ImpuIse zum Teilnehmer bzw. zur Neben¬ 
stellenanlage gesendet. 

c) Verlängerungsleitung. Bei einem Widerstand der Anschlußleitung < 250 Ohm ist 
die Verlängerungsleitung einzuschalten. 

d) Abschaltung. In Katastrophenfällen werden diese Teilnehmer generell abgeschallet. 

e) Sperre interkontinentaler Verkehr. Diese Berechtigung schützt vor unberechtigt 
geführten sehr teuren Gesprächen. 
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g) 

h) 


f) Berechtigung zur Selbstumschallung auf Fernsprech-Auftragsdiensl. Nach Zutei¬ 
lung dieser Berechtigung setzt oder löscht der Teilnehmer selbst durch Wahl von 
Kennziffern das eigentliche Umsehaltebit, das die Umsteuerung zum Auftragsdiensl 
ohne Parallelruf veranlaßt. 

Berechtigung zur Selbstumschaltung auf „Ruhe vor dem Telefon“. Hierbei handelt 
es sich um eine ankommende Sperre mit besonderer Ansage. 

Zählvergleich. Diese Berechtigung bewirkt die Zuordnung eines Speicherplatzes, 
in dem alle Daten entsprechend den bisherigen Zählvergleichseinrichtungen ge¬ 
speichert werden. 

Tastenwahl. 

k) Kurzwahl. 

l) Hinweis: „z. Z. außer Betrieb“, Gebührensperre. 

m) Hinweis: „z. Z. außer Betrieb“, Wunschsperre. 

n) Hinweis: „z. Z. außer Betrieb“, technische Störung. 

o) Hinweis: „Erfragen der neuen Rufnummer bei der Auskunft.“ Dieser Hinweis 

kann später durch die Ansteuerung eines speziellen Auskunftsrechners 
ersetzt werden. 

p) Hinweis: „Rufnummer in spitzen Klammern wählen“. 

q) Hinweis: „Teilnehmer des öffentlichen beweglichen Landfunkdienstes“ (z. B. bei 

nicht besetztem Fahrzeug). 

i 
i 

Fangen. Dieses Zeichen wird in der B-VST erkannt und im reinen EWS-Betrieb 
an die A-VST übermittelt. Daraufhin wird sofort die Ortsnetzkennzahl + Ruf¬ 
nummer des A-Teilnchmers zur B-VST über Datenkanal übertragen und dort 
gespeichert. Der Ausdruck geschieht erst durch Nachwahl des B-Teilnehmcrs. Bei 
„Sofortfangen“ und „Klingelstörer“ kann durch zusätzliche Maßnahmen inner¬ 
halb der Steuerung der sofortige Ausdruck erfolgen. 

u) Auslösekriterium vorwärts. Wird Teilnehmern mit Anrufbeantwortern und Daten¬ 
geräten zugeteilt. 

v) Sleckdosen-Teilnehmer. Hier muß die Auslösung, die sonst auch hei Auflegen des 
B-Teilnehmers sofort folgt, um 90 ± 10 sec verzögert werden. 

w) Umsehaltebit für Fernsprech-Auftragsdienst. 

x) Umsehaltebit für „Ruhe vor dem Telefon“. 


r) 

si 

t) 


2 Hinweisansagen Reserve. 


Weitere Berechtigungen können jederzeit im Bereich „Berechti¬ 
gung 2“ untergebracht werden. Die Änderung von Berechtigungen lind 
Klassen kann ferngesteuert durch verschiedene Dienststellen der DBP 
erfolgen. 

C. Prüfnetz 

Das Wählprüfnetz bleibt in seiner bisherigen Form als Sondernetz 
nicht bestehen. Im Regelfall werden die normalen Sprechadern für die 
tonfrequente Übertragung der Meßwerte und die Datenkanäle für die 
Übermittlung der Einstellbefehle verwendet. Für den Übergang EWSO 1/ 
konventionelle Technik sind keine besonderen Anpassungsmaßnahmen 
erforderlich. 


P r ii f s a t z für Tischansteuerung (PRS-TA) : 

Der neue Prüftisch enthält im wesentlichen nur Tasten, Lampen, 
den Tonfrequenz-Empfänger für die Meßwertaufnahme sowie das zu¬ 
gehörige Anzeigeinstrument. Die Verbindung zu der nächsten EWSÖ 1- 
VST stellt der fest zugeordnete Prüfsatz für Tischansteuerung her 
(Bild 27). Dieser Satz wird an das äußere Leitungssystem LSA (SS2), 
evtl, über eine Datenstrecke, angeschlossen. Der Prüftisch ist über ein 
Adernpaar mit einem Eingang der Koppelanordnung verbunden. Im 


64 




Leistungsmerkmale und struktureller Auf b au des E W SOI 


o 


3 



3 cs 
— — 
3 3 O 
O ^ £ 
öß 3. 3 
C < < 

.b - t- t- 

ü a c 

N 3 N ^ 
■*- 3 — — 

3 3 3 3 

x — c/j yj 

• ^ 


Ch -< 


x cx 
II II 


kJ 

C/> 


0- ^ 
< < 


o 

./: 

£ 

W 


t- 

o 


55 Ü 

sc j- 
= k 


£ c 

c/: OJ 

tr 3 

3 3 


1 

o 

3 

0> 

•~- 

crt 

tß 3 

3 3 

= -g 

c/> 


-3 

fc* 

0) 


— £ II II II II II 


3 - X. N 

C> • — *3 v) "3 

- cj 3 ._ 3 

3-^ u — v? 

Ui<+- —■> <4- '—< 

3 23 3 :3 :3 

s- s- s; *- t- 

O CU sc 0< CU 


tß 

3 


I— 

C'l 

3 
>—< 

£ 


? UXCC< 
OC.N3H 


•> 


3 cß 


o; 

St 

5- 

Ci 


3 

sc 

3 


C S-i 
N £> 

c/2 3 _q 


0> 

öß.3 

S 2 

* Js S 3; 'Z 

2 - *- £ > 

*-N *“? <—* 

• — >“4 —* /-S 

ü g £ ä 3 

u v a> -C 3 

-- rv. r* <—• 3 


3 


CD 


CT> 


p- '- 3 

3- 3- 9 


5 Fernmeldewcsen 


65 


























II. Kunze, G. Schneider 


Speicherbereich des Priifsatzes sind Speicherplätze für mehrere ankom- 
mende und abgehende Verbindungen vorgesehen. Diese Verbindungen 
werden nur in der eigenen Koppelanordnung ausgelöst und können 
durch Tastendruck wieder dem Prüftisch über das eine Adernpaar zu¬ 
geschaltet werden. Die gesamte „Verdrahtung“ des Prüftisches wird 
also, wie bei allen Sätzen, im Speicher der Zentralsteuerung durch spe¬ 
zielle Programme und Daten dargestellt. Der Prüftisch kann im Zu¬ 
sammenhang mit den anderen Sätzen auch die Prüfungen der heutigen 
Technik vornehmen. Außerdem können bestimmte Meßprogramme, 
durch Ziellasten aufgerufen, vollautomatisch ablaufen. 

Die Steuerung der FernsprechentStörungsstelle (Wartefeld, Über¬ 
gabe an einen anderen Platz usw.) übernimmt ebenfalls die Zentral- 
sleuerung der nächst gelegenen VST. 

P r ii f s a t z f ii r Anschlußleitu n gen ( P R S - ASL) : 

Der Prüfsatz für Anschlußleitungen ist ebenfalls ein Satz des Ar¬ 
beitsfeld-Steuerwerkes und enthält die von der konventionellen Technik 
bekannten Gleichstromprüf- und Meßschaltungen (Reichweite 3000 Ohm 
Schleife) sowie den Sender für die in Tonfreqenz um gewandelten Meß¬ 
werte. Der Prüfsatz hat also die Funktion eines ferngesteuerten Prüf¬ 
platzes. Er ist dreifach an die Koppelanordnung angeschlossen: 1 Ein¬ 
gang (Tonfrequenz-Seite) und 2 Ausgänge für die Prüfung von zwei 
Anschlußleitungen. Hierdurch kann z. 13. eine Leitung mit 800 Hz ge¬ 
speist und auf der zweiten Leitung die Fremdspannung gemessen wer¬ 
den. Gegenüber der heutigen Technik sind noch weitere Belriebsmöglich- 
keiten vorhanden, u. a. auch die Prüfschaltungen für Fernsprechapparate 
mit Tastenwahi. 

Wenn die Rufnummer zu einem Teilnehmer mit mehreren An- 
schlußleitungen gehört, kann durch Nachwahl einer laufenden Nummer 
die Ansteuerung einer bestimmten Anschlußleitung erzwungen werden. 
Das Gleiche gilt für die Prüfung von Konzentrator-Hauptleitungen. 

Gleichberechtigte steuernde VSt werden über normale Externsätze 
(Ortsverbindungsleitungen) erreicht. Der Prüfsatz wird über den Daten¬ 
kanal angeschaltet (Bild 27). In Sonderfällen (Ortsverbindungsleitung 
mit weniger als 2 X 500 Ohm) können die VST durch eine nicht ab¬ 
geriegelte Sonderleitung verbunden werden (VST 1—VST 3). Die Prü¬ 
fung wird dann von einem Prüfsatz der VST 1 über die beiden Koppel¬ 
anordnungen vorgenommen (Bild 27, Verbindung 3). 

Die konventionelle Technik belegt einen normalen kommenden 
Satz, der die vom Prüftisch 59 gesendete Entsperrziffer aufnimmt (Ver¬ 
bindung 4, ONG-ON D-VST2, ONA). Hierdurch wird der Eingang 
eines Prüfsatzes mit dem kommenden Satz verbunden. Die weiteren 
Einstellbefehle werden vom kommenden Satz aufgenommen, von der 
Zentralsteuerung interpretiert und an den Prüfsatz weitergegeben. Die¬ 
ser Fall ist von Bedeutung, wenn die Nachtkonzentration zu einer Ent¬ 
störungsstelle alter Technik erforderlich wird. 

EWS-Entstörungsstellen können für die Prüfung der konventio¬ 
nellen Technik eingesetzt werden (Verbindung 5). In diesem Fall wird 
der Prüfplatz 68 angesteuert. Die Wählinformation einschließlich Ent- 
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sperrziffer wird dabei vom gehenden Satz unter Mitwirkung eines hier 
nicht gezeichneten Nachsendesatzes abgegeben. 

Eine abgehende Verbindung kann hergestellt werden, wenn nach 
Aufbau der Verbindung 2 kurzzeitig die Verbindung 7 hinzugeschaltet 
wird (VST 2). Dieser Schleifenschluß bewirkt die Teilnehmer-Identifi¬ 
zierung und die Zuteilung eines Wahlsatzes. 

Prüfsatz für Fern Sprechapparate (PRS-AP) : 

Der Prüfsatz für Fernsprechapparate entspricht etwa dem heutigen 
automatischen Teilnehmer. Die Verbindung wird z. B. durch einen Ent¬ 
störer aufgebaut. Nach Wahl der Kennziffer des Prüfsatzes ist die 
A-Teilnehmer-Rufnummer nachzuwählen. Die Zentralsteuerung über¬ 
prüft die Übereinstimmung zwischen Identifizier-Ergebnis und Nach¬ 
wahl. Erst dann wird die Verbindung 6 (Bild 27) hergestellt. Der Ent¬ 
störer prüft den Apparat durch. Bei Schlecht-Aussagen wird auto¬ 
matisch zum Prüftisch abgeworfen: Der Teilnehmer wird mit einem 
Prüfsatz für Anschlußleitungen, dieser wiederum mit einem Prüfsatz 
für Tischansteuerung verbunden. Am Prüf tisch leuchtet eine Anruf¬ 
lampe auf. 

P r ü f s a t z für die A n s c halt u n g von S o n d e r I e i t u n - 
g e n (P R S-AN) : 

Dieser Prüfsatz hat die Aufgaben der bisherigen Anschalteüber- 
tragung. Die beiden Zweige von über den Hauptverteiler geführten 
Sonderleitungen (Nebenanschluß-Leilungen u. a.) und ein Anschalte- 
apparat werden auf die Ausgänge des Prüfsatzes geschaltet und dort 
fernsteuerbar zusammengeschaltet bzw. unterbrochen. Der Prüfsatz für 
die Anschaltung von Sonderleitungen wird immer über einen Prüfsatz 
für Anschlußleitungen angesteuert. Die Prüfung der gängigen Wahl¬ 
verfahren (z. B. Dioden-Erd-Verfahren) ist durch einsteckbare Wahl¬ 
adapter möglich. Das entsprechende Wahlverfahren wird durch Wahl 
einer Kennziffer aufgerufen. 

D. Betriebssystem EWS 1 

Die integrierte Datenverarbeitung im Fernmeldewesen wird auch 
die Zentralsteuerung der EWS-VSt in ihr Gesamt-Datennetz einbe¬ 
ziehen, da die im System gespeicherten Daten für fast alle Dienststellen 
des Fernmelde-Betriebes von Bedeutung sind. Folgende Dienststellen 
müssen aus heutiger Sicht Zugriff haben: Fernsprech-Auftragsdienst 
(Berechtigung zuteilen), Rechenzentrum (Abruf und Löschen der Ge¬ 
bühren), Unterhaltungszentrum UFe (technischer Betrieb), Entstörungs¬ 
stelle, Rechnungsstelle (Einzelabfrage von Gebührenständen ohne Lö¬ 
schen), Anmeldestelle, Technisches Betriebsbüro (Verkehrsmessung 
durch Aufruf spezieller Verkehrsprogramme). Es können sich Änderun¬ 
gen bei anderen Organisationsformen ergeben. 

Der Zugriff dieser Dienststellen und ihre Berechtigungen sind hier¬ 
bei problematisch. Doppelzugriffe durch zwei oder mehrere Dienst¬ 
stellen müssen für eine bestimmte Speicheränderung bei eindeutiger 


5 ' 


67 




H. Kunze, G. Schneider 


organisatorischer Zuordnung technisch verhindert werden. Eine Ab¬ 
frage dagegen ist zulässig. Die Sicherung gegen Doppelzugriff ist vor 
allem durch entsprechende Programme zu erreichen. 


Ferner ist es aus wirtschaftlichen Gründen zweckmäßig, alle nicht 
für den unmittelbaren Vermitllungsbetrieb benötigten Daten und Pro¬ 
gramme in billigeren Speichermedien (Plattenspeicher, Magnetkarten¬ 
speicher) aufzubewahren. Die Datenmengen von nur einer steuernden 
Vermittlungsstelle sind, bezogen auf die kleinste Größeneinheit dieser 
Speicher, jedoch zu gering. 

Diese Gründe sprechen dafür, übergeordnete Betriebsrechner für 
Vermittlungstechnik (BR-VT) einzuführen. Hierbei kann es sich auch 
um einen Aufgabenbereich eines allgemeinen Hauptrechners für das 
Fernmeldewesen handeln. Sämtliche Zentralsteuerungen z. B. eines 
Fernmeldeamts-ßereiches werden mit diesem Betriebsrechner über Da¬ 
tenkanäle verbunden. Alle Dienststellen des FA-Bereiches haben nur 
über den Betriebsrechner Zugriff. Hier werden auch die entsprechenden 
Berechtigungs-Prüfungen durchgeführt. Der notwendige Programmauf¬ 
wand mit dem dazu gehörenden Speicherplatz entsteht nur einmal 
zentral. Die für alle Dienststellen notwendige Teilnehmer-Datei wird 
durch laufende Korrespondenz zwischen den Zentralsteuerungen und 
dem Betriebsrechner auf dem letzten Stand gehalten. Alle nicht unmit¬ 
telbar benötigten EWS-Programme werden erst bei Bedarf vom Be¬ 
triebsrechner in einen freien Speicherplatz der anfordernden Zentral¬ 
steuerung übertragen. Hierzu gehören z. B.: Programme für Verkehrs¬ 
messungen, Routineprüfungen, Einschalte- bzw. Erweilerungspro- 
gramme usw. 


Nach Einführung des Betriebsrechners ist eine grundlegende Um¬ 
organisation verschiedener Dienststellen möglich. Es werden Datensicht¬ 
geräte eingeführt, die das unmittelbare Auslesen von Daten gestatten. 
Die manuellen Karteien der Entstörungsstellen, des Fernsprech-Auf- 
tragsdienstes usw. werden überflüssig. Der Prüftisch z. B. erhält ein 
Datensichtgerät, mit welchem der IST-Zustand des Teilnehmer-Speichers 
(Klasse, Berechtigungen u. a.) unmittelbar erfaßt werden kann. Die 
Verbindungen Sichtgerät-Betriebsrechner und Prüftisch-Prüfnetz sind 
voneinander unabhängig. Das gleichzeitige Ansteuern eines bestimmten 
Platzes und des zugehörigen Sichtgerätes wird durch Datenaustausch 
zwischen dem Betriebsrechner und der zuständigen Zentralsteuerung 
erreicht. 


VI. Die Zeitvielfach-Variante 

Durch die Einführung der PCM-Übertragungstechnik auf Orlsver- 
bindungsleitungen werden in zunehmendem Maße PCM-Bündel auf 
Raumvielfach-VST treffen. Wenn es sich um Voll-VST handelt, wird 
vor der VST demoduliert und bis zum Teilnehmer im Raumvielfach 
vermittelt. Handelt es sich hierbei jedoch um Durchgangs-VST mit an- 
kommenden und abgehenden PCM-Bündeln, ist die Vermittlung im 
Zeitvielfach sinnvoll. Es wird hierdurch die Demodulation vor der VST 
und die unmittelbar wieder notwendige Modulation nach der VST 
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erspart. Der Aufbau der PGM-Koppelanordnung ist hierbei vorerst von 
untergeordneter Bedeutung. Es besteht nur die Forderung, daß die 
Zenlralsteuerung einer Raumvielfach-VST EWSO 1 auch PCM-Arbeits- 
fekler mit einem auf diese Arbeitsfelder zugeschnittenen PCM-Arbeits- 
feld-Steuerwerk steuern soll. Dann müssen nur die Bedingungen der 
inneren Schnittstelle SSI eingehalten werden. Die Wegesuche für die 
PCM-Koppelanordnung erfolgt, wenn auch mit abgeänderten Program¬ 
men, ebenfalls im Speicher. Jedem der «30 Kanäle der einzelnen PCM- 
Systeme wird ein Bit zugeordnet. Durch entsprechende Befehle an das 
PCM-Arbeitsfeld-Steuerwerk werden dann die für die Vermittlungs¬ 
aufgabe evtl, notwendigen Zeitkanalwechsel durchgeführt sowie die 
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Bild 28. Durchgangsverkehr über PCM-Transit-VSt 


= Kennzeichenumsetzer 
= Multiplexgerät 
= Leitungseinheit 
= Raumvielfach 


Zvf = Zeitvielfach 

WZ = Wahlzusatz 

AF-ST = Arbeitsfeld-Steuerwerk 

ZST = Zen traisteuerwerk 
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Bild 29. Mögliche spätere Abwicklung von Massennahverkehr 
Ortsgruppenwähler KVSt = Knotenvermittlungsstelle 


Endleitung 


entsprechenden Ivoppelpunkte markiert. Die periodische Durchschallung 
im 125 //s-Abstand ist Aufgabe bestimmter Sätze der Peripherie. 

Aus Bild 28 sind die vier möglichen Kombinationen bei Durch¬ 
gangsverkehr zu ersehen. Im Fall a) sind Ursprung und Ziel VST der 
konventionellen Technik. Durch Kennzeichenumsetzer muß die ver- 
mittlungstechnische Information auf den a-, b-, c-Adern erkannt und 
an das Multiplex-Geräte MU weitergeleitet werden. Dort werden die 
30 Kanäle zu einem seriellen Bit-Strom zusammengefaßt, der auch die 
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vermittlungstechnische Information enthält. Die Leitungseinheit LE 
dient der Anpassung an die Leitung. In der Durchgangs-VST ist in 
diesem Fall ein PCM-Wahlzusatz erforderlich, der die vermittlungs¬ 
technische Information heraussieht und an das PCM-Arbeitsfeld-Steuer- 
werk weiterleitet. Die weitere Verbindung zur konventionellen VST 
wird in umgekehrter Folge aufgebaut. Der PCM-Wahlzusatz blendet 
dann die Information ein. 

Die Fälle b) und c) in Bild 28 betreffen den gemischten Verkehr. 
Die beiden Zentralsteuerungen der Raumvielfach- und Zeilvielfach-VST 
tauschen ihre Informationen über Datenkanäle aus. Dadurch entfallen 
die aufwendigen Kennzeichenumselzer. Die Multiplex-Geräle sind wei¬ 
terhin notwendig. 

Im Endstadium verkehren die einzelnen Zentralsteuerungen nur 
über Datenkanäle miteinander. Zeitvielfach-Arbeitsfelder können an 
beliebigen Stellen hinzugesetzt werden. Hierdurch lassen sich PCM- 
Durchgangs-VST mit erträglichem Aufwand einführen. 

Wenn mehrere PCM-VST im Verband betrieben werden, müssen 
die Taktgeneratoren synchronisiert oder die Nachrichten bei asynchro¬ 
nem Betrieb am Eingang der VST zwischengespeichert werden [8]. 
Diese Synchronisierung wird dann im ersten Fall durch geringfügiges 
Verändern der Frequenz der Taktgeneratoren in den PCM-Arbeitsfeld- 
Steuerwerken erreicht. 


Die sich hieraus ergebenden Möglichkeiten für die Abwicklung von 
Massen verkehr deutet Bild 29 an. Als Beispiel soll das Bündel 23—22 
betrachtet werden. Nach einer Erweiterung des Nf-Bündels durch PCM- 
Strecken endeten diese Strecken ursprünglich auf Multiplex-Geräten 
vor der Raumvielfach-Koppelanordnung 22. Durch Hinzusetzen einer 
PCM-Koppelanordnung und Verlegen der Multiplex-Geräte hinter die 
Koppelanordnung kann Durchgangsverkehr zu anderen Ortsnetzen ab¬ 
gewickelt werden. Das PCM-Bündel behält seine Funktion als Überlauf 
für das Nf-Bündel 23—22. Durch entsprechende Maßnahmen im Orts¬ 
netz 1 können unter Umgehung des SWFD, der als Überlauf weiterhin 
zur Verfügung steht, lohnende Verkehrsanteile über Ortsverbindungs¬ 
leitungen geführt werden. Die Restdämpfung der Gesamtverbindung ist 
immer sehr klein. Aus Stabilitätsgründen werden 3 dB eingehalten. 


VII. Die Programme des EWSO 1 
A. Allgemeine Betrachtung 

Die Forderungen, die an das neue Fernsprechvermilllungssyslem 
gestellt wurden, führten zu einem zentralgesteuerten System. Nur ein 
zentralgesteuertes System kann heute mit wirtschaftlichem Aufwand 
die geforderten Leistungsmerkmale anbieten. Vor allem kann die ge¬ 
lorderte Flexibilität des Systems beim heutigen Stand der Technik nur 
durch ein programmgesteuertes Vermittlungssystem verwirklicht wer¬ 
den. 

Die Technik der Rechenmaschinen und Datenverarbeitungsanlagen 
hat seit John von Neumann konsequent den Weg des programmgesteu¬ 
erten Systems mit abgespeichertem Programm verfolgt. Hier liegt ein 
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zwanzig Jahre aller Schatz von Erfahrungen vor, der bei der Gestaltung 
programmgesteuerter Vermittlungssysteme verwertet wurde. Sowohl die 
Struktur und Technik der zentralen Einrichtungen des Systems als auch 
die Programmstruktur weisen daher wesentliche Merkmale der Daten¬ 
verarbeitungsanlagen bzw. Rechenmaschinen auf. Wir linden hier in 
den austauschbaren Verarbeitungseinheilen mit aufsteigender Pro¬ 
grammkompatibilität eine Analogie zum Konzept der Systemfamilie 
kommerzieller Rechner und in den genormten Schnittstellen Ähnlich¬ 
keiten zu den Kanälen moderner Datenverarbeitungsanlagen. Der Spei¬ 
cher ist wie der Speicher der Mehrzahl der Rechenmaschinen der soge¬ 
nannten dritten Generation byteweise (1 Byte = 8 bit) organisiert. 

Die vermittlungstechnischen Aufgaben stellen an die Programm¬ 
gestaltung hohe Anforderungen. Die Aufträge an das Zentralsteuerwerk 
werden von den Teilnehmern zu beliebigen Zeiten gegeben und müssen 
sofort erledigt werden. Wir können die Vermittlung von Verbindungs¬ 
wegen als Prozeß auffassen und das Zentralsteuerwerk als Prozeß¬ 
rechner betrachten. An das Zentralsteuerwerk und die Programmgestal¬ 
tung werden daher auch ähnliche Anforderungen wie an einen Prozeß¬ 
rechner gestellt: Echtzeitverarbeitung, gleichzeitige Bereitstellung einer 
Vielzahl von Programmen. 

B. Die Programmiersprache 

Die Programmiersprache ist das Bindeglied zwischen dem Men¬ 
schen und der Maschine. Bei den Programmiersprachen unterscheiden 
wir zwischen problemorientierten Sprachen und maschinenorientierten 
Sprachen. Typische problemorientierte Sprachen sind z. B. ALGOL, 
FORTRAN und COBOL. Diese Sprachen sind auf bestimmte Problem¬ 
kreise zugeschnitten und erleichtern für diese Anwendungsbereiche die 
Programmierarbeit. ALGOL und FORTRAN wurden für technisch¬ 
wissenschaftliche, COBOL dagegen für kaufmännische Probleme ent¬ 
wickelt. 

Während hei der Maschinensprache jeder einzelne Maschinenbefehl 
niedergeschrieben werden muß, schreibt der Programmierer bei einer 
problemorientierten Sprache für mehrere Maschinenbefehle nur eine 
Anweisung. Der Compiler, ein Übersetzungsprogramm, das auf einer 
Universalrechenmaschine läuft, zerlegt die Anweisung in die einzelnen 
Maschinenbefehle. Dem Programmierer wird bei der problemorientier¬ 
ten Sprache das Zerlegen in einzelne Maschinenbefehle erspart, das 
Quellenprogramm des Programmierers wird dadurch kürzer und über¬ 
sichtlicher. Ein Programm, das in einer problemorientierten Sprache 
geschrieben wurde, kann in der Regel auf jeder Rechenmaschine laufen, 
für die ein Compiler vorhanden ist, der aus dieser problemorientierten 
Sprache in die Maschinensprache der betreffenden Maschine übersetzt. 

Das Programmieren in problemorientierten, d. h. höheren Spra¬ 
chen, bringt jedoch nicht nur Vorteile mit sich. Ein geschickter Pro¬ 
grammierer wird für ein bestimmtes Problem in der Regel ein ein¬ 
facheres Maschinenprogramm schreiben, das weniger Speicherplatz 
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benötigt als ein entsprechendes Programm, das durch Übersetzung mit 
einem Compiler aus einem mit einer problemorienlierten Sprache ge¬ 
schriebenen Programm entsteht. 

Beim EWS 1 müssen fast alle Programme ständig mit kurzer 
Zugriffszeit zur Verfügung stehen. Sie werden daher zweckmäßiger¬ 
weise im Schnellspeicher gespeichert. 

Ein Programm kann durch die statische oder die dynamische Be¬ 
fehlszahl charakterisiert werden. Während es bei bestimmten Program¬ 
men auf eine geringe statische Befehlszahl ankommt, ist bei anderen 
die geringe dynamische Befehlszahl entscheidend. Für die EWS 1- 
Programmierung wurde eine spezielle maschinenorientierte Sprache, die 
EWS 1-Assemblersprache, verwendet. Mit dieser Sprache ist es möglich, 
sowohl den Speicheraufwand gering zu halten als auch hinsichtlich 
der Laufzeit der Programme zu optimieren. Bei der Assemblersprache 
entspricht jeder Assembleranweisung ein einziger Maschinenbefehl. Die 
Assemblersprache verwendet jedoch neben anderen Programmierhilfen 
mnemotechnische Hilfsmittel, um die Programmierarbeit zu erleichtern. 
So werden z. B. leicht merkbare Buchstabenkombinationen anstelle von 
Zahlen für die Befehlscode verwendet. Die in Assemblersprache ge¬ 
schriebenen Programme werden mit Ililfe eines Assemblerprogrammes 
auf einer Universalrechenmaschine in die Maschinensprache übersetzt 
(Bild 30). 
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Bild 30. 

Übersetzung eines 
in EWS 1- 
Assemblersprache 
geschriebenen Pro¬ 
grammes auf einer 
Datenverarbeitungs¬ 
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Die Assemblersprache stellt an die Programmierer in der Regel 
höhere Anforderungen als eine problemorientierte Sprache. Da echte 
Programmänderungen bei der DBP später zentral und nach Ablauf der 
Betriebs versuche selten durchgeführt werden, ist die Zahl der Mit¬ 
arbeiter begrenzt, die diese Arbeiten verrichten werden. Für Änderungen 
von Daten, die dezentral vorgenommen werden müssen, stehen ein¬ 
fachere Verfahren zur Verfügung. 

Im Laufe der Entwicklung werden sich wahrscheinlich einige 
Makrobefehle als zweckmäßig erweisen. Da die Befehlsabläufe aus 
Mikrofunktionen zusammengesetzt sind, können außerdem durch Än¬ 
derung der Mikroprogramme geänderte, durch ihre Erweiterung neue 
Befehlsabläufe geschaffen werden. Das Mikroprogramm ist in dem 
schnellen Mikroprogrammspeicher enthalten. 
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C. überblick über die Programme des EWSO 1 

Die Programme des EWSO 1 werden nach ihren Aufgaben in 6 
Gruppen unlerleilt: Organisationsprogramme, Vermittlungsprogramme, 
Unterprogramme, Dienstprogramme, Prüf- und Cberwachungspro- 
gramme, Hilfsprogramme. 


1. Organisation sprogram me 

Die Organisationsprogramme sorgen für die Aufgabenverteihing 
im System. Sie laufen routinemäßig ab und fragen z. B. periodisch die 
Steuerwerke nach Informationen ab oder starten auf Grund von Ein¬ 
gabedaten bestimmte Programme. Zu den Organisationsprogrammen 
gehören die Programme der Dalen-Eingabe und Daten-Ausgabe, das 
Zeitprogramm sowie die Programmauswahl. 


2. Vermittlungsprogr a m m e 

Die Vermittlungsprogramme steuern alle Vermittlungsvorgänge. 
Im Prinzip gibt es für jedes periphere Funklionsteil ein Vermitllungs- 
programm. Ein Vermittlungsprogramm, z. B. das Internsatzprogramm, 
verarbeitet alle von diesem Funktionsteiletyp, also hier dem Internsatz, 
kommenden Informationen. Typische Vermittlungsprogramme sind: 
Wahlsatz-Programm, Teihiehmeridentifizierer-Programm, Nachsende- 
satz-Programm usw. 

3. Unterprogram m e 

Die Unterprogramme sind aufgabenbezogen. Eine Aufgabe, die in 
einem oder in verschiedenen Programmen mehrfach bearbeitet wird, 
wie z. B. die Suche eines Weges zwischen zwei Anschlußlagen (Wege¬ 
suche), wird durch ein Unterprogramm gelöst. Vermittlungsprogramme 
und Unterprogramme können beliebig mileinander verknüpft werden. 
Ein Unterprogramm kann daher mehrfach verwendet werden, braucht 
aber nur einmal programmiert und abgespeichert zu werden. Unter¬ 
programme erledigen jeweils bestimmte, öfters auflretende Aufgaben 
z. B.: 

Tln-Information auslesen 
Ziffernbearbeitung 
Z i f fern be wert u n g 
Wegesuche usw. 

Umcodieren von Dualzahlen in Dezimalzahlen 
Multiplikations- und Divisionsprogramme. 


4. Dienstprogram m e 

Die vierte Gruppe der Programme, die Dienstprogramme, dienen 
dem Betrieb der Vermittlungsstellen. Sie werden z. B. bei Änderungen 
und Erweiterungen von Vermittlungsstellen benötigt und liefern Infor¬ 
mationen über Belastung und Betriebszustand der Vermittlungsstellen. 
Die Dienstprogramme werden in zwei Untergruppen unterteilt. 
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Dienstprogra in m e ohne Erweitern n g von Spei¬ 
cher und Peripherie. 

Dazu zählen folgende Aufgaben bzw. Programme: Protokollprogrannne 
(z. B. für das Auslesen des gesamten Speicherinhaltes), Änderungspro¬ 
gramme (z. B. für die Änderung von Teilnehmerberechtigungen), Ver¬ 
kehrsmeßprogramme (z. B. für die Bestimmung von Zielfaktor, Be¬ 
lastung von Zwischenleitungen, Funktionsteilen und Anschlußleitun¬ 
gen) tisw. 

Dienstprog r a m me, die wegen einer Erweite¬ 
rung der Peripherie oder durch ne ue Betriebsbe¬ 
dingungen eine Erweiterung im S p e i c h e r er f o r - 
d e r n z. B.: 

Erweiterungsprogranune für Koppelanordnung, Teilnehmer, Funklionsleile usw. 

5. P r ü f - und Ü b e r w a c h u n g s p r o g r a m m e 

Die große Gruppe der Prüf- und Überwachungsprogramme kann 
in acht Untergruppen gegliedert werden. 


Die P r o g r a m m e für d a s P r ü f netz dienen dein Auf¬ 
bau von Prüfverbindungen für das Prüfnetz. Diese vier Programme 
gehören zu den Sätzen des Prüfnetzes: Prüfsatz für Anschlußleilungen, 
Prüfsatz für Apparate, Prüfsatz für die Tischansteuerung, Prüfsatz für 
die Anschaltung von Sonderleilungen. 


Die P r o g r a m m e zur Ei n s e halt u n g u n d B o u t i n e - 
p r ü f u n g f ü r die äußere Peripherie werden zur routine¬ 
mäßigen und gezielten Überprüfung benötigt, um z. B. Fehler zu lokali¬ 
sieren. Mit diesen Programmen werden das ordnungsgemäße Öffnen 
und Schließen von Relaiskontakten untersucht, Berührungen in der 
Koppelanordnung festgestellt und andere Prüfaufgaben verrichtet. Pro¬ 
gramme stehen zur Verfügung für die Teilnehmerschaltung (R- u. 
T.-Relais), die Koppelanordnung, die peripheren Funktionsteile, Ein¬ 
steller, Identifizierer und Sätze sowie für die Konzentratoren und ihre 
Übertragungen. 


Die Program m e zur Einschaltung und Routine- 
p r ü I u n g für die E bene der Teilsteuerwerke dienen 
zur Prüfung der Teilsteuerwerke und der dazugehörigen Leitungs¬ 
systeme z. B.: Arbeitsfeld-Steuerwerk in Zusammenarbeit mit dem Prüf¬ 
gerät, Leitungssystem zwischen Zentralsteuerung und peripheren Steue¬ 
rungen. 


Die Programme für die Lokalisierung im Zen¬ 
tralsteuerwerk ermöglichen eine Aussage darüber, welche Ver¬ 
arbeitungseinheit gestört ist. Außerdem gehören dazu die Testpro¬ 
gramme für die Speicher und das Leitungssystem zwischen Speicher und 
Verarbeitungseinheit. 


75 




H. Kunze, G. Schneider 


Fe h 1 e r p r o g r a m ni e werden gestartet, wenn im Vermitt- 
lungsablauf folgende Fehler auftreten: Undefinierte periphere Funk- 
tionsteileadresse, Undefinierte Funktionsteilemeldung, falsch identifi¬ 
zierte Teilnehmerlagen usw. 

Al a r m p r o g r a m m e werden für die Behandlung von Alarmen 
der peripheren Funktionsteile, wie Sicherungssatz, Identifizierer und 
Einsteller sowie der teilzentralen Steuerungen und der Speicher gestartet. 


Wieder a n lauf p r o g r a m m e ermöglichen nach dem Auf¬ 
treten von zentralen Alarmen das Wiederanläufen mit geprüftem Spei¬ 
cherinhalt. 

Für die Zusammenarbeit des Zentralsteuerwerkes mit der Ersatz- 
schal teein rieh tu ng stehen Dialogprogramme zur Verfügung. 


6. II i 1 f s p r o g r a m m e 

Die letzte große Gruppe von Programmen sind die Hilfsprogramme. 
Die Hilfsprogramme bestehen aus den allgemeinen Hilfsprogrammen, 
die in einem Universalrechner betrieben werden und den EWS 1-Hilfs- 


programmen für den Betrieb der EWS 1-VSt. Zu den allgemeinen 
Hilfsprogrammen zählen die Assembler-, Simulator- und Bibliotheks¬ 
programme, die zur Programmerstellung, zu Programmtests oder für 
die Programm Verwaltung benötigt werden. Die EWS 1-Hilfsprogramme 
werden für Programmtest und Fehlersuche sowie bei der Einschaltung 
und beim Test von peripheren Funktionsteilen benötigt. Hierzu zählen: 
Ablaufverfolgerprogramm, Ein-/Ausgabe-Ablaufverfolger und Kriterien- 
Ablaufverfolger. 


Mit diesen Programmen kann der Ablauf eines oder mehrerer Pro¬ 
gramme gezielt verfolgt werden. Der Ablauf der einzelnen Ein-/Ausgabe- 
befehle kann statisch oder dynamisch protokolliert werden. 

Dieser Überblick über die Programme soll einen Eindruck von der 
Vielzahl der verschiedenen Programmarten geben und den Umfang der 
Programmierarbeiten erkennen lassen. Die Programme müssen, mit 
Ausnahme einiger weniger häufig benötigter Programme, dauernd im 
Schnellspeicher zur Verfügung stehen, da beim EWS 1 jederzeit Auf¬ 
gaben auftreten können, die jedes beliebige dieser Programme benötigen. 


D. Die Speichcrorganisation beim EWSO 1 

Das Zentralsteuerwerk des EWSO 1 besteht aus den Verarbeitungs¬ 
einheiten und den Speichereinheiten, dem Bedienungsplatz sowie der 
Ersatzschalte-Einrichtung im Zentralsteuerwerk. Die Verarbeitungsein¬ 
heit hat die Aufgabe, die benötigten logischen und arithmetischen Funk¬ 
tionen auszuführen, der Speicher nimmt dagegen Daten und Programme 
auf, um sie bei Bedarf wieder zur Verfügung zu stellen. 

Technologisch werden mehrere Speicherarten unterschieden, der 
schwer änderbare, aber sehr schnelle Mikroprogram inspei- 
cher und die leicht änderbaren Magnetkernspeicher, die 
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wiederum nach ihrer Zykluszeit in Schnellspeicher und Großspeicher 
unterteilt werden. Außerdem stehen Register in Halbleitertechnik zur 
Verfügung. 

Die Befehlsabläufe werden durch den Mikroprogrammspeicher 
festgelegt. Da die Befehle selbst kaum geändert werden, wird hier ein 
schwer veränderbarer Speicher, jedoch mit schnellem Zugriff, benutzt. 
Der Mikroprogrammspeicher soll hier nicht weiter behandelt werden, 
da er zum Bereich der Verarbeitungseinheiten gehört. 

Bei einem so weitgehend zentral gesteuerten System muß ein ge¬ 
treues und aktuelles Abbild des Systems in einem schnell zugänglichen 
Speicher zur Verfügung stehen. Diese Aufgabe übernimmt der Magnet¬ 
kernspeicher. Im Magnetkernspeicher werden die Teilnehmer¬ 
daten wie z. B. Klasse, Zustand, Gebühren, Berechtigungen, Ruf- 
nummer-/Lage-Zuordnung und ggf. die Kurzrufnummer abgespeichert. 
Die Daten über Ve rbin d unge n werden ebenfalls im Kernspeicher 
abgelegt. Hier finden wir Richtung, Signalisierungsverfahren, Aulbau¬ 
zustand und andere Daten. Auch die Funktionsteile werden 
im Magnetkernspeicher beschrieben. Listen, d. h. Pufferplätze, z. B. 
die Eingabeliste für Aufträge und die Ausgabelisten für Ausgabebefehle, 
sowie Tabellen, etwa Zuordnungstabellen für die Leitweglenkung, 
werden im Magnetkernspeicher realisiert. Schließlich werden auch die 
P rogr a m m e im Magnetspeicher abgespeichert. 

Die verschiedenen Daten und Programme werden nicht mit der 
gleichen Häufigkeit benötigt. Sie stellen daher unterschiedliche Anfor¬ 
derungen an die Zugriffszeit der Speicher. Daten und Programme, die 
eine kleine Zugriffszeit erfordern, werden im Schnellspeicher, die übri¬ 
gen im Großspeicher abgespeichert. 

Die Programme werden zwar im Endzustand kaum mehr geändert 
werden, sie müssen jedoch eine kleine Zugriffszeit haben. Daher wird 
für später u. U. ein weniger leicht änderbares, aber dafür sehr schnelles 
Speichermedium in Frage kommen. 

Die Adressierung von Daten im Speicher steht in engem Zusammen¬ 
hang mit den Befehlsformaten. Genauso sind Speicher- und Programm¬ 
organisation eng miteinander verknüpft. Diese Zusammenhänge beein¬ 
flussen auch die Aufteilung des Speichervolumens. 


1. Speichereinteilung und Speicherplätze 

Das gesamte Speichervolumen wird in vier Abschnitte unterteilt, 
in die Abschnitte für Grundadressen, Tabellen, Vermittlungsaufgaben 
und Programme (Bild 31). 

Der Grundadressenspeicher enthält alle Beginnadres¬ 
sen von Programmen und Datenblöcken. Diese Grundadressen werden 
zur Adressierung von Programmen und Daten benötigt. 

Die Grundadressen werden mit symbolischen Namen definiert. Der 
Beginn eines bestimmten Programmes, z. B. des Programmes PR 1, 
kann unter dem diesem Programm zugeordneten symbolischen Namen 
GAPR 1 aufgerufen werden. Bei der Übersetzung wird jeder Grund¬ 
adresse automatisch im Grundadressenspeicher ein Platz reserviert, in 
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Grundadressenspeicher 


Tabellenspeicher 


Vernittlungsspeicher 


Programmspeicher 


Bild 31. 

Einteilung des 
Magnetkernspeichers 


den hei der Erstellung eines Progranimsystems die absolute Adresse 
eingetragen wird. 

Im Tabellenspeicher finden wir allgemeine Konstanten, 
Umwertetabellen, Bitmuster usw., aber auch Konstanten, die nur wäh¬ 
rend eines bestimmten Programm lau fs benötigt werden, sowie Voraus¬ 
setzungen für bestimmte und Ergebnisse bestimmter Programme. 

Der Ve rmittlungsspeicher enthält alle Daten über die 
vermittlungstechnischen Einrichtungen, die Teilnehmer, den Zustand 
der Zwischenleitungen (Belegungszustandsspeicher) sowie Angaben über 
die Sätze usw. Im Vcrmittlungsspeicher werden aber auch Angaben über 
die Netzstruktur gespeichert, z. B. mit welcher Rufnummer man über 
ein bestimmtes Leitungsbündel zum Zielort kommt, d. h. die Ziffern¬ 
umwertung. Außerdem wird hier die Zuordnung zwischen gewählter 
Rufnummer und Gesprächstarif, die Verzonung, abgespeichert. Zum 
Vermittlungsspeicher gehören ferner die Ein-Ausgabe-Listen, die Ta¬ 
bellen für das Zeitprogramm und die Speicher für Dienstprogramme 
sowie Prüf- und Hilfsprogramme. 

Für alle Teilnehmer und für alle peripheren Funktionsteile, Zwi¬ 
schenleilungen usw. ist je ein Speicherplatz vorgesehen, der aus mehre¬ 
ren Byte bestehen kann. 

Bild 32 zeigt die Organisation eines Teilnehmerhauptspeicherplal- 
zes. Hier werden die Teilnehmerklasse, die Berechtigungen 1 sowie die 
Gebühren abgespeichert. Die Teilnehmerklassen und Berechtigungen 
wurden bereits in den Abschnitten V. B. 1. und V. B. 2. beschrieben. 


Der Teilnehmerhauptspeicherplatz kann bei Be¬ 
darf erweitert werden. Wenn der Teilnehmer eine weniger häufig vor¬ 
kommende Berechtigung, eine Berechtigung 2, wünscht, wird ihm ein 
Berechtigungshauptspeicherplatz zugeordnet. Dazu 
wird ein bit der Berechtigung 1 als Kennung gesetzt und die Adresse 
des Berechtigungshauptspeicherplatzes anstelle der Gebühren im Teil¬ 
nehmerhauptspeicherplatz eingeschrieben. Die Gebühren werden dann 
im Berechtigungshauptspeicherplatz abgelegt. 
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Werden für eine Berechtigung 2 zusätzliche Informationen, z. B. 
Ziffern, benötigt, dann kann ein Ziffern Speicherplatz zu¬ 
geordnet werden. Aus der Art der Berechtigung 2 oder einer Zusalz¬ 
information von 1 bit im Berechtigungshauptspeicherplatz geht hervor, 
oh ein oder mehrere Ziffernspeicherplätze vorhanden sind. Die Adresse 


Ad'.Tin.HS 


I 


eilnehmer - Hauptspeicher 


-* 

Tin Klasse 

_A_ 


1 |h | g| f |e | D c 

2 


Gebühren oder 

Adr.Berechtig. H.S. 


Berechtigungen 


Berechtigungs - Hauptspeicher 


Adr. 8er. HS 



leer oder Adr. 

Ziffern Sp. 


r 

Gebühren oder Adr. 



Geb. Überl.Sp. 



Berechtigungen 


Ziffernspeicher 

- ■. »i - —. 

r 

Gebühren - Überlaufspeicher 

-- 


Adr.Zi.Sp. 




Adr.Geb.Überl.Sp 


Bild 32. Teilnehmer-Hauptspeicherplatz mit Erweiterungsmöglichkeiten (Prinzip) 

Adr. = Adresse Zi. = Ziffern 

Tin = Teilnehmer Geb. = Gebühren 

IIS = Hauptspeicher Überl. = Überlauf 

Ber. = Berechtigung 
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zum Auffinden des Ziffernspeicherplatzes wird im Berechtigungsliaupt- 
speicher abgelegt. 

Auf ähnliche Weise können Gebühren abgespeichert werden, die 
65 535 Einheiten überschreiten, d. h. für die 2 Byte Speicherplatz nicht 
reichen. Dazu wird I bit im Berechtigungshauptspeicher gesetzt und die 
Adresse eines Gebühren Überlaufsspeichers im Gebühren¬ 
platz angegeben. 

Als Beispiel für die Darstellung eines Funktionsteiles im Speicher 
zeigt Bild 33 den Speicherplatz für einen gehenden Satz (GS). Dieser 
Speicherplatz enthält die Funktionsteilebezeichnung FBZ und den Ver¬ 
bindungszustand VBZ, die periphere Adresse des Satzes sowie seine 
Anschlußlage an der Koppelanordnung. Mit Hilfe der Verknüpfungs¬ 
adressen können Zuordnungen zwischen Speicherplätzen hergestellt 
werden. Die dem Salz zugeordnete Richtung ist hier ebenso eingeschrie¬ 
ben wie der Weg zwischen gehendem Satz und Teilnehmer sowie die 
Anschlußlage des Teilnehmers. 

Für die Gebührenzählung finden wir einen Gebührenplatz und 
einen Platz für die Zone. Im gehenden Satz werden die Gebühren nur 
während der Gesprächsverbindung abgespeichert. Nach Beendigung des 
Gesprächs werden die Gebühren in den Teilnehmerhauptspeicher über¬ 
tragen. 


Funktionsteile-Hauptspeicher -GS- 


Fun kt io ns teile - Bezeichnung FBZ 


periph. Adresse 

Verbin dungs zu Stand VBZ 

Verknüpfungsadr. vorw. 

- - rück w. 

Richtung 

AnschluOlage des GS 

Weg GS-Teilnehmer 

Verbindungs - 
Speicher 

AnschluOtage des Teilnehmers 

Ziffernregister - Adresse 


Adresse des Satzes 

Kennzeichen 

Zone 

Gebühren - 
Zählung 

Gebühren 




Bild 33. 

Speicherplatz eines gehenden Satzes im 

Funkt ionsteile-IIauptspeicher 

GS = gehender Satz 

FBZ = Funktionsteile-Bezeichnung 

VBZ = Verbindungszustand 


Außerdem sind im Speicherplatz eines gehenden Satzes Ziffern¬ 
register-Adresse, Satzadresse und Kennzeichen abgespeichert. Die Be¬ 
deutung dieser Informationen wird z. T. später noch erläutert werden. 

Im Abschnitt Programmspeicher sind ausschließlich Pro¬ 
gramme des EWS 1 abgespeichert. In den Programmspeicher werden 
nur die Programme, nicht jedoch die Konstanten übernommen. Die 
Konstanten sollen nämlich von möglichst vielen Programmen benutzt 
werden. Jedes Programm erhält eine symbolische Grundadresse. 
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2. Adressierung und Befehlsformat 


Die Daten werden beim EWS 1 indirekt im Speicher adressiert. Die 
effektive Adresse wird bei der Befehlsausführung als Summe aus dem 
Inhalt eines Basisregisters B und einer Distanzadresse I) gebildet: 

Aeff = G(B) + D . 

Dazu stehen je Dringlichkeitsstufe 16 Register zur Verfügung. In einem 
Register kann eine Teiladresse bis 2 20 —1 stehen, das Register selbst 
kann jedoch im Befehl mit nur 4 bit angegeben werden. Die Befehls¬ 
formate sind so gewählt, daß für die Distanzadresse 12 bit zur Ver¬ 
fügung stehen. Mit der Distanzadresse allein könnten nur 2 12 = 4096 
Bytes adressiert werden. 


In dem verwendeten Basis-Register kann in der Modifikationsstelle 
noch ein weiteres Register M angegeben werden, dessen Inhalt ebenfalls 
bei der Adreßbildung hinzugezählt wird (Bild 34): 

A(. ff = C(B) + C(M) + D . 

Diese Modifikation kann mehrfach ausgeführt werden. Hat die 
Modifikationsstelle in dem Register den Inhalt 0. dann findet keine 
weitere Modifikation statt. 


n l l 

_zi r~ 

[ 

0 - 50 

L 8 _1_ 

351 



h° 

1015 



0 | 

73 



I Reg 


ister 


Register 1 (Basis Reg.) 


Register 8 


Register 10 


Aeff = C (Ri) + C (R 8 ) + C (Rio) + 50 
Aeff = 351 + 1015 + 73 + 50 = 1489 


Bild 34. 

Adreßbildung mit Basis- 

register und Modifikation 

A c ff = effektive Adresse 
C(R1) = Inhalt 

von Register Bl 


Diese indirekte Adressierung und Modifikation gestattet es, u. a. im 
Befehl mit nur 12 + 4 = 16 bit Adressen anzugeben, die wesentlich 
größer sind als 2 16 . Da die Befehle der Programme im Programm¬ 
speicher abgespeichert sind, kommt es darauf an, das Befehlsformat 
möglichst klein zu halten, um Speicherplatz einzusparen. 

Im Betrieb kann z. B. für Erweiterungen und Änderungen die Not¬ 
wendigkeit auftreten, die Programme im Speicherblock zu verschieben. 
Dafür ist die indirekte Adressierung mit Basis- und Distanzadresse 
nützlich, denn dann braucht nur der Inhalt des benutzten Basisadreß¬ 
registers verändert zu werden. 

Das Befehlsformat des EWS 1 wurde auf eine Länge von 4 Byte 
festgelegt. Der Operationscode, der angibt, was ein Befehl veranlaßt, 
nimmt das niedrigstwertige Byte, die Bitpositionen 0 bis 7 ein. Die 
3 übrigen Bytes werden je nach Befehlstyp verschieden belegt. In den 
Bits 28 bis 31 wird im allgemeinen die Nummer des Basisregisters an¬ 
gegeben. Die Distanzadresse steht auf den Bitpositionen 16 bis 27. Eine 
Länge kann in Bitpositionen 8 bis 11 eingeschrieben werden. Für die 
Nummer eines Registers stehen die Bitpositionen 8 bis 11, 12 bis 15 oder 


0 Fernmcldcwcsen 
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28 bis 31 je nach Befehlstyp zur Verfügung. Bild 35 zeigt das Befehls¬ 
format eines Befehlstyps im Speicher. 


Bild 35. Beispiel für ein Befehlsformat 


L = Länge 

OB = Operationscode 

Die Befehle eines Programmes werden vom Programmierer in ein 
Assemblerformular eingetragen (Bild 36), von dem aus dann die Be¬ 
fehle einzeln in Lochkarten abgelocht werden. Auf dem Assembler¬ 
formular und in der Lochkarte werden die einzelnen Elemente eines 
Befehls in etwas anderer Folge niedergeschrieben, bzw. abgelocht. Die 
Adresse kann hier auch symbolisch, d. h. mit einem Namen angegeben 
werden. 

Das Befehlsrepertoire des EWS 1 umfaßt nach dem augenblick¬ 
lichen Stand der Entwicklung ca. 65 Befehle, die jedoch infolge des 
flexiblen Konzepts des Steuerwerks geändert bzw. erweitert werden 
können. Die verschiedenen Ladebefehle dienen dazu, Informationen 
vom Speicher in ein Register oder von einem Register in ein anderes 
Register zu laden. Speicherbefehle veranlassen, daß Informationen von 
einem Register in den Speicher gebracht werden. Für die arithmetischen 
Funktionen stehen Addier- und Subtrahierbefehle zur Verfügung. Mit 
Vergleichsbefehlen können Bedingungen abgefragt werden. Für logische 
Operationen stehen Logik-Befehle wie logisches UND, exklusives Oder 
u. a. Befehle zur Verfügung. Außerdem umfaßt das Befehlsspeklrum 
Befehle zur Einzelbitmanipulation, z. B. Setzen und Rücksetzen eines 
Bits, Schiebebefehle sowie Sprungbefehle, mit denen aus dem normalen 
Ablauf eines Programmes heraus zu einem bestimmten Ziel gesprungen 
werden kann. Organisationsbefehle wie Nulloperation oder Halt und 
Ein-Ausgabebefehle, wie z. B. EIN oder AUS, vervollständigen das Be¬ 
fehlsvolumen. 

3. Die Verknüpfung von Speicherplätzen 

Bisher wurde beschrieben, wie der Speicher aufgeteilt ist und daß 
für jeden Teilnehmer und für jede Einrichtung ein eigener Speicher¬ 
platz zur Verfügung steht. Außerdem wurde das Schema der Adressie¬ 
rung angegeben. Der Speicher ist danach aus einzelnen Zellen aufge- 
baut, die fortlaufend adressiert sind. Hier soll nun erläutert werden, 
wie bestimmte Speicherplätze bei Bedarf gefunden werden können. 

Eine Möglichkeit dazu ist die Adreßrechnung. Die Speicherplätze 
werden dabei so regelmäßig im Speicher angeordnet, daß durch eine 
einfache Adreßrechnung, etwa aus den Anschlußkoordinaten eines Teil¬ 
nehmers, an der Koppelanordnung die Adresse des gewünschten Spei¬ 
cherplatzes gefunden werden kann. 

Als Beispiel wird hier beschrieben, wie ein Teilnehmerhaupt- 
speicherplatz gefunden wird. Dabei ist keine reine Adreßrechnung mög- 


B 

0 

R 1 

L 

OP 


B = Basisregister 

Bi = Register 1 

D = Distanzadresse 
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lieh, da die Zahl der Anschlüsse je Koppelvielfach variiert werden kann, 
sie ist nur für je eine Koppelgruppe AB konstant. Die Beginnadresse 
für eine Koppelgruppe AB muß daher durch eine Umwertung gefunden 
werden. 

Bild 37 zeigt den Umwertespeicher. Der Umwertespeicher wird mit 
der Grundadresse GABKG angesteuert. Mit einer Adreßrechnung wird 
die ßeginnadresse für eine bestimmte /voppelr/ruppe im Teilnehmer- 
hauptspeicher gefunden. Dabei wird ausgewerlel, daß eine Koppel¬ 
gruppe ABC immer 8 Koppelgruppen AB hat und daß ein Speicherplatz 
im Umwertespeicher aus 3 Byte besieht. 



6A8KG 4- KGABC • 8 •3 + 1 



Bild 37. 

Ermittlung der Beginnadresse für 

eine Koppelgruppe 

GABKG = Grundadresse für die 

Beginnadressen der Kop¬ 
pelgruppen 

BKG = Beginnadresse einer 

Koppelgruppe 
KG = Koppelgruppe 


Im gleichen Speicherplatz des Umwertespeichers finden wir auch 
die Zahl der Eingänge je Koppel vielfach in dieser Koppelgruppe AB. 

Der Teilnehmerhauptspeicher wird mit der Grundadresse GATHS 
angesteuert (Bild 38). Ein bestimmter Teilnehmerhauptspeicherplatz 
wird durch eine Adreßrechnung ermittelt, bei der die durch eine Um¬ 
wertung gewonnene Beginnadresse für die Koppelgruppe AB zur Grund¬ 
adresse des Teilnehmerhauptspeichers hinzuaddiert wird. Innerhalb der 
Koppelgruppe AB ist der Speicher wieder regelmäßig, so daß eine ein¬ 
fache Adreßrechnung möglich ist. Die Anzahl der Eingänge je Koppel¬ 
vielfach in der Koppelgruppe AB ist b(A x ), ein Speicherplatz wurde mit 
4 Byte angenommen. 

Die individuellen Speicherplätze, z. B. der Funktionsteile, müssen 
für bestimmte Aufgaben miteinander verknüpft werden. Die Speicher¬ 
plätze können dabei im Speicher an beliebiger Stelle liegen und im all¬ 
gemeinen wird keine einfache Adreßrechnung möglich sein. Die Ver¬ 
knüpfung geschieht dann mit Hilfe von Verknüpfungsadressen. 
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Ein typisches Beispiel für die Verknüpfung von Speicherplätzen 
ist die Zuordnung eines freien Ziffernregisters zu einem Satz. Beim 
Ziffernprogramm werden z. B. die Speicherplätze (Ziffernregister) erst 
bei Bedarf einem Satz zugeordnet. Die einzelnen freien Ziffernregister 
sind zu einem Leerbändchen zusammengefaßt. 


GATHS 



Bild 38. 

Adreßrechnung zur Ermittlung eines 

Teilnehmerhauptspeicherplatzes 

GATHS = Grundadresse des 

Teilnehmerhauptspeichers 
BKG = Beginnadresse einer Koppel- 

gruppe 

KV = Koppelvielfach 

b = Anzahl der Eingänge je KV 

E = Eingang zum KV 


Das Bändchen besteht aus einem Bändchenkopf mit der Adresse 
des ersten freien Registers im Freibändchen sowie der Adresse des letz¬ 
ten Registers im Freibändchen. In dem Speicherplatz eines freien Zif- 
lernregisters ist stets die Adresse des nächsten freien Ziffernregisters 
eingeschrieben. Wird das erste Ziffernregister aus dem Leerbändchen 
herausgenommen, dann muß nur die Adresse des bisher 2. freien Zif- 

ternregisters jetzt als Adresse des 1. freien Ziffernregisters eingeschrie¬ 
ben werden. 


Sobald Zidern von einem bestimmten Salz in Tabellenzeilen an¬ 
stehen, wird aus dem Leerbändchen ein Ziffernregister herausgenom- 
nien und die Adresse dieses Ziffernregisters in den dafür vorgesehenen 

I latz bei dem Satz eingeschrieben, dem die Ziffern zugeordnet werden 
müssen. 

Das hier beschriebene Bändchen ist ein Beispiel für eine einfache 
Adreßverkniipfung (Bild 39). Wenn ein bestimmter Satz aus einem 
Bändchen herausgenommen werden muß, weil er z. B. belegt wird, dann 
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Adresse des ersten freien Ziffernregisters 
Anzahl der freien Ziffernrtgister 
Adresse des letzten freien Ziffernregistera 


Bild 39. 

Verknüpfung von Speicher¬ 
plätzen mit einfacher Adreß- 
verknüpfung 


benötigen wir eine doppelte Adreßverknüpfung (Bild 40). Bei diesem 
Bändchen wird sowohl die Adresse des folgenden als auch die Adresse 
des vorausgehenden Satzes im Speicherplatz eingeschrieben. Beim Her¬ 
ausnehmen eines Satzes müssen jetzt auch zwei Adressen umgeschrieben 
werden. Wird bei Bild 40 der Relaissatz mit der Adresse 1050 heraus¬ 
gelöst, dann wird in den Relaissatz mit der Adresse 1000 die Adresse 1120 
als Vorwärtsadresse und in den Satz mit der Adresse 1120 die Rück¬ 
wärtsadresse 1000 eingeschrieben. 


E. Das Zusammenwirken der Programme 
1. Die Bedeutung der Dringlichkeitsstufen 

Den verschiedenen Programmen werden in der Regel 4 Dringlich¬ 
keitsstufen zugeordnet, die durch eine Programmunterbrechungslogik 
realisiert werden. Innerhalb dieser Dringlichkeitsstufen werden noch 
programmierte Dringlichkeitsstufen unterschieden. Ein Programm mit 
höherer Dringlichkeitsstufe kann ein Programm mit niederer Dringlich¬ 
keitsstufe unterbrechen. 
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Satzspei chtr «1t Adresse 1050 


Bild 40. 

Verknüpfung von Speicher¬ 
plätzen mit doppelter 
Adreß Verknüpfung 


Alle 5 ms unterbricht das Zentralsteuerwerk mit einem Taktgeber 
seine gerade laufende Arbeit, um von den teilzentralen Steuerungen, 
z. B. dem Arbeitsfeldsteuerwerk, Aufträge entgegenzunehmen, oder um 
Befehle an die leilzentralen Steuerungen abzugeben. Da während dieser 
Ein-Ausgaberoutine das Zentralsteuerwerk keine anderen Aufgaben aus¬ 
führen kann, darf dieser Vorgang nur wenig Zeit in Anspruch nehmen. 
Die Eingabeaufträge werden daher im zentralen Speicher in einem 
Pufferbereich, der sogenannten Eingabeliste, abgelegt und warten dort, 
bis sie vom Programm abgearbeitet werden. Die Programme holen sich 
neue Aufgaben aus der Eingabeliste, wenn Sie die vorherigen abge¬ 
schlossen haben. 


Das Ergebnis der Programmabläufe sind u. a. Schallbefehle für 
die Peripherie. Diese Befehle legt das Zentralsteuerwerk in Ausgabe- 
lislen nieder. Während es nur eine einzige Eingabeliste gibt, hat jedes 
Arbeitsfeldsteuerwerk eine oder mehrere eigene Ausgabelisten. 

Das Ergebnis eines Auftrages kann aber auch die Aufgabe zum 
Abmessen einer Zeit sein, z. B. das Abmessen einer Steckdosenzeit. Eine 


•solche Zeit muß eine Mindestgenauigkeit einhalten. Diese Aufgaben 
werden daher in andere Listen eingespeichert, die nur bevorrechtigte 
Aufgaben enthalten. 


An diesem Beispiel ist zu erkennen, daß die Aufgaben verschieden 
dringlich sind. Das Abholen der Aufgaben aus der Peripherie und das 
Versorgen der Peripherie mit Schaltbefehlen ist dringender als das 
Abarbeiten von Vermittlungsprogrammen, da die peripheren Steuerun- 
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gen nur begrenzte Puffermöglichkeiten besitzen. Unter den Vermitt- 
lungsaufgaben haben die Zeitmeßaul'gaben wegen der geforderten Ge¬ 
nauigkeit der Zeiten Vorrang. 

Die höchste Dringlichkeit haben diejenigen Programme, die im 
Alarmfalle benötigt werden. Eine sehr niedrige Dringlichkeitsstufe ge¬ 
nügt für die Routineprüfprogramme und die Programme für die Aus¬ 
wertung von Verkehrsmessungen. Die folgende Zusammenstellung zeigt 
die Zugehörigkeit der einzelnen Programme zu verschiedenen Dringlich¬ 
keitsstufen DR. Die Darstellung entspricht dem Entwicklungsstand An¬ 
fang 1970. 

DR 0 Vermittlungsprogramme, Routineprüfprogramme, 
Dienstprogramme 

DR 1 Ein-Ausgabeprogramme 

DR 2 Analyse und Bearbeiten der peripheren Alarme 

DR 3 Analyse und Bearbeiten der zentralen Alarme 

1)R 0 ist die niedrigste, DR 3 die höchste Dringlichkeitsstufe. 

2. Die Program m a u s w a h 1 

Das Organisationsprogramm hat die Aufgabe, Programme zu star¬ 
ten, die den in den Auftragslisten eingetragenen Aufträgen entsprechen. 
Neben den Funktionsteileaufträgen in der Eingabeliste können Zeit¬ 
geberaufträge in einer Zeitgeberliste oder Fernschreiber-Programmauf¬ 
träge in Programmauftragslisten vorliegen. Diese Listen werden in 
höherer Dringlichkeit, nämlich in der Dringlichkeitsstufe 1, beschrieben 
und in niederer Dringlichkeit, in der Dringlichkeitsstufe 0, bearbeitet. 

Wenn ein Auftrag in eine Liste eingetragen wird, dann wird gleich¬ 
zeitig in derselben Dringlichkeitsstufe (1) in eine Kennzeichenzeile ein 
Kennzeichen dafür gesetzt, daß ein solcher Auftrag vorliegt. Wurde 
z. B. das Kennzeichen Z als Zeichen für einen Zeitgeberauftrag gesetzt, 
dann wird nach Rückkehr in die Dringlichkeitsstufe 0 ein eventuell 
unterbrochenes Programm beendet und sodann das Zeitprogramm be¬ 
gonnen. Hier kommt die bereits erwähnte programmierte Dringlichkeit 
zum Ausdruck. Vom Zeitprogramm werden solche Vermittlungspro¬ 
gramme gestartet, für die ein Zeitgeber abgelaufen ist. Erst wenn alle 
Zeitgeberaufträge erledigt wurden, können andere Aufträge bearbeitet 
werden. Dazu wird in der Dringlichkeitsstufe 0 in die Programmaus¬ 
wahl zurückgesprungen und die Kennzeichenzeile erneut abgefragt. 

Nach den Zeitgeberaufträgen werden die Fernschreiber-Programm¬ 
aufträge erledigt. Zuletzt erst werden Funktionsteileaufträge bearbeitet. 
Ein Funktionsteileauftrag enthält die externe Funktionsteileadresse und 
ein Bitmuster, das den eigentlichen Auftrag darstellt. Aus der externen 
Funktionsteileadresse, d. h. peripherer Bereich, x-Koordinate und y- 
Koordinate, wird die Adresse des Platzes im Funklionsteilehauptspei¬ 
cher ermittelt. 

An der ersten Stelle des Speicherplatzes steht die Funktionsteile¬ 
bezeichnung FBZ. Da die Vermittlungsprogramme nach Funktionsteile¬ 
typen geordnet sind, kann das der Funktionsteilebezeichnung entspre- 
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chende Hauptprogramm aufgerufen werden. Innerhalb eines Funktions¬ 
teileprogram nies können jedoch verschiedene Aufgaben auftreten, daher 
muß auch der Verbindungszustand VBZ bekannt sein. Der Verbindungs¬ 
zustand ist ebenfalls im Speicherplatz des Funktionsteiles abgespeichert. 
Er sagt z. B. aus, ob eine gewählte Ziffer die erste Ziffer ist, oder ob 
vorher schon eine Ziffer gewählt worden war. 

Die Funktionsbezeichnung FBZ ist also das Merkmal, nach dem zu 
den betreffenden Funklionsteileprogrammen verzweigt wird. Der Ver¬ 
bindungszustand VBZ charakterisiert den augenblicklichen Stand des 
Verbindungsaufbaus oder des Gesprächszustandes und definiert zusam¬ 
men mit dem Funktionsleileauftrag die gestellte Aufgabe. 

Wenn keine weiteren Aufträge in den Listen vorliegen, werden 
z. B. Wartungsprogramme ausgeführt. 


3. Das Z e i t p r o g r a m m 

Das Zeitprogramm ist ein Organisationsprogramm, da es veranlaßt, 
daß verschiedene Programme zu ganz bestimmten Zeiten ablaufen. Die 
Zeiten werden zentral durch Programme erzeugt. 

Zeiten werden z. B. beim Auf- und Abbau von Verbindungen, als 
Steckdosenzeit oder als Auslöseverzögerungszeit benötigt, bei der Ge¬ 
bührenerfassung werden z. B. Zeittakte verwendet. 

Die Verarbeitungseinheit wird in regelmäßigen Zeilabständen in 
die Dringlichkeitsstufe 1 gebracht und das Zeitprogramm gestartet. Da¬ 
durch entsteht ein Zeitraster. Wird im Zuge des Zeitprogrammes eine 
Zählzelle im Speicher von einem festen Anfangswert auf null herunter¬ 
gezählt, dann verstreicht inzwischen die Zeit 

T = Anfangswert • Teilzeit zwischen den Subtraktionen. 

Wird die Zählzelle z. B. alle 50 ms um eins heruntergezählt und 
war der Anfangswert der Zelle 10, dann erreicht die Zählzelle nach 
10-50 ms = 500 ms die Nullstellung. Der Wert null kann durch das 
Programm abgefragt werden. 

Auf diese Weise können durch Variation des Anfangwertes oder 
des Taktes eine große Zahl verschiedener Zeilen erzeugt werden. Die 
Genauigkeit, mit der die Zeiten erzeugt werden können, hängt vom 
Zähltakt ab. Je schneller dieser Takt ist, um so genauer kann die Zeit 
bestimmt werden. Andererseits wird dadurch aber auch die Verarbei¬ 
tungseinheit höher belastet. Außerdem sollte der Grundtakt auch in das 
Raster der Unterbrechungen passen, die für die Ein-Ausgabe erzeugt 
werden. 

Bild 41 zeigt den prinzipiellen Ablauf des Zeitprogrammes in Dring¬ 
lichkeitsstufe 0. 

Das Programm wird von der Programmauswahl gestartet, wenn 
das Kennzeichen Z gesetzt ist. Dies kann z. B. in Abständen von 50 ms 
erfolgen. Bei jedem dieser Zeitpunkte wird festgestellt, ob Aufträge vor¬ 
liegen, die einen Progfammstart* erfordern. 

Sind keine Aufträge vorhanden, bzw. wurden alle Aufträge abge¬ 
arbeitet, dann wird das Kennzeichen Z rückgesetzt und in die Pro¬ 
grammauswahl gesprungen. 
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Liegen dagegen Aufträge vor, dann wird der erste Auftrag ausge¬ 
wählt, das zugehörige Programm ermittelt und anschließend gestartet. 
Nach der Verarbeitung im gestarteten Programm wird an den Punkt A 
(Bild 41) zurückgesprungen und die Verarbeitung so lange fortgesetzt, 
bis kein Auftrag mehr vorliegt. 

VIII. Programmbeispiele 
A. Das Wegesuchprogramni 

Als Beispiel für ein Unterprogramm soll das Wegesuchprogramm 
beschrieben werden. Das Wegesuchprogramm hat die Aufgabe, einen 
freien Weg zwischen zwei Anschluß lagen in der Koppelanordnung zu 
finden. Dazu müssen die zwei Anschlußlagen bekannt sein. Im Be¬ 
legungszustandsspeicher ist ein aktuelles Abbild des Zustandes der 
Koppelanordnung vorhanden. 

Der gefundene Weg muß im Belegungszustandsspeicher besetzt 
geschrieben und dadurch belegt werden. Damit der Belegungszustands¬ 
speicher nach Auslösen der Verbindung wieder in den richtigen Zustand 
gebracht werden kann, muß der gefundene Weg auch im Verbindungs¬ 
speicher, einem Teil des Funktionsteilehauptspeichers, abgespeichert 
werden. Außerdem müssen die Daten für die Einsteller erarbeitet wer¬ 
den. 

Zur programmierten Wegesuche müssen die Zustände der Koppel¬ 
anordnung im Speicher abgebildet werden. So gibt z. B. der Belegungs¬ 
zustandsspeicher Auskunft über den Belegungszustand der einzelnen 
Zwischenleitungsbündel. 

Bild 42 zeigt das Prinzip einer Wegesuche für ein nur 4stufiges 
Koppelfeld, das in Bild 44 dargestellt ist, im Programmablaufplan. In 


90 







Leistungsmerkmale und struktureller Aufbau des EWS01 



Bild 42. Prinzip der Wegesuche; ZWAB = Zwischenleitung AB 
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Bild 43. 

Belegungszustandsspeicher der 
Zwischenleilungen zwischen 
Koppelvielfachen der A- und 
B-Stufe 

ZWAB = Zwischenleilnng AB 
IvGAB(C) = Koppel- 

gruppe AB(C) 

KVA = Koppelvielfadi der 

A-Slufe 


Bild 43 wurde der Belegungszustandsspeicher für die Zwischenleitun- 
gen AB aufgezeichnet. 

Im Belegungszustandsspeicher für die Zwischen 1 ei tun gen AB ist 
jeder Zwischenleitung ein Bit zugeordnet. Die Bits für die Zwischen- 
leitungen eines bestimmten Koppelvielfaches KVA sind in einem Byte 
untergebracht. Eine freie Zwischenleitung wird mit 1, eine belegte 
mit 0 bezeichnet. 


KVA 0 
ZV/AB 



Bild 44. Teil einer Koppelanordnung 

KVA = Koppelvielfach der A-Stufe 
KVB = Koppelvielfach der B-Stufe 
ZWAB = Zwischenleitung AB 
ZWBC= Zwischenleitung BC 


Im einfachsten Falle sind beide Anschlußlagen im gleichen Koppel¬ 
vielfach KVA. Dann braucht nur im Belegungszustandsspeicher für die 
Zwischenleitungen AB geprüft zu werden, ob dort eine freie Zwischen¬ 
leitung ZWAB 1 vorhanden ist. Die beiden Anschlußlagen können über 
einen Kurzweg A miteinander verbunden werden. Ist im eigenen Kop¬ 
pelvielfach KVA einer Anschlußlage keine Zwischenleitung frei, dann 
ist von dieser Anschlußlage aus keine Verbindung möglich, da dann 
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kein Ausgang zur Verfügung steht. Im Programmablaufplan wurde 
dieses Ergebnis durch Erfolgskennzeichen 1 markiert. Wenn Erfolgs¬ 
kennzeichen 1 gesetzt wurde, kann dem Teilnehmer kein Besetztion 
gegeben werden, da er auch mit keinem Satz verbunden werden kann. 

Wenn die beiden Anschlußlagen in verschiedenen Koppelvielfachen 
KVA liegen, ist kein Kurzweg A möglich. In diesem Falle muß die Ver¬ 
bindung über ein Koppelvielfach KVß hergestellt werden. Die Möglich¬ 
keit einer Verbindung über die C-Stufe, die beim EWSO 1 gegeben ist, 
soll hier nicht betrachtet werden. 

Die Verbindung über ein Koppel viel fach KVB kann nur mit gleich¬ 
namigen Zwischenleitungen AB (ZWAB) erfolgen, da jeweils gleich¬ 
namige Zwischenleitungen AB, Koppelvielfache A, Koppelgruppe AB 
(KGAB) in das gleiche Koppelvielfach B führen. Dazu werden die beiden 
Byte der KVA des Belegungszustandsspeichers mit einem logischen UND 
verknüpft. Die logische UND-Verknüpfung liefert nur bei freien gleich¬ 
namigen Zwischenleitungen AB (ZWAB) eine 1. 

Außerdem muß geprüft werden, oh eine geeignete freie Zwischen¬ 
leitung BC (ZWBC) vorhanden ist. Ist eine dieser Bedingungen nicht 
gegeben, dann wird das Erfolgskennzeichen 2 für innere Blockierung 
gesetzt. 

Nach jeder erfolgreichen Wegesuche müssen ein freier Weg aus¬ 
gewählt und die Belegungszustandsspeicher korrigiert werden. Außer¬ 
dem wird der ausgewählte Weg im Verbindungsspeicher eingeschrieben. 

Da die Daten für Einstellbefelile viel Speicherplatz benötigen, wer¬ 
den sie nicht in jedem Falle gleich nach der Wegesuche erarbeitet. 
Z. B. wird der Weg von einem Teilnehmer zu einem gehenden Satz 
erst nach Wählende geschaltet. Das Programm fragt daher ab, oh es 
sich um eine Wegesuche mit Wegeeinstellung handelt. Wenn das Pro¬ 
gramm nur die Einstellbefelile zu einer bereits abgeschlossenen Wege¬ 
suche erarbeiten soll, wird sofort in diesen Zweig gesprungen, wobei 
wieder zwischen Kurzweg und Normalweg unterschieden werden muß. 


B. Das Funktionsteileprogramm für (len Idcntifizierer (Identifiziererprogramm) 

Identifizierer(JD) -Programm und Wahlsatzprogramm bearbeiten 
einen wesentlichen und anschaulichen Teil der Vermittlungsaufgabe. 
Dabei ist eine Reihe von Unterprogrammen beteiligt. Die Situation zu 
Beginn des JD-Progrannnes soll mit einigen Sätzen angegeben werden. 

Wenn der Teilnehmer den Handapparat abhebt, wird die Änderung 
des Schleifenzustandes im Idenlifizierer erkannt, die Teilnehmer-Lage 
ermittelt und in die Eingabeliste geschrieben. Das Organisationspro¬ 
gramm findet in der Liste den Auftrag, der von dem Idenlifizierer kam, 
und wählt das JD-Programm aus. Das JD-Programm soll dem Teil¬ 
nehmer einen Wahlsatz und einen Weg zum Wahlsatz suchen und 
belegen. Es soll den Weg in der Koppelanordnung durchschalten. 

Mit dem Unterprogramm „Teilnehmer-Information auslesen“ wird 
der Teilnehmer-Speicher ausgelesen. Dann wird geprüft, ob die An¬ 
forderung von einem sinnvollen Teilnehmer kommt, d. h. ob z. B. der 
Anschluß beschältet ist. Außerdem wird festgestellt, ob der Anschluß 
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frei oder besetzt ist und ob der Teilnehmer einen Nummernschalter - 
oder Tastenwahlapparat besitzt. 

Danach wird das Unterprogramm Satz- und Wegesuche SWS 
durchlaufen, um einen geeigneten Wahlsatz und einen Weg dorthin 
zu suchen. Nach Möglichkeit sollte der Wahlsatz in der gleichen Koppel¬ 
gruppe AB liegen. Bei erfolgreichem Ablauf des Unlerprogrammes SWS 
erhält man die Wahlsatz-Adresse und die Einstelldaten für die Koppel¬ 
feldanordnung. 

Durch ein Unterprogramm werden die Einstellbefehle für die 
Durchschaltung des gefundenen Weges in die Ausgabeliste geschrieben. 
Die verwendeten Zwischenleitungen, die Teilnehmerlagen und der Ver¬ 
bindungszustand werden in den Wahlsatz-Speicher eingeschrieben. 

An diesen erfolgreichen Programmablauf schließt sich das Wahl¬ 
satzprogramm an. Das Wahlsatzprogramm wird durch das Organi¬ 
sationsprogramm aufgrund einer Satz-Information ausgewählt. 

Nach dem Belegungsbefehl führt der Wahlsatz die Kontinuitäts¬ 
prüfung durch und legt bei positivem Ergebnis Speisung und Wählton 
an. Durch ein Unterprogramm wird der 1. Wahlsatz-Befehl in die Aus¬ 
gabeliste geschrieben. Der Wahlsatz wird zur Überwachung der un¬ 
nötigen Belegung in ein „Zeitbändchen für Unnötige Belegung“ ein¬ 
gefädelt. 

Das Wahlsatzprogramm hat die Aufgabe, die gewählten Ziffern 
aufzunehmen. Die Aufnahme erfolgt mit Hilfe der Unterprogramme 
für die Bearbeitung der Ziffern. Außerdem muß das Verbindungsziel 
ermittelt werden. Dies geschieht mit Hilfe der Unterprogramme für die 
Ziffernbewertung, die den Internsatz oder Externsatz erkennen und 
die Zone ermitteln. 


Im Falle eines abgehenden Verbindungsaufbaus muß das Pro¬ 
gramm einen gebenden Satz und einen Nachsendesatz suchen und be¬ 
legen. Außerdem wird es die Wege Teilnehmer — gehender Satz und 
Wahlsatz — gehender Salz suchen, belegen und die zugehörigen Ein¬ 
stellbefehle erarbeiten. Das Wahlsatzprogramm sendet die notwendigen 
Ziffern über den Nachsendesatz nach und baut mit Wählende die end¬ 


gültige Verbindung auf. 

Wenn die erste Ziffer eintrifft, sucht das Wahlsatz-Programm ein 
freies Ziffernregister, das für die Dauer der Wahlaufnahme dem Wahl¬ 
satz fest zugeordnet wird. Mit dem Unterprogramm „Ziffern einschrei- 
ben“ wird dann die erste Ziffer in das Ziffernregister eingeschrieben. 
Bei jeder folgenden Ziffer, die in das Register eingespeichert wird, prüft 
das Programm, ob schon eine Umwertung in die anzusteuernde Rich¬ 
tung möglich ist. Wenn die Richtungsumwertung Erfolg hat, stehen 
Richtung und Verkehrsart fest. 

Das Unterprogramm SWS wird erneut benutzt und ermittelt einen 
gehenden Satz, einen Nachsendesatz sowie die zugehörigen Koppelfeld¬ 
wege und gibt die Einstellbefehle zur Durchschaltung des Weges Nach¬ 
sendesatz — gehender Satz in die Ausgabeliste. 

Erst wenn die Durchschaltung des Weges Nachsendesatz — gehen¬ 
der Satz und die Belegung von Nachsendesatz und gehendem Satz er¬ 
folgreich waren, werden aus dem Ziffernregister des Wahlsatzes die 
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Ziffern einzeln ausgelesen, an den Nachsendesatz übertragen und von 
dort in die ferne VSt gesendet. Die Ziffern werden dazu mit einem 
Unterprogramm in die Ausgabelisten für Sätze eingeschrieben. Aus den 
Ziffern kann die Zone für die Gebührenerfassung ermittelt und in den 
Hauptspeicherplatz des gehenden Satzes eingeschrieben werden. 

Wenn aus der anderen VSt Wählende kommt, werden der Wahl¬ 
satz und der Nachsendesatz mit den zugehörigen Wegen ausgelöst, der 
Weg Teilnehmer — gehender Satz durchgeschaltet und die Speisung im 
gehenden Satz angelegt. Mit dem Rückwärtszeichen Melden wird die 
Gebührenerfassung eingeleitet. 

Zum Abschluß sollen als Beispiel einige Verbindungszustände für 
den Wahlsatz angegeben werden. Daran kann der oben beschriebene 
Ablauf teilweise verfolgt werden: 


• Wahlsatz ist frei 

• Wahlsatz ist belegt; Wegeeinstellung anrufender Teilnehmer zu 
Wahlsatz wird gerade durchgeführt 

• Wahlsatz ist belegt; Speisung und Wählton liegen an. Es ist noch 
keine Ziffer eingetroffen 

• Wahlsatz ist belegt. Eine oder mehrere Ziffern sind bereits ein¬ 
gelaufen, eine Richtungsauswahl ist jedoch noch nicht möglich 

• Wahlsatz ist belegt. Es handelt sich um abgehenden Verkehr zu 
einer konventionellen VSt. Wegeeinstellung von Nachsendesatz zu 
gehendem Satz wird gerade durchgeführt 

• Wahlsatz ist belegt. Es handelt sich um abgehenden Verkehr zu 
konventioneller VSt, jede vorhandene oder eintreffende Ziffer 
wird nachgesendet. Warten auf Wählende 

• Wahlsatz ist frei (nach Wählende bzw. Einhängen des rufenden 
Teilnehmers während eines der vier vorangegangenen Zustände) 
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Leistiingsmerkmale und struktureller Aufbau des 
elektronisch gesteuerten Fernwählsystems 1 (EWSF 1) 


I. Forderungen an ein Fernwählsystem 

A. Vorbetrachtung 

1. Die Entwicklung des Fernverkehrs 

2. Einfluß der vorhandenen Investitionsrnittel auf die Konzeption von Ver¬ 
mittlungssystemen 

3. Zusammenfassung der Vorbetrachtung 

B. Allgemeine Forderungen an ein Fernwählsystem 

1. Freizügige Leitweglenkung 

2. Vollkommene Erreichbarkeit der Anschlüsse des Koppelnetzes 

3. Übertragungstechnische Forderungen 

C. Forderungen an das System aus der Sicht der Fernmeldeverwaltung und des 
Betriebes 

1. Einheitstechnik 

2. Berücksichtigung der Ortswählsysteme 

3. Zuverlässigkeit des Systems 

4. Entstörungsverfahren 

5. Prüfverfahren 

6. Erweiterung des Koppelnetzes 

7. Flexibilität der Zentralsteuerung 

8. Zeichengabeverfahren 

9. Raumbedarf 


II. Entwicklungsvoraussetzungen und Systemkonzept EWSF 1 

III. Eingliederung in das Fernwählnetz 

A. Das Zeichengabeverfahren zwischen dem Impulswahl- und dem EWSF 1-Netz 

B. Die Voraussetzungen im deutschen Fernsprechnetz zum Zeitpunkt der Ein¬ 
führung 

C. Die Einführung der EWSF 1-Technik 

D. Die folgerichtigen Einführungsphasen für EWSF 1 

E. Weitere Verflechtung von Orts- und Fernnetzebene bei Einsatz des Systems 

1. Leitweglenkung im Nahverkehr 

2. Leitweglenkung für trägerfrequente Fernleitungen 

3. Probleme inhomogener Leitungen 

4. Fragen der Bemessung des Netzes 

F. Einsatz des EWSF 1 über die koordinierte Einführungsplanung hinaus 
(«. Der Auslandsverkehr bei Einführung des EWSF 1 


1. Der abgehende Auslandsverkehr 

2. Der ankommende Auslandsverkehr 

IV. Systemaufbau und Leistungsmerkmale von EWSF 1 

A. Struktur 

B. Der periphere Bereich 
1. Das Koppelnetz 

a) Erweiterbarkeit 

b) Betriebsweise der Leitungen 

c) Der Einsteller 

d) Prüfung der Sprechwegedurchschallung 
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2. Die peripheren Sätze 

a) Typen der Leitungssätze 

b) Funktion der Leitungssätze 

c) Registersätze 

d) Sondersätze 

e) Leitungen mit zentralem Zeichenkanal 

C. Die zentralen Steuerungseinrichtungen einer EWSF 1-Vermittlungsstelle 

1. Das Arbeitsfeld 

2. Leistungsfähigkeit der Zentralsteuerung 

3. Der Speicherbedarf 

D. Die Signalisierung zwischen EWSF 1-Vermitllungsstellen 

1. Zentrale Zeichenkanäle 

2. Datenübertragung 

3. Datenaustausch- und Übertragungssteuerwerk 

E. Die Programme zum Betrieb einer EWSF 1-Vcrmittlungsstellc 

1. Speicherorganisation 

2. Programmorganisation 

3. Die Organisationsprogramme 

4. Vermittlungsprogramme 

5. Dienst-, Prüf- und Hilfsprogramme 
V. Schlußbetrachtung 

VI. Schrifttum 


I. Forderungen an ein Fern Wahlsystem 

A. Vorbetraditung 

Die Fortschritte in der Technologie und besonders bei den neuen 
elektronischen Bauteilen schulen die Voraussetzungen, daß in der Fern¬ 
sprechvermittlungstechnik weltweit nach zukunftsweisenden System¬ 
konzeptionen gesucht wurde und heute eine Reihe erster Lösungsvor¬ 
schläge vorliegen. Dabei leistet auch die Deutsche Bundespost (1)BP) 
ihren Beitrag zur Entwicklung eines neuen, auf ihre Bedürfnisse abge¬ 
stimmten Fernwählsystems. 

Die charakteristischen Merkmale eines Fernwählsystems sind viel¬ 
fältig. Neben Betriebsmöglichkeiten und Zeichengabe, Zuverlässigkeit 
und Flexibilität kennzeichnen die Anzahl der an das Koppelnetz an¬ 
schaltbaren Bündel und Leitungen die Leistungsfähigkeit des Systems. 
Von einem neuen System wird erwartet, daß Aufbau und Erweiterung 
von Fernvermittlungssteilen auf lange Jahre hinaus in einfacher und 
übersichtlicher Weise möglich sind. — Bei der Systemplanung und 
Entwicklung wird eine Vielzahl von Forderungen und Wünschen zu¬ 
sammengestellt und diskutiert; oftmals zeigt sich erst im Laufe der 
Entwicklung, welche Forderungen endgültig oder nur besonders auf¬ 
wendig zu verwirklichen sind. Hier ist es Aufgabe der Systemplanung, 
sachlich und zukunftsbezogen zugleich zu entscheiden, und nicht alles, 
was technisch möglich ist, auch auszuführen. Alle Bedingungen für 
das Fernwählsystem sind deshalb vorrangig unter den Gesichtspunkten 
der zukünftigen Nutzbarkeit und Wirtschaftlichkeit zu sehen. 

L Die Entwicklung des Fernverkehrs 

Die Größe des Fernverkehrs und sein langfristiger, jährlicher Zu¬ 
wachs haben maßgebenden Einfluß auf die richtige Auslegung eines 
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Fernwählsystems. Eine auf die zukünftigen Verkehrsanforderungen 
zugeschnittene Struktur wirkt sich über den gesamten Betriebszeitraum 
günstig auf die Wirtschaftlichkeit des Systems aus. Eine weitblickende 
Voraussage der Entwicklung des Fernverkehrs ist jedoch mit vielen 
Unsicherheitsfaktoren behaftet (Bild 1); sie bildet allerdings einen wert- 



Bild 1. Langfristige Entwicklung der Orts- und Ferngespräche in Deutschland 

vollen Beitrag für eine langfristig richtige Systemkonzeption. Anhand 
von statistischen Angaben soll daher auf den Umfang der Anforde¬ 
rungen hingewiesen werden, die die zukünftige Verkehrsentwicklung 
von der DBP fordert. 

Das Bild 2 zeigt die Entwicklung der Sprechstellendichte einiger 
Industrieländer. Die Darstellung läßt selbst bei Ländern hoher Sprech¬ 
stellendichte noch keine Sättigungstendenzen erkennen. Die jährlichen 
Zuwachsraten werden auf lange Sicht geringer werden und sich auf eine 
konstante Rate von etwa 4 v. H. einpendeln. Für die Deutsche Bundes¬ 
post bedeutet das einen um so größeren Nachholbedarf. Parallel mit 
dem Anwachsen der Sprechstellendichte muß der Zuwachs des Fern¬ 
verkehrs besonders beobachtet werden. Die Zahlenangaben, die ab 1950 
zur Verfügung stehen, lassen ein stetiges Wachstum erkennen (Bihl 3). 

Bezüglich des Verkehrszuwachses liegt die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land mit Zuwachsraten von 8 bis 12 v. H. [2] in den letzten Jahren mit 
an der Spitze vergleichbarer Industrieländer [1]. Wirtschaftsballungs¬ 
gebiete brachten 1968 einen Verkehrszuwachs von 20 bis 25 v. H. [2]. 
Für 1969 können noch höhere Werte erwartet werden. Bei Extra¬ 
polation der graphischen Darstellung in Bild 3 ergibt sich bei aller 
Problematik der Vorhersagen für die Ferngespräche bis 1980, daß eine 
Zunahme auf das Dreifache nicht unwahrscheinlich ist. Sättigungs¬ 
tendenzen sind zunächst noch nicht nachweisbar. 
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Diese zahlenmäßige Übersicht über einige wichtige Parameter 
schafft die Voraussetzung, um den Forderungen an ein Fernwählsystem 
eine gewisse Rangfolge zuzuordnen. 


2. E i n f 1 u ß der vorhandenen Investilio ns mittel 
a u f d i e Konzeption von Vermittlungssyste m e n 

Die Problematik liegt darin, daß mit vorgegebenen begrenzten In- 
vestitionsmitteln der laufende Verkehrszuwachs aufgefangen werden 
muß, daß darüber hinaus aber die Technik auf einen solchen Stand 
gebracht werden muß. daß sie zukünftigen Ansprüchen gerecht werden 

kann. Dabei kann es sich 
um Zusatzeinrichtungen für 
die Anpassung an die lau¬ 
fende Betriebsrationalisie¬ 
rung oder um rechtzeitige, 
vorsorgliche Auswechslung 
nicht (mehr) verkehrsge¬ 
rechter Einrichtungen han¬ 
deln. Beide Forderungen, 
die nach Erweiterung und 
die nach Modernisierung, 
können mit den heutigen 
konventionellen Fern wähl- 
einrichtungen auf lange 
Sicht in wirtschaftlicher 
Weise nicht voll erfüllt wer¬ 
den. 



Unter Ausnutzung einer 
an p a ss u ngs fä h i gen Techni k 
kann die Wirtschaftlichkeit 
eines Vermittlungssystems 
erhöht und damit der durch 
die begrenzt vorhandenen 
Investitionsmittel hervorge¬ 
rufene Engpaß leichter 
überwunden werden. Für 
die Zukunft bietet sich eine 
Vermittlungstechnik an, die 
erheblich größere Verkehrs¬ 
mengen mit besserem Wir¬ 
kungsgrad vermitteln kann, die durch modularen Aufbau und pro¬ 
grammierbare Steuerung flexibel ist und die dadurch den zukünftigen 
Ansprüchen besser gerecht wird. Damit wird ein Beitrag geleistet, die 
Finlülmmg grundsätzlich neuer Vermittlungssysteme in noch größeren 
Abständen als bisher vorzunehmen. Die Investitionen für Anpassungs¬ 
maßnahmen an Forderungen von Betrieb und Verwaltung lassen sich 
reduzieren und auf einen größeren Zeitraum verteilen. 


1 USA 

2 Schweden 

3 Schweiz 

4 Dänemark 

5 Norwegen 


6 GroHbri tonni en 

7 Niederlande 
6 Frankreich 

9 BR Deutschland 
10 Italien 


l*ikl 2. Entwicklung der Sprechstellendichte ver¬ 
schiedener Länder 
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— Summe der Orts- u. Ferngespräche pro 100 Einwohner im Johr 

— Zahl der Ferngespräche pro WO Einwohn er im Johr 

(Quelle: Statist. Jahrbuch der DBP, Ausg. 66) 


Bild 3. Entwicklung der Orts- und Ferngespräche in Deutschland 

Selbstverständlich muß der Einsatz der neuen Fernvermittlungs- 
einrichtungen mit minimalem Aufwand an Anpassungsmaßnahmen 
möglich sein. Andernfalls wäre die Neueinführung von vornherein er¬ 
schwert. Aus dieser Sicht müssen die Einführungsmodalitäten eines 
neuen Vermittlungssystems mit all ihren Folgen gesehen werden. 

3. Zusammenfassung der Vorbetrachtung 

Zur Beurteilung der grundsätzlichen Forderungen, die an ein Fern¬ 
wählsystem zu stellen sind, muß die DBF von folgenden Voraussetzun¬ 
gen ausgehen: 

1. Der Fernverkehr wird in den nächsten Jahrzehnten weiter sehr stark 
anwachsen. 

2. Mit der Umstrukturierung unserer Industriegesellschaft wird die 
Konzentration in den Wirtschafts- und Verwaltungszentren anstei- 
gen. Folglich wird der Fernverkehr zwischen Wirtschaftsballungs¬ 
gebieten überdurchschnittlich wachsen. Darüber hinaus entsteht wei¬ 
terer Bedarf für neue Leistungsmerkmale der Vermittlungstechnik, 
wie z. B. Datenverkehr über Fernsprechleitungen. 

3. Die erforderlichen Investitionsmittel für Fernmeldeeinrichtungen 
sind je nach Wirtschaftslage mehr oder weniger begrenzt vorhanden. 
Deshalb müssen die Investitionsmittel sinnvoll aufgeteilt werden, 

a) zur Erweiterung der Fernmeldeeinrichtungen in Anpassung an 
den stetig steigenden Verkehr und 
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b) zur Anpassung der Fernvermittlungseinrichtungen an den jewei¬ 
ligen Stand der Technik, um auch in Zukunft die eigentliche Ver- 
mittlungsaufgabe und damit im Zusammenhang stehende andere 
betriebliche Aufgaben (Unterhaltung, Erweiterung, Bemessung) 
wirtschaftlich erfüllen zu können. 


B. Allgemeine Forderungen an ein Fernwählsystem 

1. Freizügige Leitweglenkung 

Ein Fernnetz muß für die Verwaltung wirtschaftlich sein, d. li., die 
Summe der laufenden Aufwendungen für Vermittlungseinrichtungen, 
Übertragungswege sowie deren Unterhaltung soll bezogen auf einen 
hohen Nutzen bei vorgegebener Güte möglichst gering sein. Nach wie 
vor sind die Aufwendungen Für die Übertragungswege der überwiegende 
Anteil. Daraus folgt eine erste Grundforderung nach optimaler Ausnut¬ 
zung des Fernnetzes durch eine freizügige Leitweglenkung in alle Fern¬ 
netzebenen. 

Ziel der Leitweglenkung ist es, Übertragungswege dadurch einzu¬ 
sparen, daß die vorhandenen Leitungen besonders gut ausgenutzt wer¬ 
den. Es ist bekannt, daß es weniger auf die kilometrische Länge der 
Strecke als auf die Anzahl der erforderlichen Leitungsabschnitte an¬ 
kommt. Das wirtschaftlichste Fernnetz vereint bekanntlich die Vorzüge 
des Stern- und Maschennetzes und erlaubt Überlauf- und Umweg¬ 
verkehr. Selbstverständlich sollen alle Querwege und Querleitungen, 
die wirtschaftlich sind, auch angeschaltet werden können. Koppelfelder 
und Steuerung eines Fernwählsystems müssen dann so flexibel sein, 
daß diese Bedingung auch auf lange Sicht erfüllt ist. Die Leitweg- 
lenkungsprogramme sollten leicht veränderbar sein. Der Verkehrslluß 
kann dann in besonderen Fällen umgeleitet werden, z. B. bei regional 
unterschiedlicher Belastung, bei Störungen in Übertragungswegen oder 
Fernvermittlungsstellen. Auch lassen sich mit der Möglichkeit schneller 
Programmänderung neue Vermittlungssysteme mit nur geringfügiger 
Störung des Verkehrsablaufes einführen und erweitern. 

Alle diese Bedingungen lassen sich bei zentralgesteuerten Vermitt- 
lungssystemen unter Einsatz von programmgesteuerten Rechnern er¬ 
füllen. 


-• Vollkommene Erreichbarkeit der Anschlüsse 
des Koppelnetzes 

Eine gute Ausnutzbarkeit der Bündel erfordert, daß bei einem 
Koppelnetz von jedem Eingang aus jeder Ausgang mit möglichst gerin¬ 
gem Verlust erreichbar ist. 


Bis zu welcher Größe von Koppelnetzen diese Forderung sinnvoll 
ist, wird sich für das System im Laufe der Entwicklung ergeben. Von 
Einfluß ist der Aufwand für die technische Lösung, wobei für die 
Optimierung des Koppelnetzes konstruktive Fragen und steuerungs¬ 
bedingte Parameter großes Gewicht haben und letztlich entscheidend 
sind. Wichtig sind Fragen des Verhaltens bei unterschiedlicher Bela- 
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stung, z. B. die Überlastbarkeit bei Häufung der Verkehrsspitzen in den 
Bündeln. Sie bestimmt die Güte eines Fernnetzes mit und darf deshalb 
nicht vernachlässigt werden. Die Bündelauslastung sollte deshalb künf¬ 
tig nicht zu weit getrieben werden. Bekanntlich wird mit jeder Steige¬ 
rung im Ausnutzungsgrad der einzelnen Fernleitungen eine theoretische 
Leitungsersparnis erzielt. Bei hochausgenulzlen Bündeln steigt der Be- 
setzleinfluß und damit der Bündelverlust schon bei kleinen Verkehrs¬ 
spitzen unverhältnismäßig stark an. Der Verluslanslieg hat betrieblich 
a 11 ß e ro rden 11 i ches Gewi cht. 

ln einem großen Netz gibt es bekanntlich viele unvorhersehbare 
Einwirkungen, besonders kurz- oder mittelfristige Angebotsschwankun¬ 
gen, zielbezogene Verkehrsspitzen, Saisonverkehr, Störungen in Fern- 
vermittlungsstellen oder an den Übertragungswegen (Querwegen). Sie 
können bei hoher Auslastung der Leitungen an bestimmten Netzpunkten 
zu erheblicher Beeinträchtigung der Güte im Netz oder gar zum Zu¬ 
sammenbrechen des Verkehrs führen. 

Man sollte deshalb zur Steigerung der betrieblichen Sicherheit vor¬ 
sorglich von vornherein Grenzwerte für die Auslastung der Bündel und 
Fernleitungen vorgeben. Dabei kann man an eine Begrenzung der mitt¬ 
leren Fernleitungsauslastung oder an eine Bemessung der Bündel auch 
für bestimmte Verkehrsspitzen denken. 

Für die Begrenzung der Ausbaugröße der Koppelnetze muß auch 
die Größe der Räume für die Vermittlungseinrichtungen, wie sie vor¬ 
handen sind oder wie sie künftig voraussichtlich bereitgestellt werden 
können, berücksichtigt werden. Vermittlungseinrichtungen, die aus 
räumlichen Gründen getrennt untergebracht werden müssen, erhalten 
dann zwangsläufig aus betrieblichen Gründen auch getrennte Bündel, 
ggf. mit Überlauf. 


3. Übertragungstechnische Forderungen 

Die Qualität einer Fernsprechverbindung wird weitgehend durch 
die Verständlichkeit der über den Sprechweg übertragenen Information 
bestimmt. Die Gütebedingungen sind dann erfüllt, wenn die Forderun¬ 
gen des Dämpfungsplanes (für nationale und internationale Verbin¬ 
dungen) und die vom CCITT empfohlenen Werte bezüglich der zuläs¬ 
sigen Geräuschspannungen eingehalten werden. 

Die Ausnutzung möglichst aller zulässigen Dämpfungen für das 
Endleitungsnetz wird möglich, wenn die Dämpfungsbeträge der ein¬ 
zelnen Fernleitungsabschnitle niedriggehalten werden. Das ist bei Vier- 
drahtdurchschaltung der Fall, so daß diese in allen Fernebenen aus¬ 
schließlich in Frage kommt. Die ausschließliche Verwendung von Vier¬ 
draht-Koppelnetzen in der Fernebene erleichtert die freizügige Leit¬ 
weglenkung im Rahmen der übertragungstechnischen Forderungen. 

Für die Qualität der Sprachübertragung sind neben günstigen 
Dämpfungsbedingungen möglichst geringe Geräuschspannungen anzu¬ 
streben. Niedrige Geräuschspannungen sind insbesondere im Hinblick 
auf die Ausnutzung des Fernsprechnetzes für Datenübertragung anzu¬ 
streben. Entscheidend für geringe Geräuschspannung ist die wohliiber- 
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legte konstruktive Gestaltung des Koppelnetzes, des Koppelkontaktes 
und die Verwendung geeigneter übertragungstechnischer Bauteile in den 
Sprechadern. 


C. Forderungen an das System aus der Sicht der Fernmeldeverwaltung und 

des Betriebes 

Mit zunehmender Ausbreitung des Fernsprechers und stetig stei¬ 
gender Zahl der Schaltglieder und Leitungen stieg auch die Gesamtzahl 
der im Fernsprechwesen beschäftigten Kräfte. Der Personalbestand der 
DBF umfaßte 1967 rd. 430 000 Kräfte [3], davon waren 120 000 Kräfte 
im Fernsprechdienst eingesetzt. Mit dem starken Wachstum des gesam¬ 
ten Fernsprechnetzes werden nicht in annähernd gleichem Verhältnis 
zusätzliche geeignete Kräfte für die Planung, die Abnahme und den 
technischen Unterhaltungsdienst verfügbar sein. 


1. Einheitstechnik 

Für den technischen Betriebsdienst und für die Planung ist die 
Einheitstechnik von größter Bedeutung. Gefordert wird Einheitlichkeit 
in funktionaler und konstruktiver Hinsicht in bezug auf die Austausch¬ 
barkeit der Einschübe und der kleinsten steckbaren Einheiten, damit 
die Einschübe verschiedener Hersteller untereinander austauschbar sind. 
Durch die Festlegung der Schnittstellenbedingungen ist die Verwendung 
unterschiedlicher Bauteile noch zulässig. Allerdings dürfen dadurch 
keine nennenswerten Zugeständnisse in bezug auf Größe und schal- 
lungsteclmische Auslegung der Einschübe erforderlich werden. 


2. Berücksichtigung der Ortswählsysteme 

Ein Fernwählsystem soll möglichst optimal auf das verwendete 
Ortswählsystem abgestimmt sein. Es dürfen keine Anpassungsprobleme 
auftreten; deshalb ist möglichst weitgehende Übereinstimmung der 
Systeme zu fordern. Dies gilt sowohl für die Zeichengabe zwischen 
den Vermittlungsstellen als auch für die Einführbarkeit eines Systems. 
Eine Zusammenarbeit mit heutigen Ortssystemen muß, da sie un¬ 
vermeidbar ist, eingeschlossen sein. Dafür muß das Fernwählsystem 
— ggf. durch zusätzliche Einrichtungen — die Aufgabe der Verzonung 
und der Zählzeichensendung übernehmen können. 

3. Zuverlässigkeit des Systems 

Für ein Wählsystem wird hohe Zuverlässigkeit gefordert, so daß 
sich eine lange fehlerfreie Betriebszeit ergibt. Vollstörungen dürfen 
praktisch nie auftreten. Dafür müssen die Bauteile und Baugruppen eine 
außerordentlich niedrige Ausfallrate haben. Zentralisierte technische 
Mittel müssen notwendigerweise redundant vorgesehen werden. Ex¬ 
treme Zuverlässigkeitsforderungen können wahrscheinlich nur mit un¬ 
verhältnismäßig hohem Aufwand für parallele Einrichtungen und Er- 
satzschaltemittel erkauft werden. 
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4. Entstörungsverfahren 

Angestrebt wird ein nahezu störungsfreier Betrieb des Systems. 
Dafür sollten Fehler möglichst bei ihrem ersten Auftreten automatisch 
erkannt, genau diagnostiziert und an eine zentrale Unterhaltungsstelle 
weitergemeldet werden. Fehlerhafte Geräte und Leitungen sollen gegen 
weitere Belegungen gesperrt werden. Zentrale Glieder müssen bei Vor¬ 
liegen eines Fehlers automatisch ersatzgeschaltet werden; das betrifft 
z. B. zentrale oder periphere Steuerungen, Leitungssysteme und Ein¬ 
steller. 

Bis zu einer gewissen Wirkungsbreite der einzelnen Fehler, z. B. in 
peripheren Geräten, sollte es möglich sein, mehrere Fehler unter Sperren 
der fehlerhaften Glieder Zusammenkommen zu lassen, ohne daß die 


Betriebsgüte bereits wesentlich absinkt, damit außerplanmäßige Besuche 
des Entstörungspersonals in der Vermittlungsstelle vermieden werden. 
Gestörte Baugruppen sollten ausgewechselt und in zentralen Werkstätten 
repariert werden. Voraussetzung dafür ist der Einsatz einer Technik 
mit steckbaren Baugruppen. 

In der zentralen Unterhaltungsslelle sollen erkannte Fehler im 
Vermittlungsablauf und Ersatzschallungen über eine Datenendeinrich¬ 
tung angezeigt werden. Diese erhalten die aufbereiteten Informationen 
über einen zentralen Rechner, der über Datenwege mit den Zentral¬ 
steuerungen mehrerer Fernvermittlungsstellen Zusammenarbeiten soll. 
Dringende Störungsmeldungen werden naturgemäß sofort angezeigt, 
andere können zunächst gespeichert werden, sofern (Sine bestimmte 
Anzahl nicht überschritten wird. 


Die zentrale Unterhaltungsstelle soll auch die Möglichkeit haben, 
in eine Zentralsteuerung einzugreifen, wobei u. a. an das Starten von 
Prüf- oder Änderungsprogrammen oder an das Sperren von Geräten 
zu denken ist. 


5. P rüfverfahren 

Anstelle der manuellen Prüfungen tritt in einem neuen System 
grundsätzlich die automatische Überwachung durch entsprechende 
Schaltungsauslegung sowie die automatische Routineprüfung. Einzel¬ 
prüfgänge sind teilweise in die normalen Funktionsabläufe eingeschal¬ 
tet. Statistische Verfahren sind je nach Bedarf zugelassen. 

6. Erweiterung des Koppel netzes 

Ein Vermittlungssystem soll auf möglichst lange Sicht verkehrs¬ 
gerecht sein und auch alle betrieblichen Forderungen erfüllen; es soll 
also außerordentlich flexibel sein. Die Erfahrungen mit heutigen Durch- 
schaltemitteln lehren, daß ein Koppelnetz folgende Bedingungen erfül¬ 
len sollte, die für die Erweiterbarkeit von Belang sind: 

1. Das Koppelnetz soll das Größenspektrum von kleinen bis zu den 
großen Fernvermittlungsstellen abdecken. Zweckmäßig erscheint 
eine Grundausbau-Einheit mit stufenweiser Erweiterbarkeit. 

2. Das Koppelnetz soll — soweit irgend möglich — freizügig beschalt¬ 
bar sein. Bündel sollen dabei beliebig in Teilbündeln betrieben wer- 
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den können. Bei Erweiterungen dürfen prinzipiell keine Beschal- 
tungsänderungen nötig sein; betrieblich optimal ist ein beliebiges 
Anschalten zusätzlicher Leitungen. 

3. Die Anschlüsse des Koppelnetzes werden mischungsfrei mit Leitun¬ 
gen beschältet. Eine in gewissen Grenzen vom Planungswert abwei¬ 
chende Belastung des einzelnen Koppelvielfachs sollte — solange die 
Gesamtnennbelastung der Koppelgruppe eingehalten wird — keine 
nennenswerte Erhöhung der inneren Sperrungen verursachen. Ein 
Verkehrsausgleich durch Umschaltung von Leitungen ist dann nicht 
mehr nötig. 

4. Das Koppelnetz sollte den Anschluß von Leitungen mit wechsel¬ 
seitiger Betriebsweise erlauben. 

5. Leitungen bzw. Bündel mit unterschiedlichen Zeichengabeverfahren 
(z. B. Impulswahl, MFC, 2 FC) müssen anschaltbar sein, wobei auch 
hier eine Freizügigkeit Vorteile verspricht. 


7. Flexibilität der Zentralsteuerung 

Die leichte Erweiterungsmöglichkeit des Koppelnetzes beeinflußt 
weitgehend die Flexibilität der informationsverarbeilenden Geräte und 
der zentralen Steuerungsorgane. 

Für ein breites Einsatzspektrum des Vermilllungssystems müssen 
zwischen den Verteilungsebenen mit unterschiedlichem Informations¬ 
und Befehlsfluß neutrale Schnittstellen existieren. Diese Schnittstellen 
sollen — wenn irgend möglich — mit denen des Ortssystems identisch 
sein. 

Mit dem Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen wird auch die 
Einführung des neuen Systems erleichtert. Eine schnelle Veränderbar- 
keit der Leitwegprogramme wird gerade in den ersten Phasen des Auf¬ 
baus des neuen Netzes von besonderem Nutzen sein. 

Die Flexibilität eines Vermittlungssystems wird daher nicht nur 
tür die eigentliche Betriebszeit gefordert, sie ist wichtige Voraussetzung 
für eine wirtschaftliche Einführung. 


8. Zeichengabeverfahren 

Die Signalisierung zwischen zentralgesteuerten Fernvermittlungs¬ 
stellen erfolgt über zentrale Zeichenkanäle. Voraussichtlich wird in Zu¬ 
kunft die Zeichengabe zwischen Fernvermittlungsstellen in erster Linie 
über einen Zeichenkanal, der dem Leitungsbündel zugeordnet ist, 
zweckmäßig sein. Bei solchem assoziierten Betrieb ergeben sich manche 
Vorzüge für das Verfahren und die Belastung der Steuerungen. Darüber 
hinaus soll die technische Möglichkeit des quasiassoziierten Betriebs, 
bei dem die Daten über eine dritte Femvermittlungsstelle vom eigenen 
Sprechweg getrennt übertragen werden, nicht von vornherein ausge¬ 
schlossen werden. Diese Umwegmöglichkeit, die Daten über eine dritte 
Fernvermittlungsstelle zu führen, trägt nämlich wesentlich zur Erhö¬ 
hung der Sicherheit der Zeichengabe im Fernnetz in bezug auf Stö¬ 
rungen bzw. Außerbetriebnahmen in den Übertragungswegen bei. Als 
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Zeichenkanäle sollen normale Fernsprechleitungen eingesetzt sein, die 
nicht besonders gesichert geführt werden. 

Die technischen Endcinrichtungen des zentralen Zeichenkanals ar¬ 
beiten in Verbindung mit den Übertragungswegen so sicher, daß die 
Zeichenfehlerrate im System bei möglichst großer Zeichengeschwindig¬ 
keit klein ist. Sie sollen auf beliebigen Betriebsleitungen — ohne vor¬ 
herige Sondermaßnahmen bei ihrer Schaltung — voll funktionsfähig 
sein und auch für große Bündel eine hohe Zeichengeschwindigkeit 
bieten. 


Das Zeichengabeverfahren mit hoher Geschwindigkeit ist hinsicht¬ 
lich der Zahl der Zeichen großzügig und zukunftssicher auszulegen. 
Reserven im Zeichenplan sollen künftigen Zusatzforderungen der Fern¬ 
meldeverwaltung entgegenkommen. Die Flexibilität in der Ausnutzung 
des Datenformales soll noch Spielraum für die spätere Einführung zu¬ 
sätzlicher Bedingungen lassen. 


9. R a u m bedarf 

Bezüglich des Raumbedarfs können die Forderungen an ein neues 
Fernwählsystem nur allgemein gehalten werden. Es ist einerseits wün¬ 
schenswert, daß der Raumbedarf gegenüber vergleichbaren konventio¬ 
nellen Fernvermittlungsstellen wenigstens auf die Hälfte verringert 
wird. Andererseits sollten alle vorhandenen Räume für Fern Vermitt¬ 
lungsstellen auch für die Aufnahme der Einrichtungen des neuen Fern¬ 
wählsystems grundsätzlich geeignet sein. In Zukunft wird es für die 
DBP immer schwieriger sein, an zentralen Stellen geeignete Grund¬ 
stücke zu beschaffen bzw. auf vorhandenen Grundstücken ausreichend 
Raum für die technischen Einrichtungen bereitzustellen. Vom Gesamt- 
investilionsvolumen her spielt der Mittelbedarf für die Räume zwar nur 
eine untergeordnete Rolle, für die Praxis ergeben sich jedoch erhebliche 
Schwierigkeiten, da Fernvermittlungsstellen unter Berücksichtigung vor¬ 
handener Übertragungssysteme auch bei Auswechslung kaum an einen 
anderen Ort verlegt werden können. Zudem nimmt der Verkehr gerade 
in den Wirtschafts- und Verwaltungszentren am stärksten zu. 

Inwieweit sich diese Wünsche bei zentralgesteuerten Systemen — 
mit wesentlich höherem Ruhestromverbrauch — verwirklichen lassen, 
wird sich erst im Laufe der Entwicklung zeigen. Entwärmungsanlagen 
können von vornherein nicht ausgeschlossen werden. 


II. Entwicklungsvoraussetzungen und Systemkonzept EWSF 1 

Neben den schon erwähnten, grundsätzlichen Bedingungen, die 
allgemein an ein Fernwählsystem gestellt werden, bestimmen wesent¬ 
liche Voraussetzungen ein neues System für die Landesfernwahl, die 
sich aus der künftigen Technik des Ortswählsystems ergeben. Notwen¬ 
dige und wünschenswerte Betriebsmöglichkeiten für den Fernsprech¬ 
teilnehmer und auch für die Verwaltung erweitern den Aufgaben¬ 
umfang derart und verlangen so viel Beweglichkeit in der Ablauf¬ 
steuerung neuerer Vermittlungsstellen, daß nur eine flexibel program¬ 
mierte Steuerung diesen Aufgaben gerecht wird. 
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Die Fernwähltechnik als Bindeglied zwischen den Ortsnetzen muß 
diese Betriebsmöglichkeiten über Fernstrecken hinweg fortsetzen kön¬ 
nen und ist daher den neuen Gegebenheiten anzupassen. 

Das Erste und wesentlich Neue für das künftige Fernwählsystem 
ist die Trennung der Übertragungswege für Sprache und Zeichengabe. 
Zentralsteuerungen werden untereinander mit zentralen Zei¬ 
chen k a n ä 1 e n verbunden, über die — in digitaler Form — die 
Verbindungsaufbau- und Überwachungsinformationen und die Steuer¬ 
zeichen für die Betätigung abgesetzter Vermittlungseinheiten und Geräte 
ausgetauscht werden. In einem künftigen EWSF-Netz sind daher die 
Fern Vermittlungsstellen prinzipiell mit Datenaustauscheinrichtungen 
auszustatten. Diese bieten durch die binäre, leicht änderbare Darstel¬ 
lung und die Transfer-Geschwindigkeit der Information große Vorteile. 
Für den Verbindungsverkehr über die Schnittstellen zum bestehenden 
Impulswahlnetz verbleiben für eine längere Übergangszeit noch Geräte 
in diesen Leitungen, die wie bisher analoge und im Sprachfrequenzband 
codierte Zeichen aufnehmen und senden und im neuen System an die 
Steuerung absetzen müssen. Bild 4 läßt die Wege für die Zeichengabe 
im System erkennen. 



gehende 

Impulswahlleitung 


(wechselseitige) 
Leitung mit zentralem 
Zeichen kanal 


zentraler 

Zeichenkanal 


Bild 4. Wege für die Zeichengabe im EWSF 1 

KN Koppelnetz LSK Leitungssatz kommend 

LSG Leitungssatz gehend ZST Zentralsteuerwerk 

Ein zweiter wichtiger Wandel betrifft die Steuerung. Das heutige 
Fernwählsystem ist ein Direktwählsystem mit zusätzlicher Register- 
technik für Leitweglenkung im aufsteigenden Verkehr. Es entspricht 
dabei den Anforderungen der bisherigen Ortstechnik, zeigt sich aber 
den ständig steigenden Anforderungen, z. B. hinsichtlich der Leitweg¬ 
lenkung, in den folgenden Fernvermittlungsstellen nicht immer voll 
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gewachsen. Die Erweiterung der Leitweglenkung für Inlandsverbin¬ 
dungen, die Lenkung des ankoinmenden Auslandsverkehrs, die Verbes¬ 
serung der Erreichbarkeit der Leitungen, die Schaffung von Zeichen¬ 
kapazität und die zahlreichen Umsetzaufgaben an den Übergangsstellen 
in das internationale Netz verlangen in den Fernwählvermittlungen 
anstelle fest programmierter spezieller Register eine Lösung größerer 
Beweglichkeit, das heißt eine Zusammenfassung der Registeraufgaben 
in einer Zentralste u er ung mit gespeichertem Pro- 
g r a m m . Im Gegensatz zu bisherigen Registern ist eine solche Steue¬ 
rung in der Lage,.jede Verbindung zu jeder Zeit in jeder Verbindungs¬ 
phase zu überwachen und mit Registerfunklionen weiter zu betreuen. 
Die Leistungsfähigkeit solcher Steuerungen in den kleineren Vermitt¬ 
lungsstellen bietet die Möglichkeit zur gemeinsamen Steuerung von 
Orts- und Fernkoppelnetzen. Aus diesem Grund ist die Gleichheit der 
Steuerung für diese beiden System teile zu fordern. 

Die dritte und auch systembestimmende Voraussetzung ist die Zu¬ 
sammenarbeit mit den bestehenden Einrichtungen des Netzes. Die Infor¬ 
mationsübernahme von den Leitungen und die Befehlsgabe an diese 
Leitungen ist gekennzeichnet durch Zeitbedingungen, deren Einhaltung 
durch eine zentrale Informationsverarbeitung zu gewährleisten ist. Die 
Lösung dieses Problems bedarf besonders sorgfältiger Überlegung, da 
entscheidend die Leistungsfähigkeit der Steuerung, die Größe ihres 
Steuerbereiches und der Aufwand in der Peripherie der neuen Vermitt¬ 
lungsstellen davon abhängen. 


Die Aufgabenverteilung auf die Peripheriegeräte und die zentrale 
Steuerung ist also das Ergebnis eines Optimierungsprozesses. Es lassen 
sich drei Aufgabengruppen unterscheiden: 


1. Funktionen, die schon bisher v o r t e i 1 h a f I zen¬ 


tral ausgeführt wurden und weiterhin bestehen 
bleiben b z w. sogar erweitert werden. Es ist dies die 
bisherige Aufgabe der Zuordner, ein Teil der Funktionsabläufe in 
Registern und der Markierer (bzw. Einstellsätze), also insbesondere 
alle Leitweglenkungsfragen, die Verzonung abgehender Fernge¬ 
spräche aus angeschlossenen, konventionellen Ortsvermittlungsslel- 
len und die zugehörige Zählimpulssendung, die interne Wegesuche 
und die Einstellung des Koppelnetzes. Erweitert wird dieser Funk¬ 
tionskomplex hauptsächlich durch Aufgaben im Auslandsverkehr. 
Dazu gehören die Leitweglenkung und Verzonung solcher Verbin¬ 
dungen, die Zonen- bzw. Zählimpulssendung aus Vermittlungsstel¬ 
len mit internationalen Leitungen und die freizügige Umsetzung zwi¬ 
schen den Zeichengabeverfahren des In- und Auslandes, wie sie bis¬ 
her teilweise durch Register und durch Umspeichern zwischen den 
Registern erfolgen mußte. 


2. Funktionen, die im künftigen Netz neu hinzu¬ 
kommen und zweckmäßig in der zentralen Steue¬ 
rung aus geführt werden. Das EWS 1-Netz besteht aus 
Leitungsbündeln, die auch wechselseitigen Betrieb erlauben. Das 
Belegen der Betriebsrichtungen dieser Leitungen ist Aufgabe der 
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Zentralsteuerung ebenso wie auch die Zeichenaufnahme, -Verarbei¬ 
tung und Sicherung der Zeichen aus zentralen Zeichenkanälen im 
deutschen und internationalen Netz. Die Umsetzung der Zeichen zwi¬ 
schen Verfahren unterschiedlicher Leistungsfähigkeit bringt die teil¬ 
weise Zeichenverarbeitung im Um setz Vorgang mit sich. Der Aus¬ 
landsverkehr erfordert künftig eine genauere Registrierung der Ge¬ 
spräche, die Erfassung soll Ziel und Weg zum Ziel berücksichtigen. 
Die Leitweglenkung in das Ausland muß die nationalen Zugangs¬ 
wege zur günstigen Auslandsvermittlungsstelle einbeziehen und auch 
den Zugang zu Satelliten-Erdefunkstellen. Leitweglenkung mit der 
Programmsteuerung bietet die Möglichkeit zur Fernbeeinflussung des 
Leitwegprogrammes. Die Steuerung der Koppelnetzeinstellung er¬ 
laubt die nachträgliche Auftrennung einer bestehenden Verbindung 
zum Zweck der Einschleifung z. B. von Echosperren. Auch der An¬ 
schluß fernsteuerbarer Fernplätze wird überlegt. Schließlich ist er¬ 
weiterte Verkehrserfassung und die zentrale Wartung der Anlagen 
ein großer Fortschritt in zentralgesteuerten Vermittlungsstellen. 


3 . Funktionen, die bei der Optimierung von Steue- 
r u n g sauf w a n d und Steuerungsbelastung, v o n 
Größenordnung des Steuerbereichs und von Auf¬ 
wand an den Leitungsenden peripher abgewik- 
k e 1 t werden sollen. Dabei handelt es sich primär um die 
Aufgaben bisheriger Relaissätze, um die übertragungstechnischen 
Mittel in den Sprechwegen und auch um Teilaufgaben bisheriger 
Register. 

Im EWS 1-Netz werden die Vermittlungsstellen mit Leitungsbündeln 
mit zentralem Zeichenkanal verbunden. Diese Leitungen haben prak¬ 
tisch keine Relaissatzschaltungen mehr, sondern lediglich die über¬ 
tragungstechnisch notwendigen Bauelemente zur Abriegelung. Dämp¬ 
fungsanpassung und Prüfung. Die Aufgaben dieser dritten Gruppe 
liegen also allein in den Leitungssälzen an den Schnittstellen zum 
konventionellen Netz. 


Ein großer Teil des Zeichenaufkommens an konventionellen Leilun¬ 
gen sind die Ziffern. Die Frage, inwieweit diese die Steuerung be¬ 
rühren, ist genau geprüft worden. Der leilwegbeslimmende Teil der 
Zifferngabe muß von den Leitungssätzen wie bisher an die Steuerung 
abgesetzt werden. Das heißt, der Informationsweg zwischen Leitungs- 
sätzen und Steuerung ist zu bilden und auszurüsten. Die Übertra¬ 
gung der restlichen Ziffern ist nur eine Frage, ob dadurch die Steue¬ 
rung mehr belastet wird als bei alternativen Lösungen, wie z. B. die 
Steuerung der Restzeichen über das Koppelnetz. Sowohl übertra¬ 
gungstechnische Argumente als auch der Vergleich von Aufwand und 
Steuerbelastung sprechen gegen derartige letztgenannte Lösungen. 
Das System überträgt deshalb alle Zeichen vom Leitungssatz zur 
Zentralsteuerung und umgekehrt. Für die Form der Übertragung 
bestehen viele Möglichkeiten. Wie aber schon erwähnt, zwingt insbe¬ 
sondere das Impulswahlverfahren Zeitbedingungen auf. Eine Über¬ 
tragung aller Impulsphasen von Ziffernserien liefe praktisch auf ein 
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Abtastverfahren über alle Impulswahlleitungen hinaus mit der Kon¬ 
sequenz hoher Geschwindigkeit in der Schaltungstechnik bei gerin¬ 
ger Nutzleistung. Die Überlegungen führten daher dazu, jeweils die 
Wahlserie in den Leitungssätzen zu integrieren und nur den Ziffern¬ 
werl zur Zentralsteuerung zu übertragen. Entsprechendes gilt für den 
Sendevorgang; der gehende Leitungssatz erhält den Ziffernwert von 
der Zentralsteuerung und übernimmt die Impulssendung. Damit ist 
eine bisherige Regisleraufgabe an die Peripherie verlegt und eine 
wesentliche Entlastung der Steuerung erreicht, die sich in einer Ver¬ 
größerung des Arbeitsbereiches der Verarbeitungseinheit auswirkt. 
Die erwähnten Zeitbedingungen sind dann nicht mehr kritisch. Die 
Impulskennzeichen der Landesfernwahl werden in den Leitungs¬ 
sätzen bewertet und als Impulstyp an die Steuerung abgesetzt, die 
dann aufgrund des bestehenden Verbindungszustandes die Bedeu¬ 
tung des Zeichens erkennt. — 

Der Verbindungsweg wird in konventionellen Vermittlungsstellen 
durch c-Adern-Schaltungen der Relaisübertragungen gehalten, also elek¬ 
trisches Halten über galvanische Adern. C-Adern vergrößern das Koppel¬ 
netz und verbrauchen Strom für die Dauer der Verbindung. Wie im 
EWSO 1 kommen daher auch im EWSF magnetisch selbsthaltende 
bistabile Koppelkontakte zur Anwendung, die von der Steuerung ein¬ 
gestellt und rückgestellt werden können. Durch Beschränkung auf die 
4 Sprechadern und Vermeidung jeglicher Zeichengabe über das Koppel¬ 
netz wird verkleinertes Aufbauvolumen und verbesserte übertragungs¬ 
technische Qualität erreicht. 

Neu im EWSF 1 ist die Prüfung des durchgeschalteten Sprech¬ 
weges. Durch die Trennung der Zeichengabe von den Sprechwegen ent¬ 
fällt die je Verbindungsaufbau praktisch vollzogene Kontrolle der 
Durchschaltung der Sprechadern. 

Trotz hoher Qualität und Zuverlässigkeit der Koppelkontakte wird 
durch die Steuerung per Programm eine Sprechwegprüfung veranlaßt. 
Die Belastung der Steuerung kann dabei den Anteil zu prüfender Durch¬ 
verbindungen selbst regeln. Bestimmte (z. B. gebührenintensive inter¬ 
nationale) Verbindungen können bevorzugt oder jedesmal geprüft 
werden. 

Es ergibt sich eine Struktur des Fernwählsystems, die der des 
EWSO 1 gleicht. Auch die Organisation der Programme in der Zentral¬ 
steuerung ist weitgehend gleich. Es wird damit erreicht, daß in der Kon¬ 
zeption beider Systemteile kein prinzipieller Unterschied besteht und 
Orts- und Fernwählsystem im Netz homogen einander angepaßt sind. 


III. Eingliederung in das Fernwählnetz 
A. Das Zeichengabeverfahren zwischen dem Impulswahl- und dem EWSF 1-Netz 

Im Impuls wahlnetz werden die Schallkennzeichen zwischen den Ver¬ 
mittlungsstellen über die Leitung übertragen, über die auch die Sprech¬ 
verbindung zwischen beiden Teilnehmern zustande kommt. Die Linien¬ 
kennzeichen werden dabei abschnittsweise unmittelbar zwischen den 
Übertragungen ausgetauscht. Mit jeder in die Verbindung eingeschal- 
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tcten weiteren Fern Vermittlungsstelle wird die Zeichengabe mit gerin¬ 
gem Zeitverzug wiederholt. Damit ist der abschnittsweise Einsatz unter¬ 
schiedlicher Signalübertragungsverfahren möglich. Die Zeichengabe für 
das EWSF-Netz basiert aus systematischen Gründen auf einem digita¬ 
len Verfahren. Hierbei verbindet ein zentraler Zeichenkanal die am Ver¬ 
bindungsaufbau beteiligten Zentralsteuerungen. 

Beide Wahlverfahren sind nicht kompatibel. Damit ergeben sich 


unvermeidbare Schnittstellen. Die Schnittstellenbedingungen können 
technisch erfüllt werden, sind aber in ihrer fortlaufenden betrieblichen 


Anpassung an die Verkehrsflüsse wirtschaftlich aufwendig. 

Die Schnittstelle kann sowohl mit besonderen, einer Leitung un¬ 
mittelbar zugeordneten Sätzen (Leitungssätzen) als auch mit Anpas¬ 
sungssätzen bedient werden, die die Bedingungen der achtadrigen Fern¬ 
vermittlungsstelle an das EWSF anpaßt. Bild 5 zeigt das Prinzip der 
Schnittstelle. 



Bild 5. 

Schnittstelle zum Impulswahlnetz 
AS Anpassungssatz 
FGW Ferngruppenwähler 
LS Leitungssatz 


Nachteilig für den Betrieb wirkt sich die laufende Anpassung der 
technischen Mittel an die verkehrstechnischen Gegebenheiten an der 
Schnittstelle aus. Ändert sich nämlich das Wählverfahren in einer Ver¬ 
kehrsrichtung durch Einfügen einer EWSF-Vermittlungsstelle, so müs¬ 
sen die Leitungs- bzw. Anpassungssätze ausgewechselt werden. Weitere 
Probleme ergeben sich für die Anschaltung und Wirkungsweise der 
technischen Mittel zum Zwecke der automatischen Leitungsprüfung für 
die Bündel zwischen den beiden Netzen. So muß z. B. die Automatische 
Leitungsprüfeinrichtung einer EMD-Fernvermitllungsstellc auch die 
Leitungen zu einer EWSF-Vermittlungsstelle prüfen und dort die üb¬ 
lichen Prüfhilfen vorfinden. In EWSF-Vermittlungsstellen bedarf es 
einer integrierten Leitungsprüfeinrichtung für die entgegengesetzte Ver¬ 
kehrsrichtung. 


Je mehr gemeinsame Berührungspunkte zwischen heutiger und 
neuer Technik nutzbar sein sollen, desto mehr muß die EWSF-Technik 
direkt oder indirekt in der Lage sein, konventionelle Schaltglieder steu¬ 
ern zu können, und desto aufwendiger muß diese Technik werden. Letzt¬ 
lich ist es um so günstiger, je exakter die Trennung zwischen beiden 
Netzen gehalten werden kann. 
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Es wird daher sowohl für die Einführung als auch für den lang¬ 
fristigen gemeinsamen Betrieb von EWSF- und EMD-System im deut¬ 
schen Fernnetz ein Modell vorgeschlagen, bei dem die Anpassungsmaß¬ 
nahmen auf das unvermeidbare Minimum beschränkt bleiben. Dies be¬ 
deutet, daß zwar Verbindungswege zwischen Fernvermittlungsstellen 
beider Systeme (auch im gleichen Gebäude) nötig werden, Überläufe 
jedoch ausgeschlossen bleiben. 


B. Die Voraussetzungen im deutschen Fernsprechnetz zum Zeitpunkt 

der Einführung 

Als Termin für die Einführung der EWSF-Teclmik wird heute das 
Jahr 1976 angenommen. Zu diesem Zeitpunkt ist in den rund 6800 deut¬ 
schen Ortsnetzen überwiegend das Ortssystem 55 bzw. 55 v in EMD- 
Technik eingesetzt. In der Fernebene finden wir ausschließlich Durch¬ 
schalteeinrichtungen in EMD-Technik. In den Fernvermittlungsstellen 
ist im jeweiligen Knoten in großem Umfang das Fernwählsystem 62 mit 
seinen Richtungswählern 62 eingesetzt. Mit ihm ist eine weitgehend frei¬ 
zügige Leitweglenkung möglich; Fernleitungen der Querwege und des 
Kennzahlweges sind (bei bis zu 1200 Zubringern) in vollkommener 
Erreichbarkeit angeschlossen. Gleiches gilt für den abgehenden Verkehr 
in der Hauptvermittlungsstelle, für den verdeckten Knoten der Zentral¬ 
vermittlungsstelle mit FwS 62-Technik in Gassengruppierung sowie für 
die dortige Hauptvermittlungs-Technik. 

Die Kennzahlwege (außer Kl-g), die Querwege und die ankom- 
menden internationalen Leitungen enden auf Ferngruppenwählern 
(FGVV bzw. OGW). Diese sind in der Regel llOteilige EMD-Wähler. 
Die darüber angesteuerten Fernleitungsbündel sind also nur mit gerin¬ 
ger Erreichbarkeit (k = 10) und bei Einsatz von Mischwählern mit 
einer effektiven Erreichbarkeit von k = 20 auslastbar. Im Impulswahl¬ 
netz können folglich nur die über Richtungswähler erreichten Fernlei¬ 
tungsbündel überdurchschnittlich gut ausgenutzt werden. 

Das Impuls'wahlnetz wird bis zum vollen Einsatz von EWSF- 
Technik weiter wachsen. Der jährliche Zuwachs von Beschallungsein¬ 
heiten soll stufenweise bis auf 2,3 Mio. gesteigert werden. Für den Fern¬ 
verkehr wird bis dahin mit großer Erweiterung in EMD-Technik ge¬ 
rechnet. 

Mit der Lieferbarkeit der EWSF-Einrichtungen wird es wün¬ 
schenswert sein, daß so bald wie möglich ausschließlich neue Technik 
beschafft wird. Diese Absicht findet ihre Grenzen in erster Linie in den 
Liefermöglichkeiten der ersten Jahre, dann in der Frage der Einsetz¬ 
barkeit neuer Technik durch rechtzeitige Berücksichtigung bei der Pla¬ 
nung und bei der Raumbereitstellung. 




C. Die Einführung der EWSF 1-Technik 

Bei der geschilderten Unterschiedlichkeit der Wählsysteme und den 
Voraussetzungen im Netz ist es für die Einführung wichtig, daß klare 
Grundsätze vorgegeben sind. Die Grundregeln für die planenden Dienst¬ 
stellen sollen einfach und übersichtlich sein, möglichst Spielraum für 
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die Lösung eines Einzelfalles lassen und folgende Belange berücksich¬ 
tigen. 

1. Die neuen Freiheitsgrade der EWSO-Technik sollen so schnell wie 
möglich auch über Fernverbindungen zwischen EWSO-Vermittlungs¬ 
stellen voll nutzbar sein. Diese Bedingung kann jedoch nicht erfüllt 
werden, wenn ein erster konventioneller Leitungsabschnitt zwischen¬ 
geschaltet ist. Fernverbindungen zwischen EWSO-Vermiltlungsstellen 
sollen deshalb möglichst von Anfang an entweder unmittelbar oder 
ausschließlich über EWSF-Vermittlungsstellen geführt werden. Ein 
mehrmaliges Umwechseln von dem einen in das andere System 
würde den Anpassungsaufwand unnötig erhöhen. 

2. Der mögliche Lieferumfang von EWSF-Technik erlaubt es in den 
ersten Jahren nicht, daß dafür eine größere Zahl von Fernvermitt¬ 
lungsstellen in Frage kommt. Die EWSF-Technik muß deshalb in 
wenigen, möglichst großen Orten eingerichtet werden, in denen auch 
der EWSO-Einsatz vorgeplant ist. 


3. Der Einsatz der EWSF-Technik soll so gesteuert werden, daß er 
insgesamt gesehen möglichst wirtschaftlich ist. Größere Fernvermitt¬ 
lungsstellen müssen deshalb vor den kleineren ausgebaut werden, 
weil der Anteil für die Steuerung verhältnismäßig weniger ins Ge¬ 
wicht fällt. Weiter ist es nötig, endgültige Lösungen vorrangig gegen¬ 
über Übergangs- und Anpassungsmaßnahmen zu behandeln. Für die 
praktische Anwendung folgt daraus, daß Leitungsbündel mit zen¬ 
tralem Zeichenkanal bevorzugt eingerichtet werden. Der Einsatz von 
Anpassungs- und Leitungssätzen sollte möglichst vermieden und auf 
die Verbindungswege beschränkt bleiben, die wegen der Zugänglich¬ 
keit im gesamten Netz vorhanden sein müssen. 


Verschiedene Überlegungen und Untersuchungen führten zu dem 
Schluß, daß nur eine gemeinsame, nämlich koordinierte Einführung des 
neuen Systems sowohl in der Orts- als auch in der Fernebene die beste 
Lösung darstellt. Für den Fernverkehr der EWSO-Vermittlungsstelle 
muß folglich möglichst früh EWSF-Technik einsatzbereit sein. Bei den 
vorgegebenen begrenzten technischen Mitteln ist es auch eine Frage der 
rechtzeitigen und richtigen Auswahl der Einsatzorle, daß besonders die 
Bedingung unter 1. erfüllt werden kann. Weiter handelt es sich bei der 
koordinierten Einführung zunächst um die Minimalforderung, EWSF- 
Linrichlungen wenigstens für die Befriedigung dieses dringenden Be¬ 
darfs verfügbar zu haben. Weitergehende Wünsche nach Vermeidung 
einer nochmaligen Erweiterung einer konventionellen Fernvermittlungs¬ 
stelle oder gar nach vorzeitiger Auswechslung von EMD-Fernvermitt- 
lungstechnik können in der Anfangszeit nicht erfüllt werden und werden 
deshalb in die Einführungsbetrachtung nicht eingeschlossen. Die Gedan¬ 
ken erstrecken sich ferner noch nicht auf kleine Knotenvermiltlungs- 
stellen, wenn der Steuerbereich mit dem KVSt-Bereich identisch ist und 
demnach eine kombinierte Technik mit einer gemeinsamen Zentral¬ 
steuerung für Orts- und Fernverkehr sinnvoll ist. Es gibt also eine 
Reihe wichtiger Gesichtspunkte, die für die Einführung zu beachten und 
aufeinander abzustimmen sind: 


8 Fernmelde wesen 
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1 . 


Eine gleichzeitige Einführung von EWSO 1 und EWSF 1 erlaubt cs, 
sofort voll die neuen Freiheitsgrade innerhalb des neuen Netzes zu 
nutzen. 

Diese Gleichzeitigkeit ist jedoch im ersten Jahr des EWSO-Einsatzes 
voraussichtlich noch nicht möglich, weil EWSF erst später einsatz¬ 
bereit sein wird. 


3. 


4 . 


6 . 


Für die allgemeine Einführung kann auf den gleichzeitigen Einsatz 
von EWSO und EWSF jedoch nicht mehr verzichtet werden. In den 
Ortsnetzen, in denen dann neue Ortsvermittlungsstellen eingerichtet 
werden sollen, muß die Fernvermittlungsstelle rechtzeitig durch 
EW.SF ergänzt werden. EWSO-Vermittlungsstellen sind nämlich 
allein nicht ohne weiteres für den Auslandsverkehr geeignet. 

Die ersten EWSF-Licferungen kommen zuerst für die größten Orts¬ 
netze, nämlich für Ortsnetze am Sitze der Zentralvermittlungsstellen 
in Betracht. Diese EWSF-Vermittlungsstellcn erhalten Leitungsbün¬ 
del mit zentralem Zeichenkanal und wechselseitiger Betriebsweise 
zu den EWSO-Vermittlungsstellen am Ort. 

5. Die EWSF-Einrichtungen in den Zentralvermittlungsstellen werden 
durch Leitungsbündel mit zentralem Zeichenkanal miteinander ver¬ 
bunden. Es ergibt sich in der Folge ein gesondertes Maschennetz 
zwischen den Zentralvermittlungsstellen, das im Laufe der Zeit mit 
steigenden Bündelstärken leistungsfähiger wird. 

In der Anfangsphase werden nur die Verknüpfungen der beiden 
Netze geschaffen (eigener Hauptgruppenwähler, Ortsgruppenwähler 
des Ortsnetzes, vorübergehend Zenlralgruppenwähler oder Impuls- 
wahl-Zentralvermiltlungsleitung), soweit sie die Zugänglichkeit im 
Gesamtnetz erfordern. 

Die Einrichtung von Querwegen von und zu EMD-Vermittlungs- 
stellen muß in jedem Einzelfall genau untersucht und anfangs so¬ 
weit wie möglich beschränkt bleiben. Vorrang hat der Ausbau des 
neuen Netzes zwischen EWSF- bzw. EWSO-Vermittlungsstellen. 

Mit späterem Einsatz der EWSF-Teile in Haupt Vermittlungsstellen 
und größeren Knotenvermiltlungsstellen wird ein leistungsfähiges 
EWSF-Netz innerhalb der ZVSt-Bereiche geschaffen. 

9. Mit steigender Zahl der EWSF-Vermitllungsstellcn im Netz und 
wachsendem Fernverkehrsangehot vom EWSO-Teilnelimer ergehen 
sich kontinuierlich verbesserte Voraussetzungen für Querwegschal- 
tung und damit für eine wirtschaftlichere Netzstruktur. 

Das Umschwenken einzelner Impulswahlbündel (örtliche Endver¬ 
mittlungsleitungen von Ortsvermittlungsstellen, gehende Knotenver¬ 
mittlungsleilungen von Knotenvermittlungsstellen) auf EWSF-Ver- 
mittlungsstellen stellt eine geeignete Maßnahme zur Verkehrsent¬ 
lastung der konventionellen Zentral- und Hauptvermittlungsstellen 
dar. 

In der Einführungszeit wird sich bei der Art der Einführung und 
der weitgehenden Trennung der Netze in einzelnen Verkehrsbeziehun- 


7. 


8 . 


10 . 
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gen eine geringfügig erhöhte Leitungszahl gegenüber einem theore¬ 
tisch errechenbaren Wert ergeben. Das wird jedoch für vertretbar ge¬ 
halten, weil dieser vorübergehende Tatbestand auf der anderen Seite 
erhebliche Einsparungen für Anpassungen bringt. So wird z. B. auf 
einen wechselweisen (oder einseitigen) Überlauf zwischen EMD- und 
EWSF-Technik im gleichen Haus verzichtet. Auch betriebliche Gründe 
sprechen für eine weitgehende klare Trennung der beiden Netze. Die 
Zweckmäßigkeit getrennter Netze mit der Folge der Notwendigkeit ge¬ 
trennter Bündel gilt auch auf längere Sicht und hat erhebliche Vorzüge. 
Die theoretische Ersparnis müßte bei annähernd gleicher Be- und 
Überlastbarkeit im Netz in gewissem Umfang durch zusätzliche Reser¬ 
ven ausgeglichen werden. 


D. Die folgerichtigen Einführungsphasen für EWSF i 

ln der ersten Phase, bis zu deren Abschluß sicherlich der Zeitraum 
von mehr als einem Jahr anzusetzen ist, soll die EWSF-Technik in alle 
Zentralvermittlungsstellen eingeführt werden. Damit wird es möglich, 
die EWSÖ-Vermittlungsstellen dieser Ortsnetze mit einem Bündel mit 
zentralem Zeichenkanal auf eine systemgerechte Fernvermiltlungsslelle 
abzustützen. Die EWSF-Koppelnetze müssen in ihrer Größe für den 
Fernverkehr der anzuschließenden Ortsvermittlungsslelle ausgelegt sein. 
Man wird also mit kleinen, jedoch ausbaufähigen Grundeinheiten be¬ 
ginnen können. Fernverkehr konventioneller Ortsvermittlungsstellen 
soll anfangs noch nicht auf die EWSF-Technik geleitet werden. Der 
Verkehrszuwachs in bestehenden Zubringerbündeln zur Zentralvermitt¬ 
lungsstelle wird für die erste Zeit im konventionellen Teil aufgefangen 
werden müssen (Bild 6). 

Im ersten Jahr müssen jedoch EWSO-Vermittlungsstellen vorüber¬ 
gehend bis zur Inbetriebnahme der EWSF-Vermittlungsstelle auf kon¬ 
ventionelle Fernwähltechnik abgestützt sein. Hierfür sind Zentralgrup¬ 
penwähler oder Anschaltesätze/Hauptrichtungswähler geeignet. Weiter 
wird ein Zugang zu Auslandsanschaltesälzen der Auslandstechnik 64 
nötig. Diese Übergangsphase ist im Bild 7 der Übersichtlichkeit halber 
nicht mehr dargestellt. 

Ein erstes, entscheidendes Ziel der koordinierten Einführungs¬ 
planung muß es sein, diese erste Phase, die mit der Vermaschung der 
EWSF-Technik in den Zentralvermittlungsstellen durch Bündel mit 
zentralen Zeichenkanälen beendet sein soll, so schnell wie möglich 
abzuschließen. 

In der ersten Phase werden nur die Verbindungswege zum 
Impulswahlnetz eingerichtet, die aus Zugänglichkeitsgründen unver¬ 
meidbar sind. Folglich muß die EWSF-Technik in der Zentralvermitt¬ 
lungsstelle für den Verkehr in den eigenen ZVSt-Bereich mindestens 
den Zugang auf Hauptgruppenwähler, zweckmäßig auch auf Orts- 
gruppenwähler haben; wenn ein weiteres Verkehrsbedürfnis gegeben 
ist, kann auch der Zugang auf Knotengruppenwähler sinnvoll sein, 
u ichtig sind die wechselseitig zu betreibenden Leitungen zu den EWSO- 
Vermittlungsstellen. 
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Fernverbindungen, die von EWSO-Vermittlungsstellen ausgehen, 
werden im neuen Netz so nahe wie möglich an das Ziel herangeführt. 
Für Verbindungen von EWSO-Vermittlungsstellen zu Anschlüssen des 
EMD-Netzes wird ein einmaliger Xetziibergang notwendig. Eine Ver¬ 
bindung zwischen EWSO-Teilnehmern wird ausschließlich im EWSF- 
Netz vermittelt. Beispielsweise wird eine Verbindung von einem EWSO- 
Teilnehmer in München nach Hamburg in der EWSF-Vermittlungsstelle 
Hamburg dahingehend ausgewertet, ob der gewünschte Teilnehmer 
schon im neuen Netz erreichbar ist, und dann über die (wechselseitig be¬ 
triebenen) Verbindungsleitungen zur EWSO-Vermittlungsstelle durch¬ 
verbunden. 


zvst 


zvst 


abgehender Verkehr 



□ EWSl-VSt 
bestehende VSt 


ankommender Verkehr 


Zeichenkanäle 

Verbindungswege zwischen EWS-und EMO-Netz 


Bild 6. Grundnetz der Zenlralvennitllungsstelle mit EWSF 1 

Elg(k) Endvermittlungsleitung gehend (kommend) 

Hauptvermittlungsleitung gehend (kommend) 
Knoten Vermittlungsleitung gehend (kommend) 
örtliche Endvermittlungsleitung 
Querleitung 

Zentral Vermittlungsleitung 


Hlg(k) 

Klg(k) 

öEl 

Ql 

zi 


Für die Zeit bis zur Inbetriebnahme der letzten der EWS-Zentral- 
vermittlungsstellen müssen bestimmte Verbindungen noch über Impuls¬ 
wahl-Leitungen geleitet werden. Dazu ist ein direkter Zugang zu den 
Zentralleitungen oder auf den Zentralgruppenwähler nötig, der am Ende 
der ersten Einführungsphase nicht mehr benötigt wird, es sei denn für 
den Zugang zur handbedienten Fernvermittlungsstelle. 

In der zweiten Phase muß dieses als Keimzelle anzu¬ 
sehende ZVSt-Masehennetz in die nächstniederen Netzebenen hinein¬ 
wachsen. Es folgt die Einführung von EWSF-Technik in große Haupt- 
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• nur bis alle zugehörigen HVSt EWSF-Teil haben 

bis alle KVSt(EVSt) des verdeckten HVSt - (KVSt-l Bereichs EWSMechnik haben 


Bild 7. Verbindungswege in der Zentralverinittlungsstelle 

AASG Auslandsanpassungssatz gehend 

AFwS 64 Auslandsfernwählsystem 64 

EGW Endgruppenwähler 

IIGW Hauptgruppenwähler 

Hl Haupt vermilt lungsleitu ng 

KGW Knotengruppenwähler 

KI Knotenvermittlungsleitung 

KRW Knotenrichtungswähler 

KVSt Knotenvermill lungsstelle 

öEl örtliche Endvermittlungsleitung 

OGW Ortsgruppenwähler 

Ql Querlcilung 

ZGW Zentralgruppenwähler 

ZI Zentral Vermittlungsleitung 

vermittlungsslellcn, gelegentlich auch in große Knotenvermittlungsstel¬ 
len, wenn die Ortsnetze am Sitze der Fernvermitllungsstellen von ihrer 
Größe her für den Einsatz von EWSO in Betracht kommen. Die EWSF- 
lechnik in Haupt- und Knotenvermittlungsstellen wird durch eigene 
Leitungsbündel unmittelbar auf die E\VSF-Technik in der Zentral Ver¬ 
mittlungsstelle abgestützt. Aus Bild 8 sind die Wege von dem einen zum 
anderen Netz ersichtlich. In den Ortsnetzen der Hauptvermittlungsstelle 
darf es die Phase ohne örtliche EWSF-Vermittlungsstelle nicht mehr 
geben, wie sie in den Ortsnetzen am Sitz der Zentralvermittlungsstelle 
vorübergehend unvermeidbar war. 

Ziel ist, ein leistungsfähiges EWSF-Netz innerhalb der ZVSt-Be- 
reiche zu schaffen, abhängig von Gesichtspunkten der wirtschaftlichen 
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nur bis alle KVSt (EVSt) des HVSt - (verdeckten KVSt-) Bereichs EWSl-Techmk haben 


Bild 8. Verbindungswege in der Ilauptvermitllungsstelle 


AASG 
AFwS 64 

EV r St|.;n 

EVStn 

111 

Kl 

KVSt 

ÖE1 

Qi 


Auslandsanpassungssatz gehend 
Auslandsfernwählsvstem 64 

Endvermittlungsstelle, offen, am Silz der Haupl- 
vermittlungsslelle 

Endvermilllungsslelle, verdeckt, am Silz der Haupl- 

vermiltlungsstelle 

Ha upl vermill lungslei lung 

Knoten vermittlungsleitung 

Knoten vermill lungsstelle 

örtliche Endvermiltlungsleilung 

Querleitung 


Verkehrsflüsse. Die Maßnahmen sollen so aufeinander abgestimml wer¬ 
den, daß eine Erweiterung der Leitungssätze (für Hauptvermiltlungs- 
und Querleitungen) möglichst vermieden wird. 


Es gilt hier wie in der ersten Phase, daß das EWSF-Netz weiterhin 
bevorzugt ausgebaut werden soll. Querverbindungen zu konventionel¬ 
len Fernvermittlungsstellen sind in diesem Stadium des Ausbaus des 
EWSF-Nelzes jedoch nicht mehr zu vermeiden. Je größer die Verkehrs¬ 
flüsse zwischen zwei Orten sind, desto eher wird man Querwege zu 
konventionellen Fernvermittlungsstellen in vermehrtem Umfang zu¬ 
lassen. 


Die dritte Phase umfaßt den Einsatz der EWSF-Technik 
in den restlichen Hauptvermittlungsstellen und in den Knoten Vermitt¬ 
lungsstellen, soweit sie nicht für eine kombinierte Orts- und Ferntechnik 
in Betracht kommen. Eine kombinierte Technik EWSO/EWSF ist dann 
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zweckmäßig, wenn in kleinen Verhältnissen die Leistungsfähigkeit eines 
Steuerrechners ausreieht. sämtliche Teilnehmer und alle Fernleitungen 
zu bedienen. 

Für die konventionellen Fernvermittlungsstellen müssen mehrere 
Punkte aufeinander abgestimmt werden, so daß sich bestimmte Folge¬ 
maßnahmen ergeben. 

1. Der Fernverkehr in vorhandenen Fernvermittlungsstellen wird zu¬ 
nächst weiter kontinuierlich ansteigen. 

2. Für die Übergänge von EWSF- zur EMD-Vermittlungsstelle müssen 
entsprechende Eingangsschaltglieder bereilstehen. 

3. Der Wunsch, die Erweiterung der EMD-Vermittlungsstelle zugunsten 
der EWSF-Technik einzuschränken oder ganz zu vermeiden, wird 
im Laufe der Jahre immer mehr an Gewicht gewinnen. 

Die Probleme lassen sich am ehesten durch wirksame Verkehrs¬ 
verlagerungen lösen. Das kann durch die Umschallung von Bündeln 
(Klg, Elg) auf die EWSF-Technik geschehen. Aus technischen Gründen 
darf es keine Beschränkungen in der Auswahl der Zubringer geben; 
aus betrieblichen Gründen empfiehlt sich eine Festlegung der Reihen¬ 
folge der Dringlichkeit. 

Eine erste Methode wird darin gesehen, die Kennzahlwege kon¬ 
ventioneller Knotenvermittlungsstellen, die heute auf Hauptrichtungs- 
wähler in der Zenlralvermittlungsslelle enden, auf EWSF-Technik 
umzuschwenken. Eine Entlastung der Hauptrichtungswähler ist dring¬ 
licher als die der Zentralgruppenwähler. Ferner können Bündel von 
einer solchen Knotenvermiltlungsstelle zu der bzw. zu einer EWSÖ- 
Vermittlungsstelle im Ortsnetz der Zentral Vermittlungsstelle geschaltet 
werden; diese Ortsvermiltlungsstelle übernimmt in einem solchen Fall 
die Aufgabe eines Ortsgruppenwählers und verbindet auch in das übrige 
Ortsnetz weiter, wenn die Dämpfung es zuläßt. 

Die auf Zentral- oder Hauplgruppenwähler endenden Zubringer¬ 
bündel sind für eine Verkehrsverlagerung gleicherweise geeignet. Es 
besteht die Absicht, die ankommenden Auslandsbündel bald auf die 
EWSF-Technik umzuschwenken. 

Ferner kommen von der Ortsvermitllungsstelle abgehende Bündel 
in Präge. Diese müssen jedoch auf solche EWSF-Eingangsschaltglieder 
gelegt werden, die die Zählzeichen zur Ortsvermittlungsstelle über¬ 
mitteln können, und zwar für den Inlands- und den Auslandsverkehr. 


L. Weitere Verflechtung von Orts- und Fernnetzebene bei Einsatz des Systems 

Künftig werden Verzonung und Gebührenerfassung bereits in der 
Ortsvermittlungsstelle vorgenommen, ebenso die erstmalige Speicherung 
der gewählten Ziffern. Auswertbar für eine Leitweglenkung sind 6 (in 
Sonderfällen 7) Stellen. Damit kann Fernverkehr bereits in der Orts- 
Vermittlungsstelle abgespalten werden. Fernleitungen können unmittel- 

, r zwischen den Ortsvermittlungsstellen verschiedener Ortsnetze be¬ 
trieben werden. 

Werden in den Ortsvermittlungsstellen Fernleitungen unmittelbar 
hngeschaltet, dann müssen auch die Einrichtungen für die automatische 
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Fernleitungsprüfung bzw. -messung in die Ortsvermittlungsstelle ein¬ 
gebracht werden. Dadurch ergibt sich ein Mehraufwand für ggf. viele 
Stellen im Ortsnetz, der bei der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung einbe¬ 
zogen werden muß. Besondere Probleme stellen sich jedoch erst bei 
Querleitungsschaltung zwischen EWSO- und EMD-Vermiltlungsstellen 
ein, wenn für die automatische Fernleitungsprüfung noch Prüfauto¬ 
maten, Prüfhilfen und Meßeinrichtungen zusätzlich gebraucht werden. 

Die technische Voraussetzung für die Schaltung neuer Querwege 
ist eine wichtige Forderung an das Wahlsystem. Die Nutzung in be¬ 
trieblich ausgewogenem Maße wird sich in Zukunft von selbst ergeben. 
Bei Querwegschaltung zwischen Ortsvermittlungsstellen ergeben sich 
einige besondere Merkmale, die im folgenden kurz erläutert werden: 


1. Leitweglenkung im Nahverke h r 

Da die Fernvermittlungsstelle nicht mehr berührt zu werden 
braucht, verkürzt sich die Leilungsführung in die nähere Umgebung. 
Damit bieten sich Vorteile besonders im Nachbarortsverkehr. Zunächst 
gilt das bei niederfrequenter Leitungsführung — ggf. auch bei Einsatz 
von Pulscodemodulationsgeräten, bei denen die Grenzwerte des Dämp¬ 
fungsplanes auch bei mittleren Entfernungen leichter einzuhalten sind. 
Man kann künftig Querwege zwischen beliebigen EWSO-Vermittlungs- 
stellen benachbarter Ortsnetze schalten und dabei sogar eine günstig 
gelegene, bevorzugte EWSO-Vermiltlungsstelle als Durchgangsvermitt¬ 
lungsstelle für den Grund- oder Überlauf verkehr anderer Ortsvermitt¬ 
lungsstellen bestimmen und nur hier die Bündel entsprechend dem 
zulässigen Verlust bemessen. Die Einhaltung des Dämpfungsplans 55 
zwischen den speisenden Vermittlungsstellen zweier Teilnehmer ist 
selbstverständlich um so leichter, je geringer die (Rest-) Dämpfung eines 
Abschnittes ist, wobei auch Überlaufverbindungen mit zusätzlichen 
Leitungsabschnitten möglich sein müssen. Dafür bringen PCM-Systeme 
mit ihrer sehr kleinen Restdämpfung günstige Voraussetzungen mit. 


2. Leitweglenkung für trägerfrequente Fern¬ 
leitungen 

Die Abspaltung von Fernverkehr, der über TF-Leitungen geführt 
werden muß, ist in gleicher Weise in den EWSO-Vermittlungsstellen 
möglich. Es wird jedoch allenfalls in einem Steuerbereich genügend 
Verkehr aufkommen, der die Schaltung von Querwegen erlaubt. Aus 
der Sicht der Prüf- und Meßtechnik ergeben sich keine besonderen 
Probleme, sofern die TF-Endgeräte genügend nahe der EWSO-Ver¬ 
mittlungsstelle angeordnet sind. 

3. Probleme inhomogener Leitungen 

Bei räumlicher Trennung von Ortsvermittlungsstelle und Träger¬ 
frequenz-Verstärkerstelle ergibt sich für eine Leitung eine Reihenschal¬ 
tung aus Fernleitungsabschnitten unterschiedlicher übertragungsver¬ 
fahren; dabei können drei Abschnitte durchaus in Frage kommen. Bei 
gemischter Leitungsführung für Querleitungen treten grundsätzlich 
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Probleme auf, die in dem automatischen Meßverfahren begründet sind. 
Restdämpfungs- und Gabeliibergangsdämpfungs-Messungen sollen näm¬ 
lich fehlerhafte Überlragungswege erkennen lassen. Für verstärkte Quer¬ 
leitungen muß eine größere Restdämpfungstoleranz als bei unverstärk¬ 
ten Leitungen zugelassen werden, die durch die zeilliehen Dämpfungs¬ 
schwankungen des Yierdrahl-Übertragungsweges bedingt ist. Durch die 
Messung der Gabelübergangsdämpfung sollen u. a. fehlende oder falsche 
Nachbildungen, Drahtbrüche im Nachbildweg sowie Fehlanpassungen 
an der Zweidrahtleitung ohne Verstärker durch Nebenschlüsse oder 
falsche Leitungsübertrager ermittelt werden. Um diese Fehler aus den 
Gabelübergangsdämpfungen erkennen zu können, muß eine Resldämp- 
fungstoleranz von ± 0,1 Np festgelegt werden. Bei Leitungen, die aus 
einer Reihenschaltung von TF- und NF-Abschnitten bestehen, wäre also 
das übliche automatische Prüf- und Meßverfahren nicht ohne weiteres 
anwendbar. Die Einzelheiten werden noch untersucht. 


4. Fragen der Bemessung des Netzes 

Die Möglichkeit der Schaltung von Querwegen zwischen den Steuer¬ 
bereichen der Ortsvermitllungsstellcn verschiedener Ortsnetze bedeutet 
für den Betrieb eine viel größere Zahl von Querwegen. Die Folge sind 
eine verminderte Übersichtlichkeit des Netzes, Mehraufwand für die 
Ermittlung der Verkehrsflüsse und zusätzliche Schwierigkeiten für die 
richtige Bemessung des Netzes, wobei auch die wechselseitige Betriebs¬ 
möglichkeit der Leitungen Einfluß nimmt. Die Berechnung der Über¬ 
läufe dürfte erschwert sein, auch bei Einschaltung moderner Daten- 
verarbeitungseinrichtungen. Der Einsatz von Simulationsverfahren par¬ 
allel oder gar als Ersatz zu bisherigen Berechnungsverfahren wird im 
Laufe der Zeit unvermeidbar sein. 

F. Einsatz des EWSF 1 über die koordinierte Einführungsplanung hinaus 

Im Laufe der Zeit werden sich die Fälle mehren, in denen die 
EWSF-Technik über den aufgezeiglen Einsatzrahmen hinaus beschafft 
werden soll. Es wird dies Auswechslungen bzw. Neubauten von Fern¬ 
vermittlungsstellen betreffen. Für solche Einsatzfälle werden die An¬ 
passungsmaßnahmen (Aufwand an Anpassungs- und Leitungssätzen 
für gehenden und kommenden Verkehr) voraussichtlich nicht in der 
gewünschten Weise optimiert werden können. Mit jeder weiteren Ein¬ 
schaltung oder Auswechslung von Fernvermittlungsstellen ist das Wähl¬ 
verfahren auf zentrale Zeichengabe umzustellen; die betriebliche Folge 
wäre eine laufende Beschaltungsänderung bzw. Umsetzung der Lei¬ 
tungssätze. Die Beibehaltung des Baustellenprinzips in den Fernver- 
niittlungsstellen wird eine ausreichende Reservehaltung beider Arten 
Leitungseinrichtungen notwendig machen. 

Die Einrichtung einer Leitwegsteuerstelle in der Zentralvermitt¬ 
lungsstelle durch Ersatz der Haupt- und Zentralgruppenwähler durch 
EWSF-Technik kann voraussichtlich nur langfristig in Betracht gezogen 
werden. Eine wichtige Rolle dafür spielen Mittel- und Liefervolumen. 
Richtig wäre es, ein solches Vorhaben — bei Vermeidung von Über- 
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gangsaufwendungen — in allen ZentralvermiIllungsstellen zum gleichen 
Zeitpunkt durchzuführen. Bei dem voraussichtlichen Umfang solcher 
Bauvorhaben bedarf es rechtzeitiger, koordinierter Vorbereitungen. 

Wann ein solches größeres Projekt durchgeführt werden kann, 
läßt sich heute nicht Vorhersagen. Auf lange Sicht ist es sicher empfeh¬ 
lenswert, rechtzeitig ein geeignetes Verfahren festzulegen, das eine mög¬ 
lichst reibungslose und gleichzeitige Aussonderung der EMD-Technik 
in Orts- und Fernebene regelt. 

G. Der Auslands verkehr bei Einführung des EYVSF 1 
Die heutige Auslandsfern wähl ist gekennzeichnet 

1. durch die Mitbenutzung der Leilungsbündel zur Zenlralvermiltlungs- 
stelle als Zubringer zur Auslandskopf-Vermittlungsstelle. 

2. durch internationale Leitungsbündel in 5 der 8 Zcntralvermittlungs- 
stellen und in 13 Hauptvermittlungsstellen mit Grenzverkehr, 

3. durch Verzonung des Verkehrs in der Zentralvermitllungsstelle (d. h. 
AVSl bzw. AKopfVSt) oder in der Grenz-Hauptvermittlungsstelle und 
durch Übertragung der Zählimpulse von dort über die Fernleitung 
zur Teilnehmerschaltung auf den Zähler, 

4. durch zielabhängige Registrierung der Gesprächszeit mit Zusatzein¬ 
richtungen am Ort der Verzonung, 

5. durch Benutzung des absteigenden Kennzahlweges für den ankom- 
menden Auslandsendverkehr und 

6. durch internationalen Transitverkehr in Frankfurt. 


1. Der abgehende Auslandsverkehr 

Die Überlegungen über die Einbeziehung des Auslandsverkehrs 
gehen von der gleichzeitigen Einführung von EWSO und EWSF aus. 
EWSF-Technik wird es zunächst in Zentral-, später in Haupt- und dann 
in Knoten Vermittlungsstellen geben; das neue EWSF-Netz wird anfangs 
langsam wachsen. Dabei muß dieses Netz mindestens so bemessen sein, 
daß es den Fernverkehr der EWSO-Vermittlungsstellen aufnehmen 
kann. 

Würde eine EWSO-Vermittlungsstelle beispielsweise auf konven¬ 
tionelle Fernvermittlungsstellen abgestützt, so wird auch der Auslands¬ 
verkehr über den Gruppenschritt 0 des I. ZGW auf die AZIG-Gasse ge¬ 
führt. Eine solche Betriebsweise ist aus Gründen der Schaltkennzeichen¬ 
gabe betrieblich nicht einwandfrei. Eine EWSO- oder EWSF-Vermitt¬ 
lungsstelle, die die Zählung im Auslandsverkehr übernimmt, muß dafür 
Beginn- und Schlußzeichen empfangen. Für EWSF-Vermittlungsstellen 
ist deshalb ein besonderer Zugang zur Auslandslechnik 64 mit Beginn- 
und Schlußzeichengabe nötig; es wäre neben der AZIG-Gasse eine Gasse 
mit Auslandsanschaltesätzen (AAnS) einzurichten. Diese müssen, wenn 
sie von konventionellen Fernvermittlungsstellen erreicht werden sollen, 
an einen freien Gruppenschritt eines II. ZGW angeschaltet werden; 
denkbar wären z. B. die Zugangsziffern 1 und 4 entsprechend dieser 
zweistelligen Z-Ziffer. Diese Auslandsanschaltesätze können auf die 
bestehenden Register (ARg) arbeiten und vom dortigen Umwerter als 
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besondere Zubringergruppe identifiziert werden. Sie dürfen von Teil¬ 
nehmern des konventionellen Netzes und von Fernvermittlungsstellen 
(Hand) nicht erreicht werden. Eine Sperre der Ziffern 0—14 ist deshalb 
in den Verzonungs- und Leitwegeinrichtungen der Technik FwS 62 
nötig. Der Teilnehmer einer EWSO-Vermitllungsstelle wählt für seine 
Auslandsverbindungen natürlich auch 0—0 . .. ; in der EWS-Vermilt- 
lungsstelle mußte die Zeichengabe jedoch in (0)—14 . . . umgesetzt 
werden. 

Dieser Weg würde es gestatten, neue EWSO-Vermiltlungsstellen 
auch auf konventionelle Fernvermittlungsstellen abzustützen. Jedoch 
ist nicht gesichert, daß die genannte Zubringergasse über II.ZGW zum 
Zeitpunkt der Einführung noch schallbar sein wird. Zwar batte die 
Systematik des Kennzahlplanes zunächst Reserven gelassen, die bis 
heute nicht nutzbar gemacht zu werden brauchten. Es ist jedoch mög¬ 
lich, daß die zweistelligen Z-Ziffern vorher anderweitig verwendet 
werden. 

Die Maßnahmen über die Einbeziehung des Auslandsverkehrs müs¬ 
sen sich jedoch später auf jeden Fall realisieren lassen. Deshalb wird 
eine Lösung vorgesehen, bei der eine Gruppe Auslandsanpassungssätze 
(AASG) an die Ausgänge des EWSF-Koppelnelzes in der Zenlralver- 
mittlungsstelle angeschlossen werden, die Zugang zum Auslandsan- 
schallesatz des AFwS 64 hat. Im Bild 9 ist die Anordnung dargestellt. 

Auf eine Verbindung vom Zentralgruppenwähler zum Auslands- 
anschaltesatz kann verzichtet werden, wenn die Einführungsregeln ge¬ 
nau eingehalten werden. Für EWSO-Vermittlungsstellen ergibt sich 
über das Impulswahlnelz kein Zugang zu den Anschallesätzen der Aus¬ 
landstechnik; deshalb müssen sie ausschließlich auf EWSF-Vermitt¬ 
lungsstellen abgestützt sein. Ein sofortiger Anschluß einer neuen Orls- 
vermittlungsstelle an das EWSF-Netz ist — wie erwähnt — nur inner¬ 
halb der ersten Anfangsphase in der Zentralvermittlungsstelle nicht 
möglich. In diesem Fall müssen die ersten EWSO-Vermittlungsstellen 
einen solchen unmittelbaren Zugang zur Auslandstechnik und ggf. MFC- 
Einrichtungen bekommen. 

Die Anschallesätze zwischen EWSF-Technik und der Auslandstech- 
nik stehen auch für die Auslandsverbindungen von EWS-Teilnelnnern 
zur Verfügung, die aus anderen ZVSt-Bereichen durchvermittelt werden. 
Mir eine Auslandsverbindung wird im EWS-Teil der Zentralvermitt¬ 
lungsstelle bereits entschieden, ob die internationale Leitung am glei¬ 
chen Ort oder über eine andere Auslandsvermittlungsstelle erreicht wird, 
hu letzteren Fall werden Verbindungen, die heute über Auslands- 
Zentralvermittlungsleitungen durch vermittelt werden müssen, über die 
unmittelbaren Maschenbündel der EWS-Zentralvermittlungsstelle ge¬ 
schaltet. Dort wird eine überwiesene Verbindung zur Auslandstechnik 
durchgeschaltet. In der EWS-Zentralvermittlungsstelle muß erkannt 
werden, daß es sich um überwiesenen Auslandsverkehr handelt. Dieser 
Verkehr ist nämlich bereits verzollt. Zur Kennzeichnung dient eine 
besondere Auslandskennung. Dies wird eine Frage des Schaltkenn¬ 
zeichenplans und seiner Anwendung sein. 
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Bild 9. Zentralvermittlungsslelle mit internationalen Leitungen 


AASG(AASK) Auslandsanpassungssatz gehend (kommend) 


AFwS 64 

Au slnndsfernwählsystem (34 


AS 

Anpassungssatz 


GAS 

Gabelleilungssatz 


Hlg(k) 

Hauptvermitllungsleitung gehend 

(kommend) 

Klg(k) 

Knotenvermilllungsleitung gehend 

(kommend) 

LSK 

Leitungssalz kommend 


(ö) El 

örlliehe Endvermilthingsleilung 


Ql 

Querleitung 


BGS 

Registersatz 


ZI 

Zentral Vermittlungsleitung 



Bei der gleichzeitigen Einführung ist für den abgehenden Auslands- 
verkehr eines EWSO-Teilnehmers der zentrale Zeichenkanal sofort bis 
zu der Auslandsvermittlungsslelle, in der die internationale Leitung 
abgeht, vorhanden; auf dem ganzen Abschnitt gibt es keine Zeit- und 
Zeichengabeprobleme, die aus Anpassungsgründen resultieren. 

Weiter gestattet es das System, internationale abgehende Leitungen 
auch an das EWSF-Koppelnetz direkt anzuschalten. Diese Leitungen 
können zunächst nur für Auslandsverkehr des EWS-Netzes genutzt 
werden. Damit solche Leitungen auch dem anderen Auslandsverkehr 
zur Verfügung stehen, muß auch der umgekehrte Zugang vom System 
AFwS 64 zum EWSF-Koppelnetz geschaltet werden. Für den Verbin¬ 
dungsaufbau wird Vorsorge dafür getroffen werden, daß über die 
Internbündel keine Rückverbindungen jeweils von einem zum anderen 
Koppelnetz möglich sind (siehe Bild 9). 

Das Wählverfahren zwischen EWSF-Technik in der Zentral ver¬ 


min lungsstelle und Auslandstechnik 64 über Anschaltesätze zum Aus¬ 
landsregister wird voraussichtlich zum Einsatzfall der Mehrfrequenz¬ 
codewahl. Die Register können im nationalen Netz und im Durchgangs¬ 
verkehr MFC-Wahl aufnehmen. Für die Ziffernübergabe von der 
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EWSF- Technik zum Register bielen sich theoretisch zwei zusätzliche 
Möglichkeiten: 

1. Beschleunigte Impulswahl, d. h. schnellerer Impulszyklus (z. B. 
25:25 ms) und verkürzte Zwischenwahlzeit. Diese Zeichengabe erfolgt 
von Relaissätzen am EWSF-Koppelnetz in diesem besonderen Intern¬ 
bündel kurzer Strecke. 

2. Mehrfrequenz-Codewahl. Das Verfahren erfordert Sende- und Emp¬ 
fangssätze, die über das EWSF-Koppelnetz an die Internleitungen 
anzuschalten sind. 

Für die Ziffernübertragung vom Auslandsregister zur EWSF- 
Technik muß beachtet werden, daß die vorhandenen Register mit ihrer 
„internationalen“ Seile auf die EWSF-Steuerung arbeiten. Sie können 
derzeit z. B. die internationalen Kennziffern Jj, J t > nicht mit Impuls¬ 
wahl senden. Diese Ziffernübergabe erfolgt daher auch mit MFC. 


2. Der anko in m ende Ausl a n d sverkehr 

Die ankommenden internationalen Leilungsbündel dienen in Frank¬ 
furt dem Transit- und dem Endverkehr. In den anderen Auslandsver- 
mittlungssteilen handelt es sich um reine Endverkehrsbündel. Verwen¬ 
dete Wählverfahren sind heute Impulswahl, 2 FC-, 1 FC- und MFC- 
Wahl. Die MFC-Wahl wird dabei an Bedeutung gewinnen, evtl, ältere 
Verfahren ersetzen. Ferner ist mit der Möglichkeit zu rechnen, daß auch 
Leitungen mit zentralem Zeichenkanal eingeführt werden. 

Die Verbindungswege des ankommenden Auslandsverkehrs sind 
heute die absteigenden Kennzahlwege; der Verkehr fließt über die ZGW- 
Stufe in das nationale Netz ein. Die Leitweglenkung für den ankom¬ 
menden Auslandsverkehr kann im EWSF-Netz erfüllt werden. 

Eine spezielle Aufgabenstellung für die Entwicklung und Einfü¬ 
gung von EWSF ergibt sich für eine Auslands-Vermittlungsstelle mit 
internationalem Transit in Frankfurt. Es müssen ständig wachsende 
Verkehrsmengen vermittelt werden. Als Wählverfahren kommen noch 
die CCITT-Systeme 5, 5 bis und 6 sämtlich mit wechselseitig betrie¬ 
benen Leitungen dazu. Besondere Anforderungen hinsichtlich der er¬ 
laubten und nicht erlaubten Zusammenschaltung der Bündel müssen 
erfüllt werden. Zugänglichkeiten sollten rasch veränderbar sein, wenn 
es aufgrund internationaler Absprachen nötig wird. 

Es sprechen viele Punkte für den Anschluß der Bündel mit den 
o.g. Wähl verfahren an EWSF-Technik in der Zenlralvermittlungsstelle 
Frankfurt. Dabei wären künftig auch internationale Bedingungen 
flexibler einzubauen, wie die Echosperrensteuerung, Zeichenumsetzung 
und -ergänzung, Erweiterung der Leitweglenkung und der Verkehrs¬ 
erfassung. Die Aufgabenstellung ist jedoch vielschichtig. Einzelheiten 
können in diesem Rahmen noch nicht erörtert werden. 

IV. Systemaufbau und Leistungsmerkmale von EWSF 1 

A. Struktur 

Das neue System muß als ein einheitliches System betrachtet wer¬ 
den. Dabei ist der Fernwählteil EWSF das notwendige Bindeglied zwi- 
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sehen den speicherprogrammierten, zentralgesteuerten EWSO-Vermitt¬ 
lungsstellen. Die neuen Betriebsbedingungen der Ortsnetze müssen über 
das Kernnetz fortgesetzt werden können. Dazu müssen die Fernvermitt¬ 
lungsstellen ebenfalls die Zeichenkapazität und die Flexibilität der 
neuen Ortsvermittlungsstellen besitzen. Gleiche Steuerungsstruktur für 
EWSO und für EWSF bringt Vorteile für den Zeichenaustausch, für 
die Wartung, für die Programme und für die Fernsteuerung. Daher hat 
EWSF die gleiche Struktur wie EWSO und ist in gleicher Weise in 
Funklionsebenen gegliedert. Diese sind der periphere Bereich, die Ar¬ 
beitsfeldsteuerebene und die Ebene der zentralen Steuerung. 


9 [ 17 ) 



Bild 10. Systemiihersicht 

AS Anpassungssatz 
AST Arbeitsfelclsteuerwerk 

I )TU Datenaustausch- und übertragungssleuerwerk 

DU Datenübertragungsteil 

KN Einsteller 

KSK Ersatzschalteeinrichtung 

FS Fernschreiber 

GAS Gabelleitungssalz 

LS Leitungssatz 

PHE Prüfeinrichtung 

RGS Registersatz 

SP Speicherteil 

Ue Übertragung 

VE Verarbeitungseinheit 

Der periphere Bereich umfaßt das Koppelnetz mit den Einstellern, 
die Leitungssätze und die Prüfgeräte, die an das Koppelnetz angeschaltet 
werden. Bei Auslandsverkehr kommen Registersätze hinzu. Bei einer 
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Integration von Einrichtungen des handvermittelten Fernverkehrs wür¬ 
den Verbindungssütze lind Platzschaltungen nötig. Das Koppelnetz 
besteht wie bei EWSO aus einer dreistufigen Umkehrgruppierung mit 
Kurzwegemöglichkeiten in allen Koppelstufen. Für das Fernkoppelnetz 
ergeben sieb jedoch Gruppierungsparameter, die sich von denen des 
Ortskoppelnetzes unterscheiden. Alle peripheren Geräte werden in bei¬ 
den Ausführungen an die Anschlüsse des Koppelnetzes, d. h. an die Ein¬ 
gänge der Koppelstufe A, angeschaltet. Als Koppelkontakte werden auch 
im EWSF selbsthallende Kippkontakte verwendet. In den Leitungs¬ 
sätzen und Registersätzen erfolgt wie bei EWSO eine Zeichenvorver- 
arbeitung; es werden aktive Sätze verwendet. Gleichstromzeichen wer¬ 
den über das Koppelnetz nicht übertragen. 

Die Zentralsteuerung besteht aus Verarbeitungseinheilen und Spei¬ 
chereinheiten. Die Einrichtungen der Zentralsteuerung und die prin¬ 
zipielle Arbeitsweise entsprechen dem EWSO. 

Die Arbeitsfeldsteuerwerke sind Verbindungsglieder zwischen Zen¬ 
tralsteuerung und dem peripheren Bereich. Sie passen diese beiden 
Funktionsebenen hinsichtlich Arbeitsgeschwindigkeit. Datenformat und 
Energieniveau aneinander an. In der Ebene der Arbeilsfeldsteuerwerke, 
d. h. in unmittelbarer Zusammenarbeit mit der Zentralsteuerung, wird 
auch das Datenaustausch- und Übertragungssteuerwerk betrieben. Die¬ 
ses ist das Bindeglied zwischen den zentralen Zeichenkanälen von und 
zu EWSF- bzw. EWSO-Vermittlungsstellen einerseits und der Zentral¬ 
steuerung andererseits. Arbeitsfeldsteuerwerke und Datenaustausch- und 
Übertragungssteuerwerke sind in beiden Systemen prinzipiell gleich 
auf gebaut. 

Die Verbindung zwischen den einzelnen Funktionsebenen erfolgt 
auch im EWSF durch Leitungssysteme, an die die Einrichtungen der 
verschiedenen Funktionsebenen über normierte Schnittstellen ange¬ 
schlossen werden. Das äußere Leitungssystem verbindet die peripheren 
Geräte mit dem Arbeitsfeldsteuerwerk. Über das „innere Leitungs¬ 
system“ sind wie im EWSO Arbeitsfeldsteuerwerke und Datenaus¬ 
tausch- und Übertragungssteuerwerke an die Zentralsteuerung ange¬ 
schlossen. 


B. Der periphere Bereich 
L Da s K o p p e 1 n e t z 

Das EWSF-Ivoppclnetz ist dreistufig in Umkehrgruppierung auf¬ 
gebaut; es hat damit nur eine Anschlußseite. Der Verbindungsweg 
durchläuft im Prinzip alle vorhandenen Koppelstufen zweimal. Ver¬ 
bindungen über Kurzwege, z. B. innerhalb der Koppelslufen A und B, 
■sind jedoch möglich. Die Gruppierungsparameter sind dual und den 
Verkehrsbedürfnissen der angeschlossenen Fernleitungen angepaßt. 

Das EWSF-Ivoppelnetz (Bild 11) gliedert sich in Koppelgruppen 
(KG) und Koppelvielfache (KV). 12 Anschlüsse bilden ein Koppelviel- 
lach A (KVA) (12/16), 8 Koppelvielfache A mit 8 X 12 = 96 Anschlüs¬ 
sen eine Koppelgruppe AB mit interner Verdrahtung durch 8 X 16 Zwi¬ 
schenleitungen zu den 16 Koppel viel fachen B (8/8). Die nächst größere 
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Einheit ist die Koppelgruppe ABC, bestehend aus 8 Koppelgruppen AB, 
die über die Koppelviellachreihe C miteinander verbunden sind; sie 
hat eine Kapazität von 8 X 96 = 7(18 Anschlüssen. Die Ausgänge der 
Koppelvielfache (8/8) gestalten die systematische Verbindung zu 8 wei¬ 
teren Koppelgruppen ABC und damit den Aufbau eines Koppelnetzes 
von 9 X 768 = 6912 Anschlüssen. 

Die Güte einer Gruppierung wird u. a. durch die Größe der inneren 
Blockierung Bi gekennzeichnet. Bei der Gruppierung des EWSF 1 wer¬ 
den in Koppelnetzen bis zu 6912 Anschlüssen 37,4 Koppelpunkte je 
Anschluß benötigt. In größeren Koppelnetzen bis zu 13 056 Anschlüssen 
steigt der Koppelpunktaufwand auf 48 Koppelpunkle je Anschluß. Ein 
Koppelpunkt besteht aus 4 Koppelkontakten zur Durchschaltung der 
4 Sprechadern eines Verbindungsweges. 

Beim Verbindungsaufbau wird zunächst eine freie Leitung des 
Abnehmerbündels ausgewählt und versucht, diese mit der Zubringer¬ 
leitung zu verbinden. Falls — wegen innerer Blockierung — diese Ver¬ 
bindung nicht hergestellt werden kann, wird der Versuch mit einer 
anderen freien Abnehmerleitung wiederholt. Die Wegesuche selbst er¬ 
folgt in der Zentralsteuerung. Bei Letztwegbündeln linden insgesamt 
vier solcher Versuche statt, bei Querwegen mit oft wenigen hoch aus¬ 
gelasteten Leitungen genügen zwei. 

Beim ersten Vermittlungsversuch ist die innere Blockierung 
Bi ^ 3%. Nach höchstens vier Vermittlungsversuchen wird eine innere 
Blockierung Bi4 ^ 0,1 % eingehalten. Diesen Werten liegt die Belastung 
von 0,75 Erl je Anschluß zugrunde, entsprechend dem bisherigen Pla- 
nungswert. 


Sind Leitungen mit höherem Verkehrswert anzuschließen, bestehen 
verschiedene Möglichkeiten, im Koppelvielfach A oder in der Koppel¬ 
gruppe AB Verkehrsausgleich zu schaffen. 

Die Gruppierung besitzt die Eigenschaft, daß von einem Anschluß 
alle Anschlüsse über das Koppelnetz zugänglich sind. Diese Zugänglich¬ 
keit wird nur durch die innere Blockierung Bi eingeschränkt. Wegen 
der geringen inneren Sperrung von äj(),1 v. H. werden die Abnehmer¬ 
bündel mit nahezu vollkommener Erreichbarkeit betrieben. Zwischen 
den Koppelstufen werden keinerlei Mischungen vorgesehen, daher ist 
die Verkabelung des Koppelnetzes einfach und übersichtlich. Auch die 
Wegesuche wird dadurch einfacher. Die Leitungen eines Bündels wer¬ 
den gleichmäßig auf die Anschlüsse aller Koppelgruppen verteilt, womit 
die innere Sperrung günstig beeinflußt wird. 


a) Erweiterbarkeit 

Die Grundeinheit für den Aufbau einer EWSF 1-Vermittlungsstelle 
ist eine Koppelgruppe ABC. Als Erweiterung werden dann weitere Kop¬ 
pelgruppen ABC hinzugefügt. Es ist auch möglich, mit teilausgebauten 
Koppelgruppen ABC zu erweitern, die durch Hinzusetzen von Koppel¬ 
gruppen AB ausgebaut werden. 

Das Koppelnetz hat normalerweise nicht mehr als 6912 Anschlüsse. 
Nur für wenige ganz besonders große Verkehrsknotenpunkte kommen 
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noch größere Gruppierungen in Betracht, sofern entsprechend große 
Räume verfügbar sind. Müssen dann mehr als 9 Koppelgruppen ABC 
zu einem Koppelnetz zusammengefaßt werden, so ist dafür eine Er¬ 
weiterung der Koppelvielfache C in allen Koppelgruppen ABC, nötig. 
Zu jedem Koppelvielfach C (8/8) kommt eine gleichgroße Einheit hinzu. 
Bei Parallelschaltung jeweils zweier Eingänge stehen mit den zusätz¬ 
lichen 8 Ausgängen die Internverbindungen zu der 10. bis zur 17. Kop¬ 
pelgruppe ABC zur Verfügung (Bild 12). 


Kurzdarstellung: 
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weiteren 
KG ABC 


Bild 12. 

Gruppierung hei sehr großen 
Koppelnetzen 


Maximalausbau ist bei dieser vorgezeigten Lösung folglich 
17 X 768 = 13 056 Anschlüsse. Noch größere Aufbauten sind von der 
Gruppierung her möglich, jedoch hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit 
und der betrieblichen Auswirkungen aus heutiger Sicht nicht sinnvoll 
und auch nicht notwendig. Die Zwischenleitungsverdrahtung der Kop¬ 
pelvielfache C ist steckbar und bereitet bei Erweiterung durch die syste¬ 
matische Leitungszuordnung und Zusammenfassung in Verbindungs¬ 
kabeln keine Schwierigkeiten. 


b) Betriebsweise der Leitungen 

Aus der Umkehrgruppierung des Vierdraht-Koppelnetzes ergibt 
sich — im Gegensatz zur Zweidrahlausführung —, daß verstärkte ein¬ 
fach gerichtete Leitungen für kommenden und gehenden Verkehr über¬ 
tragungstechnisch richtig auf die Anschlüsse geschaltet werden müssen. 
Wechselseitig betriebene Leitungen sind in gewissem Umfang betrieb¬ 
lich nützlich. Sie können von der Systemkonzeption her leicht realisiert 
werden. Sie werden an das Koppelnetz in der gewählten Umkehrgrup¬ 
pierung nur einmal und daher mit weniger Koppelpunktaufwand 
angeschlossen. Zur richtigen Durchschaltung der Sprechzweige einer 
4Draht-Verbindung über das Koppelnetz sind in einer der Betriebs¬ 
richtungen die Sprechzweige 1 und 2 zu kreuzen. 

Die Frage ist, in welchem Umfang die Anschlüsse mit Kreuzungs¬ 
kontakten auszurüsten wären, wobei wirtschaftliche und betriebliche 
Gründe abzuwägen sind. Es ist beabsichtigt, alle Anschlüsse des Koppel¬ 
netzes einheitlich damit auszurüsten. Dann können sie freizügig mit 
jedem Leitungstyp (ank. Leitung, abg. Leitung, wechselseitige Leitung) 
aus beliebigen Leitungsbündeln unterschiedlicher Stärke beschältet wer- 
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den. Damit ergeben sich automatisch weitere Vorteile, wenn alle Leitun¬ 
gen in übertragungsmäßig gleicher Richtung angeschaltet werden; Ein¬ 
heitlichkeit bedeutet gleicherweise Unveränderbarkeit der Beschaltung 
des Koppelnetzes; die wirkliche Betriebsrichtung (gehend, kommend, 
wechselseitig) ist dann eine reine Frage der Programmierung, die frei¬ 
zügig änderbar ist. 

Den Steuerbefehl für die Kreuzung gibt die Zentralsteuerung ab¬ 
hängig von der Leitungsbelegung an die jeweiligen Kreuzungskontakte, 
die zweckmäßig den Eingängen der Koppelvielfache A zugeordnet wer¬ 
den. Durch die Kreuzungskontakte erhöht sich der Koppelpunktauf¬ 


wand um 2 Koppelpunkte (mit insgesamt 8 Kontakten) je Anschluß. 
Der Aufwand je doppeltgerichteter Leitung beträgt dann in Koppel¬ 
netzen bis 6912 Anschlüsse 39,4, in größeren Koppelnetzen 50 Koppel¬ 


punkte. 


c) Der Einsteller 

Zum Koppelnetz gehören Einsteller, mit deren Hilfe ein Verbin¬ 
dungsweg durch das Koppelnetz aufgebaut und auch ausgelöst werden 
kann. Der Einsteller nimmt von der Zentralsteuerung über das Arbeits¬ 
feldsteuerwerk Befehle zur Einstellung eines Verbindungsweges auf. 
Dieser Befehl wird so umgewandelt, daß durch koordinatenweise An¬ 
steuerung der zum Verbindungsweg gehörende Koppelpunkt in der 
A-, B- bzw. C-Stufe eingestellt werden kann. Vor Einstellung eines 
Koppelpunktes werden alle Koppelpunkte der Zeile und der Spalte des 
Vielfachs, in denen der einzustellende Koppelpunkt liegt, abgeworfen. 

Das Schalten der Kreuzungskontakte übernimmt der AB-Einsteller. 
Unterschiedliche Gruppierungsparameter, andere Ansteuerleistungen bei 
4Draht-Koppelpunkten, Einstellen von Kreuzungsrelais und fehlende 
Teilnehmeridenlifizierung ergeben Abweichungen der Einsteller gegen¬ 
über EWSO 1. 

Der Einsteller arbeitet überwiegend elektronisch. Die Anschalte- 
kontakte zu den Koppel vielfachen bestehen aus Schutzgaskontakten. 


Ein AB-Einsteller bedient 4 Koppelgruppen AB, ein C-Einsteller 
4 Koppelvielfachreihen C. Da jeweils 2 Koppelgruppen AB bzw. 2 Kop¬ 
pelvielfachreihen C in einem Gestellrahinen untergebracht sind, bedient 
ein Einsteller 2 Gestellrahmen. Es ist aber je Gestellrahmen ein Ein¬ 
steller vorgesehen; der Einsteller des 2. Gestellrahmens dient als Re¬ 
serve. In gewissen Zeitabständen wird eine Umschaltung vorgenommen. 


d) Prüfung der Sprechwegedurchschaltung 

Nach Durchschaltung eines Sprechweges durch das Koppelnetz wird 
eine Sprechwegeprüfung durchgeführt, die feslstellt, ob der Sprechweg 
einwandfrei ist. 


Es genügt im Hinblick auf die Gesamtverbindung und die routine¬ 
mäßige Prüfung aller ihrer Bestandteile eine statistisch verteilte Prüfung 
bei 10% aller Durchschaltungen. Dabei können einige besondere Ver¬ 
bindungen, z. B. Auslandsverbindungen mit hohen Gebühren, in jedem 
Falle geprüft werden. 
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Bei der Prüfung werden die Sprechadern auf Unterbrechung, Erd¬ 
schluß und Berührung mit einer Ader eines anderen Sprechweges unter¬ 
sucht. An den Adern a und b am Eingang jedes Koppelvielfaches A liegt 
über definierte Widerstände R Erdpotential fest an (Bild 13). In den 
angeschalteten peripheren Geräten sind die Adern a und b gleichstrom¬ 
mäßig nicht verbunden, und es ist an die Adern kein weiteres Potential 
angeschaltet. 



Koppeln etz 


Bild 13. 

Prüfung der Sprechwege- 
durchschaltung 


Eine über das Koppelnetz an eine durchgeschaltete Sprechverbin¬ 
dung parallel angeschaltete Sprechwegeprüfeinrichtung kann durch Mes¬ 
sung des Widerstandswertes an jeder Ader Fehler feststellen. 

2. Die peripheren Sätze 

Über die peripheren Geräte findet der Informationsaustausch der 
EWSF-Vermittlungsstelle mit Einrichtungen und Vermittlungsstellen 
anderer Systeme statt. Sie werden daher an allen Schnittstellen des 
EWSF 1 zum Impulswahlnetz (und bei Verwendung konventioneller 
Zeichengabeverfahren) benötigt. Die Zeichengabe auf den Leitungen 
wird in Information zur Zentralsteuerung umgesetzt und umgekehrt. 

Jede solche angeschaltete Leitung muß einen Leitungssatz besitzen, 
der in seiner Betriebsweise an das Zeichengabeverfahren und die Art 
und Betriebsweise der zugehörigen Leitung angepaßt ist. Registersätze 
kommen in erster Linie im internationalen Verkehr (MFC- und CCITT- 
Systeme) zum Einsatz, aber auch zum Zeichenaustausch mit bestehen¬ 
den Auslandsregistern in den Auslands-Kopfvermittlungsstellen. Lei- 
tungs- und Registersätze werden an das Koppelnetz nur mit den Sprech¬ 
adern angeschlossen. 

a) Typen der Leitungssätze 

Die Leitungssätze sind den ankommenden und abgehenden Leitun¬ 
gen fest zugeordnet. Sie lassen sich in zwei große Gruppen unterteilen 
(Bild 14): 

Selbständige Leitungssätze 

Diese Sätze vereinen in sich die Funktionen einer Leitungsüber¬ 
tragung und die Aufgabe, mit der Zentralsteuerung Zeichen und Befehle 
auszutauschen. Solche Leitungssätze sind nur für die meistvertretenen, 
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Bild 14. Anordnung der Leilungssätze 

AASG(K) Auslandsanpassungssatz gehend (kommend) 

ASG(K) Anpassungssatz gehend (kommend) 

ARKpl Auslandsrichtungskoppler 
AZIG Auslands-Zählimpulsgeber 
Elg Endvermittlungsleitung gehend 

EVSIkz Endvermiltlungsstelle, offen, am Sitz der Zentral¬ 
vermittlung 

FGW Ferngruppenwähler 

GAS Gabelleitungssatz 

KN Koppelnetz 

LSG(K) Leitungssatz gehend (kommend) 

öElg(k) örtliche Endvermitllungsleitungen gehend (kommend) 

OGW Ortsgruppenwählcr 

OVStz Ortsvermittlungsstelle, am Sitz der Zentralvermitllungsstelle 
TFUeg(k) Trägerfrequenz-Übertragung gehend (kommend) 

Ucg(k) Übertragung gehend (kommend) 

WUeg(k) Wählüberlragung gehend (kommend) 

ZGW Zentralgruppenwähler 

modernen Zeichengabeverfahren geplant, z. B. ankommende und ab¬ 
gehende Leitungssälze für Zeichengabe im systemeigenen Zeichenkanal 
der TF-Systeme. 

Anpassungssätze 

Diese Sätze werden mit Gruppenwählern oder Leitungsübertra- 
gungen fest verbunden. Sie setzen Befehle der Zentralsteuerung in die 
Kriterien konventioneller Geräte um (z. B. Impulswahlsenden) und bil¬ 
den Information für die Zentralsteuerung aus den empfangenen Zeichen. 


133 













G. Altehage, K. Schulz 


Anpassungssälze bieten daher die Möglichkeit, bei Anschaltung 
schon bestehender Leitungen an das EWSF-Koppelnetz die vorhande¬ 
nen Leitungsüberlragungen umgeschwenkter konventioneller Orts- und 
Endvermittlungsstellen weiter zu benutzen. Das betrifft in geringem 
Umfang eingesetzte Wähl verfahren (z. B. Gleichstrom-, Ton- und Wech¬ 
selstromwahl). 


Der zum EWSF-Teil überwiesene Auslandsverkehr vom Ausgang 
des Auslands-Richtungskopplers der Auslands-Kopfvermittlungssteile 
wird ebenfalls auf einen ankommenden Anpassungssatz geleitet. Um 
umgekehrt vom EWSF-Koppelnetz die am konventionellen Teil der 
Auslands-Kopf Vermittlungsstelle angeschlossenen Auslandsleitungen zu 
erreichen, gelangt der Verkehr von einem abgehenden Anpassungssatz 
zum Auslands-Ansehallesatz. 


b) Funktion der Leitungssätze 

Jeder Leitungssatz hat eine Adresse, unter der er von der Zenlral- 
steuerung über ein Arbeitsfeldsteuerwerk Befehle erhalten kann; diese 
wird auch den Informationen vom Leilungssatz zur Zentralsteuerung 
beigefügt. Die Zentralsteuerung überwacht und steuert die Leitungs¬ 
sätze. Die Schnittstelle aller Sätze zum Arbeitsfeldsteuerwerk ist ein¬ 
heitlich. 


In den Leitungssätzen werden die empfangenen Zeichen vorver¬ 
arbeitet, d. h. von Störimpulsen befreit und nach Zeichenlänge unter¬ 
schieden. Die auszusendenden Impulszeichen werden in den Leitungs¬ 
sätzen gebildet. Die Aussendung wird über Befehlsadern durch die 
Steuerung veranlaßt. Bei der Aussendung von Zustandskennzeichen 
werden die An- und Abschaltung zentral gesteuert. 

Über die Sprechadern des Koppelnetzes werden — wie erwähnt — 
keine Gleichstromzeichen ausgetauscht. Alle von den Leitungssätzen 
auf genommenen Zeichen werden über Informationsadern zur Zentral¬ 
steuerung weitergegeben. Aufnahme und Aussenden dekadischer Im¬ 
pulswahl geschieht nur in den Leitungssätzen. Für Impulswahl sind 
keine Registersätze erforderlich. 

Die Ziffern Verarbeitung in den Leitungssätzen ist nämlich im Ver¬ 
gleich zur Anschaltung von Registersätzen für Impulswahl weniger auf¬ 
wendig und aus folgenden Gründen günstiger: 

— bessere Übertragungsqualität des Koppelnetzes, 

— weniger Koppelpunktaufwand, 

— weniger Steuerungsaufwand, 

— keine Zeitbedingungen für Anschaltung der Registersätze und für die 
Durchschaltung dahin. 


Die im ankommenden Leitungsnetz empfangenen Wahlserien wer¬ 
den ziffernweise gespeichert und binär codiert der Zentralsteuerung 
übergeben. Zur Aussendung von Wählimpulsen erhält der abgehende 
Leitungssatz jeweils nach Ablauf der Zwischenwahlzeit von der Zentral¬ 
steuerung die binär codierte Wahlinformation und setzt diese in eine 
Impulsserie um. 
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In den Leitungssätzen, die mit heutigen TF-Kanalumsetzern ver¬ 
bunden sind, wird die Dämpfungsanpassung mit festen Dämpfungs¬ 
gliedern eingestellt. Schaltbare Dämpfungsglieder sind in den Leitungs¬ 
sätzen des EWSF 1 voraussichtlich vermeidbar, wenn angeschlossene 
lange Zweidrahtleitungen mit Gabelverstärkern entdämpft werden. 

Alle Leitungssätze sind vierdrähtig am Koppelnetz angeschlossen. 
Für den Anschluß von Zweidrahtleilungen enthält der Leitungssatz eine 
Gabelschaltung zum Übergang auf Vierdraht-Sprechkreise. 


c) Registersätze 

Zur Aufnahme bzw. zum Aussenden und Verarbeiten von ton¬ 
frequenten Registerzeichen (also insbesondere von MFC-Zeichen) wer¬ 
den während des Verbindungsaufbaus Registersätze über das Koppel¬ 
netz an allkommende oder abgehende Leitungssätze angeschaltet. 

Registersätze für MFC-Wahl sind für den Verkehr mit den Aus¬ 
landsregistern der bestehenden Auslands-Kopfvermittlungsstelle sowie 
für MFC-Auslandsleitungen vorgesehen. Sie besitzen einen Empfänger, 
Codekonirollschaltung und einen mehrstelligen Ziffernspeicher. 

MFC-Registersätze können darüber hinaus mit soviel Logik aus¬ 
gestattet werden, daß sie die Steuerung mit der Gegenvermittlungsstelle 
selbständig in gewissem Umfang ausführen. 

Registersätze für CCITT-Wahlverfahrcn werden gemäß den CCITT- 
Empfehlungen für den Zeichenaustausch über internationale Leitungen 
ausgerüstet. Sie enthalten entsprechend große Ziffernspeicher. 

d) Sondersätze 

Neben den Lcitungs- und Registersätzen für Aufbau und Über¬ 
wachung von Gesprächsverbindungen werden für die damit verbunde¬ 
nen Randfunktionen in geringem Umfang besondere Sätze benötigt. 

So sind z. B. erforderlich: 

— Ansagesätze für Hinweisansagen oder für Hörtöne über die Gründe 
des Nichtzustandekommens einer Verbindung; 

— Sätze für Pilotüberwachung zur Aufnahme des vom TF-Kanal- 
umsetzer gesendeten Kriteriums bei Pilotausfall, d. h. bei Ausfall 
einer Gruppe von 12 Leitungen, die dann in der Zentralsteuerung 
gesperrt wird. 


e) Leitungen mit zentralem Zeichenkanal 

Leitungen von und zu anderen EWSF- bzw. EWSO-Vermittlungs¬ 
stellen werden mit zentralem Zeichenkanal betrieben. Diese Leitungen 
benötigen keine Leitungssätze. Der Zeichenkanal wird über ein Daten¬ 
austausch- und Übertragungssteuerwerk angesteuert (siehe Abschnitt 
IV. D. 3.). ln Verbindung mit konventionellen TF-Einrichtungen ver¬ 
bleiben an diesen Leitungen noch Einrichtungen für folgende Funk¬ 
tionen: 

— Leitungsabriegelung durch Übertrager bzw. Gabel, 

— Dämpfungsanpassung durch fest eingestellte Dämpfungsglieder. 
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C. Die zentralen Sieuerungseinrichtungen einer EWSF i-Vermittlungsstelle 

Die Steuerung einer EWSF 1-Vermittlungsstelle gliedert sich in eine 
periphere und eine zentrale Steuerung. Für letztere sind Steuerungs¬ 
typen unterschiedlicher Leistungsfähigkeit vorgesehen, deren Einsatz 
sich nach der Größe der Fernvermittlungsstelle richtet. 

Die Anpassung der Relaistechnik in peripheren Einrichtungen an 
die schnelle elektronische Steuerung übernehmen Arbeitsfeldsteuer¬ 
werke. Die peripheren Geräte werden dazu in Arbeitsfeldern zusammen¬ 
gefaßt, deren Größe sich nach der Verkehrsbelastung eines Arbeitsfeld¬ 
steuerwerkes durch Informationen und Befehle richtet. Die Arbeitsfeld- 
Steuerwerke sind über das äußere Leitungssystem mit den peripheren 
Geräten ihres Arbeitsfeldes und durch das innere Leitungssystem mit 
dem Zentralsteuerwerk verbunden. Beide Schnittstellen sind identisch 
mit denen von EWSO 1. 

Wesentliche Bestandteile des Zentralsteuerwerks sind Verarbei¬ 
tungseinheil und Speichereinheit, die jeweils gedoppelt sind. Sie über¬ 
nehmen die Steuer Vorgänge innerhalb der EWSF-'Vermittlungsstelle 
aufgrund der vom peripheren Bereich erhaltenen Information und 
gehen nach der Informationsverarbeitung Befehle an die peripheren 
Sätze ab. Im einzelnen werden in der Verarbeitungseinheit aus den 
Informationen der peripheren Geräte Befehle für die Sprechwegdurch- 
schaltung und für die Steuerung des weiteren Verbindungsaufbaus er- 
a rbeitet. 

Die doppelt vorhandenen Speicher arbeiten parallel auf ein Spei¬ 
cherleilungssystem. Das zur Verarbeitungseinheit 1 gehörende innere 
Leitungssystem 1 und das Speicherleilungssy.stein 1 stellen eine Einheit 
dar, die ebenfalls doppelt vorhanden ist. Tritt im Leitungssystem oder 
in der Verarbeitungseinheit eine Störung auf, so werden die peripheren 
Steuerungen (d. h. die Arbeitsfeldsteuerwerke usw.) und die Speicher¬ 
einheiten auf die zweite Einheit (Verarbeitungseinheit 2 mit innerem 
Leitungssystem 2 und Speicherleilungssystem 2) umgeschallet. Tritt in 
einem der Speicher eine Störung auf, so wird dieser vom Leitungssystem 
abgetrennt. 

Die Überwachung der Steuerung ist identisch mit der des EWSO 1. 
Die Funktionsfähigkeit der beiden Verarbeitungseinheiten wird geprüft 
durch den Vergleich der von beiden Einheiten errechneten Ergebnisse, 
durch eine Taktüberwachung und durch Paritätskontrollen am inneren 
Leitungssystem und am Speicherleitungssystem. Die Speicher und die 
peripheren Steuerungen sind ei gen überwacht. Die Ersatzschalteeinrich¬ 
tungen werden von den Verarbeitungseinheiten routinemäßig geprüft. 


1. Das Arbeitsfeld 

Eine Koppelgruppe ABC mit 768 Anschlüssen bildet in der Regel 
ein Arbeitsfeld zusammen mit den beiden AB-Einstellern und den bei¬ 
den C-Einstellern. Geht man für eine EWSF-Vermittlungsstelle von 
einer reinen EMD-Umgebung aus, so werden im Mittel 14 Informa¬ 
tionen zur Zentralsteuerung und von dort 23 Befehle an die peripheren 
Sätze, Einsteller und Sprechwegprüfeinrichtung für die Abwicklung 
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einer Gesprächsverbindung gegeben. Dabei wird die weitere Annahme 
gemacht, daß die Hälfte der Leitungen Zählimpulse zu EMD-Ortsver- 
mittlungsstellen überträgt. Die praktischen Verhältnisse werden wegen 
der bevorzugten Anschaltung von EWSO-Vermittlungsslellen an EWSF- 
Vermittlungsstellen jedoch günstiger liegen, möglicherweise bei 50% 
EMD-Umgebung. Für diesen Fall — 50% EMD und 25% Zubringer 
mit Zählung — ergeben sich nur 7,1 Informationen und 13,5 Befehle, 
eine fast auf die Hälfte herabgesetzte Belastung der Zentralsteuerung. 
0,75 Erl je Leitung und 115 Sek. mittlere Belegungsdauer wurden dabei 
angesetzt. 

Bei einer Einführung, bei der zählende Leitungen möglichst ver¬ 
mieden und Leitungen mit zentralem Zeichenkanal bevorzugt einge¬ 
richtet werden, kann das Arbeitsfeld von Anfang an auf 2 Koppel¬ 
gruppen ABC vergrößert werden, da diese Leitungen ihren Zeichen¬ 
verkehr über das Datenaustausch- und Überwachungssteuerwerk (siehe 
Abschnitt IV. D. 3.) abwickeln und das Arbeitsfeldsteuerwerk nur mit 
Einstell- und Prüfbefehlen belasten. 

Über das Arbeitsfeldsteuerwerk werden alle Informationen (Zeichen 
von bzw. Befehle zu den peripheren Geräten) nacheinander in bestimm¬ 
ten Abständen übertragen. Fallen gleichzeitig mehrere Informationen 
an, entstehen geringfügige Wartezeiten. Diese sind abhängig von der 
Verkehrsbelastung des Arbeitsfeldsteuerwerkes. 

Die Befehle der Zentralsteuerung für die peripheren Geräte werden 
von der Verarbeitungseinheit im Speicher in Ausgabelisten gesammelt 
und verbleiben hier, bis sie vom Arbeitsfeldsteuerwerk zu den einzelnen 
peripheren Geräten übertragen werden können. 


2. Leistungsfähigkeit der Zentralsteuerung 


Die Leistungsfähigkeit der Zenlralsteuerung ist abhängig vom zu¬ 
lässigen Ausnutzungsgrad, von der mittleren Befehlszeit in der Ver¬ 
arbeitungseinheit und der Anzahl der Befehle je Verbindungsaufbau. 
Die Verarbeitungseinheit kann hoch ausgenutzt werden, da sie von ein¬ 
fachen und zeitraubenden Aufgaben durch die Vorverarbeitung in den 
peripheren Geräten entlastet wird. Als Planungswert ist eine Belastung 
von 0,7 Erl für die Verarbeitungseinheit vorgesehen, um darüber hinaus 
Spitzenbelastungen aufnehmen zu können. Bei der Programmierung 
rechnet man heute im Mittel mit ca. 5000 dynamischen Befehlen für 
den Aufbau und die Auslösung einer Gesprächsverbindung. 


Müssen in der Hauptverkehrsstunde unter Berücksichtigung von 
teilaufgebauten und nicht zustande gekommenen Verbindungen 22 Ge¬ 
sprächsverbindungen je Leitungsanschluß (Planungswert je Anschluß 
0,75 Erl) hergestellt werden, so kann die Zentralsteuerung für EWSO 1 
mit einer mittleren Befehlszeit von etwa 15 ms (komplette Befehlsaus¬ 
führungszeit einschließlich Adressenmodifikation) ein Fernkoppelnetz 
mit etwa 4000 Anschlüssen bedienen. Fernvermittlungsstellen mit einer 
höheren Zahl von Anschlüssen erfordern einen leistungsfähigeren Typ 
der Zentralsteuerung mit einer kürzeren mittleren Befehlszeit und einer 
größeren Verarbeitungsbreite. Die Typen müssen kompatibel sein, d. h., 
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bei Erweiterung einer Vermittlungsstelle über 4000 Anschlüsse kann 
Typ I der Zentralsteuerung durch einen leistungsfähigeren Typ ersetzt 
werden, ohne daß im peripheren Bereich oder bei den peripheren Steue¬ 
rungen geändert werden muß. 

3. 1) e r S p e iche r b e d a r f 

Abgesehen vom Mikroprogrammspeicher, der als Festwertspeicher 
Bestandteil der Verarbeitungseinheil ist, sind nur Kernspeicher als reine 
Arbeitsspeicher vorgesehen. 

Die Speicherkapazität kann bis zu 1 Million Byte ausgebaut wer¬ 
den. Die Speicherbreile ist 16 bit + 2 Parilälsbit, die Zykluszeit beträgt 
1,5 fis. Wie im EWSO 1 sind Baueinheiten von 32, 04 oder 128 kByte 
vorgesehen. 

Der Speicherbedarf setzt sich zusammen aus einem konstanten 
Anteil, der unabhängig von der Anzahl der am Koppelnetz angeschlos¬ 
senen Leitungen ist, und aus einem variablen Anteil, der proportional 
mit der Anzahl der Leitungen wächst. 

Der konstante Anteil wird im wesentlichen durch den Speicher¬ 
bedarf für die Programme und für Zuordnungstabellen bestimmt. Je 
nach Ausstattung des Programmsystems liegt die Anzahl der Befehle 
zwischen 20 000 und 30 000 Befehlen. Dabei ist ein erheblicher Anteil 
für Prüfprogramme vorgesehen. 

Der variable Anteil wird durch die Zahl der Speicherplätze be¬ 
stimmt, die je angeschlossener Leitung vorgesehen werden müssen. 
Diese Zahl ist für verschiedene Wählverfahren unterschiedlich groß. 
Tm Mittel ergibt sich ein Speicherbedarf von etwa 30 Byte je Leitung. 

D. Die Signalisierung zwischen EWSF i-Vermittlungsstellen 

1. Zentrale Zeichenkanäle 

Die Zeichen (Wählzeichen usw.) zwischen zwei zentralgesteuerten 
Fernvermittlungsstellen werden für alle Sprechwege eines Bündels ge¬ 
meinsam in einem oder mehreren zentralen Zeichenkanälen übertragen. 
Für den Zeichenkanal wird ein Sprechkreis des zugehörigen Leilungs¬ 
bündels genommen, das — doppeltgerichtet betrieben — für beide Ver¬ 
kehrsrichtungen geeignet ist. 

Da eine Fernvermittlungsstelle sowohl Bündel zu anderen Fern¬ 
vermittlungsstellen als auch Bündel zu Ortsverniittlungsstellen besitzt, 
wird zweckmäßig ein einheitliches Verfahren für die Zeichengabe bei 
EWSO 1 und EWSF t verwendet. Unterschiede ergeben sich bei der 
Übertragung der Zeichen auf Orts- und Fernleitungen, auf denen je 
nach Übertragungsverfahren das entsprechende Modem verwendet wird. 
In der Fernebene soll jedoch eine Zeichenübertragung über eine dritte 
Fern Vermittlungsstelle nicht ausgeschlossen sein. 

Aus Sicherheitsgründen besitzt zumindest jedes große Bündel min¬ 
destens 2 Zeichenkanäle, die möglichst auf verschiedenen Trassen ge¬ 
führt werden sollen. Die mittlere Verkehrsleistung eines gedoppelten 
Zeichenkanals beträgt 2 X 0,35 Erl und wurde so gewählt, daß bei 
Störung eines Zeichenkanals der gesamte Verkehr über den verbleiben¬ 
den Zeichenkanal abgewickelt werden kann. 
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Die Größe des Bündels, das von einem gedoppelten Zeichenkanal 
bedient wird, hängt ab von der Ühertragungsgeschvvindigkeit im Zei¬ 
chenkanal. Bei einem Übertragungsverfahren mit 1200 bit/s kann ein 
Bündel bis zu 450 doppeltgerichtete Leitungen umfassen, hei 1800 bit/s 
entsprechend mehr. Ein Parallelbetrieb von mehr als 2 Zeichenkanälen 
ist erst bei noch größeren Bündeln erforderlich. 


2. D a t e n ü her t r a g n n g 

Zur Datenübertragung wird ein Binärverfahren verwendet. Durch 
die Bitrate wird auch die Zeit bestimmt, die zur Übertragung einer 
Nachricht zwischen zwei Fernvermittlungsstellen erforderlich ist. Diese 
Zeit darf nicht zu lang werden, damit die Verzugszeiten beim Aufbau 
einer Verbindung klein bleiben. Im Hinblick auf einen vertretbaren 
Aufwand wird ein Verfahren mit 1800 bit/s für erstrebenswert gehalten. 

Eine von der Zentralsteuerung zur Übertragung angelieferte Nach¬ 
richt besitzt neben der Informationsangabe (z. B. gewählte Ziffer, Wahl¬ 
endezeichen usw.) noch die zugehörige Leitungsadresse und Kenndaten 
(z. B. über Länge der Nachricht). Diese Nachricht wird Byte für Byte 
von der Zentralsteuerung geliefert. Aus den Bytes werden für die Über¬ 
tragung Zeicheneinheiten gebildet, in denen jeweils ein Byte mit einer 
erforderlichen Kennung und der Paritätssicherung versehen wird. 

Die Zeicheneinheiten einer bestimmten Nachricht werden über die 
verfügbaren, parallelbetriebenen Zentralkanäle blockweise übertragen. 
Das Verfahren bietet völlige Freizügigkeit in der Länge und Organi¬ 
sation der Nachricht. 


3. D a t e n a ustauscli- und Übertragungssteuerwerk 

Die Datenübertragung wird über ein Datenaustausch- und Über¬ 
tragungssteuerwerk gesteuert, das wie die Arbeitsfeldsteuerwerke an 
das innere Leitungssystem zur Zentralsteuerung angeschlossen ist. Es 
erhält aus der Ausgabeliste der Zentralsteuerung Nachrichten, die im 
Datenaustausch- und Übertragungssteuerungswerk aufbereitet werden, 
um dann von den verschiedenen Datenübertragungs-Endgeräten über¬ 
tragen zu werden. Die Schnittstelle zu diesen Datenübertragungs-End¬ 
geräten entspricht der CCITT-Einpfchlung V24. Die über die Zeichen¬ 
kanäle ankommenden Nachrichten werden dem Datenaustausch- und 
Überlragungssteuerungswerk übergeben, dort kontrolliert und über¬ 
wacht und an die Zentralsteuerung übergeben. 

Das Datenaustausch- und Übertragungssteuerungswerk des EWSF 1 
ist prinzipiell gleich wie im EWSO 1. In der Regel werden aber bei 
HWSF 1 mehr Richtungen benötigt werden als bei EWSO 1. Es sind 
dafür 32 einzeln adressierbare zentrale Zeichenkanäle je Datenaustausch- 
und Übertragungssteuerungswerk vorgesehen. 


E. Die Programme zum Betrieb einer EWSF 1-Vermittlungsstelle 

Alle Vermittlungsvorgänge werden von der Verarbeitungseinheit 
der Zentralsteuerung gesteuert. Der Ablauf aller Vorgänge wird durch 
Programme bestimmt, die in den Speichereinheiten aufbewahrt werden 
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und die der Verarbeitungseinheit entsprechende Befehle erteilen. Ebenso 
werden alle Angaben über die Leitungen, den Verbindungsaufbau und 
die Leitweglenkung in den Speiehereinheiten aufbewahrt. 


1. Speicher Organisation 

Die Speicherorganisation bei EWSF 1 gleicht der des EWSOl. 
Man kann 4 große Speicherblöcke unterscheiden: 

— Grün dad ressenspei eher, 

— Tabellenspeicher, 

— Vermittlungsspeicher, 

— Programmspeicher. 


Im Grundadressenspeicher werden die Beginnadressen für Pro¬ 
gramme und Datenblöcke abgespeichert, d. h. die Adressen, mit denen 
ein bestimmtes Programm oder ein bestimmter Datenblock angesteuerl 
werden kann. 

Der Tabellenspeicher enthält als feste Werte Konstanten, Zuord¬ 
nungstabellen, Bitmuster und programmeigene Konstanten, die wäh¬ 
rend eines Programmablaufs benötigt werden. Ferner werden Ergebnis¬ 
daten und Voraussetzungen korrespondierender Programme als variable 
Werte zwischengespeichert. 

Im Vermilllungsspeicher besitzen jede an das Koppelnetz ange¬ 
schlossene Leitung mit Zeichenkanal, jeder Leilungssatz für Leitungen 
mit konventionellen Wählverfahren, alle Regislersätze und alle anderen 
peripheren Geräte Speicherplätze, auf denen z. B. die Kenndaten der 
zugehörigen Leitung, der Belegungszustand und Angaben über den Auf¬ 
bau einer Verbindung gespeichert werden. Der Vermittlungsspeicher 
enthält ferner alle Daten für die Leitweglenkung und die Verzonung. 
Auch der Belegungsspeicher ist ein Teil des Vermiltlungsspeichers. ln 
ihm wird der jeweilige Belegungszustand der Zwischenleitungen des 
Koppelnetzes gespeichert, der für die Suche eines freien Verbindungs¬ 
weges zwischen zwei Anschlüssen des Koppelnetzes benötigt wird. Zum 
Vermittlungsspeicher gehören ferner die Eingabeliste, alle Ausgabe¬ 
listen, Tabellen für das Zeitprogramm und alle Speicher, die speziell 
für Verwaltungs- und Überwachungsaufgaben nötig sind. 

Der Programmspeicher enthält ausschließlich die Programme der 
Anlage. 


2. Programmorganisatio n 

Die Programme kann man wie im EWSO 1 in folgende Gruppen 
einteilen: 

— Organisationsprogramm, 

— Vermittlungsprogramme, 

— Dienstprogramme, 

— Prüfprogramme, 

— Hilfsprogramme. 

Je nach Dringlichkeit der Programme laufen diese in verschiedenen 
Dringlichkeitsstufen ab. Das Auftreten eines Auftrags für ein Programm 
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höherer Dringlichkeit, z. B. eines Auftrags für Ein- und Ausgabe bei 
Abwicklung eines Vermitllungsprogramms, verursacht eine sofortige 
Unterbrechung des laufenden Programms. Dieses wird erst nach Ende 
des dringlicheren Auftrages fortgesetzt, wenn kein anderer dringlicherer 
Auftrag mehr vorliegt, also z. B. nach Ende der Ein- und Ausgabe. 

3. Die Organisationsprogram m e 

Die Organisalionsprogramme sorgen dafür, daß entsprechend den 
vorliegenden Aufträgen ein bestimmtes Programm gestartet wird. Den 
Auftrag kann das Organisationsprogramm aus der Eingabeliste, in der 
alle aus der Peripherie kommenden Nachrichten gesammelt werden, 
oder aus dem Zeitprogramm, wenn ein Programm nach Ablauf einer 
bestimmten Zeit fortgesetzt werden soll (z. B. Aussenden einer Ziffer 
nach Ablauf der Zwischenwahlzeit), bekommen. Die aus der Eingabe¬ 
liste kommenden Eingabedaten werden bewertet und führen zum Start 
von unterschiedlichen Programmen. Das Organisationsprogramm schal¬ 
tet periodisch die am inneren Leitungssystem angeschlossenen Arbeits¬ 
feldsteuerwerke und die Datenaustausch- und Übertragungssteuerwerke 
mit der Eingabeliste und den entsprechenden Ausgabelisten zusammen. 
Es sorgt ferner für den Ablauf der Zeitgeber. Zum Organisationspro¬ 
gramm werden daher folgende Programme zusammengefaßt: 

— Ein-/Ausgabeprogramm, 

— Zeitprogramm, 

— Programmauswahl. 

4. Vermittlungsprogram m e 

Vermittlungsprogramme dienen dazu, alle Vermittlungsvorgänge 
in einer Fernvermittlungsstelle abzuwickeln. Für jedes Wahlverfahren 
muß das entsprechende Programm vorhanden sein. Das zu wählende 
Programm ist abhängig von der Art der Leitungssätze, über die die 
Verbindung aufgebaut werden soll. Es gibt daher folgende vermitt¬ 
lungstechnische Hauptprogramme: 

— Programme für die abgehenden Leitungssätze, 

— Programme für die ankommenden Leitungssätze, 

— Programme für Zeichengabe im Zeichenkanal, 

— Programme für Registersätze. 

Programmteile, die unabhängig vom Wahlverfahren sind und in 
mehreren Hauptprogrammen Vorkommen, werden zu vermittlungs¬ 
technischen Unterprogrammen zusammengefaßt. Bei Bedarf wird dann 
zur Erledigung einer Aufgabe vom Hauptprogramm in das entspre¬ 
chende Unterprogramm gesprungen. Es gibt Unterprogramme z. B. für 
folgende Aufgaben: 

— Zeilgeberaufträge bearbeiten, 

— Ziffernbearbeitung, 

— Ziffernbewertung (Leitweglenkung und Verzonung), 

— Leitungssatz- und Wegesuche, 
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— Ausgabebefehle bearbeiten, 

— Verbindungen auslösen, 

— Fehlermeldungen oder Daten zum Ausdrucken überneh¬ 
men. 


5. Dienst-, Prüf-, und Hilfsprogra m in e 

Für den Betrieb einer Vermittlungsstelle und für Änderungen und 
Erweiterungen werden Dienstprogramme benötigt. Diese liefern außer¬ 
dem Informationen über die Belastung und den Betriebszustand der 
Vermittlungsstelle. 

Prüfprogramme laufen zur routinemäßigen Überwachung der Vor¬ 
gänge im Vermittlungssystem oder werden durch Programmfehler oder 
Gerätealarme angestoßen. Mil Routine-Prüfprogrammen werden Prüf¬ 
verbindungen aufgebaut und routinemäßige gezielte Prüfungen für das 
ordnungsgemäße Arbeiten des Systems vorgenommen. Durch Fehler¬ 
meldungen anderer Programme oder durch Alarmmeldungen von Ge¬ 
räten werden Fehler- und Alarmprogramme angestoßen. Sie sorgen mit 
Hilfe von Ersatzschaltungen dafür, daß stets ein funktionsfähiges Ver¬ 
mittlungssystem vor liegt. 

Hilfsprogramme werden z. B. zum Testen von Programmen und 
zur Verfolgung von Programmabläufen benötigt. Sie sind aber nicht 
dauernd im Programmspeicher vorhanden, sondern werden nur bei 
Bedarf eingeschrieben. 


V. Sdilußbetraclitung 

EWSF 1 mit seiner neuen Struktur, seiner neuen Technologie und 
mit seiner Software wird einen großen Fortschritt gegenüber dem heu¬ 
tigen Fernwählsystem darstellen. Bis zu einem endgültigen Entwick¬ 
lungsabschluß und bis zur Fertigungsreife bedarf es jedoch noch aller 
Anstrengungen und vieler Entscheidungen. Die koordinierte Einführung 
erfordert die Lieferbarkeit gleichzeitig mit EWSOl; lediglich für das 
erste Lieferjahr (1975 für EWSO, 1976 für EWSF) läßt sich diese Be¬ 
dingung nicht erfüllen. Eine Versuchs-FernVermittlungsstelle ist für das 
Jahr 1973 in München vorgesehen. 

Die neue Systemstruktur und auch die erstmalige Anwendung von 
Software in der Vermittlungstechnik werfen viele neue Probleme für die 
Unterhaltung durch die Kräfte der DBP auf. Heule liegen zwar Erfah¬ 
rungen mit der Unterhaltung einiger weniger Versuchsvermilllungs- 
stellen vor, wobei sich keine nennenswerten Schwierigkeiten ergeben. 
Für EWSF bedarf es aller Anstrengungen und vorsorglichen Maßnah¬ 
men seitens der Verwaltung, daß in Zukunft auch tatsächlich mit der 
neuen Materie vertrautes Betriebspersonal zur Verfügung stehen wird. 
Dafür sind sicherlich u. a. auch rechtzeitige gezielte Fortbildungsmaß¬ 
nahmen geeignet, den Kräften, die mit Planung, Einsatz. Betrieb und 
Unterhaltung betraut sind, die EWSF-Technik mit ihren vielschichtigen 
Problemen in betrieblich gebotenem Umfang nahezu bringen. In Lehr¬ 
gängen wird man besonders den Programmen, d. h. der Software und 
ihrer Veränderbarkeit einen sehr großen Raum widmen müssen, weil 
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gerade dieses Gebiet für den Unterhallungsdienst außerordentlich viele 
Neuerungen enthält und auf keinen Fall unterschätzt werden darf. 

Für die weitere Zukunft liegt die Vielfalt der Probleme in der 
Optimierung der Programme und in ihrer Handhabung durch die Ver¬ 
waltung. 

Fortschritte in der Optimierung der Programme und der Verfahren 
ihrer Änderung können sich nämlich erst im Laufe der Betriebsjahre 
des neuen Systems ergeben. Dann kann der Beweis erbracht werden, 
daß das neue System zukunftweisend war. 
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C. Passive elektrische Bauelemente 

1. Widerstände 

2. Kondensatoren 

3. Sonstige Bauelemente 

I). Elemente der Verbindungsteehnik 
V. Zusammenfassung und Ausblick 


I. Allgemeine Anforderungen 
A. Einheitstechnik 

Im Jahre 1922 führte die Deutsche Reichspost das Ortsvermilt- 
lungssystem 22 ein. Es war das einzige auf dem Markt verfügbare 
System, das den Vorstellungen der Reichspost entsprach und für das die 
fertigungstechnischen Voraussetzungen gegeben waren. Schon damals 
wurde die einheitliche Bauweise der Vermittlungseinrichtungen gefor¬ 
dert. Dieser Gedanke wurde über die weiteren Phasen der Automati¬ 
sierung, nämlich für die Orts- und Fernwählsysteme 40, 50, 55v und 62, 
mit gutem Erfolg weiterverfolgt. 

Da sich die Einheitstechnik im Bereich der Vermittlungstechnik 
in jeder Hinsicht bewährt hat, soll sie auch im neuen Elektronischen 
Ortswählsystem EWSO 1 beibehalten werden. Diese Einheitlichkeit 
erstreckt sich auf die mechanischen Abmessungen, die elektrischen 
Eingangs- und Ausgangswerte sowie auf die Funktion aller Bauein¬ 
heiten bis zur kleinsten steckbaren Einheit, so daß sie, wenn auch von 
verschiedenen Firmen gebaut, untereinander austauschbar sind. Inner¬ 
halb der Baueinheit wird unter Beachtung betrieblicher und wirtschaft¬ 
licher Gegebenheiten Gleichheit für die Schaltung und die zu verwen¬ 
denden Bauelemente angestrebt. 

Für das Schaltelement im Koppelfeld ist ein einheitliches Relais 
bindend vorgeschrieben. Auch bei den Steckverbindern sind kaum Ab¬ 
weichungen von der Einheitlichkeit möglich. Die Einheitsbauweise soll 
jedoch andererseits für noch nicht abzusehende Weiterentwicklungen 
möglichst viel Freiheit und Flexibilität lassen. 


B. Verfügbarer Raum 

Das System EWSO 1 soll einerseits bei der Einrichtung von neuen 
und hei der Auswechselung von bestehenden Vermittlungsstellen, ande¬ 
rerseits aber vor allem zur Erweiterung von vorhandenen EMD-Anlagen 
eingesetzt werden. Den Teilnehmern sollen dadurch möglichst bald 
Leistungsmerkmale wie Tastenwahl, Kurzrufnummern und ähnliche 
Neuerungen zugänglich gemacht werden. Die Erweiterung von beste¬ 
henden Anlagen mit Einrichtungen der Technik EWSO 1 bringt zudem 
den Vorteil einer vergrößerten Anlagenkapazität, da beim neuen System 
nur mit dem halben Platzbedarf pro Anschlußeinheit (AE) gerechnet 
wird, ein Umstand, der sich später beim Austausch von EMD- gegen 
EWSO 1-Anlagen positiv bemerkbar machen wird. 

Der Großteil der in den nächsten 20 Jahren notwendigen Typen¬ 
häuser und Normgebäude wird noch vor Einführung des EWSO 1- 
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Systems gebaut. Die EWSO 1-Einrichtungen müssen also in alle bisher 
üblichen Gebäudetypen und Anlagenräume organisch eingefiigt werden 
können. 


C. Betriebliche Belange 

Eine grundsätzliche Forderung in diesem Zusammenhang lautet, 
daß man die Anlage wirtschaftlich betreiben können muß. Vorausset¬ 
zungen dafür sind von der konstruktiven Seite her, daß 

1. die Anlage qualitativ gut ausgeführt ist und eine hohe Zuverlässig¬ 
keit besitzt — besonders bei den stark beanspruchten Bauelementen 
und Bauteilen —, 

2. die zum Bedienen der Anlage notwendigen Einrichtungen (z. B. 
Knöpfe, Schalter, Hebel, Anzeigegeräte usw.) gut zugänglich und 
übersichtlich angeordnet sind und 

3. zum Unterhalten der Anlage (Prüfen, Instandhalten, Instandsetzen 
und Ändern) alle Bau- und Verbindungselemente gut zugänglich 
sind und jede Baugruppe leicht austauschbar ist. 

Das Instandsetzen schadhafter Baugruppen wird man mit qualifi¬ 
zierten Kräften in Instandsetzungszentren vornehmen. Die betriebs¬ 
mäßigen Änderungen und Erweiterungen der Anlage sollen durch 
steckbare Baugruppen und, wo zweckmäßig, durch eine slcckbare An¬ 
lagenverkabelung rasch ausgeführt werden können. 

II. Konstruktiver Aufbau des Systems 
A. Datenerfassungsgerechter Aufbau 

1. Herstellung der Baugruppen 

Auf der Leiterplatte der Baugruppe ist ein Einheitsraster festgelegl. 
Dadurch ist es möglich, die Daten der Belegung und der Leiterbahn¬ 
führung zu erfassen. Dies geschieht bei manuellem Auflösen der Platte 
durch Abtasten mit einer Koordinatenlesemaschine oder bei Auflösung 
der Platte über ein entsprechendes Programm durch Auflisten der Ein¬ 
gabedaten. Diese Daten werden mit Hilfe entsprechender Programme 
verarbeitet. Als Ergebnis entstehen Steuerlochstreifen für eine auto¬ 
matische Zeichenmaschine, auf der die Ätzunterlagen hergestellt wer¬ 
den, sowie Lochstreifen für die Steuerung automatischer Bohrmaschinen 
zum Bohren der Löcher in den Platten. 

2. B a u g ruppenrahmen 

Der Baugruppenrahmen hat auf der Baugruppenseite und auf der 
Verdrahtungsseite eine Einteilung in Zeilen und Spalten. Die Anschluß¬ 
stifte im Verdrahtungsfeld liegen in einem Raster von 5X5 mm. Diese 
Einteilung gestattet es, sämtliche für die Belegung und Verdrahtung 
des Baugruppenrahmens notwendigen Daten zu erfassen. Sie werden 
mit Hilfe entsprechender Programme verarbeitet. Der Rechner ermittelt 
die optimale Belegung des Rahmens. Danach entstehen die Steuerloch- 


146 



Konstruktive Gestaltung des EWSO 1 


streifen für halb- oder vollautomatische Verdrahtungseinrichtungen 
sowie Fertigungs-, Prüf- und Betriebsunterlagen. Werden für die Rah¬ 
men Verdrahtung geätzte Leiterplatten eingesetzt, so erstellt der Rechner 
die Steuerlochstreifen für automatische Zeichen- und Bohrmaschinen. 

3. Gestelle 

Durch die im EWSO 1 gegebene einheitliche, nach einem Koordi¬ 
natensystem gestaltete Bauweise wird in großem Umfang die Möglich¬ 
keit geboten, die erforderlichen Unterlagen für die Projektierung, den 
Aufbau und den Betrieb von Fernsprech-Vermittlungsstellcn maschinell 
zu erstellen. 

Bei der Entwicklung dieses Systems wurden bereits in den Unter¬ 
lagen die Bezeichnungen (Adressen) der Baugruppen, Funktionsein¬ 
richtungen usw. datenverarbeitungsgerecht festgelegt. Die einheit¬ 
liche Einbau breite der Gestellrahmen und die voll steckbare 
Ausführung der Anlagenverkabelung bieten die Möglichkeit, den Auf¬ 
stellungsplan, die Kabellegeliste und eine Zusammenstellung der erfor¬ 
derlichen Kabeltypen und -längen maschinell zu erzeugen. Darüber 
hinaus ist es durch den Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen mög¬ 
lich, die anlagegebundenen Belegungsplätze, die den derzeitigen Ausbau 
(Bestückung) der Gestellrahmen enthalten, sowie die Beschallung der 
Koppelfeldeingänge mit Sätzen und Teilnehmeranschlüssen auf ratio¬ 
nelle Weise zu erstellen. 


B. Aufbauzeit 

Durch den einfachen, nach einem Baukastenprinzip zusammen¬ 
setzbaren Aufbau der Anlage und die Anwendung von vorgefertigten, 
vorgeprüften und steckbaren Anlageteilen, wie den Baugruppen, Ver¬ 
drahtungseinheiten und der Anlagenverkabelung, werden die Montage- 
und Prüfzeiten am Aufbauort gegenüber früheren Bauformen wesent¬ 
lich verkürzt und lohnintensive Montagearbeiten vom Aufbauort in die 
rationeller fertigende Fabrik verlegt. Diese Verkürzung der Montagezeit 
wird allerdings auch durch die Verwendung von hochwertigem Montage¬ 
material erkauft. 


C. Raumbedarf 

1. Vergleich mit einer Vermittlungsstelle 
System 5 5 v 

In dem Raum, der für die Unterbringung einer Ortsvermittlungs- 
stelle des Systems 55v benötigt wird, kann bei gleicher Aufstellungsart 
der Gestellrahmen einer Vermittlungsstelle EWSO 1 eingebaut werden, 
die im Durchschnitt doppelt so viel Beschaltungseinheiten umfaßt. Der 
Platzbedarf für eine Vermittlungsstelle EWSO 1 hat sich also gegen¬ 
über einer EMD-Vermittlungsstelle auf etwa 50 % verringert. 

Bei reiner EWSO 1-Umgebung (Zusammenspiel von nur EWSO 1- 
VSt) ist der notwendige Platzbedarf kleiner als 50 v. H. Hat die Ver¬ 
mittlungsstelle jedoch, z. B. während der Einführungsphase, eine IIDW- 
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oder EMD-Umgebung (Zusammenspiel einer EWSO 1-Vermittlungs¬ 
stelle und HDW- oder EMD-Vermittlungsstellen), so entsteht ein 
Platzbedarf von etwas mehr als 50 v. H. Die Werte sind den örtlichen 
Verhältnissen entsprechend unterschiedlich, gleichen sich über alles 
gesehen aus und ergeben so den erwünschten verringerten Platzbedarf. 

Dem nachfolgenden Raumvergleich wurden die Gegebenheiten des 
Typenhauses Fe 4e zugrunde gelegt. Für die vermittlungslechnischen 
Einrichtungen ohne Hauptverteiler, Gebührenzähler, Fernmelde¬ 
strom Versorgung usw. werden bei nachstehend aufgeführtem Planungs¬ 
beispiel 46 v. H. der bei konventioneller Bauweise erforderlichen Grund¬ 
fläche benötigt (Bilder 1 a u. 1 b). Die gegenübergestellten Modelle der 
Ortsvermittlungsstellen haben folgende gleiche Merkmale: 

1. 21 500 Teilnehmeranschlüsse im 100 000er Verband (diese Anschluß¬ 
zahl ergibt sich bei voller Raumausnutzung und Anwendung des 
Systems 55v). 

2. Im Mittel 6 Erl Summenverkehr pro 100 Teilnehmeranschlüsse (3 Erl 
gehender Verkehr und 3 Erl kommender Verkehr). 

3. 10 v. H. Internverkehr und 90 v. H. Externverkehr. 

2. Raumbedarf einer Vermittlungsstelle 
System 55 v 

Eine Vermittlungsstelle mit den vorgenannten Merkmalen in 
System 55v benötigt in einem Typenhaus 22 Gestellreihen mit je 
9.48 m Länge. Von den Gestellreihen sind 21 mit den TS/AS/LW, 
II. AS und I. GW bis III. GW belegt. In der verbleibenden Gestellreihe 
wird ein Zwischen Verteiler untergebracht. Die Gruppierung und Anord¬ 
nung der Wahlstufen ist nach der Richtlinie FTZ 134 RI ausgeführt. 

a) I. GW, II. GW und III. GW 

b) 12 AS/I. AS und 12 LW für das 0. H. je lOOOer-Gruppe 

8 AS/I. AS und 8 LW für das 1. —9. H. je lOOOer-Gruppe 

c) II. AS und zentrale Einrichtungen. 

Der Gestellreihenabstand beträgt 1080 mm. Die Raumhöhe ist mit 
3300 mm festgelegt. An Fläche sind für die Unterbringung der Ver¬ 
mittlungseinrichtungen einschließlich der Bedienungsgänge 296 m 2 = 
100 v. H. erforderlich. 

3. Raumbedarf einer Vermittlungsstelle 
System EWSO 1 

Eine Vermittlungsstelle in EWSO 1-Technik mit den vorgenannten 
Merkmalen, jedoch ohne Berücksichtigung systemfremder Umgebung 
(HDW-/EMD-Umgebung), benötigt in einem Typenhaus 8 Gestellreihen. 

In der Gestellreihe 1 mit einer Länge von 5,58 m sind die Gestell¬ 
rahmen für das Zentralsteuerwerk (ZST) und Ersatzschalteeinrichtun- 
gen untergebracht. Durch eine Erweiterung der Gestelle bis auf 9,27 m 
kann die Speicherkapazität des Zentralsteuerwerkes und dadurch der 
Steuerbereich jederzeit ausgedehnt werden. 
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Die Gestellreihe 2 mit 9,27 m Länge nimmt die Einrichtungen fin¬ 
den Datenaustausch mit anderen EWSO 1-Vermittlungsstellen und für 
die Überwachung auf. Die Gestellrahmen für das Koppelnetz (KN) 
und die Vermitllungssätze (VS) sind in den Gestellreihen 3—8 vor¬ 
gesehen. 

Die Gruppierung der Vermittlungsstelle sieht 9 Koppelgruppen 
ABC (KGABC) mit je 8 Koppelgruppen AB (KGAB) und 8 Koppel¬ 
vielfachreihen C (IvVRC) vor. Die Eingangszahl der Koppelvielfache A 
(KVA) beträgt 8 oder 10 oder 24. Insgesamt können an das Koppelnetz 
(KN) 21 500 Teilnehmersätze (TS) und 1 796 Ein- bzw. Ausgänge von 
Vermittlungssätzen (VS) angeschlossen werden. 

Wie bei dem System 55v beträgt der Gestellreihenabstand 1080 mm 
und die Raumhöhe 3300 mm. Für die Unterbringung der technischen 
Einrichtungen einschließlich der Bedienungsgänge sind 139m 2 = 46v. LI. 
der Fläche für System 55v notwendig. 

D. Konstruktion der Gestellreihen 

Der Gestellaufbau wurde auf die elektrischen Bedingungen des 
Systems, besonders auf die speziellen Anforderungen der Einheiten mit 
integrierten Schaltkreisen abgestimmt. Da diese Einheiten im EWSO 1- 
System nicht nur im Zentralsteuerwerk, sondern auch in den Arbeits¬ 
feldsteuerwerken, Einstellern und den Datenaustausch- und Übertra¬ 
gungswerken vorhanden sind, müssen sie sich freizügig in die Auf¬ 
bauten der Arbeitsfelder einsetzen lassen. 

Als Aufbauform für die Peripherie des EWSO 1-Systems wurde 
ein Gestellreihenaufbau gewählt, der in den bestehenden Typenhäusern 
mit dem dort vorgegebenen Reihenabstand von 1080 mm eingebaut 
werden kann. Die Höhe der Flächenrostebene liegt 100 mm unter der 
von EMD-Anlagen. 

Entsprechend den Gestellreihen bei EMD-Anlagen wird aus Ivabel- 
und Endstützen mit entsprechenden Verbindungsteilen ein Reihenauf¬ 
bau montiert, in den die Geslellrahmen eingesetzt werden. Der Kabel¬ 
einfall aus dem Flächenrost liegt zwischen den Gestellrahmen, die 
Baugruppenseite und die Verdrahtungsseite sind daher während des 
Betriebes voll zugänglich (Bild 2). 

Der Gestellrahmen wird aus abgekanteten Blechprofilen gebildet. 
Die lichte Einbauhöhe beträgt 74 X 30 mm = 2220 mm, der Lochab¬ 
stand der Holme ist 694 mm (für Baugruppenrahmen mit 42 X 15 mm- 
Teilungen). Die Breite der Gestellleilung kann den Systembedingungen 
angepaßt werden; es ist eine Staffelung in Stufen von n X 30 mm vor¬ 
gesehen. 

Die Gestellrahmen werden von der Verdrahtungsseite aus 
zwischen den Kabelstützen in die Geslellreihe eingesetzt. Die Strom¬ 
versorgungsschienen der Gestellrahmen liegen hinter den Kabelstützen. 
Dadurch ergibt sich eine gute Ausnutzung des Raumes zwischen den 
Gestellen. 

Die Baugruppenrahmen werden von der Baugruppenseite 
in die Gestellrahmen montiert. Die Gestellrahmen werden im Werk 
oder am Montageort mit Baugruppenrahmen bestückt. 
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Für die Befestigung des Gestellrahmens sind 4 Schraubstellen vor¬ 
gesehen. Der Rahmen ruht auf Fußteilen, an denen auch die Kabel¬ 
stützen befestigt sind. Ein Bodenausgleich über die Länge der 
Gestellreihe ist nicht vorgesehen; durch eine Stellschraube im Fuß wird 
das Senkrechtstellen des Rahmens ermöglicht. Der Fuß — eine Druck- 
gußkonstruklion — bildet einen Kabelkanal. 

Waagerechte Verbindungsteile hallen die Gestellfüße und Kabel¬ 
stützen auf Abstand. Der Flächenrost stützt sich auf die Kabelstützen 
ab. Leilbleche mit Kabelführungsstiften schützen die Kabel beim Einfall 
in die Kabelstützen. 

Der Flächenrohrrost ist aus den Grundelementen des 
EMD-Rohrrostes zusammengestellt. Die durchlaufenden Rohre sind 
parallel zur Gestellreihe gelegt. Dadurch wird die Zuordnung des Kabel¬ 
einfalles bei einer freizügigen Belegung der Geslellreihe mit verschieden 
breiten Gestellrahmen und Kabelstützen erleichtert. 

über den Gängen werden im Flächenrost Durchstiegsöffnungen 
gebildet. Umlenkstifte halten sie frei von Kabeln. Beleuchtungskörper 
werden unter dem Rost befestigt, wo auch die Stromversorgungs- und 
Signalleitungen enllanggeführt werden. Überschneidung mit der An¬ 
lagenverkabelung wird dadurch vermieden. Je Gestellreihe erstreckt sich 
ein Kabelkanal auf der Verdrahtungsseite von Endstütze zu Endstütze 
und mündet dort in Kanäle, die senkrecht zu den Gestellreihen ver¬ 
laufen. Die Endslützen sind als Wannen ähnlich den EMD-Endstützen 


geplant und werden als vorgefertigte Einheiten angeliefert. 

Systemkabel werden zweckmäßigerweise nach dem Einbau der 
Gestellrahmen und Einsätze verlegt, d. h., jeder Kabelstecker wird schon 
beim Verlegen der Verbindungskabel an seinen endgültigen Platz ge¬ 
steckt. Das Kabel wird dann an der Kabelstütze festgehalten. Ist der 
Gestellrahmen noch nicht eingebaut, müssen die Kabel entsprechend den 
Bauunterlagen an definierten Plätzen festgelegt werden. Durch diese 
Aufbauform bieten sich für die Anlageplanung gute Variationsmöglich¬ 
keiten. 


Die Aufstellung des Zentralsteuerwerkes wurde so gewählt, daß 
das Speicherleitungssystem möglichst kurz wird (Bild 3). Es werden 
drei Gestellrahmen zu einem Reihenabschnitt zusammengefaßt. Der 
mittlere Rahmen wird fest eingebaut, die beiden äußeren Rahmen 
schwenkbar angeordnet. Die Einbaumaße der Rahmen entsprechen 
denen der Peripheriegestelle. Das Teilnngsmaß des Reihenabschnittes 
beträgt 960 mm, die Gestellreihenliefe 900 mm. Beim Ausbau aller drei 
Ebenen können die einzelnen Gestellrahmen mit Baugruppenrahmen 
für kurze Baugruppen voll bestückt werden. Der dem Drehpunkt zu¬ 
geordnete Gestellhohn ist als Hohlprofil ausgebildet. Er gibt dem Rah¬ 
men die notwendige Torsionssteifigkeit und dient zugleich als Luft¬ 
führungskanal für die Frischluftzufuhr. 


Durch die große Packungsdichte der Funktionsteile und die hohen 
Verlustleistungen wird eine Zwangsbelüftung notwendig. Die 
Lüfter werden in den Endstützen untergebracht. Sie saugen die Luft 
aus dem Raum an und pressen sie durch Kanäle im Fußteil der Gestell- 
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Bild 3. Gestellaufbau (Zentralsleuerwerk und Peripherie) 
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reihe zu den Gestellrahmen. Das Ilohlprofil des Gestellrahmens ist mit 
dem Fußkanal verbunden. Bei den Schwenkrahmen bildet dieser An¬ 
schluß den unteren Drehpunkt. Die Luft wird aus dem Fußkanal im 
Holm nach oben geführt und tritt durch Verteilerrohre zwischen den 
Baugruppenrahmen aus. Diese Anordnung hat den Vorteil, daß die 
Frischluft unabhängig von der Einbauhöhe im Gestellrahmen bei den 
hochbelasteten Geräten zugeführt werden kann und auch bei aufge¬ 
schwenktem Gestellrahmen wirksam ist. 

Eine Verbindung der Lüfter in den Endstützen mit dem Zuluft¬ 
system des Raumes ist möglich. Es muß jedoch eine automatische Ab¬ 
trennung beim Abschalten der Raumbelüflungsanlage gewährleistet sein. 

Für die mechanische Abdeckung sowie die elektrische Schirmung 
der Gestellreihe des Zentralslcucrwerkes wird eine umhüllende Ver¬ 
kleidung mit abschließbaren Türen vorgesehen. 

E. Konstruktion der Baugruppenrahinen einschließlich Verdrahtung und steck¬ 
barer Einschub-Baugruppen 

Der Baugruppenrahmen wurde so ausgelegt, daß bei einheitlicher 
Grundkonslruktion lediglich durch Variation der entsprechenden Ele¬ 
mente die unterschiedlichen elektrischen und mechanischen Bedingun¬ 
gen des Zentralsteuerwerks und der peripheren Anlagen teile zu erfüllen 
sind. Die wesentlichen Teile des Baugruppenrahmens sind: Verdrah¬ 
tungsrahmen, Seitenteile, Vorderprofile und Träger, Baugruppenfüh¬ 
rung und Streifenleitungen. 

D er V e r d r a li t u n g s r a h m e n ist eine flache Slahlblech- 
konstruktion. Er wird zunächst nur mit den Messerleisten der Steck¬ 
verbindungen und den Streifenleitern bestückt und erst nach den Ver- 
drahtungsarbeiten mit den übrigen Teilen zum kompletten Baugruppen¬ 
rahmen ergänzt (Bild 4). 

Die Aufnahmeschienen für die Messerleisten sind, je nach Anwen¬ 
dungszweck des Rahmens, gleichzeitig Träger für Streifenleilungen oder 
Bezeichnungsstreifen. Die Anschlußstifte der Messerleisten und Streifen¬ 
leitungen bilden im Verdrahtungsrahmen ein vollständiges Raster von 
5 X 5 mm. 

Die Baugruppen und Kabelstecker werden über die ganze Tiefe 
des Baugruppenrahmens in Baugruppenführungcn geführt. Die Füh¬ 
rungen sind an den Vorderprofilen abgeslützt. In Ausnehmungen der 
Führung fallen die Verriegelungsnasen der Kabelslecker ein. 

Die Vorderprofile, die die Baugruppenführung halten und den vor¬ 
deren Bezeichnungsstreifen tragen, sind an den Seitenteilen befestigt. 
Diese Seitenteile gibt es für zwei Rahmentiefen: kurz für Bau¬ 
gruppenrahmen im Zentralsteuerwerk und lang für Baugruppenrahmen 
der peripheren Geräte. Für den gemischten Einbau von ein- und mehr¬ 
zeiligen Baugruppen können an den Seitenteilen anstelle der durch¬ 
gehenden Vorderprofile auch kürzere Teilstücke der Vorder¬ 
profile, sogenannte Träger, befestigt werden. Diese Träger sind 
freitragend oder bei größeren Längen auch durch Bleche abgeslützt. 

Die nutzbare Einbaubreite der Baugruppenrahmen beträgt 126 mal 
5 mm = 630 mm, die Einbauhöhe beträgt 1, 2, 3, 4 oder 5 „Zeilen“, 
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wobei 1 Zeile der Einbauhöhe eines Steckers gleichgeselzt wird. Diese 
fünf Rahmentypen können bei Bedarf auch zu größeren Einheiten 
kombiniert werden. In diesem Fall werden zunächst die Verdrahtungs¬ 
rahmen einzeln verdrahtet, dann zu der größeren Einheit zusammen¬ 
gesetzt und danach die Verbindungen zwischen den Rahmen hergeslellt. 

Der Baugruppenrahmen bietet also folgende Varialionsmöglich¬ 
keiten, die eine optimale Anpassung an die jeweiligen Bedingungen des 
Verwendungszweckes ermöglichen: 

1. Zwei Tiefen (für kurze und lange Baugruppen), 

2. fünf Höhen (1 bis 5 Zeilen = 5 bis 21 Teilungen zu 30 nun), 

3. Bildung größerer Einheiten durch Verbinden von bis zu drei Baugruppenrahmen, 

4. Kombination von ein- und mehrzeiligen Baugruppen innerhalb eines Rahmens, 

5. Einbau von Kabelsteckern anstelle von einzeiligen Baugruppen, d. h. anpassungs¬ 
fähiges Anschlußfeld, und 

6. wahlweiser Einbau von Streifenleitern und Erdplatten. 



Bild 5. Signalrahmen des EWSO 1 


Eine Sonderform des Baugruppenrahmens ist der S i g n a 1 r a h - 
m en (Bild 5). Hier wird am Verdrahtungsrahmen außer den gewöhn¬ 
lichen Seitenteilen eine zusätzliche Halterung mit einem abschwenk¬ 
baren Balkon angeschraubt. Dieser Schwenkbalkon trägt die Fern- 
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meldeschutzschalter und diverse Bauelemente (z. B. Klinke für Sprech- 
garnitur), dahinter können noch kurze Baugruppen eingebaut werden. 
Rechts und links vom Balkon sind Plätze für Kabelstecker. Festgelegt 
sind 1-, 2- und 3zeilige Signalrahmen mit folgenden Maximalbelegungen: 


Signalrahmen 
F e rinn el deschu tzschal ter 
Kabelstecker 
kurze Baugruppen 


lzeilig 

68 

12 

20 


2zeilig 
136 ' 
24 
40 


3zeilig 

204 

36 

60 


Die Baugruppen sind als steckbare Einschub-Baugrup¬ 
pen mit Leiterplatten aus Epoxid-Glasharzgewebe ausgeführt; die 
Plattendicke beträgt einheitlich 1,6 mm. Es gibt „kurze“ Baugruppen, 
die hauptsächlich im Zentralsteuerwerk eingesetzt werden und „lange“ 
Baugruppen, die vorwiegend in den peripheren Funktionsleilen ange¬ 
wendet werden. Ausgehend von einer Mindestteilung von 15 mm kann 
die Breite der Baugruppen um jeweils 5 mm steigen. Die Mindesthöhe 
ist gegeben durch die Steckverbindung. In der Peripherie werden vor¬ 
wiegend Platten mit 230 mm Höhe verwendet. 

Die Federleisten der Steckverbindung werden an der Leiterplatte 
befestigt. An der Vorderkante der Baugruppe ist eine Griffblende an¬ 
genietet, die mit Bohrungen zum Ansetzen des Steck- und Ziehwerk¬ 
zeuges versehen ist und einen Bezeichnungsstreifen trägt. 

Größere und schwerere Platten sind mit einem umlaufenden Blech¬ 
rahmen versteift. An allen Platten mit mehr als einer Federleiste ist die 
mit Federleisten bestückte Kante mit einer Blechschiene versteift. 

Zum Anschluß der Kabel sind Kabelstecker vorgesehen, die 
wie eine Baugruppe gesteckt werden. Sie enthalten, auf kurzen Schal¬ 
tungsplatten befestigt, die gleichen Federleisten wie die Baugruppen, 
und zwar 1 oder 2 Federleisten 60polig nebeneinander (d. h. 15 bzw. 
30 mm Teilungsbreite). Mit Hilfe von zwei Verriegelungsnasen werden 
die Kabelstecker gegen unbeabsichtigtes Ilerausziehen gesichert. An je¬ 
den Kabelstecker können bis zu 2 Kabel mit 13 mm 0 angeschlossen 
werden. 

Um für die V e r d r a h t u n g der Baugruppenrahmen auch die 
Drahtwickeltechnik anwenden zu können, sind die Anschlußstifte der 
Messerleisten in einem vollständigen Raster von 5X5 mm angeordnet. 
Es wird Schaltdraht mit einem Leiterdurchmesser von 0,4 mm und 
einem Außendurchmesser von 0,9 mm als Einzeldraht oder als ver- 
dralltes Paar verwendet. Als Wickelverbindung wird grundsätzlich der 
„modified wrap“ eingesetzt, d. h., der Wickel hat außer den Blankdraht¬ 
windungen mindestens eine halbe isolierte Wicklung. 

Die Drahtführung im Verdrahtungsfeld verläuft ausschließlich 
orthogonal für kritische Leitungen und schräg in Verbindung mit 
orthogonal für unkritische Leitungen. Die Drähte werden mit Hilfe von 
lochstreifengesteuerten Verdrahtungseinrichtungen verlegt. 

Außer der diskreten Verdrahtung mit Einzeldrähten werden geätzte 
Schaltungsplatten als Erdplatten benützt. Sie liegen unter der diskreten 
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Verdrahtung und dienen zur extrem niederohmigen Vermaschung des 
Bezugspotentials und zur Verminderung von kapazitiven Kopplungen 
im Verdrahtungsfeld. 

Für die Zuführung und Verteilung von Spannungen, Bezugspoten¬ 
tialen und Takten werden auch Streifenleitungen eingesetzt. 
Eine Streifenleitung hat maximal 4 in Kunststoff gebettete Kupfer¬ 
schienen, die über die ganze Breite eines Verdrahtungsrahmens reichen. 
Uber Anschlußstifte, die ebenfalls im vollständigen 5 mm-Raster ange¬ 
ordnet sind, ist ein Abgriff von den einzelnen Schienen an beliebiger 
Stelle im Verdrahtungsfeld möglich. 

Die einzelnen Baugruppenrahmen innerhalb eines Gestellrahmens 
werden durch ein Gestellkabel, das fest verlegt oder steckbar ausgeführl 
sein kann, oder mit Hilfe von 1:1 -Normkabelverbindern verbunden. 
Verbindungen, die den Gestellrahmen verlassen, werden grundsätzlich 
mit steckbaren Kabelverbindern vorgenommen. 


F. Konstruktive Gestaltung der Konzentratoren 


1. Kleine Konzentratoren 

Der kleine Konzentrator für 20 Teilnehmer und 4 Hauptleitungen 
kann anstelle eines End Verschlusses für 100 Doppeladern in ein Kabel¬ 
verzweigergehäuse (KVZ 50) eingebaut werden. Der Einbau von maxi¬ 
mal 8 kleinen Konzentratoren je Kabelverzweigergehäuse ist möglich, 
doch in der Praxis wenig sinnvoll. Für den Einbau in Gebäuden ist ein 
kleines Kunststoffwandgehäuse geplant. Jeder kleine Konzentrator ist 
konstruktiv eine selbständige Einheit, die in den Aufnahmerahmen, der 
in eine Bucht eines Kabelverzweigers montiert wird, eingesteckt werden 
kann. Ein kleiner Konzentrator besteht aus mehreren Baugruppen¬ 
karten mit einer auf das Kabelverzweiger-Gehäuse abgestimmten Tiefe 
von 200 mm. 


Die Baugruppen sind steckbar angeordnel. Die Karten stecken auf 
einer gemeinsamen Trägerkarte und werden von einer gemeinsamen 
Kappe abgedeckt. Eine Sperrtaste für das Sperren vor Austausch und 
ein Schauzeichen für die Anzeige des Belegungszustandes des kleinen 
Konzentrators sind — eventuell ansteckbar oder eingebaut — vorge¬ 
sehen. Der aus Profilblechen gefertigte Aufnahmerahmen enthält die 
Federleisle für die Verbindung des ein gesteckten kleinen Konzentrators 
mit der an der Seite des Montagerahmens befestigten Anschalte- und 
Trennleiste für 25 Doppeladern in einer löt-, schraub- und abisolierfreien 
Technik. Die verwendeten Werkstoffe und Oberflächenveredlungsver¬ 
fahren sind dem Klima in Kabelverzweiger-Gehäusen angepaßt. 

Ein kleiner Konzentratorsatz in der Vermittlungsstelle besteht aus 
10 einzeiligen Baugruppen, die in einem einzeiligen Baugruppenrahmen 
untergebracht werden. In dieser Lösung liegt die geringste Vorleistung 
in der Vermittlungsstelle, wenn in Kabelverzweiger-Gehäusen nur ein¬ 
zelne kleine Konzentratoren vorgesehen werden. 
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2. Mittlere Konzentratoren 

Der mittlere Konzentrator für 144 Teilnehmer und 16 Hauptleitun¬ 
gen gliedert sich in 3 zweizeilige, gekapselte Baugruppenrahmen. Ein 
Baugruppenrahmen enthält die gesamte Steuerung, die beiden anderen 
sind identisch und enthalten je 6 Koppelvielfache A (12/4) und 4 halbe 
Koppelvielfache B (6/4) sowie die Teilnehmerschaltung für 72 Teil¬ 
nehmer. Die 3 Baugruppenrahmen und die Anschalteleiste sind unter¬ 
einander durch Kabelstecker verbunden. 

Der mittlere Konzentrator beansprucht den gesamten Innenraum 
eines Kabelverzweiger-Gehäuses. Ein Teilausbau für nur 72 Teilnehmer 
ist durch Weglassen eines Baugruppenrahmens möglich. Die Anschalte¬ 
leiste ist wie beim kleinen Konzentrator aus Trenneinheiten zusammen¬ 
gesetzt. Wegen der geringen Bautiefe des Kabelverzweiger-Gehäuses 
müssen Baugruppen in der kurzen Ausführung verwendet werden. 

Die in der Vermittlungsstelle für jeden mittleren Konzentrator vor¬ 
zusehende Daten- und Stromversorgungseinrichtung besteht aus einem 
einzigen Baugruppenrahmen mit normaler Bautiefe. 


3. Große Konzentratoren 

Für den Aufbau des großen Konzentrators werden vorhandene 
Baugruppen des Systems verwendet. Diese Baugruppen werden über¬ 
wiegend in normale Baugruppenrahmen eingebaut, die in zwei Schrän¬ 
ken untergebracht werden. Voraussichtlich lassen sich die Baugruppen 
des großen Konzentrators in etwa 7 bis 8 zweizeiligen Baugruppen¬ 
rahmen unterbringen. Die konstruktive Gestaltung dieser Schränke ist 
zur Zeit noch offen, da der Umfang der Anschalteeinheiten sowie die 
klimatischen Bedingungen hierauf entscheidenden Einfluß haben wer¬ 
den. Für den Betrieb der großen Konzentratoren ist für die Stromver¬ 
sorgung ein Starkstromanschluß von 220 Volt und ein Sammler erfor¬ 
derlich. Soll zur Steuerung des großen Konzentrators die Normdaten¬ 
übertragung verwendet werden, so kann er nur in VSt-ähnlichem Klima 
betrieben werden, das durch entsprechende Konstruktion des Gehäuses 
gewährleistet sein wird. 

Die beiden Standgehäuse sollen in einem speziellen Raum von etwa 
2 X 3 m aufgestellt werden. Hierbei kann es sich um einen angemieteten 
Kaum oder auch ein eigens hierfür entwickeltes Gebäude handeln. 

G. Umwelteinflüsse 

In den Räumen, in denen EWSO 1-Anlagen aufgestellt sind, soll 
sich möglichst wenig Personal aufhalten. Typenhäuser und Normge¬ 
bäude haben für den „Wählersaal“ fensterlose Räume. Durch das Ver¬ 
wenden geschützter Kontakte ist das System weitgehend unempfindlich 
gegen Staub und sonstige Verunreinigungen in der Luft. Offene Kon¬ 
taktstellen, wie nicht gesteckte Messerleisten, sind mit Goldoberflächen 
versehen und daher chemisch inaktiv. 

Der gegenüber konventioneller Technik um 50 % reduzierte Platz¬ 
bedarf ergibt bei ungefähr gleicher Verlustleistung pro Anschlußeinheit 
eine erhöhte Volumenbelastung des Raumes. Entlüftungsmaßnahmen 
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werden daher notwendig. Die Einrichtungen werden so ausgelegt, daß 
bei einer maximalen Raumtemperatur von 40 C — sie kann beim Zu¬ 
sammentreffen mehrerer ungünstiger Umstände (Netzausfall und Feh¬ 
ler in der Netzersatzanlage) kurzzeitig auftreten — die zulässige Bau- 
teile-Umgebungstemperatur nicht überschritten wird. Um dies sichcr- 
zustellen, wird an einzelnen Stellen der Anlage, z. B. im Zentralsteuer- 
werk, eine Zwangsbelüftung der Gestellrahmen vorgesehen. Das Ab¬ 
sinken der relativen Luftfeuchte führt, bezogen auf die Einrichtungen, 
zu keinen wesentlichen Schwierigkeiten. Für das Personal sind jedoch 
die Behaglichkeitsgrenzen zu beachten. 

Bei geringerer Luftfeuchte können durch Kunststofftextilfasern in 
der Bekleidung beachtliche statische Aufladungen am Körper der Be- 
dienungspersonen entstehen, die unerwünschte Funkenentladungen für 
das Personal und die elektronischen Schaltglieder zur Folge haben. 
Wirksame Abhilfe kann für das Bedienungspersonal nur durch Er¬ 
höhung der Luftfeuchte geschaffen werden. Zum Schutz gegen Störun¬ 
gen werden Schirm maß nahmen getroffen. 

Für Anlagenteile außerhalb der Amtsräume sind härtere Bestim¬ 
mungen zu beachten, denen durch entsprechende Sondermaßnahmen 
Rechnung getragen werden muß. 

111. Hauptverteiler für das EWSO 1 

A. Allgemeines 

Auch für den Hauptverteiler des EWSO 1 wird eine Raumersparnis 
von 50% angestrebt. Konstruktive Lösungen, die etwa als Prototyp an¬ 
gesehen werden könnten, liegen noch nicht vor. Jedoch wurde eine 
Richtlinie aufgestellt, aus der die künftige konstruktive Gestalt des 
Hauptverteilers erkennbar ist. 

Der neue Hauptverteiler wird so gestaltet, daß von einer senkrech¬ 
ten und waagerechten Seite nicht mehr die Rede sein kann. Diese beiden 
Begriffe werden nachstehend durch die Wörter Kabel- und Vermitt¬ 
lungsseite ersetzt. Für die neu zu entwickelnden Trennleisten, die den 
Abschluß der Anschlußkabel, Ortsverbindungskabel oder Aufteilungs¬ 
ortskabel bilden, und für die ebenfalls neuen Abschlußeinrichtungen der 
Systemkabel, wird vorläufig das Wort „Anschalteeinheiten“ gewählt. 


B. Belegung des Hauptverteilers 

Die Aufnahmefähigkeit der Kabelseite eines vollbestückten IlVt 
soll das 1,2- bis 1,'fache der Vermittlungsseite — 3700 DA — erreichen. 
Im Mittel muß je laufenden Meter Vermittlungsseite mit 3000 BE und 
700 zusätzlichen Schaltpunkten gerechnet werden. Hierfür ist die nach¬ 
stehende Aufstellung richtungsweisend (Tabelle 1). 


Die 700 Doppeladern sind für nicht unmittelbar zur Vermittlungs¬ 
stelle gehörende Einrichtungen, wie PCM-Einrichtungen, Luftschutz- 
einrichtungen usw. vorgesehen. Die Anschalteeinheiten sind so zuein¬ 
ander anzuordnen, daß die Rangierverbindungen von der Kabel- zur 
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Tabelle 1 


Typenhaus 

bzw. 

Normen¬ 

gebäude 

Max. Länge des 
Hauptverteilers 
(Endausgabe) 

Aufnahmefähigkeit des Wählerraumes 

(bei 5 Erl/100 BE) 

Steuernde Orts- Gesteuerte Orts- 

verniittlungsstelle Vermittlungsstelle 

Fe la 

4 * * 

1,80 bis 2,00 
(ev. bis 2,70 m) 

— 

gesell. 4 000 BE 
entspr. 5 000 DA 
ergibt 2 500 DA/m 

Fe lb 

2,70 m 

— 

gesell. 6 000 BE 
enlspr. 7 500 DA 
ergibt 2 800 DA/m 

Fe lc 

3,60 m 

gesch. 6 000 BE 
entspr. 7 500 DA 
(2100 DA/m) 

gesell. 9 000 BE 
entspr. 11 000 DA 
ergibt 3 100 DA/m 

Fe 2e 

Fe N2e 

6,30 m 

gesch. 12 000 BE 
entspr. 16 000 DA 
(2600 DA/m) 

gesch. 18 000 BE 
entspr. 24 000 I)A 
ergibt 3 800 DA/m 

Fe 3 

Fe N3 

12,60 m 

gesell. 28 000 BE 
entspr. 35 000 DA 
ergibt 2 800 DA/m 

— 

Fe 4 

Fe N4 

Fe 4e 

Fe N4e 

22,60 in 

entspr. 42 000 DA 
ergibt 1 900 DA/m 

— 


Vermittlungsseite möglichst kurz sind, wobei vorausgesetzt werden 
kann, daß die Rufnummern der Teilnehmer den Teilnehmerschaltungen 
erst im Rechner zugeordnet werden. 


C. Übertragungstechnisdie Forderungen 

Die Anschalleeinheiten müssen die Übertragungslechnischen Forde¬ 
rungen der NF-Fernsprechtechnik erfüllen. Zwischen den Anschalte- 
punkten zweier benachbart angelegter Doppelleitungen soll die Kapa¬ 
zität deshalb den Wert 1 pF nicht überschreiten. Es müssen auch Lei¬ 
tungen größerer Bandbreite (z. B. Ton-, Breitband-, Daten- und PCM- 
Leitungen) über den HVt geführt werden können. Reichen für diese 
Leitungen die vorgenannten Koppelwerte nicht aus, dann muß der Ein¬ 
bau von besonders hochwertigen Anschalteteilen möglich sein. 


D. Konstruktiver Aufbau 
1. Trägervorrichtung 

Das Eisengestell, das die Anschalteeinrichtungen und Kabel trägt, 
soll möglichst aus DIN-genormten Profilen, Rohren usw. gefertigt wer¬ 
den. Bei einer Erweiterung bestehender Hauptverteiler soll das Verlegen 
der Rangierdrähte zwischen neuem und altem Teil des Hauptverteilers 
ohne Schwierigkeit möglich sein. Das Gestell soll bei mindestens 3facher 
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Sicherheit das Gewicht der Anschalteeinheiten, der Kabel und des auf 
den Hauptverleiler abgestützlen Kabelrostes aufnehmen. Der durch 
fahrbare Leitern verursachte Zug senkrecht zur Front des Hauptver¬ 
teilers ist mit 100 kp anzusetzen, für die senkrechte Belastung der Ab¬ 
weisschiene sind 150 kp anzusetzen. Diese Abweisschiene ist gleichzeitig 
Führungsschiene der Rolleitern. Die bisher verwendeten Rolleitern blei¬ 
ben weiterhin in Gebrauch, geringfügige Anpassung der Führungsteile 
an den Leitern ist möglich. Die Bauhöhe vom Fußboden bis zur Ober¬ 
kante des Flächen ros les beträgt 2800 mm. Vom Ferligungs- zum Auf¬ 
bauort sollen die einzelnen Konstruktionsteile möglichst raumsparend 
verpackt und transportiert werden können. 


Der lichte Zwischenraum zwischen benachbarten Anschalteeinheiten 
muß mindestens so groß sein, daß man mit der Faust durchgreifen kann 
(Richtwert 90 mm). 

Die Gestellkonstruktion muß kurze Rangierverbindungen begün¬ 
stigen, ohne in Längsrichtung des HYt weiterführende Rangierverbin¬ 
dungen zu behindern. 


2. Anschalteeinheiten 


a) Allgemeine Forderungen 


Entsprechend der größeren Aufnahmefähigkeit des gesamten Haupt¬ 
verteilers müssen auch die kabel- und vermittlungsseitigen Anschalte¬ 
einheiten mehr Anschlußpunkte je Flächeneinheit aufweisen als bisher. 
Es muß möglich sein, Drähte von 0.4 mm bis 0.6 mm Leiterdurchmesser 
anzuschließen. Alle Drähte sollen in lötfreier Verbindungstechnik ange¬ 
schlossen werden, wobei zumindest für das Anlegen der Aufteilungs¬ 
kabel und der Rangierdrähte die gleiche Anschlußtechnik gewählt wer¬ 
den muß. Für diese Verbindungsstelle darf nur ein kurzes Drahtende 
(<C 10 mm) benötigt werden. Die Kabel werden den Anschalteeinheiten 
so zugeführt, daß die Rangierkanäle hiervon nicht beeinträchtigt werden 
können. 


Abbindung wird nur im Rahmen der FTZ-Norm gefordert. Das 
aufgeteilte Ende des Kabels wird durch fest mit der Anschalteeinheit 
zu verbindende Abdeckplatten gehalten und abgedeckt. Besondere Kabel¬ 
führungskanäle entfallen dadurch. 

Um bei Bedarf (z. B. Beschädigung der Verbindungsstelle) nur 
kleine Einheiten austauschcn zu müssen, wird die Konstruktion der 
Anschalteeinheiten so gewählt, daß eine möglichst geringe Zahl von 
Doppeladern in einer auswechselbaren Einheit untergebracht ist. Dies 
ist erforderlich, weil — im Gegensatz zu Lötfahnen — schon geringe 
Beschädigungen die Anschlußmittel unbrauchbar machen können. Hier¬ 
aus ergibt sich daß die vorgenannten kleinen Einheiten in ein entspre¬ 
chend geformtes „Gehäuse“ eingelegt und nach Anlegen aller Kabel¬ 
adern mit der aufzubringenden Abdeckung zusammengehalten werden. 
Unter Umständen müssen für Hauptverteiler 55 und solche der Technik 
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EWSO 1 Gehäuse verschiedener Bauhöhe verwendet werden. Jeweils 
5 übereinander angeordnete Einheiten sollen in gleicher Farbe sein, um 
das Abzählen im Betrieb zu erleichtern. 


b) Kabelseitige Anschalteeinheilen 

Die kabelseitigen Anschalteeinheiten enthalten: 

Anschlußpunkte für die Adern des Aufteilungskabels, 
eine Trennstelle je Ader, 

eine Steckvorrichtung zur Aufnahme des Überspannungsableiters vor 
der Trennstelle an der Kabelader, 

Anschlußpunkte für die Drähte der Rangierseite. 

Hierbei muß die Konstruktion so gewählt werden, daß die Trenn¬ 
stellen und die Anschlußpunkte für die Rangierseite sehr leicht von vorn 
zugänglich sind. Die Rangierdrähle müssen durch entsprechende Ge¬ 
staltung der Führung den zugehörigen Anschlußpunkten eindeutig zu¬ 
geordnet werden können. Damit soll verhindert werden, daß beim Ent¬ 
fernen von Rangierdrähten falsche Drähte gelöst oder gar herausge¬ 
zogen werden. 

Die Anschlußpunkte der Kabelseile müssen — z. B. für Umschalte- 
arbeiten im Kabelnelz — gut zugänglich sein. Der Zugänglichkeit der 
nur gelegentlich auszutauschenden Überspannungsleiter, mit denen 
ohnehin weniger als 2 % aller vorhandenen Leitungen ausgerüstet wer¬ 
den müssen, kann dagegen eine geringere Bedeutung zugemessen wer¬ 
den. Es ist wichtiger, daß die Überspannungsableiter bei Arbeiten am 
Hauptverteiler nicht hinderlich sind. Sie müssen beim Auftrennen an der 
Trennstelle an der Kabelader angeschallet bleiben. 

Die Überspannungsableiter werden in entsprechende steckbare Ma¬ 
gazine fest eingebaut. Hierbei ist für jede waagrecht nebeneinander 
angeordnete Gruppe von Leitungen ein Magazin für Ivnopf-Ableiter 
vorzusehen. Es muß sichergestellt sein, daß die Wärmeableitung zwi¬ 
schen Überspannungsableiter und Magazin so gering und zwischen 
Magazin und HVt-Gestell so gut wie möglich ist. An jeden Anschluß¬ 
punkt für das Kabel müssen bei Bedarf mindestens 2 Drähte gleich¬ 
zeitig anliegen und einzeln wieder entfernt werden können. 


c) Anschalteeinheiten für die Vermitllungsseite 

Die Anschalteeinheiten für die Vermittlungsseite enthalten nur die 
Verbindungsteile zwischen dem Schallkabel und den Rangierdrähten. 
Entsprechend dem binären Aufbau des Koppelfeldes müssen die hier 
verwendeten Anschalteeinheiten für 32 Doppeladern (oder einem Viel¬ 
fachen davon) ausgestattet sein. 

d) Zusätzliche Anschalteeinheiten 

Zur Anschaltung von Prüfleitungen, Prüfgeräten und Sprechleitun¬ 
gen wird an etwa jeder dritten Säule benötigt: 

Sprechringleitung (von den Gestellen her bestehend aus 4 Adern über eine gemein¬ 
same Steckvorrichtung; 
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Versorgungsleitungen für 800 Hz, 25 Hz, 60 V und Erde, bestehend aus 6 Leitungen 
über gemeinsame Steck Vorrichtung; 

Zuschalteleitung für das Anschaltegerät des Prüftisches, bestehend aus 6 Leitungen 
über gemeinsame Steckvorrichtung. 

Die Steckvorrichtungen sollten so gestaltet sein, daß ein Verwech¬ 
seln beim Stecken sowohl hinsichtlich der Lage des Steckers als auch 
der anzuschaltenden Leitungen vermieden wird. 

Sie sollen so angebracht werden, daß sie ohne Zuhilfenahme einer 
Leiter bedient werden können. Weder die Steckvorrichtungen noch die 
zugehörige feste Verkabelung dürfen die Zugänglichkeit zu den Rangier¬ 
kanälen einengen. 

An festen Plätzen müssen Anschalteeinrichtungen für nicht unmit¬ 
telbar zur Vermittlungsstelle gehörende Einrichtungen vorgesehen wer¬ 
den. Die dort endenden Sonderleitungen haben teilweise eine große 
Bandbreite und müssen mit geschirmten Schaltdrähten rangiert werden. 


IV. Bauelemente 
A. Elektromechanisdie Bauelemente 


1. II istorisches 


Die Entwicklung der elektromechanischen Bauelemente nahm ihren 
Ausgang von den Schriltschaltwerken (Wähler und Relais mit getrenn¬ 
ten magnetischen und elektrischen Kreisen). Die Schrittschaltsysteme 
wurden besonders in Deutschland durch die Edehnetall-Motordreh- 
(EMD-) Wähler ergänzt und ersetzt. Für besonders schnelle Schallvor¬ 
gänge fand das Edelmetall-Schnellkontakt-(ESK-)Relais in seiner Dop¬ 
pelfunklion als Wählersalz und als Relais Verwendung. In diesem 
Relais sind elektrischer und magnetischer Kreis konstruktiv so zusam¬ 
mengefaßt, daß am Ort der Kontaktgabe elektrischer und magnetischer 
Kreis getrennt verlaufen. Diese Konstruktionsart hat den Vorteil, daß 
das eigentliche Kontaktmaterial edel im Sinne der Kontaktphysik sein 
kann und daher für die magnetische Konlaklgabe nur einen hoch¬ 
ohmigen Nebenschluß darstellt. 


In den 50er Jahren gewann der Glas-Reed-Ivontakt als gasge- 
schütztes Schaltelement Bedeutung für die Vermittlungstechnik. Die 
DBP hat Versuchsvermittlungsstellen in München, Stuttgart und Frank¬ 
furt a/Main gebaut. 

Die Entwicklung der Reed-Kontakte beschränkte sich nicht auf den 
Schutz mit Glaskörpern, sondern wurde auf Metallgehäuse und Tren¬ 
nung der Einzelfunktionen auf Kontaktfeder und Kontaktanker aus¬ 
gedehnt. 

Bei den bekannten gasgeschützten Relais führt der elektrische und 
magnetische Pfad über die Kontaktstelle, die daher magnetisch und 
elektrisch gut leitend sein muß. Das sind Forderungen, die technolo¬ 
gische Schwierigkeiten mit sich bringen und daher weiterhin Gegenstand 
wissenschaftlicher Untersuchungen sind. 
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2. Relais mit gasgeschützten Kontakten in Metall- 
gehäu s e 

a) Kontaktarten 

Für die Verwendung in Koppelfeldern, Anschallegliedern und Ver¬ 
bindungssätzen des EWSO 1 wurden in Anpassung an die Geschwin¬ 
digkeit elektronischer Schallelemente der zentralen Steuereinrichtungen 
Kontakte mit kurzer Schallzeit und kleinem Leistungsbedarf entwickelt. 
Die mit diesen Kontakten ausgerüsteten elektromagnetischen Relais 
ermöglichen bei wartungsfreiem Betrieb eine hohe Zahl fehlerfreier 
Schaltspiele. 

Es erwies sich als zweckmäßig, für die Anwendung der Kontakte 
in Relais für Sprechstromkreise (Koppelfelder) und für Steuerstrom¬ 
kreise (Funktionsrelais) verschiedene Kontakttypen festzulegen (Bild 6). 



Bild f>. 

Schulzgaskontakt in Metall- 
gehäuse 

von links nach rechts: 
Funktions-Umschaltekontakt, 
Funklions-Arbeitskontakt, 
Koppelfeld (Arbeits-) kontakt 


Als Funktionskontakte wurden ein Arbeits- und ein Umschaltekontakt 
entwickelt. 

Der Koppelfeldkontakt — ein Arbeitskontakt — konnte in seinen 
Abmessungen besonders klein gestaltet werden, eine günstige Voraus¬ 
setzung für Koppelfeldrelais mit geringem Platzbedarf. 

Allen Kontakttypen gemeinsam ist der gasdichte Abschluß der 
kontaktgebenden Teile durch ein robustes Metallgehäuse als Schutz 
gegen äußere Einflüsse, wie Wasserdampf, Staub und andere schäd¬ 
liche Verunreinigungen der Luft. Der abgekapselte Kontaktraum ist mit 
einem Schutzgas gefüllt. 

Bild 7 zeigt den Aufbau des Funktions-Arbeitskontaktes. Der Me¬ 
tallboden trägt, befestigt durch eine stabile, gasdichte und isolierende 
Druckgaseinschmelzung, einen Stift aus einer Eisen-Nickel-Legierung 
mit aufgeschweißtem Kontaktplättchen. Am Metalldeckel ist eine ge¬ 
schlitzte Feder und an dieser sind zwei weichmagnetische Ankerplätt¬ 
chen angepunktet. Die an den Ankerplättchen aufgebrachte Kontakt¬ 
schicht bildet den Doppelkontakt. Boden und Deckel sind gasdicht 
zusammengeschweißt. Die elektrische Kontaktgabe ist also ein über 
Feder und Anker hergestellter Kurzschluß zwischen Gehäuse (Deckel 
und Boden) und isoliert eingesetztem Kontaktstift. Zum Schutz gegen 
Korrosion ist das Metallgehäuse verkupfert und vernickelt. Der Koppel- 
feldkontakl (Bild 8) ist in gleicher Weise, jedoch mit kleineren Ab¬ 
messungen .aufgebaut. 
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Deckel 


Druckglas- / 
einschmelzung 



'f 

y /Feder 


Einstellwerkzeug 


Boden 


Kontaktstift 


Anker 




Bild 7. Funktions- 
Arbeitskontakt 


Beide Kontakte wurden dein Fernmeldetechnischen Zentralamt der 
DBP vorgestellt. Die Untersuchungen für den Koppelfeldkontakt sind 
abgeschlossen. Sie zeigten, daß der Kontakt alle geforderten Eigen¬ 
schaften besitzt. 


Bild 8. Koppelfeldkontakt 

Der Funktions-Umschaltekontakt (Bild 9) ist zusammengefügt aus 
der gleichen Platte wie der Arbeitskontakt und einem Deckel, der ähn¬ 
lich wie die Platte einen Stift mit Kontaktplättchen trägt. 

Die gewünschte Federkraft wird am bereits zusammengeschweiß¬ 
ten, dichten Kontaktgehäuse in einem vollautomatischen Arbeitsablauf 
(siehe Einstellwerkzeug in Bild 7) eingestellt. Auf diese Weise werden 
die elektrischen Kennwerte der mit diesen Kontakten bestückten Relais 
ohne weitere Maßnahmen in engen Toleranzen gehalten. Der magne¬ 
tische Kreis in den Relais, der im Prinzip dem Schema in Bild 10 ent¬ 
spricht, ist durch die definierten Anlageflächen des Kontaktes wenig 
toleranzbehaftet. 

b) Betätigung der Kontakte 

Im Bild 10 ist ein Arbeitskontakt mit seinem äußeren Eisenkreis 
und seiner Spule schematisch dargestellt. Bei Erregung der Spule wird 
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Bild 9. Funklions-Umschaltekontakt 


im Kontaktstift ein magnetischer Fluß erzeugt, dessen Weg über den 
Kontaktluftspalt zu den beiden Ankern, weiter über das Kontaktgehäuse 
zum äußeren Flußbügel und wieder in den Kontaktstift führt. Der 
Flußübergang Flußbügel-Kontaktstift wird durch eine gegenüber dem 
Flußbügel isolierte Platte erleichtert. Der Kontakt spricht an, sobald 
die magnetische Zugkraft im Spalt gleich wird der mechanischen Vor¬ 
spannung der Anker gegen den Deckel. 



FluHbügel 


Platte 


Bild 10. Funktions-Arbeilskontakl, 
Prinzip der Arbeitsweise 


Die Funktion des u-Kontaktes ist analog. Durch Federvorspannung 
wird auf der Ruheseite eine ausreichende Kontaktkraft erzeugt. 

Aus Bild 10 ist klar zu erkennen, daß die mittlere Windungslänge 
der Spule gering ist. Diese kleine mittlere Windungslänge ermöglicht 
eine geringe Ansprechleistung, die nicht nur für die Schaltungstechnik 
Vorteile bietet, sondern auch eine geringe Wärmeentwicklung bei den 
Baugruppen zur Folge hat. 
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c) Schutzgas und Kontaktierung 

Das verwendete Schutzgas enthält wie üblich 97 % Stickstoff und 
3 % Wasserstoff. Anker und Kontaktplättchen der Relaiskontakte tragen 
eine für Schutzgaskontakte außerordentlich dicke, nichtmagnetische und 
hochschmelzende Kontaktschicht von rund 20 //m bei Funktionsrelais 
und rund 15/mi beim Koppelfeldrelais. Die beschriebenen Funktions¬ 
und Koppelfeldkontakte werden an die Bauteileverdrahtung — in der 
Regel sind das gedruckte Schaltungsplatten — über lötbare Drahtstifte 
angeschlossen, von denen einer an das Kontaktgehäuse und einer an 
den Kontaktstift angeschweißt ist. 


d) Relaisarten 

Mit den 3 Kontakt typen wurde eine Relaisreihe entwickelt, mit der 
sich alle schaltungstechnischen Bedingungen einer Vermittlungsstelle 
realisieren lassen. Im Normalfall wird in den Spulenkörper ein Kupfer¬ 
rohr als Mittel zur Verzögerung der Abfallzeit eingebaut. Bild 11 zeigt 
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Bild 11. 
Einkontakliges 
monoslubilcs Helais 
mit Schulzgas¬ 
kontakt in Metall¬ 
gehäuse 


den Längsschnitt eines einkontaktigen, monostabilen, neutralen Relais 
mit Schutzgaskontakt, Bild 12 verschiedene Ausführungsformen. Für 
besonders hohe thermische Dauerbelastung steht eine eingegossene 
Ausführung mit vergrößertem Wickelraum zur Verfügung. Ein mono- 
stabiles, neutrales Relais mit dem Koppelfeldkontakt ist ebenfalls in 
der Relaisreihe enthalten. Bild 13 zeigt in schematischer Darstellung 
eine Zusammenfassung aller vorgesehenen Relaistypen. 

e) Bistabile Koppelfeldrelais 

Bistabile Koppelfeldrelais sind zum Aufbau von Kopplern im 
Sprechwegenetzwerk vorgesehen. Der Koppler ist aus einzelnen bista¬ 
bilen Koppelfeldrelais aufgebaut, die jeweils einen Koppelfeldkontakt, 
eine Wicklung und einen Dauermagneten enthalten. Bild 14 zeigt den 
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Bild 12. Relais mit Schutzgaskontakten 


monostabil 



monostabil 



bistabil 



monös fobit 
vergossen 




monostabil 



bistabil 
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Bild 13. 

Relais-Typenreihe 
mit Schutzgaskontakten 
in Metallgehäuse 


Längsschnitt eines einkontaktigen bistabilen Koppelfeldrelais mit Schutz¬ 
gaskontakt. Die Koppelfeldrelais werden mit einem Impuls betätigt, 
durch einen Magnet leislungslos gehalten und durch einen Impuls ent¬ 
gegengesetzter Polarität wieder abgeworfen. Die Wirkungsweise ist aus 
der schematischen Darstellung in Bild 15 zu ersehen. Der Anker des 
Kontaktes ist mit A bezeichnet. Der Kontaktstift und der äußere Eisen¬ 
kreis sind zusammengefaßt gezeichnet. M stellt den Dauermagneten 
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dar. Parallel zum Dauermagnet ist ein Streublech St angeordnet. Der 
Fluß des Dauermagneten 0 m verteilt sich entsprechend den magneti¬ 
schen Widerständen auf den Arbeitsluftspalt und das Streublech. Die 
vom Fluß 0 q am Arbeitsluftspalt des offenen Kontaktes erzeugte Kraft 
ist zu klein, um die Anker entgegen der Federvorspannung F vom 
Anschlag am Deckel abzuheben. 



Bild 15. 

Wirkungsweise des bistabilen 
Koppelfeldrelais 


Bei positiver Erregung der Spule Sp überlagert sich der erzeugte 
magnetische Fluß 0*,, dem Fluß über dem Spalt 0<>: Der Kontakt 
wird betätigt. Der magnetische Widerstand des Spaltes bei geschlos¬ 
senem Kontakt ist viel kleiner als bei geöffnetem Kontakt, deshalb ist 
der Anteil des Dauermagnetflusses 0 m, der im geschlossenen Zustand 
über den Spalt verläuft, größer und 0*t entsprechend kleiner. Der 
Kontakt bleibt deshalb ohne Spulenerregung durch den Dauermagnet 
geschlossen. Durch negative Erregung der Spule Sp wird 0o verringert: 
Der Kontakt fällt ab. 

Die quantitativen Zusammenhänge sind im Bild 16 zu erkennen. 
Die Anker haben eine Federvorspannung F v gegen den Deckel des 
Kontaktes. 



Kontaktspalt Koppelfeldrelais 


Ein Teil dieser Vorspannung wird durch die vom Dauermagnet 
herrührende Kraft aufgehoben. Die als Differenz verbleibende Anker¬ 
vorspannung A F bestimmt zusammen mit der Ankermasse die Be¬ 
schleunigungsfestigkeit des Koppelrelais gegen fälschliches Schließen. 
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Nach Schließen des Kontaktes und Abschal teil der Spule ist die 
magnetische Kraft um die Kontaktkraft Fr größer als die Federkraft. 
(Den Zusammenhang zwischen Kontaktspalt und Federkraft stellt die 
Federkennlinie dar, den Zusammenhang zwischen Kontaktspalt und 
magnetischer Zugkraft ohne Spulenerregung die magnetische Kennlinie.) 

Die Kontaktkraft Fr bestimmt die Beschleunigungsfestigkeit des 
geschlossenen Kontaktes. 

Es ist ohne weiteres zu erkennen, daß ausreichende Beschleuni¬ 
gungsfestigkeiten nur dann erreicht werden, wenn der Kontakt eine 
definierte Vorspannung hat und zusätzlich die Kontaktöffnung nur in 
engen Grenzen schwankt. Diese Bedingungen werden vom Koppel feld¬ 
kontakt wegen der automatischen Einstellung gut erfüllt. 

Das beschriebene Prinzip der Koppelfeldrelais ist charakterisiert 
durch einfachen konstruktiven Aufbau und geringen Bedarf an Steuer¬ 
leistung zum Betätigen und Abwerfen. Einige Kenndaten des Koppel¬ 
feldrelais zeigt Tabelle 2: 


Tabelle 2 

Kenndaten des Koppelfeldrelais 


Länge X Breite (Rastermaß) 

Höhe 

Volumen 

Gewicht 

Einfache Ansprechleistung 

Einfache Abwerfleistung 

Ansprechzeit für zweifache Ansprechleistung 

Abwerfzeit für zweifache Abwerfleistung 


12,7 mm X 7,6 nun 
17,3 mm 
rd. 1,6 cm 3 
3,5 g 

rd. 200 mW 
rd. 300 mW 
0,6 ms 
0,15 ms 


B. Halbleiter und integrierte Schaltungen 

Im EWSO 1 kommen aus Zuverlässigkeitsgründen und wegen der 
hohen thermischen Belastbarkeit fast ausschließlich Silizium-Halbleiter 
zur Anwendung. 

In peripheren Geräten, wie z. B. Relaissätzen, Einstellern usw., wer¬ 
den wegen der hohen Schaltleistungen im wesentlichen diskrete Halb¬ 
leiterbauelemente, wie Siliziumdioden mit und ohne „Controlled- 
Avalanche“-Verhalten im Metallgehäuse, Universaldioden und schnelle 
Schaltdioden im Glasgehäuse und Schalttransistoren verschiedener Lei¬ 
stungsstufen, eingesetzt. 

Für Entkopplungszwecke in Relaisschallungen und Koppelfeldern 
wurde eine spezielle Silizium-Doppeldiode mit „Controlled-Avalanche“- 
Verhalten im Kunststoffgehäuse (Feuchteklasse F) entwickelt. 

In zentralen Geräten, wie z. B. Verarbeitungseinheiten, Speichern, 
Datenaustausch- und Ubertragungssteuerwerk usw., werden weitgehend 
digitale monolithische integrierte Schaltungen eingesetzt. Lediglich 
Leistungsstufen (z. B. Taktgeneratoren und -Verstärker, Treiberschal¬ 
tungen der Speicher) sind unter Verwendung diskreter Halbleiter auf¬ 
gebaut. 
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Integrierte Schaltungen haben gegenüber Schaltkreisen aus diskre¬ 
ten Bauelementen allgemein eine wesentlich höhere Zuverlässigkeit, die 
einmal durch das Fertigungsverfahren bedingt ist, zum anderen aus 
der erheblichen Einsparung an externen Verbindungen folgt. Die gerin¬ 
gen Abmessungen der integrierten Schaltungen erlauben außerdem eine 
beträchtliche Verkleinerung des Gerätevolumens. 

Im EWSO 1 wird die heute schon sehr weit verbreitete, erprobte 
und von verschiedenen Herstellern lieferbare TTL-Schaltkreisfamilie 
im „Dual-in-line“-Gehäuse (Bild 17) eingesetzt. Diese Serie hat folgende 
Merkmale: 



Ausreichende Schnelligkeit — 

Großen Störspannungsabstand — 

Geringen Leistungsverbrauch und damit geringe Verlustwärme — 
Geringe Kosten je Gatterfunktion. 

Wegen der geforderten hohen Zuverlässigkeit muß gewährleistet 
sein, daß alle lebensdauerverkürzenden Einflüsse von den Schaltkreisen 
ferngehalten werden. Das wird erreicht durch geregelte Strom versor- 
guugsgeräte zur Vermeidung von Überspannungen und Abschneiden 
unvermeidbarer Slörspannungsspitzen an den Gattereingängen auf un¬ 
kritische Werte mittels schneller Schaltdioden. 


C. Passive elektrische Bauelemente 
1. W i d e r s t ä n d e 

Es werden folgende Widerstände eingesetzt: 

Kohleschicht-Festwiderstände mit Toleranzen von ± 5 %, ± 2 % oder 
± 1 % und Belastungen von 0,12 W bis 0,62 W; 

Drahtwiderstände mit Toleranzen von ± 5 %, ± 2 % oder ± 1 % und 
einer Belastung von 1,6 Watt und 2,4 Watt für Anwendungsfälle, bei 
denen die Induktivität dieser Widerstände keine Rolle spielt; 

Edelmetallschicht-Fest widerstände (induktivitätsarm) mit Toleranzen 
von ± 10 % oder + 5 % für Belastungen bis 1,6 W, für Fälle, bei denen 
im Störungsfall hohe Überlastung am Widerstand auftreten kann. 


t 
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2. K o n d ensatore n 

Es werden folgende Kondensatoren eingesetzt: 

KS-Kondensaloren (Styroflex) der Feuchteklasse G mit Toleranzen von 
±2%, ±5 % und ± 10 %; 

MKU-Kondensatoren (Kunststoff-Folien-Kond.) mit ausheilfähiger Me¬ 
tallisierung der Feuchteklassen G, F und für besonders hohe Anfor¬ 
derungen Klasse C (dicht eingebaut in Rundbecher) mit Toleranzen 
von ± 20 %; 

MKT-Kondensatoren (Kunststoff-Kond.) der Feuchleklasse F in Kunst¬ 
stoffbecher mit Toleranzen von ± 5 %, ± 10 % und ± 20 %; Elektrolyt¬ 
kondensatoren der Feuchteklasse F; 

Elektrolytkondensatoren in Tantal-Sintertrockenausführung der Feuch¬ 
teklasse C. 

3. Sonstige Bauelemente 

Erwähnung sollen nur die Ferritspeicherringkerne finden. Sie ha¬ 
ben einen Außendurchmesser von 0,5 mm, gehören der Klasse der Weit- 
temperaturbereichs-Kerne an, d. h., sie sind im Bereich von 0 bis 70° C 
verwendbar, der Nennstrom beträgt 700 mA und die Schaltzeit 300 ms. 


D. Elemente der Verbindungstechnik 

Zur elektrischen Verbindung der Bauelemente werden verschiedene 

Verdrah lungsarten angewendet. 

1. Die in einer Baugruppe zusammengefaßten Bauelemente werden 
durch eine geätzte Verdrahtung untereinander und mit 
der auf der Baugruppe befestigten Federleiste verbunden. Die Leiter¬ 
bahnen werden entweder in Normal- oder in Feinätztechnik aus¬ 
geführt. Die Verbindung der Lötanschlüsse der Bauelemente mit den 
Lötaugen der geätzten Verdrahtung wird in der Regel mittels einer 
Schwallötung hergestellt. 

2. Die auf der Baugruppe montierte Federleiste bildet mit der im Bau¬ 
gruppenrahmen montierten Messerleiste eine OOpolige Steckver¬ 
bindung (Bild 18). Das einzelne Steckelement ist als Doppel¬ 
kontakt ausgebildet. Die Anschlußstifte der Messerleiste sind für 
Wrap-Verdrahtung geeignet. Sie stehen in einem Raster von 5 mm 
X 5 mm. 

3. Die Stifte der im Baugruppenrahmen montierten Messerleisten er¬ 
lauben die Anwendung der Drahtwickeltechnik. Als Wickelverbin¬ 
dung wird grundsätzlich der „modified wrap“ genommen. Die 
Drahtführung wird je nach den elektrischen Bedingungen der Lei¬ 
tung nach bestimmten Regeln festgelegt. In einigen Fällen wird für 
die Verdrahtung eines Baugruppenrahmens zusätzlich eine g e - 
ätzte Verdrahtung angewendet. Sie liegt unter der Verdrah¬ 
tung mit diskreten Drähten. Die Zusammenfassung von zwei Bau- 


173 




P. Dietrich 


gruppenrahmen zu einer Einheit ist möglich. In diesem Fall werden 
die Rahmen fertig verdrahtet und dann mit einer zusätzlichen Ver¬ 
drahtung zu einer Einheit verbunden. 


4. Für die Gestellverdrahtung sind drei Möglichkeiten vorgesehen: 

Die feste Gestellverd r a h tung besteht aus Einzeldrähten, 
die die Baugruppenrahmen eines Gestellrahmens über bestimmte 
Messerleisten (Gestellkabelleisten) miteinander verbinden. Die Drähte 
laufen in Taschen außerhalb der Baugruppenrahmen. 

Das steckbare Gestellkabel ist ein individuell hergestell¬ 
tes Kabel, das mit Federleisten abgeschlossen ist und auf die Messer 
der Gestellkabelleisten aufgesteckt wird. 


In bestimmten Fällen kann die Verdrahtung zwischen zwei Bau¬ 
gruppenrahmen innerhalb des Gestelles mit einem 1 : 1 - Norm¬ 
kabelverbinder durchgeführt werden. 



Bild 18. Steckverbinder 


5. Die Amtsverkabelung, d. h. die Verkabelung der Gestelle unterein¬ 
ander, wird mit 1 : 1-Normkabelverbindern ausgeführt. Das sind 
Kabel in verschiedenen Längen, die an den beiden Enden mit Messer- 
leisten versehen sind. Sie werden auf die dafür vorgesehenen Messer¬ 
leisten im Baugruppenrahmen aufgesteckt und in den Kabelkanälen 
und auf den Kabelrost verlegt. 

6. Außer den obengenannten Verbindungsmöglichkeiten werden Klemm- 
und Schraubverbindungen angewendet (Erdleitungen, Stromversor¬ 
gung) sowie an einigen Stellen, vom Bauteil bedingt (Fernmelde¬ 
schutzschalter), normale Handlötung. 


V. Zusammenfassung und Ausblick 

Leitgedanke bei der konstruktiven Gestaltung des EWSO 1 war 
die Forderung nach Verminderung des Raumbedarfs auf 50 % gegen¬ 
über einer vergleichbaren EMD-Anlage bei gleichzeitiger guter Zugäng¬ 
lichkeit und Wartbarkeit. Bei der Verfolgung dieses Zieles werden alle 
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Möglichkeiten eines Einsatzes moderner Bau- und Konstrukt ionsele- 
mente genützt; gleichzeitig wird aber hinsichtlich deren Zuverlässigkeits- 
Eigenschaften ein strenger Maßstab angelegt. 

Die Neugestaltung des Hauptverteilers wird in diese Überlegungen 
einbezogen. 

Wenn auch in der zentralen Steuerung vorwiegend elektronische 
Bauelemente bis hin zu den integrierten Schaltungen Eingang gefunden 
haben, so bleibt das Baum vielfach-Koppelfeld doch noch den elektro¬ 
magnetischen gasgeschützten Relais Vorbehalten. 

Das derzeitige Einheitsrelais für das Koppelfeld ist das bistabile 
Relais mit gasgeschützten Kontakten in Metallgehäuse. Dieses Relais 
ähnelt in seinen Abmessungen denen eines Leistungstransistors. 

Die Technologie ist heute einem ständigen raschen Wandel unter¬ 
worfen. Die lange Entwicklungszeit und die hohen Investitionen für 
Fernsprechanlagen bedingen aber das Fest legen eines bestimmten Stan¬ 
des der Technologie für längere Zeiträume, d. h., es kann nicht jedem 
Trend gefolgt werden. Innerhali» dieser Phase ist das nächste anzu¬ 
strebende Ziel die Erprobung der Bauelemente im Vermittlungssystem 
unter hartem Versuchsbetrieb. Für EWSO 1 wird ein derartiger Ver¬ 
suchsbetrieb mit einem öffentlichen Versuchsamt durchgeführt, das 
1972 aufgebaut wird. Nach Verarbeitung der aus diesem Betriebsversuch 
gewonnenen Erkenntnisse soll EWSO 1 etwa Mitte der 70er Jahre das 
Einheitssystem der DBP werden. 
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I. Das elektronisch gesteuerte Ortswählsystein EWSO 1 

A. Überblick über das Systemkonzept 

Zur Zeit wird ein neues Ortswählsystem EWSO 1 entwickelt, das 
in einigen Jahren im Bereich der Deutschen Bundespost eingesetzt wer¬ 
den soll. 

Das EWSO 1 ist ein Fernspreclivermittlungssystem für den Orts¬ 
dienst, das für die Sprechwegdurchschaltung ein Koppelnetz mit bi¬ 
stabilen Schutzgaskontakten, für die Steuerung ein elektronisches spei¬ 
cherprogrammiertes Zentralsteuerwerk besitzt. 

Das K o p p e 1 n e t z besteht aus drei Stufen A, B und C, die durch 
Zwischenleitungen miteinander verbunden sind (Bild 1). Die kleinste 
Einheit des Koppelnelzes ist das Koppelvielfach. 16 Koppel¬ 
vielfache A und 8 Koppel viel fache B sind über Zwischenleilungen zur 
Koppelgruppe AB miteinander verbunden. 8 Koppelgruppen AB fügen 
sich mit insgesamt 64 Koppelvielfachen C zu einer K o p p e 1 g r u p p e 
ABC zusammen. Bei der im Bild 1 dargestellten Anordnung können bis 
zu 9 Koppelgruppen ABC über die Zwischenleitungen der C-Slufe zu 
einem Koppelnetz zusammengefaßt werden. Reicht die Größe des so 
entstehenden Koppelnetzes, das aus 16 X 8 X 9 = 1152 Koppelviel¬ 
fachen A besteht, nicht aus, dann kann die Zahl der Ausgänge der 
C-Stufe erhöht werden. Bei ihrer Verdoppelung können 17 Arbeitsfelder 
zu einem Koppelnetz verbunden werden. 

Das Koppelnetz hat nur eine A n s c h I u ß s e i t e f ii r Zu¬ 
bringer und Abnehmer. Alle Anschlußleitungen, Ortsverbin¬ 
dungsleitungen und Endvermittlungsleilungen sowie die in einer Ver¬ 
bindung benötigten Einrichtungen, wie die Wahlaufnahmesälze (zur 
Aufnahme der von Teilnehmern gegebenen Wahlinformationen), Wahl- 
nachsendesätze (zur Weitergabe der Wahlinformation über die Sprech¬ 
adern zu konventionellen Vermittlungsstellen), Inlernsätze (bei einem 
Gespräch zwischen zwei Teilnehmern derselben Ortsvermittlungsstelle 
eingeschleift) und einige weitere in Bild 1 nicht dargeslelltc Sätze für 
besondere Aufgaben (Fangen, Fernsprechauftragsdienst, Prüfen usw.) 
werden an die A-Stufe angeschlossen. Eine Verbindung zwischen zwei 
Eingängen an Koppelvielfachen A verschiedener Arbeitsfelder verläuft 
über sechs Stufen: A-B-C-C-B-A. Liegen die zu verbindenden Eingänge 
an Koppelvielfachen A derselben Koppelgruppe ABC, aber verschiedener 
Koppelgruppen AB, so werden für die Verbindung nur fünf Stufen 
A-B-C-B-A — benötigt. Ebenso gibt es Verbindungen über drei Stufen 
A-B-A—, wenn die Eingänge in derselben Koppelgruppe AB liegen, 
oder über nur eine Stufe, wenn die Eingänge zum selben Koppelviel¬ 
fach A gehören (Kurzwege). 

Die Zahl der Eingänge am Koppelvielfach A ist 
abhängig von der Verkehrsbelastung der anzuschließenden Leitungen 
und Sätze. Die Belastungsfähigkeit der Koppelvielfache A wird durch 
die Zahl der Zwischenleitungen bestimmt. Vorgenommene Verkehrs¬ 
simulationen haben gezeigt, daß bei einem Verlust B = 2 % für an- 
kommende Belegungen zu einem Einzelanschluß unter der Voraus¬ 
setzung gleichmäßiger Verteilung der Verkehrslast je Koppelvielfach A 
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2,55 Erlang verarbeitet werden können. Die Bedingung, die Koppel¬ 
vielfache A gleichmäßig zu belasten, läßt sich jedoch im Betrieb einer 
Vermittlungsstelle nicht ganz erfüllen. Bei ungleicher Belastung der 
Koppelvielfache A sinkt die Belastungsfähigkeit des Koppelnetzes. Unter 
Berücksichtigung einiger weiterer Einflüsse (vgl. Abschnitt 111. E. 1.) 
kann mit 38 Erlang je Koppelgruppe AB, das entspricht 2,4 Erlang je 


AB C 



ABC 2-9 


Bild 1. Koppelnetz des EWSO 1 

ES Externsatz NS Nachsendesatz 

GS gehender Satz TS Teilnehmersatz 

IS Internsatz WAS Wahlaufnahmesatz 

KS kommender Satz 
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Koppelvielfach A, gerechnet werden. Da die Verkehrswerte der anzu¬ 
schließenden Leitungen und Sätze Unterschiede aufweisen — auch die 
Belastung der Anschlußleitungen ist sehr uneinheitlich —, ergibt sich 
aus der Vorgabe eines festen Verkehrs wertes je Koppelvielfach A die 
Notwendigkeit, Koppelvielfache A mit unterschiedlichen Eingangszah¬ 
len A x vorzusehen. Bisher sind folgende Koppel vielfache A vorgesehen: 


Zahl der Eingänge 

Beispiel für die Beschaltung 

je Koppelvielfach A 

des Koppelvielfaches A mit 

A x 

Sätzen 


AnschluMleitungen 

8 

2 


6 

16 

2 

oder 

14 


— 


16 

24 

2 

oder 

22 


— 


24 

32 

— 


32 

4 *) 

4 


-- 


*) für reinen Durchgangsverkehr 


Zwischen den einzelnen Stufen des Koppelnetzes sind variable 
Mischungen nicht erforderlich, da die Verkehrsbelastung konstant ist. 
Die Zahl der Ausgänge der vorhergehenden Stufe konnte deshalb gleich 
der Zahl der Eingänge der folgenden Stufe werden. Folglich sind auch 
feste Mischungen entbehrlich. Das Koppelnelz hat eine wabenförmige 
Struktur. Von jedem Eingang des Koppelnetzes ist jeder beliebige 
andere Eingang zu erreichen. Es treten allerdings im allgemeinen ver¬ 
nachlässigbar kleine innere Blockierungen auf. Kommt der Versuch, 
eine Zubringerleitung mit der zuerst ausgewählten freien Abnehmer¬ 
leitung zu verbinden, nicht zustande, so wird der Verbindungsversuch 
mit weiteren freien Abnehmerleitungen wiederholt. Nach höchstens vier 
Verbindungsversuchen ist der Anteil der inneren Blockierungen kleiner 
als 0,1 %. Die Erreichbarkeit der angeschlossenen Leitungsbündel kann 
daher als nahezu vollkommen angesehen werden. 

Die in den Sprechwegen angeordneten Einrichtungen — Koppel¬ 
netz und Sätze —, im folgenden als periphere Einrichtungen bezeichnet, 
werden vom Zentralsteuerwerk bedient, das die wesentlichen 
Steuerfunktionen der Ortsvermittlungsstelle ausübt. Das Zentralsteuer¬ 
werk wertet die von den peripheren Einrichtungen gelieferten Infor¬ 
mationen aus und gibt Befehle an diese Einrichtungen. Das Zentral¬ 
steuerwerk besteht aus Verarbeitungs- und Speichereinheiten. Im Spei¬ 
cherteil des Zentralsteuerwerks wird der jeweilige Belegungszustand 
des Koppelnetzes festgehalten. Das Koppelnetz hat keinerlei Funktionen 
bei der Wegesuche. Es benötigt deshalb keine Hilfsadern und ist zwei¬ 
adrig. Zwischen dem Zentralsteuerwerk und den peripheren Einrich¬ 
tungen sind als Bindeglied Arbeitsfeldsteuerwerke einge¬ 
gliedert, die die unterschiedlichen Arbeitsgeschwindigkeiten und Ener¬ 
gieverhältnisse der peripheren Einrichtungen und des Zentralsteuer¬ 
werks aneinander anpassen. 
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Bilcl 2. Elektronisch gesteuertes OrtswShlsystcm EWSO 1 


A rbe i t sfelcl s t eue r \ve rk 
Durchwahlsatz 
Datenaustausch- und 
Cbcrlragungssleuerwerk 
Datenübertragungs- und 
Versorgungseinrichtung 
Ersatz- 

Arbeitsfeld Steuerwerk 
Einkanal-Datenüber- 
tragungseinrichtung 
Einsteller 
Externsatz 

1*2 rsa t zsch a 11 ee i nri ch I u ng 
Peripherie 

ESE-ZST Ersatzschalteeinrichlung 
Zentralsteuerwerk 
FS Fernschreibapparat 

GKT großer Konzentrator 

GOVSt gesteuerte 

Ortsvermittlungsstelle 


AST 

DS 

DTU 

1)UV 

E:AST 

EDU 

EN 

ES 

ESE-PE 


GS 

II) 

IS 

KKT 

KKTS 

KS 

LSYE 


gehender Satz 
Ident ilizierer 
Internsatz 


kleiner Konzentrator 
Konzen Iratorsalz 
kommender Satz 
Ersa tzschal t eleit u n gs - 
System 

Speieherleitungssystem 
Zentrales Leitungssystem 
mittlerer Konzentrator 
Speicher 
STOVST steuernde 

OrlsvermiUlungsstelle 

TLN Teilnehmer 

TS Teilnehmerschaltung 

VE Verarbeitungsteil 

W A S W ah la uf na h mesa t z 

W N S W ahlnachsendesa I z 


I.SYP 
LSYZ 
M KT 
SP 


m 


Das Zentralsteuerwerk mit dem zugehörigen Speicher ist aus 
Sicherheitsgründen gedoppelt. Die Arbeitsleidsteuerwerke versorgen je 
zwei Koppelgruppen ABC. Zusätzlich sind Arbeitsfeldsteuerwerke für 

Ersatzzwecke vorhanden. 
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Das Zentralsteuerwerk ist mit den Arbeitsfeldsteu er werken über 
ein Datenleitungsnetz verbunden. Dieses Leitungsnetz kann 
innerhalb eines Gebäudes oder — nach einer Parallelserienumsetzung 
der zu übertragenden Daten — zwischen dem Zentralsteuerwerk und 
in anderen Gebäuden untergebrachten Arbeitsfeldsteuerwerken ge¬ 
schaltet sein. Die zu einem Zentralsteuerwerk gehörenden Arbeitsfelder 
müssen mithin nicht räumlich vereinigt sein. Sie können auch an ande¬ 
ren Stellen stehen und ferngesteuert werden. Eine solche Vermittlungs¬ 
stelle bezeichnet man als gesteuerte Ortsvermittlungs¬ 
stelle im Gegensatz zur steuernden Ortsvermittlungs¬ 
stelle, die mit dem Zentralsteuerwerk räumlich vereinigt ist. Ver- 
mittlungstechnisch sind steuernde und gesteuerte Ortsvermittlungsstellen 
gleichwertig. Bild 2 zeigt die Gliederung einer steuernden Ortsvermitt¬ 
lungsstelle, an die eine gesteuerte Ortsvermittlungsstelle angeschlos¬ 
sen ist. 


Ähnlich wie das Koppelnetz der Ortsvermittlungsstelle sind auch 
die Koppelnetze der Konzentratoren aufgebaut. Konzentratoren 
werden in das Anschlußleilungsnetz vorgeschoben. Sie fassen den Ver¬ 
kehr der über Zweigleitungen angeschlossenen Teilnehmer auf eine ge¬ 
ringere Zahl von Anschlußleitungen (Hauptleitungen) zusammen. In den 
Bildern 3, 4 und 5 sind Konzentratoren verschiedener Größen dargestellt. 
An die kleinen Konzentratoren (Bild 3) können 20 Teilnehmer ange¬ 
schlossen werden. Sie haben nur ein einstufiges Koppelnelz. Vier Haupt¬ 
leitungen verbinden den kleinen Konzentrator mit der Ortsvermittlungs¬ 
stelle. Zur Steuerung und Stromversorgung wird eine freie Hauptleitung 
verwendet. Mittlere Konzentratoren mit einem zweistufigen Koppelnetz 
können maximal 144 Teilnehmer über 16 Hauptleitungen mit der Orts- 
vermittlungsstelle verbinden (Bild 4). Zur Steuerung und Stromver¬ 
sorgung dient eine zusätzliche Doppelader. Kleine und mittlere Konzen¬ 
tratoren werden in Kabelverzweigergehäusen eingebaut. Ihre Haupt¬ 
leitungen werden an die A-Stufe der Ortsvermittlungsstelle angeschlos¬ 
sen. Zum Anschluß von maximal 512 Teilnehmern sind große Konzen¬ 
tratoren vorgesehen (Bild 5). Sie haben ein zweistufiges Koppelnetz, 
das wie eine Koppelgruppe AB der OVSt gruppiert ist. In der A-Slufe 
werden Koppelvielfache A mit 32 Eingängen eingesetzt. Die Zahl der 
Hauptleitungen ist gleich der Anzahl der Zwischenleitungen einer 
solchen Koppelgruppe. Sie werden in der Ortsvermittlungsstelle an die 
C-Stufe angeschlossen. Zur Steuerung dienen zwei Datenleitungen; die 
Stromversorgung erfolgt über ein Netzanschlußgerät aus dem Stark¬ 
stromnetz. Der große Konzentrator eignet sich auch zur Erweiterung 
konventioneller Vermittlungsstellen, wenn sich der Einsatz einer ge¬ 
steuerten Ortsvermittlungsstelle noch nicht lohnt. Er kann in unklimati- 
sierten Räumen aufgestellt werden. 

An alle Konzentratoren können Gemeinschaftsanschlüsse, an große 
Konzentratoren können kleine Konzentratoren angeschlossen werden. 
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KKf 

(Kleiner Konzertrotor) 
A ' 

20 i 


20 rin 


0,0C5 Frl/fln 


MKI 

(Mittleret Konzentrator) 
A' 9 ' 


^4 


moxKA Jln 0,053 Erl/rin 


4 HL 

0,22 Fr!/Ltg 


Bild 3. 
Hl 

ovst 

Tin 


Kleiner Konzentrator 

Hauptleitung 

Ortsvermittlungsstclle 

Teilnehmer 


rr-cx. ‘S Hi unO / Steuerltg 
0/eSrl/ttg 


OVSJ 

B 


Bild 4. Mittlerer Konzentrator (Erläuterungen siehe Bild 3) 


OKI 

(QroCter Konzentrator) 



mox. 512 Jln 0,08 Er!/Jln 


max 54 HL und 2 Steuerltg 
0,6C Erl/Ltg 


Bild 5. Großer Konzentrator (Erläuterungen siehe Bild 3) 

B. Die für die Planung der Vennittlungs- und Linientedinik wesentlichen 

System inerkmale 

Ein Zentralsteuerwerk kann mehrere Ortsvermitllungsstellen be¬ 
dienen. Dieser Bereich wird als Steuerbereich bezeichnet. Zwi¬ 
schen der Lage eines Anschlusses am Koppelnetz und seiner Rufnummer 
besteht innerhalb eines Steuerbereichs keine feste Zuordnung. Die bei 
Ortsvermittlungssiellen in Direktwahltechnik notwendige Rücksicht¬ 
nahme bei der Numerierung von Sammel-, Gemein- 
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schafts- und Wählsternanschlüssen entfällt. Anschlüsse 
mit beliebigen Rufnummern können zu Gemeinschaftsanschlüssen zu¬ 
sammengefaßt oder über Konzentratoren geführt werden. Die Leitungen 
eines Sammelanschlusses können auf mehrere Koppelvielfache A verteilt 
werden. Aus Belastungsgründcn ist dieses Vorgehen sogar zweckmäßig. 
Reserveausgänge an bestimmten Stellen für die spätere Vermehrung 
der Leitungen eines Sammelanschlusses sind entbehrlich. R u f n u m - 
mernänderungen beim Umzug eines Teilnehmers sind nur dann 
erforderlich, wenn der Anschluß in einen anderen Steuerbereich oder 
ein anderes Ortsnetz verlegt wird. Dabei muß jedoch beachtet werden, 
daß während der Einführung des EWSO 1 gesteuerte Vermittlungs¬ 
stellen zunächst einer anderen steuernden Vermittlungsstelle zugeordnet 
sein können, aber bereits einen Rufnummernblock, z. B. 1000 Ruf¬ 
nummern, des endgültigen Steuerbereichs erhalten, um spätere Ruf¬ 
nummernänderungen zu vermeiden. Maßgebend dafür, ob bei der Ver¬ 
legung eines Anschlusses seine Rufnummer zu ändern ist oder nicht, 
ist deshalb die endgültige Einteilung des Ortsnetzes in Steuerbereiche. 
Wenn innerhalb einer Vermittlungsstelle wegen ungleichmäßiger Be¬ 
lastung der Koppelvielfache A Umschaltungen vorgenommen werden 
müssen, sind Rufnummernänderungen nicht erforderlich. 


Einem Steuerbereich können beliebige Rufnummerngruppen aus 
einem 100 000er Numerierungsverband zugeteilt werden. Während der 
Einführungsphase des EWSO 1 werden einer steuernden Ortsvermitt¬ 
lungsstelle auch gesteuerte Ortsvermitllungsstellen anderer Numerie¬ 
rungsgruppen zugeteilt, die sich durch die ersten Ziffern von den Ruf¬ 
nummern des endgültigen Steuerbereichs der steuernden Ortsvermitt- 
lungsstelle unterscheiden. Unterschiedliche Rufnummernlängen sind 
möglich. 

In einem Ortsnetz mit EWSO 1-Vermittlungsstellen gibt es keine 
Abhängigkeit zwischen der verdeckten Numerierung der Ortsvermilt- 
lungsstellen und dem Leitweg der Verbindungen, wie sie für das heutige 
Direktwahlnetz kennzeichnend ist. Das Netz der Ort s v erbin- 
dungsleitungen kann also unabhängig von der Numerierung 
nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten entsprechend der Verkehrsver¬ 
teilung gestaltet werden. Der Verkehr zwischen den OVSt kann un¬ 
mittelbar oder über eine oder mehrere Durchgangsvermittlungsstellen 
abgewickclt werden. 

Die an eine Ortsvermittlungsstelle mit EWSO 1 angeschlossenen 
Sprechstellen können sowohl mit Tastenwahlapparaten als auch mit 
Nummernschalterapparaten ausgerüstet sein. Die Funktionsreichweite 
der Anschlußleitungen beträgt 1800 Ohm. Ein unmittelbarer Infor¬ 
mationsaustausch zwischen den gesteuerten Orts Vermittlungsstellen des¬ 
selben Steuerbereichs findet nicht statt. Alle Informationen fließen über 
Datenkanäle zum Zentralsteuerwerk der steuernden Vermittlungsstelle. 
Zwischen den Zentralsteuerwerken verschiedener Steuerbereiche werden 
Datenkanäle geschaltet, über die die Informationen in digitaler Form 
übertragen werden. Die Ortsverbindungsleitungen zwischen EWS- 
Vermittlungsstellen dienen ausschließlich als Sprechwege. Irgendwelche 
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Zeichen für den Auf- und Abbau der Verbindungen werden über sie 
nicht übertragen. Sie werden deshalb ebenso wie die Sprechwege im 
Koppelnetz zweiadrig und wechselseitig betrieben. 

Die Gebühren werden im Gebührenspeicher des Zenlralsteuer- 
werks erfaßt. Von dort können sie zur Aufbereitung für die Teilnehmer¬ 
rechnungen abgerufen werden. Das ZenIralsteuei werk übernimmt auch 
die Gebührenermittlung für Ferngespräche (Verzonung). Das EWSÖ 1 
ist folglich in der Lage, auch Fernverkehr unmittelbar abzuwickeln, 
ohne ihn über Vierdrahl-Fernvermittlungsstellen zu leiten. Diese Mög¬ 
lichkeiten dürften sich vornehmlich zur Abwicklung starker Verkehrs¬ 
mengen im Nahverkehr (Massennahverkehr) anbieten. 

Etwa gleichzeitig mit dem EWSO 1 wird ein System gleiches 
F e r n w a h 1 s y s t e m E W S F 1 eingeführt werden. EWSO 1 -Ver¬ 
mittlungsstellen sollen in der Regel in der zuständigen Fernvermilt- 
lungsstelle an EWSF 1-Einrichtungen an geschlossen werden. Das Wahl¬ 
verfahren zwischen EWSO 1- und EWSF 1-Vermittlungsstellen ent¬ 
spricht dem Wahlverfahren zwischen EWSO 1-Vermittlungsstellen. Die 
Endvermittlungsleitungen werden ebenfalls zweiadrig und wechselseitig 
betrieben. 

Im Verkehr zwischen EWSO 1-Vermittlungsstellen und konventio¬ 
nellen Orts- und Fernvermittlungsstellen wird die Impulswahl ange¬ 
wendet. Die Verbindungsleitungen werden gerichtet betrieben; sie sind 
entweder dreiadrig oder mit Einsatz von Gleich- oder Wechselstrom - 
Übertragungen zweiadrig geschaltet. Anpassungsmaßnahmen in den 
bestehenden konventionellen Ortsvermittlungsstellen sind nicht erfor¬ 
derlich. 


Abgehend betriebene Endvermittlungsleitungen von EWSO 1-Ver- 
mittlungsstellen zu konventionellen Knolenvermitllungsstellen, die dann 
erforderlich sind, wenn Ortsvermiltlungsslellen mit EWSO 1 eingerichtet 
werden, bevor die Fernvermittlungsstelle mit EWSF 1 ausgestattet ist, 
werden nicht an Zählimpulsgebern (ZIG), sondern über Anschaltesätze 
unmittelbar an Richtungswählern angeschlossen. 


II. Die vorhandenen Ortsvermittlungsstellen 

A. Gegenwärtiger Stand 

1. Netzgliederung, Größe der Ortsver m i 11 lungs¬ 
stellen und der Ortsnetze 

Die Fernsprechortsnetze bestehen aus einem oder mehreren An¬ 
schlußbereichen vonvOrtsvermiltlungsstellen. Maßgebend für die Unter¬ 
teilung ist die Forderung nach kurzen Anschlußleitungen, um möglichst 
viele Teilnehmer mit 0,4 mm starken Adern versorgen zu können, und 
die Forderung nach möglichst wenigen, aber großen Ortsvermiltlungs¬ 
slellen, um aus der Teilung von Ortsvermittlungsstellen zusätzlich er¬ 
wachsende Kosten für Gebäude, Stromversorgung und Unterhaltung zu 
ersparen. Die tatsächliche Netzgliederung ist ein Kompromiß aus beiden 
Forderungen. Sie wird beeinflußt durch Schwierigkeiten des Grund¬ 
erwerbs an geeigneter Stelle, durch vorhandene Gebäude und Kabel¬ 
anlagen. 
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Bild 6 zeigt die Größenverleilung der am 3t. 12. 1968 im Bundes¬ 
gebiet vorhandenen Orlsvermittlungsstellen. Die Mehrzahl der örts- 
vermittlungsstellcn war kleiner als 1000 Anschlußeinheiten. An etwa 
die Hälfte aller Ortsvermilllungsslellen waren weniger als je 400 Haupt¬ 
anschlüsse angeschlossen. Die Untersuchung der Ortsnetzgrößen (Bild 7) 
zeigt deutlich, daß sich die Mehrzahl der Hauptanschlüsse auf wenige 
große Ortsnetze konzentriert. Die Hälfte der Anschlüsse befindet sich 
in etwa 40 Ortsnetzen. Die 10 größten Ortsnetze haben zusammen mehr 


als ein Drittel aller Anschlüsse. Zwei Drittel aller Anschlüsse befinden 


sich in etwa 150 Ortsnetzen, während sich das restliche Drittel auf etwa 


3630 Ortsnetze verteilt. 



10 ! 2 5 10- 2 5 10 3 2 5 J0* 2 3 

—— Hauptanschlüsse je 0/St 

Bild 6. Größe der Ortsvermilllungsslellen, Summenhäufigkeit 
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Bild 7. Größe der Ortsnetze, Summenhäufigkeit 
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2. Altersschichtung der Ortsvermittlungsstellen 

Am 31. 12. 1968 waren knapp 7,6 Mio. Anschlußeinheiten (AE) 
vorhanden. Zu den EMD-Systemen 55, 55v und den KleinVSt 56 und 
57 in EMD-Technik gehörten 4,46 Mio. AE. Die restlichen 3,07 Mio. AE 
setzten sich aus den verschiedenen Schriltschaltwühlersvstemen und 


den in einigen Vermittlungsstellen eingesetzten Schaltersystemen zu¬ 
sammen. Die ältesten Einrichtungen — etwa 160 000 AE — gehörten 
zu den Systemen 22—26 und waren z. T. über 45 Jahre in Betrieb. Die 
nächste Gruppe — etwa 450 000 AE der Wählsysteme 27, 29, 31 bis 34 — 
wurde ab 1927 beschafft und war am Stichtag mindestens 30 und zum 
Teil mehr als 40 Jahre alt. Schließlich gehörten etwa 260 000 AE zum 
Wählsystem 40 und 2,2 Mio. AE zum System 50 (einschließlich KleinVSt 
50, 51 und Schaltersystemen). Etwa 1,5 Mio. AE des Systems 50 wur¬ 
den — im wesentlichen für Erweiterungen — noch nach der Einführung 
der EMD-Svsteme beschafft. 


B. Künftige Entwicklung 

1. Auswechslung der Ortsvermittlungsstellen 

Für die Auswechslung der technischen Einrichtungen einer Orts- 
verinittlungsstelle ist ihr technischer Zustand und der für eine aus¬ 
reichende Betriebsgüte notwendige Unterhaltungsaufwand maßgebend. 
In der Vergangenheit war es vielfach nicht möglich, die erforderlichen 
Auswechslungen rechtzeitig vorzunehmen, weil die verfügbaren Investi¬ 
tionsmittel vornehmlich für Erweiterungen zur Deckung der rasch 
steigenden Nachfrage nach Fernsprechanschlüssen eingesetzt werden 
mußten, und oftmals auch die erforderlichen Räume für Auswechs¬ 
lungen nicht rechtzeitig vorhanden waren. Die stürmische Nachfrage 
nach Fernsprechanschlüssen und die sich hieraus ergebende Vermeh¬ 
rung der Anschlußeinheiten in den Vermittlungsstellen ohne die Mög¬ 
lichkeit einer entsprechenden Vermehrung der Unterhaltungskräftc 
zwingt die Deutsche Bundespost dazu, sich rechtzeitig von unterhal¬ 
tungsaufwendigen Vermittlungseinrichtungen, wie z. B. Hebdrehwähler - 
einrichtungen, zu trennen. 

ln den im folgenden Abschnitt angestellten Überlegungen über den 
weiteren Ausbau der Ortsvermiltlungsstellen und den Anschlußein¬ 
heitenbedarf wurde deshalb vorausgesetzt, daß die technischen Ein¬ 
richtungen der Ortsvermitllungsstellen künftig frühzeitiger ausgewech¬ 
selt und die Hebdrehwählersysteme im wesentlichen bis 1985 ersetzt 
sein werden. 


2. Weiterer Ausbau, Bedarf an Anschlußeinheiten 

Am 31. 12. 1968 waren 4888 Ortsvermittlungsstellen (4368 Voll- 
und 520 Teilvermittlungsstellen) vorhanden. Nach den bis zum Jahre 
1964 aufgestellten Ortsnetz-Entwicklungsplanungen, in denen der Be¬ 
darf über 30 Jahre abgeschätzt wird, waren 5633 Ortsvermittlungsstellen 
(5075 Voll- und 558 Teil Vermittlungsstellen) erforderlich. Inzwischen 
hat es sich gezeigt, daß die Entwicklungsplanungen wegen des uner¬ 
wartet starken Teilnehmerzugangs der letzten Jahre mit der nunmehr 
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zu erwartenden Entwicklung häufig nicht mehr übereinstimmen. Sie 
müssen überarbeitet werden. Voraussichtlich wird die Zahl der Orls- 
vermittlungsstellen auf etwa 6000 ansteigen. 


Die Nachfrage nach Fernsprechanschlüssen ist in der letzten Zeit 
sprunghaft angestiegen und hat unerwartete Ausmaße angenommen. 
In dieser Situation ist es besonders schwer, die Hauptanschlußentwick¬ 
lung der nächsten 15 Jahre abzuschätzen und daraus den Bedarf an 
Anschlußeinheiten während der Zeit des Beschaffungsübergangs vom 
EMD-System auf das EWSO 1 abzuleiten. Trotzdem wurde versucht, 


ein ungefähres Bild der künftigen Entwicklung zu entwerfen, um Unter¬ 
lagen für die Überlegungen über eine sinnvolle Eingliederung des 


EWSO 1 zu erhallen. Wie weit dieses Bild mit der tatsächlichen Ent¬ 


wicklung übereinstimmen wird, hängt davon ab, wie sich die wirtschaft¬ 


liche Entwicklung und damit einhergehend die Nachfrage nach Fern¬ 
sprechanschlüssen, die Liefermöglichkeiten der Industrie und die Dek- 


kung des Finanzierungsbedarfs gestalten werden. 



— jGhr 

Bild 8. Entwicklung des Bestandes an Anschlußeinheiten 


In Bild 8 ist die mögliche Entwicklung des Bestandes an Anschluß¬ 
einheiten und seine Aufgliederung auf die verschiedenen Systeme dar¬ 
gestellt. Bei den Ermittlungen wurde unterstellt, daß die gegenwärtige 
Nachfrage und damit das Anwachsen des Teilnehmerbestands während 
der nächsten 15 Jahre anhält. Die Hauptanscblußdichte würde damit 
im Jahre 1985 etwa 42% betragen. Besonders in den Jahren ab 1980 
ist diese Entwicklung unsicher. Es ist durchaus möglich, daß der Teil¬ 
nehmerzugang dann etwas nachläßt und damit auch die Zahl der 1985 
erforderlichen Anschlußeinheiten um 1—2 Mio. niedriger liegt. 

Bei der Ermittlung der erforderlichen Anschlußeinheiten wurde ein 
Beschallungsgrad der Vermittlungseinrichtungen von 80 % und das 
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gegenwärtige Verhältnis zwischen Anschluß- und Beschaltungseinheiten 
angenommen. 

Die Zahl der jährlich durchzuführenden Bauvorhaben in Ortsver- 
mittlungsstellen ist im wesentlichen abhängig von der Zahl der Ver¬ 
mittlungsstellen und vom Planungszeit r a u m ; er umfaßt die 
vom Inbetriebnahmetag an gerechnete Zeit, für die ein Vorrat an tech¬ 
nischen Einrichtungen über den Bedarf am Inbetriebnahmetag hinaus 
geplant wird. Bis vor kurzem betrug der Planungszeitraum bei Ver¬ 
mittlungsstellen mit mindestens 600 Anschlußeinheiten drei, bei kleine¬ 
ren Vermittlungsstellen fünf Jahre. Um dem unerwartet starken Anstieg 
der Nachfrage einigermaßen begegnen zu können, mußte der Planungs¬ 
zeitraum auf zwei bzw. drei Jahre gekürzt werden. Die Zahl der Bau¬ 
vorhaben und damit der Arbeilsumfang in den Planungs- und Baustellen 
wird sich entsprechend erhöhen. Es muß deshalb angestrebt werden, 
die Planungszeiträume so bald wie möglich wieder zu verlängern. Die 
vorübergehende Kürzung der Planungszeiträume wird deshalb in den 
weiteren Betrachtungen nicht berücksichtigt. 



— Jahr 


Bild 9. 

Größe der Bauvorhaben 
AE Anschlußeinheiten 


Die jährlichen Beschaffungsmengen sind in den letzten Jahren 
ständig gestiegen. Die Zahl der Vermittlungsstellen ist wesentlich lang¬ 
samer gewachsen. Wenn man vom Anteil der Auswechslungen und 
Verlegungen absieht, der gegenüber den Erweiterungen nicht ins Ge¬ 
wicht fällt, müssen demnach die Bauvorhaben ständig größer geworden 
sein. Bild 9, das die Größenveränderung der Bauvorhaben und die 
Anteile verschiedener Größengruppen an der Gesamtzahl der Bauvor¬ 
haben von 1960 bis 1968 zeigt, bestätigt dies. 
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III. Die Eingliederung des elektronisch gesteuerten 

Ortswählsystems EWSO 1 

A. Beschaffungsiibergang vom EMD-System 55v auf das System EWSO 1 

Die Deutsche Bundespost verwendete bisher in ihren automatischen 
Ortsvermittlungssystemen stets die Direktwahl. Die Systeme stützen 
sich auf drei Wählertypen: Strowgerwähler, Viereckwähler und Edel- 
metall-Molor-Drehwähler. Mit dem EMD-Wähler (System 55 und 55v) 


hat die Entwicklung 


noch immer unter Verwendung elektromecha¬ 


nischer Bauteile — 
daß — gemessen an den heutigen Anforderungen 


einen beachtlichen technischen Stand erreicht, so 

— hinsichtlich der 


Leistungsfähigkeit dieses Systems in vermittlungs- und übertragungs¬ 
technischer Hinsicht und im Unterhaltungsaufwand kaum Wünsche 
offen bleiben. 

Wenn die Deutsche Bundespost trotzdem die Absicht hat, dieses 
System bald durch ein moderneres zu ersetzen, so gibt es hierfür eine 
Reihe von Gründen. Die Anforderungen an die Vermitllungstechnik 
wachsen mit der Ausdehnung des Nachrichtenverkehrs. Systemtech¬ 
nische Lösungen von heute werden die Anforderungen von morgen 
nicht optimal bewältigen können. Die Einrichtungen der Ortsvermitt¬ 
lungstechnik sind wenigstens 30 Jahre im Einsatz. Gegenwärtig sind 
noch Einrichtungen in Betrieb, die älter als 45 Jahre sind (Abschnitt 
II. A. 2). Während einer Übergangszeit werden nach Einführung eines 
neuen Systems, wenn auch mit abnehmenden Stückzahlen, noch Ein¬ 
richtungen des vorhergehenden Systems beschafft. Es vergehen deshalb 
vom Zeitpunkt der Einführung eines neuen Systems an gerechnet etwa 
vierzig bis fünfzig Jahre, bis das vorherige System im Vermittlungsnetz 
nicht mehr vorhanden sein wird. Es wäre darum falsch, die Einführung 
eines leistungsfähigeren Systems nur deshalb hinauszuzögern, weil das 
vorhandene System den gegenwärtigen Anforderungen ausgezeichnet 
angepaßt ist. Es gibt eine Reihe von Forderungen, die für künftige 
Systeme interessant sind. So muß der R a u m bedarf, der seit Ein¬ 
führung des Viereckwählers, also seil mehr als vierzig Jahren, nahezu 
unverändert blieb, erheblich gesenkt werden, um die steigende Zahl der 
Vermittlungseinrichtungen unterbringen zu können. 

Kostengründe sprechen auch dafür, den bei allen bisherigen Wähl¬ 
systemen hohen Montageanteil herabzuselzen. Auch die Aufbauzeit muß 
verkürzt werden, um unerwartet auftretendem Bedarf kurzfristiger 
nachkommen zu können. Alle Versuche zur Montageverein¬ 
lach u n g an konventionellen Systemen haben ein eng begrenztes 
held; zu entscheidender Senkung der Kosten und der Aufbauzeit wer¬ 
den sie nicht führen. 

In das Gebiet der Montagekosten gehören auch die mit der unvoll¬ 
kommenen Erreichbarkeit der Wählerausgänge zusammengehörenden 
Fragen. Zwischen den Wählerausgängen und den Abnehmerleitungen 
bzw. den Eingängen der nächsten Wahlslufe sind bei unvollkommener 
Erreichbarkeit M ischungen erforderlich. Damit entsteht ein hoher 
Kabelaufwand zwischen Wählervielfach und Zwischenverteiler. Der 
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Kabelaufwand fällt mit steigenden Erreichbarkeiten, er ist bei voll¬ 
kommener Erreichbarkeit am geringsten, da nur noch so viele Kabel¬ 
adern zwischen Wählervielfach und Zwischenverteiler verlegt werden 
müssen, wie Abnehmer vorhanden sind. Die Mischung selbst verursacht 
ebenfalls Kosten, die vor allem deshalb ins Gewicht fallen, weil ein Teil 
der Mischungen im Laufe der Lebensdauer einer Vermittlungsstelle 
infolge von Erweiterungen mehrfach geändert werden muß. 

Die Anforderungen des Benutzers an die Vermittlungstechnik wer¬ 
den in der Zukunft ebenfalls steigen. In den Überlegungen über die Ge¬ 
staltung eines neuen Wählsystems spielen deshalb „Neue Dienste“ 
(facilities) für den Benutzer eine wesentliche Rolle. Die 
auf diesem Gebiet gebotenen Möglichkeiten sind vielfältig. Es ist zu 
erwarten, daß trotz der aus Preisgründen gebotenen Zurückhaltung der 
. Deutschen Bundespost gegenüber allzu weitgehenden Forderungen auf 
komfortablere Ausgestaltung der Vermittlungstechnik ein neues Ver¬ 
mittlungssystem die gegenwärtige Technik übertreffen wird. 

Eng mit der Erweiterung der Benutzungsmöglichkeiten verknüpft 
sind neue M öglichkeiten für den Betreiber: Erleich¬ 
terungen der Belriebsumschaltungen, der Gebührenermitllung und 
-abrechnung, der Schaltung von Sammelanschlüssen usw. 

Im Abschnitt II. B. 2. ist versucht worden, ein Bild von der künf¬ 
tigen Entwicklung zu entwerfen. Der in den nächsten 15 Jahren zu 
erwartende Zugang an technischen Einrichtungen der Orts- und damit 
einhergebend der Fernvermittlungstechnik ist erheblich. Der Bestand 
wird sich voraussichtlich mehr als verdreifachen. Alle Bestrebungen, 
durch neue Verfahren den U n t e r halt u n g s a u f w a n d an vor¬ 
handenen Vermittlungssystemen noch weiter zu senken, haben eine 
Grenze und führen zu einem Mindestbedarf an Kräften, der nicht mehr 
unterschritten werden kann. 


All diese Gründe sprechen nicht nur für die baldige Einführung 
des neuen Systems, sondern auch dafür, die Zeitspanne zwischen der 
Einführung des EWSO 1 und der Einstellung der Fertigung des Sy¬ 
stems 55v oder ihrer Verminderung auf geringe jährliche Restmengen 
möglichst kurz zu halten. Bild 10 zeigt den Verlauf des Beschaffungs¬ 
übergangs von der Hebdrehwähler- auf die EMD-Technik zwischen 
1955 und 1966. In den folgenden Abschnitten wird gezeigt, daß die 
Einführung des EWSO 1 zwar neue, bei früheren Systemwechseln nicht 
aufgetretene Probleme aufwirft, diese jedoch durchaus beherrscht wer¬ 
den können. Von der Einführungsmöglichkeit her gesehen, könnte der 
Beschaffungsübergang auf die neue Technik schneller als 
der Übergang auf die EMD-Technik verlaufen. Die gegenwärtige 
sprunghaft steigende Nachfrage nach neuen Fernsprechanschlüssen 
zwingt die Deutsche Bundespost zu erheblicher Ausweitung ihrer In¬ 
vestitionsprogramme und damit die Industrie zur Vergrößerung ihrer 
Produktionsanlagen. Es muß daher davon ausgegangen werden, daß 
es der Industrie nicht möglich wäre, die Produktion des EMD-Wählers 
in der gewünschten kurzen Frist durch die Produktion einer völlig 
anderen Technik abzulösen. Die Einführungsperiode sollte aber auf 
keinen Fall länger dauern als die des EMD-Wählers. Im Bild 11 ist 


r 
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Bild 10. 

Beschaffungsübergang von der 
Hebdrehwähler- auf die EMD- 
Technik 

EMD Edelmetall-Motor- 
Drehwä hier 

HDW Hehdrehwähler 



Bild 11. 

Beschaffungsübergang von der EMD- 
Technik auf das EWSO 1 


versucht worden, einen Verlauf darzustellen, der einen Kompromiß 
zwischen den Wünschen der Deutschen Bundespost und den voraus¬ 
sichtlichen Möglichkeiten der Industrie darstellt. Die im Bild 8 dar- 
gestellte Zunahme des AE-Bestandes des EWSO 1 beruht auf den aus 
Bild 11 ersichtlichen jährlichen Anteilen des EWSO 1 an den Gesamt¬ 
lieferungen. 

B. Einsatzmöglichkeiten 

1. Allgemeines 

Bisher war es im großen und ganzen einfach, Einrichtungen eines 
neuen Wahlsystems einzusetzen. Neben Neueinrichtungen und Aus¬ 
wechslungen kamen auch Erweiterungen in Frage. Eine selbstversländ- 
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liehe Forderung an eine neue Technik war ihre Einfiigbarkeit in die 
bisherigen Techniken ohne Anpassungsmaßnahmen. 

Die verschiedenen System Übergänge verlangten dennoch 
unterschiedliche Rücksichtnahme beim Planen. So war es nicht möglich, 
vorhandene Gestellrahmen mit Wählern des neuen Systems aufzufüllen. 
Beim Übergang von den Systemen mit Stnnvger Wählern auf die Viereck¬ 
wählersysteme war zu beachten, daß die Gestellrahmen von nun an 
geslellreihenwei.se in Aufnahmerahmen untergebracht wurden. Weitere 
Planungsprobleme brachte die Einführung des EMD-Systems für die 
Erweiterung von Ortsvermitllungsstellen mit sich, die mit Einrichtungen 
früherer Systeme ausgestattet waren. Nicht nur die geänderte Bauweise 
mit neuen Gestellreihen, sondern auch die Gruppierung als Anrufsucher- 
system zwang bei der Erweiterung vorhandener Orlsvermittlungsslellen, 
die mit Hebdrehwählern ausgerüstet und als Vorwählersystem gruppiert 
waren, zur Bildung besonderer EMD-Gruppen. 

Keinerlei Rücksichtnahme beim Planen forderte bei allen bisherigen 
Systemen der Einsatz der jeweils neuen Technik in neuen Ortsvermitt¬ 
lungsstellen, selbst dann nicht, wenn im Ortsnetz weitere Ortsvermitt- 
lungsstellen mit unterschiedlicher Technik vorhanden waren. In der 
Vergangenheit sind, sobald ein neues System geliefert werden konnte, 
stets auch vorhandene Orts Vermittlungsstellen mit der neuen Technik 
erweitert worden, obwohl die Unterhaltung und Störungsbeseitigung 
in solchen Ortsvermittlungsstellen dadurch erschwert wurden. Die je¬ 
weils als Vorzüge gegenüber dem Vorgängersystem angesehenen Merk¬ 
male des neuen Systems und die aus der Tatsache, daß die Industrie 
nur ein System fertigen mußte, erhofften Vorteile dürften hierfür aus¬ 
schlaggebend gewesen sein. Lediglich bei der Einführung des Systems 55 
wurde zunächst anders gehandelt. Erst einige Jahre nach seiner Ein¬ 
führung wurde es außer bei der Einrichtung neuer oder Auswechslung 
vorhandener Ortsvermittlungsstellen auch bei der Erweiterung von 
Hebdrehwähler-Ortsvermittlungsstellen eingesetzt. Wegen seiner von 
den älteren Systemen abweichenden Gruppierung als Anrufsuchersystem 
sind jedoch der Erweiterung von Hebdrehwählervermittlungsstellen mit 
Einrichtungen des Systems 55 Grenzen gesetzt, so daß es aus wirtschaft¬ 
lichen Gründen notwendig ist, kleinere Hebdrehwähler-Ortsvermitt¬ 
lungsstellen auch weiterhin System gerecht, meistens mit an anderen 
Stellen ausgebauten Teilen zu erweitern. 

Das EWSO 1 weicht in seinen Merkmalen so sehr von den vor¬ 
handenen Wählsystemen ab, daß seine Einführung wesentlich schwie¬ 
rigere Probleme aufwirft als alle früheren System Wechsel. Es genügt 
nicht, die schaltungstechnischen Voraussetzungen zu erfüllen, um sein 
Zusammenwirken mit den vorhandenen Techniken zu ermöglichen. 
Darüber hinaus muß geklärt werden, wie das System am zweck¬ 
mäßigsten in das vorhandene Vermittlungsnetz eingegliedert werden 
kann und ob seine Eingliederung R ü cj; Wirkungen auf die 
Planung und den Aufbau des derzeitigen W ä h 1 - 
Systems, das System 55v, hat. 

Bei der Einfügung des EWSO 1 in die vorhandene Vermittlungs- 
technik werden die Möglichkeiten der Fernsteuerung von Anfang an 
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genützt werden. Zunächst wird ein Ortsnetz nur eine steuernde Orts¬ 
vermittlungsstelle erhalten, an die hinsichtlich der Steuerungsaufgaben 
alle anderen EWSO 1-Ortsvennitllungsstellen als gesteuerte Ortsver- 
inittlungsstellen angeschlossen werden. In kleinen Einsatzfällen mit 
weniger als 1000 AE werden voraussichtlich „ E i n f ü h r u n gskon- 
zentratoren“ eingesetzt werden. Sie werden nach Erreichen einer 
wirtschaftlichen Größe in gesteuerte Ortsvermittlungsstellen umgewan¬ 
delt. Dabei bleibt ihr Koppelnetz erhalten und wird Bestandteil der 
gesteuerten Ortsvermittlungsstelle. Auf dem flachen Land dürfte in 
vielen Fällen eine steuernde Ortsvermittlungsstelle für mehrere Orts¬ 
netze ausreichen. Um den Betrieb gesteuerter Ortsvermittlungsstellen 
auch bei Ausfall des Datenkanals aufrechtzuerhalten, müssen die 
Datenkanäle doppelt vorhanden sein und auf verschiedenen Wegen 
geführt werden. Fehlt ein zweiter Kabelweg — in ländlichen Bereichen 
muß damit gerechnet werden —, ist daran gedacht, als Zweitweg einen 
Funkkanal zu verwenden. 

2. Neueinrichtungen und Auswec h s 1 u n g e n 

Für Neueinrichtungen und Auswechslungen wird nur ein Teil der 
jährlich zu beschaffenden Anschlußeinheiten benötigt. Auf Erweite¬ 
rungen entfällt ein wesentlich größerer Teil der Gesamtbeschaffungs¬ 
menge. Bei Beschränkungen des Einsatzes des EWSO 1 auf die not¬ 
wendigen Neueinrichtungen und Auswechslungen ließe es sich demnach 
nicht erreichen, mit dem EWSO 1 in verhältnismäßig kurzer Zeit die 
Beschaffung des Systems 55 vollständig oder wenigstens nahezu voll¬ 
ständig abzulösen. Die konventionelle Technik müßte außerdem auf 
immer weniger Ortsvermittlungsstellen konzentriert werden, deren Er¬ 
weiterungsbedarf durch vorzeitige Auswechslung anderer Ortsvermitt¬ 
lungsstellen gewonnen würde. So verlockend dieser Weg auf den ersten 
Blick erscheint — wäre es doch durch gezielte Auswechslungen möglich, 
geschlossene Gruppenvermittlungs-, Ortsnetz- oder Knotenvermiltlungs- 
bereiche mit dem EWSO 1 auszustatten -—, so wird er wohl doch nur 
in Ausnahmefällen und am Ende der Übergangsperiode beschritten wer¬ 
den können, denn eine derartige Verstärkung der Auswechslungen ist 
ein sehr unwirtschaftlicher Weg. Für das Umsetzen der technischen 
Einrichtungen entstehen erneut Montagekosten. Aber nicht nur die zu¬ 
sätzlichen Montagekosten, sondern auch die begrenzte Montagekapazität 
der Lieferfirmen macht ein solches Vorgehen während der ersten Ein¬ 
führungszeit nahezu unmöglich. Erst am Ende der Übergangszeit wird 
man dazu übergehen können, den Bedarf an EMD-Einrichtungen für 
Erweiterungen durch den Anfall bei Auswechslungen zu decken. Er¬ 
fahrungsgemäß reichen die bei Auswechslungen frei werdenden Ein¬ 
richtungen auch dann noch nicht aus, so daß über einen längeren Zeit¬ 
raum vom Ende der Übergangsfrist an entweder noch geringe Stück¬ 
zahlen von EMD-Einrichtungen beschafft oder durch vorzeitige Aus¬ 
wechslungen gewonnen werden müssen. Die letztgenannte Maßnahme 
wäre ein zweckmäßiges Mittel, die Einführung des EWSO 1 auf dem 
flachen Lande zu erleichtern, um dort möglichst geschlossene Bereiche 
mit der neuen Technik zu erhalten. 


13 Fernmeldewesen 
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Bild 12. Frühere Gruppierung einer EMD-Örtsvermittlungsstelle 
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Gleichzeitig mit dem EWSO 1 soll auch das neue Fernwählsystem 
EWSF 1 eingeführt werden. Dieses Fernwählsystem ist zwar auf die 
besonderen Gelange des Ferndienstes angepaßt, besitzt aber im übrigen 
die Systemmerkmale des EWSO 1. EWSO 1 und EWSF 1 arbeiten mit 
demselben Wahlverfahren über Datenkanäle zusammen. Es liegt auf 
der Ifand, EWSO 1 und EWSF 1 koordiniert einzuführen, d. h. jede 
EWSO 1-Vermittlungsstelle für die Abwicklung des Fernverkehrs auf 
eine EWSF 1-Fernvermittlungsstelle abzustützen. Das bedeutet, daß 
die neue Ortsvermittlungstechnik nur in den Ortsnetzen eingeführt 
werden darf, die auf eine FernVStW mit der neuen Fernvermitllungs- 
technik abgestützt sind. Es ist beabsichtigt, das EWSF 1 zunächst — 
möglichst gleichzeitig — in den Zentralvermiltlungsstellen als Erweite¬ 
rung einzusetzen, an die die EWSO 1-Ortsvermittlungsstellen ange¬ 
schlossen werden. Die EWSF 1-Teile aller Zentralvermittlungsstellen 
werden durch Leitungsbündel miteinander vermascht. Konventionelle 
Orlsvermittlungsstellen leiten prinzipiell ihren Fernverkehr weiterhin 
über die konventionelle Zentralvermittlungsstelle. In anderen Fern¬ 
vermittlungsstellen wird das EWSF 1 erst eingesetzt, wenn das Angebot 
auf Lieferung von Einrichtungen des EWSO 1 größer ist als der Bedarf 
in den Ortsnetzen am Sitz der Zentralvermiltlungsstelle und den an die 
verdeckten Knoten Vermittlungsstellen bei den Zentralvermittlungsstellen 
angeschlossenen größeren Ortsnetzen. In der nächsten Stufe folgen dann 
die größeren Haupt- und Knolenvermittlungsstellen, dann die mittleren 
und erst zum Schluß die kleinen Fernvermittlungsstellen mit den an¬ 
geschlossenen Ortsnetzen. Bei diesem Vorgehen wird erreicht, daß der 
Fernverkehr aus Ortsvermittlungsstellen mit konventioneller Technik 
so weit wie möglich im bestehenden Fernwahlnetz geleitet wird. Der 
Fernverkehr aus Ortsvermittlungsstellen mit EWSO 1 wird im neuen 
Fernwahlnetz bis zu der Fernvermittlungsstelle mit EWSF 1 in die 
Nähe des Ziels geleitet. Erst dort werden Verbindungen zwischen Teil¬ 
nehmern, die in der Ursprungsortsvermittlungsstelle an konventionelle 
und in der Zielortsvermittlungsstelle an EWSO 1-Technik oder umge¬ 
kehrt angeschlossen sind, zur anderen Technik umgesetzt. Mehrmaliges 
Umsetzen wird vermieden. 

Das geschilderte Prinzip wird während der Einführungsphase 
sicherlich in manchen Fällen durchbrochen werden — z. B. Auswechs¬ 
lung von FernVStW aus räumlichen Gründen, Ersatz der Ferngruppen¬ 
wähler in der Zentralvermittlungsstelle durch EWSF 1-Koppelnetze, 
um in den Zentralvermittlungsstellen eine weitere Leitweglenkungsstufe 
zu erhalten, die aus Gründen einer wirtschaftlichen Verkehrslenkung 
wegen der ständig zunehmenden Größe der Zentralvermittlungsstellen 
dringend erforderlich scheint —, seine Einhaltung wird aber eine der 
wichtigsten Voraussetzungen für einen reibungslosen Systemübergang 
ohne vermeidbaren Aufwand sein. Das Prinzip der koordi¬ 
nierten Einführung von EWSO 1 und EWSF 1 zwingt 
aber ebenso wie die angestrebte kurze Frist des Beschaffungsübergangs 
dazu, in den Ortsnetzen, in denen das EWSO 1 eingeführt worden ist, 
alle Maßnahmen, also auch die Erweiterungen, mit der neuen Technik 
auszuführen. 
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Während des Beschaffungsübergangs auf das EWSO 1 in den 
Jahren zwischen 1975 und 1985 wird weniger als die Hälfte der be¬ 
schafften Anschlußeinheiten in EWSO 1-Technik geliefert werden. Bis 
1985 dürfte das EWSO 1 deshalb lediglich in den Einzugsbereichen der 
größeren und mittleren Fernvermittlungsstellen eingeführt werden kön¬ 
nen, also in den Einzugsbereichen der verdeckten Knotenvermittlungs¬ 
bereiche bei Zentral- und größeren Hauptvermittlungsstellen und der 
größeren und mittleren offenen Knotenvermittlungsstellen. 


3. Erweiterungen 

In der Vergangenheit wurde bei der Gruppierung und der Auf¬ 
stellung einer neuen Ortsvermittlungsstelle keine Rücksicht darauf ge¬ 
nommen, daß die Ortsvermittlungsstelle später einmal mit einer anderen 
Technik erweitert werden könnte. Die Bilder 12 und 13 zeigen ein 
typisches Beispiel. Es handelt sich um eine Ortsvermittlungsstelle mit 
etwa 4800 AE mit sechsstelligen Rufnummern als VollVSt ohne II. Grup¬ 
penwahlstufe in einem Ortsnetz mit Gruppenvermittlungsstellen. Der 
Aufsiellungsplan (Bild 13) zeigt, daß zwar für Erweiterungen mit EMD- 
Teilen ausreichend Platz ist, für Erweiterungen mit einer neuen Technik 
aber keine genügend große zusammenhängende Fläche zur Verfügung 
steht. 

Eine derartige Aufstellung und Gruppierung hat zweifellos plane¬ 
rische, aufbaumäßige und betriebliche Vorteile, da sie für eine große 
Zahl von Vermittlungsstellen gleichartige Gruppierungen und Aufstel¬ 
lungen ermöglicht. Es bleibt aber die Frage, ob ein derartiges Vorgehen 
zwingend notwendig ist, oder ob eine Gruppierung und Aufstellung mit 
dem Ziel, während eines jeden Ausbaugrades einer Ortsvermittlungs¬ 
stelle eine möglichst große geschlossene Fläche für künftige Erweite¬ 
rungen freizuhalten, andere Vorteile hat, die ein Abgehen von den bis¬ 
herigen Grundsätzen erleichtern. 

Die früheren Planungsgrundsätze sahen vor, die Leitungswähler 
für Gemeinschafts- und Wählsternanschlüsse grundsätzlich im neunten 
Tausend unterzubringen. Dies zwang nicht nur zur vorzeitigen Belegung 
zusätzlichen Platzes im Wählerraum, auch der Hauptverteiler mußte 
gleich beim Erstausbau eine Länge erhalten, die bei schritthaltender 
Belegung erst viel später erforderlich gewesen wäre. 


Die Regelgruppierung und -aufstellung waren für Verkehrswerte 
je 1000 Teilnehmer und einen v. II.-Satz von Sammelanschlüssen aus¬ 
gelegt, die in vielen Vermittlungsstellen nicht oder nur in ein oder zwei 
1000er Gruppen erreicht werden. Das Beispiel zeigt dies. Lediglich in 
einer Tausendergruppe wird ein Sammelanschlußhundert mit 24 Sam¬ 
melleitungswählern benötigt, zwei weitere Tausendergruppen kommen 
mit Sammelanschlußhunderten mit je 12 Sammelleitungswählern aus, 
in den beiden restlichen Tausendergruppen sind Sammelanschlußhun¬ 
derte nicht erforderlich. In den meisten Gestellreihen bleiben ein oder 
zwei Gestellplätze für Sammelanschlußgruppen frei. Auch die Gestell¬ 
plätze für I. und letzte Gruppenwähler sowie für II. AS werden nicht 
restlos benötigt. Die unbelegten Gestellplätze verursachen außerdem 
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Fußboden durzhbrüch e in den Gesten reihen: 
— — ■■ ■ ■ ■ ■ — - - - — 


Reihe 7 - 75 




Verkürztes Typenhaus Fe 4 
Obergeschoß 


Bild 15. Geschlossene Aufstellung einer EMÜ-Orlsvermittlungsstelle 

(Erläuterungen siehe Bild 13) 


Lücken in der Belegung der Haupt- und Zwischenverteiler und im 
Numerierungsplan. Die Lage des Zwischenverteilers ungefähr in der 
Mitte des Wählersaals im Typenhaus Fe 4 oder fast am Ende des 
Wählersaals im Typenhaus Fe 3 ist erst für den Endausbau optimal. 
Sie ist durch die Anordnung und Belegung des Hauptverteilers bedingt. 
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Bild 16. 

Aufstellung des Haupt- 
und Zwisdienverteilers bei 
geschlossener Aufstellung 
der Ortsvennilllungsstelle 

HVt Hauptverteiler 
ZVt Zwischen Verteiler 


Nach ihr richten sich die Deckendurchbrüche, da die Gestellreihenab¬ 
stände der Gestellreihen mit Zwischenverteilern wegen der häufigen Löt¬ 
arbeiten während der Lebensdauer einer Vermittlungsstelle größer sein 
müssen als die der übrigen Gestellreihen. 

Etwa gleichzeitig mit den ersten Überlegungen über die Einführung 
des EWSO 1 wurden die Normengebäude für Fernsprechvermittlungs- 
stellen entwickelt und die Pläne für die Typenhäuser überarbeitet. 
Außerdem begannen Untersuchungen über eine neue Führung der 
Kabel über einen Flächenrost und in Fußkanälen. Im Zusammenhang 
damit tauchte der Gedanke auf, den Zwischenverteiler nicht mehr im 
Wählerraum selbst, sondern im Geschoß unter dem Wählerraum parallel 
zum Hauptverteiler aufzustellen und die Kabel zum Zwischenverteiler 
durch die Fußkanäle und eine zweite Reihe von Deckendurchbrüchen 
zu führen. In der Weiterführung all dieser Gedanken gelang es, die 
Gruppierung, die Aufstellung, die Kabelführung und die Gebäude- 
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konstruktion so aufeinander abzustimmen, daß die in den Bildern 14 
bis 16 dargestellten Gruppierungen und Aufstellungen möglich wurden. 
Mit der im Sommer 1969 herausgegebenen Richtlinie für die Aufstellung 
und Verkabelung von Einrichtungen des Wählsystems 55v wurden die 
neuen Planungsgrundsätze eingeführt. 

Der Zwischenverteiler kann nicht immer im Verteilerraum unter¬ 
gebracht werden. Bei den Normengebäuden und Typenhäusern ohne 
Obergeschoß muß er im Wählerraum aufgestellt werden. Gleiches gilt 
bei der Unterbringung der Wähleinrichtungen in Typengebäuden mit 
zwei Obergeschossen für den Zwischenverteiler für das zweite Ober¬ 
geschoß. In der Regel wird der Zwischenverteiler im Wählerraum in 
der dritten Gestellreihe aufgestellt. Bei den üblichen Ausbaufolgen 
kommt diese Anordnung hinsichtlich des Kabelaufwandes der opti¬ 
malen Lage am nächsten. Außerdem befindet sich in der dritten Gestell¬ 
reihe der Deckendurchbruch zum Zählerraum. Ein besonderer Zwischen¬ 
verteiler im Zählerraum ist deshalb ebenso wie bei der Unterbringung 
des Zwischenverteilers im Verteilerraum entbehrlich. 


Die Belegung des Zwischenverteilers richtet sich nach seiner Unter¬ 
bringung. Am Zwischenverteiler im Wählerraum werden die Lötösen¬ 
streifen in geschlossenen Blöcken, die ganze Buchten oder Reihen ein¬ 
nehmen, angeordnet, während die Buchten oder Reihen des Zwischen¬ 
verteilers im Verteilerraum mehrere Belegungsblöcke übereinander ent¬ 
halten. Bild 17 zeigt die typischen Belegungsbilder der senkrechten Seite 
des Zwischen Verteilers bei beiden Aufstellungsarten. 

Die Vorleistungen für die Einführung des EWSO 1 bei der Auf¬ 
stellung der EMD-Einrichtungen zwingen zum Verzicht auf die bisher 
geübte Vereinheitlichung der Gruppierung, Numerierung und Aufstel¬ 
lung in einer großen Zahl von Vermittlungsstellen. Neben dem ange¬ 
strebten Ziel, die Wähleinrichtungen geschlossen aufzustellen und den 
restlichen Wählerraum für eine jederzeit mögliche Erweiterung mit der 
neuen Technik freizuhalten, bringt die neue Aufstellungsmethode jedoch 
auch Vorteile durch erhebliche Verkürzung der Kabellängen, Verminde¬ 
rung der Vorleistungen an Gestellreihenmaterial, Zwischen- und Haupt¬ 
verteilern. Trotzdem bleibt eine gewisse Einheitlichkeit in der Belegung 
der Gestellreihen erhalten, so daß der Wegfall des planerischen und 
betrieblichen Vorteils der früheren Aufstellungsmethode tragbar er¬ 
scheint. 


C. Eingliederung des EWSO 1 in den Rufnummernplan 
1. Allgemeines 

Die charakteristischen Eigenschaften der im Bereich der Deutschen 
Bundespost bisher angewendeten Direktwahl bedingen die Einhaltung 
bestimmter Grundsätze bei der Rufnummernplanung. Da die Stellenzahl 
der Rufnummer die Anzahl der Zwischenwahlstufen bestimmt und da¬ 
mit unmittelbar in die Kosten eingeht, darf das Rufnummernvolumen für 
ein Ortsnetz nicht höherstellig gewählt werden, als es der Zahl der in 
60 Jahren zu erwartenden Haupt- und Durchwahlanschlüsse entspricht. 
Da der Teilnehmerbestand eines Ortsnetzes nur ausnahmsweise die 
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= Verfügbare Reserveplötze im ZVt 


Senkrechte Seite des ZVt im Verteilerraum 



Bild 17. Belegung der senkrechten Seite des Zwischenverteilers 

AS Anrufsucher HR Hauptrastschrill 

GW Gruppenwähler PrGW Prüfgruppenwähler 

GZ Gebührenzähler ZVt Zwischenverteiler 

dekadischen Grenzen 1000, 10 000 oder 100 000 erreicht, sind vielfach 
Rufnummern unterschiedlicher Stellenzahl inner¬ 
halb eines Ortsnetzes und innerhalb einer Vermittlungsstelle üblich. Die 
Gesamtkosten sind dann am niedrigsten, wenn die Teilnehmer mit dem 
größten Verkehr die kürzesten Rufnummern erhalten. Bei unterschied¬ 
licher Stellenzahl der Teilnehmerrufnummern werden die längeren Ruf¬ 
nummern und damit der größere Kostenaufwand den im Planungszeit¬ 
raum der Rufnummernplanung zuletzt einzurichtenden Hauptanschlüsse 
zugeordnet. An diesen Grundsätzen orientieren sich die heute üblichen 
Methoden der Rufnummernplanung für ein Ortsnetz. 

Im übrigen ist der Stellenzahl der Rufnummern die durch den 
Auslandswählverkehr bedingte Grenze von 10 nationalen 
Stellen (ohne Verkehrsausscheidungsziffer 0) gesetzt. Das bedeutet, daß 
die Rufnummern in Ortsnetzen mit dreistelliger Ortsnetzkennzahl höch¬ 
stens sieben, in Ortsnetzen mit vierstelliger Ortsnetzkennzahl höchstens 
sechs und in Ortsnetzen mit fünfstelliger Ortsnetzkennzahl höchstens 
fünf Stellen haben dürfen. Für die Durch wahlrufnu m mern 
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(Durchwahlnummer + Nebenstellenrufnummer) gelten dieselben Gren¬ 
zen. In großen Ortsnetzen ergeben sich heute aus dieser Begrenzung 
für die Einordnung der Durchwahlgruppen vielfach Schwierigkeiten 
wegen des dem Direktwahlsystem eigentümlichen Zusammenhangs zwi¬ 
schen der dekadischen Zuordnung der verdeckten Kennzahl und der 
Lage der Vermittlungsstellen, da ungenützte Rufnummern eines Ver¬ 
mittlungsbereichs in der Regel nicht in anderen Vermiltlungsbereichen 
verwendet werden können. 


Beim EWSO 1 geht die Slellenzahl der Rufnummern nicht mehr 
nennenswert in die Kosten ein, da die Sprech Wegenetze nicht 
rufn u m m e r n a b h ä n g i g gruppiert sind. Lediglich die Be¬ 
legungszeit der Wahlsätze und damit ihre Anzahl, die Stellenzahl der 
Speicherplätze im Zentralsteuerwerk sowie die Verkehrsbelastung der 
Zentralsteuerwerke und der Datenkanäle werden beeinflußt. Die Aus¬ 


wirkung auf die Kosten ist gering und kann vernachlässigt werden. Die 
Rufnummernplanung für das EWSO 1 kann sich deshalb auf die Fest¬ 
legung des erforderlichen Rufnummernvolumens und seine Verteilung 
auf die Vermittlungsstellen des Ortsnetzes beschränken. 


2. E i n f ii gen des E W SO 1 in die v o r h a n dene Ver¬ 
mittlungstechnik 

Das EWSO 1 wird bei Neueinrichtungen, Auswechslungen und Er¬ 
weiterungen in den Vermitllungsverband eines Ortsnetzes eingefügt. 
Zunächst sollen nur die Probleme erörtert werden, die sich im Orts¬ 


verkehr ergeben. Die Abwicklung des Fernverkehrs wird im Abschnitt 
III. C. 4. behandelt. 


a) Ortsnetze mit einer Vermittlungsstelle 

Die geringsten Probleme ergeben sich in Ortsnetzen mit nur einer 
Vermittlungsstelle. Neueinrichtungen und Auswechslungen brauchen 
nicht auf bestehende Einrichtungen Rücksicht zu nehmen. Auch Er¬ 
weiterungen werden so gut wie keine Schwierigkeiten bereiten. 

Das Rufnummernvolumen in Ortsnetzen mit nur einer Vermitt¬ 
lungsstelle geht nur selten über 10 000 und nie über 100 000 Ruf¬ 
nummern hinaus. Die Rufnummern sind nur ausnahmsweise fünfstellig, 
meistens jedoch drei- oder vierstellig. 

Eine Abgrenzung der der alten und der neuen Technik zugeordne¬ 
ten Rufnummern in deutlich unterscheidbare Gruppen, z. R. durch unter¬ 
schiedliche Ziffern an erster Stelle der Rufnummern, ist von den vom 
EWSO 1 erfüllbaren Bedingungen her betrachtet nicht erforderlich. 
Irotzdem erscheint solch eine Abgrenzung zweckmäßig. Wegen der ruf¬ 
nummernabhängigen Gruppierung des heutigen Direktwahlsystems er¬ 
geben sich die Hundertergruppen als kleinste der alten oder neuen 
Technik zugeordnete Rufnummerngruppen. Je nach Größe der Ver¬ 
mittlungsstelle und damit Stellenzahl der Rufnummern könnte außer¬ 
dem nach Tausendergruppen oder gar Zehntausendergruppen unter¬ 
schieden werden. 
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Bild 19. Erweiterung einer EMD-Ortsvermiltlungsstelle mit dem EYVSO 1, Lösung 2 

(Erläuterungen siehe Bild 18) 

In den Bildern 18 und 19 sind zwei charakteristische Möglichkeiten 
für die Erweiterung einer als einzige Ortsvermittlungsstelle in einem 
Ortsnetz befindlichen EMD-Vermittlungsstelle mit EWSO 1 dargestellt. 
Es wird angenommen: 

— die EMD-Vermittlungsstelle habe zum Zeitpunkt der Erweiterung 
6600 Beschaltungseinheiten, 

— während der Lebensdauer der EMD-Technik würden Erweiterungen 
mit insgesamt 7400 Beschaltungseinheiten EWSO 1 vorgenommen, 

— die Zahl der Beschaltungseinheiten am Ende des betrachteten Zeit¬ 
raums würde 14 000 Beschaltungseinheiten betragen. 

Die Lösungsmöglichkeiten in den Bildern 18 und 19 unterscheiden 
sich lediglich dadurch, daß im ersten Fall die in der EMD-Gruppierung 
freien 400 Rufnummern 8600—8999 für Anschlüsse an das EWSO 1 
genützt werden, während sie im zweiten Fall frei bleiben. Während in 
der ersten Lösung über die II. GW-Gruppe 8 auch Verkehr zum EWSO 1 
fließt, diese Gruppe mithin erweitert werden muß, bleibt die Belastung 
der II. Gruppenwähler hei der zweiten Lösung unverändert. 

Die Zweckmäßigkeit der zweiten Lösung liegt auf der Hand. In die 
Gruppierung des EMD-Teils braucht lediglich noch für den Verkehr 
vom EWS- zum EMD-Teil eingegriffen zu werden. Für diesen Verkehr 
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bieten sich die in den Bildern angegebenen mehreren Wege an: Einstieg 
über I.(II.) Gruppenwähler oder über II. Gruppenwähler. Während der 
Einstieg über II. Gruppenwähler lediglich wegen der Bündeltrennung 


einige zusätzliche II. Gruppenwähler erfordert, werden beim Einstieg 
über 1.(11.) Gruppenwähler zusätzliche Wähler für den gesamten Ver¬ 
kehr benötigt. Der Aufwand im EMD-Teil ist bei der Verkehrslenkung 


nur über die einzelnen II. Gruppenwählstufen am geringsten. Anderer¬ 
seits tritt im EWSO 1 ein Mehraufwand an gehenden Sätzen ein, der 


durch Anwendung des Überlaufs über I. (II.) Gruppenwähler gemildert 


werden könnte. 


Als weiterer Vorteil der Lösung nach Bild 19 zeigt sich, daß die 
Trennung der kommenden Sätze auf mehrere Richtungen und der damit 
verbundene Mehrbedarf vermieden werden. 


Der Bedarf an Rufnummern kann bei der Lösung nach Bild 19 
ohne Schwierigkeiten gedeckt werden. Zwar ist die Zahl der fünf¬ 
stelligen Rufnummern größer als in der Lösung nach Bild 18, der Ein¬ 
fluß auf die Kosten ist jedoch vernachlässigbar. Bei vierstelliger Orts¬ 
netzkennzahl wären sechsstellige Rufnummern zulässig. Trotz des 
Verzichts auf die Ausnützung der mit 86 bis 89 beginnenden 400 vier- 
bzw. 4000 fünfstelligen Rufnummern werden bei dem Beispiel sechs¬ 
stellige Rufnummern nicht verwendet. 


Da das Beispiel für ein Ortsnetz mit nur einer Ortsvermiltlungs- 
stelle hinsichtlich der Zahlen der Beschaltungseinheiten an der oberen 
Grenze liegt, sind in Ortsnetzen mit nur einer Ortsvermittlungsstelle 
Schwierigkeiten bei einer deutlichen Abgrenzung der Rufnummerngrup¬ 
pen für den EMD- und den EWSO 1 -Teil durch Unterscheidung an 
erster Stelle der Rufnummern nicht zu erwarten. 


b) Ortsnetze mit mehreren Vermittlungsstellen 


Für die Einfügung des EWSO 1 in den Vermittlungsverband eines 


Ortsnetzes mit mehr als einer Vermittlungsstelle gelten dieselben Über¬ 
legungen. Zusätzlich muß der Einfluß der verschiedenen Lösungen auf 


den Bedarf an Ortsverbindungsleitungen berücksichtigt werden. Zu be¬ 
trachten sind all die Fälle von Ortsnetzen mit einer Vollvermittlungs- 
stelle und einer Teilvermittlungsstelle über Ortsnetze mit mehreren 
Vollvermittlungsstellen und ggf. Teilvermittlungsstellen bis zu den 
Ortsnetzen mit Gruppenvermittlungsstellen. Schließlich können zwischen 
Gruppen- und Vollvermittlungsstellen noch Untergruppenvermittlungs¬ 
stellen (UGrVSt) eingeschoben sein. 


Als erstes Beispiel sei ein Ortsnetz mit einer Voll- und 
e in er Teilvermittlungsstelle gewählt. Die Bilder 20—22 
zeigen drei Möglichkeiten für die Einführung des EWSO 1. In der 
Lösung 1 (Bild 20) werden die EWSO 1-Teile so in die Voll- bzw. Teil¬ 
vermittlungsstelle eingegliedert, als handele es sich um eine Erweiterung 
mit EMD-Technik. Lediglich für den vom EWSO 1-Teil der Teilver- 
mitllungsstelle ausgehenden Verkehr muß ein neues Leitungsbündel 
auf I. (II.) Gruppenwähler geschaltet werden. Der übrige Verkehr fließt 
über das vorhandene Ortsverbindungsleitungsnetz. 
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Bild 20. Einführung des EYVSÖ 1 in einem Ortsnetz mit einer Voll- und einer Teil¬ 
vermittlungsstelle, Lösung 1 
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In der Lösung 2 (Bild 21) wird ein neues Leitungsbündel einge- 
führt, nämlich das Bündel zwischen den EWSO 1-Teilen. Außerdem 
sind für den Verkehr vom EWSO 1 zur EMD-Teclmik Leitungsbündel 
auf die II. Gruppenwähler eingefügt. Das «Lei der Erörterung der Lö¬ 
sungsmöglichkeilen in Ortsnetzen mit nur einer Vermittlungsstelle über 
die Vor- und Nachteile der verschiedenen Einstiegsmöglichkeiten — auf 
II. GW, auf I.(II.) GW oder auf II. GW mit Überlauf auf 1.(11.) GW— 
Gesagte gilt auch hier. In die Kostenüberlegungen gehl zusätzlich noch 
der Bedarf an Leitungen zwischen der Teil- und Vollvermittlungs- 
slelle ein. 

Die Lösung 3 (Bild 22) unterscheidet sich von der Lösung 2 ledig¬ 
lich dadurch, daß für die EWSO 1-Teile von Voll- und Teilvermitt¬ 
lungsstellen Rufnummern mit gleicher Ziffer an erster Stelle verwendet 
werden. Damit ändert sich die Eingliederung des EWS-Teils in die 
Gruppierung der Teilvermittlungsstelle. Der gesamte Verkehr zu diesem 
Teil fließt über den EWS-Teil der Vollvermittlungsstelle. Ob auch der 
abgehende Verkehr zur Vollvermittlungsstelle und ggf. der Überlauf 
von den Bündeln auf II. Gruppenwähler der Teilvermittlungsstelle über 
den EWSO 1 -Teil der Vollvermittlungsstelle geleitet werden sollte, ist 
eine Kostenfrage. Einerseits werden 1.(11.) Gruppenwähler eingespart, 
andererseits entsteht zusätzlicher Durchgangsverkehr über das EWSO 1. 

Ein Vergleich zwischen den drei Lösungsmöglichkeiten zeigt die 
Vorzüge der Lösung 3: Vom Zeitpunkt der Einführung des EWSO 1 
an werden die EMD-Schaltgliederzahlen nicht mehr verändert, wenn 
man von den in allen Lösungen unvermeidlichen Maßnahmen an den 
Eingangsschaltgliedern zur Abwicklung des Verkehrs vom EWSO 1 zu 
den EMD-Gruppen absieht. Außerdem wird, wenn nicht der gesamte 
Verkehrszuwachs, so doch der größte Teil des durch die Erweiterungen 
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Bild 21. Einführung des EWSO 1 in einem Ortsnetz mit einer Voll- und einer Teil¬ 
vermittlungsstelle, Lösung 2 (Erläuterungen siehe Bild 20) 
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Bild 22. Einführung des EWSO 1 in einem Ortsnetz mit einer Voll- und einer Teil¬ 
vermittlungsstelle, Lösung 3 (Erläuterungen siehe Bild 20) 

mit EWSO 1 hinzukommenden Verkehrs über das Bündel zwischen den 
EWSO 1-Teilen geleitet. Dieses Bündel wird wechselseitig ausgenützt, 
mit vollkommener Erreichbarkeit angesteuerl und zweiadrig betrieben. 
Die Vorteile des EWSO 1 im Leitungsnetz werden aber nicht nur für 
Verbindungen zwischen den EWSO 1-Gruppen ausgenützt, sondern auch 
*ür alle Verbindungen zwischen Voll- und Teilvermittlungsstellen, die 
von einer in die andere Technik umzusetzen sind. 

In Teilvermittlungsstellen mit hohem Anteil des Intern Verkehrs am 
Gesamtverkehr werden Umsteuergruppenwähler eingesetzt. In solchen 
hallen ist vom Umsteuergruppenwähler eine besondere Richtung zum 
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EWSO 1 -Teil der Teil Vermittlungsstelle erforderlich, damit der Verkehr 
nicht über die Voll Vermittlungsstelle geleitet werden muß. 

In noch bestehenden Teilvermittlungsstellen in HDW-Technik, die 
wegen hohen Internverkehrsanteils mit Umsteuerwählern ausgestaltet 
sind, kann nur eine der Lösung 2 ähnliche Lösung angewendet werden, 
wenn vermieden werden soll, den Verkehr aus dem Hebdrehwähler- 
zum EWS-Teil der Teilvermitllungsstellen über die Vollvermiltlungs- 
stellen zu leiten. Der EWSO 1 -Teil muß in das Rufnummernkonzept 
der Teilvcrmittlmigstellen wie eine System gerechte Erweiterung einge¬ 
gliedert werden, um die Umsteuerung in der Teilvermittlungsstelle zu 
ermöglichen (Bild 23). 
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Bild 23. Einführung des EWSO 1 in einem Ortsnetz mit einer Voll- und einer Teil¬ 
vermittlungsstelle mit Umsteuertechnik 

UW Umsteuerwähler (weitere Erläuterungen siehe Bild 20) 

Die Überlegungen zur Eingliederung des EWSO 1 in Teilvermitt- 
lungsstellen gelten nicht nur für Ortsnetze mit einer Vollvermittlungs- 
stelle und einer Teilvermittlungsstelle, sondern für alle Ortsnetze in 
denen Teilvermittlungsslellen vorhanden sind, da es keine von der Zahl 
der Vermittlungsstellen eines Ortsnetzes herrührenden Unterschiede im - 
Anschluß von Teilvermittlungsstellen an die zugehörige Vollvermitt¬ 
lungsstelle gibt. In den weiteren Ausführungen über die Eingliederung 
des EWSO I in mittleren und großen Ortsnetzen werden deshalb die 
Verhältnisse bei Teilvermittlungsstellen nicht mehr besonders behandelt. 
Für die Eingliederung des EWSO 1 bei Teilvermittlungsstellen wird die 
dritte Lösungsmöglichkeit unterstellt: Verwendung gemeinsamer Ziffern 
an den Anfangsstellen der Rufnummern der EWS-Anschlüsse in Voll- 
und Teilvermittlungsstellen und Lenkung des Verkehrs vom EWS-Teil 
der Teilvermittlungsstelle zum EMD-Teil der Vollvermittlungsstelle über 
den EWS-Teil der Vollvermitllungsstelle. 
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Im folgenden soll ein Ortsnetz mit mehreren Voll- 
n n d Teilvermittlungsstellen ohne G r u p p e n Ver¬ 
mittlungsstelle betrachtet werden. Als Beispiel wird ein Orts¬ 
netz mit vier Voll- und zwei Teilvermittlungsstellen angenommen. Unter 
Anwendung der unter III. G. 1. erwähnten Grundsätze für den Ruf¬ 
nummernplan eines solchen Ortsnetzes wären zur Einsparung von 
II. Gruppenwählern einzelnen Vollvermittlungsstellen mehrere Grup¬ 
penschritte der I. Gruppenwähler zuzuordnen. Da infolge der Ver¬ 
maschung der Vollvermittlungsstellen untereinander die Zahl der Lei¬ 
tungsbündel ohnedies schon recht groß ist, wurde, um die bildliche 
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Bild 24. Einführung des EWSO 1 in einem Ortsnetz mit mehreren Voll- und Teil¬ 
vermittlungsstellen, Lösung 1 
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Darstellung übersichtlich zu halten, jeder Vollvermittlungsstelle nur 
eine Ziffer an erster Stelle der Rufnummer zugeordnet, ln den Bil¬ 
dern 24 und 25 werden zwei Lösungsmöglichkeiten für die Einführung 
des EWSO 1 gezeigt. Weitere Lösungen durch Einfügung des EWSO 1 
in freie Gruppenschritte des III. Gruppenwählers sind denkbar. Sie unter¬ 
scheiden sich jedoch im Grundsatz nicht von der im Bild 24 dargestellten 
Einfügung in freie Gruppenschritte der II. Gruppenwähler. Darüber hin- 
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aus noch mögliche Einfügungsmethoden mit einer Lenkung des Ver¬ 
kehrs zwischen den einzelnen EWSO 1-Gruppen über das Direkt¬ 
wahlnetz unter Verzicht auf ein eigenes EWSO 1-Netz oder gar der 
umgekehrte Weg — Verzicht auf das Direktwahlnetz und Leitung 
des gesamten Verbindungsverkehrs über ein Ortsverbindungsleitungs¬ 
netz zwisdien den EWSO 1-Gruppen — wurden nicht dargestellt. Sie 
würden dazu führen, daß entweder die zur Minderung des Ortsver¬ 
bindungsleitungsbedarfs dienenden Eigenschaften des EWSO 1 — zwei¬ 
adrige Leitungsführung, Leitweglenkung, wechselseitige Leitungsaus¬ 
nutzung, Ansteuerung der Ortsverbindungsleitungsbündel mit vollkom¬ 
mener Erreichbarkeit — erst nach Auswechslung der EMD-Technik 
nutzbar würden, oder die dem Verbindungsverkehr dienenden Schall- 



Bild 25. Einführung des EWSO 1 in einem Ortsnetz mit mehreren Voll- und Teil- 

Vermittlungsstellen, Lösung 2 (Erläuterungen siehe Bild 24) 


glieder der EMD-Technik vorzeitig wegfallen müßten. Beide Lösungen 
hätten zusätzlich noch den Nachteil, daß nicht nur der in einer Technik 
entspringende und in die andere Technik gerichtete Verkehr, sondern 
ein großer Anteil des Gesamt Verkehrs zum Teil mehrmals von einer 
in die andere Technik umzusetzen wäre. 

In beiden Beispielen wurde unterstellt, daß das für die EMD- 
Technik verfügbare Rufnummernvolumen bei Beginn der Erweiterung 
mit EWSO 1 voll in Anspruch genommen ist. Die Unterschiede in dem 
für die Direktwahltechnik verfügbaren Rufnummernvolumen zwischen 
den beiden Lösungen um 1000 Rufnummern je Vollvermittlungsstelle 
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ergeben sich lediglich aus dem Verzicht auf die Ausnützung der rest¬ 
lichen verfügbaren Gruppenschritte des I. Gruppenwählers für die 
Numerierung: sie können deshalb nicht als Kriterium für die Bewer¬ 
tung der Lösungen herangezogen werden. 

Die Unterschiede der Lösungen liegen in der Lenkung eines Teils 
des Verkehrs; während bei beiden Lösungen der Verkehr zwischen 
EMD-Anschlüssen ausschließlich über EMD-Schallglieder, der Verkehr 
zwischen Anschlüssen am EWSO l ausschließlich über die Einrichtun¬ 
gen des EWSO 1 geleitet und der von EWS-Anschlüssen nach EMD- 
Anschlüssen gerichtete Verkehr erst in der Zielvermittlungsstelle zur 
EMD-Technik umgesetzt wird, fließt der Verkehr von EMD-Anschlüssen 
nach EWS-Anschlüsscn bei Anwendung der Lösung 1 (Bild 24) bis in 
die Zielvermittlungsstelle über EMD-Schaltglieder, während er bei An¬ 
wendung der Lösung 2 (Bild 25) bereits in der Ausgangsvollvermitt¬ 
lungsstelle in das EWS-Netz umgesetzt wird. Diese Unterschiede in 
der Verkehrslenkung haben Einfluß auf die Belastung der II. Gruppen¬ 
wähler der Vollvermittlungsstelle und die Bemessung der Ortsverbin¬ 
dungsleitungen. Die Vermittlungsstellen eines Ortsnetzes wachsen in 
der Regel nicht gleichmäßig. Neben Anschlußbereichen mit langsamem 
Wachstum gibt es Anschlußbereiche mit großem, in Neubaugebieten 
sogar mit sprunghaftem Anstieg der Anschlußzahlen. Wird der Verkehr 
über das konventionelle Netz geleitet (Bild 24), so verschieben sich die 
Leitungszahlen zwischen den Vermittlungsstellen und die Zahlen der 
II. Gruppenwähler. Zwar bleiben die Gesamtzahlen erhalten, da die 
Zahl der EMD-Anschliisse und damit ihr Verkehr nicht mehr wachsen, 
aber in Vermittlungsstellen mit starkem Teilnehmerzugang werden die 
II. Gruppenwähler im Laufe der Zeit vermehrt werden müssen, wäh¬ 
rend sie in den anderen Vermittlungsstellen vermindert werden können. 
Obwohl der gesamte Teilnehmerzugang an die neue Technik angeschlos¬ 
sen wird, sind Maßnahmen in der konventionellen Technik unvermeid¬ 
bar. Bei der Lösung nach Bild 25 fließt der Verkehr von EMD- nach 
EWS-Anschliissen über das EWS-Netz. Da nur noch Einrichtungen des 
EWSO 1 für die Erweiterungen verwendet werden, wächst der in das 
EWS-Netz abwandernde Verkehrsanteil an, während der Restverkehr, 
das ist der Verkehr zwischen EMD-Anschlüssen, in gleichem Maße ab¬ 
nimmt. Da der Bedarf an Kabeladern je Verkehrseinheit im EWS-Netz 
um mehr als ein Drittel geringer als im konventionellen Netz ist, führt 
diese Verkehrsverlagerung zu Einsparungen im Kabelnetz. Den Vor¬ 
teilen der Lösung nach Abbildung 25 steht als Nachteil der höhere 
Durchgangsverkehr über EWS-Gruppen entgegen. Die Vorteile dürften 
aber überwiegen. 

Die bisherigen Überlegungen gellen auch für Ortsnetze mit sechs¬ 
stelliger oder gar siebenstelliger Numerierung, in denen Gruppen- und 
ggt. Untergruppenvermittlungsstellen vorhanden sind. Auch in solchen 
Ortsnetzen ergibt sich die günstigste Verkehrslenkung und der geringste 
Bedarf an Oltsverbindungsleitungen, wenn die EWS-Anschlüsse Ruf¬ 
nummern erhalten, die sich bereits an der ersten Stelle von den Ruf¬ 
nummern der EMD-Anschlüsse unterscheiden. In den Numerierungs¬ 
plänen der Direktwahltechnik wird hierfür eine Ziffer an erster Stelle 
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der Rufnummer für die Numerierung der EWS-Anschlüsse freigehalten. 
Das für die EWS-Anschlüsse auf diese Weise gebotene Rufnummcrn- 
volumen beträgt in Ortsnetzen mit dreistelligen Ortsnetzkennzahlen 
1 Mio. Rufnummern, in Ortsnetzen mit vierstelliger Ortsnetzkennzahl 
100 000 Rufnummern und in Ortsnetzen mit fünfstelligen Ortsnetzkenn¬ 
zahlen 10 000 Rufnummern. 


Das Rufnummernvolumen für die EWS-Anschlüsse kann nur durch 
Erhöhung der Slellenzahl der Rufnummern der EMD-Anschlüsse und 
Freihalten weiterer Anteile des GesamtruInummernvolumens für EWS- 
Anschlüsse erweitert werden. In den Ortsnetzen, in denen die Numerie¬ 
rung besonders im Hinblick auf die E i n o r d n u n g der Durch- 
w a h 1 a n Schlüsse heute Schwierigkeiten bereitet, bringt zwar das 
EWSO 1 wegen seiner größeren Elastizität bei der Zuordnung von 
Rufnummerngruppen zu den einzelnen Vermittlungsstellen — in einer 
Vermittlungsstelle nicht benötigte Rufnummerngruppen können unab¬ 
hängig von ihrer dekadischen Zuordnung einer anderen Vermittlungs¬ 
stelle zugeteilt werden — eine gewisse Erleichterung. Da aber damit 
gerechnet werden muß, daß die Durchwahl zur Nebenstelle auf die 
Dauer nicht auf große Nebenstellenanlagen beschränkt bleiben wird, 
erhöht sich die Zahl der Anschlüsse, denen innerhalb der maximal 
zulässigen Stellenzahl eine Rufnummer zugeteilt werden muß. Dieses 
Problem kann nicht durch eine bestimmte Einführungsmethode des 
EWSO 1, sondern nur auf andere Weise gelöst werden. Entweder müs¬ 
sen trotz der schwerwiegenden Gegengründe die Ortsnetzkennzahlen 
der wenigen in Frage kommenden Ortsnetze verkürzt werden, oder 
bei der Numerierung der Durchwahlanschlüsse müssen andere als die 
heutigen Wege beschritten werden. Beim Anschluß von Durchwahl¬ 
anlagen an EWSO 1-Vermittlungsstellen könnten die für Durchwahl¬ 
anlagen zu verwendenden Rufnummerngruppen dadurch besser aus¬ 
genützt werden, daß mehrere Durchwahlanlagen, deren Nebenslellen- 
rufnummern sich durch die erste Ziffer unterscheiden müßten, in 
derselben Rufnummerngruppe untergebracht würden. Für die Nume¬ 
rierung der Abfragestellen müßte davon abgegangen werden, stets die 
„1“ zu verwenden. 


Beispiel: 

Durchwaht-Nr. 452 

1. Durchwahlanlage 

2. Durchwahlanlage 


Abfragestellc 

Nebenstellen 

Abfragestelle 

Nebenstellen 


Rufnummern 
452 1 

452 200-499 
452 6 

452 700-809 


Beim Ersatz der EMD-Technik durch EWSO 1 sollten die vorhan¬ 
denen Anschlüsse ihre seitherigen Rufnummern nach Möglichkeit be¬ 
halten. Der Verzicht auf die wirtschaftlichen Vorteile einer Umnumerie- 
rung wird zum Teil durch den Wegfall der Kosten für die Rufnummern¬ 
änderung aufgewogen. Außerdem wird das zunächst für die Direkt- 
wahlteclmik verwendete Rufnummernvolumen - sogleich weitergenutzt. 
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3. Übergangslösung in Ortsnetzen mit Gruppen- 
Vermittlungsstellen 

Vor allem in der ersten Einführungszeit werden EWS-Einriclitungen 
nicht in dem Umfang bereitgestellt werden, um den gesamten Erweite¬ 
rungsbedarf der Ortsnetze decken zu können, in denen das EWSO 1 
eingeführt wird. Wahrscheinlich wird mit nur einem Bruchteil des 
Erweiterungsbedarfs dieser Ortsnetze begonnen werden. Erhielten die 
ersten EWS-Einrichtungen eines Ortsnetzes, die vermutlich in nur einer 
Vermittlungsstelle untergebracht werden, sogleich in der im vorigen 
Abschnitt geschilderten Weise Rufnummern aus der für das EWSO 1 
freigehaltenen Rufnummerngruppe, die sich bereits an erster Stelle 
von den bisher verwendeten Rufnummern unterscheidet, so wären von 
den vielen in diesen Ortsnetzen vorhandenen Vollvermitllungsstellen 
zu der ersten EWS-Vermittlungsstelle unmittelbare Leitungsbündel zu 
schalten. Diese zum Teil über erhebliche Entfernungen führenden Lei¬ 
tungsbündel wären sehr klein, die Leitungen schlecht ausgenutzt. Ein 
erhöhter Bedarf an kommenden Sätzen (IvS) und niedrig belasteten 
Eingängen am Koppelvielfach A wären die Folge. Bei der Verbreitung 
des EWS-Einsatzes auf weitere Vermittlungsstellen würde sich dieser 
Zustand nur zögernd ändern. Erst dann, wenn wenigstens in jedem 
Gruppen vermittlungsbereich eine EWS-Gruppe vorhanden wäre, wären 
die Leitungsbündel ausreichend groß und genügend ausgelastet. Außer¬ 
dem beschränken sich dann die zu überbrückenden Entfernungen auf 
den Gruppenvermittlungsbereich. 

Es empfiehlt sich deshalb, für die ersten EWS-Einsatzfälle in jedem 
Gruppenvermittlungsbereich Rufnummerngruppen aus dem Volumen 
für die Direktwahlteclmik zu verwenden und erst dann auf die end¬ 
gültige, vorgesehene Numerierung überzugehen, wenn jeder Gruppen¬ 
vermittlungsbereich eine erste EWS-Gruppe hat. In den folgenden Bil¬ 
dern sind drei Ausbaustände dargestellt: EMD-Technik in allen Orts- 
vermittlungsstellen, EWSO 1 nur in den Gruppenvermittlungsstellen 
(Bild 26); EMD-Technik in allen Orts Vermittlungsstellen, EWSO 1 in 
allen Gruppen Vermittlungsstellen und einem Teil der Vollvermittlungs- 
stellen (Bild 27); EMD-Technik und EWSO 1 in allen Ortsvermittlungs- 
stellen (Bild 28). 


Die Bilder enthalten nur einen Teil der Vermittlungsstellen eines 
Ortsnetzes: zwei Gruppenvermittlungsstellen mit je einer Voll- und 
einer Teilvermittlungsslelle. Im ersten Ausbaustand werden die EWS- 
Zellen mit zweistelligen verdeckten Keimzahlen wie normale Voll¬ 
vermitllungsstellen numeriert. Wenn solche Kennzahlen nicht verfügbar 
sind, können auch die notfalls um eine Stelle verlängerten Rufnummern 
freier Tausendergruppen verwendet werden. Die EWS-Zelle muß dann 
aber bei der Ortsvermittlungsstelle eingesetzt werden, aus der die ver¬ 
wendeten Rufnummerngruppen stammen. Im Abschnitt III. D., in dem 
die entstehenden Probleme hinsichtlich der Einhaltung des Dämpfungs¬ 
plans behandelt werden, wird hierauf noch einmal eingegangen. Diese 
Numerierung wird auch im zweiten Ausbaustand, der erreicht ist, sobald 
in jedem Gruppenvermittlungsbereich sich wenigstens eine EWS-Zelle 
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Voll VS! 32 



Bild 26. Einführung des EWSO 1 in einem Ortsnetz mit Gruppcnvermitllungsstcllcn 
Ausbaustand 1: EMD-Technik in allen Vermittlungsstellen, EWSO 1 in den Gruppen¬ 


vermittlungsstellen 


AS 

Anrufsucher 

ES 

Externsatz 

GS 

gehender Satz 

GrVSt 

Gruppenvermilllu 

GW 

Gruppenwähler 

KN 

Koppelnetz 

KS 

kommender Satz 


LW 

StrUe 

TS 

gsslelle TS 

TcilVSt 

VollVSt 


Lcitungs Wähler 

Stromstoßübertragung 

Teilnehmersatz 

Teilnehmersdialtung 

Teil vermilt lungsstelle 

Vollvermiltlungsstelle 


befindet, noch beibehalten. Jedoch erhalten nun auch die für die Er¬ 
weiterung der EWS-Zellen eingesetzten Beschaltungseinheiten die für 
das EWSO 1 vorgesehene Numerierung, so daß in derselben EWS- 
Gruppe verschiedene Rufnuminerngruppen Vorkommen. In den dar¬ 
gestellten Beispielen ist für die Numerierung des EWSO 1 die Ziffer 9 
an erster Stelle der Rufnummern gewählt worden. Beim Übergang von 
der Numerierung der ersten EWS-Zellen mit freien zweistelligen Kenn¬ 
zahlen für Voll Vermittlungsstellen müssen die Gruppenschritte 9 der 
I. Gruppenwähler aller Vollvermittlungsstellen entweder zur eigenen 
EWS-Gruppe oder zu der EWS-Gruppe in der kabeltechnisch günstigst 
gelegenen Ortsvermittlungsstelle führen. In dem im Bild 27 dargestell¬ 
ten Beispiel wird der Ausgang „9“ der Vollvermittlungsstelle 22 zur 
EWS-Gruppe der verdeckten Vollvermittlungsstelle 21 bei der Gruppen¬ 
vermittlungsstelle 2 geführt. Bild 28 zeigt den Ausbaustand, der erreicht 
ist, wenn in allen Ortsvermittlungsstellen EWS-Erweiterungen vorge¬ 
nommen worden sind. Auf die Darstellung weiterer Ausbaustände — 
allmählicher Ersatz der EMD-Technik durch EWSO 1 — wurde ver¬ 
zichtet, weil sich der weitere Übergang von der EMD-Technik auf die 
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9 320000- 9 323 999 
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Bild 27. Einführung des EWSO 1 in einem Ortsnetz mit Gruppenvermiülungsstellen 
Ausbaustand 2: EMD-Technik in allen Orlsvermittlungsstellen, EWSO 1 in allen 
Gruppenvermiülungsstellen und einem Teil der Vollvermiltlungsstellen 

(Erläuterungen siehe Bild 26) 


FS E.S 



Bild 28. Einführung des EWSO 1 in einem Ortsnetz mit Gruppenvermiülungsstellen 
Ausbaustand 3: EMD-Technik und EWSO 1 in allen Vermittlungsstellen 

(Erläuterungen siehe Bild 26) 
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EWS-Technik aus dem bisher Gesagten schlüssig ergibt. Erwähnens¬ 
wert ist lediglich noch, daß auch EWS-Vermittlungsstellen, die zunächst 
als Erweiterung einer EMD-Vermittlungsstelle errichtet wurden, nach 
Auswechslung der EMD-Technik unterschiedlich numeriert sind, näm¬ 
lich mit den für die EWS-Gruppe vorgesehenen Rufnummern und den 
nicht geänderten Rufnummern der ausgewechselten EMD-Gruppe. Bei 
der Auswechslung sollte nach Möglichkeit mit der untersten Netzebene 
begonnen werden, um zu vermeiden, daß Verkehr zwischen EMD- 
Anschlüssen über EWS-üurchgangsvermittlungsstellen geleitet werden 
muß. Solcher Durchgangsverkehr würde immer dann auftreten, wenn 
eine Gruppenvermittlungsstelle vor den angeschlossenen Vollvermitt¬ 
lungsstellen oder eine Vollvermiltlungsstelle vor der zugehörigen Teil- 
vermittlungsstelle ausgewechselt werden würde. 


4. A b w i c k 1 u n g des Fernverkehrs 

über die Entwicklung des neuen Fernwahlsystems EWSF 1 und 
die damit zusammenhängenden Fragen wird an anderer Stelle in diesem 
Buch eingehend berichtet. Hier soll deshalb nur die Schnittstelle zwi¬ 
schen EWSO 1 und EWSF 1 angesprochen werden. Das EWSO 1 nimmt 
die gesamte Wählinformation nicht nur auf, es wertet sie auch aus, 
bei abgehenden Ferngesprächen mithin auch die Ortsnetzkennzahl. Die 
Gebührenzone wird nicht mehr in der Knolenvermiltlungsstelle, sondern 
in der steuernden Ortsvermittlungsstelle ermittelt. Auch die unterste 
Stufe der Leitweglenkung des Fernverkehrs wird in die Ortsvermitt¬ 
lungsstelle vorgezogen. Die abgehenden Endvermitllungsleitungen an 
eine Knotenvermittlungsstelle mit EMD-Technik anzuschließen, er¬ 
scheint schon deshalb unzweckmäßig, weil solche Endvermittlungs¬ 
leitungen nicht zu Zählimpulsgebern führen dürfen wie die Endver¬ 
mittlungsleitungen von EMD-Vermittlungsstellen. Sie wären vielmehr 
auf Anschaltesätze und Richtungswähler zu schallen. Aber auch die 
im Abschnitt III. B. 2. geschilderten Gründe für die koordinierte Ein¬ 
führung von EWSO 1 und EWSF 1 lassen ein solches Vorgehen un¬ 
zweckmäßig erscheinen. Ortsvermittlungsstellen mit EWSO 1 werden 
deshalb in der Regel an Fernvermittlungsstellen mit EWSF 1 ange¬ 
schlossen. Die Endvermittlungsleitungen werden somit wechselseitig 
betrieben. Die Fernvermitllungsslellen werden neben der EWS-Technik 
in der Regel für den Fernverkehr der konventionellen Ortsvermittlungs¬ 
stellen mit Einrichtungen des gegenwärtigen Fernwahlsystems ausge¬ 
stattet sein. Fernverbindungen von EMD-Anschlüssen werden in diesem 
Teil der Fernvermittlungsstelle ankommen, und zwar am Ortsgruppen¬ 
wähler. In Ortsnetzen am Sitze von Zentral-, Haupt- und Knotenver¬ 
mittlungsstellen befindet sich der Ortsgruppenwähler in der Fernver¬ 
mittlungsstelle, in den übrigen Ortsnetzen in der Endvermittlungsstelle. 
In den Ortsnetzen mit mehr als einer Vollvermittlungsstelle müssen die 
am Ortsgruppenwähler ankommenden Fernverbindungen zu den ein¬ 
zelnen Ortsvermittlungsstellen weitergeleitet werden. Bei Anwendung 
der in den Abschnitten III. C. 2. und 3. erläuterten Methode der Ein¬ 
führung des EWSO 1 über besondere Numerierung der EWS-Anschlüsse 
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entscheidet es sich bereits am Ortsgruppenwähler, ob zu einer EMD- 
oder einer EWS-Vermittlungsstelle verbunden werden muß. Bei Ver¬ 
bindungen zu EWS-Vermitllungsstellen kann der Ortsgruppen Wähler 
nicht zwischen verschiedenen Zielen unterscheiden, er wird die Ver¬ 
bindung in solchen Fällen an die nächslgelegene, möglichst im selben 
Gebäude befindliche EWS-Vermittlungsstelle weitergeben, von wo aus 
sie auf dem günstigsten Weg zum Ziel weiterläuft. 

Das EWSO 1 ist in der Lage, Fernverbindungen unmittelbar zum 
Ziel zu leiten, also unter Umgehung der Fernvermittlungsstelle. Starker 
Nahverkehr kann auf diese Weise zweidrähtig unter Einhaltung des 
Dämpfungsplans abgewickelt werden. Dabei wird es zweckmäßig sein, 
den Verkehr des gesamten Ortsnetzes oder von Teilen in einer geeigne¬ 
ten Vermittlungsstelle zu sammeln, um leistungsfähigere Bündel zu 
erhalten. 


D. Einhaltung des Däinpfungsplans 


1. Nenn- un d P 1 a n u n g s d ä mpfu n g 


Als Nenndämpfung einer Vermittlungsstelle wird der Dämpfungs¬ 
betrag bezeichnet, der zwischen dem Eingang der Vermittlungsstelle 
und ihrem Ausgang jeweils am Ilauptverteiler aufkommt. Die Nenn¬ 
dämpfung einer EWSO 1-Vermittlungsstelle ergibt sich bei Durchgangs- 
Verbindungen aus der Dämpfung des Koppelnetzes und der Amtsver¬ 
drahtung. Der Wert wird beeinflußt von der Zahl der Koppelnetzdurch¬ 
gänge einer Verbindung und dem Abstand zwischen dem Hauptverteiler- 
und dem Wählerraum. Da zumindest ein Teil der Sätze freizügig an 
beliebige Eingänge der A-Slufe des Koppelnetzes anschaltbar sein muß, 
um die Verkehrsbelaslung der einzelnen Koppelvielfache ausgleichen zu 
können, müssen ihre Ein- und Ausgänge an einem Verteiler liegen. Bei 
Ortsvermittlungsstellen in einem Typenhaus oder Normengebäude bietet 
es sich an, den Ilauptverteiler auch für die Rangierung der Sätze zu 
verwenden. Wenn die Ortsvermitllungsstelle nicht in einem Typenhaus 
untergebracht ist und der Abstand zwischen Hauptverteiler und Wähler¬ 
raum groß ist, wird im Wählerraum ein Zwischenverteiler vorzusehen 
sein. 


Die Teilnehmermikrophone werden beim EWSO 1 aus dem Intern-, 
dem Extern-, dem gehenden oder dem kommenden Satz gespeist. Die 
Sätze enthalten die Speisebrücke, die lßkHz-Weiche und einen Speise- 
brückenübertrager. Bei Durchgangsverbindungen EWSO 1—EWSO 1 
sind die Einrichtungen entbehrlich. Da sie die Einfügungsdämpfung 
erhöhen würden, werden sie überbrückt. 

Die für Ortsvermittlungsstellen anzusetzenden Planungsdämpfun- 
gen sind aus Bild 29 ersichtlich. Die Planungsdämpfung einer Vermitt¬ 
lungsstelle ist bei Durchgangsverbindungen gleich der Nenndämpfung, 
bei Endverbindungen ist sie gleich Null, da die Dämpfung aller vom 
Speisestrom durchflossenen Vermittlungseinrichtungen der Bezugsdämp- 
fung des Teilnehmersyslems zuzurechnen ist. 
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GrVSl 

GW 

LW 

OGW 


Bild 29. Einfügungsdümpfnng von OrtsvermiHlungssleilen 


Gruppen Vermittlungsstelle 
Gruppenwähler 
Leilungswähler 
Ortsgruppen wahler 


L'GrVSt Untergruppen Vermittlungsstelle 

4 DrOGW Vierdrahtortsgruppenwähler 
VollVSt Vollvermittlungsslelle 
2 DrOGW Zweidrahtortsgruppenwähler 


2. F e r n v erke h r 

Für die Zweidrahtausläufer des Fernnetzes stehen Dämpfungs¬ 
beträge zur Verfügung, die davon abhängig sind, welche Lage die zu¬ 
ständige Fernvermitllungsstellc im Netz hat, und ob sich das betrachtete 
Ortsnetz am Silz der Fernvermittlungsstelle befindet oder nicht. Die 
verfügbaren Dämpfungsbeträge betragen im günstigsten Fall 7,5 dB 
(0,85 Np), meistens sind sie erheblich kleiner. Da die Endvermittlungs¬ 
leilungen beim EWSÜ 1 wechselseitig betrieben werden, gelten für das 
EWS-Netz die gleichen Dämpfungsbedingungen wie heule für den an- 
kommenden Fernverkehr. Schwierigkeiten bei der Einhaltung der zu¬ 
lässigen Höchstdämpfungsbeträge können durch die Möglichkeiten der 
Leitweglenkung zur Umgehung von Durdigangsvermittlungsstellcn und 
Vermeidung von Umwegen behoben werden. 


3. Ortsverkehr 

Wenn in großen Ortsnetzen die Leitweglenkung des EWSO 1 aus¬ 
genützt wird, ergibt sich eine Netzgestaltung, die sich von der heutigen, 
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auf den Gegebenheilen der Direktwahltechnik beruhenden Nelzform 
unterscheidet. Der Verlauf von Ortsverbindungen in Ortsnetzen mit 
Gruppen- und Untergruppenvermittlungsstellen ist in den Bildern 30 
und 31 dargestellt. Eine von einer Vollvermittlungsstelle ausgehende 
Ortsverbindung gelangt unmittelbar zur Gruppenvermittlungsstelle im 
Ziel und von dort, der Netzeinteilung folgend, zur Ortsvermittlungsstelle, 
an die der angewählte Teilnehmer angeschlossen ist. Uber die Gruppen¬ 
vermittlungsstelle im Ausgangsbereich verläuft die Verbindung nicht. 
Lediglich der von Teilvermitllungsslellen ausgehende Verkehr wird in 
der Vollvermittlungsstelle mit deren Verkehr zusammengefaßt. 



Bild 30. Verlauf einer Orlsverbindung 
bei Direktwahl in einem Ortsnetz mit 
Gruppen Vermittlungsstellen 

GrVSt Gruppen Vermittlungsstelle 
TeilVSt Teilvermittlungssteile 
VollVSt Vollvermittlungsstelle 


Bild 31. Verlauf einer Ortsverbindung 
bei Direktwahl in einem Ortsnetz mit 
Gruppen- und Untergruppenvermitt¬ 
lungsstellen 

UGrVSt Untergruppen Vermittlungs¬ 
stelle 

(Weitere Erläuterungen siehe Bild 30) 


In dem künftigen Netz aus Vermittlungsstellen mit EWSO 1 wird 
die Verkehrslenkung über so weit wie möglich ins Ziel führende Quer¬ 
leitungen Vorrang haben, um den Durchgangsverkehr klein zu halten. 
Es wird aber Verkehr übrig bleiben, für dessen Abwicklung sich Quer¬ 
wege nicht lohnen. Außerdem werden die Querwege aus Wirtschaftlich¬ 
keitsgründen mit Überlauf betrieben werden. Rest- und Überlaufverkehr 
werden dem Netzaufbau folgend in möglichst wenigen Bündeln zu¬ 
sammengefaßt. Eine Bündelzusammenfassung ist deshalb auch im 
Ausgangsbereich zweckmäßig. Im Bild 32 ist ein solches Netz dargestellt. 
Gegenüber dem vergleichbaren Netz mit Gruppen Vermittlungsstellen 
(Bild 30) erhält die Verbindung einen Leitungsabschnilt und eine Durch- 
gangsvermitllungsstelle mehr. In den größten Ortsnetzen, die gegen¬ 
wärtig in Gruppen- und Untergruppenvermittlungsbereiche gegliedert 
sind, können sich sogar zwei zusätzliche Leilungsabschnitte und Durch¬ 


gangsvermittlungsstellen ergehen. Während sich die zusätzlichen Lei¬ 
lungsabschnitte nur dann als Dämpfungserhöhung auswirken, wenn 
die Ortsverbindungsleit ungen zu fremden Gruppen Vermittlungsstellen 
nicht schon ohnedies aus Gründen der Kabelführung über den Haupt- 
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Verteiler der eigenen Gruppen- oder Untergruppenvermittlungsstelle 
verlaufen, muß die Planungsdämpfung zusätzlicher Durchgangsvermitt¬ 
lungsstellen immer berücksichtigt werden. 

Im allgemeinen dürften sich aus der Verkehrszusammenfassung im 
Abgangsbereich Schwierigkeiten bei der Einhaltung des Dämpfungs¬ 
plans nicht ergeben, da zwischen den beiden Speisepunkten in Abgangs¬ 
und Zielvermittlungsstelle für die miteinander verbundenen Sprech¬ 
stellen 19 dB (2,2 Np) zur Verfügung stehen. Um in sehr großen Orts¬ 
netzen Dämpfungsüberschreitungen zu vermeiden, bleibt wie beim 
Fernverkehr die Möglichkeit, durch entsprechende Leitweglenkung ab¬ 
zuhelfen. 



( 2 ) OVSt ohne Durchgangsverkehr 


0/S’t m:t Durchgangs verkehr 



- Letzfweg 

- Quer weg 


Bild 32. Verlauf einer Ortsverbindung im EWSO 1-Netz 

OVSt Ortsvermittlungsstelle 

4. Besonder h eite n w ähre n d der E i n f ii h r u n g des 

EWSO 1 

Während der Einführungsphase ergeben sich Umwege bei der 
Abwicklung des Verkehrs zwischen konventionellen und EWSO 1- 
Vermittlungsstellen für Verbindungen, die von konventionellen Ver¬ 
mittlungsstellen ohne EWSO 1 -Erweiterung ausgehen. Es ist deshalb 
notwendig, bei der Festlegung der Vermittlungsstellen, in denen der 
Verkehr von einer in die andere Technik umgesetzt wird, die Einhaltung 
des Dämpfungsplans zu überwachen. 

Besonders zu beachten ist dieser Umstand bei der Auswahl der 
Vermittlungsstellen mit den ersten EWS-Gruppen während der unter 
III. C. 3. geschilderten Übergangslösung. 

Ein weiteres übertragungstechnisches Problem kann sich beim Ein¬ 
satz eines Erweiterungskonzentrators als Vorläufer einer gesteuerten 
Ortsvermittlungsstelle ergeben, wenn dieser Konzentrator keine Spei¬ 
sung hat. In die Sende- bzw. Empfangsbezugsdämpfung geht der Lei¬ 
tungsabschnitt zwischen dem Konzentrator und der speisenden Orts- 
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Vermittlungsstelle ein. Sobald der Konzentrator in eine gesteuerte 
Orlsvermittlungsstelle umgewandelt wird, wird dieser Abschnitt zur 
Orts Verbindungsleitung. Die Gesamtdämpfung der Verbindungen wird 
also durch das Verlagern des Speisepunktes in eine andere Ortsvermitt¬ 
lungsstelle nicht beeinflußt, sofern als speisende Ortsvermittlungsstelle 
eine Vermittlungsstelle gewählt wird, die ohnedies als Durchgangs- 
Vermittlungsstelle in die Verbindungen eingeschaltet ist. Sobald der 
Schleifenwiderstand zwischen den Sprechstellen und der speisenden 
Ortsvermittlungsstelle jedoch größer als 1250 0hm wird, müssen in 
den Sprechstellen Transistorkapseln eingesetzt werden. 

E. Hochbaufragen 

1. Ra u mbedarf für die Vermittlungstec h n i k 

Ein wichtiges Ziel bei der Entwicklung des EWSO 1 war es, den 
Raumbedarf für die Vermittlungstechnik um etwa die Hälfte herab¬ 
zusetzen. Die für die Aufstellung der vermiltlungstechnischen Einrich¬ 
tungen benötigte Fläche hängt ab von den verwendeten Bauelementen 
und ihrer konstruktiven Zusammenfassung, vom Umfang der Vermitt¬ 
lungsstelle, d. h. der Zahl der angeschlossenen Teilnehmer und deren 
Verkehrsaufkommen, sowie vom Umfang des zu vermittelnden Durch¬ 
gangsverkehrs und damit von der Lage der Vermittlungsstelle im Netz. 
Der Raumbedarf kann somit nicht nur durch die verwendeten Bau¬ 
elemente und ihrem konstruktiven Aufbau in Gestellen beeinflußt wer¬ 
den, sondern auch durch die Verkehrslenkung. Eine sinnvolle Leitweg¬ 
lenkung in größeren Ortsnetzen setzt den Anteil des Durchgangsver¬ 
kehrs und damit den Raumbedarf der Durchgangsvermittlungsstellen 
herab. Die hierdurch zu gewinnende Platzersparnis wirkt sich aus¬ 
schließlich auf die Durchgangsvermittlungsstelle aus. In den folgenden 
Beispielen ist der Einfluß des Durchgangsverkehrs auf den Raumbedarf 
des EWSO 1 unberücksichtigt geblieben. 

Zunächst soll anhand einiger Beispiele unterschiedlicher Größe der 
vermittlungstechnische Bedarf errechnet werden (Tabelle 1). Dabei 
wurden Vermittlungsstellen mittleren und großen Umfangs, wie sie in 
Großstädten häufig Vorkommen, mit mittleren Verkehrswerten und eine 
Vermittlungsstelle mit sehr großem Verkehrswert ausgewählt. 

Es wurde unterstellt, daß nur Verbindungsverkehr zu Vermittlungs¬ 
stellen mit EWSO 1 zu vermitteln und die zuständige Fernvermilllungs- 
s teile mit EWSF 1 ausgestattet ist. Es fehlen deshalb gehende und 
kommende Sätze für Verbindungsverkehr mit Vermittlungsstellen in 
konventioneller Technik und Wahlnachsendesätze für das Aussenden 
der in konventionellen Vermittlungsstellen benötigten Informationen 
in Impulsform. 

Außerdem wurden nicht alle vorkommenden Sätze berücksichtigt, 
da das Ergebnis der Bedarfserrechnung hierdurch nicht wesentlich be¬ 
einflußt wird. Für die Ermittlung der benötigten Sätze wurde ange¬ 
nommen, daß der Verkehr der Wahlaufnahmesätze 10% des abgehen¬ 
den Teilnehmer Verkehrs (d. s. 5% der Summe des abgehenden und 
ankommcndcn Verkehrs = Summen Verkehrs der Teilnehmer) beträgt. 
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Tabelle 1 

Ermittlung: der technischen Einrichtungen 


Beispiel 

1 

2 

3 

4 

Typengebäude 

Fe le 

Fe 2e 

Fe 3 

Fe 4 

Arl der Orlsverinilllungsslelle 

govst 

stOVSt 

stOVSt 

stOVSt 

Suinmenverkehr 

(abgehender u. ankommendcr Verkehr) 
je 100 Teilnehmer [Erlang] 

5,2 

5,0 

6,0 

18,2 

Zahl der Einzel- und Sammelanschluß- 

8 151 

11 640 

21 340 

10 335 

leilungen *) 

Zahl der Diirdiwahlanschlußleitungen 

249 

360 

660 

3 665 

Zahl der Anschlußleitungen *) 

8 400 

12 000 

22 000 

14 000 

Summenverkehr der Teilnehmer 





Einzel- und Sammelanschlüsse 

325 

438 

1 023 

899 

[Erlang] 





Durch wahlanschliisse [Erlang] 

112 

162 

297 

1 649 

Zusammen [Erlang] 

437 

600 

1 320 

2 548 

Relaissatz verkehr 





Wahlaufnahmesätze (10 % des ab¬ 
gehenden Teilnehmer Verkehrs) 

21,9 

30 

66 

127,4 

[Erlang] 





Internsälze 





Eingang [Erlang] 

21,9 

30 

66 

382,2 

Ausgang [Erlang] 

21,9 

30 

66 

382,2 

Externsätze [Erlang! 

393,3 

540 

1 188 

1 783,6 

Erforderliche Leistung vkx des Koppel¬ 
netzes [Erlang] 

896 

1 230 

2 706 

5 223,4 


* 
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(noch Tabelle 1) 


Beispiel 

Typengebäude 

Art der Ortsverniittlungsstelle 


Fe le 


Fe 2e 


gOVSt stOVSt 


Fe 3 


Fe 4 


stOVSt stOVSt 


Zahl der erforderlichen Koppel 
gruppen AB 

y K N : (2,4 • 16) *) **) 

Zahl der erforderlichen Koppel 
vielfache A 


Zahl der Beiaissätze 


Durchwahlsätze 

Wahlaufnahmesätzc 


Internsätze 

Externsätze 



249 


585 



660 


1 525 


136 


2 176 


3 665 
158 
407 
2 120 


Zahl der erforderlichen Koppelnetz¬ 
anschlüsse 

Einzel- und Sammelanschlußleitungen 
D u r ch vvah la nscli 1 u 1.1 lei tu ngen 
Wa h la u f n a h nie sä t ze 
Internsätze 
Eingang 
Ausgang 
Externsätze 

Zusammen 


8 151 
249 


585 


9 086 


11 640 21340 


360 


720 


12 851 


660 


1 525 


23 778 


10 335 
3 665 
158 


407 
407 
2 120 


17 092 


Es sind einzusetzen Koppelgruppen AB 
mit 

Koppelvielfachen A 8/8 
Koppelvielfachen A 16/8 
Koppelvielfachen A 24/8 
Koppelvielfachen A 32/8 


136 


*) einschließlich der Hauptleitungen von Gemeinschafts-, Wählstern- und Konzen¬ 
tratoranschlüssen 

**) Leistung eines Koppelvielfaches A : 2,4 Erlang; Zahl der Koppelvielfache A je 
Koppelgruppe AB : 16 


15 Fernmeldewesen 
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Außerdem wurde in den Beispielen 1 bis 3 ein Internverkehr von jeweils 
10 % und im Beispiel 4 ein Internverkehr von 30 % des Summenverkehrs 
der Teilnehmer angenommen. Das Koppelnetz muß in den Beispielen 
das 2,05fache des Summenverkehrs leisten. Dieser Faktor erhöht sich 
in Wirklichkeit noch geringfügig um die Verkehrsanteile zusätzlich 
benötigter Sätze. Da die Koppelvielfache A stets mit 8 Zwischenleitungen 
ausgerüstet sind, ergibt sich ihre Anzahl aus dem Quotienten aus der 
erforderlichen Leistung des Koppelnetzes und der Leistung des ein¬ 
zelnen Koppelvielfachs A. Die Belastungsfähigkeit eines Koppelviel¬ 
fachs A ist vom vorgegebenen Verlust (für ankommende Belegungen 
zu einem Einzelanschluß B = 2 %) und den folgenden Faktoren ab¬ 
hängig: 
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Bild 33. Aufstellung einer EWSO 1-Verrnittlungsstelle im Typenhaus Fe le 

(Erläuterungen siehe Bild 34) 


(1) Die Belastungsfähigkeit des Koppelnetzes muß um so niedriger angesetzt werden, 
je ungleichmäßiger die einzelnen Koppelvielfache A belastet werden. Eine Schiefe 
der Belastung von 1,5 : 1 sollte verarbeitet werden können, damit allzu häufige 
Umschaltungen zum Belastungsausgleich vermieden werden. 

(2) Während der Einführungsphase ist das Nachsenden von Wahlimpulsen zu kon¬ 
ventionellen Vermittlungsstellen notwendig. Eine abgehende Verbindung Teil¬ 
nehmer— Ortsverbindungsleitung erfordert somit insgesamt drei Verbindungen 
durch das Koppelnetz, die zum Teil gleichzeitig nebeneinander bestehen: 

Teilnehmersatz — Wahlaufnahmesatz 
Wahlnachsendesatz — gehender Satz 
Teilnehmersatz — gehender Satz 

(3) Die Belastungsfähigkeit des Koppelnetzes ist abhängig vom Anteil der Belegungen, 
die über Kurzwege durchgeschaltet werden können. Dieser Anteil hängt wiederum 
von der Zahl und Größe der abgehenden Bündel ab. Er ist bei wenigen Abnehiner- 
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richtungen am größten, bei starker Unterteilung des abgehenden Verkehrs auf 
viele Bündel am geringsten. 

(4) Schließlich hat auch die Zahl der Eingänge der Koppelvielfache A Einfluß auf ihre 
Belastbarkeit. Uie Belastbarkeit ist am größten bei Koppelvielfachen mit wenigen, 
am geringsten bei Koppelvielfachen mit vielen Eingängen. 
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Bild 34. Aufstellung einer EWSO 1 

APRErKN Automatische Prüfeinrich¬ 
tung Koppelnetz 

APRE-.S Automatische Prüfeinrich¬ 

tung Sätze 

AST Arbeitsfeldsteuerwerk 

DTU Datenaustausch- und Über¬ 

tragungssteuerwerk 

EAST Ersatz-Arbeitsfelds teuer¬ 

werk 


115 

-H h- 

Vermittlungsstelle im Typenhaus Fe 2e 

ESE-PE Ersatzschalteeinrichtung 

für periphere Geräte 
ESE-ZST Ersatzsdialteeinrichtung 

für das Zentralsleuerwerk 
GSP Großspeicher 

KGABC Koppelgruppen ABC 
RSE Ruf- und Signaleinrichtung 

SSP Schnellspeicher 

VE Verarbeitungseinheit 

VS Verbindungssatz 
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In der Tabelle 1 wird unter Berücksichtigung dieser Einflüsse mit 
einer Belastungsfähigkeit der Koppelvielfache A von 2,4 Erlang ge¬ 
rechnet. Die Aufstellungspläne (Bilder 33 bis 36) zeigen den Platzbedarf 
für die gewählten Beispiele. Aus den Plänen ist auch die vorgesehene 
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Bild 35. Aufstellung einer EWSO 1-Vermittlungsstclle im Typenhaus Fe 3 

(Erläuterungen siehe Bild 34) 

Unterbringung des Koppelnetzes in Gestellrahmen und Gestellreihen 
ersichtlich. Je sechzehn Koppel viel fache A werden mit den acht zuge¬ 
hörigen Koppel vielfachen B zu einer Koppelgruppe AB zusammen¬ 
gefaßt. In einem Gestellrahmen befinden sich zwei Koppelgruppen AB. 
Vier Gestellrahmen mit je zwei Koppelgruppen AB und ein Gestell¬ 
rahmen mit Koppelvielfachen C bilden eine Koppelgruppe ABC; sie 
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sind nebeneinander in derselben Gestellreihe untergebracht. Sobald ins¬ 
gesamt mehr als neun Koppelgruppen ABC (72 Koppelgruppen AB, 
i 152 Koppelvielfache A) benötigt werden, muß die Zahl der Zwischen¬ 
lösungen der C-Stufe erhöht werden. Für die C-Stufe wird dann ein 
zweiter Gestellrahmen benötigt (vgl. Bild 36). Die Gestellrahinen des 
Koppelnetzes werden im rechten Teil der Gestellreihe aufgestellt, um 
eine möglichst kurze Führung der Schallkabel zum Hauptverteiler zu 
ermöglichen. 

Jeweils zwei Koppelgruppen ABC bilden zusammen ein Arbeitsfeld. 
Die zugehörigen Arbeitsfeldsleuerwerke werden in einer der beiden 
Gestellreihen am Betriebsgang aufgeslellt. Auch das Ersatzarbeitsfeld¬ 
steuerwerk befindet sich am Betriebsgang. In gesteuerten Vermittlungs¬ 
stellen werden neben den Arbeilsfeldsteuerwerken die zugehörigen 
Datenaustausch- und Übertragungssteuerwerke aufgeslellt. In steuern¬ 
den Vermittlungsstellen befinden sich die Datenaustausch- und Uber¬ 
tragungssteuerwerke für die angeschlossenen gesteuerten Vermittlungs¬ 
stellen in der Nähe des Zentralsteuerwerks. 

Die Gestellrahmen mit Sätzen werden zwischen den Gestellrahmen 
des Koppelnetzes und den Arbeitsfeldsteuerwerken aufgestellt. Die so 
entstehende Gestellreihe hat eine Länge von 9,27 m. Sie ist kürzer als 
die Gestellreihe einer EMD-Vermittlungsstelle. Im Typenhaus Fe le 
können die Sätze wegen der geringeren Gestellreihenlänge nicht in den 
Koppelnetzgestellreihen, sondern müssen in eigenen Gestellreihen unter¬ 
gebracht werden. 

Das Zentralsteuerwerk wird in der ersten Gestellreihe unterge¬ 
bracht. Die Gestellrahmen für das Zentralsteuerwerk sind in Schwenk¬ 
bauweise vorgesehen. Die Bauliefe beträgt 900 mm. Ein geöffneter 
Schwenkrahmen beansprucht etwa 600 mm. Damit notwendige Prüf¬ 
arbeiten am Zentralsteuerwerk ungehindert durchgeführt werden kön¬ 
nen, muß zwischen dem Zentralsteuerwerk und der folgenden Gestell¬ 
reihe bzw. der Stirnwand ein größerer Abstand als zwischen den übrigen 
Gestellreihen vorgesehen werden. 

Bild 37 zeigt die in Tabelle 2 errechnete Aufnahmefähigkeit der 
Wählerräume der Typenhäuser (Normengebäude) Fe le, 2e, 3 und 4 
in Anschlußeinheiten in Abhängigkeit von der Größe des Summen¬ 
verkehrs. Die Darstellung gilt nur für Endverkehr. Ist auch Durch¬ 
gangsverkehr abzuwickeln, vermindert sich die Aufnahmefähigkeit. 
Bei der Ermittlung der den Kurven zugrunde liegenden Werte wurde 
eine Reihe von Annahmen getroffen, die für den Einzelfall nicht zu 
gellen brauchen. Die Darstellung ist daher nicht allgemein gültig und 
gibt nur einen Überblick. 


2. Stromversorgung 

Die Stromaufnahme einer vollausgebauten EWSO 1-Vermittlungs¬ 
stelle setzt sich aus drei Anteilen zusammen: 

Strombedarf der zentralen Einrichtungen 
Strombedarf der peripheren Einrichtungen 
Strombedarf für die r J reilnehmerspeisung 
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Bild 36. Aufstellung einer EWSO 1-Verniittlungsstelle im Typenhaus Fe 4 
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1 2 3 t 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 Erlang 

-—- Summenverkehr je 100 AnschluOleiIungen 

Bild 37. Aufnahmefähigkeit der Wühlerräume in den Typenhäusern Fe le, 2e, 3 und 4 

Da die Leistungsaufnahme für die zentralen Einrichtungen und 
ein Teil der Leistungsaufnahme für die peripheren Einrichtungen kon¬ 
stant sind, ergibt sich unabhängig vom Belegungszustand der Vermitt¬ 
lungsstelle eine wesentlich höhere Ruhelast als bei den heutigen Wähl¬ 
systemen; die Spitzenlast dagegen ist ungefähr ebenso groß wie die 
einer EMD-Vermittlungsstelle. Der Raumbedarf der Stromversorgungs¬ 
anlage wächst nahezu linear mit der Zunahme der Aufnahmefähigkeit 
des Wählersaals. Die in den Typenhäusern bisher vorgesehenen Räume 
für die Stromversorgungsanlage müssen deshalb unter Inanspruch¬ 
nahme von Platzreserven vergrößert werden. Auch in Typenhäusern 
Fe 2e und 3 werden wegen des höheren Leistungsbedarfs u. U. Hoch¬ 
spannungsanlagen erforderlich. 


3. Wä r m c a b f u h r 

Die größere Aufnahmefähigkeit des Wählersaals führt zu einer 
entsprechend höheren Spilzenverlustleislung. Auch in verkehrsschwa¬ 
chen Zeiten entsteht infolge der konstanten Ruhelast wesentlich mehr 
Wärme als bei den heutigen Wählsystemen. So beträgt die im Spitzen¬ 
betrieb entstehende Verlustleistung einer steuernden Vermittlungsstelle 
mit 34 000 AE 53 kW; im Ruhezustand werden noch 38 kW in Wärme 
umgesetzt. Deshalb sind Maßnahmen zur Wärmeabfuhr erforderlich. 
Die entwickelte Wärme kann durch Raumlüftung, Kühlung oder eine 
Kombination dieser Verfahren abgeführt werden. Bei reiner Raum- 
lüftung wird ungekühlte Außenluft angesaugt, die sich im Wählersaal 
erwärmt und so die Wärme abführt. Je kleiner die Temperaturdifferenz 
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T a b e 11 e 2 

Ungefähre Größe der in den Typenhäusern (Normgebäuden) 

unterzubringenden Vermittlungsstellen 


Typenhaus (Normgebäude) 

Fe 1 e 

Fe 2e 

Fe 3 

Fe 4 

Größe des Wühlerrauins 

Länge [m] 

0,76 

8,51 

15,20 

■ 

Breite [m] 

7,385 

11,885 

11,885 

Fläche [in 2 ] 

Art der Ortsvermittlungsstelle 

50 

stOVSt gOVSt 

100 

stOVSt 

gOVSt 

180 

stOVSt 

290 

gOVSt 

Zahl der höchstens aufslell- 
baren Gestellreihen mit je 

8 Koppelgruppen AB 

2 

3 

4 

0 

9 

17 

Zahl der Koppelnetz¬ 
anschlüsse 

mindestens 1 

(Koppelvielfach A 8/8) 

2 048 

3 072 

4 090 

6 144 

9 210 

17 408 

höchstens 

(Koppelvielfach A 32/8) , 

8 102 

12 288 

10 384 

24 570 

36 804 

09 632 

Zahl der AE 

mindestens 

1 500 

2 300 

3 100 

4 800 

7 300 

14 000 

bei einem Summen verkehr 
je 100 Anschlußleitungen 
[Erlang] 

19,5 

19.0 

18,8 

18,2 

18 

17,7 

höchstens 

7 000 

11 500 

15 300 

23 000 

34 500 

05 300 

bei einem Sumnieiiverkehr 
je 100 Anschlußleitungen 
[Erlang] 

3.8 

3,8 

3,8 

3,8 

3,8 

3,8 


zwischen angesaugter und ausgeblasener Luft ist, um so schneller muß 
der Luftwechsel erfolgen. Da mit Außentemperaturen bis zu 32° G ge¬ 
rechnet werden muß und die Ausblastemperatur 40° C nicht übersteigen 
sollte, beträgt der Temperaturunterschied im ungünstigsten Fall nur 
noch 8 C. Bei 8° C Temperaturanstieg werden für die Abfuhr von 
1 kWh 400 m 3 Luft benötigt, wofür 25- bis 30facher Luftwechsel je 
Stunde erforderlich wäre. 

Wesentlich günstiger läßt sich die Wärme abfiihren, wenn die ein¬ 
zublasende Luft gekühlt wird. Bei einer Einblastemperatur von 18 bis 
20° C kann die Temperaturdifferenz auf 10 bis 12° C gesteigert werden 
und auch im Sommer eine betrieblich und personell günstigere mittlere 
Raumtemperatur von 25 bis 27° G gehalten werden. Bei Ausfall der 
Kühlanlage wirken das Gebäude und die technischen Einrichtungen als 
Wärmepuffer. Bei Kühlanlagen ist außerdem der Filteraufwand wegen 
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der geringeren Menge der benötigten Frischluft niedriger als bei reinen 
Lüftungsanlagen. All diese Gründe sprechen dafür, die entstehende 
Verlustwärme mit Kühlanlagen und geringem Luftaustausch abzu¬ 
führen. 

Für die Kühlanlagen kommen zwei Systeme mit unterschiedlichem 
Raumbedarf in Frage, die in Versuchsvermittlungsstellcn erprobt werden 
sollen. Während das eine System — die zentrale Einkreis-Lüftungs- und 
Kühlanlage — einen besonderen Maschinenraum erfordert, können die 
Klimageräte der Zweikreiskühlanlage im Wählersaal untergebracht 
werden. Beide Systeme benötigen eine Rückkühlanlage auf dem Dach 
des Gebäudes. 

Für die Entwärmungsanlage muß eine Notstromversorgung vor¬ 
gesehen werden, um auch bei längerem Netzausfall den Betrieb aufrecht¬ 
erhalten zu können. Der Betrieb der Kühlanlage erfordert etwa die 
Hälfte der abzuführenden Energie. Nach den bisher angestellten Über¬ 
legungen eignet sich als Notstromversorgung am besten ein Diesel¬ 
aggregat. Für die Unterbringung sind verschiedene Lösungen denkbar. 
In den Typenhäusern Fe 3 und Fe 4 könnte der Platz durch Inan¬ 
spruchnahme von Reserveräumen oder durch Wegfall der Heizung 
gewonnen werden, da ein Teil der Gebäude durch die technischen Ein¬ 
richtungen ausreichend erwärmt wird und die restlichen Räume mit 
einer elektrischen Speicherheizung versehen werden könnten. In reinen 
EWSO 1-Vermittlungsstellen könnte das Dieselaggregat im Zählerraum 
untergebracht werden. In den übrigen Fällen muß ein unterirdischer 
Anbau oder ein freistehendes Nebengebäude errichtet werden. 


4. Hauptverteiler 

Eine günstige Kabelführung mit kurzen Kabellängen zwischen den 
Koppelnetzeingängen und dem Hauptverteiler wird dann erreicht, wenn 
der Hauptverteiler wie heule senkrecht zu den Gestellreihen unmittelbar 
unter oder — beim Typenhaus Feie — neben dem Wählersaal an¬ 
geordnet wird. Die Kabelführung ist dann am günstigsten, wenn die 
Koppelnetzanschlüsse einer Gestellreihe auf einer Länge von 1,08 m, 
die dem Gestellreihenabstand entspricht, am Haupt Verteiler unterge¬ 
bracht werden können. 

Da der Hauptverteilerraum und der Wählersaal gleich lang sind, 
stehen in gesteuerten Vermittlungsstellen für eine Gestellreihe tatsächlich 
auch ewa 1,08 m an Hauptverteilerlänge zur Verfügung. In steuernden 
Vermittlungsstellen erhöht sich die mögliche Hauptverteilerlänge je 
Gestellreihe um die Anteile der Gestellreihen, die wegen des Zentral¬ 
steuerwerks wegfallen. 

Die zur Zeit vorhandenen Lötösen- und Schaltstreifen sowie Trenn¬ 
leisten gestatten folgende Leitungszahlen in den verschiedenen Typen¬ 
häusern anzulegen: 


Fe le 
2e 

3 

4 


Vermitlhingsseite 
3-adrig 
4 000 
7 000 
14 000 
24 000 


Kabelseite 
2-adrig 
6 300 
10 800 
21 300 
36 300 
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Zwischen den Leitungszahlen der Kabel- und Vermittlungsseite 
besteht in vollausgebauten Vermittlungsstellen ein Verhältnis von 2 : 1, 
das wegen der im Kabelnetz längeren Ausbauabschnitte als in den Ver¬ 
mittlungsstellen und wegen des Bedarfs an Leitungen für andere Zwecke 
nicht unterschritten werden kann. 

Die Sätze des EWSO 1 werden teilnehmergleich an das Koppelfeld 
angeschlossen. Aus Belastungsgründen müssen die Sätze möglichst 
gleichmäßig auf die Koppelvielfache A verteilt werden. Es ist daher 
zweckmäßig, die Sätze ebenfalls zum Hauptverteiler zu verkabeln, den 
Hauptverleiler also als Zwischenverteiler mitzubenutzen. Der Plalz- 
bedarf auf der Vermittlungsseile des Hauptverteilers wird hierdurch 
um etwa 35 % erhöht. Das Mindestverhältnis Kabel- zur Vermittlungs¬ 
seite ändert sich dadurch auf 2 : 1,35. 

Da die Aufnahmefähigkeiten des heutigen Hauptverteilers und der 
heutigen Anschalteeinrichtungen für das EWSO 1 nicht ausreichen, 
müssen neue Einrichtungen entwickelt werden. Nach ersten Entwürfen 
scheinen sich Lösungen zu ergeben, die bei zweiadriger Leilungsführung 
auf der Kabel- und der Vermittlungsseile zusammen den Anschluß 


folgender Leitungszahlen ermöglichen: 

einseitiger 

Haupt Verteiler 

doppelseitiger 
1 tauptvertciler 

Fe le 

14 500 

29 000 

2e 

25 500 

51 000 

3 

51 000 

102 000 

4 

88 000 

1 76 000 


Unter Berücksichtigung der künftigen Zwischcnverleilerfunktion 
des Hauptverteilers würden sich folgende maximale AE-Zahlen ergeben, 
die am Haupt Verteiler anschließbar sind: 


Fe le 
2e 

3 

4 


einseitiger 

Hauptverleiler 

4 300 

7 000 

15 200 

26 300 


doppelseitiger 

Hauptverteiler 

8 000 

15 200 

30 400 

52 000 


Die nach Bild 37 in den Typengebäuden aufstellbaren Anschluß¬ 
einheiten können demnach im großen und ganzen auch am Haupt¬ 
verteiler abgeschlossen werden. Lediglich bei gesteuerten Vermittlungs¬ 
stellen mit geringem Summenverkehr können die Aufstellungsmöglich- 
keiten nicht voll ausgeschöpft werden. 

Ein im Zusammenhang mit der Aufnahmefähigkeit des Haupt¬ 
verteilers zu erwähnendes weiteres Problem ist die Kabeleinführung, 
die an die größere Aufnahmefähigkeit angepaßt werden muß. Das 
Problem der Kabeleinführung bei den Typenhäusern Fe 3 und Fe 4 
kann dadurch gelöst werden, daß ein zweites Muffengestell parallel 
zum vorhandenen errichtet wird (Fortfall der nicht tragenden Wand), 
eine weitere Einführung an der entgegengesetzten Stirnseite vorgesehen 
wird und die Anzahl der Rohrzüge in beiden Einführungen geringfügig 
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erweitert wird. Dagegen wird der Platz für die erforderliche Anzahl 
der M u f f e n in den Typengebäuden bis Fe 2e nicht ausreichen. Als 
Lösung bietet sich hier die Verwendung bündelverseilter Kabel an, die 
den Fortfall der Muffen ermöglichen. Die Untersuchungen hierüber sind 
noch nicht abgeschlossen. 

5. Z u s a m m enfassun g 

Der Raumbedarf des EWSO 1 wurde anhand einiger typischer Bei¬ 
spiele in Typengebäuden gezeigt. Dabei ergab sich, daß das Entwick¬ 
lungsziel, den Raumbedarf um 50 % zu senken, erfüllt wurde. Es ist 
zu erwarten, daß für die Stromversorgung und die Kabeleinführung 
ein höherer Raumbedarf in den Typenhäusern entsteht und daß zusätz¬ 
liche Räume für die Wärmeabfuhrgeräte und deren Notstromversorgung 
benötigt werden. Nach dem augenblicklichen Stand der Untersuchungen 
ist zu hoffen, daß der zusätzliche Raumbedarf ohne Vergrößerung der 
Baukörper der Typenhäuser durch Inanspruchnahme der heute vor¬ 
handenen Reserve gewonnen werden und auf die Entwicklung eigener 
EWSO 1-Typenhäuser verzichtet werden kann. 

In bestehenden Gebäuden ist ein Teil der Vermilllungseinrichtungcn 
in konventioneller Technik vorhanden. Erweiterungen in EWSO 1 kön¬ 
nen sicherlich ohne Schwierigkeiten vorgenommen werden, solange der 
ursprünglich für die Vermittlungsstelle geplante Endausbau nicht über¬ 
schritten wird. Ein Überschreiten ist aber innerhalb der Möglichkeiten 
zulässig, soweit der benötigte Raum für die Kabelführung, die Strom¬ 
versorgung, die Wärmeabfuhr und Notstromversorgung zu gewinnen ist. 

IV. Auswirkungen der Einführung des EWSO 1 auf die Planung 

der Ortsnetze 

A. Allgemeines 

Der Bedarf an Einrichtungen des Fernmeldewesens, sei es an Lei¬ 
tungen des Orts- bzw. Femdienstes, sei es an technischer Ausrüstung 
der Vermittlungsstellen (Zahl der Beschaltungseinheiten), sowie die An¬ 
forderungen an die Gestaltung des Netzes (Lage der Vermittlungsstel¬ 
len usw.) richten sich nach der Zahl der Teilnehmer und deren Bedürf¬ 
nissen. Die zukünftige Entwicklung vorauszuschauen ist die Grundlage 
für die Planung und den Ausbau der Netze. Planung und Ausbau des 
Anschlußleilungsnetzes und des Verbindungsleitungsnetzes müssen sich 
außerdem nach dem Dämpfungsplan 55 und nach den im System- 
konzept gegebenen technischen Bedingungen unter Wahrung der Wirt¬ 
schaftlichkeit richten. 

Für die Planung der Ortsnetze, d. h. die Planung der Anschluß¬ 
bereiche, des Hauptanschlußleitungsnetzes mit Haupt- und Verzwei¬ 
gungskabeln und der Ortsverbindungsleitungsnetze für den Orts- und 
den Fernverkehr, sind für das EWSO 1 zum Teil andere Bedingungen 
und Grenzwerte als für das bisherige Direktwahlsystem festgelegt. Die 
Größe des Anschlußbereiches hängt von dem Fassungsvermögen der 
Vermittlungsstelle bzw. des Gebäudes und der Dichte der Teilnehmer 
pro Flächeneinheit ab, ebenso darf die zulässige Länge der Haupt- 
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anschlußleitungen nur in Ausnahmefällen für wenige Teilnehmer über¬ 
schritten werden, weil in diesen Fällen zusätzliche teure Maßnahmen 
erforderlich werden. 

Die wähl technischen Bedingungen des EWSO 1 lassen für den 
Schleifenwiderstand der Hauptanschlußleitungen höhere Werte als das 
EMD-System zu. Das neue System gestattet auch Tonfrequenz-Tasten¬ 
wahl ohne zusätzliche Umsetzung. Auch für die Ortsverbindungsleilun¬ 
gen ist der zulässige Schleifen widerstand größer. Durch zweidrähtige 
Führung und nahezu vollständige Erreichbarkeit wird die Ausnutzung 
gesteigert. Gleichstromsignale einschließlich Leitungskennzeichen wer¬ 
den nicht auf den Sprechwegen zwischen den Vermittlungsstellen über¬ 
tragen. Dafür sind besondere Steuer- und Datenleitungen erforderlich. 
Die Ortsverbindungsleitungen sind an das Koppelnetz wie Teilnehmer¬ 
leitungen geschaltet. 

Die übertragungstechnischen Bedingungen sind nicht vom Vermitt¬ 
lungssystem abhängig, sondern sind entsprechend dem Dämpfungs¬ 
plan 55 einzuhalten. Für Hauptanschlüsse stehen 1,2 Np = 10.3 dB 
Sendebezugsdämpfung und 0.2 Np = 1.7 dB Empfangsbezugsdämpfung, 
für die Verbindung zwischen Ursprungs- und Ziel-Ortsvermittlungsstelle 
max. 2,2 Np = 19 dB Restdämpfung zur Verfügung. 

Das Anschlußleitungsnetz ist der am schlechtesten ausgenutzle Teil 
der Fernsprechanlage und erfordert den größten Teil der Investitionen. 
In der Tabelle 3 ist das Verhältnis der Investitionen für die einzelnen 


Tabelle 3 

Aufteilung der Investitionen im Fernmeldewesen 

Durchschnilll. Anteil (v. II.-Satz) 
der Investitionen bei den betr. 
Anlagetiteln an den Gesamtinve- 





slitionen 

in den 

Jahren 

19 . .. 


Titel 

Bezeichnung 

54—58 

59—03 

04—08 

69—73 

1 . 

4101-4104 

Telegrafenwesen 

4,0 

1,8 

1,7 

1,5 

2. 

4111 

Teilnehmer- und öffcnll. 
Sprechstellen 

4.4 

3,7 

4,0 

4,7 

3. 

4115 

Nebenstellenanlagen 

4,7 

3,3 

2,1 

1,5 

4. 

4121 

Orlsverniill lungsstellen 

10,4 

17,0 

19,4 

23,8 

5. 

4125 

Fernvermitllungsstellen 

10,7 

11,3 

8,2 

0,7 

6. 

4131 + 4135 

Verstärkerstellen 

13,9 

10,7 

0,3 

4,8 

7. 

4141-4140 

Funkeinrichtungen 

4,3 

0,1 

7,1 

4,7 

8. 

4151 

Oberirdisches 

Ortsleitungsnetz 

1,2 

2,1 

2,8 

2,8 

9. 

4101+4171 

Unterirdisches 

Ortsleitungsnetz 
einschl. Kabelkana Umlagen 

24,0 

32,3 

40,1 

44,0 

10. 

4181 

Fernkabelanlagen 

14,5 

10,5 

7,0 

4,8 

11. 

4191 

Technische Ausstattung 
im Fernmeldewesen 

0,7 

0,7 

0,7 

0,7 



Investitionen in Mio. I)M 

2 945 

5414 

9 546 

■ 



Geplante 

Investitionen in Mio. DM 

— 

— 


17 070 
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Zweige des Fernmeldedienstes in den Jahren 1955 bis 1968, jeweils für 
fünf Jahre zusammengefaßt, und die entsprechende Aufteilung der ge¬ 
planten Investitionen für 1969 bis 1973 angegeben. 

Die Entwicklung der Anschlußzahlen und die sehr große Zahl von 
Anträgen auf Herstellung neuer Anschlüsse erfordern erhöhte Investi¬ 
tionen bei den Titeln 4111 (Teilnehmer- und öffentliche Sprechstellen), 
4161 (Kabelkanäle) und 4171 (Unterirdisches Ortskabelnetz). 

Mit der Einführung der E n t w i c k 1 u n g s p 1 a n u n g seit etwa 
1960 soll durch langfristige Planung die künftige Gestaltung des Orts¬ 
netzes, d. h. die Einteilung in Anschlußbereiche und Ermittlung der 
Größen der Ortsvermittlungsstellen, soweit wie möglich festgelegt wer¬ 
den. Im Rahmen der Entwicklungsplanung durchgeführte Untersuchun¬ 
gen über die wirtschaftliche Gestaltung der Ortsnetze und ihre Auf¬ 
teilung in Anschlußbereiche führten in größerem Umfange zur Bildung 
von Vermittlungsstellen mit bis zu 20 000 Beschallungseinheiten im 
Endausbau. Unwirtschaftliche Dezentralisation wird vermieden. Auch 
durch die Erhöhung der Baulängen der Anschlußkabel mit 0,4 mm 
Doppeladern sind räumlich größere Anschlußbereiche und Ortsvermitt¬ 
lungsstellen mit höherer Zahl an Beschaltungseinheiten wirtschaftlich 
geworden. 

Zweckmäßige Rufnummernplanung bringt durch die Ausnutzung 
niedrigstelliger Rufnummern und damit Ersparnissen an Wählern und 
Wählerstufen bis zur Einführung des EWSO 1 einen weiteren wirt¬ 
schaftlichen Vorteil zusätzlich zu der Verbilligung des Anschlußkabel¬ 
netzes durch die Erhöhung der Baulängen mit 0,4 mm Doppeladern. 
Im Zusammenhang mit der größeren Aufnahmefähigkeit vorhande¬ 
ner Gebäude für EWSO I-Einrichtungen werden sich fast immer ar¬ 
beitsaufwendige und kostspielige Neuabgrenzungen der A n - 
schlußbereiche erübrigen. Der zügige Ausbau der Haupt- und 
Verzweigungskabelnetze vorhandener Anschlußbereiche wird dadurch 
wesentlich erleichtert und beschleunigt. 

Die Untersuchungen im Jahre 1968/69 über künftig zu erwartende 
Hauptanschlußzahlen und -dichten ergaben, daß jetzt mit wesentlich 
höheren Werten als in den ersten Jahren der systematischen Entwick¬ 
lungsplanung zu rechnen ist. Der Ausbaugrad, d. h. die Anzahl der 
Verzweigungsleitungen pro Wohnung, ist bedeutend höher anzuneh¬ 
men. In Anbetracht größerer Kapazität der Orlsverinittlungsstellen 
durch das EWSO 1 kann der erhöhte Bedarf ohne große Änderung der 
Anschlußbereichs-Aufteilung in der Ortsnetzstruklur gedeckt werden. 
Mit der höheren Kapazität der Ortsvermittlungsstellen müssen auch 
mehr Doppeladern in die Vermittlungsstellen eingeführt werden. Es ist 
eine Neukonstruktion des Hauptverteilers mit wenigstens doppelter Auf¬ 
nahmefähigkeit an Doppeladern aus Platzgründen und aus Gründen 
übersichtlicher Schaltdrahtführung notwendig. Darüber wird an anderer 
Stelle in diesem Buch berichtet. 

Durch besondere Rechenprogramme sollen die zu erwartenden 
Hauptanschlußzahlen und -dichten für die Jahre 
von 1 9 7 0 bis 2000 für die großen und mittleren Ortsnetze von 
etwa 20 000 Einwohnern an ermittelt werden. Dies sind etwa 20 v. II. 
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aller Ortsnetze im Bundesgebiet. Sie erfassen aber z. Z. 72 v. H. aller 
Einwohner und 84 v. H. aller Hauptanschlüsse. Bild 38 gibt die ersten 
Ergebnisse wieder. 


25 


Id 

5 

c: 

o> 

c 

o 


766 43 537 000 5 580 000 
?n 0014 16 483 000 953 000 


t 


15 


10 


~Ermitteit aus bisheriger Entwicklung und 
g esch ätzt en Sättigungsd/ch t en. 
(Auswertung von 766ON und Hochrech¬ 
nung für die übrigen 3 014 ON) 

Bestandszahlen 1968 
ON Einwohner 


3780 6 0 020 0 0 0 6 594 000 


noch Investiti¬ 
onsplan 1968 
bis 1973 geschatz 
ter Bestand 




1968 70 


Er lauterungen 

HAs-Bedarf für starke, 
mittlere u. geringe Ent¬ 
wicklung bei geschätzter 
Zunahme der Einwohner 
gegenüber 1968 

bis 1975 I bis 1980 I bis 1990 
um 3 vH I um5 vH. I um 10vH. 

-entspricht HAs-Bedarf ohne 
Berücksichtigung ein er Ein 
wohnerzunahme 

1980 Jahr 191 90 


HAs Hauptanschlüsse 
ON Ortsnetze 


Bild 38. Vorausschätzung des Bedarfs an Hauptanschlüssen im Bundesgebiet 


Für die einzelnen Ortsnetze werden die sich aus der Entwicklungs¬ 
planung ergebenden Hauptanschlußzahlen und -dichten mit der nach 
der logistischen Funktion errechneten Dichte verglichen. Dazu sind nach 
der Tendenz der jährlichen Zunahme der Hauptanschlüsse für ver¬ 
schiedene Sättigungsdichten Kurven aufzustellen. Bild 39 gibt als Bei¬ 
spiel für ein ON den Vergleich mit den anhand der Blockübersichten 
sich ergebenden Hauptanschlußdichten für 1998 bei verschiedenen Sätti- 
gungsdichlen und verschieden starker Zunahme der Einwohnerzahlen 
wieder. 

Wenn die Ergebnisse der nächsten Jahre vorliegen, läßt sich dann 
durch Vergleich die weitere Entwicklung leichter abschätzen. Der sich 
für Ende 1969 ergebende Wert wurde inzwischen nachgetragen. 

Jetzt sind noch viele Unsicherheitsfaktoren, die die Berechnung 
erschweren, vorhanden. Der Einfluß unterschiedlichster, meist nicht von 
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der Technik beeinflußbarer Faktoren, wie Mangel an Inveslilionsinitteln 
oder Personal, der latente Bedarf an Anschlüssen, die Gebührenfrage, 
der Lebensstandard usw., läßt eine Berechnung aus den statistischen 
Werten der Vergangenheit nicht allein mit der logistischen Kurve linier 
Anwendung der Gauß’schen Methode der kleinsten Summe der Fehler¬ 
quadrate — selbst unter Mittelwertbildung aus jeweils 3 Jahren — zu. 


HA S -Dichte 
HA S /100EW 
60 \ 


50 \ 


*o\ 


30] 


20i 



+ 


N N ts 
2? 2? 
ii n ii 


y= 15 % 

O y=25% 
D$=35^ _ ___ 


+ für Ende 1969 erhaltener 
Wert. 

o Dichtewerte nach Block¬ 
übersicht bei verschiede¬ 
nen Einwohnerzunah¬ 
men y (in %) in 30 Jahren 
gegenüber 1968 


I960 


1970 


1980 


1990 Jahr 2000 


Ds Sättigungsdichte 
HAs Hauptanschluß 


Bild 39. Berechnung der Ilauptanschlußdichte bei verschiedenen Halbwertszeiten t m 

bzw. Sättigungsdichten (Beispiel für ein ON) 


In Bild 40 ist ein Versuch unternommen, aus der erwarteten Steige¬ 
rung in den nächsten Jahren bis zum Erreichen der halben Sättigungs¬ 
dichte eine längerfristige Vorhersage der Hauptanschlußdichte im Bun¬ 
desgebiet zu ermöglichen. Die Kurven für die Sättigungsdichte D« = 50 
und D s = 60 laufen bis 1076 sehr eng nebeneinander. Die zu Beginn 
des Jahres für Ende 1069 mit 12,5 gemachte Schätzung der Dichte wird 
durch die Ergebnisse übertroffen, da nach der Statistik diese zu diesem 
Zeitpunkt bereits 13,6 beträgt. Mittels der in den nächsten Jahren er¬ 
warteten Steigerung der Dichte und der kritischen Beobachtung der 
statistischen Werte in den letzten Jahren läßt sich für verschiedene 
Sättigungsdichten das jeweilige Jahr der halben Sättigungsdichte ab¬ 
schätzen. Aus der Kurvenschar ergibt sich, wie auch Bild 39 zeigt, daß 
erst unter Berücksichtigung verschiedener Jahre für den Wendepunkt 
und verschiedener Sättigungsdichten, die ebenfalls von dem Jahr der 
Untersuchung abhängig sind, Schlüsse auf die Entwicklung in den 
weiteren Jahren gezogen werden können. Diese Schlüsse müssen jedoch 
immer wieder erneut kritisch betrachtet werden, ebenso wie die Ent¬ 
wicklungsplanung alle 5 Jahre erneut zu überprüfen ist. 

Je nach Lieferkapazität an EWSO 1-Einrichtungen kann deren 
Einsatz aus dem durch Entwicklungsplanungen und -Untersuchungen 
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ermittelten Bedarf an Beschaltungseinheiten in den in Frage kommenden 
Einsatzzeiträumen vorausgeschätzt werden. Der Entwicklungsplanung 
der Ortsnetze kommt daher für den Einsatz des EWSO 1 besondere 
Bedeutung zu. Erst dadurch wird eine mittelfristige Planung für den 
Einsatz der neuen Technik ermöglicht. 

Durch die anderen elektrischen Bedingungen und durch das andere 
Systemkonzept wird sich die Einführung des EWSO 1 auf die Planung 
der ON im einzelnen verschieden stark auswirken. 

d 



Bild 40. Entwicklung der llauplanschlußdichte im Bundesgebiet 

(Erläuterungen siehe Bild 39) 


B. Anschlunieituiigsnetz 

Die aus der Übertragungstechnik (Dämpfungsplan 55) und aus der 
Vermittlungstechnik (Systemkonzept) gegebenen Grenzbedingungen für 
Bezugsdämpfung und Schleifenwiderstand müssen aus wirtschaftlichen 
Gründen weitgehend ausgenutzt werden. Im Dämpfungsplan 55 hat 
man daher einen großen Teil der Bezugsdämpfung in die Anschluß¬ 
leitung einschließlich Teilnehmerapparat und Speisebrücke (Sende¬ 
bezugsdämpfung SBD — 1,2 Np — 10,3 dB, Empfangsbezugsdämpfung 
EBD = 0,2 Np = 1,7 dB) gelegt und für die Verbindungsleitung zwi¬ 
schen den die Teilnehmer speisenden Ursprungs- und Ziel-Ortsvermitt¬ 
lungsstellen (sei es eine reine Ortsverbindung oder auch eine Fernver¬ 
bindung) nur max. 2,2 Np = 19 dB vorgesehen. 

Die Richtlinie für den Einsatz von S p r e c h - und Hör¬ 
kapseln schreibt Höchstwerte für die Planungsbezugsdämpfung der 
Anschlußleitungen von einfachen Hauptstellen und von Sprechstellen 
in Nebenstellenanlagen vor und regelt danach die Bestückung der Fern¬ 
sprechapparate mit den verschiedenen Kapselgruppen. Bei einfachen 


16 Fernmekle wesen 


241 



H. Blankenbach, K. Stegmann 


Hauptstellen sind danach grüne Kapseln bis 7.11 0,95 Xp = 8.5 dB und 
rote bzw. Transistor-Kapseln bis zu 1.25 X'p = 11 dB Planungsbezugs¬ 
dämpfung der Anschlußleitung zulässig, darüber hinaus wären zusätz¬ 
lich NLT-Verstärker einzusetzen. Bei Hauptanschlüssen, die in An¬ 
schlußleitungen mit 0,4 oder mit 0,6 nun Leitern geführt sind, kann in 
der Hegel die erforderliche Empfindlichkeitsgruppe der Kapsel mit aus¬ 
reichender Genauigkeit nach dem Schleifen widerstand der Anschluß¬ 
leilungen (unter 1000 Ohm Schleifenwiderstand grüne Kapseln, über 
1000 Ohm rote bzw. Transistor-Kapseln) bestimmt werden. 

In der Praxis haben sich die roten Kapseln in ihrer Bezugsdämp¬ 
fung als nicht so konstant wie die grünen bzw. die Transistor-Kapseln 
erwiesen. Daher werden zur Zeit Untersuchungen vorgenommen, um 
durch Verbesserung der Schaltung im Fernsprechapparat 61 den Ein¬ 
satzbereich der grünen Kapseln bis etwa 1200 Ohm bei 0,4 mm Adern- 
durclunesser auszudehnen und bei höherem Schleifenwiderstand gleich 
Transistor-Kapseln einzusetzen. Die neue LW-Schaltung des EMD- 
Systems läßt wähltechnisch auch einen Schleifenwiderstand von 1250 
Ohm zu. Nach Klärung dieser Punkte könnte das Anschlußleitungsnetz 
schon jetzt bis 4,8 km Leitungslänge mit 0.4 mm Doppeladern ausgebaut 
werden. 

Wird der für das derzeitige System zugelassene Schleifenwider¬ 
stand bei einzelnen Sprechstellen überschritten, so kann in gewissen 
Grenzen der zur sicheren Impulsübertragung notwendige Schleifenstrom 
durch Zusatzspeisung sichergestellt werden. Bei EWSO 1 ist Tonfre¬ 
quenz - Ta s ten wah 1 mögl ich. 

Der Mikrofonstrom, der auch durch Betätigung des Nummern- 
schaIlers als Schleifenstrom zur Wählimpulsübertragung dient, muß 
bei der Kohlesprechkapsel mindestens 22 mA und bei der Transistor¬ 
sprechkapsel mindestens 17.5 mA für den Fernsprechapparat 61 be¬ 
tragen. 

Um Kupfer der Anschlußleitungen zu sparen und damit die von 
dem Schleifenwiderstand her gegebenen Grenzen weitgehend auszunut¬ 
zen, wurde im Herbst 1966 die Baulänge der Anschlußkabel- 
Doppel a d e r n mit 0,4 m m Ader n d u r c h m esse r von 1,9 
auf 3,5 km Länge erhöht. 1967 wurde das Hintereinanderschallen von 
0,4 mm- und 0,6 mm-Adern eingeführt. Je nach der größten Anschluß¬ 
leilungslänge l max für Haupt- und Verzweigungskabel in einzelnen 
Kabelverzweiger-Bereichen ergibt sich jeweils ein aus den spezifischen 
Schleifenwiderständcn berechenbarer Übergang. Die mit 0.4 mm Dop¬ 
peladern zu bauende Länge a errechnet sich nach der Formel 

a = 6,7 — 0,82 • l max . 

Bild 41 gibt die jährlich beschafften Doppelader-km und Bild 42 
die jährlich beschafften Kabel-km für 0.4 und 0,6 mm Aderndurch- 
messer wieder. 1969 wurden für das Ortskabelnetz etwa 60% der DA 
mit 0,4 mm Durchmesser und etwa 40 % mit 0,6 mm Durchmesser — 
diese hauptsächlich für Orts Verbindungsleitungen — bestellt. Durch 
vorgenannte Maßnahmen (3,5 km Baulänge mit 0,4 mm Durchmesser 
und Übergang zwischen 0.4 und 0,6 mm Durchmesser) und die ebenfalls 
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von der Ortsnetzplanung angeregte Beschränkung der Kabeltypen für 
Ortskabel (früher etwa 160 verschiedene Ortskabeltypen nach Doppel¬ 
adernzahl. Leiterdurchmesser und Manlelaufbau, in Zukunft etwa 
60 Typen) ergab sich allein für 1969 eine Ersparnis an Investitions- 
mitteln von rund 50 Mio. DM, abgesehen von der vereinfachten Vorrats¬ 
haltung. 
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Bild 41. Umfang der jährlichen Be¬ 
stellungen an Doppeladernkilometern 
der St III-Ortskabel mit 0,4 und 0,6 mm 
Leiterdicke 

DA Doppelader 


Bild 42. Umfang der jährlichen Be¬ 
stellungen an Kabelkilometern der 
St III-Ortskabel mit 0,4 und 0,6 mm 
Leiterdicke 


Bild 43 gibt den Zusammenhang zwischen der Länge der Anschluß¬ 
leitung und dein Schleifenwiderstand bzw. der Planungsbezugsdämp¬ 
fung bei den gebräuchlichen Aderndurchmessern und damit die Grenzen 
für den Einsatz der verschiedenen Kapseln wieder. 





Bild 43. 

Kapselgruppierung in 
Abhängigkeit von der 
Länge der Hauplanschluß¬ 
leitungen 


Bild 44 gibt die Suinmenhäufigkeit der Anschlußleitungslängen 
nach einer im Jahre 1968 durchgeführten repräsentativen Stichproben¬ 
erhebung für verschieden große Anschlußbereiche wieder. 


IG* 
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- AsB 601- 5000 HAs 

- AsB größer als 5000HAs 


km 

HAs-Lange 


Bild 44. 

Sunimcnhiiufigkeit der 
Anschlulileitungslängen 
AsB Anschlußbereich 
MAsI Hauptanschluß- 
leitung 

ON Ortsnetz 


Z. Z. haben etwa 95 v. H. aller Hauptanschlußleitungen eine Bau- 
lange bis 3,5 km. In Ortsnetzen mit mehreren Anschlußbereichen werden 
die Anschlußbereiche räumlich kleiner, so daß alle oder so gut wie alle 
Hauptanschlußleitungen mit 0,4 mm Doppeladern hergestellt werden 
können. 


Das EMD-System 55 läßt wähllechnisch Hauptanschlußleitungen 
bis 1000 Ohm und bei geänderter LW-Schaltung bis 1250 Ohm zu. 
Mit Zusatzspeisung sind bis zu 1600 Ohm überbrückbar, während bei 
EWSO 1 1800 Ohm Schleifen widerstand für Hauptanschlußleitungen 
zulässig sind. Dadurch werden sich Baulängen bei 0.4 mm Doppeladern 
von 6,5 km anstelle von bisher etwa 3,5 km, bei 0.6 mm Aderndurch¬ 
messer von 14,5 km anstatt 8,2 km ergeben, wenn die übertragungs¬ 
technischen Grenzen eingehalten werden können. 


Für den Bereich von 6,5 km bis etwa 13,5 km ist ein Übergang 
entsprechend dem Schleifenwiderstandsverhältnis möglich. Die mit 
0,4 mm Durchmesser zu bauende Strecke ai errechnet sich aus der 
Länge l max der längsten Anschlußleitung (Haupt- und Verzweigungs¬ 
kabel) in den betreffenden Anschlußbereichen bzw. Kabelverzweiger- 
Versorgungsbereichen dann nach der Gleichung ai = 12,2 — 0.82 • l max . 

Wie oben erwähnt, enden aber jetzt bereits 95 v. H. aller Haupt¬ 
anschlußleitungen innerhalb eines Umkreises von 3,5 km um die Ver¬ 
mittlungsstelle. Es ergeben sich dann für die restlichen 5% längerer 
Anschlußleitungen Einsparungen durch Auslegen von Kabeln mit 
0,4 mm Doppeladern anstelle von 0,6 mm, wenn das Anschlußkabel 
erst nach Einrichtung von EWSO 1 neu gebaut bzw. erweitert werden 
muß. Schon jetzt wird aber durch die Verlängerung der 0,4 mit 0,6 mm 
Adern bereits eine Teillänge mit 0,4 mm Aderndurchmesser gebaut sein, 
sofern die Hauptanschlußleitung bis etwa 7,5 km lang ist. Die Grenze 
für die Baulänge mit 0,4 schon jetzt weiter zu erhöhen als sich aus der 
Änderung der Fernsprechapparate-Schallung ergibt (s. o.; 4,4 km), ist 
unwirtschaftlich, denn der Einsatz von Zusatzspeisung und von höher¬ 
wertigen Kapseln ist teuerer, als die Restlänge jetzt noch ohne Rücksicht 
auf EWSO 1 mit 0,6 mm Doppeladern auszubauen. 
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Das Verzweigungsnetz muß aus wirtschaftlichen Gründen 
für 30 Jahre entsprechend den Ergebnissen der Blockübersichten in der 
Entwicklungsplanung jetzt ausgebaut werden, um den augenblicklichen 
Bedarf zu decken. Nach Bild 45 ergeben sich für niederpaarige Kabel 
mit einem geringen jährlichen Zuwachs größere Ausbauabschnitte, die 
für Erdkabel ebenfalls größer als für Röhrenkabel sind. 



Bild 45. 

Barwertkosten von 
Anschlußkabeln 

Zugrunde gelegte Werte: 

Grundkosten a = 5000 DM/km 
Einheitenkosten b = 50 DM/ki» 

Zinssatz z = 7 % 


Dabei ist die durch das jetzige EMD-System gegebene Grenze die 
schärfere, und beim Übergang auf EWSO 1 treten keine Schwierigkeiten 
als Folge des geforderten Schleifenwiderstandes auf. Im Gegenteil, hei 
allen mehr als 8,2 km langen Leitungen, hei denen jetzt Zusatzspeisung 
eingesetzt werden muß, kann dann darauf verzichtet werden. Eine 
weitere Anzahl von Teilnehmerleitungen, die jetzt als Folge ihrer über¬ 
großen Länge und ihrer geringen Anzahl als Blankdrahtleitungen ge¬ 
baut werden, kann dann, wenn neue Teilnehmer hinzukommen, aus 
unterhaltungstechnischen Gründen verkabelt werden. 

Zu überlegen wäre, oh die Leitungen zwischen 3,5 und etwa 6,5 km 
Länge, für die jetzt ein Übergang von 0,4 mm Doppeladern auf 0,6 mm 
Doppeladerndurchmesser im Hauptkabel vorgesehen ist, nicht im Ver¬ 
zweigungsnetz unter entsprechender Verringerung der 0.4 mm Haupt¬ 
kabelstrecke mit 0,4 mm Doppeladern ausgebaut werden sollten. Das 
Hauptkabel, das nur für etwa 10 Jahre den Adernbedarf decken soll, 
würde dann bei seiner nach diesem Zeitraum erforderlichen Erweiterung 
in seiner Teillänge, die jetzt noch aus 0,6 mm Doppeladern bestehen 
muß, auch mit 0,4 mm Doppeladern erweitert werden können, falls 
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bis dahin das EWSO 1 in diesem Anschlußbereich eingeführt ist. Wie 
weit dadurch zusätzliche Umschaltungen und zusätzliche Montage¬ 
arbeiten erforderlich werden und wie weil dadurch die Übersichtlich¬ 
keit der Leitungsnetze beeinträchtigt wird, wäre im einzelnen noch zu 
untersuchen. Ebenso ist der Einfluß der Stoßstellen durch den unter¬ 
schiedlichen Wellenwiderstand und durch ihre Lage im Leitungsnetz 
auf die Übertragungseigenschaften der Leitung noch zu klären. 

Beim Einsatz von sehr empfindlichen Sprech- und Hörkapseln 
(dynamische Kapseln. Transistorkapseln o. ä.) auf elektrisch langen 
Leitungen ist zu beachten, daß wegen des erhöhten Sendepegels und 
der herabgeminderlen Empfangspegel die Nah-Nebensprechdämpfung 
nicht zu klein wird und dann verständliches Nebensprechen mit einer 
im gleichen Netzausläufer parallel geführten zweiten Teilnehmerleitung 
auftritt. U. U. werden schallungstechnische Maßnahmen, z. B. Adern¬ 
wechsel. Kreuzungsausgleich o. ä. notwendig. 

Bei unbespulten Anschlußleitungen treten zwischen 300 und 3400 Hz 
Dämpfungsverzerrungen auf; deshalb wird die Planungsbezugsdämp¬ 
fung aus der Leitungsdämpfung bei 800 Hz durch Multiplikation mit 
1.4 errechnet, oder es wird der mittlere Erfahrungswert, der etwa der 
Dämpfung bei 1300 Hz entspricht, benutzt. Die 3,5 kHz-Dämpfung ist 
dreimal so groß wie die 300 Hz-Dämpfung. Besonders bei langen 
Hauplanschlußleilungen ist auf eine entsprechende Entzerrung im Fern¬ 
sprechapparat zu achten. 

Die Hauptanschlußleitung muß auch die 16 kHz-Gebiihrenimpulse 
zum Gebührenanzeiger des Teilnehmers übertragen. Bei einem Schlei¬ 
fenwiderstand der Hauplanschlußleitungcn bis 1000 Ohm müssen die 
bisher gebräuchlichen Gebührenanzeiger weiterverwendet werden kön¬ 
nen. Die 16 kHz-Dämpfung einer 1800 Ohm langen 0.4 mm DA beträgt 
4,0 Np = 36 dB. Bei einem 16 kllz-Sendepegel von 2 Np = 18 dB muß 
also ein neu zu entwickelnder Gebührenanzeiger bei einem absoluten 
Pegel von — 2 Np = — 18 dB noch sicher ansprechen. 

C. Einsatz von Konzentratoren 

Der wirtschaftliche Einsatz von Konzentratoren im Netz ergibt sich, 
im Gegensatz zum Einsatz von Wählsternschaltern, nicht nur aus der 
Kostengegenüberstellung vom (jetzt noch unbekannten) Anschaffungs¬ 
preis und eingesparlen Kosten für die durch die Vorfeldeinrichtung 
erübrigten Hauptkabel-Doppeladerkilometer. Man muß hier berück¬ 
sichtigen, daß der Konzentrator ein vorgezogener Teil der technischen 
Einrichtung der Vermittlungsstelle ist und dort, da die Konzentralor- 
hauptleitung nicht wieder auf einzelne Teilnehmerschaltungen aufge¬ 
spalten werden muß, die entsprechenden Koppelgruppen einfacher wer¬ 
den; jede Konzentrator-Hauptleitung bringt einen höheren Verkehrs¬ 
anteil. Die Grenzen für einen wirtschaftlichen Dauereinsatz können erst 
nach Bekanntwerden der Preise angegeben werden. 

Da der Hauptkabel-Ausbau im allgemeinen für einen Zeitraum 
(Ausbauabschnitt) von 10 Jahren geplant wird, kann u. U. anstelle 
einer Hauptkabel -Er Weiterung der Einsatz von Konzen¬ 
tratoren in Frage kommen. Wo eine starke Vermehrung der Haupt- bzw. 
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der Verzweigungskabel-DA zur Versorgung eines neuen Wohnhoch¬ 
hauses o. ä. nicht lohnend ist oder die Neuabgrenzung bzw. Teilung 
eines Kabelverzweiger-Bereichs mit entsprechenden Netzerweiterungen 
und umfangreichen Umschallungen sonst erforderlich wird, können 
Konzentratoren wirtschaftlich eingesetzt werden. Der vorübergehende 
Einsatz, um Engpässe im Anschluß kabelnetz zu beheben, wie das bis 
jetzt für Wählsternschalter häufig der Fall war, dürfte in späteren 
Jahren nur noch in geringem Maße notwendig sein. Jeder Einsatz von 
Konzentratoren kann auch hier nur aus wirtschaftlichen Gesichtspunk¬ 
ten gesehen werden. 

Konzentratoren können aber auch kleine Anschlußbereiche dann 
ganz überflüssig machen, wenn sie — eventuell zu mehreren — an¬ 
stelle einer Ortsvermittlungsstelle in deren Gebäude 
oder an anderen günstigen Stellen eingerichtet werden. 

Gesteuerte Orlsvermittlungsstellen können in kleinen ländlichen 
Knotenvermittlungsbereichen alle oder einzelne kleine offene Endver¬ 
mittlungsstellen mit ihrer Ortsvermittlungsstelle ersetzen. Dazu muß 
das Zentralsteuerwerk bei der steuernden Ortsvermittlungsstelle am Sitz 
der Knotenvermittlungsstelle die Zuordnung der Teilnehmer zu den 
verschiedenen Ortsnetzen sicherstellen. 


Es gibt z. Z. im Bundesgebiet etwa 150 Knotenvermittlungsbereiche 
mit weniger als 2500 Hauptanschlüssen und weitere etwa 150 Knoten¬ 
vermittlungsbereiche mit Teilnehmerzahlen zwischen 2500 und 5000. 
400 Ortsnetze haben z. Z. weniger als 100 Hauptanschlüsse und an 
weitere 870 Ortsnetze sind zwischen 100 und 200 Teilnehmer ange¬ 
schlossen. Nach der Entwicklungsplanung wird etwa mit einer Ver¬ 
vierfachung der Hauptanschlüsse in den nächsten 30 Jahren gerechnet 
und etwa 300 Knotenvermittlungsbereiche werden mit einer steuernden 
Ortsvermittlungsstelle am Sitz der Knotenvermittlungsstelle und mit 
gesteuerten Ortsvermitflungsstellen anstelle der offenen Endvermitl- 
lungsstellen auskommen. 


Für die Zeit des Übergangs von der EMD-Technik auf das EWSO I 
wird in einigen Vermittlungsstellen bereits die neue Technik installiert 
sein, während in Vermittlungsstellen des alten Systems der Teilnehmer 
Zuwachs Wartezeiten durch fehlende Beschaltungseinheiten, deren Ein¬ 
bau unwirtschaftlich wäre, entstehen läßt. Mittels Erweiterungskonzen- 
tratoren, die in der EMD-Vermittlungsstelle Aufstellung finden, besteht 
die Möglichkeit, neue Teilnehmer aus diesem Anschlußbereich an eine 
andere Ortsvermittlungsstelle des Ortsnetzes, in der EWSO 1 bereits 
installiert ist, anzuschließen. Der Er weiter ungskonzentr a - 
tor ist die Keimzelle für die anstelle der Vermittlungsstelle alten 
Systems entstehende EWSO 1-Vermittlungsstelle. Erweiterungskonzen¬ 
tratoren werden durch Nachbau der C-Stufe des Koppelnetzes und des 
Arbeitsfeldsteuerwerks zu gesteuerten Ortsvermittlungsstellen ausgebaut, 
sobald der Teilnehmerzuwachs es erforderlich macht. 


Neil im EMD-Anschlußbereich einzurichtende Sprechstellen für 
Vielsprecher, die an die EWSO 1-Vermittlungsstelle angeschlossen wer¬ 
den müssen, sollten nicht über den Erweiterungskonzentrator, sondern 
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direkt an diese herangeführt werden, da die Ausnutzung der Anschluß¬ 
leitungen gewährleistet ist. Für diese Leitungen gilt hinsichtlich Schlei¬ 
fenwiderstand und Bezugsdämpfung das gleiche wie für über den 
Erweiterungskonzentrator geführte Anschluß lei tungen einschließlich 
Hauptleitung. 

Diese Teilnehmer werden von der EWSO 1-Vermittlungsstelle aus 
gespeist. Daher ist die Hauptleitung für die Planung (Schleifenwider¬ 
stand und Dämpfung) mit in die Teilnehmerleitung einzubeziehen. In 
diesem Falle darf die Hauptleitung und die längste Anschlußleitung 
vom Konzentrator bis zum weitesten Teilnehmer zusammen bis 1800 


Ohm betragen. Da nach dem jetzigen Konzept der größte Schleifen¬ 
widerstand im AsB 1000 Ohm betragen kann, stehen liier für die Haupt¬ 
leitungen noch 800 Ohm zur Verfügung, d. li., jetzige Ortsverbindungs¬ 
leitungen mit 0,6 mm Aderndurchmesser können, wenn sie nicht länger 
als 6,5 km sind, dafür benutzt werden. Falls 0.8 mm Doppeladern in 
Ortsverbindungskabeln zur Verfügung stehen, kann die Entfernung 
zwischen der EWSO 1-Vermittlungsstelle und dem Erweiterungskonzen¬ 
trator 11,5 km betragen. 

Jetzt werden Ortsverbindungsleitungen mit 0,6 mm Doppeladern 
bis 6,5 km 3-adrig geführt. Der Widerstand der c-Ader beträgt dann 
gerade 400 Ohm. Für den Konzentrator sind nur zweidrählige Haupt¬ 
leitungen nötig. Wenn nun die dreiadrigen Ortsverbindungsleitungen 
durch Einsatz von Gleichstromübertragungen auf zweiadrige Führung 
gebracht werden, kann man aus den freigeschalteten c-Adern die für 
den Anschluß der Erweiterungskonzentratoren benötigten Hauptleitun¬ 
gen gewinnen, sofern nicht das Auslegen eines neuen Kabels wirtschaft¬ 
licher bzw. durch höheren Adernbedarf sowieso erforderlich ist. Es ist 


ebenso möglich, für die Ortsverbindungsleilungen der EMD-Vermittlung 
Puls-Gode-Modulalion einzusetzen und die dadurch freiwerdenden, bis¬ 


her als Ortsverbindungsleitungen benutzten Doppeladern jetzt als 
Hauptleitungen zur Verfügung zu haben. 

Schwierigkeiten bei der Anschaltung von neuen Teilnehmern kön¬ 
nen sich ergeben, falls die elektrische Leilungslänge zwischen EWSO 1- 
Vermittlungsstelle und Erweiterungskonzentrator größer als 800 Ohm 
und die größte elektrische Leilungslänge zwischen Konzentrator und 
Teilnehmer nicht entsprechend kleiner als 1000 Ohm i&t, so daß für die 
weitesten Teilnehmer 1800 Ohm Schleifenwiderstand überschritten wer¬ 


den. Es wären in den Schaltunterlagen am Schaltplatz diese Endver¬ 
zweiger- bzw. Kabelverzweigerbereiche als nicht an den Erweiterungs¬ 
konzentrator anschaltbar zu kennzeichnen. 


Bei dem Einsatz von Erweiterungskonzentratoren ist vor allem die 
Einhaltung der Sende- und der Empfangsbezugs- 
d ä m p fung zu beachten. Alle Anschlüsse, für die die Planungsbezugs¬ 
dämpfung der Leiter über 0,95 Np = 8,8 dB liegt, müssen mit roten 
Kapseln bzw. Transistorkapseln und entsprechend empfindlichen Hör¬ 
kapseln ausgerüstet werden. Dadurch können sich für den Betrieb zu¬ 
sätzliche Schwierigkeiten ergeben. Um nur grüne Kapseln im gesamten 
Anschlußbereich, unabhängig davon, ob der Teilnehmer an die EMD- 
Vermittlungsstelle oder an den Erweiterungskonzentrator angeschlossen 
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ist, zu haben, wäre zu überlegen, ob mail die zusätzliche Bezugsdämp- 
fung, die sich für die Hauptleitungen ergibt, mit nicht ausgenutzten 
Dämpfungsanteilen der Ortsverbindungsleitung aufrechnen kann. Dabei 
steht aber höchstens der zwischen den beiden EMD-Vermittlungen — 
von denen die eine durch EWSO 1-VSt ersetzt wird, die andere durch 
den Erweiterungskonzentrator erweitert wird — für den kommenden 
Fernverkehr eingeplante Dämpfungsanteil zur Verfügung. Falls z. B. 
die EWSO 1-Vermittlungsstelle bei einer Gruppenvermittlungsstelle ein¬ 
gerichtet und der Erweiterungskonzentrator bei einer zugehörigen Voll¬ 
vermittlungsstelle eingesetzt ist, ist dies die Vollvermiltlungsleitung (Vol). 
Gerade bei großen Ortsnetzen ist dieser Dämpfungsanteil für weil von 
der Endvermittlungsstelle entfernt liegende Gruppen- bzw. Vollvennill- 
lungsstellen gering und daher sind dort schon jetzt hochwertige, meist 
bespülte Doppeladern erforderlich. Falls die EWSO 1-Vermittlungsstelle 
in einer von der Gruppenvermittlungsstelle getrennten Vollvermitllungs- 
slelle eingerichtet wird, ergibt sich dabei kaum ein Dämpfungsgewinn 
für die Hauptleitungen, die ja dann in einem Maschenkabel geführt 
werden müssen. Hier sind u. Ü. die benötigten Doppeladern nachträglich 
zu bespülen. Alle Hauptleitungen der Erweiterungskonzentratoren müs¬ 
sen für den Fernverkehr bemessen werden, obwohl etwa 80 v. II. des 
Verkehrs Ortsverkehr ist. 


Weiterhin ist zu beachten, daß der M ikro f onsl r o m für die 


Kohlekapseln entsprechend der „Richtlinie für den Einsatz der Sprech- 
und Hörkapseln bei den Sprechstellen“ für die Fernsprechapparate 
613—616 mindestens 20 mA, für die allgemein in EMD-Ortsnetzen ein¬ 
gesetzten Fernsprechapparate 611 bzw. 612 mindestens 22 mA betragen 
muß. Bei 60 V Speisespannung, 250 Ohm Apparatwiderstand und 1000 
Ohm Speisebrücken widerstand bleiben bei max. 1000 Ohm Schleifen¬ 
widerstand der Leitung zwischen Erweilerungskonzentrator und Teil¬ 
nehmer 475 Ohm Schleifen widerstand für die Hauptleitung. Für den 
Fernsprechapparat 613 und 618 und bei Einsatz von Transistorkapseln 
stünden, um den Mindestmikrofonstrom von 17,5 mA sicherzustellen. 


noch 1100 Ohm für die Hauptleitung zur Verfügung. Hier begrenzt also 
im allgemeinen die Dämpfungsbedingung die max. Länge der Haupt¬ 
leitung. 


Um die 16 kllz-Gebiihrenzähler des EMD-Svstems, die nur für 


max. 1000 Ohm Anschlußleitungs-Schleifemviderstand bemessen sind, 
auch hier weiterzuverwenden, und da die 16 kHz-Impulse nicht über 
bespülte Leitungen übertragen werden, muß die 16 kHz-Einspei- 
s u n g am Erweiterungskonzentrator erfolgen. 

Wie weit, wann und wo der Einsatz von Erweilerungskonzenlra- 
toren wirtschaftlich ist und von welchem Größenbereich an eine ge¬ 
steuerte Orts Vermittlungsstelle vorzusehen ist, muß von Fall zu Fall 
unter Beachtung obiger Gesichtspunkte geplant werden. Außer der 
Anfangskapazität der EWSO 1 -\ 'ermitllungsstdle und des Erweiterungs¬ 
konzentrators muß der jährliche Zuwachs an Teilnehmern beachtet 
werden. Es ist daher auch zu prüfen, wann der Zeitpunkt kommen 
wird, einen bzw. mehrere Erweiterungskonzentratoren zu einer ge¬ 
steuerten Vermittlungsstelle zu erweitern. Wenn gleich eine gesteuerte 
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Vermittlungsstelle eingeplant wird, stehen den zusätzlichen Kosten für 
die C-Koppelfelder und für das Arbeitsfelds teuerwerk Ersparnisse für 
zusätzlichen vorübergehenden Aufwand an hochwertigen Leitungen und 
hei den Sprechstellen (Apparat und Transistorkapseln) sowie der Vorteil 
eines einheitlichen Anschlußbereichsnetz-Aufbaus und seiner Unterhal¬ 
tung gegenüber. 


Unter Beachtung der wirtschaftlichen, betrieblichen und technischen 
Grenzen kann es in Ortsnetzen mit mehreren Vermittlungsstellen möglich 
sein, zuerst nur eine steuernde und eventuell einige gesteuerte Orts- 
vermiltlungsstellen so einzurichten, daß wirtschaftlich über Erweite¬ 
rungskonzentratoren der Neubedarf an Hauptanschlüssen in allen übri¬ 
gen Anschlußbereichen, sobald die EMD-Ortsvermittlungsstelle vollge¬ 
laufen ist, für einige Zeit gedeckt werden kann. Im Laufe der Jahre, 
wenn der Bedarf an Beschallungseinheiten steigt, werden weitere ge¬ 
steuerte Ortsvermittlungsstellen anstelle der Erweiterungskonzentrato¬ 
reneinheiten und auch weitere Steuerbereiche eingerichtet werden. 


D. Ortsverbindungsleitungsnetz 

Im Gegensatz zum EMD-System mit fester Rufnummernzuordnung 
zu den einzelnen Ortsvermittlungsslellen und der damit vorgegebenen 
Leitungsführung zwischen den einzelnen Vermittlungsstellen (Wähler¬ 
stufen) in kommender und gehender Richtung läßt sich bei EWSO 1 — 
natürlich unter Einhaltung der übertragungstedmischen und der son¬ 
stigen erforderlichen vermittluugslechnischen Bedingungen — die Lei¬ 
tungsführung den Verkehrsbedürfnissen und den vorhandenen Ortsver- 
bindungskabeln anpassen. 

Große Vorteile sind für das Ortsverbindungskabel-Netz zu erwarten, 
weil anstatt der bisher überwiegend 3-adrigen n u r n o c h 2 - a d r i g e 
O r t s v e r b i n d u n g s 1 e i t u n g e n benötigt werden. Außerdem ist 
der Ausnutzungsgrad der Ortsverbindungsleitungen für EWSO 1 durch 
die vollkommene Erreichbarkeit und den wechselseitigen Betrieb größer, 
so daß sich der Leitungsbedarf stark verringert. Dazu kommt die Leit¬ 
weglenkung im Ortsnetz zwischen den einzelnen EWSO 1 -Vermittlungs¬ 
stellen, die ebenfalls eine bessere Ausnutzung bringt. 

Für Ortsverbindungsleitungen läßt das EWSO 1 einen Schleifen¬ 
widerstand von 4000 Ohm gegenüber 3000 Ohm beim EMD-System zu. 
Die Dämpfungsbedingungen sind auch hier nicht vom System, sondern 
vom Dämpfungsplan 55 abhängig, so daß sich dadurch keine Unter¬ 
schiede ergeben, sofern die Dämpfungsbedingung gegenüber der Wider¬ 
standsbedingung die schärfere ist. Das ist bei allen unbespulten Orts¬ 
verbindungsleitungen der Fall. Für bespülte Ortsverbindungsleitungen 
ergibt sich durch die günstigere Widerstandsbedingung des EWSO 1 
eine größere Reichweite. Die maximalen Ortsverbindungs- 
leitungslängen bei den verschiedenen Reichweiten sind in Ta¬ 
belle 4 und in Bild 46 für die verschiedenen Aderndurchmesser dar¬ 
gestellt. 
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E i n f ü g u n g 


des E W S O 1 in bestehe n d e Ort s n etze 


Schleif enwiderstand 



Bild 46. Reichweiten für Orlsverbindungsleilungen des Ortsdiensles in Abhängigkeit 

von den Widerstands- und Dämpfungsbedingungen 

DA Doppelader OV1 Ortsverbindungsleitung 

GUe Gleichstromübertragung RWUe Reichweitenübertragung 

Tabelle 4 


Maximale Grenzlüngen der Ortsverbindungsleitungen in km 


Leiterdicke 
in mm 

für EMD-Technik 

3-adrig 

• 

2-adrig 

für EWS 1- 
Technik 

ohne RWUe 

mit RWUe 

+ GUe 

2-adrig 

0,4 unbesp. 

o q 

5,2 

■ 

8,3 *) 

0,6 unbesp. 

6,5 

11,5 

13,6 *) 

13,6 *) 

0,6 besp. 

6,5 

11,5 

22,5/21 

32,0 

0,8 unbesp. 

11,6 

18,0 *) 

18,0 *) 

18,0 *) 

0,8 besp. 

11,6 

20,0 

40,4/37,5 

58,0 


*) Grenzwerte durch Dämpfungsbedingungen gegeben 


251 





H. Blankenbach, K. Siegmann 


Bespülte Ortsverbindungsleitungen mit 0,4 mm Doppeladern für 
EMD-Technik sind unwirtschaftlich, da die entsprechende dreiadrige 
Führung der unbespullen 0,0 mm Doppeladern billiger ist. Unbespulte 
0,4 mm Doppeladern sind ohne Reichweitenübertragungen bis 2,9 km, 
mit Reichweitenübertragungen bis 5,2 km zulässig, ihr Einsatz wäre 
nur in den wenigen Fällen bei besonderen Ortsverbindungskabeln mit 
0,4 mm Doppeladern wirtschaftlich möglich. Für unbespulte Orlsver- 
bindungsleitungen mit 0,6 und 0,8 mm Aderndurchmesser bringt die 
Erhöhung des zulässigen Schleifenwiderstandes bis 4000 Ohm keine 
Verlängerung der möglichen Reichweite; lediglich die Ortsverbindungs¬ 
leitungen mit unbespullen 0,4 mm Doppeladern können für EWSO 1, 
da ihre Reichweite dann bis 8,3 km beträgt, interessant werden, zumal 
alle Ortsverbindungsleitungen nur in zweiadriger Führung benötigt 
werden. 

Unter Umständen kann durch eine kurze Überbrückung von An¬ 
schlußkabeladern der an die Grenze zweier benachbarter Anschluß¬ 
bereiche heranreichenden Kabelverzweiger-Bereiche ein weiterer Weg 
für Ortsverbindungsleitungen oder auch für Steuer- und Datenleilungen 
geschaffen werden. Diese Verbindungen können auch benutzt werden, 
um Teilnehmer im Bereich der EMD- an die benachbarte EWSO 1 - 
Vermittlungsstelle mit Konzentratoren anzuschließen, um den Umweg 
über den Hauptverteiler der EMD-Verinittlungsstelle zu vermeiden. 

Für die Vorschauplanung ist die Zahl der benötigten Ortsverbin¬ 
dungsleilungen aus der Entwicklung der Teilnehmerzahl und der zu 
erwartenden Verkehrsmenge zwischen einzelnen Ortsvermittlungsstellen 
zu bestimmen. Interessenfaktoren sind von Fall zu Fall aufgrund ört¬ 
licher Besonderheiten zu berücksichtigen. Dazu ist örtlich zu prüfen, 
wie groß der gehende und der kommende Verkehr in allen Verkehrs¬ 
beziehungen anzunehmen ist. Verkehrsbeobachtungen und -messungen 
sowie die Tendenz der Entwicklung des Verkehrsaufkommens und die 
anhand der Entwicklungsplanung erwarteten Teilnehmerzahlen bieten 
Anhaltspunkte für die Vorausschau des Verkehrsvolumens zwischen den 
einzelnen Vermittlungsstellen. 

Aus den Verkehrsmengen für die einzelnen Ortsverbindungsleitungs¬ 
bündel läßt sich die Zahl der benötigten Leitungen aus den Tabellen 
für Planung und Betrieb an Fernsprechanlagen ermitteln. 


Die Ortsverbindungsleitungen des gehenden 
Fernverkehrs werden im EMD-System vom Ausgang 0 des 
I. Gruppenwählers in der Ursprungsvermittlungsstelle zum Zählimpuls¬ 
geber der Knotenvermittlungsstelle geführt. Die Ortsverbindungsleitun¬ 
gen für den kommenden Fernverkehr führen vom Ortsgruppenwähler 
in der Endvermittlungsstelle zum II. Gruppenwähler in der Zielgruppen¬ 
vermittlungsstelle. Durch Vorziehen der II. Gruppenwähler als II. Orts¬ 
gruppenwähler in die Endvermittlungsstelle kann schon heute Verkehr 
unmittelbar zur Zielvermittlungsstelle gesteuert werden. Es sind also 
unmittelbare Bündel von der Endvermittlungs- zu den Vollvermittlungs¬ 
stellen vorhanden; daher bereitet liier die Einführung des EWSO 1 
keinen zusätzlichen Aufwand für sonst notwendige Umschaltungen. 
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Beim Zusammenarbeiten des jetzigen Fernsystems mit EWSO 1 
ist dieses Netz grundsätzlich beizubehalten. Bei der Einführung des 
EWSO 1 wäre die unmittelbare Führung zur Zielvermittlungsstelle auch 
in den Fällen, in denen heute die II. Gruppenwähler nicht in die End¬ 
vermittlungsstellen vorgezogen sind, anzustreben. 



OVI für Fernverkehr 
OVI für Ortsverkehr 
Getrennte Bündel für 
alle kommenden und 
gehenden OVI in jeder 
Verkehrsbeziehung 



Fernverkehr 

Ortsverkehr 

BE 

ovt 

DA 

DA i 

km 

gg 

2 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

5400 

150 

225 

0.6 b 
3,5 

\ 

3.5 

3.2 

9.0 

6.7 

5,2 

6.6 

10400 

EVSt 


3 

61 

92 

600 

\ 

2.5 

8,5 

3.3 

4.6 

6.1 

149C0 

300 

450 

0.6 u 

2.5 

4 

80 

120 

300 

150 

225 

1500 

\ 

6.0 

4.0 

2.1 

3.6 

3000 

100 

150 

0.8 b 
8.5 

5 

21 

32 

100 

39 

59 

330 

47 

71 

140 

\ 

6.0 

4.0 

5.5 

8500 

200 

300 

0,6 b 

6 

48 

72 

300 

90 

135 

750 

21 

182 

300 

29 

44 

80 

\ 

4.7 

2.8 

14200 

260 

390 

0.6 b 
4,6 

7 

76 

144 

250 

137 

206 

850 

197 

298 

600 

45 

68 

120 

114 

171 

350 

1 

\ 

5.0 

6300 

160 

240 

0.6 b 

8 

37 

56 

69 

104 

450 

91 

137 

270 

23 

35 

50 

55 

83 

150 

87 

131 

200 

\ 


Bild 47. 

ON G-Stadt 

O Vl-Ent wickln ngs-Netzplun 
beim EMD-System 

BE Beschallungseinheit 

DA Doppelader 

OVI Ortsverbindungslei hing 


Nach Einrichtung des EWSF 1 und des EWSO 1 lassen sich die 
gehenden und kommenden Leitungen zusammenfassen und wechsel¬ 
seitig betreiben. Falls sich ein direktes Bündel zwischen der gesteuerten 
Vermittlungsstelle und der Fernvermittlungsstelle lohnt, ist ein Über¬ 
laufweg über die steuernde Vermittlungsstelle einzurichten. Ortsverbin¬ 
dungsleitungen für den Fernverkehr sind in ihrer Dimensionierung von 
dem zur Verfügung stehenden Dämpfungsrest, der nicht zwischen 
Knoten- und Endvermittlungsstellc ausgenutzt wird, abhängig. Daher 
müssen die Leitungen für den Ortsverkehr und den Fernverkehr mei¬ 
stens in getrennten Kabeln geführt werden, sofern nicht für sie bzw. 
in der Verbindung zwischen Knoten- und Endvermittlungsstelle die 
PCM-Technik wirtschaftlich eingesetzt werden kann. Für lange Orts¬ 
verbindungsleitungen des Fernverkehrs sind durch den PCM-Einsatz 
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Vorteile beim Einhalten der Dämpfungsbediiigiingen zu erwarten. Auch 
in räumlich großen Ortsnetzen erleichtert der wechselseitige Verkehr 
und die Leitweglenkung zwischen Ursprungs- und Zielvermiltlungsstelle 
den wirtschaftlichen Einsatz von PGM für Ortsverbindungsleitungen. 



Steuerbereich 3 


Steuerbereich 4 


DA km - Kostenersparnis •' 
OVI für Fernverkehr 40 v.H 
OVI für Ortsverkehr 
bei Q6 DA 47v.H. 

0,4 + 0,6 DA 60 vH. 
Gemeinsame Bündel 
für alle kommenden und 
gehenden OVI in jeder 
Verkehrsbeziehung 



[Fernverkehr 

Ortsverkehr 

BE 

OVi-F 

DA* 

km 


2 

3 

4 

— 

5 

6 7 8 

5400 

126 

0.6 b 
3.5 

2 

\ 

3.5 

3.2 

9.0 

6.7 

5.2 

6.6 

10400 

EVS1 

— 

3 

47 

\ 

2.5 

8.5 

3.3 

4.6 

6.1 

14300 

256 

0.6 u 
2.5 

4 

58 

102 

\ 

6.0 

4,0 

2.1 

3.6 

3000 

84 

0.8 b 
8.5 

5 

20 

32 

38 

\ 

6,0 

4.0 

5.5 

8500 

162 

0.6 b 
3.3 

6 

39 

65 

85 

20 

\ 

4.7 

2.8 

14200 

214 

0.6 b 
4.6 

7 

56 

94 

134 

37 

82 

\ 

5,0 

6300 

135 

0.6 b 
6.0 

8 

32 

51 

66 

21 

43 

64 

\ 


Bild 48. 

ON G-Stadt 

OVl-Entwicklungs-Nelzplan 
beim EWSO 1 

(Erläuterungen siehe Bild 47) 


Wie an dem Beispiel Bild 47 und 48 dargestellt, werden durch die 
vollkommene Bündelausnutzung und den wechselseitigen zweiadrigen 
Betrieb sowie die Leitweglenkung über 40 v. H. weniger Kosten an 
Doppeladerkilometern für Verbindungsleitungen des EWSO 1 als bei 
der herkömmlichen EMD-Technik benötigt. Es sind also, wenn die 
Umstellung vom EMD-System auf das EWSO 1 erfolgt ist und die 
Teilnehmerzahl etwa 60% der für das Ende der Entwicklungsplanung 
ermittelten Zahl erreicht hat, dann für den weiteren Teilnehmerzugang 
keine Erweiterungen im Ortsverbindungskabelnetz mehr erforderlich, 
sofern keine unvorhergesehenen wesentlichen Abweichungen in der 
Netzstruktur sich ergeben. In diesem Falle kann der Einsatz von un- 
bespulten 0,4 mm Doppeladern für Ortsverbindungsleilungen zu weite¬ 
ren Ersparnissen führen. 


254 


* 




Einfügung des EWSO 1 in bestehende Ortsnetze 


Bei den Erweiterungsplanungen von Orlsverbindungskabeln ist 
daher die Einführung des EWSO 1 zu berücksichtigen, um nicht einen 
zu großen und auf lange Sicht nicht nutzbaren Vorrat an Doppeladern 
einzuplanen. Bei Engpässen vor Einführung des EWSO 1 im Ortsnetz 
lassen sich die Ortsverbindungsleitungen u. U. durch Umwandlung von 
3- auf 2-adrige Führung mit vorübergehender Einschaltung von Gleich¬ 
stromübertragungen vermehren. Auch könnte der Einsatz von PGM hier 
zur Überbrückung dienen. 

Die Planung von Ortsverbindungskabeln erfordert wegen der man¬ 
nigfaltigen Bedingungen einen großen Arbeitsaufwand. Mit Hilfe be¬ 
sonderer Rechenprogramme soll diese Arbeit künftig erleichtert werden. 
Diese Programme sollen den Bedarf an Ortsverbindungsleitungen und 
die Dimensionierung dieser Kabel nicht nur für die bisherige, sondern 
auch für die spätere neue Technik berücksichtigen. Dabei ist die künftige 
Entwicklung der Teilnehmerzahlen und des Verkehrs in die verschie¬ 
denen Richtungen ebenso zu beachten wie die Netzstruktur und die 
durch das System gegebenen elektrischen und sonstigen technischen 
Bedingungen und Möglichkeiten. 

E. Steuer- und Datenleitungsnetz 

Die gesicherte Bereitstellung von Steuer- und Datenleitungen auf 
Erst- und Zweitwegen wird in großen Ortsnetzen im allgemeinen keine 
Schwierigkeiten bereiten, weil dort meist zwischen den Ortsvermitt¬ 
lungsstellen mehr als ein Ortsverbindungskabel vorhanden ist. Anhand 
der Ortsverbindungskabel-Übersichtspläne ist die Führung für Zweit¬ 
wege leicht zu ermitteln. Falls kein zweites Orlsverbindungskabel zur 
Verfügung steht, könnten diese Zweitwege auch über Anschlußkabel 
geschaltet werden. Mittels eines kurzen Querverbindungskabels zwischen 
Anschluß kabeln, die an die gemeinsame Anschlußbereichsgrenze heran¬ 
führen, können einige Doppelndem zwischen den beiden Ortsvermill- 
lungsstellen als Zweitwege durchgeschaltet werden. Wird diese Ver¬ 
bindung zwischen zwei gesteuerten Ortsvermittlungsstellen hergestellt, 
so kann jede der beiden jeweils über die andere Zweitwege zur steuern¬ 
den Ortsvermitllungsstelle geschaltet bekommen. 

Die elektrischen Bedingungen für Steuerleitungen gestalten es, nor¬ 
male Sprechadern zu verwenden. Der Schleifenwiderstand darf für 
Steuerleitungen im Anschluß bereich, d. h. zwischen Konzentratoren und 
den zugehörigen gesteuerten bzw. steuernden Ortsvermiltlungsstellen, 
ebenso wie bei Hauptanschlußleilungen bis 1800 Ohm betragen. Für 
Steuerleitungen im Steuerbereich zwischen gesteuerten und steuernden 
Ortsvermittlungsstellen sind 4000 Ohm und zwischen zwei steuernden 
Ortsvermiltlungsstellen 6000 Ohm zulässig. 

F. Zusammenfassung der EWSO 1-Auswirkungen auf die Ortsnetzstruktiir 

Zusammenfassend läßt sich über die Auswirkung der Einführung 
des EWSO 1 auf die Ortsnetzstruktur sagen: 

(1) Die Anschlußbereichsabgrenzung ist schon jetzt für 
die Entwicklungsplanung so festgelegt, daß sie mit Einführung des 
neuen Systems im allgemeinen nicht geändert zu werden braucht. 
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(2) Das Verzweigu n gs k abelnetz wird in den nächsten Jah¬ 
ren überall für 30 Jahre ausgebaut sein. Hier sind durch den höhe¬ 
ren Schleifenwiderstand bei Neubildung von Kabelverzweigerberei¬ 
chen — bedingt durch entstehende neue Bedarfszentren (Wohn¬ 
hochhäuser, Satellitenstädte o. ä.) in den Randgebieten der An¬ 
schlußbereiche — durch Ausbau mit 0,4 mm anstelle von 0,6 mm 
Doppeladern Vorteile zu erwarten. 

(3) Für das Hauptkabel netz können sich durch den Einsatz 
von Konzentratoren und durch die Vergrößerung des Schleifen¬ 
widerstandes in späteren Ausbauabschnitten Ersparnisse ergeben. 
Die wirtschaftlichsten Einsatzgrenzen können erst festgestellt wer¬ 
den, wenn die Kosten für Konzentratoren bekannt sind. 

(4) Für das Ortsverbindungsleitungsnetz ergeben sich 
große Vorteile durch die zweidrähtige Führung, die Bildung voll¬ 
kommener Bündel, den wechselseitigen Betrieb und die Leitweg¬ 
lenkung. Der größere zulässige Schleifenwiderstand läßt Ortsver¬ 
bindungsleitungen mit unbespultcn 0,4 mm Doppeladern interessant 
werden. 

(5) Für Steuer- und Datenleitungen werden wenige Strom¬ 
kreise benötigt, die aus den ersparten Ortsverbindungsleitungen 
leicht gewonnen werden können. Eine Zweitwegführung wird sich 
immer ermöglichen lassen. 

V. Sdilufibetraditung 

Die Deutsche Bundespost stützt sich in der Ortsvermittlungstechnik 
ausschließlich auf Direktwahlsysteme. Neben dem hauptsächlich ver¬ 
tretenen modernen EMD-Syslem sind noch Einrichtungen der Viereck¬ 
wählersysteme, vereinzelt auch Einrichtungen mit Strowgerwählern 
vorhanden. Die früheren Systemübergänge brachten keine nennens¬ 
werten Schwierigkeiten mit sich. 

Bei der Einführung des elektronisch gesteuerten Ortswählsystems 
EWSO 1 treten erstmalig Probleme auf, die dazu zwingen, die Ein¬ 
ordnung dieses Systems in die vorhandene Vermittlungstechnik schon 
im voraus zu untersuchen. Dabei zeigt sich, daß das neue System trotz 
seiner von der konventionellen Vermittlungslechnik völlig abweichenden 
Eigenschaften reibungslos in das Netz der Vermittlungsstellen eingefügt 
werden kann. Vorleistungen durch geschlossene Aufstellung der kon¬ 
ventionellen Technik und durch Aussparen eines Numerierungsblocks 
für die neue Technik aus dem Rufnummernvolumen der Ortsnetze mit 
Freihalten eines Gruppenschritts der I. Gruppenwähler erscheinen zweck¬ 
mäßig, um die Eingliederung zu erleichtern und die Ersparnisse bei 
den Ortsverbindungsleitungen möglichst bald und für möglichst große 
Verkehrsanteile zu nützen. 

Das EWSO 1 wird zweckmäßig gleichzeitig mit dem elektronisch 
gesteuerten Fernwählsystem EWSF 1 eingesetzt, so daß EWSO 1- 
Vermittlungsstellen an EWSF 1-Einrichtungen angeschlossen werden 
können, um so die Vorteile der neuen Technik auch im Fernverkehr 
wirksam werden zu lassen. Aus der koordinierten Einführung beider 
Systeme ergibt sich die Reihenfolge im Einsatz, nämlich zunächst in 
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den Ortsnetzen am Sitze von Zentralvermittlungsstellen und dann in 
den großen Haupt- und Knoten Vermittlungsstellen usw. 

Das neue Wahlsystem bereitet keine Schwierigkeiten für den 
Dämpfungsplan 55, im Gegenteil bietet es neue Möglichkeiten, um seine 
Forderungen in den Zweidrahtnetzausläufen durch Leitung des Fern¬ 
verkehrs unmittelbar zur Zielvermiltlungsstelle unter Umgehung von 
Durchgangsvermittlungsstellen einzuhalten. 

Das EWSO 1 kann in den Räumen untergeb rächt werden, die den 
Bedingungen der konventionellen Vermittlungstechnik genügen. Der 
Raumbedarf der neuen Technik liegt bei 50 % des Raumbedarfs des 
EMD-Systems. Ein in Entwicklung befindlicher neuer Hauptverteiler 
wird die doppelte Aufnahmefähigkeit des heutigen Hauptverteilers er¬ 
hallen. Die größere Dichte des EWSO 1 erfordert für die Wählerräume 
der Typenhäuser und Normengebäude größere Stromversorgungsan¬ 
lagen. Der Raum hierfür dürfte sich aber durch Inanspruchnahme von 
Reserven decken lassen. Auch für die durch die kompaktere Bauweise 
auftretenden Probleme der größeren Verlustwärme, vornehmlich bei 
steuernden Vermittlungsstellen, zeigen sich brauchbare Lösungen. 

Schließlich ergeben sich sehr erfreuliche Ausblicke für den künf¬ 
tigen Netzausbau, da vornehmlich im Ortsverbindungsleitungsnetz Ein¬ 
sparungen sowohl in der Zahl und der Länge der benötigten Doppel¬ 
adern als auch in ihrem Querschnitt möglich sein werden. Im Anschluß¬ 
leitungsnetz wirkt sich die größere Reichweite des neuen Systems so 
aus, daß die mit 0.4 mm starken Adern überbrückbaren Entfernungen 
zwischen den Vermittlungs- und den Sprechstellen ausgedehnt werden 
können. Die wirtschaftlichen Einsatzgrenzen für Konzentratoren können 
erst festgelegt werden, wenn die Preise bekannt sind. Es ist zu erwarten, 
daß sich ihr Einsatz ebenfalls kostensenkend auswirken wird. 

Das elektronisch gesteuerte Ortswählsystem EWSO 1 wirft im 
Gegensatz zu früheren Syslemübergängen besondere Probleme bei 
seiner Einordnung in das bestehende Netz der Vermittlungsstellen auf. 
Diese lassen sich, wie dargestellt, durchaus lösen. Bei richtiger Anwen¬ 
dung der gegebenen Möglichkeiten werden sich die größeren Leistungs¬ 
merkmale des Systems schon vom Einführungsbeginn an optimal nut¬ 
zen lassen. 
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Probleme der Unterhaltung von Fernsprechverinittlungs- 
stellen mit Auswirkungen auf die Ausbildung des Personals 
unter besonderer Berücksichtigung der elektronisch ge¬ 
steuerten Fernsprechvermittlungstechnik 

I. Einführung 

II. Unterhaltungsverfahren 

III. Unterhaltung elektromechanischer Fernsprechvermittlungseinrichtungen 

A. Derzeitiges Unterhaltungsverfahren 

R. Erprobung eines neuen Unterhaltungsverfahrens 

IV. Unterhaltung elektronisch gesteuerter Fernsprechvermittlungseinrichtiingen 

V. Konzeption für die thiterhallung des elektronisch gesteuerten Orlswählsvstems 1 
(EWSO 1) 

A. Das EWSO 1-Netz mit Betriebsrechner 

B. Kontrolle der Betriebsfähigkeit 

C. Eingrenzen und Beseitigen von Störungen und Fehlern 

D. Arbeitsorganisation 

E. Anforderungen an das Unterhaltungspersonal 

VI. Ausbildungsgrundsätze 

VII. Die bisherige Ausbildung des technischen Personals 

A. Die Ausbildung der Fernmeldelehrlinge 

B. AFt/BFt-Ausbildung 

C. CFt-Ausbildung 

D. Fortbildung 

VIIL Voraussichtliche Entwicklung des Bedarfs an Fernsprechhauptanschlüssen und 
an erforderlichem Unterhaltungspersonal 

IX. Die künftige Ausbildung des Unterhaltungspersonals 

A. Zulassung von Inhabern der mittleren Reife zur Ausbildung als Fern¬ 
meldelehrling 

B. Die Ausbildung der Fernmeldelehrlinge als Vorstufe zur BFt-Ausbildung 

C. Die Ausbildung von Fernmeldeassistentamvärlern als neuer Zugang zur 
BFt-Ausbildung 

I). Neuordnung der Fachbereichgruppen in der BFt-Ausbildung 

E. AFt- und BFt-Ausbildung 

F. Fortbildung 

X. Schrifttum 


I. Einführung: 

In den letzten Jahren ist die Zahl der Fernsprechteilnehmer im Be¬ 
reich der Deutschen Bundespost schnell angewachsen. Diese Entwick¬ 
lung wird sich auch in den nächsten Jahren und Jahrzehnten fortsetzen. 
Das bedeutet für den technischen Fernsprechbetrieb *), daß der Umfang 

1) Der technische Fernsprechbelrieb in Fernsprechwählvermittlungsstellen um¬ 
faßt die Bedienung (z. B. Beobachten von Signalen, Beschälten, Sperren und Ent¬ 
sperren von Schaltgliedern und Anschlüssen) und die Unterhaltung (Prüfen, Instand¬ 
halten, Instandsetzen und Ändern) der Fernsprechvermittlungseinrichtungen. 


258 


i 



Unterhaltung von VSt, Ausbildung des Personals unter Berücksichtigung des EWSO 1 


der in den Fernsprechvermittlungsstellen zu unterhaltenden technischen 
Einrichtungen entsprechend zunehmen wird. Es ist bereits heute ab¬ 
zusehen, daß es nicht möglich sein wird, mit derselben Zuwachsrate des 
technischen Ausbaues auch Personal einzustellen, auszubilden und zu 
beschäftigen. 


Diese Entwicklung zwingt dazu, den spezifischen Unterhaltungs¬ 
aufwand für die Vermittlungseinrichtungen künftig zu verringern. Da¬ 
bei darf die Aufgabe der Fernmeldeverwaltung, den Teilnehmern den 
Fernsprechverkehr in angemessener Dienstgüte zu ermöglichen, nicht 
beeinträchtigt werden. 


Wenn dieses Ziel erreicht werden soll, müssen nicht nur in der 
Unterhaltung, sondern auch in der Technik der Fernsprechvermittlungs¬ 
einrichtungen neue Wege beschritten werden. Bei elektromechanischen 
Vermittlungseinrichtungen ist neben den Instandsetzungsarbeiten zur 
Störungs-und Fehlerbeseitigung immerein systembedingter Aufwand für 
manuelle Unterhaltungsarbeiten tz. B. Prüfen, Reinigen, ölen, Fetten, 
Auswechseln abgenutzter Bauteile) und für die Bedienung unvermeidbar. 

Es müssen daher Wahlsysteme entwickelt werden, die schon von 
der Systemkonzeption her einen geringen personellen Aufwand für 
Unterhaltung und Bedienung erfordern. Von einem modernen Wähl¬ 
system muß erwartet werden, daß es folgende Bedingungen weitgehend 
erfüllt: 


Durch Verwendung geeigneter Bauelemente sowie redundanter und selbstüber¬ 
wachender Schaltungen wird eine hohe Betriebszuverlässigkeit gewährleistet. 

Störungen, die die Verkehrsabwicklung merklich behindern, werden durch 
automatische Ersatzschaltung beseitigt. 

Gestörte Baugruppen werden signalisiert und können ohne zusätzlichen manuel¬ 
len Prüfaufwand ausgetauscht werden. 

Routineprüfungen zur Kontrolle der Betriebsfähigkeit der technischen Einrich¬ 
tungen und zum frühzeitigen Erkennen von Fehlern und Unregelmäßigkeiten 2 ) 
können ferngesteuert werden und laufen automatisch ab. 

Bedienung und Unterhaltung sind einfach und mit geringem Arbeitsaufwand 
möglich. 


Diese Forderungen lassen sieh von einem realen Wählsystem nicht in 
vollem Umfang verwirklichen. Der Systemaufwand für die automa¬ 
lische Störungsermittlung und -Beseitigung, für die Zuverlässigkeit und 
. den Bedienungskomfort muß so gewählt werden, daß er in einem aus¬ 
gewogenen Verhältnis zum personellen Aufwand für Unterhaltung und 
Bedienung steht. 


2) Ein Fehler ist eine Abweichung vom Regelzustand, der sich bei der 
Benutzung der technischen Einrichtung als Störung bemerkbar machen kann. Fehler 
bleiben unerkannt, sofern die schadhafte Baugruppe nicht geprüft oder benutzt wird. 

Eine Unregelmäßigkeit ist eine Abweichung vom Regelzustand, die 
nicht oder noch nicht zu einer Störung führen kann. 

Eine Störung liegt vor, wenn durch einen Fehler nachteilige Auswirkungen 
auf die Betriebsfälligkeit einer technischen Einrichtung entstehen. 
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II. Unterhaltungs verfahren 


Zu den Aufgaben des technischen Fernsprechbetriebs gehört es, 
ciie Fernsprechverinitllungsstellen so zu unterhalten, daß mit möglichst 
geringem Arbeitsaufwand den Teilnehmern eine weitgehend ungehin¬ 
derte Abwicklung des Fernsprechverkehrs ermöglicht und die einwand¬ 
freie Funktion der zu unterhaltenden technischen Einrichtungen für 
eine bestimmte Brauchbarkeilsdauer gewährleistet wird. 

Bei der Unterhaltung von Vermittlungseinrichtungen kann man 
zwischen vorbeugende n (p r ä v entiven) u n d f e h 1 e r be¬ 
seitigenden (korrektive n 3 )) Unterhaltungs m a ß - 
nahmen unterscheiden. Zu den vorbeugenden Unterhaltungsmaß¬ 
nahmen gehören das Prüfen (Einzelprüfen und technische Überprü¬ 
fung) und das Instandhalten, zu den fehlerbeseitigenden Maßnahmen 
gehört das Instandsetzen. 

Beim Einzel prüfen wird die Betriebsfähigkeit der techni¬ 
schen Einrichtungen mit Prüfeinrichtungen kontrolliert. Es werden 
Meßwerte ermittelt und mit den zulässigen Abweichungen vom Regel¬ 
zustand — den Toleranzfeldern — verglichen. Ergeben sich unzulässige 
Abweichungen, müssen diese durch geeignete Unterhaltungsmaßnahmen 
behoben werden. Das Einzelprüfen kann manuell mit handbedienten 
Prüfgeräten durchgeführt werden oder von automatischen Prüfeinrich¬ 
tungen gesteuert ablaufen und ausgewertet werden. 

Bei der technischen Überprüfung werden Baugruppen 
und Bauteile der Vermittlungseinrichtungen visuell auf ihren techni¬ 
schen Zustand (z. B. Abnutzungserscheinungen, Spitzenbildungen an 
Kontakten, Justierung von Kontaktfedern) geprüft. Werden Abwei¬ 
chungen festgestellt, die die Betriebsfähigkeit der technischen Einrich¬ 
tungen nachteilig beeinflussen oder in absehbarer Zeit nachteilig beein¬ 
flussen können, werden sie sofort behoben. 


Das I n s t a n d h a 11 e n umfaßt Arbeiten, die erforderlich sind, 
um bereits längere Zeit betriebene technische Einrichtungen durch Rei¬ 
nigen, ölen, Fetten, Nach justieren, Auswechseln abgenutzter Teile u. ä. 
wieder in einen Betriebszustand zu bringen, der ihre einwandfreie 
Funktion für eine weitere Zeitspanne sicherstellt. Kleinere Instand¬ 
haltungsarbeiten werden im Rahmen der technischen Überprüfung oder 
bei Instandsetzungsarbeiten erledigt. Sind umfangreichere Instandhal¬ 
tungsarbeiten an einer größeren Zahl von Schaltgliedern und Bau¬ 
gruppen erforderlich, so können sie zusammengefaßt im Rahmen einer 
Überholung erledigt werden. 

Zum Instandsetzen gehören die Unterhaltungsarbeiten zur 
Eingrenzung und Beseitigung von Fehlern, die sich als Störung nach¬ 
teilig auf die Betriebsfähigkeit der technischen Einrichtungen ausge¬ 
wirkt haben. Hauptquellen für Störungsmeldungen sind das manuelle 
und das automatische Einzelprüfen, die Störungssignalisierung und 


3) Nach deutschem Sprachgebrauch nicht ganz richtige Ausdrucksweise, da 
korrektiv von korrekt abgeleitet ist. Hier wird korrektiv mehr im Sinne von korri¬ 
gierend benutzt und ist von dem international eingeführten Begriff für das Instand¬ 
setzen „corrective maintenance“ hergeleitet. 
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Teilnehmerbeschwerden. Eine Störung gilt als behoben, wenn der Feh¬ 
ler beseitigt, die schadhafte Baugruppe ausgetauscht bzw. gesperrt oder 
die Betriebsfähigkeit durch eine Ersatzschaltung wieder hergestellt ist. 

Das für ein bestimmtes Wahlsystem verwendete Unterhaltungs¬ 
verfahren wird immer eine zweckmäßige Kombination aus vorbeugen¬ 
den und fehlerbeseitigenden Unterhaltungsmaßnahmen sein. Es ist ab¬ 
hängig von der Zuverlässigkeit der Bauteile, den fertigungstechnischen 
Gegebenheiten, dem Alter und der geforderten Brauchbarkeilsdauer der 
technischen Einrichtungen, der Verkehrsbelastung der Schallglieder, dem 
Ausbildungsstand der Betriebskräfte, der geforderten Güte für die Ab¬ 
wicklung des Fernsprechverkehrs und nicht zuletzt von den baulichen 
und klimatischen Verhältnissen der Wählerräume. Bei diesen verschie¬ 
denartigen Bedingungen ist es schwierig festzulegen, welches Unterhal¬ 
tungsverfahren für eine bestimmte Vermittlungsstelle am besten ge¬ 
eignet ist. Ganz allgemein kann ein Unterhaltungsverfahren dann als 
optimal gelten, wenn der Aufwand für die vorbeugenden und fehler¬ 
beseitigenden Arbeiten ein Minimum wird, wobei der Anteil der vor¬ 
beugenden Arbeiten möglichst groß sein sollte. Um bei der Unterhaltung 
einer Vermittlungsstelle diesem optimalen Punkt möglichst nahe zu 
kommen, müssen das Betriebsgeschehen laufend kontrolliert, alle wich¬ 
tigen Informationen erfaßt und ausgewertet und daraufhin die not¬ 
wendigen Unterhaltungsmaßnahmen veranlaßt werden. 


III. Unterhaltung elektromechanischer Fernsprech vermittlungs- 

einrichtungen 

A. Derzeitiges Unterhaltungsverfahren 

Das heute in den Fernsprechwählvermittlungsstellen der Deutschen 
Bundespost überwiegend benutzte Unterhallungsverfahrcn geht von der 
Überlegung aus, durch vorbeugende Unterhaltungsmaßnahmen Fehler 
möglichst zu vermeiden oder so früh zu erkennen, daß sie den Betriebs¬ 
ablauf noch nicht merklich beeinflußt haben. Dadurch soll eine gute 
Betriebsfähigkeit der technischen Einrichtungen gewährleistet werden. 

Der Umfang der Unterhaltungsmaßnahmen ist in der „Vor¬ 
läufigen Richtlinie über das Betreiben von Fern- 
s p r e c h v e r m i 111 u n g s s teilen“ festgelegt. Sie enthält für das 
manuelle Einzelprüfen und für die technische Überprüfung den ein¬ 
zelnen Schallgliedern und Baugruppen individuell angepaßte Fristen¬ 
pläne. Das manuelle Einzelprüfen wird anhand von besonderen Prüf¬ 
vorschriften durchgeführt. Für die Überholung der Schrittschaltwerke 
von Dreh- und Hebdrehwählern sind ebenfalls bestimmte Fristen vor¬ 
gegeben. Damit diese Betriebsarbeilen durchgeführt werden können, 
sind den einzelnen Vermittlungsstellen die erforderlichen Betriebskräfte 
lest zugeordnet. Ihre Zahl wird aufgrund von Bemessungsrichtlinien 
errechnet. Die Bemessungsanteile aus mehreren kleineren Vermittlungs¬ 
stellen werden jeweils für eine Kraft in einem Fernsprechunterhaltungs¬ 
bezirk zusammengefaßt. 

Dieses Unterhaltungsverfahren hat sich gut bewährt. Durch die fest 
vorgegebenen Fristen für die Unterhaltungsarbeiten wird die Betriebs- 
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lenkung erleichtert, da der Umfang der vorgeschriebenen Arbeiten eine 
gute Belriebsfähigkeit und eine lange Brauchbarkeit der technischen 
Einrichtungen sichert. Der Anteil für Inslandsetzungsarbeiten liegt bei 
diesem Unterhaltungsverfahren bei etwa 10 v. H. der gesamten Betriebs¬ 
arbeiten. 

In den letzten Jahren sind für Orts- und Fern Vermittlungsstel¬ 
len au to m a t i s c h e P r ü f e i n r i c h t u n g e n entwickelt und 
in wachsendem Umfang eingesetzt worden. Für die von den automa¬ 
tischen Prüfeinrichtungen geprüften technischen Einrichtungen können 
die bisherigen manuellen Einzelprüfungen weitgehend entfallen und 
damit die entsprechenden Personalbemessungswerte eingespart werden. 
Die Einsatzgrenzen der automatischen Prüfeinrichtungen werden auf¬ 
grund von Kostenvergleichen festgelegt. Sie werden nur in größeren 
Vermittlungsstellen eingebaut. 


B. Erprobung eines neuen Unterlialtiingsverfahrens 

Das derzeitige Unterhaltungsverfahren kann nach heutigen Er¬ 
kenntnissen. besonders im Hinblick auf den Personalbedarf, nicht mehr 
voll befriedigen. Durch die starren Fristen, unabhängig von den ört¬ 
lichen und technischen Gegebenheiten, und die feste Zuordnung der 
Betriebskräfle zu den einzelnen Vermittlungsstellen können die Be¬ 
triebsarbeiten den jeweiligen Erfordernissen nicht genügend angepaßt 
werden. 

Im Jahre 1964 wurden daher in verschiedenen Vermittlungsstellen 
Betriebsversuche eingeleilet mit dem Ziel, durch neue Unterhaltungs- 
Verfahren die manuellen Unterhaltungsmaßnahmen weitgehend einzu¬ 
schränken. ohne den Betriebszustand der Vermittlungsstellen nachteilig 
zu beeinflussen. Die Auswertung der Versuchsergebnisse führte zur Kon¬ 
zeption eines neuen Unterhaltungsverfahrcns für Fernsprechvermitt- 
lungsslellen. Es wird seit Ende des Jahres 1968 in den Orts- und Fern¬ 
vermittlungsstellen mehrerer Fernmeldeämter erprobt. 

Im neuen Unterhaltungsverfahren wurde die feste Zuordnung der 
Betriebskräfte zu bestimmten Vermittlungsstellen aufgehoben. Die Be¬ 
triebskräfte mehrerer Vermittlungsstellen werden zu Kräftegruppen mit 
ungefähr 15 bis .35 Kräften in F erns p r e chunterhaltungs- 
bezirken zusammengefaßt. Innerhalb eines Bezirks können sie je 
nach Bedarf eingesetzt werden. Nur größere Vermittlungsstellen er¬ 
halten für die laufend anfallenden Arbeiten eine Grundbesetzung. Die 
Fernsprechunterhaltungsbezirke werden so abgegrenzt, daß sich einer¬ 
seits möglichst geringe Wegezeiten ergeben, andererseits aber auch die 
Netz- und Verwaltungsstruktur gebührende Berücksichtigung findet. 

Zur Betriebslenkung und Arbeitsvorbereitung ist jedem Fernsprech¬ 
unterhaltungsbezirk ein Einsatzplatz zugeordnet. Er wird bei 
der Erledigung seiner Aufgaben durch Aufsichten unterstützt, die das 
Betriebsgeschehen in den Vermittlungsstellen beobachten und die Be¬ 
triebskräfte in schwierigen Fällen unterstützen sollen. 

Der Zeitbedarf für das manuelle E i n z e 1 p rii fen wird 
durch die Einführung schnell durchzuführender Kurzprüfungen mit 
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kurzen Fristen und Vollprüfungen mit langen Fristen wesentlich ver¬ 
ringert. Durch die Kurzprüfungen sollen etwa 70 bis 80 v. H. der Stö¬ 
rungen gefunden werden. Die Prüffristen sind variabel und werden 
vom jeweiligen Prüferfolg abgeleitet, d. h. von dem Verhältnis der Zahl 
der ermittelten Störungen zur Zahl der ausgeführten Prüfungen und 
von dem Arbeitsaufwand für das Prüfen zum Ermitteln einer Störung. 
Außerdem sollen in größerem Umfang in den Vermittlungsstellen auto¬ 
matische Prüfeinrichtungen eingesetzt werden, damit durch häufige 
automatische Prüfungen der Betriebszustand der technischen Einrich¬ 
tungen objektiv kontrolliert und Fehlerschwerpunkte frühzeitig er¬ 
kannt werden. Bei der Festlegung der Einsatzgrenzen sollen nicht nur 
wirtschaftliche, sondern auch betriebliche Erwägungen berücksichtigt 
werden. 

Technische Übe r p r ii f unge n werden nach Bedarf an¬ 
geordnet und anhand neu cingcfiihrler Vorschriften für die technische 
Ü1 >erprii fu ng (1'Ü-Normen) durchgeführt. Nur für zentrale Einrichtun¬ 
gen in den Vermittlungsstellen, z. B. für die Ruf- und Signalmaschinen, 
für die Zcillaktgeber und die 50-Hz-StromVersorgung, sind noch feste 
Prüffristen vorgegeben. Für die Überholung der Schrittschallwerke von 
Dreh- und Hebdrehwählern gelten die bisherigen Fristen künftig als 
Mindestfristen. 

Die Betriebsarbeite n im neuen Unterhaltungsverfahren 
sind in fünf Arbeitsabläufe eingeteilt: Entstören, Einzelprüfen (manuell 
oder automatisch), technische Überprüfung, sonstige Betriebsarbeiten 
(für Aufgaben des technischen Fernsprechbetriebs und für andere 
Dienststellen) und Überholung. Der Einsalzplatz legt fest, welche Be¬ 
triebsarbeiten zu erledigen sind, erteilt die Arbeitsaufträge mittels Ar¬ 
beitszettel und kontrolliert ihre termingerechte Erledigung. Zeitaufwand 
und Erfolg der Arbeiten werden beim Einsatzplatz erfaßt und künftig 
mit Hilfe der elektronischen Datenverarbeitungsanlage beim Fernmelde¬ 
technischen Zentralamt in Darmstadt ausgewertet. Die Ergebnisse sollen 
den Einsatzplätzen zugeleitet werden und diesen als Hilfsmittel für die 
Betriebslenkung dienen. 

Mit der Einführung des neuen Unterhaltungsverfahrens werden 
alle technischen Einrichtungen, die in den Vermittlungsstellen eingebaut 
sind, aufgenommen und beim Fernmeldetechnischen Zentralamt in eine 
Bestandsdatei übernommen. Die ermittelten Fehler können dann einer 
bestimmten Baugruppe, bei Bedarf sogar einem bestimmten Bauelement, 
zugeordnet und die Zuverlässigkeit der technischen Einrichtungen und 
der in ihnen eingebauten Bauelemente laufend kontrolliert werden. 

Dem Einsatzplatz kommt im neuen Unterhaltungsverfahren eine 
besondere Bedeutung zu. Er kann aufgrund der ihm zur Verfügung 
stehenden Unterlagen den Unterhaltungsaufwand und den Betriebs¬ 
zustand der technischen Einrichtungen maßgeblich beeinflussen. Die 
erste Kraft am Einsatzplatz muß daher eine qualifizierte Spitzenkraft 
des mittleren fernmeldetechnischen Dienstes sein. Auch an die übrigen 
Betriebskräfte werden zum Teil höhere Anforderungen gestellt als im 
derzeitigen Unterhaltungsverfahren, da die einfacheren Routinearbeiten 
weitgehend eingeschränkt oder durch automatische Prüfeinrichtungen 
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übernommen werden und in größerem Umfang als bisher schwierigere 
Instandsetzlingsarbeiten auszuführen sind. Damit unnötige Wegezeiten 
vermieden werden, sollen außerdem die beim Prüfen ermittelten Stö¬ 
rungen möglichst sofort von der prüfenden Betriebskraft behoben wer¬ 
den. Im neuen Unterhaltungsverfahren können daher überwiegend nur 
gut ausgebildete Kräfte des mittleren fernmeldetechnischen Dienstes 
(BFt-Beamte) wirkungsvoll beschäftigt werden. 

Es wird erwartet, daß trotz der wesentlich eingeschränkten Be¬ 
triebsarbeiten — für die Erprobung sind die bisherigen Bemessungs¬ 
werte um 30 bis 40 v. H. gekürzt worden — die Abwicklung des Fern¬ 
sprechverkehrs durch das neue Unterhaltungsverfahren nicht nachteilig 
beeinflußt wird. Die Auswertung der Erprobungsergebnisse hat bisher 
diese Annahme bestätigt. Außerdem hat sich ergeben, daß im neuen 
Unterhaltungsverfahren bis zu 50 v. H. der Betriebsarbeiten auf den 
Arbeitsablauf „sonstige Betriebsarbeiten“ entfallen, z. B. Bedienen der 
Signale, Schalten auf Fernsprechauftrags- und Hinweisdienst, Schalten 
von Gemeinschafts-, Wählstern- und Sammelanschlüssen, Bearbeiten 
von Gebührenbeschwerden und Arbeiten für andere Dienststellen. Die¬ 
ser Anteil an den Betriebsarbeiten läßt sich durch die Wahl des Unter¬ 
haltungsverfahrens nur wenig beeinflussen. 

Nach Beendigung der Erprobungszeit, etwa Ende des Jahres 1970, 
soll das neue Unterhaltungsverfahren Zug um Zug auf alle Fernsprech¬ 
vermittlungsstellen der Deutschen Bundespost ausgedehnt werden. 


IV. Unterhaltung elektronisch gesteuerter Fernsprechvermittlungs- 

einrichtungen 

Die Tendenz in der Technik der elektronisch gesteuerten Fern¬ 
sprech vermiltlungseinrichlungen geht zu zentral gesteuerten Wähl¬ 
systemen, bei denen die Vermittlungsvorgänge speicherprogrammiert 
ablaufen und die Sprechwege über Koppelnetze mit luftabgeschlossenen 
Kontakten durchgeschaltet werden. Das elektrisch gesteuerte Ortswähl¬ 
system 1 (EWSO 1), das in den Siebzigerjahren bei der Deutschen 
Bundespost eingeführt werden soll, ist ein solches Wählsystem. Als 
Zentralsteuerwerk wird beim EWSO 1 eine speicherorientierte Daten¬ 
verarbeitungsanlage eingesetzt. Damit finden künftig in großem Um¬ 
fang Bauteile der Datentechnik Eingang in die Fernsprechvermittlungs¬ 
technik. Dies wird zwangsläufig eine weitgehende Umstellung und 
Neuorientierung des bisherigen Unterhaltungsverfahrens mit sich brin¬ 
gen. Wenn die Unterhaltung der elektronisch gesteuerten Vermittlungs¬ 
einrichtungen wirkungsvoll und rationell sein soll, muß sie auf die Ge¬ 
gebenheiten der neuen Technik abgestimmt werden. 

Bei der Unterhaltung des elektronisch gesteuerten Wählsystems 
können vorbeugende manuelle Unterhaltungsmaßnahmen weitgehend 
entfallen. Zwar werden für die Durchschaltung der Sprechwege noch 
elektromechanische Schaltmittel verwendet; da es sich dabei aber um 
luftabgeschlossene Kontakte handelt, sind sie einer vorbeugenden ma¬ 
nuellen Unterhaltung nicht zugänglich. Im Fehlerfall können sie nur 
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noch gesperrt oder ausgewechselt werden. Es wird sich somit ein weit¬ 
gehend korrektives Unterhaltungsverfahren verwirk¬ 
lichen lassen. 

Ein besonderes Merkmal der Speicherprogrammierung ist, daß je 
nach Bedarf spezielle Programme in den Arbeitsspeicher des Zentral¬ 
steuerwerks eingelesen und wieder gelöscht werden können, ohne daß 
er unnötig groß und teuer wird. So wird es mit verhältnismäßig ge¬ 
ringem Hardware-Aufwand möglich, für die Routineprüfungen der 
technischen Einrichtungen und für gezielte Prüfungen zur Fehlerlokali¬ 
sierung vielseitige Programme bereitzustellen. 

Auch die Bedienung des elektronischen Wahlsystems läßt sich 
wesentlich vereinfachen. Sie kann zum Teil ohne die bisherige Milwir¬ 
kung der Betriebskräfte von der veranlassenden Dienststelle fern¬ 
gesteuert vorgenommen werden. Außerdem ist nach der Auswertung 
der Störungsübersichten der elektronisch gesteuerten Versuchsvermitt¬ 
lungsstellen zu erwarten, daß' das Fehleraufkommen je Beschaltungs¬ 
einheil wesentlich kleiner sein wird als in den Vermittlungsstellen her¬ 
kömmlicher Technik. Die hierdurch möglichen Personaleinsparungen 
werden sich allerdings aus Gründen der Betriebssicherheit nur zum 
Teil verwirklichen lassen. Bei der Konzeption des Unterhaltungsver¬ 
fahrens müssen nämlich einige Besonderheiten zentral gesteuerter Wähl¬ 
systeme berücksichtigt werden. 

Bei den bisher eingeführten Ortswählsystemen hat jeder Wähler 
und jede Wahlstufe eigene Steuereinrichtungen. Ist ein Wähler gestört, 
kann er je nach Lage in der Mischung den Verkehr mehr oder weniger 
beeinträchtigen. Wenn auf einen solchen Wähler nicht aufgeprüft wer¬ 
den kann, vermindert er in Zeiten des Spitzenverkehrs nur die Erreich¬ 
barkeit. Dies gilt auch für den Fall, daß er als gestört erkannt und 
gesperrt wird. Die Störungsbeseitigung ist dann meistens nicht dringlich. 

Anders liegen die Verhältnisse hei einem zentral gesteuerten System. 
Wenn hier ein Gerät des Zentralsteuerwerks ausfällt, ist innerhalb des 
Steuerbereiches kein Verbindungsaufbau mehr möglich. Auch wenn 
die Geräte des Zentralsteuerwerks gedoppelt sind und eine automatische 
Ersatzschaltung vorgesehen ist, sollte eine Störung hier baldmöglichst 
behoben werden, weil für die Dauer der Instandsetzung die System¬ 
zuverlässigkeit geschwächt ist und die Gefahr besteht, daß eine weitere 
Störung im Zentralsteuerwerk zu einer Totalstörung der von ihm be¬ 
dienten Teilnehmer führt. Die Störwirkbreite, d. h. die Zahl der von 
einer Störung betroffenen Teilnehmer, kann also bei zentral gesteuerten 
Wahlsystemen sehr groß sein. 

Die zentralen Einrichtungen werden daher so entwickelt, daß Stö¬ 
rungen selten auftreten werden. Diese an sich wünschenswerte Eigen¬ 
schaft hat zur Folge, daß die Betriebskräfte nur wenig Erfahrungen 
für die Störungsbeseitigung sammeln können. Da manche Störungen 
nicht allzu leicht einzugrenzen sein werden, müssen die Betriebskräfte 
vom System her durch eine weitgehende automatische Störungsanzeige 
und FehlerloKalisierung unterstützt werden. Soweit sich dies mit wirt¬ 
schaftlich vertretbarem Aufwand oder aus technischen Gründen nicht 
verwirklichen läßt, sollten andere geeignete Hilfsmittel zur Verfügung 
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gestellt werden, die die Fehlerlokalisierung erleichtern und damit die 
Gefahr von Arbeitsfeldern, die schwerwiegende Folgen haben können, 
vermeiden helfen. 

Da die EWSO 1-Vermittlungsstellen weitgehend ferngesteuert be¬ 
trieben werden und verhältnismäßig wenig Kräfte für ihre Unterhaltung 
benötigen, bietet es sich an, die Betriebsarbeiten für eine Anzahl von 
Vermittlungsstellen von einer zentralen Stelle aus, der E WS-Unter- 
halt u n gss t el 1 e, zu leiten. Dieses Verfahren hat sich bereits bei 
der Erprobung des neuen Unlerhaltungsverfahrens für Fernsprech- 
verinittlungsslellcn herkömmlicher Technik bewährt. Die EWS-Ünter- 
haltungsstelle wird allerdings wesentlich mehr Aufgaben zu erfüllen 
haben als der Einsatzplatz im neuen Unterhaltungsverfahren. 


V. Konzeption für die Unterhaltung des elektronisch gesteuerten Orts- 

wählsystenis 1 (EWSO 1) 

A. Das EWSO t-Netz mit Betriebsrechner 

Die Konzeption des EWSO 1 geht davon aus, daß die Speicher des 
Zentralsteuerwerks in einer steuernden Ortsvermittlungsstelle nur die 
Programme und Informationen aufnehmen sollen, die dem Zentral¬ 
steuerwerk zur Erfüllung seiner Vermittlungsaufgaben ständig mit 
schnellem Zugriff zur Verfügung stehen müssen. Programme und 
Informationen, die seltener und nicht sofort greifbar sein müssen, sollen 
auf langsameren äußeren Speichern untergebracht werden. Es ist vor¬ 
gesehen, diese Speicher nicht jeder steuernden Ortsvermiltlungsstelle 
fest zuzuordnen, sondern für mehrere gemeinsam in einer Betriebs¬ 
rechneranlage zusammenzufassen, die mit den Zentralsteuerwerken der 
steuernden Ortsvermiltlungsstellen über Datenleitungen unmittelbar 
verbunden ist. Programme und Informationen aus dem Betriebsrechner 
können dann bei Bedarf durch ein Abrufsignal in einen für diesen 
Zweck vorgesehenen Speicherteil des Zenlralsteuerwerks überschrieben 
werden. Dieses Verfahren soll auch für die nur zeitweise benötigten 
Konti n e p r ü f -, F e li 1 e r s u c li - u n d V e r k e h r s m e ß Pro¬ 
gramme angewandt werden, um Platz in den Speichern des Zentral¬ 
st euerwerks einzusparen. 

Als weitere Aufgabe soll der Betriebsrechner die Störungsmeldun¬ 
gen der auf ihn abgestützten EWSO 1-Vermittlungsstellen sammeln, 
auswerten und auf Bedienungsfernschreibern oder Datensichtgeräten 
in der EWS-Unlerhaltungsstelle protokollieren. Die Zwischenschaltung 
des Betriebsrechners bringt hier den wesentlichen Vorteil, daß mit 
verhältnismäßig geringem Aufwand die Fehlerprotokolle in 
Klartext oder mnemotechnisch verschlüsselt ausgedruckt oder abge¬ 
bildet werden können. Ein Bedienungsfernschreiber, der unmittelbar 
mit dem Zentralsteuerwerk verbunden ist, wird aus wirtschaftlichen 
Gründen diese Protokolle nur in Maschinensprache oder in einer ma¬ 
schinenorientierten Sprache ausdrucken können. Sie müssen dann erst 
an Hand von Übersetzungslisten ausgewertet werden. Für Sonderfälle 
muß allerdings die Möglichkeit einer direkten Anschaltung eines Bedie¬ 
nungsfernschreibers an das Zentralsteuerwerk erhalten bleiben. 
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Auch die Bedienung der EWSO 1-Vermittlungsstellen wird über 
den ßelriebsrechner abgewickelt werden. Dann ist es möglich, Ein- und 
Ausgabebefehle, z. B. Schalten auf Fernsprechauftragsdienst, Setzen 
von Teilnehmerberechtigungen für Sonderdienste, Sperren und Entsper¬ 
ren von Teilnehmeranschliissen, unmittelbar von den veranlassenden 
Dienststellen des Fernmeldeamts über die Tastatur von Datensicht¬ 
geräten oder Fernschreibern auszulösen. Damit kein Unberechtigter den 
Speicherinhalt des Zentralsteuerwerks in den Vermittlungsstellen ver¬ 
ändern oder Zugriff zu den Informationen in den Speichern erhallen 
kann, senden die Ein-/Ausgabegeräte Kennworte aus, die der Belriebs- 
rechner auswertet, bevor er entscheidet, ob ein Befehl weitergegeben 
wird. 

Weiterhin ist geplant, die Betriebsrechneranlage durch Großspei¬ 
cher zur Aufnahme aller wichtigen Teil n e h in e r d a t e n sowie der 
Bestands- und B e s chal I u n g s d a t e n f ii r Linie n und 
t e c h n i s c h e E i n r i c h t unge n zu erweitern, die von verschie¬ 
denen Dienststellen eines Fernmeldeamtes wie z. B. von der Anmelde¬ 
stelle für Fernmeldeeinrichtungen, der Fernmelderechnungsstelle, der 
Schaltstelle und der Fernsprechentstörungsstelle in Karteien festgehalten 
werden. Da ein Teil dieser Teilnehmerdaten von mehreren Dienststellen 
in gleicher Form benötigt wird, ist es naheliegend, sie in gemeinsamen 
Dateien zusammenzufassen. Jede Dienststelle kann dann die Infor¬ 
mationen aus den Speichern abrufen, die sie benötigt. Auf diese Weise 
können Überschneidungen und unterschiedlich berichtigte Karteien ver¬ 
mieden werden. 

Für die Abwicklung des technischen Fernsprechbetriebs ist vor 
allem von Interesse, daß dann in den Fernsprechentstörungsstellen die 
umfangreichen Störungskarteien, die für jeden Fernsprechteilnehmer 
mindestens eine Karteikarte enthalten, in Störungsdateien 
übernommen werden können. Das ermöglicht neue organisatorische 
Lösungen für den Innendienst der Fernsprechenlstörungsslellen. Wenn 
der Störungsannahme bei Störungsmeldungen und sonstigen Anrufen 
sofort aus der Störungsdatei und aus den in den Speichern der Zentral¬ 
steuerwerke der EWS-Vcrmitllungsstellen für jeden Teilnehmer ent¬ 
haltenen Informationen die wichtigsten Angaben wie Anschrift, Art 
des Fernsprechanschlusses, Betriebszustand (Schaltung auf Fern- 
sprechauftragsdienst, Sperre, Vollstörung usw.) auf Datensichtgeräten 
zur Verfügung stehen, lassen sich wesentlich mehr Anfragen als bisher 
von der Störungsannahme abschließend bearbeiten. Durch dieses Ver¬ 
fahren kann den Teilnehmern ein besserer Kundendienst geboten und 
gleichzeitig ein rationellerer Arbeitsablauf erreicht werden. 


Die Betriebsrechner sollen in das geplante „Integrierte Da¬ 
tenvera r beitu ngssyste m i m F e r n m c 1 d e w e s e n “ ein¬ 
bezogen werden und erhalten damit auch Zugriff zu der Großrechen¬ 
anlage beim Fernmeldetechnischen Zentralamt mit ihren vielfältigen 
zusätzlichen Möglichkeiten. Das Zusammenwirken von Betriebsrechner 
mit den angeschlossenen EWSO 1-Vermittlungsstellen und den Dienst¬ 
stellen des Fernmeldeamtes zeigt Bild 1. 
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Bild 1. Zusammenarbeit des Betriebsrechners mit den EWSO 1-Vermittlungsstellen, 
der EWS-Unterhaltungsstelle und anderen Dienststellen eines Fernmeldeamtes 
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Die Konzeption des Betriebsrechners wird wesentlich die Organi¬ 
sation und den Arbeitsablauf der Unterhaltung und Bedienung der 
EWSO 1-Vermittlungsstellen beeinflussen. An die Zuverlässigkeit einer 
Betriebsrechneranlage müssen hohe Anforderungen gestellt werden. 
Andernfalls wird die Abwicklung der laufenden Betriebsarbeilen ver¬ 
zögert und die Störungseingrenzung in den Vermittlungsstellen wesent¬ 
lich erschwert. Aber auch der Betrieb einer Femsprechentstörungsstelle 
wird beeinträchtigt, wenn die Slörungsdatei nicht mehr abfragbar ist. 

Die folgenden Ausführungen gehen davon aus, daß der technische 
Fernsprechbetrieb der EWSO 1-Vermittlungsstellen auf Betriebsrechner 
abgestützt ist. Auf die Beschreibung von Übergangslösungen ohne 
Betriebsrechner wird verzichtet. Wenn in der Einführungsphase solche 
Übergangslösungen erforderlich werden, müssen in diesen Vermitt¬ 
lungsstellen die Zentralsteuerwerke wesentlich vielseitiger ausgeslattet 
werden und zur Fehlerlokalisierung ausführliche Kataloge mit mög¬ 
lichen Störungsmerkmalen und Angaben für ihre Eingrenzung vor¬ 
handen sein. 


B. Kontrolle der Betriebsfähigkeit 

Den Bauelementen, die in elektronischen Geräten verwendet wer¬ 
den, kann man in der Regel nicht ansehen, ob sie noch voll funktions¬ 
fähig sind. Da ihr Ausfallverhalten zufälliger Natur ist, kann durch 
vorbeugende manuelle Unterhallungsmaßnahmen die Zuverlässigkeit 
elektronischer Geräte kaum beeinflußt werden. Daraus folgt, daß bei 
der Unterhaltung der technischen Einrichtungen der EWSO 1-Vermitt¬ 
lungsstellen die Betriebskräfte im allgemeinen nur dann eingreifen 
sollten, wenn Störungen oder Fehler bekannt werden. Ein solches 
korrektives Unterhaltungsverfahren setzt voraus, daß die Betriebs¬ 
fähigkeit der technischen Einrichtungen laufend durch ein je nach Stör¬ 
wirkbreite eines Fehlers abgestuftes System automatischer Prüfeinrich¬ 
tungen und programmierter Prüfabläufe kontrolliert wird. Daher ent¬ 
hält das EWSO 1 eine Reihe von verschiedenen Prüfmöglichkeiten. 

Aus Gründen der Betriebssicherheit sind in allen steuernden Orts¬ 
vermittlungsstellen die Geräte des Zentralsteuerwerks gedoppelt. Sie 
arbeiten parallel und vergleichen nach jeder Anfrage ihre Aussagen 
miteinander. Bei unterschiedlichen Aussagen wird sofort die Ersatz¬ 
schal leeinrichlung angereizt. Sie startet ein Prüfprogramm, das das 
gestörte Gerät ermittelt und ersatzschaltet. Wenn die Ersatzschalteein- 
richtung gestört ist, kann sie über einen Notschalter von der EWS- 
Unterhaltungsstelle übersteuert werden. 

Für die Arbeitsfeldsteuerwerke sind in jeder steuernden und ge¬ 
steuerten Ortsvermittlungsstelle Ersatzgeräte vorgesehen. Auch hier 
veranlaßt im Störungsfall die Ersatzschalteeinrichtung sofort die Ab¬ 
schaltung des gestörten Geräts und die Umschaltung auf das Ersatzgerät. 
Dies gilt auch für die übrigen peripheren Steuerungen, die Identifizierer, 
die Einsteller sowie ihre Leitungssysteme. 

Neben diesen automatisch an- und ablaufenden Prüfvorgängen und 
den ausgelösten Ersatzschaltungen sind Programme zur Routine- 


269 




G. Lampe, H. Reiff 


priifung und Einschaltung der Zentral- und Arbeitssleuerwerke und 
ihrer Leitungssysteme vorgesehen. 

Die Betriebsfähigkeit der zur Peripherie gehörenden Geräte (Kop¬ 
pelnetze für die Sprechwegedurchschaltung und die am Koppelnetz 
angeschlossenen Sätze) wird durch die in allen steuernden und gesteuer¬ 
ten Ortsvermilthingsstellen vorgesehenen automatische n P r ü f - 
e i n r i c h t u n g e n f ii r das Koppel netz und f ii r Sätze 
in regelmäßigen Abständen kontrolliert. Die zur Steuerung dieser 
Prüfeinrichtungen erforderlichen Prüfprogramme werden bei Bedarf 
von der EWS-Unterhaltungsstelle aus dem Betriebsrechner in die hier¬ 
für vorgesehenen Speicherteile des Zentralsleuerwerks einer Vermitt¬ 
lungsstelle überschrieben und gestartet. Die Fehlerprotokollausgabe 
geschieht wieder über den Belriebsrechner in der EWS-Unterhaltungs- 
stelle. Routineprüfungen mit den automatischen Prüfeinrichtungen be¬ 
anspruchen relativ viel Zeit und werden in verkehrsschwachen Zeiten 
durchgeführt, damit möglichst wenig Sprechwege und Geräte besetzt 
angetroffen werden und die Verkehrsabwicklung nicht durch die auto¬ 
matischen Prüfungen behindert wird. 

Bei der Koppel netzpr ü f u n g werden nacheinander alle 
Koppelpunkle im Koppelnetz über zwei Prüfwege gezielt angesleuert. 
Jeder Koppelpunkt wird auf ordnungsmäßiges Durchlaß- und Sperr¬ 
verhallen und jede Zwischenleitung auf Unterbrechungen und Fremd¬ 
schlüsse geprüft. Da eine Prüfverbindung über bis zu 12 Koppelpunkte 
führt — werden die Prüfwege über Kurzverbindungen aufgebaut, sind 
es entsprechend weniger —, ist die Aussage allerdings fiktiv. Es kann 
nämlich in einer Prüfverbindung jeder beteiligte Koppelpunkt und 
jede Zwischenleitung fehlerhaft sein. Eine gezielte Aussage wird erst 
möglich, wenn sich im Koppelnetz die Verbindungswege mindestens 
zweier gestörter Prüfverbindungen gekreuzt haben. Die als gestört 
erkannten Prüfverbindungen können in der EWS-Unterhaltungsstelle 
auf einem Bedienungsfernschreiber ausgedruckt und dann von einer 
Betriebskraft ausgewertet werden. Es ist denkbar, daß bei Koppelnetz¬ 
prüfungen die Störungsaussagen der automatischen Prüfeinrichtung 
unmittelbar vom Belriebsrechner ausgewertet und nur die fehlerhaften 
Koppelpunkte und Zwischenleitungen protokolliert werden. 

Bei der automatische n P r ü f u n g d e r S ä t z e werden 
die an das Koppelnetz angeschlossenen Sätze (Wahlsätze, Internsätze 
sowie die Sätze für den ankommenden und abgehenden Verkehr) auf 
alle vermitllungstechnischen Vorgänge geprüft. Die automatische Prüf¬ 
einrichtung steuert die einzelnen Sätze über besondere Prüfeingänge 
durch das Koppelnetz und über Prüfvielfache an. Für die einzelnen 
Prüfungen sind Prüfschaltungen vorgesehen, denen für die Auswertung 
entsprechende Meßschaltungen zugeordnet werden. Gestörte Sätze kön¬ 
nen von der EWS-Unterhaltungsstelle ferngesteuert gesperrt werden. 

Unabhängig von den bisher geschilderten Prüfungen und Prüf¬ 
möglichkeiten werden vor der Durchschaltung eines Verbindungsweges 
zunächst alle beteiligten Koppelpunkte ausgelöst. Hierdurch sollen 
Doppelverbindungen verhindert werden. Zusätzlich wird vom Wahlsatz 
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aus die Anschlußleitung zum Teilnehmer auf Berührung, Unterbrechung 
und Fremdspannung geprüft. 

Wenn ein Teilnehmer den Handapparat abhebt und nicht wählt 
(unnötige Belegung), wird die Anschlußleitung, um längere Blindbele¬ 
gungen zu vermeiden, nach einer bestimmten Karenzzeit auf den Teil¬ 
nehmersatz abgeworfen. Auf eine Alarmmeldung wird zunächst ver¬ 
zichtet. Nur wenn mehrere unnötige Belegungen ungefähr zur gleichen 
Zeit festgestellt werden, wird dies an die EWS-Unlerhaltungsstelle 
gemeldet, da dann der Verdacht besteht, daß sie durch Leilungsberüh¬ 
rungen in einem gestörten Ortskabel verursacht werden. 


C. Eingrenzen und Beseitigen von Störungen und Fehlern 

Das Eingrenzen und Beseitigen von Störungen und Fehlern gehört 
zu den wichtigsten Aufgaben der Betriebskräfte bei der Unterhaltung 
von Vermittlungsstellen. Nur wenn die auftretenden Störungen in ange¬ 
messener Zeit behoben werden, kann der Fernsprechverkehr ohne unzu¬ 
mutbare Behinderung der Teilnehmer abgewickelt werden. Beim 
EWSO 1 gehen die Störungsmeldungen vorwiegend von folgenden 
Quellen aus: 

Automatisch anlaufende Prüfprogramme mit automatischer Ersatzschaltung des 

gestörten Geräts und Alarmmeldung an die EWS-Unterhaltungsstelle 

Vermitllungsprogramme der peripheren Geräte, wenn sich Unstimmigkeiten 

im Vermittlungsablauf ergeben 

Routineprüf ungen 

Die Fernsprechentstörungsstelle aufgrund von Störungsmeldungen der Fern¬ 
sprechteilnehmer. 

Die Verfahren, die angewendet werden können, um gemeldete Störun¬ 
gen zu beseitigen, hängen weitgehend davon ab, wie genau die Störungs¬ 
aussage ist und wie dringlich sie bearbeitet werden müssen. 

Wenn eine Slörungsmeldung bereits eindeutige Angaben über Art 
und Lage des fehlerhaften Bauelements enthält oder einen Fehler bis 
aut den gestörten Einschub (Leiterplatte oder Baugruppe) lokalisiert, 
ist die Störung leicht zu beseitigen. In der Regel wird dann der gestörte 
Einschub ausgewechselt. Bei der miniaturisierten Bauweise der neuen 
technischen Einrichtungen wird es, auch wenn das fehlerhafte Bau¬ 
element bekannt ist, nicht zweckmäßig sein, den Fehler unmittelbar in 
der Vermittlungsstelle zu beseitigen. Diese Arbeiten sollen vielmehr in 
gut ausgerüsteten zentralen Werkstätten erledigt werden. 

Bei Störungen im Koppelnetz und in den Sätzen können auch die 
automatischen Prüfeinrichtungen zur Fehlersuche herangezogen wer¬ 
den, da mit Hilfe dieser Prüfeinrichtungen alle Koppelpunkte und Sätze 
gezielt angesteuert werden können. Außerdem ist es möglich, für die 
Fehlerlokalisierung die Toleranzwerte bei den einzelnen Prüffolgen 
einzuengen und bei sporadisch auftretenden Störungen auf Dauer¬ 
prüfung umzuschalten. 

Sehr viel schwieriger ist das Auffinden von Fehlern, wenn eine 
Störungsmeldung nur pauschale Aussagen über das gestörte Gerät ent- 


271 




G. Lampe, II. Reiff 


hält. Zunächst kann versucht werden, durch probeweise n A u s - 
t a n sch von Leiterplatten, die als Störungsursache in Frage 
kommen, die Störung einzugrenzen und schließlich zu beseitigen. Für 
dieses Verfahren müssen sich die Betriebskräfte in den Vermittlungs¬ 
stellen und in der EWS-Unlerhaltungsstelle leicht verständigen können. 
In jeder Vermittlungsstelle soll deshalb durch die Gestellreihen eine 
Ringleitung verlegt werden, die unmittelbar mit der zuständigen EWS- 
Unterhaltungsstelle verbunden ist. In diese Ringleitung können sich die 
Betriebskräfte von jedem Gestellrahmen aus mit einem Sprechzeug 
einschalten und sich mit der EWS-Unterhaltungsstelle verständigen. 

Ein anderes Hilfsmittel, um schwer auffindbare Fehler zu lokali¬ 
sieren, sind die Ablaufverfolger - (Tracer-) Progra m m e . 
Mit ihnen wird der Ablauf eines Programms oder eines Programm¬ 
abschnitts schrittweise mit allen Ein- und Ausgabebefehlen verfolgt 
und protokolliert. Die Auswertung der Protokolle kann allerdings sehr 
zeitaufwendig sein und verlangt genauere Programmierkenntnisse. Auf 
diese Weise lassen sich auch Programmierfehler ermitteln, die nach der 
Einschaltung oder Erweiterung einer Vermittlungsstelle noch vorhanden 
sein können. Wenn Störungen sporadisch auftreten, können die Ablauf¬ 
verfolgerprogramme auch als Dauerprüfung ablaufen, wobei dann bei 
den einzelnen Durchläufen zweckmäßig nur die Abweichungen proto¬ 
kolliert werden. 

Das Eingrenzen sporadischer Störungen ist meist langwierig und 
bleibt in vielen Fällen sogar ohne Erfolg. Sie treten oft nur auf, wenn 
mehrere ungünstige Umstände zufällig Zusammentreffen, die dann bei 
der Störungseingrenzung nicht nachgebildet werden können. Solange 
diese Störungen die Verkehrsabwicklung nicht nennenswert behindern, 
wird man sie zwar mit den zugehörigen Störungsaussagen erfassen, 
aber keine gezielte Störungseingrenzung einleiten. Erst wenn sie häu¬ 
figer auftreten und die Auswertungen der Störungsprotokolle Hinweise 
auf die mögliche Störungsursache enthalten, wird man die Eingren¬ 
zung veranlassen. 

Zum Lokalisieren bestimmter Störungen und Fehler können außer¬ 
dem spezielle Diagnoseprog r a m m e geschrieben werden. Sie 
sind vor allem wertvoll für die Fehlersuche in den Geräten des Zenlral- 
steuerwerks. Die wichtigsten Diagnoseprogramme sollen im Betriebs¬ 
rechner gespeichert und bei Bedarf aufgerufen werden können. Als 
Ergänzung hierzu wäre denkbar, bei der Großrechenanlage des Fern¬ 
meldetechnischen Zentralamtes in Darmstadt eine Programmbibliothek 
für Diagnoseprogramme zu führen, die durch Auswerten von Fehler¬ 
lokalisierungsprotokollen noch nicht in Diagnoseprogrammen erfaßter 
Störungen und Fehler laufend ergänzt wird. Über das Datennetz des 
geplanten integrierten Datenverarbeitungssystems im Fernmeldewesen 
könnten diese Diagnoseprogramme dann jederzeit von den EWS-Unter- 
haltungsstellen angefordert werden. 

Als weitere Prüfhilfen werden „Gerätespiegel“ zur Ver¬ 
fügung stehen. Mit ihnen kann festgestellt werden, ob ein Fehler in 
einem Gerät oder in der Gestellverdrahtung liegt. Ein Gerätespiegel wird 
an Stelle des zu prüfenden Geräts eingesetzt. Wenn ein Prüfgerät eine 
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Information an den Gerätespiegel sendet, wird sie von ihm aufgenom¬ 
men. Nach einer kurzen Verzögerungszeit gibt der angesteuerte Geräle- 
spiegel die empfangene Information wieder aus, die Information wird 
also gespiegelt. Ergibt die Auswertung, daß sich ausgesandte und emp¬ 
fangene Information decken, wird der Fehler vermutlich im Gerät 
liegen. Weichen die Informationen voneinander ab, so läßt das auf 
einen Fehler in der Verdrahtung oder in der Steckereinheit schließen. 

Die bisher aufgeführten Prüfverfahren und Prüfmöglichkeiten zum 
Eingrenzen von Störungen und Fehlern sind nicht vollständig. Das 
EWSO 1 ist sehr flexibel und kann den Bedürfnissen des technischen 
Fernsprechbetriebs weitgehend angepaßt werden. Allerdings wird der 
personelle Aufwand zum Erstellen der entsprechenden Programme hoch 
sein, zumal sie teilweise der Größe und Struktur der einzelnen EWS- 
Vermittlungsstellen angepaßt werden müssen. 

D. Arbeitsorganisation 

Der Betrieb von Fernsprechvermittlungsstellen gehört hei den Fern¬ 
meldeämtern zu den Aufgaben der Dienststelle „Unterhaltung von 
Fernsprechvermittlungsstellen“. Da die neuen technischen Einrichtun¬ 
gen wesentlich von denen der herkömmlichen Wählsysteme abweichen, 
müssen für die Unterhaltung und Bedienung der EWSO 1-Vermittlungs¬ 
stellen besondere Kräftegruppen gebildet werden. 

Für die Organisation der Unterhaltung bietet es sich als betrieblich 
günstige Lösung an, eine Anzahl von EWSO 1-Vermittlungsstellen zu 
einem EWS-Ünterhaltungs bezirk zusammenzufassen und 
die Betriebsarbeiten von einer zentralen Stelle, der EWS-Unterhallungs- 
stelle, zu leiten. Wegen der engen Verknüpfung zwischen dem Betriebs¬ 
rechner, der auf ihn abgestützten EWSO 1-Vermittlungsstellen und 
ihrer Unterhaltung und Bedienung wird es zweckmäßig sein, in einem 
EWS-Unterhaltungsbezirk alle EWSO 1-Vermittlungsstellen einzubezie¬ 
hen, die mit demselben Belriebsrechner Zusammenarbeiten. Soweit es 
sich heute schon abschätzen läßt, werden von einer EWS-Untcrhal- 
tungsslelle bis zu 300 000 Beschaltungseinheiten betreut werden können. 
In manchen Fällen wird allerdings diese obere Grenze auch im End¬ 
aushau nicht erreicht werden. Wegen der großen Störwirkbreite von 
Fehlern in den zentralen Einrichtungen muß nämlich gefordert werden, 
daß alle steuernden und größeren gesteuerten Ortsvermittlungsstellen 
von der EWS-Unterhaltungsstelle mit einem Kraftfahrzeug innerhalb 
einer Stunde Fahrzeit zu erreichen sind. In der Regel werden EWS- 
Unterhaltungsbezirke im Endausbau zwischen 100 000 und 300 000 
Beschaltungseinheiten umfassen. Bei den meisten Fernmeldeämtern 
wird dann die Bildung eines EWS-Unterhaltungsbezirks ausreichen. 
Nur in Ausnahmefällen werden zwei oder mehr EWS-Unlerhaltungs- 
bezirke erforderlich werden. 

Die Unterhaltung und Bedienung der EWSO 1-Vermittlungsstellen 
wird von zwei Kräftegruppen wahrgenommen werden: 

Eine Kräftegruppe muß aus qualifizierten Beamten des gehobenen fern¬ 
meldetechnischen Dienstes (CFt-Unterhaltungsbeamten) bestehen. Sie 
werden die Unterhaltung der EWSO 1-Vermittlungsstellen lenken, die 
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notwendigen Arbeiten veranlassen und die schwierigen Unlerhaltungs- 
arbeiten erledigen. Da sie dabei meist auf die Protokolle der Bedie- 
nuiigsferlischreiber und Datensichtgeräte über den Belriebszustand der 
EWSÖ 1-Vermittlungsstellen angewiesen sind, werden sie überwiegend 
in den EWS-Unterhaltungsstellen beschäftigt werden. 

Die zweite Kräftegruppe wird sich aus Beamten des mittleren fern- 
meldelechnischen Dienstes (BFt-Unterhaltungsbeamten) zusammenset¬ 
zen, die eingehend in der Elektronik und der EWS-Technik geschult 
sind. Sie werden in den EWS-Unlerhallungsslellen, in den steuernden 
Orlsvermittlungsstellen, aber auch, wenn Störungen zu beseitigen sind, 
in den abgesetzten Vermittlungsstellen eines EWS-Unterhaltungsbezirks 
eingesetzt werden. 

Zweckmäßig werden alle Meldungen über Störungen und Abwei¬ 
chungen, die innerhalb eines EWS-Unterhaltungsbezirks auf kommen, 
in der EWS-Unterhallungsstellc an Bedien- u n d Beo b ach - 
t u ngsplätzen zusammengefaßt und auf Bedienungsfernschreibern 
und/oder Datensichtgeräten protokolliert. Von diesen Plätzen wird dann 
die Störungsermittlung und -beseitigung geleitet. Die hieran beschäf¬ 
tigten Betriebskräfte rufen bei Bedarf die für die Störungsermiltlung 
benötigten Prüfprogramme auf, werten sie aus und lenken den Einsatz 
der für die Entstörung in den Vermittlungsstellen vorgesehenen Be¬ 
triebskräfte. Weiterhin können von diesen Plätzen die für den Betrieb 
der EWSO 1-Vermittlungsstellen notwendigen zentralen Bedienungs¬ 
aufgaben wahrgenommen werden, z. B. das Setzen von Teilnehmer¬ 
berechtigungen, Schalten auf Fernsprechauftragsdienst, Hinweisdienst 
und Zählvergleichseinrichtung und Einlei len von Routineprüfprogram¬ 
men. In größeren EWS-Unterhaltungsstellen wird man diese Tätig¬ 
keiten auf besondere Platzgruppen für Störungsannahme, Störungs¬ 
ermiltlung, zentrale Bedienungsaufgaben und sonstige Belriebsarbeiten 
verteilen. 

In der Regel werden Störungen in den technischen Einrichtungen 
der EWSO 1-Vermittlungsstellen durch Austausch der gestörten Leiter¬ 
platten beseitigt, was eine entsprechende E rsa I z h a I t u n g vor¬ 
aussetzt. Es wird daher erforderlich, in jeder EWS-Unlerhaltungsstelle 
einen vollständigen Satz der eingesetzten Leiterplatten zu lagern. Sie 
können bei Bedarf von den Betriebskräften im Kraftfahrzeug zu den 
gestörten Vermittlungsstellen mitgenommen werden. Zusätzlich sollte 
in allen größeren Vermittlungsstellen ein kleiner Vorrat der gängigsten 
Leiterplatten bereitgehalten werden. Darauf sollen im Störungsfall die 
Kräfte zurückgreifen können, die in den abgesetzten steuernden Orts¬ 
vermittlungsstellen beschäftigt werden, so daß nicht in jedem Fall eine 
Betriebskraft von der EWS-Unterhaltungsstelle anreisen muß. 

Aus Gründen der Betriebssicherheit muß jede EWS-Unterhaltungs¬ 
stelle durchgehend eine personelle Besetzung von mindestens 
einem CFt- und einem BFt-Unterhaltungsbeamten aufweisen. Diese 
Bedingung bestimmt in der Einführungsphase weitgehend den Bedarf 
an Betriebskräften. Unter Berücksichtigung der Vertreterleistungen bin¬ 
det somit jede EWS-Unterhaltungsstelle je 5 bis 6 CFt- und BFt-Kräfte. 
Hierzu kommen noch einige weitere Kräfte für Mitarbeiteraufgaben. 
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Damit in den Hauptverkehrszeiten eine schnelle Störungsbeseitigung an 
den zentralen Einrichtungen der EWS-Vermittlungsstellen gewährleistet 
ist, müssen außerdem zu den üblichen Dienstzeiten in jeder steuernden 
Orlsvermittlungsstelle noch etwa 1 bis 2 BFt-Kräfte beschäftigt werden. 
Wenn später immer mehr Teilnehmer innerhalb eines EWS-Unter¬ 
haltungsbezirks an EWS-Vermiltlungsstellen angeschlossen werden, ist 
zu erwarten, daß im Durchschnitt eine Betriebskraft bis zu 5000 Be¬ 
schäl tungseinheiten der neuen Technik unterhalten und bedienen kann. 
Dabei wird sich — soweit es sich heute bereits abschätzen läßt — die 
Zahl der CFt-Kräfte zur Zahl der BFt-Kräfte wie 1 : 2 verhalten. 

Jede EWS-Unterhaltungsslelle sollte über mehrere mit geeigneten 
Prüf- und Meßgeräten ausgestattete Instandsetzungsplälze 
verfügen, an denen die Betriebskräfte einfachere Instandsetzungsarbei¬ 
ten an Leiterplatten durchführen können. Schwierigere Inslandseizungs¬ 
arbeiten werden besser von zentralen Werkstätten erledigt, die mit einer 
größeren Zahl hochwertiger Prüf- und Meßgeräte ausgerüstet werden. 
An den Instandsetzungsplätzen in den EWS-Unterhaltungsslellen und 
den zentralen Werkstätten können außerdem Nachwuchskräfte für die 
Unterhaltung der EWSO 1-Vermittlungsstellen fortgebildet werden. 

Da in den Zentraleinheiten der Betriebsrechneranlagen eine ähn¬ 
liche Technik verwendet werden wird wie in den Zentralsteuerwerken 
der EWSO 1-Vermittlungsstellen, bietet es sich an. daß auch die Be¬ 
dienung und Unterhaltung der B e t r i e b s r e c h n e r 
f iir die Vermittlungstec h n i k von den EWS-Unterhaltungs- 
stellen wahrgenommen wird. Die EWS-Unterhallungsbeamten können 
rationeller eingesetzt und zusätzliche Nachtdienste für die Bedienung 
und Unterhaltung der Betriebsrechner eingespart werden. Die Groß¬ 
speicher (Platten-, Karten- und Bandspeicher), die als periphere Spei¬ 
cher in den Betriebsrechneranlagen eingesetzt werden, enthalten fein¬ 
mechanische Bauteile hoher Präzision, die einer laufenden vorbeugen¬ 
den manuellen Unterhaltung bedürfen. Die hierfür erforderlichen 
Instandhaltungsarbeiten müssen von besonders ausgebildeten Kräften 
übernommen werden. 

Die EWS-Unlerhaltungsstellen müssen eng mit den für ihren Bezirk 
zuständigen Fernsprechentstörungsslellen Zusammenarbeiten. Als be¬ 
trieblich und wirtschaftlich optimale Lösung der räumlichen 
U i) t e r b ring u n g kann angesehen werden, wenn sich jeweils FAVS- 
Unterhallungsbezirk und Fernsprechentstörungsbezirk decken und die 
EWS-Unlerhallungsstelle, die Fernsprechenlstörungsslelle und die Be- 
triebsrechneranlage in einem Gebäudekomplex untergebracht werden. 

Nach Aufbau der ersten technischen Einrichtungen des EWSO 1 
werden voraussichtlich für eine Übergangszeit von etwa 20 bis 30 Jah¬ 
ren elektromechanische und elektronisch gesteuerte Vermitllungsein- 
richtungen nebeneinander betrieben werden. Da es aus wirtschaftlichen, 
personellen und technischen Gründen nicht möglich sein wird, ganze 
Fernmeldeamtsbereiche kurzfristig auf die neue Technik umzustellen, 
muß noch genau untersucht werden, wie weit die Arbeitsorganisation 
für den Betrieb dieser verschiedenen Vermittlungseinrichtungen koordi¬ 
niert werden kann. Da die Rechen- und Speichermöglichkeiten des Be- 
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triebsrechners auch für die Aufgaben der Unterhaltung und der Bedie¬ 
nung der Vermiltlungseinrichtungen herkömmlicher Technik genutzt 
werden sollen, wäre es denkbar, die Aufgaben der Einsalzplätze im 
neuen Unterhaltungsverfahren nach Abschnitt III. B. soweit zu zentrali¬ 
sieren, daß Betriebslenkung und Arbeitsvorbereitung für alle Vermitt¬ 
lungsstellen innerhalb eines EWS-Untcrhaltungsbezirks von einer 
gemeinsamen Fernsprech-Unterhallungsstelle wahrgenommen werden 
können. 

E. Anforderungen an das Unterhaltungspersonal 

Mit der Einführung des EWSG 1 finden in großem Umfang Geräte 
und Verarbeitungsverfahren der Datentechnik Eingang in die Fern- 
sprechvcrmittlungsteclmik. Von den Kräften, die diese neuen technischen 
Einrichtungen unterhalten sollen, werden nicht wie bisher überwiegend 
elektromechanische, sondern mehr Kenntnisse in der Elektronik und 
der Datentechnik verlangt werden. Damit genügend gut ausgebildete 
Betriebskräfte zur Verfügung stehen, wenn mit dem Aufbau der 
EWSO 1-Vermittlungsstellen begonnen wird, ist die Aus- und Fort¬ 
bildung geeigneter Kräfte rechtzeitig einzuleiten und auf die neue Tech¬ 
nik auszurichten. 

Die BFt-Unterhaltungsbeamten müssen neben den bereits heute 
während ihrer Aus- und Fortbildung vermittelten Grundlagen der 
Elektrotechnik künftig vor allem eingehende Kenntnisse über folgende 
Gebiete der Elektronik verfügen: Halbleiterbauelemente, magnetische 
Bauelemente, Dualzahlen, Codierung, Schaltalgebra, integrierte Schal¬ 
tungen und Grundschaltungen (Multivibratoren, Impulsformer, digitale 
Verknüpfungsglieder). Außerdem sollen sie einfache Flußdiagramme 
(Datenfluß- und Programmablaufpläne) lesen können, da sich durch 
diese die zeitlichen und gegenseitigen Abhängigkeiten der einzelnen Ver¬ 
arbeitungsoperationen und der beteiligten Geräte einer Datenverarbei¬ 
tungsanlage in übersichtlicher Weise veranschaulichen lassen. Nicht 
zuletzt müssen sie auch über Grundkenntnisse der Programmierung 
verfügen. 

Die CFt-Unterhaltungsbeamten müssen zusätzlich noch sehr ein¬ 
gehend mit der Schaltungstechnik, der Arbeitsweise und der Program¬ 
mierung des EWSO 1 vertraut sein. Wenn es auch nicht ihre Aufgabe 
ist, Programme zu schreiben, ist es bei der Unterhaltung in vielen Fällen 
unerläßlich, über genaue anlagenbezogene Programmierkenntnisse zu 
verfügen. 


VI. Ausbildungsgrundsätze 

Um die Frage beantworten zu können, ob und gegebenenfalls 
welche Maßnahmen zu ergreifen sind, damit die elektronisch gesteuer¬ 
ten Fernsprechvermittlungseinrichtungen einwandfrei betrieben werden 
können, soll zunächst die derzeitige Ausbildung des fernmeldetechni¬ 
schen Personals bei der Deutschen Bundespost erläutert werden. Dabei 
sollen sich die Betrachtungen beschränken auf die Aus- und Fortbildung 
der Kräfte des einfachen, mittleren und gehobenen fernmeldetechnischen 
Dienstes, weil diesen Kräften in erster Linie die Bedienung und Unter- 
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haltung sowie die Entstörung dieser Einrichtungen obliegen wird. Da 
die DBP den überwiegenden Teil der Nachwuchskräfte für den ein¬ 
fachen und mittleren fernmeldetechnischen Dienst als Fernineldelehr- 
linge selbst ausbildet, kommt deren Ausbildung eine besondere Bedeu¬ 
tung zu. Sie wird deshalb in die Untersuchungen mit einbezogen. 

Unter A u s b i 1 d u n g im engeren Sinne wird bei der DBP im 
allgemeinen derjenige Teil der Berufsausbildung verstanden, der mit 
einer förmlichen Prüfung seinen Abschluß findet. Die Ausbildung ist 
grundsätzlich breit angelegt, ln ihr soll ein Grundwissen (theoretisch 
und praktisch) von all den Gebieten vermiltell werden, die als zukünf¬ 
tige Einsatzbereiche des Betreffenden in Frage kommen können. Sie 
soll den so Ausgebildeten in die Lage versetzen, die auf seinem späteren 
Arbeitsplatz anfallenden Tätigkeiten nach kurzer Zeit selbständig aus- 
iihen und die jeweils noch notwendigen Spezialkenntnisse und Fertig¬ 
keiten sich selbst aneignen zu können. 

Die (lehrgangsmäßige) Vermittlung von Kenntnissen und Fertig¬ 
keiten nach der abgeschlossenen Ausbildung ordnet die DBP unter den 
Begriff F o r t b i 1 d u n g ein. Diese Bezeichnung findet auch dann 
Anwendung, wenn es sich z. B. um Umschulungsmaßnahmen oder die 
Vermittlung von völlig neuen Kenntnissen infolge Einführung neuer 
Techniken handelt. 

Die DBP ist verpflichtet, ihre Anlagen in gutem Zustand zu erhalten 
und sie technisch und betrieblich den Anforderungen des Verkehrs ent¬ 
sprechend weiter zu entwickeln und zu vervollkommnen. Darüber hin¬ 
aus bemüht sie sich, ihren Kunden einen guten Service zu bieten. Sie 
mißt dementsprechend der Aus- und Fortbildung ihres Personals eine 
besondere Bedeutung bei. Die personellen und finanziellen Anstrengun¬ 
gen, die auf diesem Gebiet gemacht werden, sind sehr hoch. Nicht zu¬ 
letzt dadurch genießt das Fernmeldewesen der DBP und das damit 
befaßte Personal weile Achtung und Anerkennung. 

Die DBP erwartet von ihren Bediensteten, daß sie sich neben den 
von der Verwaltung getragenen dienstlichen Maßnahmen durch eigene 
Initiative weiter bilden. Auf diesem Gebiet kommt ein besonderes 
Verdienst den Berufsverbänden zu, die dem Lernwilligen ein breites 
Spektrum an Literatur sowie an Orts- und Fernlehrgängen anbieten. 


\TI. Die bisherige Ausbildung des technischen Personals 
A. Die Ausbildung der Fernmeldelehrlinge 

Die Grundlage für die heutige 3 jährige Ausbildung der Fern- 
meldelehrlfnge stellt die Ausbildungsordnung in ihrer Fassung vom 
4. 1. 1964 dar, die eine Weiterentwicklung der Ausbildungsordnungen 
von 1959 und 1956 ist. Seit 1956 gibt es bei der DBP eine einheitliche 
Ausbildung aller Fernmeldelehrlinge, und zwar auch einheitlich in allen 
Lehrwerkstätten des Bundesgebietes, während bis dahin nebeneinander 
Fernmeldelehrlinge (nach Ausbildungs-Richtlinie von 1940) und Tele¬ 
grafenbaulehrlinge (nach Vorschriften aus dem Jahr 1925) ausgebildet 
wurden. 
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Sie entstand also in einer Zeit, in der nur relativ kleine Lehrlings- 
Gruppen vorhanden waren (195(5 insgesamt etwa 5000 Fernmelde¬ 
lehrlinge) und zu der die inzwischen auf allen Gebieten eingetretene 
gewaltige Expansion nicht vorauszusehen war (1956: 2,4 Mio. Haupt¬ 
anschlüsse, 1969: 7.7 Mio.). Damals wurden, abgesehen von den Tiefbau - 
leistungen (Erdkabelverlegung und Kabelkanalbau), die schon immer 
an Auftragnehmer vergeben wurden, mehr als 90 v. H. der Fernmelde¬ 
hauarbeiten in der Linientechnik (Arbeiten an Teilnehmereinrichtungcn 
sowie am unterirdischen und oberirdischen Liniennetz) durch eigene 
Kräfte der DBF ausgeführt. Von allen Kräften wurde deshalb nach 
bestandener Lehrabschlußprüfung eine 4- bis 6jährige Beschäftigung 
im Fernmeldebau gefordert. Die Lehre basierte dementsprechend auf 
einer breit angelegten femmeldebauhandwerklichen Ausbildung (Ta¬ 
belle 1). 


Tabelle 1 

Stoffplaniibersicht zur Ausbildung der Fernmeldelehrlinge 
nach der Ausbildungsordniiiig vom 4. 1. 1964 


Ausbildungsabschnitte 


Dauer 


1. Lehr¬ 
jahr 


2. Lehr¬ 
jahr 


3. Lehr¬ 
jahr 


4. Lehr¬ 
jahr 


Werkstoffbearbeitung (Grundfertigkeiten) 

Werkstoffbearbeitung (Werkzeugmaschinen) 

Unterirdischer Fernmeldebau (Lehrwerkstatt) 

Unterirdischer Fernmeldebau (Übungsgelände) 

Unterirdischer Fernmeldebau (Lehrbautrupp) 

Sprechstellenbau (Schalt- und Montagearbeiten in der 

Lehrwerkstatt) ' 

Sprechstellenbau (Herstellen von Teilnehmer-Einrichtungen 
in der Lehrwerkstatt) 

Aufsuchen und Beseitigen von Fehlern an Fernmeldeeinrichtungen 
(Lehrwerkstatt) 

oberirdischer Fernmeldebau (Übungsgelände) 
oberirdischer Fernmeldebau (Lehrbautrupp) 

Sprechstellenbau, Teilnehmer-Einrichtungen (Lehrbautrupp) 

Prüf- und Signaldienst einschl. Stromversorgung 

Prüfschrank und Enlstörungsdienst, Schaltarbeiten am 
Hauptverteiler 

Wählerüberholung, technischer Bautrupp 


24 Wo 
16 Wo 
8 Wo 

4 Wo 
20 Wo 


10 Wo 
14 Wo 

16 Wo 
5 Wo 

3 Wo 
20 Wo 

4 Wo 

8 Wo 
8 Wo 


160 Wo 


Urlaub, Wiederholung und Prüfung 


22 Wo 
182 Wo 


= 3 X A Jahre • 


Heute befinden sich rd. 15 000 Fernmeldelehrlinge in insgesamt 
72 Lehrwerkstätten in der Ausbildung. Bereits 36 v. H. der oben genann¬ 
ten Arbeiten werden nicht mehr durch Kräfte der DBP, sondern durch 
Auftragnehmer ausgeführt, während immer mehr Fernmeldehandwer- 
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ker schon bald nach ihrer Lehrabschlußprüfung für Entstörungs- und 
Unterhailungsaufgaben benötigt werden. 

Das Berufsbild des Fernmeldehandwerkers, das der Ausbildung 
des Fernnieldelehrlings zugrundeliegt, stellt eine Kombination von dem 
des Fernineidemonteurs und dem des Kabelmonteurs dar und ähnelt 


gleichzeitig dem des Elektromechanikers. 

Die praktisch e A u s b i 1 d u n g des Fernnieldelehrlings 
kommt entsprechend dem vorgesehenen Einsatz nach Beendigung der 
Lehre vorwiegend den Fachbereichen Linientechnik und Fernsprech- 


enlstörung zugute. Der Fachbereich Orts- und Fernvermittlungstechnik 
wird im Verhältnis dazu wenig, die Fachbereiche Übertragungs-, Funk¬ 


lind Telegrafentechnik werden gar nicht berührt. Allem voran steht eine 
solide Grundausbildung in der Werkstoffbearbeitung (40 Wochen). 

Die theoretische A u s b i 1 d u n g (Kenntnisvermittlung) 
umfaßt neben dein Berufsschulunterricht von 1 Tag je Woche eine Ge¬ 
samtzeit von 700 Stunden. Davon entfallen 148 Lehrstunden auf die 


Schaltung und Betriebsweise von Teilnehmereinrichtungen, ‘20 Lehr¬ 
stunden auf die allgemeine Vermittlungstechnik und 16 Stunden auf 
Elektronenröhren und Transistoren. Für den gesamten theoretischen 
Lehrstoff werden Lernblätter mit einem Gesamtumfang von etwa 
2000 DIN A 4-Seilen erstellt, die jeder Fernmeldelehrling zu Beginn 
seiner Lehre ausgehändigt bekommen soll. 

Alle in den 334 Jahren vermittelten Kenntnisse und Fertigkeiten hat 


der Fernrneldelehrling für die am Ende der Ausbildung stalBindende 
Fernmeldehandwerkerprüfung parat zu haben, die von der DBP als 
selbständige Ausbildungs- und Prüfungsbehörde abgenommen wird. 
Nach erfolgreich abgelegter Prüfung werden die Fernmeldehandwer¬ 
ker in Bautrupps, Bezirks- und Zentralwerkslätten, als Sprechstellen¬ 
einrichter oder auf Arbeitsposten des einfachen fernmeldetechnischen 
Dienstes (z. B. für den Betrieb von Fernsprechvermittlungsstellen und 
in der Fernsprechentstörung) eingesetzt. Für die Art der Beschäftigung 
sind Eignung, Wunsch und Bedarf maßgebend. 


B. AFt/BFt-Ausbildung 

Nach seiner Lehrabschlußprüfung tritt der Fernmeldehandwerker 
in ein larifrechtlich geregeltes Arbeilsverhällnis ein. Gleichzeitig beginnt 
für ihn jedoch ein neues Ausbildungsstadium, das sich im allgemeinen 
über 4 Jahre erstreckt. Diese Zeit teilt sich in eine zweijährige „Grund¬ 
beschäftigung“ und eine zweijährige „einführende Beschäftigung“ auf, 
während der der Fernmeldehandwerker an mehreren Lehrgängen teil¬ 
nimmt. Ziel dieser Maßnahme ist, die Kräfte zur Ergänzung des ein¬ 
fachen (AFt) und mittleren (BFt) fernmeldetechnischen Dienstes heran¬ 
zubilden bzw. auszuwählen. 


In die Zeit der Grundbeschäftigung fallen die beiden 
Grundlehrgänge Ft 1 und Ft 2 von 3 bzw. 4 Wochen Dauer, an denen 
nach der Ausbildungsordnung für den AFt/BFt-Dienst, in ihrer letzten 
Fassung vom 15. 4. 1966, alle Fernmeldehandwerker teilnehmen. Diese 
Grundlehrgänge, die noch nicht nach Fachbereichen spezialisiert sind, 
dienen der Vertiefung des in der Lehrzeit vermittelten Grundwissens, 


279 



G. Lampe, II. Reiff 


einer Angleichung der Kenntnisse der Fernmeldehandwerker und der 
nicht bei der DBF ausgebildeten Handwerker (1967 z. B. wurden 3091 
Fernmeldehandwerker aus der Lehrlingsausbildung übernommen und 
1877 Handwerker aus artverwandten Berufen eingestellt) sowie der 
Verbreiterung des Lehrstoffes auf die in der Lehrzeit nicht oder nur 
wenig berührten Fachgebiete. So werden im Grundlehrgang Ft 2 mit ins¬ 
gesamt 100 Lehrstunden die Grundlagen der Elektronik in 12 Stunden 
und die Fernsprechvermittlungstechnik in 34 Stunden behandelt. Auf¬ 
grund der Ergebnisse der Grundlehrgänge und der während der Grund¬ 
beschäftigung gezeigten Leistungen wird festgestellt, welche Kräfte für 
die BFt-Laufbahn geeignet erscheinen. Diese Kräfte werden gemäß 
Eignung, Wunsch und Bedarf für einen der 6 Fachbereiche V oder T 
(Fernspreclivermitllungs- bzw. Telegrafentechnik), E oder L (Fern¬ 
sprechen tstörung bzw. Linientechnik) oder 0 oder Fu (Übertragungs- 
bzw. Funktechnik) ausgewählt und während der folgenden 2 Jahre mit 
entsprechenden Aufgaben beschäftigt. 

Für diejenigen Fernmeldehandwerker, die nicht für den unmittel¬ 
baren Einstieg in den BFt-Dienst in Frage kommen, ist die Ausbildung 
zunächst beendet. Sie werden weiter auf Arbeiterposten im Fernmelde¬ 
bau oder auf AFt-Posten in der Fernsprechentstörung oder Linien¬ 
technik beschäftigt und stellen im allgemeinen den Nachwuchs für die 
Laufbahn des einfachen fernmeldetechnischen Dienstes dar. Allerdings 
steht auch diesen Kräften bei entsprechenden Leistungen der spätere 
Aufstieg in den mittleren Dienst über den erfolgreichen Besuch der 
Grund- und Aufbaulehrgänge offen. 

Die für den Einstieg in die BFt-Laufbahn vorgesehenen Fern¬ 
meldehandwerker nehmen während der sich an die Auswahl anschlie¬ 
ßenden 2jälnigen einführenden Beschäftigung an 2 Auf¬ 
baulehrgängen ihres jeweiligen Fachbereichs mit je 5 Wochen Dauer 
teil. Eine zu große Spezialisierung wird vermieden, indem in den Lehr¬ 
gängen je zwei Fachbereiche zu einer Fachbereichsgruppe zusammen¬ 
gefaßt sind (V und T, E und L, Ü und Fu). Für die Faehbereichsgruppe 
Vermittlungs- und Telegrafentechnik, die im Hinblick auf die neue 
EWS-Technik besonders interessiert, enthält der 1. Aufbaulehrgang mit 
insgesamt 132 Lehrstunden 62 Stunden Orlsvermittlungstechnik (47 %), 
die sich bisher auf elekromechanische Systeme beschränkten; auf Tele¬ 
grafentechnik und Datenübertragung entfallen 40 Stunden (30%), auf 
Fernsprechentstörung 8 Stunden (6 %) und Elektronik (Erweiterung 
der Grundschaltungen der Halbleitertechnik und logische Grundschal¬ 
tungen) 12 Stunden (9%). Der 2. Aufbaulehrgang mit ebenfalls 132 
Lehrstunden ergänzt diesen Lehrstoff mit 52 Stunden Fernvermittlungs¬ 
technik (40%), 46 Stunden Telegrafentechnik (35%), 20 Stunden Über- 
tragungs- und Funktechnik (15 %) und 10 Stunden Elektronik (8 %, d. s. 
ausgewählte Beispiele der angewandten Halbleitertechnik). 

Dies ist die fachtechnische Ausbildung, die die mit der Unterhaltung 
der Fernsprechvermittlungsstellen betrauten AFt- bzw. BFt-Kräfte er¬ 
fahren. Nach der derzeitigen Organisation der Fernmeldeämter fällt die 
Unterhaltung aller Wählstern- und Teilnehmereinrichtungen einschließ¬ 
lich Nebenstellenanlagen in den Fachbereich Fernsprechentstörung, der 
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organisalorisch zwar auch zum Aufgabenteilbereich „Technischer Fern¬ 
sprechbetrieb“ gehört, ausbildungsmäßig aber mit dem Fachbereich 
Linientechnik zusammengefaßt ist. 

Der Stoffplan der Aufbaulehrgänge für die in der Fachbereichs¬ 
gruppe FernsprechenIstörung-Linientechnik auszubildenden Kräfte sieht 
für den 1. Aufbaulehrgang u. a. vor: Fernsprechentstörung 54 Stunden 
(41%), Linientechnik 40 Stunden (30%), Fernsprechortsvermittlungs- 
technik 14 Stunden (10%), Telegrafenlechnik 10 Stunden (8%), Elek¬ 
tronik 6 Stunden (5%); und für den 2. Aufbaulehrgang: Fernsprech¬ 
entstörung 56 Stunden (42%), Linientechnik 50 Stunden (38%), Fern- 
sprechvermiltlungstechnik 8 Stunden (6%), Ubertragungs- und Funk¬ 
technik 12 Stunden (9%) und Elektronik 6 Stunden (5%). 


C. CFt-Ausbihlung 

Die Anwärter des gehobenen fernmeldetechnischen Dienstes (CFt), 
dem u. a. die Leitung der Dienststellen „Unterhaltung von Fernsprech- 
vermittlungsstellcn“ sowie die gesamte Planung und Bauausführung 
auf dem Gebiet der Vermilllungstechnik obliegt, werden nach der Aus¬ 
bildungsordnung vom 17. 8. 1967 ausgebildet. Z. Z. werden etwa 450 
Absolventen der Ingenieurakademien („Ing.-grad.“) pro Jahr in den 
Vorbereitungsdienst eingestellt. Es wird angestrebt, diese Zahl in den 
nächsten Jahren bis auf 800 zu erhöhen, um den ständig steigenden 
Bedarf an CFt-Kräften abzudecken. Die Ausbildung zum Technischen 
Fernmeldeinspektor dauert 2 Jahre. Sie erfaßt in den praktischen Teilen 
wie in den insgesamt 17 Wochen umfassenden 3 Technischen Lehrgän¬ 
gen alle Fachbereiche. Davon entfallen auf die Vermittlungstechnik ins¬ 
gesamt 92 Lehrstunden. Der in den Lehrgängen zu vermittelnde Lehr¬ 
stoff wird von Zeit zu Zeit durch Überarbeitung der Stoffpläne dem 
neuesten Stand der Technik angepaßt. So wurden Anfang 1969 im Hin¬ 
blick auf die elektronische Technik 18 Stunden „Grundlagen der digi¬ 
talen Schaltkreistechnik“ und 20 Stunden „Datenverarbeitung einschließ¬ 
lich Programmieren“ in den Stoffplan der technischen Lehrgänge auf¬ 
genommen. 


D. Fortbildung 

Während in der Ausbildung die grundlegenden Fachkenntnisse und 
Fertigkeiten vermittelt werden, verbleibt es der Fortbildung, die 
Fachkenntnisse und Fertigkeiten zu vertiefen und zu erweitern, da¬ 
mit das Personal den sich ändernden Verhältnissen und den stei¬ 
genden Anforderungen gewachsen bleibt. Es ist bisher im wesent¬ 
lichen Sache der Fortbildung gewesen, angesichts der schnellen Ent¬ 
wicklung auf dem Gebiet der Elektronik den damit befaßten Kräften 
aller Laufbahnen die notwendigen Kenntnisse zu vermitteln. So werden 
seit 1966 vom Fernmeldetechnischen Zentralamt der I)BP zentrale Forl- 
bildungslehrgänge für CFt-Beamte über Grundlagen der Elektronik und 
über Elektronik in der Vermittlungstechnik durchgeführt, zu denen 
vornehmlich Lehrbeamte aus den bei den Oberpostdirektionen einge¬ 
richteten Fernmeldeschulen einberufen werden. Da diesen Schulen u. a. 
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alle bezirklichen Forlbildungsmaßnahmen obliegen, war es das Ziel, 
die OPDn schnell in die Lage zu versetzen, eigene Lehrgänge für Elek¬ 
tronik l'ür eine große Zahl von BFt-Kräflen abhalten zu können. Mit die¬ 
sen bezirklichen Lehrgängen für BFt-Kräfte konnten die OPDn 1967 be¬ 
ginnen (bis dahin halte das FTZ zentral solche Lehrgänge durchgeführt). 
Im übrigen wurden in viele andere zentrale und bezirkliche Lehrgänge 
Neuerungen auf dem Gebiet der elektronischen Bauelemente, der elek¬ 
tronischen Datenverarbeitung sowie der halbelektronischen Vermitt- 
lungs- und Übertragungstechnik aufgenommen, so daß bis heute eine 
relativ große Zahl an BFt- und CFt-Ivräften für die anfallenden Auf¬ 
gaben in elektronischer bzw. halbelektronischer Vermittlungstechnik 
und Übertragungstechnik zur Verfügung steht. 

Hand in Hand damit ging die Ausstattung der Fernmeldeschulen 
mit den notwendigen elektronischen Lehrmitteln und technischen Ein¬ 
richtungen. 


VIII. Voraussichtliche Entwicklung des Bedarfs an Fernsprechhaupt¬ 
anschlüssen und an erforderlichem Unterhaltungspersonal 

Die im Ausbildungswesen zu ergreifenden Maßnahmen sind nicht 
nur vom Inhalt der technischen Neuerungen abhängig, sondern sie wer¬ 
den auch vom Umfang und vom zeitlichen Ablauf, mit dem diese Tech¬ 
nik in den Betrieb eingeführt wird, bestimmt. Seit 1950 hat sich die 
Zahl der Fernsprechhauptanschlüsse im Durchschnitt alle 8 Jahre ver¬ 
doppelt [8]. Gegenüber einer Zahl von rd. 1,5 Mio. Hauptanschlüssen 
im Jahre 1950 wird mit ewa 24 Mio. Hauptanschlüssen im Jahre 1980 
zu rechnen sein. Wenn 1975 die ersten 80 000 Ansehlußeinheilcn 
der Technik EWSO 1 aufgebaut werden, stehen diesen etwa 17 Mio. 
Anschlußeinheiten elektromechanischer Systeme gegenüber. 1985 wer¬ 
den aber schon etwa 80 % der dann auf insgesamt 31 Mio. angestiegenen 
Anschlußeinheiten auf die elektronische Technik entfallen. Von da ab 
dürfte der prozentuale Anteil noch schneller steigen, weil voraussichtlich 
ab 1985 mit der Aussonderung der Einheiten des Systems 55 v begonnen 
werden wird. 

Der Aufbau der EWSO 1-Anlagen soll nicht breit gestreut, sondern 
schwerpunktmäßig erfolgen. So sieht die derzeitige Planung vor, daß 
1975 die ersten Einheiten in EWSO 1-Technik nur in den 8 Orten mit 
Zentralvermittlungsstellen aufgebaut werden sollen. Die Zahl der Ein¬ 
satzorte wird sich aber schnell vergrößern. So darf angenommen wer¬ 
den, daß voraussichtlich Anfang der achtziger Jahre alle Orte mit großen 
und mittleren Haupt- und Knotenvermittlungsstellen erfaßt sind und 
1985 in allen Fernmeldeamtsbereichen des Bundesgebietes Einheiten 
von elektronischen Orts- und Fernvermittlungsstellen vorhanden sein 
werden. 

Bereits jetzt sind zentrale Einheiten der Vermittlungstechnik sowie 
Geräte der Prüf- und Meßtechnik mit elektronischen Bausteinen be¬ 
stückt. Die allein mengenmäßige Bewältigung der gewaltig ansteigenden 
Zahl an Anschlußeinheiten wird den Trend fördern, dem Anfall an 
Instandhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten durch Verwendung wei- 
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lerer slörungsarmer (elektronischer) Bauteile und Geräte entgegenzu¬ 
wirken. 


Die gleiche Entwicklung ist in den Fachbereichen der Telegrafen- 
leehnik sowie der Übertragungs- und Funktechnik feslzustellen. In 
diesen Fachbereichen wird dementsprechend der Anteil der Aufgaben in 
immer geringerem Maße handwerkliche Kenntnisse erfordern. Hingegen 
wird der Anteil der Tätigkeiten, die nur von Technikern oder gar 


Ingenieuren (d. h. BFt- und CFt-Kräfte) ausgeübt werden können, 
ständig zunehmen. Gleichzeitig dürfte jedoch infolge der Automatisie¬ 
rung und Rationalisierung ein Teil der im Betrieb anfallenden Arbeiten 
künftig auch von nicht technischen Kräften übernommen werden kön¬ 


nen. Daß diese Tendenz seit einigen Jahren besteht, geht aus der nach¬ 
folgenden Übersicht der Entwicklung der Zahl aller Personalposten Ft 
hervor (unbesetzte Personalposten in Klammern): 



31.3. 60 

31. 12. 63 

31. 12. 67 

31. 12. 68 

BFt-Dienst 

19 140 

26 218 

33 904 

36 161 


(1 094) 

(3 111) 

(6 095) 

(6 578) 

AFt-Dienst 

9 528 

10 767 

11 497 

12 231 


(3101 

(875) 

(1 305) 

(1 562) 

Arbeiter-Ft 

11 639 

16 383 

21 666 

23 524 


(391) 

(2 284) 

(3 668) 

(5 387) 


Diese Übersicht zeigt, daß sich in den vergangenen 8 Jahren das 
Verhältnis der BFt- zu den AFt-Personalposten von 2 : 1 nach 3 : 1 ver¬ 
schoben hat. Während der Zuwachs an Arbeiter-Posten Ft im wesent¬ 
lichen durch die gestiegene Zahl jährlich eingerichteter Fernsprech¬ 
hauptanschlüsse bedingt ist, hat die Unterhaltung und Bedienung der 
technischen Einrichtungen fast ausschließlich einen Zuwachs an BFt- 
Personal nach sich gezogen. Bereits heute ist abzusehen, daß in Kürze 
nur noch im Fernmeldehau und in der SprechstellenentStörung AFt- 
Personalposten vorhanden sein werden, während z. B. in der Unter¬ 
haltung von EWSO 1-Anlagen sogar auf 2 BFt-Personalposten 1 CFt- 
Posten angesetzt werden muß. 


Wie problematisch demgegenüber die Abdeckung der Personal¬ 
posten mit Kräften geworden ist, zeigt z. B., daß von 3286 Fernmelde¬ 
lehrlingen des Prüfungsjahrgangs 1966 bis zum 31. 12. 1968 nur 977 
(29,7%) für den BFt-Dienst ausgewählt werden konnten, 219 (6,7%) 
dem AFt-Dienst zugeführt wurden, 1534 (46,7 %) aus den verschieden¬ 
sten Gründen (z. B. 470 wegen nicht bestandener Lehrgänge) bisher 
noch nicht ausgewählt werden konnten und 556 (16,9%) ausgeschieden 
sind. Der ständig steigenden Zahl der BFt-Posten steht also ein viel zu 
geringes Angebot an Kräften gegenüber, das diesen Anforderungen 
gewachsen ist. 


Z. Z. entfällt in der Unterhaltung von Ortsvermittlungsstellen 
etwa 1 Kraft auf 1400 Beschaltungseinheiten. Im neuen Unterhaltungs¬ 
verfahren (nur noch BFt-Ivräfte) wird etwa 1 Kraft auf 2000 Beschal¬ 
tungseinheiten entfallen, wobei überwiegend EMD-Technik unterstellt 
wird. Das Verhältnis der Zahl der in der Unterhaltung von Ortsver- 
mittlungsstellen eingesetzten Kräfte zu der für Fernvermittlungsstellen 
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eingesetzten Kräfte dürfte auch in den nächsten Jahren unverändert 

I : 1 bleiben (z. Z. sind darin etwa insgesamt 11 000, überwiegend BFt- 
Kräfte beschäftigt). Bei der Technik EWSO 1 wird für die ersten 10 
Jahre mit einem Personalbedarf von 1 Kraft auf 5000 Beschaltungsein¬ 
heiten und für den Endaushau mit 1 Kraft auf 8000 Beschallungseinhei¬ 
ten gerechnet. Der Zuschlag für die Unterhaltung der entsprechenden 
Einrichtungen in den Fernvermittlungsstellen, in denen der Aufbau der 
EWSF 1-Technik parallel zu den Ortsverinittlungsstellen erfolgen soll, 
wird voraussichtlich mit 00 % anzuselzen sein. Unter Zugrundelegung 
dieser und der im Abschnitt V. D. hinsichtlich des Kräftebedarfs ge¬ 
machten Ansätze dürfte 1975 die Unterhaltung der EWS-Anlagen in 
den genannten 8 Orten einen relativ hohen Erstbedarf von 130 BFt- 
und 65 CFt-Kräften ergeben, da hier der Mindestbedarf an Kräften 
den Ausschlag gibt. Entsprechend dem zu erwartenden weiteren Auf¬ 
bauprogramm von Orts- und Fernvermittlungstechnik wird die Gesamt¬ 
zahl der hierfür erforderlichen Kräfte während der folgenden 3 Jahre 
relativ langsam auf etwa insgesamt 500 ansteigen. Danach macht sich 
jedoch der stärkere jährliche Zuwachs an Anschlußeinheiten bemerk¬ 
bar [8], so daß 1980 die Zahl der für die Unterhaltung elektronischer 
Vermittlungsstellen notwendigen Kräfte auf über 1000 und bis 1985 
auf über 4000 gestiegen sein wird. Dies entspricht dem Ansatz von 

II Mio. Anschlußeinheiten bei einem Bedarf von 5000 Beschaltungs¬ 
einheiten/Kraft zusätzlich Zuschlag für die Ferntechnik von 60 %, 
wobei % auf BFt- und Y> auf CFt-Ivräfte entfallen. 

Angesichts einer derartigen Entwicklung und im Hinblick auf eine 
wirtschaftliche Personalbedarfsdeckung wird anzustreben sein, daß ab 
1977 alle ihre Ausbildung beendenden BFt-Ivräfte der Fachbereichgruppe 
Vermittlungstechnik/Telegrafentechnik mit den Grundlagen der elek¬ 
tronischen Vermittlungstechnik vertraut sind. Da der Einzug der Elek¬ 
tronik auch in den übrigen Bereichen der Gerätetechnik schnell vor sich 
gehen wird, werden dort die Ausbildungspläne entsprechend frühzeitig 
um gestellt werden. 

IX. Die künftige Ausbildung des Unterhaltungspersonals 

Eine Neukonzeption zur Heranbildung von Nachwuchskräften und 
die damit im Zusammenhang stehende Umgestaltung der Ausbildungs¬ 
und Prüfungsordnungen für die Fernmeldelehrlinge und die Lauf¬ 
bahnen des AFt- und BFt-Dienstes läßt sich nur aufgrund umfang¬ 
reicher Untersuchungen und weitreichender sachlicher und personal¬ 
politischer Entscheidungen durchführen. Insbesondere müssen Art und 
Umfang der künftig anfallenden Tätigkeiten und der daraus resultie¬ 
rende künftige Personalbedarf so genau wie möglich ermittelt werden. 
Außerdem bedarf es der Prüfung, ob und wie weit durch Einführung 
neuer Techniken und Arbeitsmethoden bisher handwerklich vorgebil¬ 
deten Kräften vorbehaltene Tätigkeiten künftig von nicht technischem 
Personal wahrgenommen werden können. Es muß also auch ein even¬ 
tueller Personalbedarf für eine neue AF- oder BF-Laufbahn ermittelt 
werden. Dabei ist die Ausbildung in jedem Fall auf das zukünftige 
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jeweilige Berufsbild auszurichten. An der Lösung dieser Probleme wird 
seit einiger Zeit intensiv gearbeitet. Seit Anfang 1969 ist eine Gruppe 
von Fachleuten mit der Ausarbeitung von entsprechenden Ausbildungs¬ 
konzeptionen beschäftigt. 

Nach heutiger Erkenntnis zeichnet sich auf lange Zeit gesehen etwa 
folgende Entwicklung ab: Die differenzierte und hochwertige Geräle- 
technik wird für die nächste Zukunft eine deutliche Unterscheidung des 
Fachbereichs Linientechnik, wo noch ein erheblicher Anteil handwerk¬ 
lichen Könnens und organisatorischer Begabung verlangt werden wird, 
von allen anderen Fachbereichen mit sich bringen, in denen es in erster 
Linie auf das Vorhandensein theoretisch technischen Wissens ankom¬ 
men wird. Da aber auch in der Linientechnik immer modernere Ein¬ 
richtungen und Arbeitsverfahren ihren Einzug halten werden, wird das 
Bild der ferneren Zukunft nicht mehr durch den guten Handwerker, 
sondern durch den mehr geistig orientierten Techniker geprägt sein. 
Das bedeutet aber, daß die BFt-Laufbahn das eigentliche Ziel aller 
Ausbildung in den linieren technischen Ebenen sein müßte. Um für diese 
Entwicklung gerüstet zu sein, ist daran gedacht und zum Teil bereits 
eingeleitet, 

1. außer dem Yolksschüler auch den Realschüler bzw. den Inhaber 
der mittleren Reife als Fernmeldelehrling bei der DBP zuzulassen, 

2. die Lehrlingsausbildung neu zu ordnen, und zwar getrennt nach 
2 Fachrichtungen, um den zukünftigen Anforderungen des Betriebes 
besser gerecht werden zu können, 

3. neben dem bisherigen Weg über die Lehrlingsausbildung einen zwei¬ 
ten Zugang zur BFt-Ausbildiing zu schaffen, nämlich für Inhaber 
des Zeugnisses über den erfolgreichen Abschluß einer Berufsfach¬ 
schule, einer Realschule oder einer gleichwertigen Schulbildung über 
den erfolgreichen Besuch einer ßsemestrigen verwaltungsinternen 
Fernmeldefachschule mit anschließendem 1 jährigem Vorbereitungs¬ 
dienst als Technischer Fernmeldeassistentenanwärter, 

4. die Unterteilung der BFt-Ausbildung in Fachbereiche und Fach¬ 
bereichsgruppen neu zu ordnen, wobei alle in Frage kommenden 
Stoffpläne auf die zukünftigen Anforderungen umgestellt werden 
müssen. 


A. Zulassung von Inhabern der mittleren Reife zur Ausbildung 

als Fernineldelehrling 

Seil März 1969 ist es den OPDn ermöglicht, außer Volksschul- 
abgängern auch Absolventen weiterführender Schulen mit dem Zeugnis 
der mittleren Reife in die Lehrausbildung aufzunehmen. Dadurch 
wurde das Angebot an Nachwuchskräften, besonders an solchen, die für 
technisch höherwertigere Aufgaben geeignet erscheinen, fühlbar erhöht. 
Die DBP erhofft, durch diese Maßnahme das Prinzip der Bestauslese 
auch bereits wieder bei der Einstellung praktizieren zu können. Damit 
könnte das allgemeine Lehrlingsniveau so angehoben werden, daß 
zukünftig der Bedarf für die BFt-Laufbahn mit wirklich qualifizierten 
Kräften in ausreichender Weise gedeckt werden kann. Sicher wird 
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dies auch eine stimulierende Wirkung auf leistungsmäßig schwächere 
Lehrlinge ausüben. Besonders im Hinblick auf die im folgenden auf¬ 
geführten kürzerfrisligen Forlkommensmöglichkeiten für besonders 
gute Kräfte dürfte diese Maßnahme auch dazu führen, in absehbarer 
Zeit junge qualifizierte Kräfte für die elektronische Vermiltlungslechnik 


zur Verfügung zu haben. 


IS. Die Ausbildung der Fernmeldelehrlinge als Vorstufe zur BFt-Ausbildung 

Die Neukonzeption der Lehrlingsausbildung hat nicht mehr allein 
zum Ziel, qualifizierte Handwerker heranzubilden, die nach kurzer 
Einführung selbständig arbeiten können und in der Lage sind, notwen¬ 
digen Fortbildungslehrgängen folgen zu können. Sie ist vielmehr so 
angelegt, daß sie gleichzeitig eine Vorstufe zur anschließenden BFl- 
Ausbildung darstellt und die jungen Menschen zu verantwortungs¬ 
bewußten und geistig beweglichen Mitarbeitern heranbildet. 

Die im Hinblick auf die technische Entwicklung bedeutsame Neue¬ 
rung ist die Aufteilung der Ausbildung in zwei verschiedene Zweige 
nach Abschluß einer lVajährigen gemeinsamen Grundausbildung. 

Die gesamte Lehrzeit soll in Übereinstimmung mit dem neuen 
Berufsbildungsgesctz 3 Jahre dauern. Sie wird für Lehrlinge mit beson¬ 
derer Vorbildung auf 2'A Jahre verkürzt. Die gleiche Vergünstigung 
erhalten Ilauptschüler (Volksschüler) bei überdurchschnittlicher Lei¬ 
stung. 

In den ersten 2 V 2 Jahren der Ausbildung werden alle erforder¬ 
lichen Kenntnisse und Fertigkeiten vermittelt. Im darauf folgenden 
Halbjahr sollen die Lehrlinge im* praktischen Einsatz ihre Fertigkeiten 
üben und festigen; dieses Halbjahr entfällt bei Verkürzung der Aus¬ 
bildungszeit. Da es kaum möglich ist, schon bei Einstellung des Lehr¬ 
lings mit genügender Sicherheit vorherzusagen, für welchen späteren 
Ausbildungszweig er sich besonders eignen wird, soll die Entscheidung 
darüber erst mit Abschluß der Grundausbildung getroffen werden. 

Die Grundausbildung (Tabelle 2) beinhaltet mit 16 Wo¬ 
chen die Grundlagen der Werkstoffbearbeitung und mit 8 Wochen das 
Bearbeiten von unterirdischen Fernmeldekabeln (Spleißen, Löten usw.). 
Die verbleibende Zeit von 48 Wochen (ohne Erholungsurlaub) ist für 
den Sprechstellenbau und die Schalttechnik vorgesehen. 50% der jewei¬ 
ligen Zeiten entfallen auf die Kenntnisvermittlung. Dabei ist daran 
gedacht, zur Intensivierung der Ausbildung und im Hinblick auf eine 
optimalere Ausnutzung von Räumen und technischen Einrichtungen 
„Blockunterricht“ zu erteilen, d. h., daß auf 4 Wochen praktische Aus¬ 
bildung 4 Wochen ganztägige Kenntnisvermittlung (einschl. Übungen 
usw.) folgen sollen. Dabei ist zu berücksichtigen, daß infolge des gesetz¬ 
lich verankerten Berufsschulbesuchs von 1 Tag je Woche effektiv 
4 Tage für die betriebliche Ausbildung zur Verfügung stehen. Die Grund¬ 
ausbildung findet ihren Abschluß in der Zwischenprüfung, die 
einen Bestandteil der Abschlußprüfung darstellt. Zweck dieser Zwischen¬ 
prüfung ist einmal, durch abschließende Prüfung des bisher dargebo- 
tenen Grundlagen-Stoffes den Lehrling freizumachen für die anschlie- 
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Tabelle 2 

Die zukünftige Ausbildung der Fernineldelehrlinge (ohne Urlaub) 


Grün d a u s b i 1 d u n g (1 l A J a h r e) 


1.1 Werk stof fbea rbe i t u ng 


1.2 Unterirdischer Fernineldcbau (Lötwerkstatl) 8 (4)* Wo 

1.3 Sprechstellenbau und Schalttechnik 

1.3.1 Einfache Schalt- und Montagearbeiten 

1.2.2 Anschalten und Bedienen von 
Teilnehmercinrichtungen 

1.3.3 Aufsuchen und Beseitigen von Fehlern 48(24)* Wo 


16 (8)* Wo * Anteil für 

Kenntnis- 

vermittlung 

8 (4)* Wo 


Zwischenprüfung (Bestandteil der Abschlußprüfung) 


Fa c ha u s b i 1 d ung in der 
N e t z t e c h n i k *) zu m F ern- 
m e 1 d e h a n d w erke r 

(114 Jahre, bei Verkürzung 1 Jahr) 

2.1 Unterirdischer Fernmelde- 

bau (LötWerkstatt) 12 Wo 

2.2 Oberirdischer Fernmelde- 
bau (Übungsgelände 

und Lehrbautrupp) 9 Wo 

2.3 Unterirdischer Fernmelde¬ 
bau (Übungsgelände) 3 Wo 

2.4 Sprechstellenbau (Lehr¬ 
bautrupp) 8 Wo 

2.5 Unterirdischer Fernmelde¬ 
bau (Lehrbautrupp) 8 Wo 

2.6 Fernsprechentstörung 

(Betrieb) 8 Wo 


Facha u s b i 1 d un g in de r 
G e r ä t e t e c h n i k *) zum Fern¬ 
meldeelektroniker *) 


(1/4 Jahre, bei Verkürzung 1 Jahr) 

3.1 Bauelemente und Grund¬ 
schaltungen der Elektronik 
(Lehrwerkstall einschl. 

50 % Unterricht) 24 Wo 

3.2 Verm i 111 ungslechni k 

(Lehrwerkstatt) 12 Wo 

3.3 Fernsprechcn I s I öru ng 

iBetrieb) 12 Wo 


12 Wo 


Entfällt bei Verkürzung 
der Lehrzeit: 

2.7 Sprechstellenbau (Lchr- 

bautrupp) 12 Wo 

2.8 Unterirdischer Fernmelde- 

bau (Lehrbautrupp) 12 Wo 


Abschlußprüfung 


Entfällt bei V e r k ii r z u n g 
der Lehrzeit: 

3.4 Vermitthingslechnik 

(Betrieb) 12 Wo 

3.5 Arbeiten an mittleren und 
großen Nebenstellen¬ 
anlagen, Überholung von 
Wählern (techn. Bau- 

trupp) 12 Wo 


Abschlußprüfung 


) vorläufige Arbeitsbezeichnungen 
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ßende Fachausbildung, und zum anderen den weiteren Ausbildungs¬ 
gang nach Maßgabe von Eignung und Neigung festzulegen. Es ist 
beabsichtigt, bei Prüfungen, Eignungsfeststellungen und Auswahlver¬ 
fahren die modernen Methoden der Betriebspsychologie zur Entschei¬ 
dungsfindung sowie zur späteren Nachkontrolle heranzuziehen. 

Nach der Zwischenprüfung teilt sich der weitere Ausbildungsgang 
in die Fachausbildung „Netztechnik“ 4 ) und die Fachausbildung 
„Gerätetechnik“ 4 ). In der Netztechnik werden die mehr handwerklich 
und organisatorisch begabten Fernmeldelehrlinge nach einem Berufs¬ 
bild „Fernmeldehandwerker“ ausgebildet, das auf den Fachbereich 
Linienlechnik zugeschnitten ist. Die Fachausbildung „Gerätelechnik“ 
ist für die mehr technisch-theoretisch orientierten Lehrlinge vorgesehen. 
Sie werden der Abschlußprüfung zum „Fernmeldeelektroniker“ 4 ) zuge¬ 
führt und finden anschließend Verwendung in allen übrigen Fach¬ 
bereichen außer der Linienlechnik. Beiden Zweigen steht sowohl der 
mittelbare als auch der unmittelbare Einstieg in die BFt-Laufbahn 
offen, wobei erwartet wird, daß möglichst viele Kräfte den unmittel¬ 
baren Einstieg in die BFt-Laufbahn finden werden. Kräfte, die nicht 
den unmittelbaren Einstieg in die BFt-Laufbahn finden, werden auf 
Arbeiter- bzw. AFt-Posten beschäftigt werden (z. B. im Fachbereich 
Gerätetechnik in technischen Bautrupps bzw. auf AFt-Dienstposten im 
Entstörungsdienst). 

Nach dieser Konzeption werden also Kräfte, die in der Fernsprech¬ 
unterhaltung elektromechanischer wie elektronischer Technik eingesetzt 
werden, bereits während ihrer Lehrzeit allein V 2 Jahr an Bauelementen 
und Grundschaltungen der Elektronik ausgebildet. Dazu gehören der 
Umgang mit dem Oszillographen, Aufbau und Wirkungsweise von 
Dioden- und Transistor-Grundschallungen, Multivibratoren, digitalen 
Verknüpfungsgliedern, Vergleiche zu Elektronenröhren. Die Kenntnis 
dieser Dinge ist aber ebenfalls für solche Kräfte gleichermaßen von 
Bedeutung, die in den übrigen Fachbereichen der Gerätetechnik Ver¬ 
wendung finden werden. 

Die praktische Ausbildung in der Vermilllungs- und Nebenstellen¬ 
technik sowie die Zeilansätze für die Kenntnisvermittlung werden (bei 
ßjähriger Lehrzeit) gegenüber der heutigen Ausbildung nahezu ver¬ 
doppelt. Neuaufgenonnnen sind 12 Wochen praktischer Einsatz in der 
Fernsprechent.Störung. Außerdem soll die Kenntnisvermittlung zukunfts¬ 
orientiert sein, d. h., daß ein Lehrstoff, der zum Zeitpunkt des späteren 
Einsatzes dieser Kraft nicht mehr aktuell sein wird, bereits aus dem 
Ausbildungsprogramm gestrichen wird. Bild 2 zeigt die Gegenüber¬ 
stellung der Zeitansätze in Ausbildungstagen (ohne Berufsschullage und 
Ausgleichssport) der jetzigen und der zukünftigen Lehrausbildung. 

Die solcherart ausgebildeten Kräfte dürften in der Lage sein, an der 
anschließenden BFt-Ausbildung bzw. an speziellen Fortbildungslehr¬ 
gängen in elektronischer Vermilllungstechnik mit Erfolg teilnehmen zu 
können. Diese in 2 Zweigen geteilte Ausbildung vermeidet zudem eine 
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Varkitoffbaarbaltuog 


Untarirdischar 

Farnaeldabau 


Sprichatellanbau und 
Schalttechnik 


Sprachstellenbau 

BautPupp 


ObaPirdischaP fernaeldabau 


Farnsprachantatörung 

BatPiab 


Veraittlungs- und 
Nebenitellantachnik 


Elektronik 


Untarricht 

(neben Barufiachul- 

untarricht) 


biahapiga Ausbildung 
Entwurf für Fachbaraich Katztachnik 

Entwurf für die Fachbarticha dar Garltatachnik 
antfillt bal Verkürzung dar Ausbildungszeit 

Bild 2. Vergleich der jetzigen mit der zukünftigen Lehrausbildung (ohne Berufsschul¬ 
unterricht von wöchentlich 1 Tag und Ausgleichssport) (Zahlen ^ Aushildungstage; 

1 Woche = 4 Tage) 

unnötige stoffliche Gleichschaltung aller Lehrlinge zugunsten einer 
schwerpunktmäßigen zukunftsorientierten Fachausbildung. Sie läßt bei 
4000 bis 5000 Lehrlingseinstellungen pro Jahr dennoch so große „Bün¬ 
del“ bestehen, daß eine genügende Mobilität und ein ungehindertes 
Fortkommen im späteren Beruf gewährleistet sind. Gleichzeitig wird 
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eine frühzeitige Spezialisierung, die später sowohl für den Bediensteten 
wie für die Verwaltung nachteilig sein könnte, vermieden. Aus diesen 
und den oben genannten Gründen ist auch keine Ausbildung von Elek¬ 
troniklehrlingen speziell für den Bereich der Verinittlungstechnik vor¬ 
gesehen. 

C. Die Ausbildung von Fernineldeassistentanwärtern als neuer Zugang 

zur BFt-Ausbildung 

Wenn damit zu rechnen ist, daß in den jetzigen Fachbereichen 
Verinittlungstechnik, Telegrafentechnik, Übertragungstechnik, Funk¬ 
technik und weitgehend auch der Fernsprechentstörung zukünftig so 
gut wie keine Arbeiter Ft- oder AFt-Aufgaben mehr vorhanden sein 
werden, so drängt sich die Frage auf, ob bei der DBP auch weiterhin 
der einzige gangbare Weg der Nachwuchsgewinnung für diese Fach¬ 
bereiche nur über die handwerkliche Lehre führen sollte. Nach der 
Bundeslaufbahnverordnung isl der Zugang zur BFt-Laufbahn nämlich 
auch über den erfolgreichen Besuch einer Fachschule möglich, ohne daß 
eine Lehrzeit absolviert wird. So soll nach jüngsten Überlegungen die¬ 
ser Zugang nunmehr für Real- und Berufsfachschulabsolventen ge¬ 
öffnet werden, indem sie — anstelle einer Lehrausbildung — als „Fern¬ 
meldeschüler“ 5 ) eine eineinhalbjährige Ausbildung auf einer Fern¬ 
meldefachschule durchlaufen können. 

Während dieser Ausbildungszeit sollen sich diese Nachwuchskräfte 
grundlegende Kenntnisse und Fertigkeiten auf dem Gebiet der Fern¬ 
meldetechnik auf breiter Basis aneignen. Die manuellen Fertigkeiten 
sollen jedoch nicht bis zur fach technischen Beherrschung geübt werden. 
Die Ausbildung erstreckt sich vorwiegend auf die Vermittlung theore¬ 
tischer Grundlagen. Dementsprechend entfallen mehr als drei Viertel 
der Ausbildungszeit auf Unterricht und ergänzende Übungen. 

Im ersten Ausbildungsjahr sollen in 32 Wochen Unterricht (vier 
Blöcke zu je 8 Wochen) Grundlagenkenntnisse und in 16 Wochen 
praktischer Ausbildung (vier Blöcke zu je 4 Wochen) die handwerk¬ 
lichen Grundfertigkeiten vermittelt werden. Im letzten Halbjahr wird an 
4 Tagen der Woche in „Bauelementen und Grundschaltungen der 
Elektronik“ ausgebildet. Stoffinhall und Zeitansatz hiervon sind dem 
der Lehrlingsausbildung gleich. Am fünften Tag jeder Woche wird 
Unterricht über andere Stoffgebiete erteilt. Die Unterrichtung über 
Werkstoffbearbeitung sowie über Grundlagen der Telegrafen- und 
Übertragungstechnik und der Fernsprechentstörung soll durch Besich¬ 
tigungen von Werkstätten oder Betriebsdienststellen ergänzt werden. 

Wird diese Ausbildung erfolgreich durchlaufen, so tritt der Dienst¬ 
anfänger in den Vorbereitungsdienst für den mittleren fernmelde¬ 
technischen Dienst als Technischer Fernmeldeassistentanwärter 
ein. Die übrigen Dienstanfänger werden aus dem Vorbereitungsdienst 
entlassen. Sie können jedoch u. U. als Fernmeldelehrlinge wieder ein¬ 
gestellt werden, wobei die bisherige Ausbildungszeit auf die Lehrzeit 
angerechnet werden könnte. 


5) vorläufige Arbeitsbezeichnung 
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D. Neuordnung der Fachbereichgruppen in der BFt-Ausbildung 

Überlegungen über die Neuordnung des AFt- und BFt-Diensles und 
die Anpassung der Ausbildung der Nachwuchskräfte an die betrieb¬ 
lichen Erfordernisse der nahen Zukunft führen zu der Frage, ob die 
Arbeitsinhalte der z. Z. in den drei Fachbereichgruppen zusammen¬ 
gefaßten sechs Fachbereiche (Vermittlungstechnik/Telegrafentechnik, 
übertragungstechnik/Funktechnik, Fernsprechentstörung/Linientechnik) 
eine Unterteilung der Ausbildung in dieser Weise noch rechtfertigen. Es 
wird deshalb zu entscheiden sein, ob für Fachbereiche, in denen nach 
gleichen oder ähnlichen Prinzipien gearbeitet wird und in denen Geräte 
mit gleichen Bauteilen eingesetzt sind, auch die entsprechende Ausbil¬ 
dung und Prüfung zu vereinheitlichen ist. Dabei sind auch ausbildungs¬ 
ökonomische und personalpolilische Gesichtspunkte (wie Mobilität und 
Aufstiegsmöglichkeiten) in die Überlegungen miteinzubeziehen. 

Am 31. 12. 1968 verteilten sich die Personalposten BFt (ohne Fern¬ 
meldezeugämter) auf die einzelnen Fachbereiche wie folgt: 


Vermittlungstechnik 

Telegrafentechnik 

Übertragungstechnik 

Funktechnik 

Fernsprechentstörung 

Linientechnik 


12 500 Personalposten = 35 % 
2 500 Personalposten = 7 % 
2 000 Personalposlen = 6 % 
1 800 Personalposten = 5 % 
0 000 Personalposlen = 17 % 
10 500 Personalposten = 30 % 


Die derzeitigen Überlegungen gehen dahin, die Fachbereiche Über¬ 
tragungstechnik und Funktechnik mit dem übertragungstechnischen 
Teil des Fachbereiches Telegrafentechnik zu einem neuen Fachbereich 
„Übertragungstechnik“ zusammenzufassen, und den vermittlungstech¬ 
nischen Teil der Telegrafentechnik mit der bisherigen Fernsprechver- 
miltlungslechnik zum neuen Fachbereich „Vermittlungstechnik“ zu ver¬ 
einen. Bei dieser Konzeption würde künftig der mittlere fernmelde¬ 
technische Dienst nur noch die 4 Fachbereiche 

Vermittlungstechnik V (neu) 

Übertragungstechnik Ü (neu) 

Fe rn sprechen t s löru n g 1 
Linientechnik L 

umfassen, und die BFt-Ausbildung wäre entsprechend zu ordnen. 


E. AFt- und BFt-Ausbildung 

Das System der oben beschriebenen AFt-/BFt-Ausbildung, in der 
die Fernmeldehandwerker je 2 technische Grund- und Aufbaulehrgänge 
zu besuchen haben, dürfte im Grundsatz bestehen bleiben. Die Stoff- 
plane der vier Lehrgänge werden allerdings nach Verabschiedung der 
zukünftigen Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Fernmeldelehr¬ 
linge auf diese Vorstufe abgestimmt und nach Einteilung der BFt-Lauf- 
bahn in die vier neuen Fachbereiche entsprechend umgeordnet werden 
müssen. Voraussichtlich wird es auch zu einer Verkürzung der bis- 
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hörigen 4jährigen Gesamtausbildungszeit bis zur BFt-Prüfung kommen, 
wobei unter anderem an die Abschaffung der Grundausbildung mit ent¬ 
sprechendem - praktischen Einsatz nur auf Arbeiter Ft- und AFt-Posten 
gedacht ist. Einzelheiten sind in dieser Beziehung jedoch z. Z. noch nicht 
zu übersehen. 


Das Abgehen von den derzeitigen drei Fachbereichgruppen zugun¬ 
sten der Ausbildung in den vier neuen Fachbereichen ist auf jeden 
Fall ein Vorteil für die Anforderungen, die von der elektronischen Ver¬ 
mittlungstechnik her gestellt werden. Allein ein Wegfall der Über¬ 
tragungstechnik aus dem Fachbereich V (neu) würde in den beiden 
Aufbaulehrgängen einen Gewinn von 14 % zusätzlicher Zeit bringen, 
die z. B. für Elektronik nutzbar gemacht werden könnte. Hier wäre 
dann die Ausbildung über magnetische Bauelemente, Schaltalgebra, 
integrierte Schaltung und digitale Verknüpfungsglieder unterzubringen. 
Dazu gehören auch die Grundlagen des Programmierens sowie das Le¬ 
sen von Flußdiagrammen. 

Neben dem bisherigen System der AFt-/BFt-Ausbildung soll ein 
zusätzlicher Weg geschaffen werden, der besonders gute Kräfte schneller 
der BFt-Laufbahn zuführen soll. Gedacht ist an eine BFt-Ausbildung 
von voraussichtlich einjähriger Dauer im Beamtenverhältnis, ln diesen 
Vorbereitungsdienst als „Technischer Fernmeldeassistentanwärter“ sol¬ 
len nach bisherigen ersten Vorstellungen vornehmlich die Absolventen 
der Fernmeldefachschulen und Bewerber, die die Fernmeldehandwer¬ 
kerprüfung abgelegt haben, unmittelbar nach Beendigung ihrer Lehr¬ 
zeit aufgenommen werden. Außerdem soll der Vorbereitungsdienst Ab¬ 
solventen von Technikerschulen, Handwerksmeistern und einschlägig 
vorgebildeten ehemaligen Soldaten auf Zeit offenstehen. Der Ausbil¬ 
dungsgang soll neben Einführung, Mitarbeit und praktischer Bewäh¬ 
rung in Betriebsstellen der Fernmeldeämter drei Technische Lehrgänge 
von einmal fünf und zweimal sechs Wochen Dauer beinhalten. Die 
Stoffinhalte sind voraussichtlich ähnlich den Inhalten der zukünftigen 
Grund- und Aufbaulehrgänge, jedoch mehr theoretisch orientiert. Bis¬ 
herige Überlegungen gehen dahin, daß in den technischen Lehrgängen 
z. B. der für Elektronik anfallende Stundensatz erheblich höher als in 
den Grund- und Aufbaulehrgängen sein soll. Allerdings war man bei 
diesen Überlegungen noch davon ausgegangen, in sechs verschiedenen 
Fachbereichen ausbilden zu können. Eine Neuordnung in vier Fach¬ 
bereiche dürfte wieder einige Änderungen bewirken. 


Voraussichtlich erst nach Abschluß des ersten Technischen Lehr¬ 
gangs wird die Auswahl der Anwärter für die einzelnen Fachbereiche 
durchgeführt werden. Der praktische Einsatz ist im Gegensatz zur Be¬ 
schäftigung der Tarifkräfte, die sich in der BFt-Ausbildung befinden, 

• 

nicht an die Bewertung des Arbeitsplatzes gebunden. Damit ist es mög¬ 
lich, die Technischen Fernmeldeassistentanwärter frei von tarifver¬ 
traglichen Vorschriften mit all den Aufgaben vertraut zu machen, die 
einer optimalen Ausbildung dienlich sind. Dieser Vorteil wird auch der 
elektronischen Vermittlungstechnik zugute kommen. 
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F. Fortbildung 

Alle bisher beschriebenen Maßnahmen, wie Verbreiterung der Ein- 
trittsbasis in die Lehrausbildung, Einrichtung weiterer Lehrwerkstätten, 
Teilspezialisierung in der Lehrausbildung, Schaltung zusätzlicher Zu¬ 
gangswege in die BFt-Laufbahn, Ausrichtung des Lehrstoffes und der 
Prüfungen in allen Ausbildungsstufen auf die Erfordernisse der zu¬ 
künftigen Technik, Neuordnung der Fachbereiche in der BFt-Ausbil- 
dung usw. stellen eine fühlbare Verbesserung der bisherigen Ausbil- 
dungsmaßnahnien zugunsten der Anforderungen des Betriebes in den 
70er Jahren dar. Dabei werden diese Maßnahmen im Rahmen der Aus¬ 
bildung eine genügende Breite behalten, die auch später noch eine 
Anpassung an die sich ständig ändernden Forderungen der Zukunft 
gestattet. 

Somit wird es auch zukünftig Aufgabe einer gezielten Fortbildung 
bleiben, alle die speziellen Kenntnisse zu vermitteln, die in den immer 
differenzierter werdenden Tätigkeitsbereichen der Technik und des 
Betriebes erforderlich werden. Dieses Prinzip gilt auch nach 1977, wenn 
also die oben beschriebenen Umstellungen im Ausbildungswesen abge¬ 
schlossen sind. 

Eine besondere Bedeutung kommt der Fortbildung in den Jahren 
bis 1977 zu, in denen die einzelnen Umstellungsmaßnahmen in der Aus¬ 
bildung anlaufen. In dieser Zeit ist es allein Aufgabe der Fortbildung, 
die nach den bisherigen Vorschriften ausgebildeten Kräfte im erforder¬ 
lichen Umfang mit der neuen Technik vertraut zu machen. 

Mit der zentralen Lenkung der erforderlichen Maßnahmen auf dem 
Gebiet der Elektronik ist das FTZ beauftragt worden, das gemeinsam 
mit den Oberpostdirektionen ein in drei Stufen gegliedertes Programm 
durchführen wird. Danach ist folgendes vorgesehen: 

Nach einem einheil liehen Lehrplan werden Lehrgänge über „Grund¬ 
lagen der Elektronik“ mit einem ersten Teil „Analogtechnik“ (etwa 
2 Yi Wochen) bei allen Fernmeldeschulen und einem zweiten Teil „Digi- 
taltechnik“ (etwa 3*A Wochen) bei den großen Fernmeldeschulen Düs¬ 
seldorf, Frankfurt am Main, Hamburg, München, Stuttgart, Berlin, 
Köln und Nürnberg eingerichtet. Der Lehrstoff des ersten Teils bildet 
die allgemeine Grundlage für viele Kräfte der derzeitigen Fachbereiche 
(außer Linientechnik), in deren Arbeitsbereichen die Elektronik bereits 
Eingang gefunden hat. Die Teilnehmer sollen nach ihren Fähigkeiten 
zu diesen Lehrgängen ausgewählt werden. Für die Weiterschulung in 
der nächsten Stufe kommen wiederum nur solche Kräfte in Betracht, 
die sich in dem vorausgegangenen Lehrgang qualifiziert haben. 

Der Stoffplan des ersten Teils (Analogtechnik) beinhaltet 
die physikalischen Grundlagen der Halbleiter (Dioden und Transisto¬ 
ren) sowie die Grundschaltungen mit Halbleitern einschließlich Übun¬ 
gen, wobei die entsprechenden Meßgeräte (wie Oszillograph) mitbe¬ 
handelt werden. Im zweiten Teil (Digitaltechnik) werden die 
Grundlagen der Digitaltechnik (Codierung, Einführung in die Schalt¬ 
algebra, Logische Grundschaltungen, Kippschaltungen, Impulsformer¬ 
schaltungen, Zähler und magnetische Speicher für digitale Informa- 
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tionen) sowie der Aufbau elektronischer Schaltkreise (gedruckte und 
integrierte Schaltungen) einschließlich Funktionsprüfung und Fehler¬ 
eingrenzung behandelt. 

Diesen Grundlagenlehrgängen sollen bei den OPDn Fachlehrgänge 
bestimmter Technik wie ..Wählsterneinrichtung 63“ oder „halbelektro¬ 
nische Nebenstellenanlagen“ folgen, also Lehrstoffe, über die schon eine 
gewisse Erfahrung bei den Fernmeldeschulen vorliegt. 

Über völlig neue Gebiete dagegen schließen sich an diese Grund¬ 
lehrgänge zentrale Forlbildungslehrgänge beim FTZ an. z. B. über 
„Grundlagen der Technik EWSO 1“ und „Bedienen und Unterhalten 
von EWSO 1-Anlagen“. Beide Lehrgänge, die aufeinander aufbauen, 
werden etwa (5 Wochen dauern. Der erste Lehrgang wird voraussichtlich 
im Herbst 1970 bzw. Frühjahr 1971 beginnen, da erst zu diesem Zeit¬ 
punkt die Geräteentwicklung des Systems EWSO 1 genügend weit fort¬ 
geschritten sein wird. In diesen Lehrgängen sollen den Lehrgangsteil¬ 
nehmern neben den Grundlagen der Technik EWSO 1 die für den 
Betrieb erforderlichen Programmieraufgaben (einfache Programmände¬ 
rungen) vorgelragen werden. 

Die Beamten, die sich in dieser Stufe qualifizieren, sollen vom Jahr 
1972 an am nächsten FTZ-Lehrgang über den Betrieb der EWSO 1- 
Anlagen teilnehmen, der an zwei elektronischen Versuchs-Vermittlungs¬ 
stellen durchgeführt werden soll. Darüber hinaus wird es zweckmäßig 
sein, wenn die soweit ausgebildeten Unterhailungskräfte beim Aufbau 
und bei den Abnahmemessungen der jeweiligen EWS-Vermittlungs- 
stellen, die sie später betreuen sollen, für mehrere Wochen mitarbeiten 
könnten. 

Die hier beschriebenen Forlbildungslehrgänge sind in erster Linie 
für BFt-Kräfte gedacht. Soweit auch CFt-Kräfte in die Unterhaltung 
der EWSO 1-Anlagen einbezogen werden, werden auch für sie ent¬ 
sprechende Fortbildungsmaßnahmen zu ergreifen sein. 

Wenn in den obigen Ausführungen von der Technik EWSO 1 die 
Rede war. so sei abschließend erwähnt, daß für alle übrigen Neuerungen 
auf dem Gebiet der Elektronik, wie im Bereich der Fernvermittlungs¬ 
technik (EWSF1), Telegrafen- und Datenlechnik (EDS) sowie Über- 
tragungs- und Funktechnik entsprechende Fortbildungslehrgänge vor¬ 
gesehen sind. Im allgemeinen werden diese Programme jährlich auf¬ 
gestellt, in besonderen Fällen können die Fristen aber auch sehr kurz 
gehalten werden. 

Durch dieses System der langfristig angelegten Ausbildung, die 
durch die kurzfristigen Maßnahmen der Fortbildung ergänzt wird, ist 
gewährleistet, daß sich die Deutsche Bundespost jederzeit den Erforder¬ 
nissen der Technik und des Betriebes im notwendigen Umfang anpassen 
kann. 
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I. Einleitung 

1. Der heutige Stand der Fernsdireib-Wählvermittlungstechnik in Deutschland 

Im Gegensatz zu den technologischen und systembedingten Ent¬ 
wicklungsabschnitten, welche die Fernsprech-Wählvermittlungstechnik 
in den vergangenen Jahrzehnten durchlief, wurde im Bereich der Tele- 
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graphie die Technik der T-Wählvermittlung TW 39 seil ihrer Einfüh¬ 
rung Ende der 30er Jahre weitgehend unverändert beibehalten. Da diese 
Technik von Anfang an für die Landesfernwahl ausgelegt worden war, 
ließen die Wandlungen, die in der Fernsprechtechnik die Einführung 
der Landesfernwahl mit sich brachte, die Telegraphentechnik unberührt. 
Die Tatsache, daß das Telexnetz mit etwa 80 000 Teilnehmern nur 1 % 
der Teilnehmerdichte des Fernsprechnetzes besitzt, bedingt Unterschiede 
in der Größe und Anordnung der Vermittlungen. Um auch bei der ge¬ 
ringen Anschlußdichte einen wirtschaftlichen Netzausbau zu ermög¬ 
lichen, wurde Mitte der 50er Jahre die Teil-Vermittlung TW 56 a für 
maximal zwanzig Teilnehmeranschlüsse entwickelt, die vor etwa fünf 
Jahren von der Technik TW 100 a, einer Teil-Vermittlungsstelle für 
maximal hundert Teilnehmeranschlüsse abgelöst wurde. 


*/. 



Bild 1. 

Telexnelz der Bundes¬ 
republik Deutschland 


Prozentsatz aller End- und Endteilvermittlungen unterhalb einer vorgege¬ 
benen Vermittlungsgröße 

Prozentsatz aller Teilnehmer, die an End- und Endleilvermüllungen unter¬ 
halb einer vorgegebenen Größe angeschlossen sind 


Die deutschen Telexteilnehmer haben heute über rund 500 End- 
und Endteilvermittlungsstellen Zugang zum öffentlichen Fernschreib¬ 
netz. In Bild 1 ist die Häufigkeitsverteilung dieser Vermittlungen sowie 
die der Teilnehmer in Abhängigkeit von der Größe der Vermittlungs¬ 
stellen dargestellt. Es ist angegeben, welcher Prozentsatz aller End- und 
Endteilvermittlungsstellen unter einer vorgegebenen Größe bleibt, sowie 
welcher Prozentsatz aller Teilnehmer jeweils an Vermittlungsstellen 
unter einer vorgegebenen Größe angeschlossen ist. Aus der Kombina¬ 
tion dieser beiden Kurven gehl hervor, daß im Telexnetz 95% aller 
End- und Endteilvermittlungsstellen die Hälfte aller Teilnehmer er¬ 
lassen. Die andere Hälfte wird somit von nur 5% der End- und End¬ 
teil Vermittlungsstellen erfaßt. 

Diese starke Ballung bei gleichzeitigem Bestehen einer Vielzahl 
kleiner und kleinster Vermittlungsstellen, verbunden mit der Tatsache, 
daß im Mittel im eigenen EVSt-Bereich nur rund 2 % des Verkehrs und 
selbst im eigenen HVSt-Bereich nur rund 10 % des Verkehrs verbleiben, 
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muß bei der Konzeption eines wirtschaftlichen Nachfolgesystems be¬ 
sonders berücksichtigt werden. 

Die mangelnde Anpassungsfähigkeit des Direktwahlsystems TW 39 
an die Forderungen einer modernen Leitweglenkung, die den optimalen 
Verkehrsfluß und die Sicherheit eines Fernmeldenetzes gegenüber äuße¬ 
ren Störungen garantiert, führte im Jahre 1966 zum Einsatz einer 
Richlungswähler-Technik, die nunmehr die herkömmliche Technik 
TW 39 an den Brennpunkten des Verkehrs ergänzt. Ihr wichtigstes 
Schaltglied ist der Motor-Drehwähler. Seine Leistungsmerkmale ent¬ 
sprechen im Prinzip den Forderungen, wie sie auch im Fernsprechnetz 
gestellt werden. 


2. Der Weg zum Elektronischen Datenvermittlungs-System 

Trotz laufender Verbesserungen an der bestehenden Technik zeigte 
es sich in den letzten Jahren immer deutlicher, daß der Erfüllung neuer 
betrieblicher Leistungsmerkmale in elektromechanischen Fernschrcib- 
Wählvermitllungen Grenzen gesetzt sind. Diese Vermittlungen haben 
heute große Vollkommenheit erreicht und ihre Entwicklung kann nun¬ 
mehr als abgeschlossen angesehen werden. Neben ihren Vorzügen wer¬ 
den deshalb auch ihre Mängel klar erkannt. Die wesentlichen Mängel 
sind: 

— eine Vielzahl feinmechanisch recht komplizierter Wähler- und Relais¬ 
typen 

— ein sich aus der mechanischen Abnutzung der Bauteile ergebender 
hoher Wartungsaufwand 

— eine beschränkte Lebensdauer der Bauteile durch mechanischen und 
ehern ischcn Verschleiß 

— eine Empfindlichkeit der Schaltglieder gegen Verunreinigung der Luft 

— ein großer Raumbedarf 

— eine durch die Anwendung des Raumvielfachprinzips bedingte um¬ 
fangreiche und verwirrende Amtsverdrahtung 

— ein langsames Schalten der Wähler und Relais, wodurch die Anwen¬ 
dung anderer Durchschalteprinzipicn außer dem Raumvielfachprinzip 
nicht möglich ist 

— eine durch die Mechanik bedingte lange Dauer der Verbindungser¬ 
stellung 

— Behinderungen durch eine Verkehrs wertabhängige Beschaltung 

— eine geringe Anpassungsfähigkeit an neue betriebliche und technische 
Leistungsmerkmale. 

Die Diskussionen um die Frage, welches System die Technik TW 39 
ablösen soll, um den neuen Forderungen der Datentechnik begegnen 
zu können, konzentrierten sich deshalb bald auf eine elektronische 
Lösung. Es galt, eine Konzeption zu linden, die nicht nur alle gegen¬ 
wärtigen Anforderungen wirtschaftlich erfüllt, sondern auch an künf¬ 
tige, heute bereits erkennbare Entwicklungen der digitalen Nachrichten¬ 
übermittlung leicht anpaßbar ist. Die Lösung liegt in einem zentral¬ 
gesteuerten und speicherprogrammierten System nach dem heutigen 
Stand der Rechnertechnik. Durch ein speicherprogrammiertes Vermitt- 
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lungssystem können neue Forderungen in den meisten Fällen ohne 
Änderungen an den Einheiten des Systems erfüllt werden. 

Der Entwickler steht vor der schwierigen Aufgabe, mitten in einer 
Zeit tiefgreifenden Umbruchs in der gesamten Elektronik, mit der 
Technologie von heute ein Konzept festzulegen, das den Bedürfnissen 
von morgen und übermorgen gewachsen ist. 

Voruntersuchungen fl] im Jahre 1905, die die Brauchbarkeit des 
Systems TW 39 für die Übermittlung höherer Schrittgeschwindigkeiten 
feslstellen und Erkenntnisse für das Nachfolgesyslern bringen sollten, 
führten zu einigen bemerkenswerten Ergebnissen: 

a) Es ist möglich, mit dem System TW 39 Schrittgeschwindigkeiten bis 
1200 Bd zu vermitteln. Die Fehlerquote der übermittelten Zeichen ist 
dabei im allgemeinen geringer als im Telexnetz bei 50 Bd. 

b) Mit Cileichstromtastung auf der Teilnehmer-Anschlußleitung konnten 
Schrittgeschwindigkeiten bis lOkBd unter Einhaltung der Geräusch- 
spannungsbedingungen und der zugelassenen Verzerrungswerte über¬ 
tragen werden. Bei Beachtung bestimmter Codiervorschriften zur Eli¬ 
minierung des Gleichstromanteils des zu übertragenden Signals ist 
es sogar möglich, Schrittgeschwindigkeiten bis 48 kbit/s über meh¬ 
rere Kilometer lange Teilnehmer-Anschlußleilungen im Basisband zu 
übertragen. 

Nach diesen Erkenntnissen wurde das Datexnetz für Übertragungs¬ 
geschwindigkeiten bis 200 Bd unter Verwendung des Systems TW 39 
geschaffen. Mit diesem Netz konnten in der kurzen Zeit seines Beste¬ 
hens bereits wichtige technische und betriebliche Erfahrungen gewonnen 
werden. 

Aus der Erkenntnis, daß auf der Teilnehmer-Anschlußleitung bis 
zumindest 10 kBd die aufwandsarme Gleichstromübertragung angewen¬ 
det werden kann, ergeben sich wichtige Folgerungen für die Durch¬ 
schaltung innerhalb der Vermittlung. Durch den Verzicht auf Modems 
war der Weg frei, im Elektronischen Datenvermittlungs-Syslem EDS 
ein rein digitales Vermittlungskonzept vorzusehen, also eine Technik, 
welche der zu übermittelnden Nachricht optimal angepaßt ist [2, 3]. 


II. Struktur des Elektronischen Datenvermittlungs-Systeins 

1. Grundsätzlicher Aufbau des Systems 
A. S y s t e m eigen schäften 

Die Erfüllung der vielgestaltigen und unterschiedlichen Aufgaben, 
wie sie von der Deutschen Bundespost gefordert werden [4], zwingt zu 
einer Systemstruktur, die flexibel an diese Aufgaben anpaßbar ist. Diese 
Flexibilität wird im wesentlichen durch drei Methoden erreicht: 


a) Das System ist voll programmgesteuert; alle betrieblichen Aufgaben 
und Dienste werden mit Programmen bearbeitet. Insbesondere sind 
zur raschen Erledigung von häufig vorkommenden vermittlungstech- 
nischen Aufgaben mit hohen Realzeitforderungen leistungsfähige Spe¬ 
zialbefehle vorgesehen. Diese Spezialbefehle ergänzen einen Satz von 
Standardbefehlen, wie er auch in universellen Datenverarbeitungs- 
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anlagcn zur Verfügung sieht, ersl zum Befehlsvorrat eines „Ver¬ 
mittlungsrechners“. 

b) Die vielfältigen Tätigkeiten, die für eine große Anzahl von Leitungen 
simultan ausgeführt werden müssen, haben stark divergierende Real¬ 
zeitforderungen und Ausführungsdauern. Dies zwingt zu einer Hier¬ 
archie von Programmprioritäten und — damit verbunden — zu einem 
Programmanforderungs-, -verteilungs- und -Unterbrechungssystem, 
das den notwendigen, häufigen Programmwechsel mit extrem kurzer 
Organisationsdauer ermöglicht. 

c) Um das EDS in seiner Leistungsfähigkeit und Verfügbarkeit gut an 
die jeweiligen Anforderungen anpassen zu können, besteht es aus 
verschiedenen Systemeinheiten, die nach Art und Anzahl dem jewei¬ 
ligen Zweck entsprechend kombiniert werden können. Den verschie¬ 
denen Systemeinheilen sind spezielle Aufgaben zugeordnet. Sie unter¬ 
scheiden sich in ihrer Struktur sowie in Art und Anzahl ihrer Befehle. 


Teilt man den Vermittlungsvorgang in die Verbindungssteuerung 
und die Verbindungsdurchschaltung auf, so zeigt sich, daß die Steuer¬ 
aufgaben prinzipiell auch von einem Universalrechner erfüllt werden 
könnten. Die logischen Verknüpfungsaufgaben vermittlungstechnischer 
Informationen, die die Verbindungssteuerung lösen muß, sowie der da¬ 
mit verbundene Aufwand sind dabei weitgehend unabhängig von der 
Art und den Mitteln, die zur Durchschaltung der Nachrichten innerhalb 
des Systems benutzt werden. Bei optimaler Anpassung an die einzelnen 
Vermittlungsfunktionen ergeben sich jedoch für die zentrale Steuerung 
eines Vermiltlungsrechners markante Unterschiede gegenüber einer uni¬ 
versell verwendbaren Datenverarbeitungsanlage. Besonders die Forde¬ 
rung nach extrem hoher Funktionsgeschwindigkeit, besonderer Zuver¬ 
lässigkeit (s. Abschnitt II. 1. D.) und der große Anteil simultan zu be¬ 
arbeitender Vorgänge sind kennzeichnende Kriterien von Vermittlungs¬ 
rechnern. 

Die Gegenüberstellung der folgenden Merkmale soll zeigen, durch 
welche Eigenschaften sich die zentrale Steuerung eines Vermittlungs¬ 
rechners von einer mittleren Datenverarbeitungsanlage unterscheidet. 


Datenverarbeitungsanlage 

Die Einheiten sind für universelle Da¬ 
tenverarbeitungsaufgaben ausgelcgt. Bei 
Anlagenumstellung oder Erweiterung 
ist eine Betriebsunterbrechung zulässig. 


Entsprechend der Arbeitsgeschwindig¬ 
keit und der Anlagenausstattung für 
alle Aufgaben etwa gleichermaßen ge¬ 
eignet. Die jeweiligen Programme sind 
weitgehend voneinander unabhängig. 


Vermittlungsrechner 

u 

Neben Einheiten für (einige) univer¬ 
selle Datenverarbeitungsaufgaben sind 
weitere Einheiten für spezielle Ver- 
mittlungs- und Übertragungsaufgaben 
erforderlich. Bei Anlagenumstellung 
oder -erweiterung ist eine Betriebs¬ 
unterbrechung in der Regel nicht zu¬ 
lässig. 

Entsprechend der Arbeitsgeschwindig¬ 
keit und der Anlagenausstattung für 
Vermittlungsaufgaben hervorragend, 
für andere Aufgaben weniger gut oder 
ungeeignet. Die einzelnen Programme 
hängen voneinander ab (Spezialisie¬ 
rung auf die Vermittlungsaufgabe). 


a) Aufbau 


b) Programmierungsmöglichkeit 
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c) Art der Befehle 

Viele universell verwendbare Befehle Wenige universell verwendbare Stan- 

(u. U. sind zahlreiche Befehle zur Be- dardbefehle, jedoch zusätzliche lei- 

arbeitung von wenigen Daten nötig). stungsfähige Spezial- und Organisa¬ 

tionsbefehle für die Vermittlungsauf¬ 
gaben sowie Diagnosebefehle für die 
Sicherungsaufgaben in der Anlage. 

d) Anzahl der simultan (zeitlich verschaltet) ablaufenden Programme oder 

Programmteile 

Bis zu mehreren zehn Programmen. Bis zu mehreren 1000 Programmen. 

Die Anzahl hängt von der Anzahl 
gleichzeitig bestehender Verbindungen, 
vom Verkehrswert und der Verkehrs¬ 
behandlung (von der Verbindungsüber¬ 
wachung bis hin zu Diagnoseroutinen) 
ab. 


e) Gegenseitige Unterbrechbarkeit der Programme 


Soll nach mehr oder weniger langen 
Programmteilen möglich sein. Kleine 
Zeitverluste — bis zu einigen hundert 
Befehlen zum Umorganisieren — sind 
zulässig. 


Muß sehr häufig und in kurzen Ab¬ 
ständen bei jedem Programm möglich 
sein. Nur sehr kleine Zeitverluste — bis 
zu einigen wenigen (< 10) Befehlen 
zum Umorganisieren — sind zulässig. 


f) Anzahl der Befehle pro Programm 


Von etwa 100 bis über 10 000. Von weniger als 10 bis etwa 1000; für 

Diagnoseprogramme bis etwa 10 000. 


B. Systemeinheiten 


Die Systemeinheilen sind den verschiedenen Aufgaben angepaßt, 
die in einem Datenvermittlungssystem zu lösen sind. Eine Anlage ent¬ 
hüll in ihrer Mindestausstattung drei Verarbeitungseinheiten, und zwar 
die Leitungsanschlußeinheit, die Programmsteuerungseinheit und die 
Kommandofeldeinheit. Diese Verarbeilungseinheilen sind über jeweils 
eine Normschnittstelle mit der zentralen Speichereinheit verbunden. 

Bild 2 zeigt die Grobslruktur des Systems sowie Aufgaben und Zu¬ 
sammenwirken der einzelnen Einheiten. 


An die Leitungsanschlußeinheit sind sämtliche Lei¬ 
tungen, die die Vermiltlungsanlage mit dem Fernmeldenetz verbinden, 
angeschlossen. Neben Teilnehmer-Anschlußleitungen und Verbindungs¬ 
leitungen zählen dazu auch die Signalisierungs- und Steuerleitungen zu 
anderen Systemen oder zu den eigenen ferngesteuerten Konzentratoren. 
Zusammen mit der Speichereinheit bewirkt die Leitungsanschlußeinheit 
die Verbindungsdurchschaltung. Es wird nach einem asynchronen Zeit- 
multiplexverfahren durchgeschaltet [5, 6, 7]. 

Zur Bearbeitung der Programme dient die P r o g r a m in Steue¬ 
rungseinheit. Sie liest die Programme als Folge von Befehlen 
aus dem Speicher, entnimmt ihm Daten und schreibt nach Befehlsaus¬ 
führung Daten in den Speicher. 

Für die Bedienung des Systems ist die Kommandofeldein¬ 
heit vorgesehen. Das Betriebspersonal hat mit dieser Einheit Zugriff 
zur Vermittlungsanlage, kann Programme, Daten, Anweisungen usw. 
eingeben und Informationen aller Art ausgeben lassen. Neben Blatt- 
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Schreibern, Lochslreifengeräten und Datensichtgeräten, die zum Um¬ 
gang mit dem System dienen, ist ein Lampenfeld vorgesehen, womit 
Inhalte von Speicherzellen und Registern sowie auch Betriebszustände 
angezeigt werden können. 

Die Speichereinheit enthält in ihren Speicherzellen Pro¬ 
gramme und Daten der Vermittlung und steuert damit das Zusammen¬ 
spiel der angeschlossenen Verarbeitungseinheiten. 


c 
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Kommando - 
feld 




I Programm¬ 
steuerung 
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l Zeichen - 
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~\Funkhonserwe/t erung 
• und Redundanz 


Bild 2. 

Elektronisches Datenvermitt- 
lungssystem EDS; Grobstrnklur 


Die einzelnen Verarbeitungseinheiten können nicht unmittelbar mit¬ 
einander verkehren, sondern nur auf dem Wege über die Normschnitt¬ 
stelle zum Speicher. Auf diese Weise wird die Zusammenarbeit zwischen 
den Systemeinheiten übersichtlicher. Außerdem werden Erweiterungen 
der Vermittlung oder die Einführung von verbesserten Einheiten, die 
durch den technischen Fortschritt bedingt sind, wesentlich erleichtert. 

Die angeführten Systemeinheiten bilden die Minimalausstattung 
einer Vermittlungsanlage. Sie genügen, um alle vermiltlungstechnischen 
Funktionen ordnungsgemäß durchführen zu können, enthalten jedoch 
keine Vorkehrungen zur Erhöhung der Verfügbarkeit, d. h. keine Re¬ 
dundanz. Ein Fehler kann zum Totalausfall des Gesamtsystems führen. 

C. Möglichkeiten zur Leist u ngse r h ö h u n g 

Bei größeren Vermittlungsstellen kann es Vorkommen, daß die 
Leistungsfähigkeit des Systems in der Normalausstattung nicht aus¬ 
reicht. In diesem Falle bestehen verschiedene Möglichkeiten die Lei¬ 
stung der Anlage zu erhöhen. 

Der erste Schritt ist der Anschluß weiterer Programm¬ 
steuerungseinheiten, die simultan zur ersten Program m- 
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steuerungseinheil unterschiedliche Aufgabenklassen bearbeiten. Hier¬ 
durch läßt sich bei geschickter Verteilung der Aufgaben die Anzahl der 
notwendigen Progranimunterbrechungen erheblich reduzieren. Bei Aus¬ 
fall einer Programmsleuerungseinheit können deren Aufgaben von einer 
anderen übernommen werden. Andererseits kann durch den Einsatz 
eines zusätzlichen Registersatzes in der Programmsteuerungseinheit die 
Arbeitsgeschwindigkeit und damit die Leistung der Einheit erhöht wer¬ 
den. 

Eine weitere Möglichkeit zur Erhöhung der Leistungsfähigkeit 
beruht auf der Ver m indem n g des B e d a r f es a n Spei- 
c herzyklen. Sie ist besonders wirksam bei gleichartigen und 
häufigen Abläufen mit hohen Realzeitforderungen. Ein typisches Bei¬ 
spiel für solche Abläufe sind in einem Vermitllungssystem der Empfang 
und die Sendung von Codezeichen. Normalerweise werden diese Auf¬ 
gaben von der Programmsteuerung mittels gespeicherter Programme 
ausgeführt. In Spitzenzeiten der Belastung kann es bei großen Ver¬ 
mittlungsstellen Vorkommen, daß die Speicherbelastung unzulässig groß 
wird. Diese Speicherbelastung kann sich zum Beispiel äußern in einer 
Zunahme der Verzerrungswahrscheinlichkeit bei der Übertragung von 
Nachrichten, einer Reduzierung des Empfangsspielraums oder einer 
Zunahme der Sendeverzerrung. Dies gilt ganz besonders bei der Über¬ 
tragung von hohen Schrittgeschwindigkeiten. Um diese Nachteile zu 
vermeiden, kann eine Zeichen behandlungsein heit vorge¬ 
sehen werden. Diese übernimmt für die Aussendung und Aufnahme von 
Codezeichen die Serien-Parallel- und Parallel-Sericn-Umsetzungsfunk- 
tionen und entlastet damit sowohl die Programmsteuerungseinheit be¬ 
züglich der Anzahl der abzuwickelnden Programme als auch die Spei¬ 
chereinheit hinsichtlich der benötigten Speicherzyklen. Mit ihrer fest 
verdrahteten Logik und wenigen Spezialbefehlen entspricht sie einer 
Programmsteuerungseinheit für spezifische Aufgaben. 

Durch zusätzliche Verarbeitungseinheilen können die Leistung und 
die Funktionen des Systems erweitert werden. Die Verbindungsdurch- 
sehaltung ist im asynchronen Zeitmulliplex für Schrittgeschwindig¬ 
keiten über 9,6 kßd in der Regel nicht mehr anwendbar (siehe Abschnitt 
11.2. E). Durch eine spezielle Leitungsanschlußeinheit nach dem Raum¬ 
vielfachprinzip, die über die Normschnittstelle an die Speichereinheit 
angeschlossen wird, können auch Kanäle mit höherer Übertragungs¬ 
geschwindigkeit vermittelt werden. 

Eine weitere Systemeinheit, die nach Bedarf eingesetzt werden 
kann, ist die Geräteanschlußeinheit. Durch sie können 
periphere Geräte wie Plattenspeicher, Bandgeräte, Magnetkartenspei- 

s 3 t ^ angeschlossen werden. Die Notwendigkeit Sekundär¬ 
speicher zu betreiben, kann dann gegeben sein, wenn der Vermilllungs- 
rechner zusätzliche Betriebsfunktionen übernehmen soll, z. B. Abrech¬ 
nungsaufgaben, Führung von Dateien oder automatische Auskunfts¬ 
gabe. 
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D. Erhöhung der Sicherheit des Systems 

Bei den direktgesteuerlen elektromechanischen Vermittlungssyste- 
men werden auf Grund der dezentralen Anordnung der einzelnen Ver- 
miltlungselemente durch einen technischen Defekt im allgemeinen nur 
eine oder wenige Leitungen betroffen. Bei zentralgesteuerten Vermitt¬ 
lungen wie dem EDS kann durch ein fehlerhaftes Bauelement bereits 
der Betrieb der gesamten Anlage gefährdet werden. Erfahrungswerte 
der mittleren Fehlerwahrscheinlichkeit bei vergleichbaren Rechenanla¬ 
gen besagen, daß mit eine m Ausfall etwa alle drei Wochen gerechnet 
werden muß. Es ist klar, daß bei einem Vermittlungsrechner andere 
Maßstäbe angelegt werden müssen als bei einem kommerziellen Rechner, 
der für Reparaturzwecke ohne besondere Auswirkungen für Stunden 
außer Betrieb genommen werden kann. In internationalen Diskussionen 
wurde für Vermittlungsrechner eine Totalausfallzeit von höchstens 
2 Stunden in einem Zeitraum von 30 Jahren für erforderlich und auch 
für erreichbar bezeichnet. Eine derartige Forderung kann nur erfüllt 
werden, wenn dafür gesorgt ist, daß der Betrieb des Systems weder 
durch Einzelfehler und deren Reparatur, noch durch routinemäßig not¬ 
wendige Wartungsarbeiten gestört wird. Das bedeutet einerseits, daß 
das System in geeigneter Weise Redundanz enthalten muß. und anderer¬ 
seits, daß ausgefallene Systemteile möglichst rasch instandgesetzt, ge¬ 
prüft und wieder in Betrieb genommen werden müssen, da sich die 
während der Reparaturzeit verringerte Redundanz des intakten Rest¬ 
systems stark auf die totale Ausfalldauer des Gesamtsystems auswirkt. 


In einigen ausgeführten Anlagen wird die Redundanz durch Par¬ 
allelbetrieb von zwei oder drei gleichen Systemen erreicht. So verwendet 
die Schweizerische Postverwaltung in ihrem Speichervermittlungs- 
system für den Telegrammdienst (ATECO) ein Triplexsystem, bei dem 
drei vollkommen identische und unabhängige Vermittlungsrechner par¬ 
allel geschaltet sind, so daß auch hei einem Ausfall von zwei Anlagen 
der Betrieb noch gesichert ist f 13]. Das EDS beschreitet zur Erhöhung 
der Verfügbarkeit drei verschiedene Wege, die nebeneinander ange¬ 
wendet werden und eine sehr flexible Anpassung an den jeweiligen 
Einsatzfall erlauben, nämlich 


— Redundanz durch Parallelarbeit 

— Redundanz durch Modularität 

— Redundanz für spezielle Systemeinheiten durch gespeicherte Pro¬ 
gramme. 

Bei der Redundanz durch Parallelarbeit bearbeiten meh¬ 
rere (in der Regel zwei) Systemeinheiten parallel und taktsynchron die 
gleiche Aufgabe. Vergleicherschaltungen an den Ausgängen der abge¬ 
benden Einheiten überwachen die Ergebnisse und starten bei Ungleich¬ 
heit eine Prüfroutine, die die fehlerhafte Einheit erkennt und diese 
außer Betrieb nimmt. In Systemeinheiten, die dezentrale Gruppierungen 
enthalten, wie die Leitungsanschluß- oder Kommandofeld-Einheit, wird 
die Überwachung zweckmäßigerweise nur auf die zentralen Teile 
beschränkt. 
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Wenn gleiche Systemeinheiten mehrfach vorhanden sind und 
simultan verschiedene Aufgaben behandeln, spricht man von Redun¬ 
danz durch M odularität. Im Normalfall wird durch diese Simul¬ 
tanarbeit die Leistungsfähigkeit der Anlage erhöht. Bei einer Störung 
in einer Einheit übernehmen die verbleibenden bzw. die verbleibende 
alle Aufgaben, wobei aber während der Ausfallzeit gewisse Einschrän¬ 
kungen in Kauf genommen werden müssen. 

Die Aufgaben einiger spezieller Systemeinheiten, die häufige und 
komplizierte Funktionen mit einem festverdrahteten Programm durch¬ 
führen, kann im Fehlerfall die Programmsteuerungs-Einheit durch 
hierfür gespeicherte Programme übernehmen. Dies wird 
allerdings nur in wenigen Fällen durchgeführt, wenn keine Redundanz 
durch Parallelarbeit oder Modularität vorgesehen ist. So können z. B. 
die Aufgaben der Zeichenbehandlungs-Einheit, die zur Entlastung der 
Programmsteuerungen dient, bei einer Störung von den Programm¬ 
steuerungen wieder übernommen werden. Die Leistungsfähigkeit der 
Gesamtanlage wird während dieser Zeit geringfügig reduziert. 

Zum Erkennen von Fehlern und von fehlerhaften Einheiten wer¬ 
den verschiedene Methoden angewandt. 


Wie bereits erwähnt, prüfen Vergleicher, ob die Daten von paar¬ 
weise parallel arbeitenden Systemeinheiten übereinstimmen. 

Falls gleichartige Systemeinheiten im Simultanbetrieb verschiedene 
Aufgaben ausführen, ist es nicht immer möglich, auftretende Fehler 
sogleich zu erkennen. 

Zu diesem Zweck dienen interne Überwachungsschaltungen, die 
den richtigen Arbeitsablauf in den Einheiten überprüfen oder die Parität 
der Zeichen überwachen. Daneben laufen neben den Arbeitsprogrammen 
noch Prüfprogramme, die mit periodischen Routinetests defekte Ein¬ 
heiten auffinden und melden. 

Ist die fehlerhafte Einheit erkannt, so werden mit Hilfe von 
Diagnoseprogrammen Prüfabläufe gestartet, die die Fehlerursache oder 
den Fehlerort weiter eingrenzen. 

Nachdem -die Reparatur Beendet ist, wird die betreffende Syslem- 
einheit in einen „Wiedereinschaltzustand“ versetzt, in dem Programme 
die ordnungsgemäße Funktion prüfen, Register- und Speicherinhalte 
auf den aktuellen Stand bringen und schließlich die Systemeinheit end¬ 
gültig wieder in Betrieb nehmen. 


2. Die Leitungsanschluß-Einlieit 

A. Betrachtung verschiedener Durchschalte- 
prinzipien 

Während technische und wirtschaftliche Überlegungen allgemein 
zu der Erkenntnis geführt haben, daß sich die Verbindungssteuerung 
moderner Vermittlungssysteme optimal nur unter Verwendung zentra¬ 
lisierter elektronischer .Mittel und gespeicherter Steuerprogramme be¬ 
herrschen läßt, herrscht hinsichtlich des zu verwendenden Durchschalte- 
prinzips und des besten Durchschaltemediiuns noch keine Einmütigkeit 
in der internationalen Diskussion. Es scheint deshalb angebracht, die 
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verschiedenen Möglichkeiten der Verbindungsdurchschaltung kurz zu 
vergleichen und damit zugleich die gewählte Lösung zu begründen. 

Obwohl der elektronische Schalter wegen seiner extrem kurzen 
Schaltzeit von einigen Xanosekunden für Steuerzwecke dem elektro¬ 
mechanischen Schalter überlegen ist, weist letzterer wegen seiner idealen 
Schaltverhältnisse bei der Verbindungsdurchschaltung nach wie vor 
eine höhere Qualität als der elektronische Schalter auf. Die Entwick¬ 
lungen auf diesem Gebiet verfolgten deshalb sowohl das Ziel, den 
elektronischen Koppelpunkt in seinen Schalterqualitäten zu verbessern, 
als auch das mechanische Koppelelement an die Arbeitsgeschwindigkeit 
der elektronischen Steuerung anzugleichen. Die Verbesserungen der 
mechanischen Schaltglieder führten in den letzten Jahren zu Versuchen 
mit halbelektronischen Vermittlungen, in denen ein schnellschaltendes 
mechanisches Koppelglied von einer elektronischen Steuerung einge¬ 
stellt wird. Auch die deutsche Fernmeldeindustrie hat in unterschied¬ 
lichen Versionen bei vier Versuchsvermittlungsstellen in der Bundes¬ 
republik dieses Prinzip angewandt [8]. Auch in anderen Ländern be¬ 
steht ein starker Trend, Fernsprech-Wählvermittlungen nach dieser 
Konzeption auszuführen. In diesem Falle ist wegen des Einsatzes 
mechanischer Durchschalteglieder die Anwendung des Raumvielfach¬ 
prinzips systemgebunden. 

In einigen anderen Fällen wurden vollelektronische Wählvermitt¬ 
lungen mit räumlicher Durchschaltung entwickelt. Wegen des großen 
Koppelpunkt-Aufwandes — ein einstufiges Koppelfeld mit m Eingängen 
und n Ausgängen benötigt m X n Koppelpunkte — wurden diese An¬ 
lagen bisher nur für Nebenstellenanlagen und für Vermittlungen klei¬ 
neren Ausmaßes gebaut. Der eigentliche Vorteil des elektronischen 
Schalters, nämlich seine hohe Arbeitsgeschwindigkeit, kommt erst bei 
Durchschaltung nach dem Zeitvielfachprinzip zum Tragen. 

Grundlage für dieses Prinzip ist das Abtasttheorem, nach dem 
eine kontinuierliche Nachricht dann mit genügender Genauigkeit über¬ 
tragen werden kann, wenn bei gegebener Grenzfrequenz innerhalb der 
kürzesten Halbwelle der Nachricht mindestens ein kurzer Impuls über¬ 
tragen wird, dessen Amplitude der Amplitude des abgetasteten Signals 
entspricht. Gehen diese Impulse beim Empfänger über einen Tiefpaß 
mit der gegebenen Grenzfrequenz, so werden die einzelnen Impulse 
durch die Einschwing- und Ausschwingvorgänge glockenförmig abge¬ 
flacht und auf diese Weise das ursprüngliche Nachrichtensignal rück- 
gebildet. 

Ist die Abtastperiode sehr lang im Verhältnis zur Dauer der Im¬ 
pulse, so können mehrere Abtastperioden, die zu verschiedenen Nach¬ 
richten gehören, ineinander geschachtelt werden. Dies bedeutet, daß 
über ein Zeilvielfach mehrere Nachrichten zugleich übertragen werden 
können. 

Die bis heute eingesetzten Fernsprech-Wählvermittlungen nach 
dem Zeitvielfachprinzip verwenden das Synchronverfahren (S y n - 
chrones Zeitvielfach). Dabei wird zwei zu vermittelnden An¬ 
schlüssen als gemeinsamer Verbindungsweg ein freier Zeittakt zuge¬ 
ordnet. Die Sende- und Empfangsschaltungen der Zubringer- und Ab- 
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nehmerleitung werden mit diesem Zeiltakt synchronisiert. Gegenüber 
dem Raumvielfaeh ergibt dieses Verfahren eine große Einsparung an 
Koppelpunkten, weil bei m Eingängen und n Ausgängen nur noch 
m + n Koppelpunkte für ein Vermitthingsfeld benötigt werden. 

Daß das Zeitvielfachprinzip bisher in der Fernsprech-Wähl ver- 
inittlungstechnik nicht an Bedeutung gewinnen konnte, liegt daran, 
daß für die Koppelpunkte sehr aufwendige Modulationseinrichtungen 
benötigt werden, so daß die Mehraufwendungen durch die system¬ 
gegebenen Einsparungen nicht aufgefangen werden. Nach allgemeiner 
Ansicht wird dieses Verfahren erst dann große Vorteile bringen, wenn 
es gelingt, durch Integration einer Übertragungs- und Vermittlungs- 
lechnik nach dem Zeitvielfachprinzip die Digitalform der Signale über 
die Vermittlung hinweg zu erhallen [9]. 

Überträgt man das Abtastverfahren auf die Verhältnisse bei der 
Vermittlung von binären Fernschreibzeichen, so ergeben sich wesentlich 
günstigere Voraussetzungen für dessen Anwendung als in der Fern¬ 
sprechtechnik. Da die Form der Zeichen bekannt ist, genügt zu ihrer 
Bestimmung die Angabe der binären Zustände der einzelnen Zeichen¬ 
elemente (Bild 3). Ein aus 5 Schritten bestehendes Fernschreibzeichen 
muß also bei einer Uberlragungsgeschwindigkeit von 50 Baud min¬ 
destens 5 mal in Abständen von 20 ins abgetastet werden. Wird das 



Bild 3. Fernschrcibzeichen im CCITT — 
Nr. 2 Code; Zeichen für Buchstabe A 



Bild 4. Synchrone Miltenabtastung 
eines Fernschreibzeichens 


Abtastzeitraster so gelegt, daß die Entnahme der Zuslandsstichproben 
genau in die Mitte der Fernschreibzeichenschritte fällt, so ergibt sich 
eine hohe Übertragungssicherheit, weil die Signalzustände der Schritte 
trotz großer Verzerrungen noch richtig abgetastet werden können 
(Bild 4). Leider ist dieses Abtastverfahren auf eine bestimmte Tele¬ 
grafiergeschwindigkeit festgelegt, da sowohl beim Senden als auch beim 
Empfangen zwischen den Zeichenschritten und dem Abtastzeilraster 
Synchronismus bestehen muß. Die eventuell in unregelmäßiger Folge 
ankommenden Fernschreibzeichen werden üblicherweise erst in einem 
Puffer am Eingang der Vermittlung zwischengespeichert. Überdies 
läßt sich zeigen, daß bei einem genügend langen Text die Hälfte 
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aller Zuslandsslichproben keine Information enthält. Es sind dies Stich¬ 
proben, bei denen sich im Verhältnis zur jeweils vorangehenden Stich¬ 
probe am Nachrichtenzustand nichts geändert hat. Bei diesem Verfahren 
werden demnach etwa doppelt so viele Abtastimpulse verwendet, wie 
zur Übertragung der echten Information notwendig wären (Bild 5). Ein 
Vorteil dieses Vermittlungsprinzips ist die mit der Durchschaltemcthode 
verbundene Entzerrung der Fernschreibzeichen. 



Bild 5. Durchschnittliches Verhältnis (Vs) 
zwischen Anzahl der Polenlialumschläge 
und Fernschreibzcichensehritte 
V 8 = Zahl der Tmpulssendungen 
S = Zahl der Schritte 


Damit bei einer Zeitmultiplex-Durchschaltung mit synchroner Ab¬ 
tastung die Fernschreibnachrichten unterhalb einer vorgegebenen Maxi¬ 
malgeschwindigkeit geschwindigkeitsunabhängig und unabhängig vom 
Zeittakt der Vermittlung übertragen werden können, müssen die Zei- 
chenschritte so oft abgetastet werden, daß der Rast fehler i nnerhalb der 
zulässigen Grenze bleibt. Rastfehler bewirken eine Verzerrung der Fern¬ 
schreibschritte. Um diese Verzerrung auf einen Wert <= - % zu beschrän¬ 
ken, muß die Dauer einer Abtastperiode Vso der nominellen Schrittdauer 
der Übertragungsgeschwindigkeit sein. Bei 200 Baud (Schrittdauer 5 ms) 
beträgt die Dauer einer Ahtaslperiode 100,us; die Abtastfrequenz ist 
also 10 kHz. Sind die Leitungszuordnungen für eine Verbindung in 
einem zentralen Speicher gespeichert, so ist je Abtastung ein Speicher¬ 
zyklus nötig. Derzeit verfügbare schnelle Kernspeicher besitzen eine 
Zykluszeit von 0.5 ns, d. h. sie können 2-10° Zyklen je Sekunde ab¬ 
wickeln. 

Unter der Annahme, daß jeder zweite Zyklus für die Abtastung 
zur Verfügung steht — der Rest ist für Programmabläufe usw. — 
können gleichzeitig entweder 100 Verbindungen bei 200 Baud oder 8 
Verbindungen bei 2400 Baud bestehen. 

Vermittlungen, die zur Durchschaltung ein synchrones Zeitvielfach 
in der geschilderten Art verwenden, sind sowohl als Spcichervermitt- 
lungen wie als Durchschalte Vermittlungen ausgeführt worden. Wegen 
des hohen Zyklenbedarfes ist dieses Verfahren für größere Vermitt¬ 
lungen nicht verwendbar. 

Eine Steigerung der Leistungsfähigkeit des synchronen Zeitviel- 
facfaes wäre durch die Verwendung leitungs- oder verbindungsindivi¬ 
dueller schneller Eingangsspeicher möglich. Diese Speicher würden 
synchron zur Abtastung der zugeordneten Leitungen oder Verbindungen 
betrieben und zweckmäßigerweise zu Gruppen gleicher Übertragungs¬ 
geschwindigkeit zusammengefaßt. Dadurch würde nur beim Erkennen 
eines Polaritätswechsels auf einer Leitung ein Zyklus des nachgeschal¬ 
teten, „asynchron“ betriebenen zentralen Kernspeichers benötigt. 
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Da mehrere Verbindungen gleichzeitig, d. h. innerhalb der Dauer 
eines Kernspeicherzyklus Polaritätswechsel liefern können, ist zwischen 
den synchron betriebenen Eingangsspeichern und dem zentralen Kern¬ 
speicher ein Puffer nötig, in dem sich eine Warteschlange bildet. Durch 
den stochastischen Einfall der PolaritätsWechsel ergibt sich eine wech¬ 
selnde Länge der Warteschlange. Diese bewirkt eine unsystematische 
Verzerrung. Damit kommen zu den grundsätzlich vorhandenen Rast¬ 
verzerrungen des synchronen Zeit multiplex noch die unsystematischen 
Verzerrungen des asynchronen. Weitere Nachteile sind die höheren Ko- 
sten. bedingt durch die peripheren Zusatzspeicher, und der Verlust der 
freizügigen Beschallbarkeil der Anschlüsse des Durchschaltefeldes we¬ 
gen der Sortierung nach Geschwindigkeitsklassen. 

Bei dem im EDS verwendeten Zeitmultiplex ist man davon ausge¬ 
gangen, daß ein Fernschreibzeichen nicht nur durch Angabe der binären 
Zustände der einzelnen Zeichenschritte bestimmbar ist, sondern auch 
dadurch, daß von einem bekannten binären Zustand aus nur die Zeit¬ 
punkte der Zustandsänderungen kenntlich gemacht werden. Bei diesem 
Verfahren wird nur dann ein Impuls übertragen, wenn innerhalb der 
binären Nachricht eine Zustandsänderung auftritt (asynchrones 
Zeitvielfach). Jeder die Vermittlung durchlaufende Ablastimpuls 
enthält echte Information (Bild 6). 



Bild 6. 

Darstellung eines Fernschreib¬ 
zeichens im asynchronen 

» 

Zeitmultiplex 


Während beim synchronen Zeitmultiplex die binäre Nachricht eine 
passive Rolle spielt, gibt sie nunmehr den Rhythmus der Impulssendung 
an. Es entfällt daher jegliche Forderung auf Synchronismus. Binäre 
Nachrichten können mit beliebiger Schrittgeschwindigkeit vermittelt 
werden. Dabei sind im Mittel bei einem genügend langen Text nur 
halb so viele (V s = 0,5) Impulssendungen, also Speicherzyklen not¬ 
wendig, wie Zeichenschritte übertragen werden (Bild 5). 

In den folgenden Ausführungen soll die Realisierung dieses asyn¬ 
chronen Zeitmultiplex-Verfahrens näher erläutert werden. Die Bezeich¬ 
nung „asynchron“ deckt sich in dieser Bedeutung übrigens nicht mit 
der Definition des CCITT oder mit dem Normentwurf DIN 44 300. Da 
der Begriff aber in der Literatur bereits in diesem Sinne verwendet 
wurde, wird er hier beibehalten (treffender wären Ausdrücke wie „nicht 
synchron“ oder „arhythmisch“). 

B. Realisierung des asynchronen Zeitmultiplex- 
Verfahrens 

Nach diesem Prinzip besteht die Aufgabe des Vermittlungsfeldes 
darin, nur die Polaritätswechsel zwischen den in Verbindung stehenden 
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Leitungen zu übertragen. Im EDS wird dies von der Leitungsanschluß- 
Einheit im Zusammenwirken mit dem zentralen Speicher durchgeführt. 
Für jede Polaritätswechselübertragung führt der zentrale Speicher einen 
Übertragungszyklus aus. Der Speicher stellt dabei für die an das System 
angeschlossenen Leitungen das zentrale Verbindungsglied dar, das die 
auf den Leitungen zeitlich zufällig eintreffenden Polaritätswechsel in 
der Reihenfolge ihres Eintreffens nacheinander überträgt. Im Gegensatz 
zu den bekannten synchronen Zeitmultiplcxverfahren, bei denen eine 
Nachricht in äquidistanten Abständen abgetastet und dabei galvanisch 
im Systemtakt zu einer Abnehmerleitung durchgeschaltet wird, wird 
bei diesem Verfahren die „Zusammenschaltung“ beider Leitungen nur 
indirekt durch einen gemeinsamen Speicherzyklus im Rhythmus der 
auftretenden Polarilälswechsel bewirkt. Zu dieser „Pseudo-Durchschal- 
tung“ dienen Speicherzellen, die den Leitungen fest zugeordnet sind 
und in denen für die Dauer einer Verbindung auch die Adresse des 
Verbindungspartners enthalten ist. 



Bild 7. Vermittlungsinterne Übertragung 
eines Polaritätswechsels 

SA = Systemanschlußschaltung 
ECW = Eingabe-Codewandler 
ACW = Ausgabe-Codewandler 
PS = Polaritätsspeicher 
L = Leitungsanschluß-Einheit 
S = Speicher-Einheit 


Anhand von Bild 7 sollen die einzelnen Vorgänge innerhalb eines 
Übertragungszyklus dargestellt werden: Bei einer bereits bestehenden 
Verbindung zwischen den Leitungen 107 und 318 steht in der Leitungs¬ 
zelle 107 neben anderen Informationen auch die Adresse 318 und umge¬ 
kehrt in der Leitungszelle 318 die Adresse 107. Gibt die Leitung 107 
einen Polaritätswechsel an die Systemanschlußschaltung (SA) 107, so 
stellt diese ihrerseits eine Anforderung an den Eingabecodewandler 
(ECW). Dieser identifiziert mit sehr schnellen, in Koordinaten aufge¬ 
teilten Suchketten die anfordernde Systemanschlußschaltung und über¬ 
gibt ihre binäre Adresse dein Speicher. Gleichzeitig übernimmt ein zen¬ 
traler Polaritätsspeicher (PS) die neue Polarität. Diese Übergabe der 
Polarität während der Verbindung ist als Sicherungsmaßnahme not¬ 
wendig, weil sonst ein einziger Fehlimpuls alle darauffolgenden Zeichen 
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verfälschen würde. Nach der AdreßÜbergabe wird die Anforderung der 
Systemanschlußschallung sofort wieder zu rückgestellt und der Ein¬ 
gabecodewandler zum Suchen eventuell vorliegender weiterer Anforde¬ 
rungen freigegeben. 

Mit der Adreßübergabc wird ein Speicherzyklus ausgelöst, der die 
in der Leitungszelle 107 enthaltene binäre Adresse der Leitung 318 an 
den Ausgabecodewandler (ACW) liefert. Dieser wählt durch Decodie¬ 
rung die Systemanschlußschaltung 318 aus und veranlaßt sie im Zu¬ 
sammenwirken mit dem Polaritätsspeicher zur Übernahme der neuen 
Polarität. Die bistabile Ausgangsstufe der Abnehmerleitung 318 wird 
dadurch umgeschaltet und steuert so ein elektronisches Senderrelais. 

Mit der Polaritätswechselübertragung wird die neue Polarität je¬ 
weils auch in die entsprechende Leitungszelle eingeschrieben. Somit 
kann die Programmsteuerung jederzeit über die Zustände auf den Lei¬ 
tungen orientiert werden. Dies ist notwendig bei der Überwachung von 
Signalkriterien während des Verbindungsaufbaus und bei der Verbin¬ 
dungsauslösung. 

Die Übertragungsdauer eines Polaritätswechsels wird durch die 
Speicherzyklusdauer bestimmt. Da der Speicher nur nacheinander Zy¬ 
klen ausführen kann, entstehen bei gleichzeitigem Eintreffen von Pola¬ 
ritätswechseln Verzögerungen in der Übertragung. Diese Verzögerungen 
äußern sich als Verzerrungen, die aber für nicht zu hohe Schrittge¬ 
schwindigkeiten genügend klein bleiben (siehe Abschnitt II. 2. C.). 


In den Pausen zwischen den Übertragungszyklen steht der Speicher 
für andere Programmabläufe zur Verfügung. Die Speicherzyklen für 
diese Programme können sowohl in zeitlichen Abständen als auch 
lückenlos aufeinander folgen. Da den Überlragungszyklen wegen ihrer 
hohen Realzeitforderung höchste Priorität eingeräumt ist, wird eine 
derartige Programmzyklusfolge zugunsten eines Übertragungszyklus 
unterbrochen. 


C. Der Ei n f 1 u ß d es Ü b e rtragungsprinzips auf die 
z u ii b e r m ittelnden binären Nachrichte n 

Zwei Einflüsse, nämlich das gleichzeitige Eintreffen von Polaritäts- 
Wechseln während einer Zyklusdauer und die Wartezeiten einer Über¬ 
tragungszyklus-Anforderung wegen eines gerade laufenden Programm¬ 
zyklus, bedingen die Gesamtverzerrung der Nachricht im EDS. 


Nachricht 1 

« . . • 

n _ 

l 


Nachricht 2 _ 



Nachricht 3 _ 



i 1 1 

• ■ i 

• l 1 


Speicherzyklen 

\JZ1\UZ2\UZ3 \PZl\PZ2 

UZ!\PZ3 


Bild 8. 

Die Wartezeitsituation im 
elektronischen 

Datenverwaltungssystem EDS 


In Bild 8 ist diese Wartesituation dargestellt. Die Nachrichten 1, 
2 und 3 liefern z. B. in Bruchteilen einer Mikrosekunde hintereinander 
je einen Polaritätswechsel. Der Polaritätswechsel der Nachricht 1 erhält 
sofort den Übertragungszyklus UZ1 und wird damit übertragen. Die 
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PolaritätsWechsel der Nachrichten 2 und 3, die während des Übertra¬ 
gungszyklus 1 eintreffen, werden verspätet übertragen. Ein weiterer 
Polaritäts Wechsel der Nachricht 1 trifft während der lückenlosen Pro- 
grammzyklusfolge PZ1 bis PZ3 ein. Der Polaritätswechsel muß mit 
seinem Übertragungszyklus UZ1 bis zur Beendigung des bereits be¬ 
gonnenen Programmzyklus PZ2 warten und unterbricht dann mit seiner 
höheren Priorität die Programmzyklusfolge. Der Programmzyklus PZ3 
wird um eine Zyklusdauer verzögert. 

Es ist bereits erkennbar, daß gegenüber heutiger Technik in Zu¬ 
kunft veränderte Voraussetzungen bei der Planung einer Vermittlungs¬ 
stelle unterstellt werden müssen. Eine Leitungsanschlußeinheit nach 
dem asynchronen Zeitvielfach entspricht auch bei großen Anlagen einem 
einstufigen Koppelfeld, d. li., sie kennt bei vollkommener Erreichbarkeit 
keine innere Blockierung. Der Grenzwert für die maximale Verkehrs¬ 
belastung des Durchschallefeldes ist allein durch die zulässige Verzer¬ 
rung der übertragenen Nachrichten gegeben. 

Wie groß diese Verzerrungen sind, hängt von der Gesamtbelaslung 
A des zentralen Speichers ab. Diese setzt sich aus folgenden Teilbela¬ 
stungen zusammen: 

A = (Aj + . . . + A p _i) + A p . 

Die Teilbelastungen Ai. . . A,,_i entstehen durch die Übertragungszyklen 
aller Leitungen mit den Schrittgeschwindigkeiten Vj....V p _i. 

Hierbei gilt für die Teilbelastung A, der Geschwindigkeit V; mit iij 
gleichzeitigen Verbindungen und einer Speicherzyklusdauer t s : 

Aj = 0,5 • t s • m • Vi [Erl] . 

Der Faktor 0,5 berücksichtigt, daß im Mittel nur halb so viele Pola¬ 
ritätswechsel wie Bits übertragen werden müssen. Die Teilbelastung Ap 
wird durch die Programmzyklen hervorgerufen. Wenn für eine Ver¬ 
bindung z Programmzyklen in der Sekunde erforderlich sind, wird die 
Teilbelastung Ap für die Gesamtanzahl n aller gleichzeitigen Verbin¬ 
dungen: 

Ap = z • n • t s [Erl] . 

Bei einer Verzögerung eines Übertragungszyklus um die Zeit zll 
gegenüber der mittleren Verzögerung erleidet die dazugehörende Nach¬ 
richt mit der Übertragungsgeschwindigkeit v die Verzerrung: 

d = zft • v . 


Die entstandene Verzerrung ist also der Übertragungsgeschwindig¬ 
keit proportional. Dies bedeutet, daß in einer Vermittlungsstelle mit 
großer Verkehrsbelastung die höheren Ubertragungsgeschwindigkeiten 
wesentlich mehr verzerrt werden als die niedrigen. Im EDS werden des¬ 
halb innerhalb der Abfertigung der Übertragungszyklen Rangstufen 
eingeführt, um Polaritäts Wechsel von Nachrichten mit hoher Geschwin¬ 
digkeit mit Vorrang zu übertragen. Durch die kürzere Wartezeit zlt ver¬ 
ringern sich dadurch gemäß obiger Gleichung die Verzerrungen. 

Zur Ermittlung der im praktischen Betrieb auftretenden Verzerrun¬ 
gen wurden umfangreiche Untersuchungen angestellt. Das folgende Be- 
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rechnungsbeispiel soll einen Eindruck vermitteln, mit welchen Verzer¬ 
rungen im praktischen Betrieb gerechnet werden kann. 

Es wurde angenommen, daß in einer großen Vermittlungsstelle mit 
etwa 13 000 Leitungen (Teilnehmer-Anschlußleitungen und Verbin¬ 
dungsleitungen) gleichzeitig 5000 Verbindungen bestehen. Dabei sollen 
sich die einzelnen Verbindungen folgendermaßen auf die verschiedenen 
Übertragungsgeschwindigkeiten auf teilen: 


Überlragungs- 

gcschvvimligkeii 

Anteil der 
Verbindungen 

Anteile der Über¬ 
tragungszyklen 

Eberl rngungs- 
Rangstufe 

50 Bd 

85,5 % 

13 % 

0 

200 Bd 

7,5 % 

5 % 

2 

2400 Bd 

5,5 % 

39 % 

2 

9000 Bd 

1,5 % 

43 % 

1 

Man erkennt, 

daß bereits wenige 

Verbindungen mit 

9,6 kBd die übe 


tragungszyklen-Belaslung stark erhöhen. 

In diesem Beispiel werden insgesamt 1,6 Mbit/sec übertragen, d. h. 
800 000 Übertragungszyklen je Sekunde. Der Kernspeicher im EDS mit 
einer Zykluszeit von 0.5 //s gestattet 2 Millionen Speicherzyklen pro 
Sekunde, so daß noch genügend Speicherzyklen für die Programmab¬ 
läufe zur Verfügung stehen. 
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Bild 9. 

Verzerrungsverhältnisse im 
elek Ironischen 

Datenverinilthingssyslem EDS 


In Bild 9 sind die mittleren Wiederholungszeiten bestimmter Ver¬ 
zerrungswerte, wie sie sich aufgrund von Berechnungen ergeben, dar¬ 
gestellt. Zum Vergleich sei erwähnt, daß eine herkömmliche Telex- 
Vermittlungsstelle eine Verzerrung von etwa 3 % erzeugt. Die in einer 
EDS-Vermitilung entstehenden Verzerrungen sind sowohl bezüglich 
ihrer Größe als auch ihrer Auftrittszeiten unsystematisch verteilt. Es 
ergeben sich daher für die Gesamtverzerrung mehrerer hintereinander 
geschalteter EDS-Vermittlungen kleinere Werte als bei bestehenden 
elektromechanischen Vermittlungen, deren Übertragungsrelais u. a. 
systematische Verzerrungen aufweisen. 


D. Ausführung der L e i t ungsanschluß-Einheit 

Die Struktur der Leitungsanschluß-Einheit zeigt Bild 10. Bei Voll¬ 
ausbau können — durch die Adressierungsgrenze gegeben — bis zu 
16 384 Leitungen in 4 Gruppen zu je 4096 Leitungen an die Syslem- 
anschlußschaltungen (SA) angeschlossen werden. Die Leitungen kön¬ 
nen in beliebiger Mischung als Teilnehmer-Anschlußleitungen, Verbin¬ 
dungsleitungen oder Fernsteuerleilungen zu Konzentratoren betrieben 
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werden. In einer bestehenden Verbindung wird ein Polaritätswechsel 
an einer Syslemanschlußschaltung vom Eingabecodewandler (ECW) 
erkannt, codiert und an eine Suchschaltung übergeben. Die Suchschal¬ 
tung sucht die Ausgänge aller Eingabecodewandler ab und bietet die 
gefundenen Übertragungsanforderungen der Übertragungsablaufsteue¬ 
rung (UEAS) an. Aufgabe der Übertragungsablaufsteuerung ist es, den 
Informationstransfer zwischen Leitungsanschluß-Einheit und Speicher 
zu koordinieren. Sie fordert je Polaritätswechsel einen Speicherzyklus 
an, entnimmt dem Speicher die (interne) Abnehmeradresse und über¬ 
gibt diese und die eingegangene Zeichenflanke über Verteilerschaltung 
und Ausgabecodewandler (ACW) an die zugehörige Systemanschluß¬ 
schaltung. 


zu den Ansch lußkobe In und WT - Einrichtungen 



Bild 10. Struktur der Leitungsanschluß-Einheit mit Zeilmultiplex-Durchschaltung 

AE = Anschlußeinheit ACW = Ausgabe-Codewandler 

ECW = Eingabe-Codewandler SA = Systemanschlußschaltung 

Zum Auffinden einer der 16 384 Leitungen werden der Verteiler- 
Schaltung aus der Teilnehmerzelle der anfordernden Leitung im Spei¬ 
cher 14 Adressenbits (Bild 11) parallel übergeben. Die Bedeutung der 
einzelnen Bits ergibt sich aus Bild 11. Mit den ersten beiden Stellen 
wird eine der 4 Gruppen von je 4096 Leitungen ausgewählt. Bit 3 bis 5 
markieren die acht 512er Gruppen. Mit den verbleibenden neun Bits 
werden schließlich die einzelnen Systemanschlußschaltungen angesteuert. 

Die einzelnen Eingabecodewandlergruppen arbeiten zeitlich und 
funktionell voneinander unabhängig. Jede ECW- und ACW-Gruppe 
besteht aus einem zentralen Teil und acht dezentralen Teilen für jeweils 
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512 Leitungen. Die Leitungen mit höherer Übertragungsgeschwindigkeit 
können in einer besonderen Gruppe für 512 Leitungen zusammen gefaßt 
werden. Diese Gruppe wird mit Vorrang abgefertigt, so daß sich gerin¬ 
gere Wartezeiten und somit kleinere Verzerrungen ergeben. Der Vor¬ 
rang dieser Leitungen wird nicht durch Programm, sondern durch die 
Verdrahtung der Suchschaltung erreicht. 


14 Adressenbits (ur die 
Adressierung von mox. 
2 U = 16 304 Abn ehmerttg, 


; 1 2 


6^ 171 s | ^ |ro| 

n\u 



i 


III I 

I I I I 

I I I I 

K -. —:—;— 

4096 | 512 . Abnehmer/eitung in einer | 

Gruppe Gruppe 512 Gruppe 


Bild 11. 

Adressierung der Abnehmer- 
leilung in der 
Leilungsanschluß-Einheit 


Jeweils acht Systemanschlußschaltungen bilden konstruktiv eine 
Baugruppe, so daß bei Systemerweiterungen eine große Anpassungs¬ 
fähigkeit an den tatsächlichen Leitungsbedarf gegeben ist. Die zentralen 
Teile der Leitungsanschluß-Einheit, also Übertragungsablaufsteuerung, 
Such- und Verteilschaltung, sowie die zentralen Teile von Ein- und 
Ausgabecodewandler sind verdoppelt, um im Störungsfall Betriebs¬ 
unterbrechungen zu vermeiden. 


E. Vergleich zwischen Raum multiplex und a s y n - 
clironem Zeitmultiplex 


Es erhebt sich die Frage, ob das asynchrone Zeitmultiplex so große 
Vorteile gegenüber dem Raummultiplex bietet, daß die Neuentwicklung 
und die Fertigung einer besonderen Technik zu rechtfertigen ist. Durch 
eine unterschiedliche Konzeption des Durchschallefeldes gegenüber dem 
Elektronischen Fernsprech-Wählsystem EWS, das ein Raumvielfach 
mit geschlossenen mechanischen Koppelelementen verwendet, werden 
Vorteile in bezug auf eine einheitliche Fertigung und auf die Wartung 
des Systems aufgegeben. Unterstellt man, daß beide Verfahren die be¬ 
trieblichen Forderungen an ein Koppelfeld erfüllen, dann entscheidet 
über den Einsatz die größere Wirtschaftlichkeit, also in erster Linie 
die Herstellkosten Und der Raumbedarf. 


Man hat beide Verfahren gründlich miteinander verglichen. Dem 
geschilderten asynchronen Zeitmultiplex wurde eine Raummultiplex- 
Durchschaltung in 2 X 3-stufiger Umkehrgruppierung gegenübergestellt. 
Der Betrachtung wurden außerdem die im Elektronischen Fernsprech- 
wählsystem verwendeten geschlossenen Koppel- und Funktionsrelais 
zugrundegelegt. Ferner wurde angenommen, daß die übrigen System¬ 
einheiten, wie Speicher, Programmsteuerung usw., in beiden Fällen 
gleich sind. Die Verteilergestelle für die Anschlußleitungen sind in dem 
Vergleich nicht enthalten. 

Bei dem Aufwandsvergleich wurde berücksichtigt, daß beim Raum¬ 
vielfach-System die Umsetzerschaltungen der Teilnehmeranschlüsse zen¬ 
tralisiert werden können. Im Zeitvielfach-System wird für jeden Teil¬ 
nehmer eine Umsetzerschaltung aufgewendet. Die Zentralisierung der 
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Umsetzerschaltung im Raumvielfach ist jedoch nicht möglich beim An¬ 
schluß von Wechselstromtelegrafie-Einrichtungen oder hei den neuen 
Doppelstrom-Tastgeräten mit niederem Pegel (GDN, siehe Abschnitt VI.). 

Der Vergleich zeigt, daß die Kosten und der Raumbedarf der Raum- 
multiplex-Lösung gegenüber den Kosten und dem Raumbedarf der 
Zeitmultiplex-Lösung etwa doppelt so hoch sind. Daneben bietet das 
Zeitmulliplex des EDS noch einige gewichtige Vorteile, die nicht un¬ 
erwähnt bleiben sollten: 


— Das Durchschallenetz entspricht einem einstufigen Koppelfeld. Die 
einstufige Durchschallung gewährleistet eine vollkommene Erreich¬ 
barkeit ohne innere Blockierung. 

— An die Leilungsanschlußeinheit können Viel- und Wenigschreiber, 
bzw. Verbindungs- und Teilnehmerleitungen in beliebiger Mischung 
angeschlossen werden. Damit ist eine verkehrswertunabhängige Be¬ 
schaltung möglich. 

— Das asynchrone Zeitmulliplexverfahren erlaubt die Anwendung einer 
homogenen Technik in allen Systemeinheiten. Dies bedeutet, gleiche 
elektronische und konstruktive Bauelemente in allen Systemeinhei¬ 
len. Daraus ergeben sich Vorteile für die Fertigung, Prüfung, Lager¬ 
haltung und Wartung des Systems. 

Der hohe Speicherzyklenbedarf bei höheren überlragungsgeschwin- 

digkeiten bringt allerdings gewisse Einschränkungen: 

— Schrittgeschwindigkeiten über 9,6 kBd können nicht mehr über das 
asynchrone Zeitmulliplex übertragen werden, weil diese Signale zu 
hohen Verzerrungen ausgeselzt würden und sie außerdem die je¬ 
weilige Systembelastung sehr unübersichtlich werden lassen. Für die 
Vermittlung höherer Schrittgeschwindigkeiten als 9,6 kBd wird eine 
besondere Leitungsanschluß-Einheit eingesetzt werden. Diese Erwei¬ 
terung ist jedoch erst zu einem späteren Zeitpunkt vorgesehen. 

— Auch ein plötzliches Anwachsen von 9,6-kBd-Teilnehmern kann zu 
einer Überlastung des Systems führen. Immerhin kann es aber einen 
Nachrichtenfluß von ca. 2 Mbit/s vermitteln. 


Die Leitungsanschluß-Einheit wurde im Rahmen- dieses Aufsatzes 
eingehender behandelt als die übrigen Syslemeinheiten, weil sie mit 
ihrer Zeitmultiplex-Lösung das EDS besonders charakterisiert. Es ist 
ein Beispiel für die Möglichkeit, bei der Konzeption von Dalenvermitt- 
lungen die Nachricht in den Vermittlungsvorgang einzubeziehen. 


3. Die Speiehereinheit 

Aufgabe der Speichereinheit ist das Speichern von Programmen, 
Daten und Anforderungen und im Zusammenwirken mit der Pro¬ 
grammsteuerung der Betrieb von Programmen. An die Betriebsabläufe 
und die Organisation des Speichers werden besondere Anforderungen 
gestellt; denn es ist erforderlich, eine sehr kurze Speicherzugriffszeit 
und Speicherzykluszeit zu erreichen und zahlreiche Prioritätsstufen zu 
berücksichtigen. 


* 
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Bild 12. 

Struktur der Speichereinheit 


ABAS = Ablauf - Anforderungs -Steuerung 
KS = Kernspeicher 

S = Speichereinheit 

Sb = Speicherbank 

SEAS = Speicher - Eingabe - Ausgabe-Steuerung 
SOPS = Speicher - Operotions - Steuerung 
VE = Verarbe/tungs einheit 
n = Anzahl der Einheiten 


Im Vollausbau kann die Speichereinheit 256 k Worte (k = 2 10 = 
1024) in ihren Zellen abspeichern. Jedes Wort besteht aus 32 Bit so¬ 
wie weiteren Bits für Sicherungszwecke. Bild 12 gibt einen Überblick 
über die Struktur der Einheit. Um dem jeweiligen Ausbaugrad einer 
Vermittlung besser Rechnung tragen zu können und zur schnelleren 
Ansteuerung, ist die gesamte Speicherkapazität in bis zu 16 einzelne 
Blöcke, sogenannte Speicherbanken, gegliedert. Die Zykluszeiten der 
Speicherbanken können entsprechend den gestellten Anforderungen ver¬ 
schieden lang sein. Den Verkehr zwischen den Verarbeitungseinheilen 
und den Speicherbanken regelt die S p e i c h e r - E i n g a b e - Aus¬ 
gabe-Steuerung (SEAS). Jede Verarbeitungseinheit kann über 
einen der maximal 16 Speichereingänge über die Speicher-Eingabe-Aus- 
gabe-Steuerung jede Speicherbank erreichen. Eine vergleichbare Wir¬ 
kung, wie sie durch die Funktion der SEAS erreicht wird, wäre nur 
durch eine vollkommene Vermaschung aller Speicherbanken mit jeder 
Verarbeitungseinheit zu erreichen. Darunter würde allerdings die Über¬ 
sichtlichkeit leiden und der Syslemaufwand beträchtlich steigen. 

Voraussetzung für den Einsatz der Speicher-Eingabe-Ausgabe- 
Steuerung ist die Anwendung einer Schallkreistechnik, die mit der 
hohen Arbeitsgeschwindigkeit der Speicherbanken Schritt hält. Um die 
Transferzeit der Informationen kurz zu halten, besitzt jede Speicher¬ 
bank ihre eigene Speicheroperationssleuerung und arbeitet so als selb¬ 
ständiger Speicher. 

Zum Auffinden eines Speicherworles benötigt die Speicher-Eingabe- 
Ausgabe-Steuerung eine 18-Bit-Adresse, die sich aus 

4 Bit zur Adressierung der 16 Speicherbanken und weiteren 

14 Bit zur Bestimmung der 16 384 Zellen jeder Speicherbank 


zusammensetzt. Die Adresse und andere Informationen werden par¬ 
allel übergeben, um eine möglichst hohe Arbeitsgeschwindigkeit zu er¬ 
zielen. 

Der gleichzeitige Verkehr auf vielen Leitungen, d. h. das simultane 
Aufbauen, Überwachen und Auslösen von Verbindungen unter Berück¬ 
sichtigung von Klassifizierung, Leitweglenkung, Verzonung. Gebühren¬ 
erfassung und das Ausführen von Diensten erfordern eine Vielzahl von 
Betriebsprogrammteilen unterschiedlicher Laufdauer, die mit sehr unter¬ 
schiedlicher Dringlichkeit bearbeitet werden müssen. Dazu kommen die 
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zur Kontrolle und Aufrechterhaltung der Funktion der Anlage not¬ 
wendigen überwachungs- und Fehlersuchprogramme (Diagnosepro¬ 
gramme). Das führt zu einer Hierarchie von Prioritäten für Programme. 
Außerdem muß bei gleichzeitig von verschiedenen Verarbeitungseinhei¬ 
ten ein treffenden Zykluswünschen die Rangfolge der Verarbeitungs¬ 
einheiten eingehallen werden. Die Koordinierung aller Anforderungen 
von den Verarbeitungseinheilen an die Speichereinheit übernimmt die 
Speicher-Eingabe-Ausgabe-Sleuerung, die Übergabe von Anforderungen 
für Abläufe (z. B. Programme, Ausgabevorgänge) in den Systemein¬ 
heiten übernimmt die Ablauf-Anforderungssleuerung (ABAS). Die A b - 
lauf-Anforderungs-Steucr u n g enthält für alle im Ge¬ 
samtsystem möglichen Ablaufprioritätsstufen jeweils eine Stelle zum 
Speichern der Anforderung. Jeder dieser Stellen entspricht ein Bereich 
im Speicher, in dem weitere kennzeichnende Parameter dieser Anforde¬ 
rung. ggf. auch mehrere bestehende Anforderungen, eingetragen werden 
können. Bei Betrachtung der Prioritäten ist eine Unterscheidung not¬ 
wendig, zwischen der Priorität von Zyklusanforderungen am Speicher 
und der Priorität von Programmen. 

Die Speicherzyklen werden in der Reihenfolge des Eintreffens der 
Zykluswünsche verteilt; bei gleichzeitig eintreffenden Wünschen erfolgt 
die Verteilung nach der Nummer der durch den Normanschluß festge¬ 
legten Priorität. Diese Verteilung ist durch die Verdrahtung der Steuer¬ 
logik bestimmt, kann aber auch durch Programme verändert werden. 

Bei der Anforderung eines Programms für eine Programmsteue¬ 
rungs-Einheit wird außer der Startadresse des gewünschten Programms 
und der Basis — z. B. die interne Nummer der Leitung, für die das 
Programm aufgerufen wird — auch die Prioritätsstufe, in der der Ab¬ 
lauf erfolgen soll, angegeben. Die Zuordnung zwischen Programm und 
Prioritätsstufe ist nicht fest, sondern in die Hand des Programmierers 
gegeben. Sie kann deshalb automatisch von einem Programm den mo¬ 
mentanen Betriebsbedingungen entsprechend durchgeführt werden. Ein 
bestimmtes Programm kann so, abhängig vom Belastungszustand der 
Anlage (Hauptverkehrsslunde, viele Verbindungen befinden sich gerade 
im Aufbau) oder der Art eines anfordernden Teilnehmers (z. B. ent¬ 
sprechend der Schrittgeschwindigkeit) mit unterschiedlicher Priorität 
bearbeitet werden. Treffen mehrere Anforderungen für Programm¬ 
abläufe gleicher Priorität ein, so werden sie in einem Anforderungs¬ 
puffer gespeichert und in der zeitlichen Reihenfolge des Eintreffens 
verarbeitet. 

Ein laufendes Programm kann von einer Programmanforderung 
höherer Priorität unterbrochen werden. Die variablen Prioritäten kön¬ 
nen so gesteuert werden, daß z. B. eine Priorität mit dem Rang 23 erst 
von einer Priorität mit dem Rang 35 und höher unterbrochen werden 
kann. Dadurch wird eine außerordentlich große Anpassungsfähigkeit an 
den Betriebszustand der Vermittlung erreicht. 

Da der Gesamtaufwand an Speicherzyklen für Programmunter¬ 
brechung und -Wiederaufnahme mit dem dazu notwendigen Umladen 
der Register etwa dem Zyklenaufwand für 10—20 Befehle entspricht, 
ist es unzweckmäßig, Programme mit wenigen Befehlen zu unter- 
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brechen. Kurze Abläufe erhallen deshalb in der Regel eine hohe Prio¬ 
rität oder man schützt sie durch eine besondere Anzeige vor Unter¬ 
brechung, auch wenn von der Dringlichkeit her eigentlich eine niedrige 
Priorität vorliegt. Eine eintreffende Anforderung höherer Priorität er¬ 
leidet durch dieses Verfahren im Grunde keine größere Wartezeit als 
bei Unterbrechung. 

Es ist nicht immer wirtschaftlich, sämtliche Daten, die das System 
oder die Teilnehmer betreffen, im zentralen Kernspeicher aufzubewah¬ 
ren. In manchen Fällen, z. B. bei Übernahme von Diensten, die die Ver¬ 
mittlung von Nachrichten nicht unmittelbar berühren (wie Statistik, 
Abrechnung usw.), ist es vorteilhaft, die Informationen in externen 
Spei c h e r n wie Plattenspeichern oder Bandspeichern aufzubewah¬ 
ren, die über die Gerätesteucrungs-Einheit an das System angeschlossen 
sind. Die Speicherkosten pro Bit sind in solchen Externspeichern wesent¬ 
lich niedriger als im zentralen Kernspeicher. So wird in den größeren 
Vermittlungsstellen die Gebühr für jede Verbindung erst in einer, jedem 
Teilnehmer zugeordneten Gebührenzelle im Kernspeicher erfaßt, dann 
aber in gewissen zeitlichen Abständen einem externen Speicher über¬ 
geben. Von dort kann die Rechnungsstelle die Teilnehmergebühren für 
die automatische Rechnungserstellung abrufen. 

Der Kernspeicherbedarf je Vermittlungsstelle ist je nach Inan¬ 
spruchnahme von Diensten und der Beschaltung der Systemanschlüsse 
(Verbindungsleitungen, Teilnehmerleitungen, verschiedene Schrittge¬ 
schwindigkeiten) unterschiedlich. Eine Vermittlungsstelle für etwa 
13 000 Anschlüsse entsprechend dem Beispiel in Abschnitt II. 2. G. 
würde für den vermittlungstechnischcn Betrieb einen Kernspeicher von 
über 100 k Worten benötigen. 

Wegen der engen Verknüpfung mit der Speichereinheit sei an dieser 
Stelle auch die 3’ a k t v e r s o r g u n g kurz erwähnt. Für jeden Spei¬ 
cherzyklus ist eine bestimmte Anzahl Taktimpulse notwendig, die den 
Lese- und Schreibvorgang steuern. Außerdem ermöglichen diese Takt¬ 
impulse die exakte Zuordnung miteinander verknüpfter Aktionen in 
den einzelnen Verarbeilungscinheiten. 

Ein Problem besteht nun darin, den Takt so zu den einzelnen Emp¬ 
fangsgattern zu führen, daß der Zeitunterschied beim Eintreffen in den 
verschiedenen Systemeinheiten höchstens einige ns beträgt. 

Zur Einhaltung der Bedingung, daß die sich entsprechenden Takt¬ 
ilanken an beliebigen Orten im System zeitgleich ankommen müssen, 
wird der Takt über gleich lange Koaxialkabel von der zentralen Takt¬ 
versorgung an die Empfangsverstärker in den Systemeinheiten geführt. 
Auch bei kurzen Entfernungen muß wegen der Zeitbedingung immer 
die einmal festgelegte Kabellänge verwendet werden. Zum Ausgleich 
verschieden langer Signallaufzeiten in den Sende- und Empfangsver¬ 
stärkern ist außerdem in jedem Empfangsverstärker ein kontinuier¬ 
licher Laufzeitabgleich möglich. 

Wegen der Bedeutung der Takt Versorgung für den sicheren Betrieb 
des Systems sind eine Reihe zentraler und dezentraler Überwachungs¬ 
einrichtungen vorgesehen, die hier nicht weiter betrachtet werden sollen. 
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-1. Die Programmsteuerungs-Einheit 


Die Programmsteuerungs-Einheit enthält Einrichtungen für den 
Betrieb von Programmen und regelt zusammen mit der Ablauf-Anfor- 
derungs-Steuerung in der Speichereinheit die Verteilung der verschie¬ 
denen Tätigkeiten an die anfordernden Systemeinheiten. 

Bei einem Vermittlungssystem bestehen die steuernden Programme 
neben einer Reihe von speziellen Aufgaben vornehmlich aus Abläufen 
zur Verbindungsüberwachung, zum Verbindungsauf- und -abhau, zur 
Gebührenerfassung und aus Routinelestprogrammen. 

Die Programmanforderung wird von der Programmsteuerung 
durch Spezialbefehle vereinfacht und zyklussparend durchgeführt. 

Zur Programmaufnahme ist ein festverdrahteter Ablauf vorge¬ 
sehen. Zu diesem Zweck gibt es einen Satz von Sonderregistern, deren 
Inhalt angibt: 


— ob die Programmsteuerung gerade tätig ist, 

— ob ein laufendes Programm durch ein Programm höherer Priorität 
gerade unterbrechbar ist, 

— welcher Prioritätsstufe ein gerade laufendes Programm zugeordnet 
ist, 

— welche Priorität ein neu zu startendes Programm hat. 


Der Vergleich der Inhalte dieser Register führt gegebenenfalls zum 
Start eines neuen Programms, dem die Unterbrechung eines gerade 
laufenden Programms mit niedrigerer Priorität vorausgehen kann. In 
diesem Fall werden die zur späteren Weiterführung des unterbrochenen 
Programms benötigten Registerinhalte in einen speziellen, dieser Prio¬ 
ritätsstufe zugeordneten Speicherbereich übertragen. 

Die Programmsteuerung arbeitet zyklisch. Jeder Zyklus bildet einen 
Befehlsablauf, wobei der Reihe nach folgende Abschnitte durchlaufen 
werden: 


— Befehlsübernahme 
— Indizierung 
— Substitution 
— Befehlsausführung 

— Programmunterbrechung (falls notwendig) 

Zur Indizierung, eventuell mit Inkrement, stehen eine Reihe von 
Registern zur Verfügung. Mit einem bestimmten Register kann auch 
doppelt indiziert werden. 


5. Die Kommandofeld-Einheit 

Die Kommandofeld-Einheit sorgt für die Bedienung des Systems 
und den Anschluß der dazu notwendigen Geräte. Die Anpassung der 
Geräteeigenschaften an die Schnittstellenbgdingungen der Kommando¬ 
feld-Einheit nimmt die Kommandofeld-Gerätesteuerung wahr (Bild 13). 
Von einer Gerätesteuerung können bis zu drei Geräte bedient werden; 
bei acht Eingängen könnten also bis zu 24 Bediengeräte angeschlossen 
werden. 
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KGS = Kommandofeld - Gerätesteuerung 
K = Kommandofeld - Steuerung 
S - Speicher 

Bild 13. Anschaltung der Bedienelemente an das elektronische Datenvermittlungs- 

svstem EDS 


Bedien gerate für das System sind Blatt Schreiber, Lochslreifen- 
leser und -Stanzer und Datensichtgeräte. 

Daneben können mit einem Lampenfeld Inhalte von Kernspeicher¬ 
zellen und Registern angezeigt werden. Die Information kann sedezimal 
codiert oder alphanumerisch eingegeben werden. Die Zeichen werden 
dem Kommandofeld byteweise parallel übergeben. Verwendet ein Be- 
diengerät einen niederwertigeren Code, dann wird dieser von der Ge¬ 
rätesteuerung in die Bytestruktur umgeformt. Die Ivommandofeld- 
Einheit selbst übergibt ihre Informationen dem Speicher wortweise (also 
jeweils 32 Bit parallel). 

Da der Bediener mit der Kommando-Einheit unmittelbaren Zugriff 
zum zentralen Kernspeicher hat, ist Vorsorge getroffen worden, daß 
durch eine Fehlbedienung nicht wichtige Daten der Anlage gelöscht 
werden können. Der Eingriff in sogenannte geschützte Bereiche ist dem 
Kommandofeld nur durch Anstoß spezieller Programme über die Pro¬ 
grammsteuerung möglich. 


Die Bedienung des EDS gliedert sich prinzipiell in die rechner¬ 
technische Bedienung und die vermittlungstechnische Bedienung. D i e 
rechnertechnische Bedienung umfaßt alle Vorgänge, die 
den Betrieb als „Rechner“ helreffen. Dazu gehören das Eingeben von 
Programmen und Daten für Systemerweiterungen oder allgemeine 
Änderungen, die die Leistungsmerkmale des Elektronischen Daten¬ 
vermittlungs-Systems betreffen. 

Die vermittlungstechnische Bedienung faßt alle 
Anzeige- und Bedienvorgänge zusammen, die für den laufenden ver- 
mittlungstechnischen Betrieb notwendig sind. Die wichtigsten Anwen¬ 
dungen sind: 


das Andern von Parametern der Vermittlungsstelle, z. B. 

— Verzonungsgrundlage 

— Leitweglenkung 

— Gebühren 

das Sperren von leitungsindividuellen Anlageteilen, z. B. 

— Verbindungsleitung sperren 

— Teilnehmer sperren 


21 Fernrneldewesen 
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das Eingehen und Ändern von Parametern der Anschi Umleitungen, z. B. 

— Rufnummernänderung (nicht interne Anschlußnummer) 

— Geschwindigkeitsklassen-Änderung 

— Teilnehmer auf den Dienst „Kurzwahl“ schallen (Eingeben der Kurz¬ 
wahlliste durch den berechtigten Teilnehmer) 

— Gebührenzuschreiben, für alle Verbindungen oder nur für Auslands¬ 
verbindungen 

— Fangauftrag 

An einem Beispiel sei die Änderung von Parametern der Anschluß¬ 
leitung erläutert: 

Die Leitungsparameter einer Vermittlung werden erstmals mittels 
Lochstreifenleser mit Protokollierung aller Angaben am Bedienblatt¬ 
schreiber eingegeben. Bei Änderungen wird die Zubringerzelle bzw. die 
zugehörige Leitungsbeschreibung durch die Tastatur des Datensicht¬ 
gerätes aufgerufen und deren Inhalt — in lesbare Form umgeschlüs¬ 
selt — am Datensichtgerät angezeigt (Bild 14). 

Das Grundbild der Anzeige — in der Darstellung besonders ein¬ 
gerahmt — ist als Festwerlschema eingegeben und wird automatisch 
abgerufen. Der Teilnehmer 523981 habe den Antrag gestellt, daß ihm 
anstelle sämtlicher Verbindungsgebühren nur noch die Gebühren für 
internationale Verbindungen zugeschrieben werden sollen. Der zu än¬ 
dernde Parameter wird nun mit derselben Tastatur nach einem fest¬ 
gelegten Modus an der betreffenden Stelle überschrieben. Das Daten¬ 
sichtgerät zeigt den geänderten Inhalt sofort an (Bild 15). Mittels der 



LEITUNGSBESCHREIBUNG 

TEILNEHMER 15 2 3 9 8 1 

A ! KEIN SAMMELANSCHLUSS 
II ; EINFACHSTROM 
C I 50 BD 
I) : TELEX 

E j GESCHRIEBENE SIGNALE 
F | ALLE GEB ZUSCHREIBEN 
3 j KEINE KURZWAHL 
II | KEINE HINWEISE 
[ : KEIN FANGAUFTRAG 

K 1 KEIN MITLESE AUFTRAG 


LE ITU NGSBES CI IR El B UNG 

TEILNEHMER: 5 2 3 9 8 1 

A KEIN SAMMELANSCHLUSS 
B EINFACHSTROM 
C 50 BI) 

I) TELEX 

E GESCHRIEBENE SIGNALE 
F GEB ZUSCHREIBEN AUSLAND 
G KEINE KURZ WA HL 
II KEINE HINWEISE 
I KEIN FANGAUFTRAG 
K KEIN MITLESEAUFTRAG 


Bild 14. Darstellung einer Leitungs- Bild 15. Darstellung der Leitungsbe¬ 
beschreibung auf dem Bildschirm des Schreibung nach Änderung des Dien- 

Datensichlgeriites stes F 

Tastatur des Datensichtgerätes wird nun die Übernahme des geänderten 
Inhalts in den Speicher veranlaßt. Ein Protokollblattschreiber bestätigt 
den Vorgang und liefert zugleich einen Beleg für die Änderungsmit¬ 
teilung an den Teilnehmer. 

Das Elektronische Datenvermittlungs-System kann auch fernge¬ 
steuert bedient werden, so daß nicht in jeder Vermittlungsstelle sämt¬ 
liche Bediengeräte vorhanden sein müssen. 
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III. Programmierung des Systems 

1. Befehlsvorrat 

Wegen der besonderen Anforderungen eines Vermittlungsrechners 
an die Programmabläufe, war bei der Entwicklung des Befehlsvorrats 
folgende Zielrichtung maßgebend: 

— Schnellster Programm Wechsel bei angeforderten Programinunter¬ 
brechungen; 

— modulare Zusammenarbeit mehrerer Programmsteuerungen (d. h. 
im Normalbetrieb verschiedene Aufgaben, aber bei Ausfall gegen¬ 
seitiger Ersatz möglich); 

— bequeme Programmierung trotz Unterbrechbarkeit und zahlreicher 
Programmprioritäten; 

— Erzielung kürzester Laufzeit für die häufigsten Programmteile. 

Die Ergebnisse dieser Entwicklung sind eine Auswahl von Slan- 
dardbefehlen und für stets wiederkehrende Vermittlungsvorgänge eine 
Anzahl wirksamer Spezialbefehle. Spezielle Organisationsbefehle die¬ 
nen vornehmlich zur Programmanforderung, zur Programmunlerbre- 
chung und zur Zusammenarbeit mehrerer Programmsteuerungen. 

2. Betriebsprogramm 

Das Betriebsprogramm des Systems setzt sich im einzelnen aus 
Arbeits-, Bedienungs- und Sicherungsprogrammen zusammen. Die A r - 
beitsprogramme enthalten im wesentlichen: 

Leitungsorientierte Programme: Sie behandeln 
sämtliche vermittlungstechnische Prozeduren wie das Empfangen und 
Auswerten von Polaritätswechseln, die Verbindungsüberwachung, das 
Anpassen an andere, vorher festgelegte Signalisierungssysteme. Für die 
Erstellung dieser Programme wurde eine spezielle problemorientiertc 
Programmsprache entwickelt, die es dem Anwender ermöglicht, auch 
ohne Kenntnis der Maschinensprache Zusätze und Änderungen an den 
standardisierten Abläufen vorzunehmen. In Zukunft werden z. B. bei 
einer Umstellung der Signalisierung in einem ausländischen Vermitt¬ 
lungssystem keine Änderungen an den Übertragungen der abgehenden 
internationalen Verbindungsleitung mehr nötig sein. Diese Anpassungen 
können durch Änderungen der leitungsorientierten Programme vorge¬ 
nommen werden. Die spezielle Programmsprache ist so ausgebildet, 
daß gezeichnete Zustandsdiagramme von Vermittlungsvorgängen direkt 
in Anweisungen umgesetzt werden können. 

Netzorientierte Prograin m e : Diese Programme be¬ 
wirken Richtungswahl, Leitweglenkung und Verzonung. Ausgehend von 
einem Grundprogramm werden die netzorientierten Programme ent¬ 
sprechend dem Aufstellungsort der Vermittlungsstelle modifiziert. Die 
dazu notwendigen Daten werden der Leitungskartei jeder Vermittlungs¬ 
stelle entnommen. 

Dienstprogramme: Diese Programme regeln Abläufe bei 
Diensten, wie Rundsenden, Kurzwahl, Direktruf usw. Ähnlich wie bei 
den leitungsorientierten Programmen wurde auch hier eine spezielle 
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problemorientierte Programmsprache entwickelt, die die Ausarbeitung 
von Dienstprogrammen wesentlich vereinfacht. 

Sicherungsprogramme dienen zur Fehlerfeststellung 
und zur Fehlerdiagnose. Zur Fehlerfeststellung führen Prüfprogramme 
neben den Arbeitsprogrammen schrittweise Kontrollaufgaben aus. Wird 
ein Fehler erkannt, so wird das System durch ein Rekonfigurations¬ 
programm in einen neuen, arbeitsfähigen Zustand und die fehlerhafte 
Einheit in einen Prüfzustand versetzt. Sie kann daraufhin die übrigen 
Einheiten der Anlage nicht mehr stören, ist aber noch verfügbar zur 
Untersuchung durch Diagnoseprogramme. Diese starten Prüfabläufe in 
der defekten Einheit, übernehmen deren Ergebnisse in die Anlage und 
werten sie dort aus. Voraussetzung für die Durchführung derartiger 
Diagnoseprozeduren ist, daß das System noch eine zweite Speicher¬ 
einheil und Programmsteuerungs-Einheit besitzt. Endziel einer Diagnose 
ist das Auffinden der defekten Schallplatine (sofern es sich überhaupt 
um Fehler in der Schaltkreistechnik handelt). 

Alle Eingriffe in die Anlage, die zum Routinebetrieb einer Ver¬ 
mittlungsstelle gehören, werden vom Betriebspersonal mit Hilfe der 
Bedienungsprogramme durchgeführt. Sie gestatten das — 
evtl, ferngesteuerte — Anschalten, Rangieren und Sperren von An¬ 
schlüssen oder das zeitweise Abschalten und die Wiederinbetriebnahme 
ganzer Systemeinheiten. 

Die in problemorientierter Sprache geschriebenen Programme müs¬ 
sen erst über Compiler und Assembler in die maschinenorientierte 
Sprache übersetzt werden. Da neue vermittlungstechnische Kriterien 
oder neue Dienste nicht häufig eingeführt werden, kann die Überset¬ 
zung auch außerhalb des Systems an zentraler Stelle in einer kommer¬ 
ziellen Datenverarbeitungs-Anlage durchgeführt werden. 

IV. Konzentratoren ini Elektronischen Datenvermittlnngs-System 

1. Einsatz und Struktur 


Im Telexnetz der Bundesrepublik existiert eine Vielzahl kleiner 
und kleinster Vermittlungsstellen, denen nur sehr wenige größere mit 
einigen tausend Teilnehmeranschlüssen gegenüberstehen. Die bestehen¬ 
den elektromechanischen Vermittlungssysteme sind wegen ihrer dezen¬ 
tralen Technik bereits bei kleineren Anschlußzahlen wirtschaftlich ein¬ 


zusetzen, während künftige zentralgesteuerte Vermittlungen auch bei 
wenigen Teilnehmeranschlüssen einen bestimmten Grundausbau nicht 


unterschreiten können. Ihr wirtschaftlicher Einsatz ist erst bei einer 


Mindestgröße der Vermittlungsstelle von über 1000 AE gerechtfertigt. 
Andererseits können die bestehenden Teilvermittlungsstellen, bedingt 
durch die Arbeitsweise der Vermittlungssysteme, nur sehr wenige Auf¬ 
gaben an die übergeordnete Vermittlungsstelle abgeben. Im wesent¬ 
lichen kommt dafür nur die Wahlverarbeitung in aufsteigender Rich¬ 
tung in Frage. Das zentralgesteuerte System ermöglicht hingegen eine 
umfassendere Delegation von Vermittlungsaufgaben der Teilvermitt- 
lungsstelle an die übergeordnete EDS-Vermittlungsstelle. Das bedeutet, 
daß durch den Anschluß von Teilvermittlungsstellen oder Konzentrato- 
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ren die Ausnutzung und damit die Wirtschaftlichkeit einer EDS-Ver¬ 
mittlung ansteigt. Bei zukünftigen Netzplanungen dürfte daher der 
Einsatz von Konzentratoren noch größere Bedeutung gewinnen als 
bisher. 

Um die dezentralen Aufwendungen niedrig zu hallen, wurden die 
Vermiltlungseinrichtungen im EDS-Konzentrator möglichst kostenspa¬ 
rend ausgeführt. Trotzdem kann der Konzentratorteilnehmer an dem 
Komfort eines modernen Datenvermittlungssystems teilhaben, ohne daß 
es notwendig ist, bei zukünftigen neuen Diensten am Konzentrator 
Änderungen vorzunehmen. Der Informationsaustausch mit dem Kon¬ 
zentrator findet über eine besondere Steuerleitung statt, die ständig im 
Schreibzustand ist. Die Sleuerleilung übernimmt gleichzeitig einen Teil 
der Signalisierung für die am Konzentrator angeschlossenen Teilnehmer- 
und Verbindungsleitungen und spart so Schaltmittel im Konzentrator. 
Steuerleitung und Verbindungslcitungen werden an den Systemanschluß¬ 
schallungen wie alle anderen Leitungen angeschlossen. Sie erfahren 
allerdings eine andere Behandlung durch das Programm. Abhängig von 
der Belegung des Konzentrators werden die Informationen auf der 
Steuerleitung mit 200 oder 2400 bit/s übertragen. 



TS Tei Inehmerschatturg 
VS Verbin dun gssotz 


Bild 16. 

EDS-Konzenlrafor 


Der Konzentrator (Bild 16) besteht aus einem Raumvielfach-Netz¬ 
werk zur Aufschaltung der Teilnehmer auf die Verbindungsleilungen, 
konzentrierten Anschlußschaltungen zur Anpassung der Teilnehmer¬ 
leitungen an die Verbindungsleitungen und einer elektronischen Steue¬ 
rung. Das zweiadrige Raumvielfach-Koppelfeld aus bistabilen Relais 
mit Schutzkontakten ist bei kleinen Anschlußzahlen (bis etwa 100) 
einstufig, bei größeren Anschlußzahlen (100 bis 500) in 2 X 2-stufiger 
Umkehrgruppierung ausgeführt. 

Ebenso wie die Leitungsanschluß-Einheit der Voll-VSt sind auch 
die Koppelfelder der Konzentratoren in Stufen von 8 Teilnehmer¬ 
anschlüssen zu erweitern. 


2. Aufbau und Auslösen von Verbindungen 

Äußert ein an einem Konzentrator angeschlossener Teilnehmer 
einen Verbindungswunsch durch Drücken der Anruftaste, so wird von 
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der Steuerung dieser Teilnehmer identifiziert und über die Steuer- 
leitung der steuernden Vermittlungsstelle seine systeminterne Nummer 
mitgeteilt. Diese hat ein Abbild vom Belegungszustand des Konzentra¬ 
tors gespeichert und kann damit eine freie Verbindungsleitung aus¬ 
suchen. Bei der mehrstufigen Koppleranordnung wird zunächst ver¬ 
sucht, einen Kurzweg innerhalb des Koppelfeldes zu finden. Die steu¬ 
ernde Vermittlung bewirkt mit einem zum Konzentrator gesendeten 
Befehl die Verbindung des Teilnehmers mit einem freien Verbindungs¬ 
satz. Die Aufforderung der übergeordneten Vermittlungsstelle an den 
Teilnehmer, mit der Wahl zu beginnen, und die Wahlinformation selbst 
werden dann über die Verbindungsleitung gesendet. Die Art der Signali¬ 
sierung ist durch die bereitgestellten Programme bestimmt und kann 
ohne Rückwirkung auf die Schaltkreistechnik des Konzentrators geän¬ 
dert werden. 

Die steuernde Vermittlungsstelle baut die weitere Verbindung auf 
und veranlaßt schließlich den Konzentrator mit einem Steuerbefehl, 
das Freizeichen oder andere Dienstsignale an den Teilnehmer zu über¬ 
mitteln. Klassifizierung, Gebührenerfassung, Namengeberabruf u.ä. wer¬ 
den von der steuernden Vermittlungsstelle ausgeführt. 

Eine absteigende Verbindung zu einem Konzentratorteilnehmer 
wird, falls der Teilnehmer frei ist, durch einen entsprechenden Befehl 
der übergeordneten Vermittlungsstelle durchgeschaltet. 

Wegen des geringen Intern Verkehrs in Fernschreib-Vermittlungs- 
stellen werden die EDS-Konzentratoren im Normalfall keine Einrich¬ 
tungen zur Abwicklung von Internverkehr haben. Der Verkehr zwischen 
zwei an den gleichen Konzentrator angeschlossenen Teilnehmern belegt 
also auch zwei Verbindungsleitungen zur übergeordneten Vermittlungs¬ 
stelle. Bei hohem Anteil des Internverkehrs am gesamten Verkehr kann 
allerdings im Konzentrator ein Internverbindungssatz vorgesehen wer¬ 
den. 

Die steuernde Vermittlungsstelle überwacht die Verbindung und 
sendet nach Auswertung des Schlußzeichens einen Steuerbefehl zum 
Konzentrator. Internverbindungssätze enthalten eine eigene Schluß¬ 
zeichenüberwachung. Ihr Ansprechen melden sie über die 'Steuerleitung 
an die steuernde Vermittlungsstelle, die daraufhin mit entsprechenden 
Befehlen die Auslösung der Verbindung im Konzentrator veranlaßt. 


3. Sidierungsmaßnahmen 

Die Sicherung der Informationen, die auf der Steuerleitung über¬ 
tragen werden, wird ähnlich dem in Abschnitt V. 3. geschilderten Ver¬ 
fahren mittels eines redundanten Codes bewirkt. Von jedem Zeichen 
wird ein Prüfbit abgeleitet. Außerdem wird nach der Übertragung eines 
Blockes von der Länge eines Befehls oder einer Meldung eine Längs¬ 
prüfung durchgeführt. Übertragungsfehler werden daher mit hoher 
Wahrscheinlichkeit erkannt und führen zum Ablauf einer Wieder¬ 
holungsroutine. Wie bei allen Einheiten im System, deren Ausfall zu 
größeren Betriebseinschränkungen führen würde, werden auch bei 
Konzentratoren von einer zugelassenen Ausfallbreite an (z. B. 40 Teil- 
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nehnier) die Sleuerleitungen verdoppelt und über verschiedene Kabel- 
trassen geführt. Die Ergebnisse der Informationsverarbeitung in beiden 
Steuerungen werden verglichen, bei Ungleichheit wird der Betrieb unter¬ 
brochen und durch eine Prüfroutine die gestörte Steuerleitung oder 
Steuerung ermittelt und abgeschaltet. Das Raumvielfach und die Ver- 
bindungssätze des Konzentrators werden ebenfalls von der steuernden 
Vermittlungsstelle aus geprüft. 


V. Signalisierungsverfahren 
1. Grundsätzliche Überlegungen 

Unter Signalisierung seien in diesem Zusammenhang sämtliche 
Prozeduren verstanden, die auf Teilnehmer-Anschlußleitung und Ver¬ 
bindungsleitung nötig sind, um den Verbindungsaufbau, die Verbin - 
dungsauslösung und die Übermittlung der Betriebssignale durchzufüh¬ 
ren. Die betriebliche Forderung nach einer Verbindungsaufbauzeil von 
100—200 ms innerhalb des nationalen Netzes schließt eine weitere An¬ 
wendung der bisherigen Signalisierung Typ B (entsprechend Empfeh¬ 
lung U 1 des CCITT) aus. Auch die beiden anderen international ge¬ 
normten Signalisierungsverfahren Typ A und Typ C sind für die 
Anwendung in einem universellen Datennetz ungeeignet. 

Die Signalkriterien nach Typ A und Typ B setzen sich aus Im¬ 
pulsen wechselnder Polarität und unterschiedlicher Dauer, teilweise 
gemischt mit Fernschreibzeichen, zusammen. Eine Signalisierung durch 
Impulse unterschiedlicher Dauer ist aber im Gegensatz zu Zeichen mit 
feststehendem Coderahmen von einem Programm nur mit erheblich 
größerem Aufwand zu verarbeiten. Dazu kommt, daß bei der Konzep¬ 
tion dieser Signalisierung vor mehr als dreißig Jahren der schnelle Ver¬ 
bindungsaufbau nicht im Vordergrund stand. Schwerpunkt der damali¬ 
gen Überlegungen war es, Kriterien festzulegen, die mit den verfügbaren 
Mitteln leicht erzeugt und ausgewertet werden konnten. 

Der erst vor wenigen Jahren eingeführte Kriterienplan Typ C 
wurde speziell für die Anwendung auf internationalen Verbindungs¬ 
leilungen entwickelt. Er berücksichtigt deshalb besonders die auf diesen 
Leitungen eingesetzten Funk-Multiplex-Sysleme mit automatischer Feh¬ 
lerkorrektur. Diese Signalisierung bietet zwar Vorteile bei interkonti¬ 
nentalen 50-Bd-Fernschreibverbindungen; wegen der starren Bindung 
an das Schriltraster der Fernschreibzeichen und an die langen Reflek- 
tionszeiten der Funk-Multiplex-Systeme (zwischen erstem Anruf und 
Anrufbestätigung verstreichen allein mindestens 1350 ms) ist sie jedoch 
für Datenvermittlungen nicht zu verwenden. 

Die weiteren Überlegungen mußten sich also darauf konzentrieren, 
ein neues Signalisierungsschema zu entwickeln, das allen technischen 
und betrieblichen Forderungen eines neuzeitlichen Datennetzes ent¬ 
spricht. Dabei konnte, gegeben durch die Verhältnisse in einem indirekt 
gesteuerten System, die Signalisierung auf der Teilnehmer-Anschluß¬ 
leitung unabhängig von den Kriterien auf der Verbindungsleitung fest¬ 
gelegt werden. 
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2. Signalisierung au! den Teilnehmer-AnschluRleitungen 

Eine Forderung des Pflichlenhefles der Deutschen Bundespost über 
die betrieblichen Leistungsmerkmale lautete, daß der Verbindungsauf¬ 
bau von der Endstelle alternativ in Nummernschalterwahl oder Tasta¬ 
turwahl durchführbar sein müsse. Bei Verwendung der Nummern¬ 
schalterwahl ergeben sich keine Änderungen gegenüber bisher. Bei 
Tastaturwahl muß jedoch erreich! werden, daß die Umstellung der 
80 000 Telexteilnehmer ohne Eingriffe in die Fernschaltgeräte durch- 
geführl werden kann. Bei Wahl mit der Nummernscheibe läuft der 
Motor des Fernschreibapparates erst mit dem Eintreffen des Frei¬ 
zeichens an und dient damit dem Teilnehmer zugleich als Hinweis, 
daß er mit der Sendung beginnen kann. Bei Tastaturwahl dagegen 
wird der Fernschreibapparat bereits für den Verbindungsaufbau be¬ 
nötigt. Der Teilnehmer erhält deshalb künftig als Anrufbestätigung den 
Motoreinschallbefehl — Umpolen der Anschlußleitung — und als Frei¬ 
zeichen geschriebene Signale. Somit entfällt bei der Umstellung jegliche 
Änderung an der Teilnehmerstelle. 

Die Forderung nach kurzer Verbindungsaufbauzeit erfüllt die Ver¬ 
mittlungsstelle durch Empfangsbereitschaft für die Wählzeichen inner¬ 
halb von 5 ms nach Eintreffen des Anrufs (bei 50 Bd 20 ms). 


3. Signalisierung auf den Verhindungsleitungen 


Zur Darstellung der Signalisierungskriterien wurde ein 4-Bil-Code 
gewählt, der mit 10 verschiedenen Möglichkeiten einen hinreichend gro¬ 
ßen Zeichenvorrat bietet. Eine der 10 Kombinationen wurde für Code- 
Erweiterungen reserviert, so daß für zukünftigen Bedarf weitere 10 Kri¬ 
terien darstellbar sind. Zehn Kombinationen entfallen auf die Ziffern, 
der Best enthält Ursprungskennzeichen, die zur Identifizierung von 
Transitverbindungen, Verkehr aus TW-39-Netzteilen usw. verwendet 
werden, ln Rückwärtsrichtung werden die Zeichen mit anderer Bedeu¬ 
tung verwendet. Zur Sicherung der Code-Kombinationen dient ein Prüf¬ 
bit, das die Anzahl der Einsen im Zeichen auf die festgelegte Parität 
ergänzt. 


Die Steuerung beim Auf- und Abbau der Verbindung wird auf dem¬ 
selben Kanal vorgenommen, auf dem die Nachricht übertragen wird. 
Wichtigste Bedingung für eine möglichst kurze Verbindungsaufbauzeit 
ist die Ausnutzung der zulässigen Überlragungsgeschwindigkeit. Bei 
Verbindungen im Telexnetz werden deshalb die Kriterien mit 100 Bd, 
im 200 Bd-Datennetz mit 200 Bd und bei 2,4 oder 9,0 kBd mit einer 
Übertragungsgeschwindigkeit von 2.4 kBd übermittelt. Theoretische Un¬ 
tersuchungen und Vergleiche zwischen verschiedenen Vermittlungspro¬ 
zeduren führten schließlich zu einem besonders zeitsparenden Verfahren: 
Sobald die erste Wählziffer eingegeben ist, versucht die Vermittlung, sie 
zu verarbeiten. Falls dies noch nicht möglich ist, weil die Information 
zur Leitw’egsteuerung noch nicht ausreicht, wird die Ziffer gespeichert. 
Ebenso verfährt sie nach Eingabe der zweiten und dritten Ziffer. Späte¬ 
stens nach der dritten Ziffer stehen alle Leit Weginformationen zum Auf- 
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finden des gesuchten Endvermittlungsslellen-Bereichs zur Verfügung. 
Nach dein Abarbeiten dieser Information, des „Vorblocks“, fordert die 
Vermittlungsstelle, welche die letzte Ziffer des Vorblocks auswerlel, von 
der Ursprungs-Vermittlungsstelle den „Hauplblock“ ab, der die Teil¬ 
nehmer-Rufnummer, Klassenkennzeichen und weitere Informationen 
enthält, die nicht zur Leitweglenkung benötigt werden. Mit dem ge¬ 
schilderten Ablauf gelingt es, eine Tstellige 2,4 kBd-Verbindung inner¬ 
halb von 130 ins im nationalen Netz aufzubauen. 


Die Signalisierung auf internationalen Verbindungsleilungen soll 
einem ähnlichen Prinzip folgen. Vor einer endgültigen Festlegung sind 
jedoch noch Abstimmungen im Rahmen des CGITT notwendig. Zur 
Klärung dieser Probleme wurde bei der letzten Vollversammlung in 
Mar del Plata eine besondere Studiengruppe „NRD“ (Nouveaux Re- 
seaux de Donnees) eingesetzt. 

Selbstverständlich enthält das EDS in den Auslands-Kopfvermitt- 
lungsstellen auch Programme zur Kriterienumsetzung in die bestehen¬ 
den Signalisierungen Typ A, B und C. 


Die Verbindungsauslösung geschieht wie bisher durch das Aus¬ 
werten von Dauer-Zeichenstrom. Bei den langsameren Übertragungs- 
geschwindigkeilen wird das Schlußzeichen nach Aussenden von 300 ms 
Zeichenstrom, bei den höheren Schrittgeschwindigkeiten (2,4 und 
9,6 kbit/s) bereits nach etwa 100 ms Minuspolarität gegeben. Mit dieser 
unterschiedlichen Behandlung werden die Auslösezeilen den entspre¬ 
chenden Verbindungsaufbauzeiten angepaßt. 


Die Schlußzeichengabe über den Nachrichtenkanal durch ein Signal, 
das während einer Verbindung auch zufällig erzeugt werden kann und 
damit zu unbeabsichtigter Verbindungsauslösung führt, wirft Probleme 
auf. Diese Schwierigkeiten sind charakteristisch für rein binär arbei¬ 
tende digitale Vermittlungssysteme. 


Eine nachrichtenunabhängige Schlußzeichensignalisierung kann er¬ 
reicht werden durch einen besonderen Signalisierungskanal je Bündel 
oder durch Schaffung eines dritten Zustandes auf den Übertragungs¬ 
wegen, der nur zur Schlußzeichengabe dient. Der zweite Lösungsvor¬ 
schlag ist mit den vorhandenen Übertragungssystemen nicht realisier¬ 
bar. Falls jedoch ein größerer Benutzerkreis an dem Dienst „transpa¬ 
rente Übertragung“ teilnehmen sollte, wäre die genannte Erweiterung 
der übertragungstechnischen Möglichkeiten ein gangbarer Weg zu einer 
wirtschaftlichen Realisierung. 


In der Einführungsphase des Elektronischen Datenvermiltlungs- 
Systems wird den Teilnehmern, die eine volle Transparenz des Nach¬ 
richtenkanals wünschen, ein besonderer Signalisierungskanal zur Ver¬ 
bindungsauslösung zur Verfügung gestellt. Auf der Anschlußleiiung 
wird dieser zusätzliche Kanal durch besondere Maßnahmen an der 
Übertragungseinrichtung erzeugt (z. B. durch Bildung von Phantom¬ 
kreisen). Datenendstellen, die diesen Dienst benutzen, können über den 
besonderen Auslösekanal die Verbindung auslösen und sich freischallen. 
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VI. Übertragungstechnik 
1. Übertragung auf der Teilnehmer-Anschlufilcifung 

Im heutigen Telexnetz werden die Fernschreib-Endstellen in Ein- 
fachstromschallung mit der Vermilllnngsstelle verbunden. Die Vermitt¬ 
lungsstelle speist den Taslkreis mit einem Strom von 40 mA, der den 
Empfangsmagneten im Fernschreibgeräl direkt steuert. Diese hohe 
Sendeleistung führt bei rechteckförmiger Tastung zu einer Geräusch- 
spannungsbeeinflussung der Nachbaradern, die die neueren Zulassungs¬ 
werte bei weitem überschreitet. Im Hinblick auf den vermehrten Ein¬ 
satz von digitalen Überlragungssyslemen im Ortsnetz ist deshalb dieses 
Tastverfahren für die Zukunft nicht mehr tragbar geworden. Die hohe 
Tastspannung von 120 V erschwert überdies die Eingliederung der 
Leitungsabschlüsse in die Bauweise, wie sie für die übrige elektronische 
Schaltkreistechnik angewendet wird. Die unmittelbare Steuerung elek¬ 
tromechanischer Empfangsorgane ist bei den neuentwickelten Fern- 
schreibgeräten wegen der elektronischen Empfangskreise außerdem 
nicht mehr zwingend. 

Im Zusammenhang mit der Einführung eines neuen Vermitllungs- 
systems stellt sich deshalb für die Übertragungstechnik die Aufgabe, 

— eine Anschlußtechnik zu entwickeln, die ohne Änderungen an den 
Teilnehmerstellen die Einhaltung der Geräuschspannungsbedingun¬ 
gen gewährleistet, und 

— ein Tastverfahren zu verwenden, das mit geringer Leistung arbeitet 
und dadurch eine Ausbildung der Sysleriianschlüsse in der Packungs¬ 
dichte der übrigen Baueinheiten ermöglicht. 

Verschiedene Lösungen werden zur Zeit auf ihre Brauchbarkeit in 
technischer und wirtschaftlicher Hinsicht untersucht. Die Forderung 
nach Einhaltung der Geräuschspannungsbedingungen auch bei beste¬ 
henden Anschlüssen führt u. U. dazu, daß für die vorhandenen Geräte 
ein anderes Tastverfahren als für Neuanschlüsse verwendet werden 
wird. 

Teilnehmer-Anschlüsse für Übertragungsgeschwindigkeiten von 
200 Bd bis 9.0 kBd werden mit einem „Gleichstrom-Datenübertragungs¬ 
system mit niedriger Sendespannung“ (GDN) an die Vermittlungsstelle 
herangeführt. Dieses System benutzt ein altes Verfahren, das durch die 
Verwendung elektronischer Bauelemente zu neuer Bedeutung gelangt 
ist. Die Anwendung einer Brückenschaltung unter Zuhilfenahme ein¬ 
facher Leitungsnachbildungen ermöglicht Vollduplex verkehr über eine 
Zweidrahtleilung (Bild 17). 

Die GDN-Schaltung arbeitet vollelektronisch nach dem Doppel¬ 
stromprinzip und benutzt eine Sendespannung von etwa ± 300 mV. 
Senderausgang und Empfängereingang sind erdfrei und symmetrisch 
aufgebaut. Dadurch ist das System trotz der geringen Sendespannung 
unempfindlich gegen Störspannungen auf der Übertragungsleitung [10]. 
Die Reichweite der GDN nimmt infolge des Einschwingverhaltens des 
Kabels mit zunehmender Schrittgeschwindigkeit ab. 
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Bild 17. 

Prinzipschaltbild des Gleich¬ 
strom-Da teil übertragungs- 
systeins mit niedriger 
Sendespannung (GDN) 


Die Bilder 18 und 19 zeigen, daß die im 4-Draht-Betrieb erzielbare 
Reichweite etwa doppelt so groß ist wie im 2-Draht-Betrieb, bei dem 
die GDN zur Entkopplung zwischen Sender und Empfänger in eine 
Brücke geschaltet ist. Es fällt auf, daß die Grundverzemmgen mit stei¬ 
gender Schrittgeschwindigkeit zunehmen. Diese Zunahme ist nicht 
systembedingt, sondern hängt von den speziellen Eigenschaften der bei 



Bild 18. Isochrone Telegraf ieverzemmg 
ö isochron in Abhängigkeit von der 
Leitungslänge hei Zweidraht-Duplex- 

Betrieb mit GDN; 

Parameter: Schrittgeschwindigkeit Bd 
Meßtext: CCITT-Text 


Bild 11). Isochrone Telegrafieverzerrung 
ö isochron in Abhängigkeit von der 
Leitungslänge hei Vierdraht-Belrieb 

mit GDN; 

Parameter: Schrittgeschwindigkeit Bd 
Meßtext: CCITT-Text 


den Messungen verwendeten GDX ab, die nur für eine maximale Über¬ 
tragungsgeschwindigkeit von 2400 Bd ausgelegt war. Mit einer für 
höhere Schrittgeschwindigkeiten dimensionierten GDN-Schaltung kann 
die Grundverzerrung aber wesentlich verringert werden [11]. 
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2. Übertragung auf den Verbindungsleitungen 

lm Geschwindigkeitsbereich bis 200 bit/s wird die herkömmliche 
Wechselstrom-Telegrafie (WT) weiter verwendet. Die Technik WT 100 
wird allerdings durch die WT 1000 ersetzt werden, die, abgesehen von 
dem gleichen, vom CCITT genehmigten Übertragungsverfahren (FM), 
durch erhöhte Flexibilität, Leislungsabsenkung auf der Gleichstromseite 
und starke Packungsdichte (max. 120 statt 48 Kanäle je Normalgestell'i 
wesentliche Verbesserungen besitzt. 

Zur Übertragung von Schrittgeschwindigkeiten bis 2,4 kBd bzw. 
9,6 kBd müssen neue Übertragungseinrichtungen entwickelt werden. Als 
robustes Modulationsverfahren, das verhältnismäßig geringen Aufwand 
erfordert, wurde binäre Frequenzmodulation (FM) angestrebt. Der 
Sprachkanal in seiner Ausgangslage (800—3400 Hz), der die Grund¬ 
einheit aller TF-Kanalbündel ist, scheidet aufgrund seiner geringen 
Bandbreite und seiner Laufzeitverzerrungen an den Rändern des Fre¬ 
quenzbandes für eine 2,4-kBd-Übertragung mit FM aus. Außerdem 
wäre die Reihenschaltung einer Telegrafie-Modulationseinrichtung mit 
den Kanaleinrichtungen des TF-Systems eine recht aufwendige Lösung. 
Da der bei den TF-Kanälen vorgesehene eigene Wahlkanal in einem 
Telegrafiesystem nicht benötigt wird, kann das verfügbare Frequenz¬ 
band besser ausgenutzt werden. Die Primärgruppe wurde deshalb ent¬ 
sprechend dem Kanalabstand der Spraehkanäle mittels Dalenumsetzer 
in Kanäle mit 4-kHz-Raster aufgeteilt. Diese Aufteilung hat den Vorteil, 
daß die im Fernsprechbelrieb zwischen die Spraehkanäle fallenden 
Trägerreste bei Datenübertragung nicht stören und daß durch die Bei¬ 
behaltung des 4-kHz-Rasters auch eine gemischte Bestückung der Pri¬ 
märgruppe mit Sprach- und Telegrafiekanälen möglich wird. Eine 
Primärgruppe mit einem 48 kHz breiten Frequenzband wird somit in 
12 frequenzmodulierte Kanäle aufgeteilt, über die je 2400 bit/s über¬ 
tragen werden können. 

Nach diesen Überlegungen könnte die Primärgruppe zur Über¬ 
tragung von 9,6 kbit/s in drei Kanäle zu je 16 kHz aufgeteilt werden. 
Vorteilhafter ist es, wenn man nicht nach der besten Bandausnutzung 
strebt, sondern die Primärgruppe in zwei Bänder aufteilt; der Pilot 
kann in der Mittenlage bei 84.08 kHz verbleiben. Es ergeben sich dann 
bei Einsatz von Frequenzmodulation zwei Kanäle für die Geschwindig¬ 
keit 9,6 kBd. wofür ein Band von jeweils 16 kHz benötigt wird. Bei 
dieser Anordnung sind für die 9,6-kBd-Kanäle keine Maßnahmen zur 
Laufzeitentzerrung notwendig, weil die Eckfrequenzen von 66 und 
102 kHz weit genug von den Bandenden (60 und 108 kHz) der Primär¬ 
gruppe entfernt liegen, die durch die Primärgruppendurchschaltcfilter 
besonders starke Laufzeit Verzerrungen erleiden. Am oberen und unteren 
Bandende können noch herkömmliche WTn oder je ein 2,4-kBd-Kanal 
eingesetzt werden. 


VII. Systemausfiihrung 

Als elektronische Bauelemente werden digitale integrierte Schalt¬ 
kreise verwendet. Die Gründe für den Einsatz dieser Bauteile liegen in 


332 




Technik des Elektronischen Daten vermittlungs-Systems EDS 


einer Reihe von Vorteilen, die sie gegenüber diskreten Bauelementen 
bieten: 

— Kurze Schaltzeiten; 

— große Packungsdichte, die zu sehr kurzer Verdrahtung und damit 
zur Ausschöpfung der hohen Arbeitsgeschwindigkeit führt; 

— geringe Verlustleistung; 

— S tör u nemp findl ich k ei t; 

— ein hinreichend großes Typenspektrum, das optimale Schallungsaus¬ 
legung gewährleistet; 

— eine Zuverlässigkeit, die mit diskreten Bauteilen nicht erreichbar 
wä re; 

— vergleichsweise niedriger Preis, der zusammen mit einer rationellen 
Fertigung, bedingt durch die Gehäuseform, erst den wirtschaftlichen 
Einsatz vollelektronischer Vermittlungssysteme erlaubt. 

Integrierte Schaltkreise verwenden im allgemeinen die TTL-Tech- 
nik (Transistor-Transistor-Logik). Diese Technik bietet einen optimalen 
Kompromiß hinsichtlich Schaltzeit und Verlustleistung. Nur in wenigen 
Einsatzfällen, wo es auf besonders kurze Schaltzeiten ankommt — z. B. 
bei der Ansteuerung der Speicherbanken — wird die ECL-Technik 
(Emilter-Coupled Logic) verwendet. Die kurze Schaltzeit von ungefähr 
3 ns gegenüber 10—30 ns bei der TTL-Technik muß allerdings durch 
eine etwa zehnmal höhere Verlustleistung erkauft werden. Bild 20 gibt 
in qualitativer Übersicht die Verhältnisse bezüglich Verlustleistung und 
Schaltzeit bei verschiedenen integrierten Schaltkreistechniken wieder [12]. 

Bild 20. Beziehung zwischen Schaltzeit t 
und Verlustleistung Nv bei integrierten 
Schaltkreisen 

ECL = Emitter — Coupled Logic 

DTL = Diode — Transistor Logic 

TTL = Transistor — Transistor 

Logic 

LP-TTL = Low Power Transistor — 

Transistor Logic 



Bis zu 30 integrierte Schaltkreise können auf einer beidseitig ka¬ 
schierten und durchkontaktierten Steckplatine von 110 mal 160 mm der 
Bauweise SIVAREP montiert werden. Je 32 Flachbaugruppen sind in 
einem Montagestreifen steckbar verbunden, von denen bis zu fünf in 
einem Rahmen zusammengefaßt werden. Ein Rahmen bildet häufig 
auch eine in sich geschlossene Verdrahtungseinheit. 

Die Gestellschränke fassen drei Ebenen, von denen die äußeren 
schwenkbar und die mittlere feststehend ist. Bild 21 zeigt schematisch 
die Schrankkonstruktion, Bild 22 gibt einen Einblick in den Aufbau. 
Wie ersichtlich, können bis zu 14 Montagestreifen in einer Schrankebene 
angeordnet werden. Wegen der hohen Packungsdichte ist eine Zwangs- 
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Bild 21. 

Schematische Darstellung 

der Schrankkonstruktion des EDS 

(Siemens Werkbild) 


Belüftung notwendig, die für jede Schrankreihe zentral von den Eck¬ 
schränken aus erfolgt. 

Bei der Aufstellung einer Vermittlung am Montageort werden die 
bereits verdrahteten Einheiten nur noch mit ihren Steckbaugruppen 
bestückt und durch vorgefertigte, stcckbare Kabel verbunden. Dadurch 
ergeben sich sehr kurze Aufbauzeilen. Die Anlage wird dann mit Test¬ 
hilfen und Prüfprogrammen in Betrieb genommen. 

Der Platzbedarf des neuen Systems entspricht grob geschätzt etwa 
einem Drittel des Bedarfs vergleichbarer TW-39-Vermittlungsstellen. 

Die Stromversorgung leitet sich wie bisher aus der 00 V-Amts- 
batterie ab. Die Versorgungsspannung von 5 Volt für die Schaltkreise 
wird dezentral unmittelbar an den Verbrauchergruppen aus der 60 V- 
Grundspannung erzeugt. 

Obwohl die Schaltkreiselemente in einem Temperaturbereich von 
0—70 C noch sicher arbeiten, darf mit Rücksicht auf den Kernspeicher 
eine bestimmte geringere Umgebungstemperatur nicht überschritten 
werden. Daraus folgt die Zwangsbelüftung der Gestelle und die Ein¬ 
haltung einer Raumtemperatur zweckmäßig zwischen 15 und 40° C. Für 
die peripheren Geräte gelten zum Teil noch engere Arbeitstemperatur- 
bcreiche. Da bei Plattenspeichern, Magnetbandgeräten usw. auch be¬ 
sondere Anforderungen an die Staubfreiheit des Aufstellungsraumes 
erhoben werden, wird sich im allgemeinen eine vom Gestellraum ge¬ 
trennte Anordnung der empfindlicheren peripheren Geräte anbieten. 
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Bild 22. 


EDS-Aufbau 


Schrankreihe mit jeweils einer feslslehenden und zwei 
sowie mit zentraler Belüftung von den Endschränken aus. 


a usschwen k I >a ren Ebenen 
(Siemens Werkbild) 


VIII. Die Einführung des Elektronischen Datenvermittlungs-Systems 

Die Inbetriebnahme der ersten EDS-Versuchsvermittlungsstelle ist 
im Laufe des Jahres 1971 in München vorgesehen. Nach eingehender 
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praktischer Erprobung dieser Anlage, vor allem auch während der 
Olympischen Spiele in München, soll das System vom Jahre 1973 an 
allgemein zum Einsatz kommen. Abgesehen von einigen Teilvermitt¬ 
lungsstellen TW 100, sollen bis zum Jahre 1977 alle Vermittlungen der 
Technik TW 39 durch das neue System ersetzt sein. Diese Einführungs¬ 
phase wirft eine Anzahl organisatorischer, personeller und technischer 
Probleme auf. 

Da die bestehenden Einrichtungen erst abgebaut werden können, 
nachdem die neuen Anlagen in Betrieb sind, ergeben sich — sofern die 
Aufstellung im selben Fernmeldedienstgebäude stattfindet — für diesen 
Übergangszeitraum beträchtliche räumliche Schwierigkeiten, zumal an 
einigen Einsatzorten kaum mehr Raumreserven vorhanden sind. 

Die Aus- und Fortbildung des Unterhaltungspersonals in der neu¬ 
artigen und schwierigen Technik und im Umgang mit den Betriebs¬ 
programmen nimmt mindestens ein halbes Jahr in Anspruch. Für diese 
Zeit müssen diese Kräfte von allen anderen Arbeiten freigestellt werden. 
Zu Beginn kann dieser Fortbildungsunterricht an der Versuchs- und 
Lehrvermiltlungsstelle im Fernmeldetechnischen Zentralamt durchge¬ 
führt werden. Später werden diese Aufgaben die Unterrichtsstellen der 
Oberpostdirektionen übernehmen müssen. 

Die unterschiedliche Signalisierung und die verschiedenartigen logi¬ 
schen und zeitlichen Schnittstellenbedingungen erfordern Anpassungen 
zwischen neuem und bestehendem System, um den Betrieb im gemein¬ 
samen Fernmeldenetz zu ermöglichen. Diese Anpassungen werden 
wegen dessen größerer Flexibilität im neuen System vorgenommen. 
Der Anpassungsaufwand äußert sich in erster Linie in zusätzlichem 
Speicherbedarf. Um die Aufwendungen möglichst niedrig zu halten, 
wird mit dem Auswechseln der Zentralvermittlungsstellen begonnen 
und dann dafür gesorgt, daß diese „EDS-Insel“ kontinuierlich ausge¬ 
dehnt wird, so daß nirgends Übergänge EDS-TW 39-EDS entstehen. 
Die Anpassungsmaßnahmen werden jeweils von den EDS-Vermittlungs- 
stellen übernommen, die unmittelbar mit der TW 39-Technik verbunden 
sind, so daß am Ende der Einführungsphase nur noch wenige Ver¬ 
mittlungen damit belastet sein werden. Bei den freigeschalteten EDS- 
Vermittlungen können die freigewordenen Speicherbereiche für Erweite¬ 
rungen verwendet werden, so daß während der Einführung des EDS 
nur Vorleistungen aber keine verlorenen Investitionen notwendig sind. 

Bei genügend großer Verbreitung der neuen Technik wird auch 
das bestehende 200-Bd-Datexnetz in einem Zug in das Datenvermitt- 
lungs-System umgeschwenkt. Auf diese Weise wird jede Unruhe und 
Inhomogenität in diesem Netz vermieden. Sämtlichen Teilnehmern 
stehen dann einheitlich von einem Stichtag an die erweiterten Möglich¬ 
keiten des elektronischen Systems zur Verfügung. 

Es ist beabsichtigt, die Datenendstellen mit höherer Arbeitsge¬ 
schwindigkeit als 200 Bd bereits in der ersten Umstellungsphase über 
EDS-Konzentratoren an das Datennetz anzuschließen, um so auch die 
Teilnehmer, welche noch nicht im Anschlußbereich einer Datenvermitt- 
lungsstelle liegen, möglichst früh an den neuen Diensten teilhaben zu 
lassen. 
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Eckart Hummel*) 


Betriebliche Leistlingsmerkmale des neuen Elektronischen 

Datenvermittlungs-Systems EDS 


I. Gründe für die Einführung eines universellen und eigenständigen Datenvermitt- 
lungs-Systems 

II. Betriebliche Leistungsmerkmale 
1. Geschwindigkeitsstufen 

A. 50 Baud und 200 Baud 

B. 2400 Baud 

C. 9000 Baud 
1). 48 kBit/s 

E. Geschwindigkeiten über 48 kBit/s 


2. Betriebsklassen 

8. Teilnehmenden!inzierung aus dem System 

4. Wahlverfahren auf der Anschlußleitung 

5. Wahlverfahren auf der Verbindungsleitung 

A. Wahlverfahren auf den nationalen Verbindungsleitungen 

B. Wahlverfahren auf den internationalen Verbindungsleitungen 
0. Kreizeichenverzugszeit und AuslösezeiP 

7. Betriebssignale 

8. Numerierung und Zählcinleitung 

A. Kennzahlen 

B. Teilnehmerrufnummern 

C. Zähleinleitung 

9. Verkehrslenkung 

A. Inlandsverkehr 

B. Auslandsverkehr 


10. Gebührenerfassung 

11. Abfordern der Gebühreninformation 

12. Transparente Übertragung 

13. Kurzruf 

14. Direktruf 

15. Bundsenden 


A. Zentrale, öffentliche Rundsendeeinrichtung 

B. Individuelle, einem Anschluß fest zugeordnete Rundsendeeinrichtung 

16. Zuschreiben der Verbindungsgebühren 

17. Hinweisgabe 

18. Priorität 

19. Duplexbetrieb 

20. Verkehrsmeß- und Prüftechnik 


III. Typen und Größen der Vermittlungsstellen 

IV. Zusätzliche Leistungsmerkmale nach Bedarf 


I. Gründe für die Einführung eines universellen und eigenständigen 

Daten Vermittlungs-Systems 

Mit dem wachsenden Einsatz von datenverarbeitenden Anlagen 
in der Bundesrepublik Deutschland ergibt sich auch die Notwendigkeit, 

*) Der Autor war zur Zeit der Abfassung dieser Abhandlung bei der Deutschen 
Bundespost beschäftigt. Er steht inzwischen als Senior Counsellor im Dienst der 
Internationalen Fernmeldeunion. 
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mittels Datenübertragung und Datenfernverarbeitung die Rechner opti¬ 
mal auszunutzen; für manche Anwendungen der Rcchnerlechnik ist die 
Datenübertragung sogar zwingende Voraussetzung. Hierbei zeigen sich 
zwei Haupt-An wendungsbereiche: 

Der eine ist die Stapelvera r beit u n g v o n Daten, die 
in großer Menge anfallen und nach Auswertung durch den Rechner in 
eine „benutzerfreundliche“ Form gebracht werden. Die geforderte Ver¬ 
fügbarkeit über die Ergebnisse kann zwischen Stunden und Tagen 
schwanken (Lohn- und Gehaltsabrechnungen, monatliche Statistiken 
usw.). Der andere Anwendungsbereich ist der Dialogverkehr, 
wobei die Bedienungsperson Daten in die Maschine eingibt, diese An¬ 
gaben bei Rückfragen des Rechners u. U. ergänzt oder abändert und 
das Ergebnis am Ende des Dialogs verfügbar hat. Ein solcher Dialog¬ 
verkehr spielt sich, von der Bedienungsperson her gesehen, am optimal¬ 
sten im Sekunden- und Minutenbereich ab. Zwischen beiden Betriebs¬ 
formen gibt es eine Anzahl von Übergangsformen, die aber hier nicht 
behandelt werden sollen. 

Die Benutzer von datenverarbeitenden Anlagen fordern von der 
Deutschen Bundespost, für alle Betriebsformen von Datenverarbeitungs¬ 
anlagen die notwendigen Datenübertragungswege zur Verfügung zu 
stellen. Zu Beginn dieses neuen Verkehrszweiges wurde auf das Telex¬ 
netz zurückgegriffen und die Modemtechnik für die Datenübertragung 
über das Fernsprechnetz sowie das Datexnetz geschaffen. Das Telex- 
und vor allem das Datexnetz sowie das Modem D 200 S sind vorwiegend 
für den Dialogverkehr geeignet, das Modem D 1200 S vor allem für den 
Stapelverkehr. 

Da die Technik TW 39 des Telexnetzes ohnehin durch ein moder¬ 
neres System ersetzt werden muß, bietet sich die Gelegenheit, den 
ganzen Problemkreis der Datenübertragung neu zu überdenken. Bisher 
war man gezwungen, vorhandene Netze für die Datenübertragung mit 
zu benutzen. Nun ist es möglich, unter Verwendung modernster Techno¬ 
logien ein Netz zu schaffen, das von vorneherein auf die speziellen 
Anforderungen der Datenübertragungs-Dienste ausgerichtet ist. Diese 
Anforderungen waren anfänglich noch unklar, da sie sich erst in der 
betrieblichen Praxis der Datenübertragung entwickeln konnten, und 
eine solche Praxis lag kaum vor. Der Deutschen Bundespost, den Her¬ 
stellern und den Benutzern von Datenverarbeitungs-Anlagen bot erst¬ 
mals das Datexnetz die Möglichkeit eines praxisgerechten Betriebes. 
Dieser neue Dienst hat eine Vielzahl grundsätzlicher Erkenntnisse ge¬ 
bracht, die sich in einer Anzahl von Forderungen des betrieblichen 
Pflichtenheftes des neuen elektronischen Vermittlungssystems EDS nie¬ 
dergeschlagen haben. 

II. Betriebliche Leistungsmerkmale 
1. Geschwindigkeitsstufen 
A. 5 0 Baud und 200 Baud 

Das neue System muß eine Auswahl von Übermittlungs-Geschwin¬ 
digkeiten bieten. Hierin müssen zwangsläufig die Geschwindigkeiten 
50 Baud und 200 Baud enthalten sein; die erstere als die klassische 
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Fernschreibgeschwindigkeit des Telex- und Gentexnetzes, die zweite als 
die wichtigste Geschwindigkeit für den Datensammel- und Dialogver¬ 
kehr. Die internationale Normung von 200 Baud YVT-Kanälen und 
200 Baud-Fernschreibmaschinen im ISO-Code sowie die Festlegung des 
deutschen Datexnetzes auf 200 Baud trugen zu der allgemeinen Aner¬ 
kennung dieser Geschwindigkeit bei. 


B. 2 4 0 0 B a u d 

Für den Stapelverkehr unter Benutzung von Lochstreifen- oder 
Lochkarlengeräten muß eine weitere Geschwindigkeitsslufe festgelegt 
werden, die in die vom CCITT empfohlene Normreihe passen und eine 
wirtschaftliche und zweckmäßige Bandaufleilung gestatten soll. Hierbei 
ist sowohl die Übertragungstechnik auf der Anschlußleitung als auch 
diejenige auf den TF-Abschnitten zu betrachten. Auf der Anschluß¬ 
leitung kann, wie Versuche im Zusammenhang mit dem Datexnetz und 
mit der Datenübertragung im Ortsnetz gezeigt haben, mindestens bis zu 
Geschwindigkeiten von 10 000 Baud mit Gleichstrom getastet werden. 
Da die Gerätekosten für die Übertragungstechnik nur wenig von der 
Geschwindigkeit abhängen, ist man von dieser Seite her ziemlich frei in 
der Wahl der Geschwindigkeit. 

Da es sich um ein System nach dem Telegrafieprinzip handelt, 
wird auf den TF-Abschnilten eine Art Breilband-WT eingesetzt. Wie im 
Falle der 50 Baud- und 200 Baud-Kanäle ein Spruchband durch WT- 
Einrichtungen unterteilt wird, so werden die Telegrafie-Kanäle über 
200 Baud durch Aufteilung von Primär- und Sekundärgruppen gewon¬ 
nen. Hierbei gibt es günstige und weniger günstige Aufteilungsverhält¬ 
nisse, die sich in der Kenngröße „Kosten pro bit“ ausdrücken lassen. 
Dieses Maß soll nicht allein über die Wahl der Geschwindigkeit entschei¬ 
den, da sich die Übertragungstechnik nach den Erfordernissen der 
Datenendgeräte richten kann; es läßt sich jedoch zeigen, daß beispiels¬ 
weise bei Verwendung einer Primärgruppe eine Unterteilung in 1200 
Baud-Kanäle übertragungstechnisch weniger günstig ist als in Kanäle 
von 2400 Baud. 

Eine weitere Forderung bei der Festlegung der Geschwindigkeits¬ 
stufen lautet, daß sie den bevorzugten Geschwindigkeiten der Daten¬ 
endgeräte angepaßt sein sollen. Im Falle der Lochstreifen- und Loch¬ 
kartengeräte liegt, mit Rücksicht auf die Stanzer, ein Schwerpunkt bei 
2400 Baud, so daß sich bei Bereitstellung von Übertragungswegen mit 
dieser Geschwindigkeit ein Großteil der Geräte wirtschaftlich betreiben 
läßt. Aus diesem Grunde und, da auch für die Bandaufteilung 2400 Baud 
sehr günstig sind, wurde diese Geschwindigkeit in das Spektrum des 
EDS-Systems aufgenommen. Damit treten weder 1200 Baud noch 600 
Baud als gesonderte Geschwindigkeitsstufen auf. Man muß sich jedoch 
v’or Augen hallen, daß diese Geschwindigkeiten der Modemtechnik ihre 
Ursache in der Frequenzbandbegrenzung auf dem Fernsprechkanal, in 
störenden Signalfrequenzen, in der Bespulung der Doppeladern usw. 
haben. Diese Geschwindigkeiten waren nie optimal mit Bezug auf die 
Datenendgeräte, sondern ein Anfang in der Ausnutzung eines eng vor- 


540 




Betriebliche Leistungsmerkmale des neuen EDS 


gegebenen Frequenzbandes. Die Weiterentwicklung zu leistungsfähigen 
Modems zeigt, daß eine Tendenz zu höheren Geschwindigkeiten besteht. 

Die Festlegung einer 2400 Baud-Stufe im EDS-System hat einen 
weiteren Vorteil: Datenteilnehmer des EDS-Netzes und Modem-Teil¬ 
nehmer des Fernsprechnetzes sollen grundsätzlich miteinander ver¬ 
kehren können. Die Modems sind so ausgelegt, daß über einen Modem- 
Abschnitt eine Verzerrung von mehr als 25 % aufläuft. Bei dem üblichen 
Modem-Betrieb stört dies nicht, da sich am Gegen-Modem unmittelbar 
die Datenendeinrichtung befindet. Wird jedoch beim Übergang einer 
Modem-Verbindung in das EDS-Netz der Modem-Abschnitt mit einer 
Serie von WT-Abschnitten gekoppelt, so setzt sich die Gesamt Verzerrung 
der Verbindung aus den Einzelverzerrungen des Modemabschnitts und 
der WT-Abschnitte zusammen. Die Verzerrungen addieren sich zwar 
nicht linear, aber es besteht dennoch nicht mehr viel Reserve bis zum 
Empfangsspielraum der Datenendeinrichtung, so daß bei Koppelung 
des Modem-Abschnitts mit 1200 Baud-WT-Kanälen in ungünstigen Fäl¬ 
len die Gesamtverzerrung den Empfangsspielraum übersteigen kann. 
Bei Verwendung von 2400 Baud-WT-Ivanälen, die in diesem Falle nur 
mit 1200 Baud betrieben werden, läuft auf diesen Abschnitten eine 
gegenüber dem Modem-Abschnitt vernachlässigbare Verzerrung auf, so 
daß immer eine einwandfreie Datenübertragung gewährleistet ist. 

C. 9 0 0 0 B a u d 

Diese Geschwindigkeitsstufe ist für solche Geräte der Stapelüber¬ 
tragung gedacht, für die 2400 Baud nicht ausreichen, sowie für einige 
Anwendungen der Faksimile- und Plottertechnik. Da bei 9000 Baud 
auf der Anschlußleitung noch mit Gleichstromtastung ohne Umcodie¬ 
rung gearbeitet werden kann und die Fernschaltgeräte deshalb noch 
einfach und preisgünstig sind und da ferner die WT-Kanäle dieser 
Geschwindigkeit günstig ausgelegt werden können, wird diese Stufe 
kostenmäßig deutlich unter der nächstfolgenden 48 kBaud-Stufe liegen. 
Sie wird daher auch Verkehr von solchen Datenendeinrichtungen auf¬ 
nehmen, die zwar schneller arbeiten könnten, bei denen aber auf die 
betrieblichen Vorteile der schnelleren Übertragung zugunsten niedrigerer 
Übertragungsgebühren verzichtet wird. 

D. 4 8 kBit/s 

In Anlehnung an eine in letzter Zeit immer aktueller werdende Ge¬ 
schwindigkeit von Breitband-Modems dürfte in das EDS-Netz auch diese 
Geschwindigkeitsstufe Eingang finden. Sie kommt für die Aus- und 
Eingabe von Daten in Datenendgeräte mit magnetischen Trägern, für 
Schnell-Faksimile, für die Kopplung von Rechnern über entsprechende 
Pufferspeicher usw. in Frage. Für diese Geschwindigkeit muß die reine 
Gleichstromtastung verlassen werden. 

E. Geschwindigkeiten über 48 kBit/s 

Das EDS-System ist so ausgelegt, daß es grundsätzlich auch hö¬ 
here Übertragungsgeschwindigkeiten gestattet, deren Anwendungszweck 
hauptsächlich der Datenaustausch zwischen Rechnern wäre. Der mit 
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der Zeit zu erwartende Bedarf an solchen Übertragungen wird vor¬ 
läufig mit festgeschalteten Leitungen befriedigt. Hin Betrieb über Iland- 
vermitHungen oder gar ein Wählverkehr wird erst in einer späteren 
Phase in Frage kommen. Es werden hierfür die Geschwindigkeiten 
250 kBit/s und größer als 1 MBit/s ins Auge gefaßt. 

2. Betriebsklassen 

Die rechnergesteuerte Technik des neuen Systems erlaubt es, in 
einfacher Weise Betriebsklassen zu bilden, wobei jedem Anschluß ein 
Klassenkennzeichen zugeordnet wird. Von dieser Möglichkeit des 
Systems wird zum Beispiel Gebrauch gemacht, wenn die verschiedenen 
Digilalnetze der Deutschen Bundespost, nämlich das Telex-, Gentex- 
und Dalexnetz, in das EDS-Nelz als Betriebsklasse integriert werden. 
Das schließt nicht aus, daß zwar die Numerierungspläne unterschiedlich 
sein können, der Verbindungsauf- und -abbau jedoch von dem gemein¬ 
samen Sleuerrechner durchgeführt wird. Die derzeitige betriebliche 
Sicherheit dieser Einzelnetze muß auch für die späteren Betricbsklassen 
erhalten bleiben, weshalb das EDS-System mit entsprechender Redun¬ 
danz ausgestattet wird. 

Die Bildung von Betricbsklassen bringt nicht nur betriebliche Vor¬ 
teile für das Gesamtnetz, sondern kommt auch einem Bedürfnis der 
Teilnehmer entgegen. Es gibt viele Unternehmen, die einen ausgedehn¬ 
ten innerbetrieblichen Verkehr haben und diesen Verkehr möglichst 
getrennt vom öffentlichen Netz abwickeln wollen. Gegenwärtig kann 
jeder Anschluß von jedem Teilnehmer des öffentlichen Netzes angewählt 
werden. Der Ausweg für solche Teilnehmer wäre, sich ein eigenes Netz 
mittels fest geschalteter Leitungen aufzubauen. Dies ist sehr kostspielig, 
weil die verhältnismäßig kleinen Leitungsbündel schlechter ausgenutzt 
sind als die großen Bündel des öffentlichen Netzes. Das EDS-Xetz bietet 
nun die Möglichkeit, daß ein Teilnehmer sich eine Betriebsklasse zu- 
teilen läßt, die nur Anschlüsse seines Betriebs umfaßt. Anrufe von An¬ 
schlüssen, die nicht zu dieser Betriebsklasse gehören, werden vom EDS- 
System erkannt und abgeworfen. Die Inhaber von Betriebsklassen haben 
also die betrieblichen Vorteile eines Sondernetzes und die gebühren¬ 
mäßigen Vorzüge des öffentlichen Netzes. 

Es sind pro Geschwindigkeitsstufe 00 Betriebsklassen und eine 
Generalklasse vorgesehen. Die Generalklasse ist die „offene“ Klasse 
dieser Geschwindigkeitsstufe, d. h., jeder Teilnehmer innerhalb einer 
Betriebsklasse kann jeden Generalklassenteilnehmer erreichen, aber 
nicht umgekehrt. Die Generalklasse der 50 Baud-Stufe ist die Telex¬ 
klasse, diejenige der 200 Baud-Stufe die Datexklasse. Die Verbindungs¬ 
möglichkeiten in einer Geschwindigkeitsstufe sind in Bild 1 dargestellt. 



Bild l. 

Verbindungsmöglichkeiten der Teil- 
nehmerklassen innerhalb einer 
Geschwindigkeitsstufe 
G = Generalklasse 
B = Betriebsklasse 
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Ankommenden Auslandsverbindungen wird durch das EDS-System 
bei Bedarf ein Klassenkennzeichen zugeordnet. Teilnehmergruppen, die 
nicht der Generalklasse angehören, entscheiden bei Festlegung ihrer 
Klasse, ob ankommende Auslandsverbindungen durchgeschaltet werden 
sollen. 

Verbindungen zwischen zwei verschiedenen Geschwindigkeilsklas- 
sen sind nicht vorgesehen. Entsprechende Verbindungsversuche werden 
abgeworfen. 

3. Teilnehmerklentifizierung aus dein System 


Beim Aufbau von Verbindungen in Selbstwählnetzen ist es zweck¬ 
mäßig, sich zu vergewissern, ob die richtigen Endstellen verbunden 
wurden. Dies geschieht im Telexnetz durch das Auslösen der Kennungs¬ 
geber in den Fernschreibmaschinen. Da im Datexnetz für die Endstellen - 
ausrüstung keine Normmaschine vorgeschrieben ist, wurde die Ken¬ 
nungsgabe in das Fernschalt gerät verlegt. Wird eine Datexendstelle 
angerufen, so sendet sie automatisch ihre Kennung, die im Fernschalt¬ 
gerät der rufenden Endstelle angezeigt wird. 

Im Datexnetz hat sich gezeigt, daß diese Identifizierung für ein¬ 
fache Datenendeinrichtungen wie Lochstreifenleser, Lochstreifenstanzer 
und dergleichen ausreichend ist, daß jedoch bei komfortableren Daten¬ 
endgeräten wie etwa bei Bedienungspulten von Dialogsystemen die Iden¬ 
tifizierung einen Teil der Betriebsprozedur selbst darstellt. Im EDS-Netz 
wird daher auf Wunsch die automatische Kennungsgabe durch das 
System als gebührenpflichtiger Sonderdienst vorgesehen. Jedem An¬ 
schluß wird eine Anschlußkennung zugeteilt, die u. a. die Teilnehmer¬ 
rufnummer enthält. Ein Teilnehmer, der diesen Dienst in Anspruch 
nimmt, bekommt bei jeder Verbindung zu Beginn die Anschlußkennung 
seines Partners zugeschrieben, wobei Übertragungsgeschwindigkeit und 
Code der Kennungssendung diesem Teilnehmer angepaßt sind. Die 
Kennung kann dann beliebig ausgewertet werden (Fernschaltgerät, 
Drucker. Rechner usw.). Die grundsätzlichen Möglichkeiten der Ken¬ 
nungsgabe zeigt Bild 2. 



Bild 2. Schema der Kennungssendung 

A = Rufende Endstelle 

B = Gerufene Endstelle 

Index K = Keniiungsberechtigung, z. B. Ak • 

Rufende Endstelle mit Kennungsberechtigung 


Im Telexdienst bleibt daneben die Möglichkeit der Identifizierung 
durch den Kennungsgeber der Maschine erhalten. Der neue Dienst mit 
Sendung der Kennung aus dem System bietet aber den Vorteil, daß 
Manipulationen durch Fälschung des Namengebertextes der Maschine 
sofort erkannt werden können. 


4. Wahlverfahren auf der AnschlufUeitung 

Bei der Festlegung der Wahlverfahren mußten hauptsächlich zwei 
Gesichtspunkte berücksichtigt werden. Erstens soll die Verbindung 
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möglichst schnell aufgekaut werden, und zweitens soll bei einer Wahl 
durch den Rechner das Wahlverfahrcn an dessen Betriebsweise an¬ 
gepaßt sein. 

Was die Schnelligkeit des Verbindungsaufbaus anbelangl, so wer¬ 
den die härtesten Forderungen von den bisherigen Benutzern von Son¬ 
dernetzen gestellt, die beim Übergang auf das EDS-Netz keine längeren 
Durchschaltezeiten in Kauf nehmen wollen. In einem 200 Baud-Netz in 
partyline-Betricb, bei dem die einzelnen Stationen durch 2 Fernschreib¬ 
zeichen im ISO-Code gekennzeichnet sind und bei dem diese Zeichen 
durch Fernschreibzeichenerkenner ausgewertet werden, dauert die An¬ 
schaltung etwa 300 ms. Beim EDS-Netz wird zwar durch eine Vermitt¬ 
lungsstelle in Mikrosekunden durchgeschaltet, die Zeit für die Über¬ 
tragung der Wahlinformation liegt dagegen je nach Geschwindigkeit im 
Millisekunden- oder gar Zehntelsekundenbereich und geht voll in die 
Aufbauzeit ein. Es ist daher unerläßlich, die Nummernschalterwahl zu¬ 
gunsten der Wahl mittels Fernschreibzeichen zu verlassen und eine hohe 
Übertragungsgeschwindigkeit zu wählen. 

Für das EDS-System wurde keine einheitliche Wahlgeschwindigkeit 
für alle Geschwindigkeitsstufen festgelegt, sondern in jeder Stufe, bis 
2400 Baud, gilt auch für die Wahl die jeweilige Geschwindigkeit. Dies 
hat den Vorteil, daß die Verbindung in den Mittel- und Hochgeschwin- 
digkeitsstufen mit höheren Tarifen auch schneller aufgebaut wird; 
außerdem wird die Wahl durch den Rechner vereinfacht. Die Deutsche 


Daten 



Zeichenparallele Steuerinfor¬ 
mationen für die Wahl 


zur EDS-VSt 


Bild 3. Automatische Wahl mittels 

Wahlautomat 

DK = Dateneinrichtung 
1)1, 1)2 = gehende, kommende 
Datenleitung 

s = Steuerleitungen 

m = Meldeleitungen 

FGl = Fernschallgerät 

WA = Wahlautomnt 


Bundespost wird die automatische Wahl durch die Datenendeinrichtung 
in zwei Versionen zulassen, nämlich die Wahl unter Verwen 
düng eines Wahlautomaten, der durch die Datenendein¬ 
richtung gesteuert wird und die Wahlimpulse selbst formt (Bild 3), 
und die Wahl durch die Datenendeinrichtung, die 
die Wahlimpulse formt und auf die Datenleitung gibt (Bild 4). 


Wahlinformation 
und Daten 



Bild 4. Automatische Wahl durch 
den Rechner 


Wird die Wahlinformation durch die datenverarbeitende Anlage 
erzeugt, so ist es von großem Vorteil, wenn Wahlinformation und Daten 
mit gleicher Geschwindigkeit und gleichem Code übertragen werden, da 
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die Umschaltung auf eine andere Geschwindigkeit oder einen anderen 
Code einen ziemlichen Programmaufwand und Zyklusbedarf erfordern 
würde. Es wurden folgende Wahlverfahren festgelegt: 


50 Baud-Stufe: Tastaturwahl 50 Baud. CCITT-Alphabet Nr. 2 
200 Baud-Stufe (Datex 200 TW 39): Nummernschallerwahl, 

FGt 1) 200 

200 Baud-Stufe (u. a. Datex 200 EDS): 200 Baud, CCITT- 
Alphabet Nr. 5 

2400 Baud-Stule: 2400 Baud, CCITT-Alphabet Nr. 5 
9600 Baud-Stufe: 2400 Baud, CCITT-Alphabet Nr. 5 
48 kBaud-Stufe: 2400 Baud, CCITT-Alphabet Nr. 5 


Bei Geschwindigkeiten über 2400 Baud werden auch für die Wahl 
2400 Baud angewendet, um die Aufwendungen im EDS-Netz für die 
Wahlaufnahme nicht unwirtschaftlich groß werden zu lassen. Diese 
Geschwindigkeit ist hauptsächlich für die automatische Wahl vorge¬ 
sehen. 


5. Wahlverfahren auf der Verbindungsleitung 

A. W a h 1 v e r f a h r e n a u f den nationalen V e r b i n - 
d u n g s 1 e i I u n g e n 

Es werden grundsätzlich die gleichen Geschwindigkeiten wie auf 
den Anschlußleitungen verwendet, statt der CCITT-Codes jedoch mit 
einem 4 Bit-Code für die zehn Ziffern mit einem zusätzlichen Paritätshit 
zur Sicherung gegen Verstümmelung. Beispielsweise wird die auf der 
Telexanschlußleitung ankommende Tastaturwahl 50 Baud Alphabet 
Nr. 2 in der Vermittlungsstelle umgesetzt in die 50 Baud-Wahl im 
4+1 hit-Code auf der Verbindungsleitung. 

Solange noch TW 39-Netzteile in Betrieb sind, wird zu und von 
diesen Netzteilen die Signalisierung TW 39 angewandt. 


B. W ahlverfahren auf den internationale n V e r - 
bindungsleitunge n 

In den Auslandskopfvermittlungsstellen paßt das System EDS die 
nationale Signalisierung an sämtliche internationalen Signalisierungs¬ 
typen an, nämlich Typ A und B mit Varianten für Endverkehr, Typ C 
für interkontinentalen Transitverkehr sowie für Kabel- und Funkmulli- 
plexVerbindungen. Weiterhin muß eine Anpassung an die im Aufbau 
befindlichen ausländischen 200 Baud-Datexnetze sichergestellt werden. 
Die deutsche Verwaltung wird die EDS-Signalisierung im CCITT zur 
Empfehlung vorschlagen. 


6. Freizeidienverzugszeit und Auslüsezeit 

Durch die für die Anschlußleitung festgelegten Wahlverfahren 
wurde erreicht, daß die Wahlinformation schnell gesendet wird, im 
Datexdienst beispielsweise in einer Zeit unter 250 ms. Die Wahlver¬ 
fahren auf der Verbindungsleitung stellen anschließend eine schnelle 
Weitergabe sicher. Insgesamt ist dadurch gewährleistet, daß die Frei- 
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Zeichen Verzugszeit, das ist die Zeit zwischen der letzten Wahlziffer auf 
der Anschlußleitung und dem Eintreffen des Freizeichens, gering ist. 
Für Verbindungen in der 2400 Baud-Stufe bei siebenstelliger Wahl¬ 
information ist diese Zeit nicht größer als 150 ms. Sind ferngesteuerte 
Teil-Vermittlungsstellen an der Verbindung beteiligt, so dürfen je Teil- 
Vermittlungsstelle bis zu 50 ms dazukommen. Die Länge der Auslöse- 
zeit soll für alle Geschwindigkeitsstufen einheitlich 300 ms betragen, 
bei Verbindungen mit dem zusätzlichen Dienst „Transparente Über¬ 
tragung“ (siehe Abschnitt II. 12.) jedoch nur bis zu 10 ms. 

Derart schnelle Auf- und Abbauzeilen bieten dem Benutzer vor 
allem Vorteile im Dialogverkehr, wenn der Rechner lange Rechenzeiten 
zwischen den einzelnen Instruktionen und Antworten benötigt. Bisher 
mußte die Verbindung wegen der langen Aufbauzeiten während des 
ganzen Dialogs stehen bleiben, im EDS-Netz kann statt dessen nach 
jeder Eingabe in den Rechner ausgelöst werden. Der Rechner baut die 
Verbindung rückwärts erst dann wieder auf, wenn er weitere Instruk¬ 
tionen benötigt oder das fertige Ergebnis ausgeben will. Dies kann zu 
vielen Kurzverbindungen führen, die für die Deutsche Bundespost nur 
dann betrieblich tragbar sind, wenn die nicht gebührenpflichtige Auf- 
und Abbauzeit kurz ist. Hier treffen also die Interessen der Deutschen 
Bundespost und der Benutzer zusammen. Die Werte für die Freizeichen¬ 
verzugszeit und die Verbindungsabbauzeil sind deshalb sorgfältig ab- 
geslimmt worden. 


?. Betriebssignale 

Das System TW 39 kennt keine geschriebenen Betriebssignale, da 
die Fernschreibmaschine erst mit dem Freizeichen eingeschaltet wird 
und demzufolge vorher noch nicht bereit zum Empfang von Fern¬ 
schreibzeichen ist. Im System EDS wird dagegen wegen der Tastatur¬ 
wahl die Maschine in der 50- und 200-Baud-Stufe schon mit der Anruf¬ 
taste eingeschaltet und kann deshalb auch sofort Fernschreibzeichen 
aufnehmen. Bei den anderen Geschwindigkeitsstufen ist, je nach ver¬ 
wendeter Datenendeinrichtung und ihrer Betriebsform, ebenfalls eine 
Auswertung geschriebener Signale möglich. Da mit Hilfe dieser Signale 
eine gute Beurteilung der im Aufbau befindlichen Verbindung möglich 
ist, kann die Bedienungsperson oder die Datenendeinrichtung (Rechner) 
sofort entscheiden, wie im Falle der verschiedenen Signale zu verfahren 
ist. Beim Signal „Endstelle besetzt“ oder „Gassen besetzt“ kann der 
Rechner den Anruf nach einigen Sekunden wiederholen, beim Signal 
„Anschluß hat neue Rufnummer“ kann er diese Meldung für das Be¬ 
dienungspersonal ausdrucken. Im Falle der automatischen Wahl durch 
die Datenendeinrichtung kann, bei entsprechender Programmierung, 
auch ein großer Teil dieser Betriebsfälle automatisch behandelt und 
eine erfolgreiche Verbindung schließlich durchgeschaltet werden. Um 
die Auswertung der Betriebssignale für die Datenendeinrichtung ein¬ 
fach zu gestalten, werden diese in Geschwindigkeit und Code des ver¬ 
wendeten Wahlverfahrens gesendet. Folgende, international allgemein 
üblichen Codetexte sind vorgesehen: 
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occ Anschluß besetzt 
nc Gassen besetzt 

nch Neue Rufnummer, siehe Telex- (Datex-)Verzeichnis in spitzer Klammer 

inf Neue Rufnummer bei der Auskunft erfragen 

np Rufnummer unbeschadet 

na Unzulässiger Anruf 

abs Teilnehmer abwesend 

ders Gerufener Anschluß gestört 

dere Verbindungsweg gestört 


Falls ein Teilnehmer diese Signale nicht empfangen will, weil sein 
Betriebsverfahren hierdurch gestört würde, so werden sie vor seiner 
Anschlußleitung unterdrückt. 

Kann eine Endstclleneinriehtung die Betriebssignale nicht empfan¬ 
gen, weil z. B. nur ein Sender, aber kein Empfänger vorhanden ist, so 
werden sie in ein für alle Signale einheitliches Gleichstrom-Kennzeichen 
mit nachfolgendem Schlußzeichen umgewandelt. 


8. Numerierung und Zähleinleitung 

A. K ennz a h 1 e n 

Das EDS-Nelz wird Geschwindigkeitsstufen und Belriebsklassen 
sehr unterschiedlicher Teilnehmerzahl umfassen. Die zweifellos größte 
Klasse wird die „Generalklasse 50 Baud Telex“ bilden, mit zunehmender 
Geschwindigkeit werden die Klassen in der Teilnehmerzahl abnehmen. 
Die letzteren werden daher nicht alle Netzebenen des Telexnetzes auf¬ 
weisen und auch in der Kennzahl nicht alle Kennziffern benötigen. Um 
diese Einsparung an Kennziffern ausschöpfen zu können, wird es nicht 
nur eine einzige Kennzahllisle geben, sondern maximal drei, in die die 
einzelnen Geschwindigkeitsstufen eingeteilt werden. Die Keimzahlen 
enthalten zwar in allen Geschwindigkeitsstufen und Belriebsklassen 
gleiche Kennziffern, aber ihre Stellenzahl ist unterschiedlich. Beispiels¬ 
weise wird ein Telexanschluß im Ort A mit der Kennzahl 4711 erreicht, 
ein 200-Baud-Datexanschluß mit der Kennzahl 47 und ein 48-kBaud- 
Datexanschluß mit der Kennzahl 4. Die Kennziffern der Zentral-, Haupt- 
und Endvermittlungsstellenbereiche sind für alle im EDS-Svstem ent¬ 
haltenen Klassen gleich, sie können jedoch fehlen, wenn eine dieser 
Ebenen nicht vorhanden ist. 

Die bisherige nationale Verkehrsausscheidungsziffer „0“ entfällt 
künftig. Es wird immer die volle Kennzahl verwendet. Für den inter¬ 
nationalen Selbstwählverkehr ist die Zugangskennzahl „0“ statt bis¬ 
her „00“ festgelegt. 

B. T e i 1 n e h m e r r u f n u m m e r n 

Für den Datenverkehr mit mittleren und hohen Geschwindigkeiten 
ist es wichtig, daß die Verbindungen schnell aufgebaut werden. Die 
Ziffernzahl der Teilnehmerrufnummer geht in die Aufbauzeit ein, so 
daß es wichtig ist, möglichst kurze Rufnummern zu verwenden. Ebenso 
wie die Teilnehmer dieser Geschwindigkeitsklassen ihren besonderen, 
verkürzten Kennzahlplan erhalten, so bekommen sie ihren eigenen 
Numerierungsplan für die Teilnehmerrufnummer. Es werden drei 
Numerierungspläne vorgesehen: 
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Telex 

200 Baud Datex TW 39 
Übrige Datenanschlüsse 

Diese Numerierungspläne werden für den maximal zu erwartenden 
Teilnehmerbestand ausgelegt. Entsprechend der Stellenzahl muß der 
gesamte mögliche Rufnummernumfang verfügbar sein. Hierzu gehört 
auch, daß die Stellenzahl innerhalb eines Numerierimgsplanes unter¬ 
schiedlich sein darf. 

C. Z ä h 1 e i n 1 e i t u n g 

Das bisher im Telexnetz geübte Verfahren, gebührenfreien Teil- 
nehmerdienslen (z. B. Auskunft, Störungsannahme) bundeseinheitliche 
Rufnummern zuzuordnen, wird beibehalten. Darüber hinaus soll es 
ermöglicht werden, auch andere Rufnummern gebührenfrei zu schalten. 
Dies wird dadurch erreicht, daß ein Zählunterdrückungszeichen ein¬ 
geführt wird, das die Zähleinleitung beim rufenden Anschluß unter¬ 
drückt. 


9. Verkehrslenkung 


A. 1 n 1 a n d s v erkehr 


Das System EDS sieht Voll- und Teilvermittlungsstellen vor. Die 
Vollvermittlungsstellen sind als Leit wegsteuerstellen ausgeführt und 
sollen in den Zentral- sowie den größeren Haupt- und End Vermittlungs¬ 
stellen eingesetzt werden. Leit wegsteuerstellen, die nur inländische Ver¬ 
mittlungsstellen erreichen, können bis zu 62 Richtungen ansteuern. 
Neben dem Kennzahlweg (KZW) sind je Geschwindigkeitsklasse bis 
zu drei Querwege (Ql) mit Überlaufmöglichkeit anzusteuern. Einer der 
Querwege kann mit Durchgangsquerleitungen (DQ1) beschallet werden, 
die in der fernen Vermittlungsstelle wiederum auf einer Leitwegsteuer¬ 
stelle enden und so gekennzeichnet sind, daß sie an einer erneuten 
Leitweglenkung teilnehmen dürfen. Dies bedeutet, daß Durchgangs- 
querleitungcn im Gegensatz zu gewöhnlichen Querleitungen über die 
zweite Leitwegsteuerstelle auch Zugang zu einer höheren Netzebene 
haben. Die Absuchreihenfolge für die vier Wege pro Richtung ist wie 
folgt: 


a) 1. Ql 

b) 1. Ql 


2. Ql 

2. Ql 


3. Ql 
KZW 


KZW 

DQ1 


Für verkehrsschwache Richtungen entfallen mehrere oder alle. 
Querwege, so daß der Verkehr sofort über den Kennzahlweg geführt 
wird. Ist der Kennzahlweg bzw. das DQI-Bündel oder eine hierauf 
folgende Teilstrecke besetzt, so wird die gesamte Verbindung ausgelöst. 
Das System ist also für den Inlandsverkehr ein Verlustsystem mit Voll¬ 
auslösung. 

B. Auslandsverkehr 

Die Leitwegsteuerstellen übernehmen außer der Verkehrslenkung 
für den nationalen Verkehr auch die Weiterleilung des abgehenden 
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Auslands Verkehrs zu den zuständigen Auslands-Kopfvermittlungsstellen 
(AuslKopfVSt). Falls es verkehrsmäßig lohnend ist. werden hierbei 
Querleitungen direkt zur Auslands-Kopfvermittlungsstelle geschaltet; 
der überlaufende Verkehr fließt über den Kennzahlweg. Verkehr aus 
dem eigenen EVSt-Bereich der Auslands-Kopfvermittlungsstelle läuft 
zu einer anderen Auslands-Kopfvermittlungsstelle über, falls von dieser 
ein Auslandsbündel in die gewünschte Richtung führt. Je Verkehrs¬ 
richtung werden bis zu zwei Auslandsbündel angesteuert, die von der¬ 
selben oder von verschiedenen Auslands-Kopfvermittlungsstellen aus¬ 
gehen können. Leitwegsteuerstellen in Auslands-Kopfvermiltlungsslellen 
können bis zu 162 Richtungen ansleuern. 

Da verschiedene Länder mehrere Eingangs-Zielbereiche besitzen, 
müssen beim abgehenden Endverkehr bei 2-stelligen Netzkennzahlen 
die beiden ersten und bei 3-stelligen Netzkennzahlen die erste Ziffer 
der Teilnehmerrufnummer zusätzlich ausgewertet werden. Dies gilt 
auch, wenn bestimmte Zielbereiche zu sperren sind. 

Ist das Zielland nicht über direkte Leitungen erreichbar, so muß 
der Verkehr über ein Transitland geführt werden, das die weitere Ver¬ 
kehrslenkung übernimmt. In der deutschen Auslands-Kopfvermittlungs¬ 
stelle wird dann die im Transitland gültige Zugangskennzahl für Tran¬ 
sitverkehr und die Netzkennzahl des Ziellandes oder Zielnetzes vor der 
Teilnehmerrufnummer eingeblendet. Verbindungen, bei denen ein Teil¬ 
nehmer die Netzkennzahl des Transitlandes wählt und in betrügerischer 
Absicht die Zugangs- und Netzkennzahl des Ziellandes selbst zufügt, 
werden abgeworfen. 

Vom Ausland kommende Verbindungen, die durch das deutsche 
Netz laufen, sind durch die Zugangskennziffer gekennzeichnet. Die 
darauf folgende Netzkennzahl wird vom EDS-System geprüft, oh auto¬ 
matischer Transit in dieses Netz zugelassen ist. Die Verbindung unter¬ 
liegt der Leitweglenkung und Kennzeichenanpassung wie eine deutsche 
Verbindung. 


10 . Gebührenerfassung 


Das Prinzip der Gebührenerfassung nach der Zeitimpulszählung 
mit Umschallung von Tag- und Nachttarif bleibt erhalten und wird auf 
die Geschwindigkeitsstufen über 50 Baud ausgedehnt. Es werden für 
den Inlands- und Auslandsverkehr zusammen 64 Gebührenzonen vor¬ 
gesehen, die einem beliebigen Gebührenraster in Stufen von 0,10 DM 
frei zugeordnet werden können. Für die höheren Geschwindigkeitsstufen 
wird dasselbe Gebührenraster benutzt wie im Telexdienst, die Gebühren¬ 
einheiten werden jedoch nicht mit dem Faktor 0,10 DM bewertet, son¬ 
dern mit einem entsprechend höheren Kostenfaktor. Dieser Kosten¬ 
faktor ist zwischen 0,10 DM und 1,— DM frei wählbar. Für die Er¬ 
stellung der Fernmelderechnung addiert das EDS-System die einzelnen 
Gebühreneinheiten; es wird also kein Einzelnachweis geführt. 


Die Gebührenzone wird sowohl für den Inlands-, als auch für den 
Auslandsverkehr aus maximal vier Ziffern der Kennzahl abgeleitet. 
Der Zeitpunkt der Tag-/Nachtumschaltung für die Gebührenermäßigung 
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kann für die einzelnen Geschwindigkeitsstufcn unterschiedlich gewählt 
werden. 

Für bestimmte ausländische Verkehrsbeziehungen kann die Zeil- 
impulszählung nicht angewandt werden, da die betreffenden Verwal¬ 
tungen bzw. Betriebsgesellschaften andere Berechnungsprinzipien ver¬ 
wenden. Das EDS-System ist daher so ausgelegt, daß es in Abhängigkeit 
der Netzkennzahl eine der folgenden Erfassungsarien ermöglicht: 

a) Ein-Minuten-Zählung, d. h., jede angefangene Minute wird voll be¬ 
rechnet, 

b) 3-Minuten-Mindeslgebühr mit anschließender Berechnung jeder an¬ 
gefangenen Min ute. 

Solange noch TW 39-Nelzleile in Betrieb sind, muß das EDS-System 
in der Auslands-Kopfvermittlungsstelle für Teilnehmer, die aus diesen 
Netzteilen interkontinentale Selbstwahlverbindungen aufbauen, zusätz¬ 
lich die Aufgaben der bisherigen Zeilerfassungseinrichtungen wahr¬ 
nehmen, um eine ordnungsgemäße Gebührenerfassung .sicherzustellen. 
Dies bedeutet, daß das EDS-System die Kennungsgeber der rufenden 
und der gerufenen Endstelle, die gewählte Netzkennzahl und Teil¬ 
nehmer-Rufnummer, den Leitweg und die gebührenpflichtige Belegungs¬ 
zeit aufzeichnet. Weiterhin muß es diese Daten dem Fernmelderech¬ 
nungszentrum zur Verfügung stellen, damit daraus der Rechnungsbeleg 
gefertigt werden kann. 

It. Abfordern der Gekühreniiiformatioii 


Man unterscheidet zwischen Abruf und Abfrage der Gebühren¬ 
summe. Beim A b r u f wird die Zähleinheil anschließend auf Null 
gestellt, da die abgerufene Summe für die Erstellung der Fernmelde¬ 
rechnung benutzt wird. Bei einer Abfrage unterbleibt diese Rück¬ 
setzung, sie ist aber zu protokollieren, da sie dazu dient, sich ein Bild 
über den Zählerstand zu machen (Untersuchung einer Gebührenbe¬ 
schwerde). Abruf und Abfrage stehen nur besonderen Stellen zu, die 
durch ihre Klassenkennung identifiziert werden. Die Gebühreneinheiten 
können 


a) vom Rechenzentrum als Abruf in lOOer-Blöcken, 

b) von der Fernmelderechnungsstelle als Einzelabfrage, 

c) vom örtlichen Technischen Dienst als Einzelabfrage 

abgefordert werden. Der Abruf ist nur dem Rechenzentrum gestattet, 
das die EDS-VSt am selben Ort über festgeschaltete Leitungen, alle 
anderen Vermittlungsstellen seines Bereiches über das EDS-Netz er¬ 
reicht. 

Die Prozedur und das Format für die Übermittlung der Gebühren¬ 
information wurden so gewählt, daß sie in Übereinstimmung mit dem 
Verfahren des neuen elektronischen Fernsprechwählsystems EWS 1 
sind. 

12. Transparente Übertragung 

Die bisherigen in- und ausländischen Telegrafenvermittlungs¬ 
systeme gestatten die Übertragung der binären Zustände 1 und 0, wo- 
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hei diesen Zuständen noch Signale für den Verbindungsauf- und -abbau 
zugeordnet sind. Die Polarität des Zustandes 0, für mehr als 300 ins 
gesendet, bedeutet Auslösung der Verbindung, so daß dieses Signal 
nicht als Teil einer Fernschreibnachricht auftreten darf. Solange das 
CCITT-Alphabet Nr. 2 und Start-Slopsendung verwendet wurden, be¬ 
stand in dieser Hinsicht keine Schwierigkeit. Nachdem jedoch im Telex- 
nelz nach Aussendung eines Umschallesignals und im Datexnetz ganz 
allgemein auch andere Codes verwendet werden dürfen, kann durch 
eine Serie von O-Bils, die in der Datennachricht enthalten ist und länger 
als 300 ms andauert, die Verbindung ausgelöst werden. Solche Fälle 
können z. B. auftreten, wenn im CCITT-Alphabet Nr. 2 die Kombina¬ 
tion Nr. 32 mehrmals wiederholt im Synchronbetrieb, also ohne Starl¬ 
und Stopschritte, ausgesendet wird. 

Es wird zwar empfohlen, diese Kombination wie auch die „Blank“- 
Kombinalionen (das Fernschreibzeichen enthält nur 0-Bils) der anderen 
Codes nicht zu verwenden. Außerdem soll bei Synchronbetrieb das 
Paritäts-Bit für die Fehlererkennung so angehängt werden, daß es 
zugleich zur Synchronisierung benutzt werden kann, d. h., z. B. bei 
einem ungeradzahligen Code die ungerade Parität einzuführen. Je¬ 
doch wird es zweifellos Anwendungsfälle geben, in denen man völlig 
frei von allen Bindungen beliebig lange Serien von 0-Bils übertragen 
möchte. Für diese Fälle ist im EDS-System der Dienst „Transparente 
Übertragung“ vorgesehen. Dabei ist der ganze Verbindungsweg, be¬ 
stehend aus Anschlußleitung, Vermittlungsstellen und Verbindungs¬ 
leitungen, transparent, also unbeeinflußbar durch die Form der Daten- 
nachrichl. Für solche Teilnehmer muß die Art des Auslösesignals so 
geändert werden, daß es nicht zugleich Teil der Datennachricht sein 
kann, es muß also neben den Binärzuständen 0 und 1 für die Daten¬ 
nachricht noch ein dritter Zustand für die Auslösung erzeugt und über¬ 
tragen werden. Die Auslösezeit kann damit von 300 ms auf 10 ms ver¬ 
kürzt werden. Dieser gebührenpflichtige Sonderdienst wird also nicht 
nur für solche Teilnehmer wichtig sein, die auf Transparenz Wert legen, 
sondern auch für diejenigen, die eine kurze Auslösezeit, unter Umstän¬ 
den zusammen mit Kurzrufnummern oder Direktruf. wünschen. 


13. Kurz ruf 


Für solche Teilnehmer, die sehr häufig mit einem kleineren Kreis 
von Partnern korrespondieren und eine Wahlerleichterung wünschen, 
wird der Sonderdienst „Kurzrufnummern“ (KUX) in zwei Ausführungs¬ 
formen eingeführt: 


a) Einstellige Kurzrufnummer für maximal 8 Nummern 

b) Zweistellige Kurzrufnummer für maximal 62 Nummern 

In der für den berechtigten Teilnehmer zuständigen Voll-Vermitt- 
lungsstelle wird eine Umsetzerliste Kurzrufnummer/Anschlußnummer 
im Kernspeicherteil geführt. Wenn der Teilnehmer eine Kurzrufnummer 
wählt, so übersetzt das System in die reguläre Anschlußnummer des 
gewünschten Anschlusses, die dann wie üblich das Netz durchläuft. Die 
Kurzrufnummer tritt also nur auf der Anschlußleitung auf. Der be- 





E. Hu ni ni e 1 


rechtigte Teilnehmer kann die ihm zugeordnete Übersetzerliste von 
seinem Anschluß aus aufstellen, ändern oder löschen. Wünscht der Teil¬ 
nehmer einen Anschluß zu erreichen, der nicht in seinem Vorrat von 
Kurzrufnummern enthalten ist, so leitet er die reguläre Wahl durch ein 
besonderes Kennzeichen ein. 


14. Direkt ruf 


Dieser Sonderdienst ist für solche Anschlüsse gedacht, die immer 
nur mit demselben Partner Datenverkehr haben. Solche Betriebsformen 
finden sich z. B. bei Buchungspulten für Platzreservierungen, die nur 
mit ihrem zuständigen Buchungsrechner korrespondieren, oder bei 
Außenstationen von Teilneluner-Rechensystemen, die nur zu einem 
Rechner Zugang haben, nämlich der Zentrale ihres Rechnerdienstes. 
Es gibt aber auch eine Fülle anderer Anwendungsmöglichkeiten, wie 
in den Datensammelsystemen die periodische Übermittlung von Außen¬ 
stationen zur Zentralstation (Lagerbestandsmeldungen von Lagerhäu¬ 
sern, Kontostände bei Bankfilialen, Kraftstoffbestand bei Filialen der 
Mineralölgesellschaf len usw.) oder in den Stapelübertragungssystemen 
die gelegentliche Koppelung von Haupt- und Unterrechner, falls der 
Unterrechner die Aufgabe allein nicht bewältigen kann. 

Diese Beschränkung des Datenverkehrs einer dezentralen Daten¬ 
endeinrichtung auf eine oder wenige Gegenstellen ist typisch für die 
Datenübertragung bei mittleren und höheren Geschwindigkeiten im 
Gegensatz zu der Verkehrsabwicklung im Telex- oder Fernsprechnetz, 
so daß schon aus diesem Grund die Möglichkeiten der Kurzrufnummern 
und des Direktrufs von großer Wichtigkeit für den Datenverkehr sind. 

Unter Direktruf versteht man, daß die berechtigte Endstelle durch 
das Herstellen des Anrufzustands (Drücken der Anruftaste) ihrer Voll- 
Vermittlungsstelle einen Verbindungswunsch zu einer bestimmten Ge¬ 
genstelle signalisiert. In der Vermittlungsstelle wird dann aus einem 
Kernspeicherplatz die betreffende reguläre Rufnummer herausgelesen 
und damit die Verbindung im üblichen Verfahren aufgebaut. Direktruf¬ 
anschlüsse können also nur eine bestimmte Gegenstelle erreichen, sie 
selbst können aber von beliebigen Anschlüssen ihrer Klasse angerufen 
werden. Die Vorteile des Direktrufs sind: 


Der berechtigte Anschluß benötigt 
Wahl. 


keine Einrichtung für die 


— Falschwahl durch die Bedienungsperson ist ausgeschlossen. 

— Die Bedienungsperson spart pro Verbindung mehrere Sekunden 
ein, was ein beträchtlicher Anteil der gesamten Verbindungs¬ 
dauer sein kann. 

— Die automatische Wahl durch die Datenendeinrichtung reduziert 
sich auf das Herstellen des Anrufzustandes. 

— Beim Aufbau der Verbindung wird die Zeit der Übertragung auf 
der Anschlußleitung eingespart. 


Der schnellste Auf- und Abbau einer Verbindung ist also durch die 
Kombination der Dienste „Direktruf“ und „Transparente Übertragung“ 
gegeben. 
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15. Rundsenden 

In der Fernschreib- und besonders in der Datenübertragungstechnik 
gibt es Betriebsfälle, bei denen eine Nachricht für mehrere Empfänger 
bestimmt ist und das serielle Absetzen dieser Nachricht wegen des großen 
Zeitverzugs für die letzten Empfänger nicht anwendbar ist. Beispiele 
sind die Verteilung von Fressenachrichten, Börsenkursen, polizeidienst¬ 
lichen Mitteilungen usw. Hierfür wurde schon in der Technik TW 39 ein 
Rundschreibdienst zur Verfügung gestellt, der im EDS-Netz noch we¬ 
sentlich erweitert und auf die Geschwindigkeiten über 50 Baud aus¬ 
gedehnt wird. Ms gibt folgende Betriebsvarianten: 


A. Zentrale, ö ffentliche Ru n d s e n d e e i n r i c h t u n g 

Diese Einrichtung ist durch Wahl ihrer regulären Rufnummer von 
jedem Berechtigten erreichbar. Teilnehmer, die außerdem am Dienst 
„Kurzrufnummer“ teilnehmen, können in ihrer Umsetzerliste auch eine 
Kurzrufnummer hierfür vorsehen. Von der zentralen Rundsendeein¬ 
richtung gibt es zwei Ausführungen: 


a) Rundsendeeinrichtung, in die der Berechtigte zu Beginn der Sammel¬ 
verbindung die Rufnummern der gewünschten Endstellen eingibt. 
Dies geschieht in Form ihrer regulären Rufnummer oder, bei Ver¬ 
wendung des Dienstes „Kurzrufnummern“, in der ihnen vom be¬ 
treffenden Berechtigten zugeordneten Kurzrufnummer. Es können 
bis zu fünf verschiedene Endstellen im In- und Ausland zu einer 
Rundsendeverbindung zusammengeschaltet werden. 


b) Rundsendeeinrichtungcn, denen pro berechtigtem Teilnehmer ein 
Kernspeicherfeld zugeordnet ist, in das der betreffende Teilnehmer 
die Rufnummern der Gegenstellen einmalig eingibt. Alle Teilnehmer 
einer solchen Rundsendeverbindung müssen einer gesonderten Be- 
triebsklasse angehören. Bei Anwahl der Rundsendeeinrichtung prüft 
diese, welche der gespeicherten Rufnummernlisten für den anrufen¬ 
den Anschluß gültig ist, und baut anschließend mit den darin ge¬ 
speicherten Rufnummern die gewünschte Sammelverbindung auf. 
In der Liste können bis zu 30 Anschlüsse gespeichert werden. Der 
berechtigte Teilnehmer kann diese Liste durch Eingabe von seinem 
Anschluß aus jederzeit erweitern oder ändern, wenn seine betrieb¬ 
lichen Verhältnisse dies erfordern. Verbindungen über diese Rund- 
sendeeinrichlung sollen nur mit Priorität abgewickelt werden. 


B. Individuelle, einem Anschluß fest zugeordne t e 
Rundsendeeinrichtung 

Diese Technik wird vorgesehen, wenn ein Teilnehmer die alleinige 
Verfügung über die Rundsendeeinrichtung wünscht, um beispielsweise 
durch Besetztfälle einer öffentlichen Rundsendeeinrichtung nicht in 
seiner Betriebsabwicklung gestört zu werden. Er erreicht in diesem Fall 
seine Rundsendeeinrichtung über Direktruf. Im übrigen sind wieder die 
beiden vorstehend aufgeführten Varianten vorgesehen: 
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a) Rundsendeeinrichtung mit Eingabe der Rufnummern zu Beginn je¬ 
der Verbindung. Zweckmäßigerweise werden Kurzrufnummern ver¬ 
wendet. 

b) Rundsendeeinrichtung mit einmaliger Eingabe der Rufnummern in 
eine Kernspeicherliste. 


Falls die Zahl der gewünschten Rundsendegegenstellen größer ist 
als 5 bzw. 30, so kann anstelle eines Rundsendeanschlusses eine weitere 
Rundsendeeinrichtung in der eigenen oder in einer fremden Vermitt¬ 
lungsstelle erreicht und damit die Gesamtzahl der Rundsendegegen- 
stellen vervielfacht werden. 


16. Zuschreihen der Verbindungsgebühren 

Von seiten der Teilnehmer besteht der Wunsch, eine Gebühren¬ 
anzeige wie im Fernsprechdienst zu erhalten. In Datennetzen bietet es 
sich an, diese Information nicht in einem Dezimalcode, sondern in der 
Sprache der Datenendeinrichtung zu übertragen. Um den Datenverkehr 
nicht zu stören, muß diese Übertragung an das Ende der Verbindung 
gelegt werden, nachdem die Vermittlungsstelle den Verbindungsauslöse- 
wunsch einer der beiden Endstellen erkannt hat. Die Verbindungsgebühr 
wird im Code und in der Geschwindigkeit der betreffenden Endstelle 
gesendet, damit der Abdruck auf einem Blattdrucker oder die direkte 
Eingabe in einen Rechner möglich ist. Für diesen gebührenpflichtigen 
Sonderdienst sind zwei Varianten vorgesehen: Zuschreiben der Gebühr 
für alle Verbindungen und Zuschreiben der Gebühr nur für Auslands¬ 
verbindungen. 


17. Hiitweisgabe 


Die Erfahrung hat gezeigt, daß eine Hinweisgabe sowohl für den 
Teilnehmer als auch für die Verwaltung vorteilhaft wäre. Da jedoch im 
System TW 39 das Freizeichen, das die Fernschreibmaschine einschaltet, 
identisch ist mit der Zähleinleitung, war bisher eine gebührenfreie Hin¬ 
weisgabe nicht möglich. Erst das System EDS mit seinem Zählunter¬ 
drückungszeichen erlaubt ein solches betriebliches Leislungsmerkmal. 
Es sind zwei Arten von Hinweisgaben vorgesehen: 


a) Gebührenfreie Hinweisgabe im betrieblichen Interesse der DBF. Die 
Verwaltung kann auf beliebige Rufnummern oder Dekaden einen 
Hinweistext schalten, der bis zu 30 Zeichen enthalten kann, wobei 
etwa 20 verschiedene Texte zur Verfügung stehen. Anwendungen: 
Mitteilung von geänderten Rufnummern, wenn Anrufe noch auf der 
alten Rufnummer auflaufen; Hinweise auf gestörte Anschlüsse; An¬ 
weisungen, bei gestörten Auslandsselbstwahlbeziehungen den Aus- 
landsplatz anzuwählen usw. 


b) Gebührenpflichtige Hinweisgabe als Dienst für den Teilnehmer. Der 
berechtigte Teilnehmer hat die Möglichkeit, allen an seinem Anschluß 
auflaufenden Anrufen einen Text eigener Wahl durch den Hinweis¬ 
geber in der Vermittlungsstelle zuschreiben zu lassen, wobei gleich¬ 
zeitig sein Anschluß für abgehende Verbindungen betriebsbereit 
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bleibt. Der Hinweistext darf bis zu 60 Zeichen umfassen und wird 
vom Teilnehmer nach Wahl einer besonderen Rufnummer in den 
Hinweisgeber der Vermittlungsstelle eingegeben. Der eingeschriebene 
Text wird durch die Wahl der eigenen Rufnummer kontrolliert. Der 
berechtigte Teilnehmer hat jederzeit die Möglichkeit, den Hinweis¬ 
text zu ändern oder zu löschen. 


Die Gebühr für diesen Sonderdienst wird in bestimmten Zeitab¬ 
schnitten automatisch verrechnet. Um den Teilnehmer darauf aufmerk¬ 
sam zu machen, daß er diesen Dienst noch in Anspruch nimmt, wird 
ihm zu diesen Abrechnungszeitpunkten die Verrechnungsgebühr und 
der von ihm festgelegte Hinweistext als Kontrolle automatisch zuge¬ 
schrieben. Geschwindigkeit und Code dieser Information stimmen mit 
denjenigen der Wahlprozedur überein. 


18. Priorität 


Dieser gebührenpflichtige Sonderdienst ist nur innerhalb geschlos¬ 
sener Betriebsklassen vorgesehen und wird hier nur eine m Anschluß 
zugeordnet, beispielsweise einem Rundsendeanschluß, einem Direkt¬ 
rufanschluß, dem Anschluß der Geschäftsleitung usw. Ein mit Priorität 
ausgestatteter Anschluß wird, wenn er bei Aufbau einer Verbindung 
die gewünschte Gegenstelle besetzt vorfindet, zu dieser durchgeschaltet, 
wobei die vorherige Verbindung abgeworfen wird. Beim Auflaufen auf 
besetzte Bündel werden solche Anrufe wie gewöhnliche Anrufe behan¬ 
delt. Der Sinn der Priorität ist es, beispielsweise im Fall der Rundsende- 
efnrichtung zu vermeiden, daß man wegen Teilnehmerbesetztfällen nicht 
alle Gegenstellen zu einer Rundsendeverbindung zusammenschalten kann. 


19. Diiplexbetriel) 

Die Entwicklung auf dem Gebiet der Datenfernverarbeitung zeigt, 
daß man zwar zufriedenstellenden Betrieb im Halbduplexverfahren 
oder mit Systemen durchführen kann, die einen schnellen Vorwärts- 
und einen langsamen Rückwärlskanal aufweisen. Der Duplexbetrieb 
jedoch gestattet wegen der Möglichkeit des gleichzeitigen Sendens und 
Empfangens eine doppelt so hohe Ausnutzung der Verbindung, wie sie 
beim Zusammenkoppeln von zwei Rechnern oder bei der laufenden 
Eingabe von Problemen in einen Rechner mit gleichzeitiger Ausgabe der 
Ergebnisse erforderlich sein kann. Gewisse Verfahren sind nur bei 
duplexfähigen Verbindungen anwendbar, wie z. B. das Rücksendever- 
fahren als Fehlererkennungsmelhode. 

Aus diesen Gründen wird das System EDS in allen Geschwindig¬ 
keitsstufen über 50 Baud für Duplexverkehr vorgesehen, wobei die 
Anschlußleitungen je nach Länge vierdrähtig oder zweidrähtig mit 
Gleichstromduplexschaltung ausgeführt werden. 


20. Verkehrsmeß- und Prüftechnik 

Das EDS-Netz soll solche Leistungsmerkmale übernehmen, die bis¬ 
her durch die Technik TW 39 wahrgenommen wurden: Aufgaben des 
T-Prüf- und Meßplatzes 62, der automatischen Prüfeinrichtung, des 
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Zentralprüfsenders, des Zenlralprüfeinpfängers, der T-Störungsmelde- 
stelle, der Verkehrsgrößen- und Verkehrsablaufmeßeinrichtung. Ein Teil 
dieser Aufgaben kann unmittelbar auch auf die Geschwindigkeitsstufen 
über 50 Baud ausgedehnt werden, wie z. B. die Verkehrsmeßaufgaben, 
die automatische Verzerrungsprüfung der Verbindungslei tun gen usw. 
Gewisse andere Messungen müssen modifiziert werden wie die Bestim¬ 
mung von Sendeverzerrung und Empfangsspielraum auf der Anschluß¬ 
leitung. Die einzelnen Betriebsabläufe können hierbei nur im Zusam¬ 
menhang mit denjenigen der neuen Fernschaltgeräte festgelegt werden. 
Das durch ein Signal von der Vermittlungsstelle ausgelösle automatische 
Schleifen der Anschlußleitung im Fernschaltgerät ist eine bevorzugte 
Methode, greift jedoch stark in die Konstruktion des Fernschaltgeräts ein. 

Alle Meßergebnisse sollen auf einem Blattschreiber ausgedruckt 
werden, wenn bestimmte vorgegebene Grenzwerte überschritten werden. 

III. Typen und Größen der Vermittlungsstellen 

Das System gliedert sich in zwei Grundtypen: Die steuernde Voll¬ 
vermittlungsstelle und die gesteuerte Teilvermilllungsstelle. Vollvermitt¬ 
lungsstellen werden eine maximale Aufnahmefähigkeit von 16 000 Sy¬ 
stemanschlußschaltungen besitzen, sie sollen jedoch schon ab 1000 Sy¬ 
stemanschlußschaltungen wirtschaftlich einsetzbar sein. Für die Ge¬ 
schwindigkeitsstufen im langsamen und mittleren Bereich ist Durch¬ 
schaltung in asynchronem Zeitmulliplex vorgesehen, die höheren 
Geschwindigkeiten werden in einem getrennten Raumvielfach durch¬ 
geschaltet. Bei verkehrsmäßiger Überlastung im Raumvielfachsyslem, 
d. h., wenn keine Koppelpunkte mehr frei sind, tritt Gassenbesetzt mit 
nachfolgendem Abwurf ein. Dieser Fall entspricht im Zeitvielfachsystem 
dem Fall, daß zum Zeitpunkt der Anforderung kein Rechnerzyklus frei 
ist. Unter Anforderung versteht man hier, daß eine ankommende Lei¬ 
tung zu einer abgehenden Leitung ein bit übertragen möchte. Da die 
ankommende Leitung auf den nächsten freien Zyklus warten kann, ent¬ 
steht nur eine Verzögerung in der Übertragung, was sich als Zunahme 
der Verzerrung auswirkt. Das Zeitmultiplexsystem reagiert also auf eine 
Zunahme der Belastung mit einer Zunahme der Verzerrung. Diese Tat¬ 
sache muß bei der Aufstellung des Verzerrungsplans berücksichtigt 
werden. 

Die Teilvermittlungsstellen sind in Raumvielfachtechnik aufgebaut 
und werden von der Vollvermittlungsstelle über festgeschaltete Steuer¬ 
leitungen gesteuert. Die Vollvermittlungsstelle veranlaßt die Wegeein- 
stellung in der Teilvermittlungsstelle und nimmt auch die Gebühren- 
erfassung und -Speicherung wahr. Für Teilvermittlungsstellen ist keine 
Leitweglenkung vorgesehen, jedoch wird Internverkehr ohne den Um¬ 
weg über die Vollvermittlungsstelle möglich sein, wo dies wirtschaftlich 
ist. Die Steuerleitungen werden je nach Größe der Teilvermittlungsstelle 
mit 200 Baud oder 2400 Baud betrieben und bei größeren Teilvermitt- 
lungsstellen doppelt geführt. Teilvermittlungsstellen sind in zahlreichen 
Abstufungen von 20 bis zu 1000 Beschaltungseinheiten vorgesehen. 
Wegen des Prinzips der Leistungsgleichheit-gleiche betriebliche Lei- 
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stungen für alle Teilnehmer — müssen die Teilvermittlungsstellen die¬ 
selben Leistungsmerkmale erfüllen wie die Vollvermittlungsstellen. 


IV. Zusätzliche Leistungsmerkmale nach Bedarf 


Das System EDS kann, da es als rechnergesteuerte, programm¬ 
orientierte Technik konzipiert ist, durch Programmänderung leicht an 
zusätzliche Aufgaben angepaßt werden. Ein Beispiel hierfür ist der 
Gentexdienst. Hierbei kann das EDS-Nelz einen Teil oder alle 
Aufgaben nicht nur für die Leitweglenkung, sondern auch für die Nach- 
richtcnaufbereilung, also eine echte Datenverarbeitung durchführen. Es 
wären z. B. folgende Varianten möglich: 




Das System übernimmt den Zubringer- und Abnehmerverkehr zu 
und von zentralen Telegrammrechnern, die die Leitwegumrechnung 
und Nachrichtenaufbereitung durchführen. 

Alle Gentexanschlüsse erreichen im Direktruf verfahren ihren 
zuständigen Telegrammrechner und setzen dort das Telegramm ab, 
wobei der Zielort durch seinen Namen gekennzeichnet ist. Der Tele¬ 
grammrechner ermittelt aus dem Ortsnamen die im EDS-System 
gültige Ortsnetzkennzahl und Rufnummer der End telegrafensteile, 
wählt die Zieltelegrafenstelle und setzt dort die Nachricht, eventuell 
nach Aufbereitung, ab. Eine solche Aufbereitung ist z. B. die Um¬ 
setzung des Slreifenschreiberformats in das Blattschreiberformat oder 
die automatische Löschung von Schreibfehlern, was von einem Teil 
der europäischen und außereuropäischen Länder gefordert wird. Der 
Telegrammrechner wiederholt den Verbindungsversuch bei besetzter 
Endstelle und überwacht den Kennungsgeberauslausch. Die Funk¬ 
tionen für Formataufbereitung und Fehlerkorrektur führen gegen¬ 
wärtig im Gentexnetz die Formatumsetzer durch. Diese wurden als 
Kleinstreclmer mit verdrahteter Logik entwickelt und in den Gcntex- 
Auslandskopfvermitllungsstellen als zentrale Schaltglieder eingesetzt. 
Das System übernimmt sowohl den Transport als auch die Format¬ 
aufbereitung und Fehlerkorrektur für das Telegramm. 

Die Gentexanschlüsse erreichen im Direktrufverfahren diejeni¬ 
gen EDS-Zentralvermiltlungsstellen, die zusätzlich mit den Aufgaben 
für den Gentexdienst betraut werden. Dort werden folgende Auf¬ 
gaben abgewickelt: 


— Umsetzen des alphabetischen Ortsnamens in die für das EDS-System gültige 
Wahlinformalion. 

— Wiederholen des Anrufs bei Gassen- oder Endstellenbesetzt. Letzteres ist nicht 
notwendig, wenn als weiteres Leistungsmerkmal die Xachrichlenspeicherung 
in der Ziel-Vermittlungsstelle im Falle von Endstellen-Besetzt eingeführt wird. 
Bei Freiwerden des Anschlusses schreibt die Ziel-Vermittlungsstelle diesem 
Anschluß die Nachricht zu und baut anschließend rückwärts eine Verbindung 
zu dem Ursprungsanschluß auf, um ihm in einem festgelegten Text die Tat¬ 
sache und die Uhrzeit der Übermittlung der Nachricht an die gerufene End¬ 
stelle mitzuteilen. 


Im Falle des Auslandsverkehrs zu Ländern mit der Forderung nach 
fehlerfreiem Blattschreiberformat übernimmt die federführende EDS- 
Zentralvermittlungsstelle auch noch folgende Aufgaben: 
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— Neubilden des Telegrammkopfes entsprechend dem gewünschten Format. 

— Umsetzen des Textes in Blattschreiberformat. 

— Fehlerkorrektur. 

Weiterhin könnten noch die Aufgaben des Ortsleitplatzes sowie eine 
Erfassung der Abrechnungsdaten für Auslandstelegramme durch¬ 
geführt werden. 


Ein weiteres Beispiel für die Verarbeitung von Daten durch das 
EDS-System ist die automatische Telexauskunft. Man 
versteht hierunter, daß der Telex-Teilnehmer Zugriff zu der im System¬ 
speicher einzuspeichernden Rufnummern- und Kennungsgeberdatei er¬ 
hält. Es gibt hierbei grundsätzlich zwei Möglichkeiten: 

Im ersten Fall beherrscht der Teilnehmer das Format, in dem er 
seine Anfrage an das System stellt, also die Reihenfolge von Name, Vor¬ 
name, Stadt, Straße für das Herausfinden einer Rufnummer. Der Rech¬ 
ner sendet dann ohne weitere Rückfragen diese Nummer, die auf dem 
Blattschreiber des Teilnehmers ausgedruckt wird. 

Im zweiten Fall beherrscht der Teilnehmer das Format nicht und 


muß vom Rechner im Frage- und Antwortspiel zu der richtigen Reihen¬ 
folge geführt werden. Der Rechner fragt in diesem Fall: „Format be¬ 
kannt?“ und setzt dann, wenn der Teilnehmer mit „Nein“ antwortet, 
das Fragespiel fort mit der Frage: „Name?“, Vorname? usw. Dieser 
automatische Auskunftsdienst ist wegen der großen Informationsmenge 
sehr speicherintensiv, so daß im EDS-System zusätzliche Speicher für 
die betreffenden geschäftsführenden Zentralvermittlungssteilen vorzu¬ 
sehen wären. Auch für die Rechnerbelastung müssen 20—30 % mehr 
angesetzt werden, so daß hier ebenfalls auf entsprechende Reserven 
geachtet werden müßte. 


Diese Aufzählung zusätzlich möglicher Leistungsmerkmale ist un¬ 
vollständig. Es wäre noch eine Vielzahl anderer denkbar wie die Durch¬ 
führung von Rechnerarbeiten für Teilnehmer, Dokumentation usw. Das 
EDS-System ist so flexibel, daß auch künftige, heute noch nicht gefor¬ 
derte Dienste zum Nutzen der Teilnehmer und der Verwaltung realisiert 
werden können. 
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I. Abgrenzung des Themas 
1. Bedeutung internationaler Zusammenarbeit 

„Inzwischen haben wir in Europa festgestellt, daß Wirtschaft, 
Wissenschaft und Technik unaufhörlich innerhalb der einzelnen euro¬ 
päischen Nationen im buchstäblichen Sinne an die Grenzen der Nationen 
stoßen . . . Internationale Kooperation ist notwendig, ohne internatio¬ 
nale Zusammenarbeit können die Nationen, jede für sich allein, am 
Morgen des Atomzeitalters, am Morgen des Zeitalters der elektrischen 
Regler- und Steuersysteme, nicht mehr das Optimum an wirtschaftlicher 
und sozialer Wohlfahrt erreichen“ [1]. Wenn der Bundeswirtschafls- 
minister so zu internationaler Zusammenarbeit aufruft, so zeigt ein 
Blick in Zeitungen und Zeitschriften, daß tatsächlich in vielen Wirt¬ 
schaftszweigen die Zeichen der Zeit erkannt sind. Fast täglich wird über 
neue Vereinbarung von Kooperationen, die mehr und mehr auch die 
Wirtschaftsstruktur verändern, und gelegentlich auch über die dahinter 
liegenden grundsätzlichen Probleme berichtet und diskutiert. 

2. Die Fernmeldeindustrie in den großen Konzernen der westlichen Welt 

Die großen Konzerne der Fernmeldeindustrie können für sich in 
Anspruch nehmen, daß sie schon sehr früh die Wichtigkeit weltweiten 
Wirkens erkannt haben. Sie haben sich nicht nur des Welthandels 
bedient, um ihre Erzeugnisse von Kontinent zu Kontinent auszutau¬ 
schen, sie haben darüber hinaus auch in hohem Maße eine wirtschaft¬ 
liche Verflechtung von Produktionsslättcn in einer großen Zahl von 
Ländern erreicht. Tatsächlich ist neben den Gebieten der Chemie, des 
Öls und des Maschinenbaus das Gebiet der Elektrotechnik,^dabei beson¬ 
ders der Fernmeldetechnik und der Elektronik, durch große weltweit 
tätige Industrieunternehmen gekennzeichnet. 

Wenn hier nur die Fernmeldeindustrie in ihren internationalen 
Verflechtungen betrachtet werden soll, so ist dieser Ausschnitt aus der 
Elektroindustrie zunächst abzugrenzen. Dabei soll als wesentliches 
Kennzeichen der fernineldeinclustriellen Produktion die Deckung des 
Bedarfs der Fernmeldeverwallungen und Fernmeldegesellschaften gel¬ 
len, die öffentliche Dienste betreiben. Die Einbeziehung des Bedarfs 
von Eisenbahnen und anderen Verkehrsunlernehmen sowie des Bedarfs 
an nachrichtentechnischer Ausrüstung für Militär, Polizei usw. würde 
die Grenzen nicht wesentlich verschieben. 

Die Internationale Fernmelde-Union, in der sich die Regierungen 
für ihre öffentlichen Fernmeldedienste zusammengeschlossen haben, 
definiert im Internationalen Fernmeldevertrag, Montreux 1965, als 
Fernmelde wesen [2]: 

„Jede Übermittlung, jede Aussendung oder jeder Empfang von Zeichen, Signa¬ 
len, Schriftzcichen, Bildern, Tönen oder Nachrichten jeder Art über Draht, Funk 

oder über andere elektromagnetische Systeme.“ 

Hiernach sind nicht nur Rundfunksender, sondern auch Empfänger 
für Ton- und Fernsehrundfunk Fernmeldegerät. Diese Empfänger ge¬ 
hören mit Ton- und Bildaufzeichnungsgeräten aber andererseits zu der 
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schnell wachsenden Gruppe der Geräte der Unterhaltungselektronik und 
werden auch in der Menge nicht von den Fernmeldeverwallungen be¬ 
trieben. Sie mögen daher hier außer Betracht bleiben. Die kommerzielle 
Elektronik überschneidet sich in gewisser Weise mit dem Fernmelde¬ 
wesen. Einerseits werden in den Fernmeldegeräten mehr und mehr 
elektronische Bauelemente verwendet, andererseits ist die Datenüber¬ 
tragung, die zur elektronischen Datenverarbeitung gehört, sicher ein 
Zweig des Fernmeldewesens. In dem vorbezeichneten Sinne müssen 
ferner Seefunk, Funkortung, die sende- und empfangstechnischen Ein¬ 
richtungen von Satelliten und auch die Fernmeldekabelanlagen sowie 
die entsprechenden Meßgeräte zum Fernmeldewesen gerechnet werden. 

Es dürfte sich aber erübrigen, für die vorliegende Betrachtung die 
Frage der Abgrenzung des Fernmeldewesens im Hinblick auf die Fern¬ 
meldeindustrie weiter zu erörtern. 

Internationale Verflechtungen bestehen nicht nur im Rahmen der 
Weltfirmen der Fernmeldeindustrie. Auch zahlreiche mittlere und klei¬ 
nere Unternehmen dieser Branche haben untereinander Verbindungen 
über die Grenzen hinweg. Erinnert sei am Rande auch an Beratungs¬ 
firmen, deren Leitung und Beratungsstab aus Angehörigen verschie¬ 
dener Staaten gebildet sind. Allgemeine wirtschaftliche Bedeutung ha¬ 
ben aber nur die Verflechtungen der großen Konzerne. Besonders bei 
ihnen wird die Vielzahl der Typen internationaler Kooperalionsformen 
deutlich, von denen einzelne dann auch bei Unternehmen kleinerer 
Wirkungsbreite zu finden sind. Deshalb sei im folgenden nur die 
Aktivität der großen Konzerne im internationalen Felde betrachtet. 

Auch in der Fernmeldeindustrie des Ostblocks macht sich das 
Bedürfnis nach zwischenstaatlicher Kooperation mehr und mehr be¬ 
merkbar [3]. Unter den Mitgliedsstaaten des GOMECON bemüht man 
sich daher um planmäßige Arbeitsteilung zwischen den einzelnen Mit¬ 
gliedsländern. Doch würde ein Eingehen hierauf den Rahmen dieses 
Aufsatzes sprengen. 

Kaum einer der Konzerne, die auf weltweiter Ebene Produkte der 
Fernmeldetechnik hersteilen, beschränkt sich auf diesen Geschäftszweig. 
Wie Abschnitt III. zeigt, betätigen sich diese Konzerne auch auf anderen 
Gebieten der Elektrotechnik, in der Regel in großem Umfang in der 
Starkstromtechnik. Manche weisen auch eine erhebliche Produktion 
nichtelektrotechnischer Güter oder ein umfangreiches Dienslleistungs- 
geschäft auf. Alle großen Konzerne, die wegen ihres Umsatzes auf dem 
Fernmeldegebiet weltweite Bedeutung haben, sind aber nach dem 
Schwerpunkt ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit der Elektrotechnik zuzu¬ 
ordnen [4]. 

Wenn man auch annehmen muß, daß die innerbetriebliche Rech¬ 
nungslegung die einzelnen Geschäftsvorgänge deutlich dem einen oder 
anderen Geschäftsbereich zurechnet, so ist für Außenstehende die Kon¬ 
zerntätigkeit auf dem Fernmeldegebiet in Zahlen häufig schwer zu 
erfassen. Die Geschäftsberichte geben im allgemeinen nur summarische 
Angaben über die finanziellen Verhältnisse des Konzerns, und wenn 
Zahlen über das Fernmeldegeschäft gesondert gegeben werden, so mag 
die Zuordnung zu dem, was Fernmeldewesen ist, von Konzern zu 
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Konzern verschieden und auch nicht an der Definition der Internatio¬ 
nalen Fernmelde-Union ausgerichtet sein. Die in Abschnitt III. gege¬ 
benen Zahlen können daher nur mit starken Einschränkungen zu 
Vergleichen über den Umfang des Fernmeldegeschäftes herangezogen 
werden. 


5. Begriffsbestimmung der Verflechtung 

Unter Verflechtung sollen hier zwei wirtschaftliche Vorgänge ver¬ 
standen werden, die sich, von Ausnahmen abgesehen, deutlich vonein¬ 
ander unterscheiden lassen: Im ersten Falle handelt es sich um die 
Expansion eines Unternehmens in ein anderes Land und damit um die 
Bildung oder Erweiterung eines international tätigen Konzerns. Grund¬ 
sätzlich würde hierunter auch die Fusion zweier größerer Konzerne 
fallen, deren Spitzen in verschiedenen Ländern ihren Sitz haben, doch 
sind solche Fälle um so seltener, je stärker auch der kleinere der beiden 
Konzerne ist. Der zweite zu betrachtende Fall ist die Verflechtung von 
Industrieunternehmen verschiedener Länder durch Interessengemein¬ 
schaften verschiedener Art unter grundsätzlicher Wahrung ihrer wirt¬ 
schaftlichen Selbständigkeit. 

Dabei hat das Wort Verflechtung einen doppelten Sinn: Es bezeich¬ 
net zum einen den wirtschaftlichen Vorgang, zum anderen aber auch 
einen dadurch oder auf andere Weise bewirkten Zustand. Nur in zwei¬ 
tem Sinne kann man den Fall, daß ein Konzern in einem anderen Land 
ein Unternehmen gegründet hat, unter die Verflechtung einbeziehen. 

Unter Verflechtung soll in diesen Ausführungen der eine oder der 
andere Begriff verstanden werden, wie es sich jeweils aus dem Zusam¬ 
menhang ergibt. 

Im ersten oben genannten Fall handelt es sich darum, daß sich ein 
Konzern in einem fremden Lande dadurch industriell betätigt, daß ei¬ 
ern Produktionsunternehmen nach dem dortigen nationalen Recht über¬ 
nommen, gegründet oder sich wesentlich an einem solchen Unternehmen 
beteiligt hat. Es sollen also reine Handelsunternehmen in einem anderen 
Land, die nur dem Absatz der Erzeugnisse des Konzerns in diesem 
Lande dienen, nicht unter die Betrachtung fallen. 

Ferner haben weltweit tätige Konzerne der Fernmeldeindustrie in 
einigen Ländern oder zwischen diesen schon früh auch Dienstleistungs¬ 
betriebe des Fernmeldewesens, in der Regel für die Durchführung des 
Fernsprechdienstes oder des Telegrafendienstes, übernommen. So ver¬ 
sieht zum Beispiel die Radio Corporation of America (RCA) den Tele¬ 
grafenbetrieb zwischen vielen Ländern, die International Telephone 
& Telegraph Corporation (ITT) den Fernsprechbetrieb in Puerto Rico, 
Virgin Islands, teilweise in Brasilien und Chile. Solche Betätigung eines 
Konzerns in anderen Ländern als dein Heimatland kann zwar eine 
ganze Reihe ähnlicher Fragen wie bei einem Produktionsbetrieb auf¬ 
werfen. Oft werden sich wegen des monopolitischen Charakters solcher 
Dienstleistungsbetriebe auch zusätzliche Probleme stellen, besonders 
dann, wenn der fremde Staat die Ausnutzung der Fernmeldehoheit 
grundsätzlich für sich beansprucht. Da aber die internationale Verflech- 
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tung in diesen Fällen auf einer anderen rechtlichen Gegebenheit beruht, 
soll sie nicht weiter erörtert werden. 

Für den zweiten Fall, nämlich die Verflechtung industrieller Unter¬ 
nehmen unter Wahrung ihrer Selbständigkeit, zeigt sich nicht nur eine 
größere Anzahl von Typen, auch der Grad der Verflechtung kann von 
geringen Kontakten bis zur intensiven Zusammenarbeit reichen. Immer 
aber besteht die Begrenzung, daß keiner der Partner durch die Interes¬ 
sengemeinschaft in seiner wirtschaftlichen Selbständigkeit entscheidend 
eingeengt sein will. 

4. Themenbeschränkung auf beispielhafte Entwicklungen und Tendenzen 

Schnell wie die technische Entwicklung ändern sich auch die inter¬ 
nationalen Verknüpfungen der Fernmeldeindustrie. Es vergeht kaum 
ein Monat, in dem nicht diese oder jene Notiz von einer neuen Koopera¬ 
tion auf diesem Gebiete veröffentlicht wird. Es wäre sicher sehr inter¬ 
essant, eine Momentaufnahme aller bestehenden Beziehungen und ihrer 
wirtschaftlichen und industriellen Bedeutung zu einem bestimmten Zeit¬ 
punkt zu erhalten. Leider aber liegen auch nur einigermaßen vollstän¬ 
dige Unterlagen hierüber nicht vor und lassen sich auch nicht annähernd 
lückenlos beschaffen [5]. 

Über die Betätigung eines Konzerns im Ausland macht der Ge¬ 
schäftsbericht im allgemeinen nur sehr knappe Angaben. Es gehört zu 
den Ausnahmen, daß ausländische Produktionsgesellschaften der Kon¬ 
zerne einzeln mit ihrem Geschäftsumfang angeführt werden. W. Hup¬ 
pert [6] führt hierzu aus: 

„Besonders schwach entwickelt ist gewöhnlich die Publizität über ausländische 
Beteiligungen (aktiv und passiv). Sie gehören nur mittelbar zum berichtenden 
Unternehmen, und die Konzernleilung hält mit Einblicken gern zurück, weil 
das die Konkurrenz, die Regierungen und Steuerverwaltungen, vielleicht auch 
die Publizistik, unliebsam interessieren und reagieren lassen könnte. Gerade die 
finanziellen Verhältnisse der Auslandsunternehmungen werden nicht gern näher 
dargelegt.“ 

Auch die vorzügliche Zusammenstellung der wirtschaftlichen und 
finanziellen Verflechtungen im Verlag Hoppenstedt [7] zeigt zwar die 
Eigentumsverflechtungen im einzelnen, führt aber hier nicht sehr weit, 
weil die Tochtergesellschaften im Ausland nur mit ihrem Aktienkapital 
angeführt sind. Vielfach dienen solche Tochtergesellschaften nur als 
Holdinggesellschaften für weitere ebenso angeführte Produktionsgesell¬ 
schaften im Ausland. Jedenfalls wird die Durchsichtigkeit besonders 
erschwert durch die Gründung von Finanzierungs-Gesellschaften im 
Ausland, die Kapital-Transaktionen durchführen, welche in den Ge¬ 
schäftsberichten nicht in ihren Details, sondern nur global erwähnt 
werden. Für die Gründung dieser Gesellschaften werden natürlich Län¬ 
der mit guten Finanzierungsmöglichkeiten — z. Z. die Schweiz und Ka¬ 
nada — bevorzugt. Daß Unterlagen über diese Zusammenhänge schon 
für deutsche Gesellschaften nur schwer zu beschaffen und im einzelnen 
zu diskutieren sind, haben die Konzentrationsenquete der Bundesregie¬ 
rung [8] und die daran angeknüpften Erörterungen ebenso wie die 
sonstige einschlägige Literatur bewiesen [5, 9, 10]. 
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Noch welliger ist es möglich, ein vollständiges Bild der Verflechtung 
zwischen den großen internationalen Konzernen zu erhalten. Zwar sind 
etwa bestehende größere finanzielle Verflechtungen bekannt, mögen sie 
nun zwischen zwei Konzernen unmittelbar oder über dritte Gesellschaf¬ 
ten bestehen. Auch ein Teil der sonstigen Kooperation wird mehr oder 
weniger vollständig publiziert. Was aber auf dem Gebiet der technischen 
Zusammenarbeit geschieht, Patentaustausch oder großzügige Lizenzie¬ 
rung, technische Absprachen oder sonstige Vereinbarungen für eine 
Kooperation, das wird nur sehr beschränkt veröffentlicht oder aus den 
Ergebnissen bekannt, und auch für eine weit zurückliegende Vergangen¬ 
heit öffnen sich hierüber ergiebige Archive nur selten. 

Wie die Entwicklungsgeschichte der einzelnen Konzerne verschie¬ 
den ist, so sind es auch in ihren Heimatländern die Voraussetzungen 
rechtlicher und wirtschaftlicher Art. Schon die Größe des Heimatlandes 
kann einen Einfluß auf die Expansionsfreudigkeit haben. Auch läßt sich 
nicht an einem oder an wenigen Modellfällen darstellen, was die inter¬ 
nationale Verflechtung der Fernmeldeindustrie bedeutet. Es gilt, die 
Vielzahl der Möglichkeiten in einem Streifzug durch Vergangenheit und 
Gegenwart zu betrachten und dabei auf bestehende Schwerpunkte etwas 
näher einzugehen. 


II. Expansion der Konzerne über die nationalen Grenzen 

Wenn eine Industriefirma im Ausland eine Produktionsstätte be¬ 
ireiht, so ist dieses Unternehmen den Gesetzen des jeweiligen Landes 
unterworfen; es ist ein Unternehmen nach dem Hecht dieses Landes. 
Huppert [6] weist darauf hin, daß es nicht recht überzeugend ist, von 
amerikanischen Unternehmen in Westdeutschland, niederländischen 
Unternehmen in Belgien oder britischen Unternehmen in Kanada zu 
sprechen. Wirtschaftlich haben solche Unternehmen internationalen 
Charakter, auch wenn man die nationale Zuordnung nach dem Sitz der 
Stammgesellschaft oder der Konzernspitze vornimmt. Da es keine supra¬ 
nationalen Organisationsformen für Industriefirmen gibt, ist der Zu¬ 
sammenschluß von Unternehmen in verschiedenen Ländern nur in der 
Form eines Konzerns möglich, der Gesellschaften verschiedenen natio¬ 
nalen Rechts zusammenfaßt; die nationale Zuordnung eines Konzerns 
ist daher nicht in jedem Sinne gerechtfertigt. Am Ende bietet sich das 
Bild eines multinationalen Unternehmens von Firmen, die, durch ge¬ 
meinsame Besitzverhältnisse zusammengehalten, einer einheitlichen 
Leitung durch ein gemeinsames oberstes Management unterstellt sind. 
Dabei kann diese Führungsspitze mehr oder weniger dem Heimatland 
des Konzerns verbunden oder auch überwiegend polyzentrisch oder geo¬ 
zentrisch orientiert sein. Dies muß bei den volkswirtschaftlichen und 
wirtschaftspolitischen Problemen, die solche Unternehmen in der natio¬ 
nalen Wirtschaft stellen, im Auge behalten werden. 

Die Definitionen der in wissenschaftlichen Untersuchungen verwen¬ 
deten Begriffe „international, supranational, multinational, transnatio¬ 
nal, ethnozentrisch, polyzentrisch, geozentrisch“ und ihre Diskussion 
finden sich in dem Bericht von Rolfe für die Tagung der Internationalen 
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Handelskammer 1909; dieser Bericht behandelt die Probleme der welt¬ 
weit tätigen Konzerne sehr eingehend lind wird daher in der Folge noch 
mehrfach zitiert [11]. 

Grundsätzlich setzt eine Expansion über die nationalen Grenzen 
hinweg mehr noch als im Inlande eine große technische und wirtschaft¬ 
liche Leistungsfähigkeit voraus. Auch muß unter Berücksichtigung vieler 
bestimmender Faktoren entschieden werden, ob und in welchem Um¬ 
fang Eigenfinanzierung angebracht ist oder Fremdfinanzierung in An¬ 
spruch genommen werden soll. 

Wenn eine Großfirma die nationalen Grenzen überschreitet und 
dadurch eine Verflechtung der betreffenden Industrie im einen Lande 
mit der im anderen zustande kommt, so sind die wirtschaftlichen Ge¬ 
gebenheiten sehr verschieden, je nachdem, ob die Expansion eine Be¬ 
tätigung in einem Industrieland oder in einem Entwicklungsland zum 
Gegenstand hat. 

1. Expansion in Industrieländer 

In einer Reihe von Fällen erscheint es dem expandierenden Kon¬ 
zern interessant, sich die Beteiligung an einem bestehenden Industrie¬ 
unternehmen eines anderen Landes zu sichern oder dieses ganz zu über¬ 
nehmen. Dabei gibt es nach dem Gepräge des Konzerns, dem Status des 
Unternehmens im anderen Land, den wirtschaftlichen Gegebenheiten 
und den Rechtsverhältnissen eine Vielfalt von Formen der Einfluß¬ 
nahme. Es erübrigt sich, hier auf die verschiedenen Möglichkeiten ein¬ 
zugehen, wie der entsprechende Einfluß durch den Kauf von Aktien¬ 
paketen oder durch Verträge zwischen den Gesellschaften gesichert wer¬ 
den kann, wobei auch an die Einflußnahme über zwischengeschaltete 
dritte Gesellschaften gedacht werden kann. 

Die einheitliche Leitung im Konzern wird in erster Linie durch 
interne personelle Verflechtung ausgeübt. Bei Tochtergesellschaften im 
Ausland sind meist ein oder zwei Mitglieder der Konzernverwaltung in 
den Aufsichts-Gremien vertreten, so daß unbeschadet des Eigenlebens 
der übernommenen Gesellschaft im Rahmen ihrer nationalen Zielset¬ 
zung die Zugehörigkeit zum Konzern mit den entsprechenden wirt¬ 
schaftlichen Folgen zweifelsfrei ist [8]. 

Möglich ist es allerdings auch, die Abhängigkeit eines Unterneh¬ 
mens von einem Konzern durch Zwischenschaltung eines oder mehrerer 
Treuhänder zu verbergen. 

Im allgemeinen wird sich der expandierende Konzern einen mög¬ 
lichst weitgehenden Einfluß sichern, d. h., es wird entweder gleich oder 
im Laufe der Zeit zum vollständigen Aufkauf der betreffenden Gesell¬ 
schaft kommen, soweit nicht Gesichtspunkte der nationalen Wirtschafts¬ 
politik in dem betreffenden Lande entgegenstehen. Dies ist aber in der 
Regel bei Industrieländern, die auf einen weltweit offenen Markt an¬ 
gewiesen sind, nicht der Fall oder wenigstens kaum nachzuweisen. 

Es entspricht dieser Entwicklung, wenn die Verflechtung nur auf 
Teilgebieten des Fernmeldewesens stattfindel, in erster Linie jenen, die 
bereits vor der Übernahme zur ursprünglichen Produktion der über- 


365 




H. Borne mann, W. Kaufmann 


nommenen Firma gehört haben. Ein Ausbau auf die ganze Breite der 
Konzernproduktion dürfte jedenfalls nicht Vorkommen. 

Ein frühes Beispiel enthält die Geschichte des Hauses Siemens [12]: 
„Einen Filialhetrieb, an dem gewöhnlich ausländisches Kapital beteiligt 
war, in dessen Aufsichtsrat angesehene Persönlichkeiten des betreffen¬ 
den Landes saßen, der in der Hauptsache dort ansässige Arbeitskräfte 
beschäftigte und seine Steuern so gut wie ein einheimischer Betrieb 
zahlte, konnte kaum der Vorwurf treffen, nicht zur nationalen Wirt¬ 
schaft zu gehören. So erwarben Siemens & Halske in der Schweiz für 
ihre dortige Vertretung, die „Siemens Elektrizitäts-Erzeugnisse“ in Zü¬ 
rich, im Jahre 1922 eine in Albisrieden bei Zürich gelegene Fabrik und 
bauten sie für die Bedürfnisse der Fernmeldetechnik, insbesondere des 
Fernsprechwesens, aus . . . 1935 wurden sie in „Albiswerk AG Zürich“ 
umgetauft.“ Die Siemens AG ist heute mit rund (17 Prozent an den Albis- 
werken beteiligt. 

Den großzügigsten Konzernausbau hat in dieser Weise die Inter¬ 
national Telephone & Telegraph Corporation (ITT) vorgenommen. Die 
Gesellschaft wurde 1920 in New York gegründet als Holding-Gesellschaft 
für eine Anzahl von Telefon-Betriebsgesellschaflen im karibischen Raum. 
Im Jahre 1925 übernahm ITT von International Western Electric deren 
in 11 Ländern betriebene Fabriken für Fernmeldegeräte und steigerte 
durch Kauf weiterer Fabriken besonders in Europa und durch Erwerb 
von Telefon-Betriebsgesellschaften bis 1930 ihr Anlagevermögen in 
anderen Ländern von ursprünglich 3,4 Mio. US-Dollar auf 588 Mio. 
US-Dollar. Die Weltwirtschaftskrise und in ihrem Zusammenhang die 
Zerrüttung des Weltwährungs- und Welthandels-Systems brachten er¬ 
hebliche Schwierigkeiten für die ITT. die aber u. a. durch teil weisen 
Verkauf von Betriebsgesellschaften überwunden wurden. Die hierbei 
gemachten Erfahrungen und die durch den 2. Weltkrieg verstärkt sich 
entwickelnden Risiken in den rd. 80 % des Gesamtvermögens betragen¬ 
den Ausländsbeteiligungen veranlaßten die ITT nach dem Krieg, ins¬ 
besondere seit 4959, große Anstrengungen zu machen, die Geschäfts¬ 
basis in USA selbst und in Kanada wesentlich zu erweitern. Die Gesell¬ 
schaft übernahm dabei auch Geschäftsgebiete, die außerhalb der Nach¬ 
richtentechnik lagen, wie z. B. Avis Autovermietung, Sheraton Hotels, 
Continental Baking u. a. Als Resultat dieser Maßnahmen teilte die ITT, 
die heule mehr als 150 Gesellschaften besitzt, in ihrem Geschäftsbericht 
1968 mit, daß rd. 60 % ihres Einkommens aus Aktivitäten in den USA 
und Kanada stammen, verglichen mit nur 30 % im Jahre 1964. Der 
Anteil der Fernmeldetechnik am Umsatz betrug 1968 nur noch rd. 21 %, 
verglichen mit über 50 % im Jahre 1964. 

Die andere Möglichkeit, in ein anderes Industrieland zu expandie¬ 
ren, besteht darin, daß der Konzern in dem betreffenden Lande selbst 
die Neugründung einer Firma vornimmt, die dann dort nach den natio¬ 
nalen Gesetzen als Wirtschaftsunternehmen dieses Landes arbeitet. Da¬ 
bei mag es Vorstufen geben, etwa zunächst die Erweiterung eines Ver- 
kaufsbiiros des Konzerns zu einer Handelsfirma, in der eine technische 
Abteilung gebildet wird. Diese kann als Kernzelle für die Gründung 
einer Produktionsfirma dienen. Klarer sind sicher die Verhältnisse, 
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wenn sich der Konzern unmittelbar zur Gründung einer nationalen 
Firma zur Produktion in dein betreffenden Lande entschließt, wobei 
dann langfristige Pläne mit der betreffenden Regierung oder mit Wirt¬ 
schafts-Organisationen erörtert und gegebenenfalls vereinbart werden 
können. Ein naheliegendes Beispiel ist die Gründung der „Allgemeinen 
Deutschen Philips Industrie GmbH“, die vom Philips-Konzern im Jahre 
1939 gegründet wurde. 

Die Expansion über nationale Grenzen hinweg ist in der Regel mit 
besonderen Schwierigkeiten und Risiken verbunden. Dabei kann inan 
auch nicht schematisch vorgehen, sondern muß sich den von Land zu 
Land unterschiedlichen Gegebenheiten auch bei der Führung der Be¬ 
triebe anpassen. Trotzdem haben die Wachstumsinduslrien stets den 
Sprung über die Grenzen in andere Industrieländer gewagt. In der 
Fernmeldeindustrie kann man das über mehr als 100 Jahre zurück¬ 
verfolgen. So wurde schon 1858 die Firma Siemens & Halske, London, 
gegründet, die 1865 in der Firma Siemens Brothers, London, aufging. 
1893 gehörten außerdem zu Siemens und Halske in Berlin die als selb¬ 
ständige Firma betriebene Zweigniederlassung in St. Petersburg und 
die Siemens & Halske Electric Company of America in Chicago [12]. 

Eine ganze Anzahl von Gründen kommt für die Entscheidung, in 
einem fremden Land zu produzieren, in Betracht. Zunächst kann man 
davon ausgehen, daß ein Konzern in seinem gesunden Wachstums¬ 
streben sich zusätzliche Gewinne durch die Erschließung neuer Märkte 
verspricht. Dies ist besonders dann interessant, wenn das inländische 
Wachstum geringer wird. Jedenfalls ergibt sich durch die Ausweitung 
eines Konzerns in eine Reihe anderer Länder eine Ausweitung der 
Leistungs-Elastizität. Damit können sich auch die Risiken verringern. 
Dabei kommt es vor, daß die neue Produktionsstätte in einem Industrie¬ 
land errichtet wird, dessen heimische Industrie bis dahin die in Frage 
stehenden Produkte überhaupt nicht oder nur in unzureichendem Um¬ 
fang oder in unzureichender Ausführung geliefert hat, so daß zunächst 
fast nur mit dem Wettbewerb anderer ausländischer Konzerne zu rech¬ 
nen ist. Es kann aber auch sein, daß die wirtschaftspolitischen Tenden¬ 
zen des betreffenden Landes, realisiert u. a. in seiner Steuer- und Zoll¬ 
gesetzgebung. die Gründung von Produktionsstätten wesentlich vorteil¬ 
hafter erscheinen läßt, als etwa den Bedarf des Landes mit Importen 
zu befriedigen. Dabei kann es zunächst offen bleiben, ob das betreffende 
Land mit seiner Zoll- und Steuergesetzgebung diese Wirkung beabsich¬ 
tigt hat, oder ob es sich nur um Folgerungen aus anerkannten Grund¬ 
sätzen der inländischen Wirtschaftspolitik oder um Auswirkungen 
außenpolitischer Art handelt. 

Weitere Motive, ein Unternehmen in einem fremden Industrieland 
zu begründen, können sich aus der wirtschaftlichen Situation in diesem 
Land ergeben. In manchen Fällen ist die Lage auf dem Arbeitsmarkt 
strukturell und damit auf längere Zeit günstiger als im Heimatland des 
Konzerns. Dabei kann es sich um die Verfügbarkeit von Arbeitskräften 
oder aber um die Lohnbedingungen für gelernte und ungelernte Kräfte 
und die sozialen Anforderungen handeln. Auch Gesichtspunkte der all¬ 
gemeinen Wirtschaftspolitik können Unternehmen veranlassen, sich be- 
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stimmten ausländischen Produktionsstätten zuzuwenden. Huppert [6] 
führt außerdem noch folgende Gründe auf, die eine Industrie-Nieder¬ 
lassung im Ausland verlockend erscheinen lassen: Günstig gelegenes 
Gelände, niedrige Grundstücks- und Baupreise, günstige Kreditangebote, 
Devisenkurse unter Kaufkraftparität und günstige Aufkauf-Möglich¬ 
keiten vorhandener Unternehmen. Man könnte die Aufzählung noch 
verlängern, z. B. durch Hinweis auf günstige Energiekosten oder nied¬ 
rige Transportkosten auch in die umliegenden Länder. 

Attraktiv kann besonders die Übernahme eines Unternehmens sein, 
das über ein gutes Vertriebsnelz verfügt, so daß beim Vertrieb die be¬ 
sonderen Verhältnisse des betreffenden Landes ohne ungewöhnlichen 
Aufwand und ohne Anpassungsschwierigkeilen beherrscht werden kön¬ 
nen [13J. 

In einer Reihe von Fällen locken Vorzugsbedingungen für wirt¬ 
schaftlich schwächere Regionen in einem Lande nicht nur inländische, 
sondern auch ausländische Unternehmer an, Produktionsstätten zu er¬ 
richten, weil die Gesetzgebung nicht erlaubt oder nicht vorsieht, daß 
ausländische Betriebe in solchen Fällen diskriminiert werden. Einige 
Fälle, in denen bestimmten ausländischen Konzernen, wenn auch nicht 
der Fernmeldeindustrie, stark verbilligte Grundstücke oder ungewöhn¬ 
lich günstige Kredite aus öffentlicher Hand angeboten wurden, haben 
in den letzten Jahren eine Diskussion hierüber in der Bundesrepublik 
Deutschland und in der EWG entfacht [13]. 

In der Frühzeit der Elektrotechnik waren die Unternehmen, die 
ins Ausland expandieren wollten, ohne wesentliche Unterstützung ihrer 
heimatlichen Regierungen. Später erfreute sich der schnell wachsende 
Industriezweig in den Industrie-Staaten des fördernden Interesses des 
Staates. Die Frage ausländischer Investitionen wurde immer wichtiger. 
Heute steht sie wegen der starken Auswirkung auf die Zahlungsbilanz 
und aus anderen wirtschaftspolitischen Gründen im Vordergrund der 
öffentlichen Diskussion. Dabei überwiegen für die meisten Industrie¬ 
staaten die Gründe, die für die Investitionen im Ausland sprechen, über 
die dagegen geltend gemachten Bedenken und führen zu einer wirk¬ 
samen Unterstützung der Auslands-Investitionen durch die heimatlichen 
Regierungen [11]. 

Andererseits setzen in vielen Fällen Regierungen der Gründung von 
Produktionsstätten durch ausländische Gesellschaften erhebliche Hem¬ 
mungen entgegen. Das geschieht aus Befürchtungen, daß der auslän¬ 
dische Wettbewerber durch Schaffung neuer Industrie-Kapazität dem 
Absatz der inländischen Industrie empfindlichen Schaden zufügen 
könnte, und daß die von ihm errichtete Produktionsstätte, auch wenn 
sie den nationalen Gesetzen unterliegt, eine den Landesinteressen zu¬ 
widerlaufende Firmenpolitik treiben, Gewinne ins Ausland abfließen 
lassen und schließlich eine die Autonomie des Landes gefährdende 
Monopolstellung gewinnen könnte. Solche Befürchtungen haben sich 
nach den bisher in Jahrzehnten gemachten Erfahrungen nicht verwirk¬ 
licht, aber sie klingen immer wieder an und haben z. B. in dem viel¬ 
besprochenen Buch „Die amerikanische Herausforderung“ eine beson¬ 
dere Ausprägung gefunden, dahingehend, daß durch die amerikanischen 
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Investitionen in Europa der „allen Welt“ geistige Führerschaft völlig 
verloren gehen könne [13, 14]. 

Angesichts der scheinbaren Durchschlagskraft solcher Argumenta¬ 
tion soll diese Frage hier für die Fernnieldeindustrie etwas ausführlicher 
erörtert werden. Als Beispiel möge die multinationale Firmengruppe 
der International Telephone and Telegraph Corporation (ITT) dienen. 
Anläßlich einer Konferenz am 7. Juni 1967 in Brüssel zur Erinnerung 
an die Gründung des Marshall-Plans im Jahre 1947 führte ein maß¬ 
gebendes Mitglied des ITT-Management zum Thema „Die wirtschaft¬ 
lichen Beziehungen zwischen den USA und Europa“ u. a. folgendes aus: 

„Die ITT hat im Jahre 1966 ') rd. (»2 Millionen Dollar für Forschung und Ent¬ 
wicklung ausgegeben, von denen 67 % in ihren europäischen Gesellschaften auf¬ 
gewendet wurden. Von vier Zentral-Laboratorien der ITT arbeiten drei in 
Europa (England, Frankreich und Spanien); dazu kommen noch die Labora¬ 
torien in den großen Fabriken in Europa, insbesondere in England, Frankreich, 
Belgien und Deutschland. Von den insgesamt hei der ITT für Forschung und 
Entwicklung arbeitenden Wissenschaftlern, Ingenieuren und Technikern sind 
65 % in den europäischen Gesellschaften tätig. Während der voraufgegangenen 
4 Jahre kamen 84 % der patentfähigen Erfindungen aus europäischen Häusern.“ 

Da die Arbeitsstäbe (1er Laboratorien in ständigem Gedankenaus¬ 
tausch stehen und außerdem Ergebnisse und know-how der neuen Ent¬ 
wicklungen allen ITT-Gesellschaften zur Verfügung stehen, ganz gleich, 
in welchen Ländern diese produzieren, zeigt dieses Beispiel in beson¬ 
derem Maße, welche Vorteile den verschiedenen nationalen Wirtschaften 
aus einer multinationalen Kooperation bzw. Kapitalverflechtung zu¬ 
fließen können. 

Der Bundeswirtschaftsminister selbst hat sich zu diesem Fragen¬ 
komplex folgendermaßen geäußert [1]: 

„Die Industrieländer brauchen ebensosehr (wie freien internationalen Güter¬ 
austausch) die freie internationale Kapitalverflechtung untereinander. Ich sage 
noch einmal und betone an dieser Stelle ein klares „Ja“ zu ausländischen 
Investitionen in der Bundesrepublik ohne Vorbehalt. Ich füge nur hinzu: Inter¬ 
nationale Kapitalwanderungen sollten sich nicht auf einer Einbahnstraße 
bewegen, internationale Kapitalwanderungen sollten einen Verkehr zwischen¬ 
staatlicher Art in beiden Richtungen darstellen. Für diese Haltung spricht 
die wirtschaftliche Vernunft, die frei von emotionalen Erwägungen eben eine 
solche Politik der freien Kapitalbewegung unterstützt. Die Tatsache, daß ein 
Investor Ausländer ist, darf in diesem Lande, der Bundesrepublik, darf über¬ 
haupt in einem Lande mit freiheitlicher Wirtschaftsordnung kein Grund dafür 
sein, solche Kapitalanlagen zu erschweren. Die Furcht vor Überfremdung, wie 
das Wort lautet, paßt nicht in das Konzept der internationalen Arbeitsteilung.“ 

2. Expansion in Entwicklungsländer 

Ein anderes Bild als die Expansion eines Konzerns in ein Industrie¬ 
land bietet die gesuchte Verflechtung mit der entstehenden Industrie in 
einem Entwicklungsland. Zwar gibt es auch hier verschiedene Wege, 
etwa daß sich eine ursprünglich bestehende Handelsvertretung durch 
Übernahme technischer Aufgaben ausweitet, oder daß sofort die Errich¬ 
tung eines Industrieunternehmens für bestimmte Erzeugnisse eingeleitet 
wird. Bemerkenswert ist in den Entwicklungsländern jedenfalls eine 

1) 1969: 236 Mio. Dollar. 
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Zwischenstufe, bei der zunächst nur die Montage oder der Zusammen¬ 
bau von Einzelteilen vorgenommen wird, die von auswärts geliefert 
werden. Diese Möglichkeit ist für Konzerne deshalb interessant, weil 
sie damit der Forderung des Entwicklungslandes nach einer Industrie¬ 
firma entsprechen können, ohne sofort mit den ganzen Schwierigkeiten 
einer komplizierten Produktion in einem wenig entwickelten Lande 
konfrontiert zu werden. Außerdem verteilen sich bei dieser Praxis die 
bei voller Fertigungstiefe zumeist erheblichen Investitionen über einen 
längeren Zeitraum. Auch wird meist die Zollbelastung für eingeführte 
Bauteile geringer sein als für Fertigprodukte, so daß sich daraus ein 
Vorteil im Wettbewerb gegen andere ausländische Lieferanten ergeben 
kann. Solche Montagebetriebe bieten ferner die Möglichkeit zur sorg¬ 
fältigen Auswahl und Ausbildung des geeigneten Personals, so daß 
beim späteren Übergang zur Produktion bestimmter Geräte eine Reihe 
von Schwierigkeiten entfällt. Schließlich begrenzt man auch zunächst 
das Risiko, bis man die Entscheidungsgrundlagen zur Einrichtung großer 
Produktionsstätten gesichert hat. 

Ein Beispiel aus neuester Zeit für die Gründung einer ausländischen 
Induslricfirma durch einen deutschen Konzern ist die „Iran Telecom- 
munication Manufacturing Company“. Die Siemens AG verfügt hierbei 
über eine Kapitalbeteiligung von 40 %. Auf die Dauer von 5 Jahren 
befinden sich die technische und kaufmännische Leitung des Werkes in 
Händen von deutschen Ingenieuren und anderen Führungskräften. Das 
Werk soll in absehbarer Zeit auch den Export von Fernsprechgeräten 
in die Nachbarländer des Iran aufnehmen. 

An der Errichtung von Fernmcldeindustrie-Unternehmen im Iran 
ist aber auch die japanische Industrie interessiert. Führende japanische 
Industriegesellschaften haben die „Iran Development Investment Com¬ 
pany“ in Teheran gegründet, die iranische Regierungsprojekte u. a. 
auf dem Gebiet des Nachrichtenwesens finanzieren soll. Auch in anderen 
asiatischen Ländern gründen Zusammenschlüsse mehrerer japanischer 
Industriekonzerne fernmelde-industrielle Unternehmen. So haben sich 
acht japanische Firmen zusammengeschlossen, um in Taiwan eine 
Bauelementefabrik zu gründen. Von Furukawa Electronics (24%), 
Nissho Iwai (16%) und der malayischen Regierung (60%) wird eine 
Kabelfabrik in Malaysia errichtet, ferner von Mitsu Trading und 
Sumitomo Electric eine solche in Thailand. Furukawa Electronic und 
die Siemens AG, die schon in Konzernverbindungen stehen, haben 
gemeinsam ein Kabelwerk in Indonesien angeboten. 

Diese Beispiele zeigen, daß unter den Gründen, aus denen ein 
Konzern eine Industriefirma in einem Entwicklungsland gründet, an 
erster Stelle die Erreichung oder Sicherung neu sich entwickelnder 
Absatzmärkte steht. Gerade die Entwicklungsländer wollen ihren Be : 
darf so weit wie irgend möglich aus einer nationalen Produktion decken, 
so daß eine Produktionsstätte in dem betreffenden Lande einen erheb¬ 
lichen Vorsprung vor Wettbewerbern aus dem Ausland schafft. Dies 
trifft um so mehr zu, wenn sich die Regierung oder Wirtschaftskreise 
des Entwicklungslandes an der Firmengründung beteiligen und feste 
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Arbeitsplätze für eine beträchtliche Anzahl von Arbeitskräften geschaf¬ 
fen werden. 

Ob die Produktionsbedingungen günstig sind, ist von Fall zu Fall 
zu prüfen. Im allgemeinen wird man mit erheblichen Risiken rechnen 
müssen, die sich aus personellen Schwierigkeiten, schnell wechselnden 
politischen und rechtlichen Verhältnissen und aus der Mentalität der 
Bewohner der Entwicklungsländer ergeben können. Der Ertrag der in 
einem Entwicklungsland arbeitenden Tochtergesellschaft mag daher in 
der Gewinn- und Verlustrechnung eines Konzerns durchaus nicht immer 
vorteilhaft erscheinen, zumal, wenn durch die Produkte der Tochter¬ 
gesellschaft der Export aus dem Mutterland teilweise verdrängt wird. 
Indessen ist auch in solchem Fall der Wert der zwischen dem Konzern 


und den Bedarfsträgern hergestellten dauernden Geschäftsbeziehung, 
also das Erringen einer starken Marktposition, nicht gering zu schätzen. 
Die Einführung eines von dem Konzern entwickelten technischen Sy¬ 
stems z. B. im Fernsprechwesen führt mit hoher Wahrscheinlichkeit zu 
Anschlußaufträgen, und zwar nicht nur für Geräte dieses Systems, 
sondern auch für damit zusammenarbeitende technische Einrichtungen. 

Eine Reihe von Entwicklungsländern, die auf schnelle Industriali¬ 
sierung bedacht sind, mißt der Errichtung von Produktionsstätten so 
großen Wert bei, daß sie bei Vergabe großer Aufträge, also im Fern¬ 
meldewesen bei der Ausschreibung mehrerer Vermittlungsstellen oder 
eines Weitverkehrsnetzes, auf die Errichtung von Produktionsstätten 
im eigenen Lande hinzielen. Gleichzeitig begünstigen sie die Errichtung 
durch wirtschaftspolitische Maßnahmen oder im Rahmen ihrer Möglich¬ 
keiten durch Einbringung von Grundstücken, durch Gewährung von 
Zoll- und Steuer-Erleichterungen oder durch ähnliche Maßnahmen. Die 
so angestrebte Steigerung des technologischen Standards in Entwick¬ 
lungsländern ist jedenfalls nicht nur eine Frage des guten Willens und 
der Bereitschaft des investierenden Konzerns, sondern auch der inten¬ 


siven Mitarbeit der Regierung des Entwicklungslandes. 

Die Aufnahme der Forderung, Produktionsstätten zu gründen, in 
die Ausschreibungsbedingungen kann bei Beteiligung mehrerer Unter¬ 
nehmen am Auftrag zu einer unwirtschaftlichen Zersplitterung und der 
Gefahr unrationeller Fertigung führen. So wurden z. B. allein in Grie¬ 
chenland in den letzten Jahren von vier verschiedenen Großunterneh¬ 


men der Fernmeldeindustrie Produktionsstätten gegründet. 

Ob die Aufgeschlossenheit zur Unterstützung der Industrialisierung 
allerdings bei allen in Betracht kommenden Entwicklungsländern groß 
genug ist, muß man bezweifeln, wenn man im Geschäftsbericht der 
Firma Philips für 1968 liest: „Bedauerlicherweise kommt dies (wach¬ 
sendes Interesse für den Zufluß von Privatkapital) nicht stärker in einer 
nachgiebigeren Haltung in bezug auf die Bezahlung der „know-how“- 
Vergiitungen an die Unternehmen zum Ausdruck, die die Industrie in 
Gang bringen müssen.“ 

Jedenfalls bedürfen die Risiken einer Fabrikgründung einer sorg¬ 
fältigen Abwägung, zumal damit häufig auch Auflagen verbunden wer¬ 
den, die der Weiterentwicklung gefährlich werden können. Dabei ist 
z. B. an die Zulässigkeit des Transfers von etwa später erwirtschaf- 
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teten Gewinnen zu denken, die der Konzern aus guten Gründen nicht 
voll in dem betreffenden Lande neu investieren will. Auch verlangen 
manche Staaten durch Gesetz oder Auflage, daß in der Leitung der 
Firmen auf ihrem Boden der Anteil der Ausländer auf weniger als die 
Hälfte oder zeitlich beschränkt wird, oder sie suchen sonst auf die 
Besetzung der leitenden Stellen einen nicht immer ganz sachgemäßen 
Einfluß auszuüben. Ob es für einen Konzern wünschenswert ist, maß¬ 
gebenden Stellen des Entwicklungslandes einen größeren Teil der Ver¬ 
antwortung für die Neugründung zu überlassen, oder oh die Gefahr 
unsachgemäßer Einflußnahme überwiegt, gehört zu den risikobehaf¬ 
teten Entscheidungsfragen. Auch an die Behinderung der Einfuhr von 
Rohstoffen und Maschinen oder die Erschwerung einer sachgemäßen 
Erweiterung durch behördliche Eingriffe oder Mangel an der notwen¬ 
digen Fremdwährung ist zu denken [11]. 

Die Wichtigkeit und die Schwierigkeit dieser Probleme haben die 
Internationale Handelskammer veranlaßt, ihre Tagung 1969 in Istanbul 
den international tätigen Unternehmen als Hauptthema zu widmen. Es 
kam zum Ausdruck, daß es mit Kapital allein nicht getan ist, vielmehr 
sind die Fragen des Managements und des Know-how die schwierigsten. 
Es habe jedenfalls viele Vorzüge, wenn die Tochtergesellschaften jeweils 
von nationalen Geschäftsführern geleitet werden könnten und auch 
nicht zu 100% dem Konzern eingegliedert seien [15]. 

Indessen ist es wohl übereinstimmende Ansicht, daß durch die Ver¬ 
flechtung zwischen nationaler Wirtschaft eines Entwicklungslandes und 
einem Weltkonzern eine wesentliche Entwicklungshilfe geleistet wird, 
die nicht nur auf die nächste Umgebung der Produktionsstätte be¬ 
schränkt bleibt. Auch deshalb wird von Regierungen der Industrie¬ 
länder diese Verknüpfung — ähnlich wie unter II. 1. erwähnt — in der 
einen oder anderen Weise gefördert. 

Einen unmittelbaren Nutzen hat die Wirtschaft des Entwicklungs¬ 
landes nämlich nicht nur durch die Ausbildung von Arbeitskräften, bei 
der auch an die psychologische Beeinflussung des Verhältnisses der 
einheimischen Bevölkerung zu planmäßiger Arbeit in der Industrie zu 
denken ist, sondern auch durch die Förderung von nationalen zuliefern¬ 
den Unternehmen, durch die Heranbildung von lokalem Führungs¬ 
personal und allmählich auch von Enlwicklungs- und Forschungs¬ 
gruppen. 

Dabei ist zu bedenken, daß das Optimum im Verhältnis von Ivapital- 
und Arbeitseinsatz in Entwicklungsländern zumeist anders liegt als in 
Industrieländern. Eine Versuchsanlage von Philips in Utrecht, in der 
Arbeiter aus allen Erdteilen geschult werden, widmet dieser Frage 
besondere Aufmerksamkeit; dort hat sich beispielsweise ergeben, daß 
Spulen für elektronische Geräte in Ländern mit niedrigen Arbeitslöhnen 
nicht auf schwierig zu wartenden Hochleistungsmaschinen, sondern auf 
viel einfacheren Einrichtungen mit erhöhtem Arbeitseinsatz hergestellt 
werden sollten [11]. 

Schließlich kann auch für die Verflechtung eines Großkonzerns mit 
der Wirtschaft eines Entwicklungslandes ein ausschlaggebender Grund 
sein, daß ein für dieses Land vorgesehenes Projekt oder die sich daraus 
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für die Zukunft ergehenden weiteren Planungen ein solches Ausmaß 
haben, daß es vorteilhaft ist, an Ort und Stelle mit einer nationalen 
Firma die Aufgaben in Angriff zu nehmen. 

Es wird im allgemeinen Geheimnis der entscheidenden Gremien 
in den Konzernen bleiben, welche der genannten Gründe bei der in Aus¬ 
sicht genommenen Expansion in ein Entwicklungsland im Vordergrund 
standen. Wenn ein weltweit wirkender Konzern seine Stellung im 
internationalen Wettbewerb behalten will, so wird er rechtzeitig für 
seine Präsenz in Ländern sorgen müssen, deren Entwicklung für den 
betreffenden Industriezweig reif ist. 

3. Rückschläge als Kriegsfolgen 

Es möge hier am Rande bemerkt werden, daß unter besonderen 
Umständen auch umgekehrt ein Konzern seine industrielle Betätigung 
in einem Lande aufgibt und das von ihm betriebene nationale Unter¬ 
nehmen unabhängig wird. Die Enteignungen deutschen Eigentums im 
Ausland nach dem ersten und dem zweiten Weltkrieg sind hier uner¬ 
freuliche Beispiele. So wurde schon im ersten Weltkrieg die Firma 
Siemens Brothers London unter Beibehaltung des Namens „Siemens“ 
in der Firmenbezeichnung vom Treuhänder in englische Hände ver¬ 
kauft (1929 wurden zwischen dem Unternehmen und Siemens & Halske 
wieder gewisse Beziehungen durch Aktientausch hergestellt). Im zweiten 
Weltkrieg verfielen die Auslandsunternehmen der deutschen Industrie 
wieder größtenteils der Enteignung. 

Indessen ist es den deutschen Konzernen gelungen, in den Nach¬ 
kriegsjahren verhältnismäßig schnell wieder in den Ländern Fuß zu 
fassen, in denen sie früher tätig waren, sei es durch Wiedererwerb oder 
Beteiligung an den enteigneten Unternehmen, sei es durch Neugrün¬ 
dungen. 

Als Beispiel für die dabei zu bewältigenden komplexen Verhält¬ 
nisse sei die 1969 vorgenommene Gründung der Nachrichten tedmischen 
Werke AG in Wien genannt. Die früher zur Siemensgruppe gehörenden 
Wiener Schwachstromwerke (vor der Enteignung Siemens & Halske 
Wien) gingen 1955 in den Besitz der Republik Österreich über und 
wurden von der staatlichen Österreichischen Induslriegesellschaft ver¬ 
waltet. Die inzwischen neu gegründete Siemens-Tochtergesellschaft 
„Wiener Kabel- und Metallwerke AG“ gründete 1969 mit den Wiener 
Schwachstrom werken die „Nachrichten technischen Werke AG“ bei Be¬ 
teiligungen von 49 und 48%. Die restlichen 3% liegen bei der neuen 
Gesellschaft selbst. Diese Regelung wurde getroffen, um politische 
Schwierigkeiten zu vermeiden, die sich wegen der „Überfremdung öster¬ 
reichischen Eigentums“ ergeben könnten. Die „Wiener Schwachstrom¬ 
werke“ bringen nämlich vor allem die bestehenden Betriebsanlagen 
in diesen Zusammenschluß ein. 


III. übersieht über die für das F’ern melde wesen bedeutendsten Konzerne 

Im folgenden wird eine knappe Übersicht über die international 
tätigen Konzerne gegeben, die mit ihrer fernmeldetechnischen Aktivität 
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in Deutschland, in Europa und in anderen Erdteilen in erster Reihe 
stehen. Die Auswahl ist also nicht nach dem Gesamtumsatz der ein¬ 
zelnen Konzerne getroffen, sondern nach dem Umfang ihrer Betätigung 
in der fernmeldeindustriellen Produktion. Zu bedenken ist, daß die 
Unterlagen für die einzelnen Konzerne nicht immer nach den gleichen 
Gesichtspunkten aufgestellt, nicht immer vollständig, auch nicht auf 
denselben Zeitpunkt bezogen sind. Insofern sind die Zahlen mit Vor¬ 
behalt zu betrachten 2 ) und zu Vergleichen zwischen den Konzernen 
nicht ohne weiteres zu benutzen [4, 5, 6, 7, 16, 17, 18, 19]. Sie beziehen 
sich auf den Gesamtkonzern, nicht auf das Fernmeldewesen. 

Gerade auch bei denjenigen Konzernen, die außer dem Fernmelde¬ 
geschäft ein umfangreiches Produktions- oder Dienstleistungsprogramm 
anderer Art innerhalb oder außerhalb der Elektrotechnik aufweisen, 
bestehen z. T. internationale Verflechtungen, die hier nicht anzuführen 
sind, die aber doch mittelbar auch für den fernmelde-industriellen 
Teil der Produktion Folgen haben können. 

Von den Firmen nach deutschem Recht werden aufgeführt AEG- 
Telefunken AG, Siemens AG, Standard Elektrik Lorenz AG und Fellen 
& Guilleaume Carlswerk AG. Von den übrigen europäischen Firmen 
werden N. V. Philips’ Gloeilampenfabrieken, Telefonaktiebolaget L. M. 
Ericsson, General Electric Co. London, Compagnie Generale de Tele¬ 
graphie sans Fil SA genannt. Von den außereuropäischen Firmen wer¬ 
den die International Telephone & Telegraph Corp., Western Electric 
Co., Radio Corporation of America, General Electric Co., General Tele¬ 
phone and Electronics, Nippon Electric Co und Hitachi Ltd. gebracht. 

1. Konzerne in Deutschland 

A. Sie m ens AG 
Sitz: Berlin-München 

Aktienkapital: 994 Mio. DM gehandelt auch in Zürich, Genf, Basel, Paris, 
Amsterdam, New York. 

Umsatz (1968/69): 10,4 Mrd. DM, davon durch Produktionsgesellschaf¬ 
ten im Ausland rd. 2 Mrd. DM; gesamter Auslandsumsatz rd. 4,2 Mrd. I)M. 

Produktionsprogramm: Datenlechnik, Fernsprechvermittlungstechnik, 
Übertragungstechnik, Bauelemente, medizinische Technik. Meß- und 
Automatisierungstechnik, Energieversorgung, elektrische Ausrüstung 
für die Industrie, elektrische Ausrüstung für den Verkehr und öffent¬ 
liche Auftraggeber, Serienfabrikate der Starkstromtechnik. 

2) Diese Vorbehalte sind auch aus anderen Gründen anzumelden. So stammen 
die bei den einzelnen Unternehmen jeweils angegebenen Werte für Aktienkapital und 
Umsatz aus verschiedenen Jahren. Daher erfolgte die Umrechnung in Deutsche 
Mark nach der zum jeweiligen Zeitpunkt für das betreffende Land gültigen Parität. 
Auch wegen der in den verschiedenen Ländern differierenden Höhe der Umsatz¬ 
steuern und ihrer uneinheitlichen Behandlung bei der Berechnung des Jahresumsatzes 
sind die angegebenen Umsatzwerte nur als Anhaltspunkte zu verstehen, die einen 
ungefähren Eindruck von den Größenverhältnissen der einzelnen Unternehmen 
vermitteln sollen. 
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Anteil den Fernineldewe.se ns: geschätzt auf 40 %. 


Geschichte: Die Firma Siemens & Halske wurde 1847 als offene Han¬ 
delsgesellschaft in Berlin gegründet. 

1890 wurde sie Kommanditgesellschaft. 

1897 entstand die „Siemens & Halske AG“. 

1966 wurden andere deutsche Siemens-Gesellschaften eingegliedert und 
der Name in Siemens AG geändert. 


Tochtergesellschaften und Beteiligungen im Ausland: Die Siemens AG 
besitzt direkt, über die „Siemens Europa Beteiligungen AG Zürich“, 
einige andere Gesellschaften und über die „Siemens Overseas Investment 
Ltd., Point Claire“ (Kanada) zahlreiche Produktionsstätten im euro¬ 
päischen und außereuropäischen Ausland, in Einzelfällen unter Mit¬ 
beteiligung nationaler Kapitalgeber. Ferner isl als Holdinggesellschaft 
die „Siemens Asia Investments AG“ in Zürich zu nennen, von der u. a. 
zu öl % zwei Firmen in der Türkei und eine in Bombay (Siemens India) 
abhängen. 


Internationale Konzernverflechtungen: Der Siemens-Konzern ist mit 
10 % am Konzern der Fuji Electric Co. Ltd., Kawasaki, beteiligt. Ferner 
ist er, ebenso wie die Felten-Gruppe mit rund 15 % an der Gable Cor¬ 
poration of India Ltd., Bombay, beteiligt. 

Die zum Siemens-Konzern gehörende Wiener Metallwerke AG ist mit 
49 % an der Nachrichten technische Werke AG, Wien, beteiligt, von der 
48 % Anteile über die Wiener Schwachslromwerke im Besitz des öster¬ 
reichischen Staatskonzerns sind. 


Bemerkung: Im Halbjahresbericht 1968/69 bemerkt der Vorstand, daß 
das Problem der Arbeitskräftebeschaffung nur durch eine verstärkte 
Verlagerung von Fertigungen ins Ausland gelöst werden könne. 

In den letzten 10 Jahren bis 1967 sind rd. 600 Mio. DM im Ausland 
investiert worden; für 1968 und 1969 waren weitere rd. 400 Mio. DM 
in Aussicht genommen. 

B. Allgemeine Elektrizitäts-Gesellschaft AEG- 
Telef unken 

Sitz: Berlin-Frankfurt (Main) 

Aktienkapital: rd. 539 Mio. DM Aktien gehandelt auch in Zürich, Basel, 
Paris, Amsterdam, New York. 

Umsatz (1969): rd. 7,5 Mrd. DM, davon durch Auslandsgesellschaften 
rd. 800 Mio. DM. 

Produktionsprogramm: Energieerzeugung und -Verteilung, Energiean¬ 
wendung, nachrichtenteclmische Anlagen (unterteilt in Hochfrequenz, 
Weitverkehr und Kabeltechnik, Informationstechnik; Fernsprechver- 
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mittlungstechiiik wird noch nicht erwähnt), Verkehr, technisches Liefer- 
geschäft, Bauelemente, Rundfunk. Phono, Fernsehen, Hausgeräte. 


Anteil des Fernmeldewesens: Die Telefunken GmbH, an der die Firma 
zu 100% direkt beteiligt ist, und über die die Finanzierung der Fern¬ 
meldeproduktion des Konzerns zum größten Teil läuft, hat ein Nominal- 
kapital von 165 Mio. DM. Wenn auch die Telefunken-Betätigung die 
Unterhaltungs-Elektronik einschließt, kann man doch den Anteil des 
Fernmeldewesens im Konzernumsatz auf etwa 20 % schätzen. 


Geschichte: Die AEG entstand 1887 aus der 1883 von Emil Rathenau 
gegründeten „Deutschen Edison Gesellschaft für angewandte Elektri¬ 
zität“ und widmete sich überwiegend dem Starkstromgeschäft. Unter 
Verschmelzung der funktechnischen Verfahren von Braun (S & II) und 
Slaby (AEG) wurde die „Gesellschaft für drahtlose Telegraphie m.b.Ii. 
System Telefunken“ 1903 durch die AEG und Siemens & Halske ge¬ 
meinsam gegründet. 1942 gab die Firma Siemens & Ilalske ihre Anteile 
an der „Telefunken Gesellschaft für drahtlose Telegraphie m.b.Ii.“ an 
die AEG ab. Anfang 1967 wurde das Geschäft von Telefunken auf die 
AEG übertragen. Die Telefunken GmbH in Berlin und Ulm besteht als 
100-prozentige Konzerngesellschaft zur Vermögensverwaltung weiter. 


Ausländsbeteiligungen: Die Ausländsbeteiligungen von Telefunken ge¬ 
hören dem Konzern mittelbar über die Telefunken Interfinanz AG, 
Zürich, an (Aktienkapital 9 Mio. sfr.). 


Internationale Konzernverflechtungen: Die General Electric, Schenec- 
tady N. Y., die schon bei ihrer Gründung 1889 Beziehungen zur AEG 
halte, ist zu rd. 12% an AEG-Telefunken beteiligt. Telefunken ist u. a. 
mit der Siemens AG an Symcosat, Groupemeni dTnteret Economicpie 
Velizy/Paris, und mit der Plessey Radar Ltd. an Eurosystem S. A. 
Brüssel beteiligt, ferner zusammen mit ACEC Brüssel, Philips, Comp. 
Franc-aise Thomson Houston und Finmeccaniea Ronr»an der Soeiete 
Europeenne de Teleguidage Paris; außerdem zu 50 % an der Gemein¬ 
schaftsgründung (mit der Bendix Corp., New York) Teldix Luftfahrt- 
Ausrüstungs GmbH, Heidelberg; zu 51 % mit der General Electric, 
Schenectady (26%) und Hughes Aircraft Comp., Culver City, Calif., 
(23%) an der Elektronik und Luftfahrtgesellschaft mbH, Bonn. 


C. Standard Elektrik Lorenz Aktie ngesellsc ha f l 
(SEL) 

Sitz: Stuttgart 


Aktienkapital: 172,5 Mio. I)M, zu 99,44% im Besitz der International 
Standard Electric Corporation (1SEC) New York, einer 100-prozentigen 
Tochtergesellschaft der International Telephone and Telegraph Corpo¬ 
ration New York (ITT). 


Umsatz der SEL-Gruppe (1969): 1,35 Mrd. DM Anteil Fernmeldewesen: 
ca. 70 % 
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Produktionsprogramm: Fernsprech-Vermittlungseinrichlungen, Einrich¬ 
tungen für den Weitverkehr, Funksende- und Empfangsanlagen, Flug- 
navigations-Anlagen, Fernschreib- und Datentechnik, Fördertechnik 
und Poslauloination, Eisenbahnsignal-Technik, Kabel und Leitungen, 
elektronische Bauelemente, Rundfunk-, Fernseh- und Phonogeräte. 


Geschichte: Die Firma ging aus einer Gruppe von Unternehmen der 
deutschen Fernmeldeinduslrie hervor, die seit 1929 zur ITT bzw. LSEC 
gehören. Die Firmen Mix & Genest AG Berlin (gegründet 1879), Süd¬ 
deutsche Apparatefabrik GmbH, Nürnberg, Telephonfabrik Berliner AG, 
Hannover, wurden 1929 in die Holding-Gesellschaft Standard Elektri¬ 
zitäts-Gesellschaft AG, Berlin, eingebracht, deren Aktienmehrheit von 
der 1SEC übernommen wurde, während AEG und Felten & Guilleaume 
sich mit geringeren Anteilen beteiligten. Die Mehrheit des Aktienkapi¬ 
tals der Fa. C. Lorenz Aktiengesellschaft, Berlin (gegründet 1880), 
wurde dagegen 1930 aus dem Philips-Konzern direkt von der LSEC 
übernommen. 


AEG und Fellen & Guilleaume verkauften ihre Anteile an der Stan¬ 
dard Elektrizitäts-Gesellschaft AG im Jahre 1934 an ISEC, so daß diese 
sich von diesem Zeitpunkt an voll im Besitz der ISEC befand. 

Nach dem 2. Weltkrieg verlegten die bisher in Berlin domizilierenden 
Firmen ihren Sitz nach Stuttgart. Hier wurden die Standard Elek¬ 
trizitäts-Gesellschaft AG, Mix & Genest AG und Süddeutsche Apparate¬ 
fabrik GmbH zunächst unter der Firma Standard Elektrik AG Stutt¬ 
gart zusammengefaßt, die am 1. 1. 1958 auch das Vermögen der 
C. Lorenz AG und den Betrieb von deren Tochtergesellschaft Schaub 
Apparatebau GmbH, Pforzheim, übernahm und seitdem als Standard 
Elektrik Lorenz AG firmiert. 


Internationale Konzern-Verflechtung: Durch ihre Zugehörigkeit zur 
ISEC bzw. ITT stehen der Gesellschaft die Benutzungsrechte an den 
Patenten der übrigen ITT-Gesellschaften zu. Darüber hinaus kann die 
Gesellschaft auch aufgrund eines zwischen der ITT und der Western 
Electric-Gruppe bestehenden Vertrages über die Patente der Western 
Electric verfügen, soweit sie sich auf den Gegenstand des Vertrages 
zwischen ITT und Western Electric beziehen. 


D. Felten & G u i 1 1 e a u m e C a r 1 s w e r k A G 
Sitz: Köln 

Aktienkapital: 112 Mio. I)M, davon 32% im Besitz der Arbed, Luxem¬ 
burg, 35 % im Besitz des Philipskonzerns, der Rest in Streubesitz. 

Umsatz der Felten-Gruppe (1969): rd. 778 Mio. DM (nach Ausgliede¬ 
rung der Bereiche Stahl und Eisen). 

Produktionsprogramm: Kabel und Leitungen, Schaltanlagen, Fern¬ 
meldegeräte, Erzeugnisse aus Gummi und Kunststoff, technische Papier¬ 
erzeugnisse. 
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Anteil des Fernmeldewesens (geschätzt): rd. 40 % 


Geschichte: 1874 vom 1826 gegründeten Stammhaus Felten & Guil¬ 
leaume in Köln abgezweigt. Seit 1894 selbständige Firma. Seit 1899 
Aktiengesellschaft. Diese ist inzwischen zu einer geschäftsführenden 
Holding geworden, deren Tätigkeit auf die geschäflspolitische Ausrich¬ 
tung und Führung des Konzerns beschränkt ist. Sie nimmt in Einkauf, 
Vertrieb und Finanzwesen zentrale Aufgaben wahr. 


Ausländsbeteiligungen: Der Konzern besitzt u. a. rund 93 % der Ateliers 
de Constructions Electriqucs, Eupen. 


Internationcde Konzernverflechtungen: Über die Beteiligung des Philips¬ 
konzerns s. oben, Felten & Guilleaume Garlswerke AG und der Philips- 
Konzern besitzen ferner je die Hälfte der Felten & Guilleaume Fern¬ 
meldeanlagen GmbH, Nürnberg. Der Konzern besitzt ebenso wie die 
Siemens AG rund 15 % der Gable Corporation of India Ltd., Bombay. 
Ferner gehören je ein Drittel der United States Underseas Gable Cor¬ 
poration, N. Y., dem Felten-Konzern, der Phelps Dodge Corporation 
New York und der Northrop Corporation, Beverley Hills. 


2. Konzerne in Europa (ohne Deutschland) 
A. N. V. Philips’ G 1 o e i 1 a m penfabrieken 
Sitz: Eindhoven. 


Aktienkapital: rd. 1,3 Mrd. DM. 
Umsatz (1969): rd. 14 Mrd. DM. 


Vermögensanteile in den Niederlanden 26%, im übrigen Europa rd. 50%. 


Produktionsprogramm: Leuchtkörper, Haushaltsgeräte, Rundfunk, 
Phono und Fernsehen, elektronische Bauteile und Materialien, Elektro¬ 
akustik, Fernmeldetechnik, Datensysteme, Produktion für industrielle 
Zwecke, Röntgen und Medizin, chemisch-pharmazeutische Produkte, 
verwandte Betriebe und Glas, Musik. 


Anteil des Fernmeldewesens: geschätzt 20 %. 

Geschichte: Das Unternehmen wurde von den Brüdern Anton und 
Gerard Philips 1891 gegründet und wuchs bald über die Grenzen der 
Niederlande hinaus. 


Ausländsbeteiligungen: Wie sich schon aus den Vermögensanteilen er¬ 
gibt, überwiegt die Aktivität der in fast allen Erdteilen gelegenen aus¬ 
ländischen Tochtergesellschaften die des Stammhauses. Zu erwähnen 
ist hier besonders die voll im Besitz von Philips befindliche Allgemeine 
Deutsche Philips Industrie GmbH, Hamburg, die ihrerseits wieder zu 
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100% die Deutsche Philips GmbH und die Valvo GmbH sowie eine 
ganze Reihe kleinerer Firmen besitzt. 

Internationale Konzernverflechtungen: Der Philipskonzern ist, wie die 
Felten-Gruppe, zu 50 % an der Felten & Guilleaume Fernmelde GmbH, 
Nürnberg, beteiligt. Außerdem hat Philips zum 1. Januar 1970 35 % des 
Grundkapitals der Felten & Guilleaume Garlswerke AG von der Arbed 
übernommen. 

In Japan hat Philips eine Beteiligung von 30 % an der Matsushita 
Electric Industry. Philips hat mit der Comp. d’Electricile, Paris, ein 
Abkommen über Arbeitsteilung geschlossen; danach liefert die CGE 
neben Starkstromeinrichtungen Spezialausführungen, u. a. Seekabel, 
Philips die anderen Schwachstromeinrichtungen. 

B. Telefon aktiebolaget L. M. Ericsson 
Sitz: Stockholm. 

Aktienkapital: rd. 435 Mio. DM, 78 % der Aktionäre in Schweden. 
Umsatz (1969): rd. 2.1 Mrd. DM. 

Produktionsprogramm: Fernsprechnetze, Vermittlungsämter, Telexzen¬ 
tralen, Fernsprechgeräte, Übertragungsanlagen, Trägerfrequenzsysteme, 
Datenübertragungssysteme, Signaleinrichtungen, Produktionskontroll- 
systeme, Zeiterfassungs-Systeme, Kabel, Drähte, Bauelemente, Werk¬ 
zeug- und Materialprüfmaschinen, Installationsmaterial, Kunststoffe, 
Schallplatten u. a. 

Anteil des Fernmeldewesens: geschätzt 85 %. 

Geschichte: Das Unternehmen entstand aus einer kleinen, 1876 gegrün¬ 
deten Werkstatt. Im Jahre 1918 schloß sich das Unternehmen, das 
bereits damals in 6 europäischen Ländern über Fabrikationsstätten 
verfügte, mit einer schwedischen Fernsprechbetriebsgesellschaft zu¬ 
sammen. 

Ausländsbeteiligungen: Der Konzern produziert in 12 Ländern in Eu¬ 
ropa, Lateinamerika und Australien; mehr als die Hälfte der 60 Pro¬ 
duktionsstätten mit etwa 50 % des Personals befindet sich aber in 
Schweden. 

Internationale Konzernbeziehungen: Es bestehen Patentgemeinschaften 
mit Western Electric Co. und RCA. 

C. The General Electric and English Electric Com¬ 
panies Ltd. 

Sitz: London 

Aktienkapital: rd. 1,1 Mrd. DM. 
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Umsatz (1968/69): rd. 7,8 Mrd. DM. 

Produktionsprogramm: Fernmeldelechnik und Elektrotechnik, Elektro¬ 
maschinenbau, Industriebedarf und Kabel, Konsumgüter, Anlagen und 
Ausrüstungen für Energie-Erzeugung und -Verteilung, Datenverarbei¬ 
tungsanlagen, Kraftwerke, Bahn-Anlagen, Büro- und Rechenmaschinen, 
Fließbänder, Hochfrequenz-Nachrichtengerät, medizinische Geräte u. a. 

Anteil des Fernmeldewesens: geschätzt 25 %. 

Geschichte: Die General Electric Co. Ltd. wurde 1900 gegründet. Im 
Jahre 1967 übernahm die Firma die Associated Electric Industries Ltd. 
und 1968 die English Electric Co. und rückte damit zu den größten 
Eleklrokonzcrnen der Erde auf. Mit der English Electric Co. wurde 
auch die dieser Gesellschaft zu 100% gehörende The Marconi Co. Ltd. 
in den Konzern eingebracht. 


Ausländsbeteiligungen: Zum Konzern gehören Industrieunternehmen in 
einer großen Zahl von Ländern. 


Internationale Konzernverflechtungen: Zusammen mit Ericsson wurde 
die Nigerian Telecommunications Corp. Lagos zum gemeinsamen Aus¬ 
bau des nigerianischen Fernsprechnetzes gegründet. 


D. Compagnie Generale de Telegraphie s a n s 
(C S F) 

Sitz: Paris. 


Fils 


Aktienkapital (1968): rd. 110 Mio. DM. 

Umsatz (1968): rd. 1,2 Mrd. DM. 

Produktionsprogramm: Elektronisches Nachrichtenmalerial, Fernseh¬ 
sender, Nukleartechnik, Bauelemente, Raumfahrtgeräte, Rechensysteme, 
Elektronenröhren. 


Anteil des Fernmeldewesens: geschätzt 80 %. 


Geschichte: Die Gesellschaft wurde 1918 als Nachfolgerin der 1912 
gegründeten Comp. Universelle de Telegraphie et Telephonie saus Fils 
gegründet. 1968 übernahm sie von der Compagnie Fran^aise Thomson 
Houston-Hotchkiss-Brandt deren Abteilung für berufliche Elektronik. 
Thomson-Brandt besitzt nach entsprechenden Kapitaltransaktionen 
46 % des Kapitals der Gesellschaft. 


Ausländsbeteiligungen: Von den zahlreichen Ausländsbeteiligungen 
seien erwähnt die 100 %ige Tochter Thomson-CSF GmbH, München, 
der 50 %ige Anteil an Kestafil, Landshut, an der Sescosem Halbleiter 
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GmbH, Landshut und eine starke mittelbare Beteiligung an Obermoser 
Elektronik GmbH, Bruchsal. 


Internationale Konzernverflechtungen: Genannt sei die 55 %ige Beteili¬ 
gung an der Societe d'Eqiiipemcnls Spatiaux et Astronautiques 
(SESTRO), Paris, deren anderer Anteil der General Dynamics Corp., 
New York, gehört. Gemeinsam mit Marconi wird die Errichtung des 
NATO-Luftwaffenwarnsystems bearbeitet, mit Raytheon/USA die Ent¬ 
wicklung von Elektronenröhren, mit Decca Radar Ltd. die Entwicklung 
und der Bau von Radargeräten. 


E. Compagnie General d’Electricite (CGE 
Sitz: Paris. 


Aktienkapital: rd. 250 Mio. DM. 

Umsatz (1968): 3,8 Mrd. DM. 

\ / * 


Produktionsprogramm: Kabel, Drähte, Elektromotoren, Generatoren, 
Transformatoren, Konlroll-, Steuer- und Automationsanlagen, Lampen 
und Leuchten, Bauelemente, Akkumulatoren, Rundfunk-, Fernseh- und 
Phonogeräte, Isoliermaterial u. a. 

Anteil des Fernmeldewesens: geschätzt 25 %. 


Geschichte: Die Gesellschaft wurde 1898 gegründet. Sie wurde zum 
größten Elektrokonzern Frankreichs. Sie ist direkt oder indirekt zu 
56 % Besitzerin der Ste. Generale d’Entreprises und damit maßgeblich 
für die Ausrüstungsindustrie und Großanlagen. 


Ausländsbeteiligung: Es bestehen 22 Produktionsstätten im europäi¬ 
schen und äußer-europäischen Ausland. 

Internationale Konzernverflechtungen: Es bestehen Zusammenarbeits¬ 
verträge mit Philips für Kondensatoren und mit Siemens für Brenn¬ 
stoffzellen und Supraleitung. 

3. Konzerne in USA 

A. A m erican Telephone a n d Telegrap h G o m p a n y 
(A T T) 

Sitz: New York. 


Aktienkapital: 36,6 Mrd. DM. 

Umsatz (hauptsächlich aus dem Fernsprechbetrieb) (1968) : 56,4 Mrd. DM. 

Fabrikationsgesellschaft: Western Electric Co., 100 % der ATT gehörig; 
Aktienkapital: 2,75 Mrd. DM; Umsatz (1968): rd. 14,8 Mrd. DM; ATT 
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und Western Electric Co. besitzen je zur Hälfte die Bell Telephone 
Laboratories Ine. 


Produktionsprogramm der Western Electric Co.: Fernsprecheinrich¬ 
tungen, Fernschreibanlagen, Kabel, Leitungen, Isoliermaterial, elek¬ 
tronische Geräte, Schaltungen, Bauelemente. 

Anteil des Fernmeldewesens: 100%. 


Geschichte: ATT wurde 1885 als Tochtergesellschaft der American Bell 
Telephone Co. gegründet, übernahm aber 1899 die Stellung der Mutter- 
gesellschaft. Sie kaufte Anfang des Jahrhunderts allmählich die 1881 
gegründete Western Electric auf und führte sie 1915 von Illinois nach 
New York über. 


Ausländsbeteiligungen: Von gewissen Beteiligungen in Kanada abge¬ 
sehen, erstreckt sich der ATT-Konzern nur auf die USA. 

Internationale Konzenwerflechtungen: Mit Fujikura Gable Works Ltd. 
und Furukawa Electric Co, Ltd. in Japan ist technische Kooperation 
bei der Herstellung von Fernmeldekabeln vereinbart. 

B. International Telephone & Telegra p h C o r p o r a - 
tion (ITT) 

Sitz: New York. 


Aktienkapital (1969): rd. 2 Mrd. DM. 
Umsatz (1969): rd. 20,4 Mrd. DM. 


Produktionsprogramm bzw. Tätigkeilsgebiete: Fabrikation von Nach¬ 
richtengeräten aller Art, Kabel, Bauelemente, Industrie-Zubehör, Kon¬ 
sulngüter, Geräte für Datenverarbeitung, militärisches Gerät, Geräte für 
Luft- und Raumfahrt, chemische Produkte für Faser- und Glasindustrie, 
Fertighäuser, Lebensmittel. Betrieb von Fernmeldegesellschaften, andere 
Dienstleistungsunternehmungeil, Hotels u. a. 


Anteil der Fernmeldetechnik: ca. 21 %. 


Geschichte: Die Entwicklung der ITT ist im Abschnitt II. 1. geschildert. 


Ausländsbeteiligungen: Die Gesellschaft besitzt heute in 53 Ländern 
Fabriken, Laboratorien oder Dienstleistungsunternehmen, u. a. in fast 
allen westeuropäischen Ländern. 

Internationale Konzernverflechtungen: Minderheiten-Beteiligungen im 
Gebiet der Nachrichtentechnik bestehen bei folgenden Gesellschaften: 
Austral Standard Cables Pty. Limited, Melbourne, 

Cannon Electric (Australia) Pty. Limited, Melbourne, 
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ITT Decca Marine, Inc., New York, 

Lignes Telegraphiertes et Telephoniques, Paris, 

Societä Italiana Reti Telefonische Inlerurbane, Mailand, 

Nippon Eleclric Co., Tokyo, 

Snmitomo Electric Industries, Osaka. 

C. General Electric Company (G E C) 

Sitz: Schenectady, N. Y. 

Aktienkapital: rd. 1,8 Mrd. DM. 

Umsatz (1969): rd. 30,9 Mrd. DM. 

Produktionsprogramm: Energieerzeugung und -Verteilung, Energie- 
Anwendung, Nachrichtentechnische Anlagen, Informations-Technik, Na¬ 
vigations-Technik, Bauelemente, Rundfunk, Phono, Fernsehen. 

Anteil des Fernmeldewesens: geschätzt 20 %. 

Geschichte: Die Gesellschaft wurde 1892 als Zusammenschluß mehrerer 
auf Edisons Namen gegründeter Firmen gebildet. 

Ausländsbeteiligungen: Tochtergesellschaften in allen Erdteilen spiegeln 
den weltweiten Wirkungsbereich des Konzerns. 

Internationale Konzernverflechtungen: Hier sei auf die rd. 12 %ige Be¬ 
teiligung an AEG-Telefunken hingewiesen. An der Elektronik und Luft¬ 
fahrtgesellschaft m.b.H., Bonn, ist die GEC mit 26% neben Telcfunkcn 
und Hughes Aircraft Comp, beteiligt. In Japan besteht eine Beteiligung 
bei der Tokyo Shibaura Electric Co. Ltd. (Toshiba). 

I). General Telephone & Electronics Corporation 
Sitz: New York. 

Aktienkapital (1968): rd. 1,5 Mrd. DM. 

Umsatz (1968): rd. 11,7 Mrd. DM, davon aus Produktion rd. 55%. 

Produktionsprogramm: Die Gesellschaft betreibt in USA und im Aus¬ 
land mehr als 30 Telefon-Betriebsgesellschaften. Produziert werden 
Geräte der Elektronik, Fernsprechgeräte aller Art, Richtfunk- und 
Trägerfrequenzgeräte, Satelliten-Stationen, Glüh- und Leuchtstofflam¬ 
pen, Bauelemente, Raumfahrt-Elektronik, chemische und metallurgische 
Produkte. 

Geschichte: Die Gesellschaft hat sich in den letzten Jahren zu einem 
großen multinationalen Konzern entwickelt. Im Telefon-Vermittlungs¬ 
dienst liegt sie mit mehr als 30 eigenen Telefongesellschaften an 6. Stelle 
in der Welt. 
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Ausländsbeteiligungen: Die Ausländsbeteiligungen der Gesellschaft wer¬ 
den durch die „General Telephone & Electronics International“ koordi¬ 
niert. Die Gesellschaft besitzt 35 Dienstleistungs- und Produktions¬ 
betriebe in Ländern außerhalb der USA, u. a. auch in Europa (Italien, 
Deutschland). 

Internationale Konzernverflechtungen: Das Unternehmen tritt in Groß¬ 
projekten als Konsortial-Parliier mit deutschen, amerikanischen und 
japanischen Konzernen auf. 

E. R a d i o C o r p o r a t i o n o f A merica (R C A) 

Sitz: New York. 


Aktienkapital (IMS): rd. 220 Mio. DM. 
Umsatz (1968): rd. 12,5 Mrd. DM. 


Produktionsprogramm: Betrieb von Nachrichtensystemen und anderen 
Dienstleistungsunternehmen (Hertz Autovermietung u.a.), Produktion 
von Fernmeldegeräten, Rundfunk- und Fernsehsender, insbesondere 
Fernseh-Röhren, Geräte für Satelliten- und Raumfahrttechnik, Daten- 
verarbeitungsgeräle, Bauelemente, Rundfunk- und Fernsehgeräte. 

Anteil des Fernmeldewesens: geschätzt 35 %. 


Geschichte: Die Gesellschaft wurde 1919 als Gemeinschaftsgründung von 
GEC und Westinghou.se Co. durch Übernahme der amerikanischen 
Marconi-Gesellschaft geschaffen und hat ihr Geschäftsvolumen insbe¬ 
sondere in den letzten 5 Jahren unter der Devise „Wachstum und Diver¬ 
sifikation“ fast verdreifacht. 


Ausländsbeteiligungen: Die Gesellschaft hat multinationalen Charakter 
und besitzt Dienstleistungsunternehmen und Produktions-Stätten in 
allen Teilen der Welt. 


Internationale Konzernverflechtung: Durch die führende Stellung auf 
dem Gebiet des Fernsehens bestehen mit anderen internationalen Groß¬ 
konzernen (u. a. mit ITT) Lizenzabkommen. Auch auf dem Computer- 
Gebiet bestehen internationale Kooperationsverträge, u. a. mit dem 
Siemens-Konzern. 

4. Konzerne in Japan 


A. Hitachi Ltd. 

Sitz: Tokyo. 

Aktienkapital (1968/69): rd. 1,1 Mrd. DM Aktien, gehandelt auch in 
Düsseldorf. 
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Umsatz (1969): 6,9 Mrd. DM. 

Produktionsprogramm: Maschinen, Nachrichtentechnik und Datenver¬ 
arbeitung, Elektromotoren und elektrische Ausrüstungen, Haushalts¬ 
geräte, Atomkraftwerke. 

Anteil des Fernmeldewesens: geschätzt 18%. 


Geschichte: Die Gesellschaft wurde 1920 gegründet. 


Auslandsunternehmen: keine. 


Internationale Konzernverflechtungen: Die Gesellschaft steht über 3 ja¬ 
panische Unternehmen mit der General Electric USA und anderen 
USA-Firmen in Konzernbeziehungen. 

B. Nippon Electric Co. 

Sitz: Tokyo. 


Aktienkapital: 330 Mio. DM. 

Umsatz (1969): rd. 2 Mrd. DM. 

Produktionsprogramm: Fernsprechsysteme, Übertragungssysteme, Funk, 
Rundfunk- und Elektronik-Ausrüstung, Halbleiter, Haushaltsgeräte, 
Elektronenröhren, Computer, Datenübertragung. 

Anteil des Fernmeldewesens: geschätzt 65 %. 

Geschichte: Die Gesellschaft wurde 1899 gegründet. 


Ausländsbeteiligungen: nicht bekannt. 


Internationale Konzernverflechtungen: Die Gesellschaft besitzt zusam¬ 
men mit der Varian Associates (USA) die Nippon Electric Varian Ltd. 
Sie steht ferner über die Nippon Satellite Telecommunications Co. Ltd. 
und die Nippon Aviotronics Co. Ltd. in Konzernbeziehungen zur Hu¬ 
ghes Aircraft Comp., Gulver City (USA). 

Die zur ITT gehörende International Standard Electric Corporation ist 
mit einem geringen Anteil am Kapital der Nippon Electric beteiligt. 


IV. Kooperation zwischen international tätigen Konzernen 

1. Finanzielle Beteiligungen 

Für die Verflechtung zwischen den großen Konzernen oder zwi¬ 
schen diesen und selbständig bleibenden Einzelfirmen bieten sich noch 
mehr verschiedene Formen an als bei der Expansion eines Konzerns 
über die heimischen Grenzen. Zahlreich sind auch die bestimmenden 
Gründe, die den Ausschlag für die Wahl der einen oder anderen Form 
oder für den Ablauf der einzelnen Entwicklung bieten. 
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Die engste Form der Verflechtung besteht in der Kopplung der 
Eigentumsverhältnisse. In der Regel wird es sich dabei um die Über¬ 
nahme von Aktien des einen Unternehmens durch das andere und um 
einen entsprechenden Einfluß in der Führung des Unternehmens han¬ 
deln. Dabei ist eine derartige Verbindung zwischen den großen inter¬ 
nationalen Konzernen verhältnismäßig selten. Zwar könnte der Wett¬ 
bewerb zwischen den beiden Konzernen neutralisiert werden, aber der 
Vorteil des beweglichen Operierens auf den Weltmärkten würde ein¬ 
geengt, und es wird auch nicht immer leicht sein, den Aktionären das 
Festlegen von Kapitalbeträgen in dieser Form im Ausland schmackhaft 
zu machen. Zudem ist der Vorgang der Fusion oft mit einer unverhält¬ 
nismäßig hohen Besteuerung verbunden. 

Beispiel für eine Konzernverflechtung über Kapitalbeteiligung ist 
die 12 %ige Beteiligung der General Electric, Schenectady, an der AEG- 
Telefunkengruppe. Auch die Beteiligung der Siemens AG an der japa¬ 
nischen Fuji-Gruppe ist hier anzuführen. Ähnlich erregte vor rd. 40 Jah¬ 
ren der Plan Aufsehen, über I. Kreuger die Interessen der ITT und der 
L. M. Ericsson kapitalmäßig zu verflechten [20]; die daraus resultie¬ 
rende 20 %igc Beteiligung an Ericsson hat die ITT 1961 wieder ver¬ 
äußert. 

Häufig ist dagegen das Eintreten von Kapitalbeträgen eines großen 
Konzerns in weniger große ausländische Gesellschaften, die gleichwohl 
selbständig bleiben. Die Transaktion kann auch mit dem Tausch von 
Beteiligungen verbunden sein. Sie kann von einem Minderheitsanteil 
an der Gesellschaft, der eine zuverlässige Unterrichtung über die Ge¬ 
schäftspolitik des betreffenden Unternehmens sichert, bis zu einer star¬ 
ken Beteiligung gehen, wobei man dann in die Nähe der Fälle rückt, 
die unter Abschn. II. behandelt worden sind. 

Gründe für solche Verflechtungen können sein, daß man sich von 
der Abstimmung der Wettbewerbssituation zwischen den beiden Firmen 
viel verspricht, oder daß man eine Arbeitsteilung für wirtschaftlich 
wertvoll hält. Auch sind mit der finanziellen Verflechtung in der Regel 
die weiter unten behandelten Verflechtungen des Patenlaustausches, des 
Erfahrungsaustausches und sonstiger Kooperation auf dem internatio¬ 
nalen Markt ohne weiteres verbunden. Nachteilig kann u. U. sein, daß 
in Ländern mit einer Wirtschaftspolitik, die Autarkiebestrebungen nach¬ 
geht oder sonst stark nationalistisch gefärbt ist, im Wettbewerb darauf 
hingewiesen wird, die früher rein nationale Firma habe diese Eigen¬ 
schaft nun verloren und sich unter ausländischen Konzerneinfluß be¬ 
geben, wobei die am Beispiel ITT geschilderten Vorteile solcher Firmen¬ 
kombinationen für die nationale Wirtschaft übersehen werden. 

Eine nicht ungewöhnliche Form der Verflechtung großer Konzerne 
der Elektroindustrie ist auch auf internationalem Felde das gemeinsame 
Eigentum an einer dritten Firma minderer Größe. Dabei handelt es sich 
vielfach um Spezialgebiete oder um neue Produktionsgebiete, zu deren 
Erschließung die Großfirmen ihre Forschungsergebnisse und Patente 
zusammenwerfen und gemeinsame Fertigung und Entwicklung betrei¬ 
ben, um einen Vorsprung auf dem Weltmarkt zu erringen. 
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Ein frühes Beispiel ist die um 1900 von Siemens & l lalske, der AEG 
und Felten & Guilleaume gemeinsam vorgenommene Gründung der 
Vereinigten Kabelwerke St. Petersburg. Auch die zu 51 % Telefunken, 
zu 26% der GEC, Schenectady, und zu 23% Hughes Aircraft Comp, 
gehörende Firma „Elektronik und Luftfahrlgesellschaft“, Bonn, kann 
man hier nennen. 

Schließlich ist aber auch auf die internationale Verflechtung hinzu¬ 
weisen, in die ein großer Konzern geraten kann, wenn seine Aktien 
nicht in der überwiegenden Mehrheit festgelegt sind, sondern an mehre¬ 
ren großen internationalen Börsen gehandelt werden. Im allgemeinen 
mag sich die Verbreitung der Aktien nicht auf die Geschäftsführung 
auswirken; immerhin sind Fälle denkbar, daß sich stärkere ausländische 
Aktienpakete bilden, auf die die Verwaltung Rücksicht nehmen muß. 
Allerdings ist es schwierig abzuschätzen, welcher Anteil dieser oder 
jener Firma von kapitalstarken Ausländern (natürlichen oder juristi¬ 
schen Personen) gehalten wird. Doch dürfte allgemein mit der im¬ 
mer mehr zunehmenden Verflechtung der internationalen Finanz¬ 
wirtschaft und auch mit dem Wachstum international tätiger Invesl- 
mentfonds dieser Anteil stark zunehmen. In der Regel fließen in diesen 
Fällen die Gewinne in Form von Dividenden ins Ausland. Dagegen wer¬ 
den bei den multinationalen Konzernen die Gewinne aus den Tochter¬ 
gesellschaften häufig im Ursprungsland reinvestiert. 

Nicht ganz außer Betracht bleiben dürfen auch die Fälle, in denen, 
was nicht selten ist, international tätige Konzerne Anleihen auf dem 
internationalen Kapitalmarkt aufnehmen. Die Anleihebedingungen wer¬ 
den dabei keinen Einfluß der Geldgeber auf den Konzern, aber natürlich 
die Zahlung von Tilgung und Verzinsung ins Ausland vorsehen. 

Daß man dabei den Geldgeber wirtschaftlich fast dem Aktionär 
gleichstellen kann, zeigte 1930 der einmalige Vorgang, daß Siemens & 
Halske nach früheren Dollaranleihen eine Anleihe auflegte, deren Obli¬ 
gationen sich von Aktien praktisch nur dadurch unterschieden, daß sie 
eine Mindestverzinsung von 6%, aber kein Stimmrecht hatten. Ein 
erheblicher Teil dieser „Participation Debentures“ wurde an die General 
Electric Co. verkauft; da diese ein Interesse hatte, die Stücke zunächst 
zu behalten, wurde eine gewisse Kursstabilisierung erreicht. 

2. Langfristige Kooperation 

Für die großen international tätigen Konzerne kann auch ohne 
finanzielle Verflechtung die Vereinbarung einer langfristigen Koopera¬ 
tion von Nutzen sein. In früherer Zeit waren dabei Marklabsprachen 
in beliebigem Umfang zulässig, und tatsächlich haben solche Markt¬ 
regelungen den beteiligten Konzernen, z. B. durch Zuteilung von Märk¬ 
ten, Quoten, Export- und Importverboten oder Preisabreden, auf dem 
Weltmarkt Nutzen gebracht. Heute sind solche Marktabsprachen weit¬ 
gehend gesetzlich verboten, in USA durch die Antitrust-Gesetzgebung 3 ), 


3) aus der die USA sogar außerhall) ihrer Slaatsgrenzen Folgerungen durch¬ 
zusetzen versuchen! 
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im EWG-Raum entsprechend den römischen Verträgen, in der BRD 
durch das Gesetz gegen die Beschränkung des Wettbewerbs [11]. Eine 
Kooperation auf dem Markt darf sich hiernach nur begrenzt mittelbar 
aus der Verwertung von Schutz rechten ergeben. 

Die langfristige Kooperation kann sich aber weiterhin auf andere 
Bereiche der Unlernehmensaktivität, z. B. auf gemeinsame Forschung 
und Entwicklung oder auf die Spezialisierung der Forschung und den 
Austausch der entsprechenden Ergebnisse beziehen. 

3. Lizenzen. Patentaustausch 

Da der Aufwand für Forschung und Entwicklung bei den großen 
Konzernen auch relativ gesehen groß ist, läßt sich eine Anhäufung des 
Patentbesitzes bei diesen Konzernen erkennen. Dementsprechend groß 
ist die Bedeutung der Vereinbarungen, die zwischen den international 
tätigen Konzernen über Lizenzen oder über Patentaustausch geschlossen 
werden. Ohne solche Vereinbarungen würde die technische Entwicklung 
durch Sperrpatente stark verzerrt werden, und es käme zu Fehlentwick¬ 
lungen, wenn der eine Konzern von der Nutzung dieser, der andere von 
der Nutzung jener Erfindung völlig ausgeschlossen wäre. Auch würde, 
aufs Ganze gesehen, viel wertvolle Enlwicklungskapazität zur Ausarbei¬ 
tung von Umgehungsverfahren verschwendet werden. Zudem sehen die 
Patentgesetze der meisten Länder den Zwang zur Erteilung einer Lizenz 
vor, wenn das Patent nicht innerhalb einer gewissen Frist vom Erfinder 
im eigenen Lande genutzt wird. Schließlich kann durch entsprechende 
Vereinbarungen auch manche kostspielige und langwierige Auseinander¬ 
setzung über die Abgrenzung der Patentansprüche vermieden werden. 

So sind Verträge über Lizenzen und über Patentaustausch in der 
Fernmeldeindustrie seil langem üblich und haben zur günstigen Ent¬ 
wicklung der Technik beigelragen. Dabei kann es sich um Vereinbarun¬ 
gen handeln, die nur zwischen dem Unternehmen, das über das Patent 
verfügt, und einem ausländischen Partner so abgeschlossen werden, daß 
dieser in seinem Lande das ausschließliche Verfügungsrecht erhält. Es 
kann aber auch im anderen Extremfall ein Unternehmen, das z. B. über 
ein Schlüsselpatent verfügt, im Interesse der Einführung einer bestimm¬ 
ten Technik jedem Bewerber zu mehr oder weniger gleichen Bedingun¬ 
gen eine Lizenz erteilen. Wenn sich solche Verträge auf einzelne Patente 
und etwa die Folgepatente beziehen, so kann andererseits auch zwischen 
zwei oder mehreren großen Konzernen eine Zusammenarbeit in der 
Weise vereinbart werden, daß sie einander die Nutzung aller bestehen¬ 
den und etwa neuen Patente auf einem bestimmten Gebiet einräumen. 
Da in solchen Fällen jeder der teilnehmenden Konzerne an dem tech¬ 
nischen Fortschritt der anderen Teilnehmer unmittelbar interessiert ist, 
kommt es dann zu einem lebhaften Erfahrungsaustausch, gegebenen¬ 
falls auch zum Austausch von Forschungs- und Entwicklungskräften, 
also zu einer intensiven Verflechtung der Aktivitäten der Partner. 

Hiernach ist klar, daß bei den Verhandlungen zur Erlangung von 
Lizenzen oder über die Aufnahme in eine bestehende Gruppe ein Unter¬ 
nehmen um so günstiger dasteht, je mehr es selbst anzubieten hat, 
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u. U. auch gerade solche Patente, die die Gruppe gegen Wettbewerb 
von außen schützen [10]. Insofern zahlen sich manche Patente beson¬ 
ders als Handelsobjekte aus. Die eigentlichen Lizenzeinnahmen decken 
dagegen manchmal nicht einmal die Kosten der Aufrechlerhaltung eines 
Patentes, wofür ja die Gebühren von Jahr zu Jahr steigen, und der 
Verwaltung des Patentbesitzes. 

Als Hinweis auf die Größenordnung der in Betracht kommenden 
Patentzahlen sei angegeben, daß 1964 für die gesamte Elektrotechnik 
in der BRD 2127 Patentanmeldungen von deutschen Unternehmungen 
und 756 von Unternehmungen in USA, den Niederlanden und der 
Schweiz eingereicht wurden, und daß 1965 in der Außenhandelsbilanz 
der Bundesrepublik Einnahmen von 58,6 Mio. DM für Patente und Li¬ 
zenzen in der Industriegruppe Elektrotechnik Ausgaben von 165 Mio. DM 
gegenüberstanden. Man wird kaum fehlgehen in der Annahme, daß der 
Anteil der Fernmeldetechnik hierbei nahe bei 50 % liegt. 

Die Vereinbarungen der international tätigen Konzerne über den 
Patentaustausch können in ihrem Inhalt sehr verschieden ausgestaltet 
sein und Nebenverpflichtungen enthalten. 

Da auch für die Produktion betriebliche Erfahrungen und techno¬ 
logische Kenntnisse (der know-how) unentbehrlich und von entspre¬ 
chendem Wert sind, werden wie über Patente und zusammen mit 
Patentverträgen auch über ihre Weitergabe Lizenzverträge und Aus- 
tauschverträge abgeschlossen. 

Ein altes Beispiel für den Ausgleich von Konzerninteressen durch 
sachgemäße Patenlabkommen ist der 1911 zwischen Telefunken und 
Marconi International Marine Communication Co. Ltd. abgeschlossene 
Patentaustauschvertrag für die ganze Welt auf paritätischer Grundlage. 
Nach der Unterbrechung durch den ersten Weltkrieg wurde das Ab¬ 
kommen 1919 erneuert, 1920 folgte ein Patentaustauschvertrag mit der 
Compagnie Generale de Telegraphie saus Fils, 1921 ein solcher mit der 
Radio Corporation of America. Das Abkommen mit Marconi gab Tele¬ 
funken die Verfügung über die Schutzrechle von Marconi fast auf der 
ganzen Erde, das mit RCA über die Schutzrechte von RCA in Europa 
und das mit der Compagnie Generale entsprechend in Deutschland. 
Ferner kam es damals auch zu Abmachungen mit Philips, Western 
Electric Co. u. a. Wenn man bedenkt, welchen Aufschwung die Ent¬ 
wicklung der Vakuumröhre damals der Hochfrequenztechnik gab, kann 
man abschätzen, wie hemmend es gewesen wäre, wenn jeder der großen 
internationalen Konzerne für sich seine Patente hätte allein ausnutzen 
und weiterentwickeln wollen, z. B., wenn Telefunken mit den Lieben- 
Patenten manchen im Ausland gemachten Fortschritt blockiert hätte 
[ 21 , 22 ]. 

Auf dem Gebiet der Kabeltechnik sind in den ersten Jahrzehnten 


dieses Jahrhunderts die aufgrund der von Pupin in den USA gemachten 
Erfindung in den Industrieländern angemeldeten Schutzrechte Gegen¬ 
stand zahlreicher Patentabkommen gewesen, so daß sich die Ausrüstung 
der Fernsprechkabel mit Pupinspulen nicht nur überall einführen ließ, 
sondern noch durch Zusatzerfindungen, besonders auch in Deutschland, 
wesentlich gefördert wurde. 
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An dieser Stelle mag andererseits ein Hinweis darauf gegeben wer¬ 


den, daß die deutsche elektrotechnische Industrie ihre Rechte im inter¬ 
nationalen Patentwesen durch den letzten Krieg vollständig verloren 
hatte. Sie hat diesen Rückschlag im wesentlichen aufholen können. 

In neuerer Zeit, in der die technische.Abhängigkeit ganz Europas 
von den USA häufig diskutiert wird, ist aber auch manche Lizenz von 
Europa nach den USA gegangen [23]. Als Beispiel sei die wichtige 
Lizenz genannt, die Siemens an Westinghouse zur Herstellung ultra- 
reinen Siliziums gab. Auch sieht die Vereinbarung zwischen Siemens 
und RCA von 1964 über den Patentauslausch auf dem Gebiet der Daten¬ 
verarbeitung durchaus den Weg in beiden Richtungen vor. Für die 
Zahl solcher Abkommen mag die Angabe von AEG-Telefunken ein Hin¬ 
weis sein, daß zwischen diesem Konzern und ausländischen Partnern 
auf dem Gebiet nachrichtentechnischer Anlagen 15 Verträge über Patent¬ 
gewährung und 18 Verträge über Know-IIow-Lizenzgewährung be¬ 
stehen. 

Eine sehr aufgeschlossene Haltung in der Frage der Lizenzertei¬ 
lung hat unter dem Einfluß der amerikanischen Gesetzgebung die 
Western Electric Co., die für den Bereich des ATT-Konzerns sämtliche 
Anlagen und Geräte liefert. Lizenzen für die bis 1956 aufgelaufenen 
Grundpatente konnte jede in- und ausländische Firma gegen eine ein¬ 
malige Zahlung von 25 000 Dollar erwerben. Später ging die Gesell¬ 
schaft zu einzeln ausgehandelten Verträgen über; wer dabei selbst 
Know-How anbieten konnte, zahlte entsprechend weniger. Western 
Electric Co. hat von 1952 bis 1962 rd. 25 Mio. Dollar an Lizenzeinnah¬ 
men gehabt, ein Drittel davon im Zusammenhang mit der Transistor¬ 
technik. Mehr als die Hälfte der Beträge kam aus dem Ausland. Im 
Vergleich dazu schätzen die Bell-Laboratorien ihre Kosten für For¬ 
schung und Entwicklung von Transistoren und transistorisiertem Gerät 
bis Ende September 1964 auf 150 Mio. Dollar. Die Kosten für die Ver¬ 
wertung und Verwaltung der Patente betrugen von 1952 bis September 
1964 rd. 17 Mio. Dollar, davon annähernd 3 Mio. Dollar im Zusammen¬ 
hang mit dem Transistor. Man kann annehmen, daß von diesen Kosten 
der größte Teil auf das Auslandsgeschäft entfällt. Der Nutzen, der aus 
Abkommen über die Grundtransistorpatente durch erworbene Patente 
für die Bell-Laboratorien resultierte, kam fast ganz aus dem Ausland 
und wurde auf 7 Mio. Dollar gesehätzl. 

4. Konsortien für Großprojekte 

Eine internationale Verflechtung von Konzernen tritt auch in der 
Form auf, daß diese ein Konsortium zum Studium oder zur Bewältigung 
eines Großprojektes bilden. Ein solches könnte für den einzelnen Kon¬ 
zern wegen der Vielseitigkeit der darin enthaltenen Aufgaben oder 
wegen der gesetzten Lieferfristen zu Schwierigkeiten führen. 

Bei klarer Abgrenzung der Verantwortlichkeit kann es auch für 
den Auftraggeber nützlich sein, daß ein solches Konsortium mit viel¬ 
seitigen Möglichkeiten die gestellte Aufgabe übernimmt. Es liegt nahe, 
daß auch die an die Erledigung der Aufgabe anschließende Weiter- 
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entwicklung in dem betreffenden Land in zweckmäßiger Weise zwi¬ 
schen den beteiligten Firmen aufgeteilt werden kann. Angesichts der 
Bedeutung des Managements für die Durchführung von Großprojekten 
kann es dann zweckmäßig sein, daß einer der beteiligten Konzerne das 
System-Management übernimmt. So haben sich 1965 Telefunken, Mar- 
coni, Thomson Houston und einige andere Firmen zusammengeschlos¬ 
sen, um sich als Konsortium bei der NATO um Verträge im Werte von 
rd. I Mrd. DM zu bewerben. Marconi und Thomson Houston haben sich 
schon 196.3 zusammengetan, um ein neues Sekundär-Radarsystem ge¬ 
meinsam herauszubringen. 1969 erteilte die NATO einen Auftrag für 
12 Satellilen-Bodcnstationen im Werte von rd. 100 Mio. DM an ein 
Konsortium, das sich aus SEL (als Hauptunternehmer und verant¬ 
wortlich für das System-Management), General Electric and English 
Electric Comp., Bolide und Schwarz, Selenia-Rom und BBC-Mannlieim 
zusammensetzt. In Japan haben zur Bewältigung ähnlicher Aufgaben, 
nämlich zur Durchführung von Regierungsprojekten und zur System¬ 
planung für wissenschaftliche Satelliten, die Nippon Electric Comp, und 
Honeywell, Minneapolis, mit je 50% Beteiligung den Plan, die „NEC 
Honeywell Space System Comp.“ zu gründen. Diese würde in Konkur¬ 
renz stehen zu den auf diesem Gebiet schon zusammenarbeitenden Kon¬ 
zernen Mitsubishi und Thomson Ramon Woolwich. 

Ferner haben sich 1961 die großen europäischen Fernmeldefirmen 
mit Firmen der Luftfahrt- und Raumfahrtindustrie zu einem Verband 
zusammen geschlossen, der europäische Raumfahrtprogramme auf brei¬ 
terer Basis erstellen und die Verwirklichung beschleunigt herbeiführen 
soll. Der EUROSPACE genannte Verband ist ein Zusammenschluß 
nach französischem Recht und hat seinen Sitz in Paris. Darüber hinaus 
hat sich in ähnlicher Zusammensetzung ein Eurosat-Gründungskonsor- 
tiuni gebildet, das eine Gesellschaft zur Förderung der Pläne für euro¬ 
päische Anwendungs-Satelliten schaffen soll. 

5. Technische Absprachen 

Als eine sehr lose Form der Verflechtung wird man es betrachten 
dürfen, wenn Firmen technische Absprachen unter dem Einfluß der 
Kundschaft, hier also z. B. der Fernmeldebehörden und -gesellschaften, 
oder unter dem Einfluß von internationalen Zusammenschlüssen solcher 
Abnehmer treffen. Um die weltweite oder wenigstens regionale tech¬ 
nische Zusammenarbeit verschiedener Fernmeldefabrikate zu sichern, 
geben internationale Organisationen Empfehlungen oder gar Pflichten¬ 
hefte heraus, die in der Regel in Zusammenarbeit mit den in Betracht 
kommenden Lieferanten aufgestellt sind. Hierbei ist cs aber mit fort¬ 
schreitender Technik immer schwieriger, zwischen den verschiedenen 
Lösungsmöglichkeiten einer technischen Aufgabe zu einer einheitlichen 
Auffassung zu kommen. Wenn auch schließlich formell die entspre¬ 
chende Empfehlung, z. B. in einem Organ der UIT oder eines regio¬ 
nalen Zusammenschlusses von Fernmelde Verwaltungen oder auch in 
den Pflichtenheften einer einzelnen Fernmeldeverwaltung enthalten 
ist, die sich aus verschiedenen Ländern gleichzeitig oder nacheinander 
beliefern lassen will, so findet die Aussprache über die Bedingungen 
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nicht nur in den hierfür offiziell vorgesehenen Kommissionen statt. 
Vielmehr liegt es oft durchaus im Interesse der in Frage kommenden 
internationalen Konzerne, sehr frühzeitig zu einer Einigung über die 
der Aufgabe angemessene Lösung zu kommen. Es finden also dann 
Vorbesprechungen statt, in denen die zu treffende Entscheidung zwar 
nicht formell, aber tatsächlich feslgelegt wird. Wenn auch dadurch die 
Entscheidungsfreiheit der zuständigen Instanz eingeengt wird, so wird 
man doch zugeben müssen, daß in vielen Fällen eine frühzeitige Eini¬ 
gung der Lieferanten auf eine bestimmte Lösung auch im Interesse des 
Kunden liegt; er braucht bei dem Weitblick der beteiligten Fachleute 
und der Entwicklungsfreudigkeit der Konzerne auch kaum zu befürch¬ 
ten, daß man eine zwar einheitliche, aber für den Abnehmer unvorteil¬ 
hafte Lösung Vorschlägen wird, auf die die eigenen Fachleute bald mit 
Mißtrauen reagieren würden. 

Solche Absprachen sind z. 13. auf dem Gebiet der Trägerfrequenz¬ 
technik und der Pulsmodulation zwischen europäischen Firmen von 
Nutzen gewesen. 

V. Kooperation bei internationalen Organisationen 

Die Ausführungen des vorigen Abschnittes weisen schon darauf 
hin, daß eine mehr oder weniger enge Zusammenarbeit zwischen den 
Konzernen auch im Rahmen der Beratungen der internationalen Orga¬ 
nisationen und zwischenstaatlichen Zusammenschlüsse notwendig ist. 
Dies sei am Beispiel des CCITT, eines Organs der UIT, näher erläutert. 
Dieses Komitee gibt weltweit gültige Empfehlungen u. a. über Fern¬ 
sprech- und Telegrafentechnik heraus; sie werden fast immer von den 
einzelnen Fernmelde Verwaltungen für ihr Land als verbindlich ange¬ 
nommen. Diese Empfehlungen werden in Studienkommissionen aus¬ 
gearbeitet, in denen neben den Verwaltungsvertretern die Fachleute der 
Industriefirmen als Sachverständige beraten. Für Spezialfragen werden 
Arbeitsgruppen gebildet, in denen der Einfluß der Firmenvertreter be¬ 
sonders dann, wenn sie international Zusammenarbeiten, sehr erheblich 
sein kann. Über die schließlich ausgearbeitete Empfehlung kann die 
Technik des einen Konzerns in der Folge mit der des anderen verfloch¬ 
ten sein. Für solche Zusammenarbeit bietet sich aber nicht nur weltweit 
die UIT oder regional ein Zusammenschluß nach Erdteilen an (an den 
Beratungen der für Europa zuständigen GEPT nehmen allerdings die 
Firmenvertreter nicht teil), sondern auch andere Organisationen, wie 
der Wirtschafts- und Sozialrat der UNO mit seinen Regionaltagungen. 

Aber auch schon dann, wenn nur zwei Regierungen eine Aufgabe 
gemeinsam lösen wollen, kann es dazu kommen, daß die in Frage kom¬ 
menden Firmen sich aus Gründen der nationalen Forschungs- und 
Entwicklungspolilik zusammenschließen müssen. Ein Beispiel hierfür 
ist das französisch-deutsche Satellitenprojekt „Symphonie“, bei dem die 
Teilaufgaben je von einer Gruppe deutscher und französischer Firmen 
bewältigt werden. 
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VI. Wirtschaftliche Bedeutung der Verflechtung für den Abnehmer 

Bei der Erörterung der verschiedenen Formen der internationalen 
Verflechtung sind die Vorteile und Nachteile genannt worden, mit denen 
sich die Konzernleitungen bei ihren Entscheidungen auseinandersetzen 
müssen. Angesichts der allgemeinen wirtschaftlichen Bedeutung des 
Fernmeldewesens wird man aber auch nach der Auswirkung solcher 
Verflechtungen auf die Abnehmer zu fragen haben. 


1. Beschränkung des Wettbewerbs 

In einigen Fällen kann der Zusammenschluß von Anbietern eine 
gewisse Einschränkung des Wettbewerbs ergeben. Doch ist die Zahl der 
Konzerne, die ein umfassendes Angebot auf dem Gebiet des Fernmelde¬ 
wesens vorstellen können, nicht gering. Es wird daher im allgemeinen 
nicht leicht sein, eine Verständigung zwischen möglichen Wettbewerbern 
so weit zu treiben, daß unvorteilhafte Auswirkungen für den Abnehmer 
sich ergeben. Am nächsten liegt diese Möglichkeit wohl, wenn bei einem 
Vertrag über grundlegende Patente ein Regionalkartell entsteht. Bei der 
im Abschnitt IV. 3. geschilderten Übereinkunft zwischen vier großen 
Konzernen über die Vakuumröhrenpatente könnte man sich dieser 
Situation vorübergehend angenähert haben. 


2. Austauschbarkeit der Produkte 

Im allgemeinen wird eine internationale Zusammenarbeit der gro¬ 
ßen Konzerne in der Technik für die Abnehmer von erheblichem Nutzen 
sein. Sie steigert die Austauschbarkeit der Produkte und kann dadurch 
zu einer Förderung des Wettbewerbs führen, weil die einzelnen Abneh¬ 
mer nicht mehr auf die Ausführung eines bestimmten Konzerns ange¬ 
wiesen sind. Wie der andauernde Wettbewerb in einigen Entwicklungs¬ 
ländern zeigt, haben die Empfehlungen der CGI (der beratenden Aus¬ 
schüsse der Internationalen Fernmeldeunion) eine so weitgehende Ver¬ 
einheitlichung der Anforderungen gebracht, daß die Erzeugnisse der 
Konzerne aus verschiedenen Erdteilen sich zu einem nationalen Fern¬ 
meldenetz zusammenfügen lassen. 


3. Förderung des technischen Fortschritts 

Sicher ist, daß durch internationale Verflechtung in jeder Form 
dem allgemeinen Fortschritt gedient wird. Jede schnelle und ungehin¬ 
derte Verbreitung wissenschaftlicher Erkenntnis oder technischer Fer¬ 
tigkeit, jede Mitbenutzung von Patenten und Verfahren verhindert 
Doppelarbeit, durch die wertvolle Entwicklungskräfte gebunden werden 
könnten, und spornt zur Weiterarbeit auf dem betreffenden Gebiet an. 
Tatsächlich haben sich auch die großen Erfindungen des Fernmelde¬ 
wesens, die Kabelbespulung, die Vakuumröhre, die Rückkopplungs¬ 
schaltung und der Transistor sehr schnell überall eingeführt, nicht nur 
im Wettbewerb der Konzerne miteinander, sondern auch in Zusammen¬ 
arbeit bei der Lösung der sich dabei ergebenden Probleme. 
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Es sollte hiernach nicht zweifelhaft sein, daß die internationale 
Verflechtung für die Abnehmer wesentliche Vorteile gebracht hat und 
auch weiterhin bringen wird. 

VII. Ausblick; Notwendigkeit weiterer Verflechtungen 

Angesichts der Größe der Aufgaben, die sich in unserer Zeit stellen, 
werden sich weitere Verflechtungen ergeben müssen. Ein Blick in die 
Tageszeitungen zeigt, daß sich zunächst im nationalen Feld in vielen 
Fachbereichen die Zusammenschlüsse häufen. Aber auch im inter¬ 
nationalen Feld kann man mit einer entsprechenden Zunahme rechnen. 

Allerdings zeigen Untersuchungen und statistische Zusammenstel¬ 
lungen, daß mit zunehmender Größe der Unternehmen die Ertragskraft 
keineswegs immer entsprechend steigt. Eine „Expansion um jeden 
Preis“ wird man daher nicht als den Weg der Zukunft ansehen können. 

Zunächst kommen aber schon aus der Zusammenarbeit der Regie¬ 
rungen und auch der Wirtschaft im gemeinsamen Markt entsprechende 
Anregungen für eine weitergehende Verflechtung. Sie wird erleichtert, 
wenn die Staaten des gemeinsamen Marktes eine Rechtsform für euro¬ 
päische Unternehmen feslgelegt haben. 

Bisher hat jedes Land sein eigenes System von Gesellschaftsver¬ 
trägen und Vorschriften zum Schutze der Aktionäre. Die psychologischen 
Schwierigkeiten, hier zu einer Einigung zu kommen, dürfen nicht unter¬ 
schätzt werden. Jedenfalls ist der gegenwärtige Zustand von den euro¬ 
päischen Unternehmen als nicht sehr ermutigend empfunden worden, 
über die Ländergrenzen hinauszuwachsen; amerikanische Firmen ha¬ 
ben sich allerdings davon weniger abschrecken lassen und die Vorteile 
des gemeinsamen Marktes für sich zu nutzen begonnen. Daß hierauf in 
letzter Zeit häufig und eindringlich hingewiesen worden ist, könnte die 
Arbeit an der europäischen Gesetzgebung beschleunigen und der engeren 
Zusammenarbeit europäischer Firmen den Weg ebnen. 

Darüber hinaus aber wird sich aus den ganz großen Aufgaben, die 
sich aus der Satelliten- und Raumfahrllechnik ergeben, und aus den 
Anforderungen der Entwicklungsländer, die immer dringender und 
größer werden, wenn erst einmal ein gewisserStand der wirtschaftlichen 
Entwicklung erreicht ist, der Zwang ergeben, neben einem gesunden 
internationalen Wettbewerb die Vorteile zu nutzen, die eine wohl durch¬ 
dachte internationale Zusammenarbeit bei Planung und Fabrikation in 
der Fernmeldeindustrie bringen kann. Die technischen Mittel stehen 
dem Management durch die Verkürzung der Flugzeiten, durch elektro¬ 
nische Datenverarbeitung und Datenübertragung zur Verfügung. Die 
elektrotechnische Industrie wird sich der Tatsache nicht entziehen kön¬ 
nen, daß Macht und Einfluß der in der internationalen Wirtschaft be¬ 
stimmenden Größen, mit denen sie zu kontrahieren hat, zunehmen. Frei- . 
lieh gibt es auch Gegenkräfte, wie die stärkere Betonung des National¬ 
charakters, oder das Erwachen alter Rivalitäten in neuer Form [11, 24]. 
Jedenfalls aber wird die behandelte Entwicklung stark von der sich 
wandelnden Struktur der Gesellschaft beeinflußt werden, umgekehrt 
aber auch auf diese zurückwirken. Wichtig ist dabei, daß auch die 
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Öffentlichkeit, die sich für solche Fragen mehr und mehr interessiert, 
die wirtschaftlichen Zusammenhänge richtig erkennt, damit nicht unter 
falschen Voraussetzungen der Boden für nachteilige wirtschaftspolitische 
Entscheidungen bereitet wird. Die bisherige schnelle und gesunde Ent¬ 
wicklung des Fernmeldewesens in allen Erdteilen läßt die Vorteile einer 
weltweit gleichzeitig in Wettbewerb und in Verflechtung zweckmäßig 
organisierten Fernmeldeindustrie erkennen. 
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Verlag für Wissenschaft und Leben, Georg Heidecker, Lad Windsheini 


Heinz Kunze, Gerhard Schneider: Leistungsnierkmale und struktureller Auf¬ 
bau des elektronisch gesteuerten Ortswählsystems 1 (EWSÖ1) 

Einer kurzen Einleitung, in der grundlegende Fragen angesprochen werden, 
folgt ein Abriß der Entwicklung zum zentralgesteuerten System. Dieser Weg ist bei 
der Deutschen Bundespost markiert durch vier Versuchsvermitllungsstellen, die an 
dieser Stelle beschrieben werden. Der Betrieb der Versuchsvermittlnngsslellen zeigte, 
daß eingearbeitetes Betriebspersonal diese Technik beherrscht. 

Als Forderungen der Deutschen Bundespost an das System werden u. a. die Ein¬ 
heitstechnik, Raumersparnis und bessere Lciiungsausnutzung erwähnt. 'Fastenwähl, 
Kurzwahl, Selbstumschaltung und erweiterte Durchwahl zu Nebenstellenanlagen sind 
technische Leistungsnierkmale aus der Sicht des Teilnehmers. 

Für die Struktur des Systems ist die Gliederung in drei Ebenen charakteristisch: 
Peripherie, Teilsteuerwerke und Zentralsteuerwerk. Die drei Ebenen sind durch ge¬ 
normte Leitungssysteme (Normschnittstellen) untereinander verbunden. Die Peri¬ 
pherie bestellt im wesentlichen aus der Koppelanordnung und den vermilllungs¬ 
technischen Sätzen, die die Verbindung zur Umwelt hersteilen. Die Teilsteuerwerke, 
z. ß. das Arbeitsfeldsleuerwerk, dienen der Gcschwindigkeits- und Leislungsanpassung 
zwischen Peripherie und Zentralsteuerwerk. Yerarbeitungs- und Speichereinheiten 
sind die wesentlichen Teile des Zentralsteuerwerkes. 

Das Programmsystem des EWSO 1 wird beschrieben und an einigen Programm- 
beispielen wird das Zusammenspiel von „Hardware“ und „Software“ erläutert. 

Eine PCM-Variante für Durchgangsvermittlungen wird im Prinzip dargestellt. 
Außerdem werden die Prüfeinrichtungen beschrieben und Fragen des Betriebssystems 
erörtert. 


Jahrbuch des elektrischen Fcrnmcldewescns 1971, 22. Jg. 

Verlag für Wissenschaft und Leben, Georg Heidecker, Bad Windsheim 

Heinz Kunze, Gerhard Schneider: Performance characleristics and structure 
of the electronically controlled local dialling System 1 (EWSO 1) 


A short introduclion. in which the Basic questions are nientioned, is followed 
by a survey of the development leading up to the cenlrally controlled System. In the 
Deutsche Bundespost tBis development is marked by four experimental exchanges 
which are described al tliis point. The Operation of these experimental exchanges 
showed (hat it was possible for experienced personnel to master tbis lechnique. 

Uniformitv of technique, space-saving and improved exploilation of capacity 
are nientioned, among other things, as factors required from the System by the 
Deutsche Bundespost. From the point of view of the subscriber, technical perfor- 
mance characleristics include push-lnitton type dialling, ahhrevialed dialling, sub- 
scriber controlled admittance to Services and extendcd through-dialling to PABX 
extensions. 

Characteristic of the structure of the System is its division into three levels: 
periphery, section control unit and central control unit. These three levels are con¬ 
nected Io one another by standardized Circuit Systems (Standard interface). The 
periphery consists chiefly of the switching array and the technical exchange equip- 
ment which estahlishes the Connection to the outside world. The section control 
units, e. g. sub control unit, serve lo adjust Hie speed and capacity between the 
periphery and the central control unit. The main parts of the central control unit 
are machining and storage units. - ; 

A description is given of the EWSO 1 programme System and tlie interplay 
between hardware and Software is elucidated by means of some sample programmes. 

A PGM variant for transit exchanges is explained in principle. In addition the 
testing equipment and questions concerning the Operation System are discussed. 
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Heinz Kunze, Gerhard Schneider: Caracleristiques de rendement et structure 
du Systeme local automatique ä commande electronique i (EWSO 1) 


Apres une courle introduction, qui aborde quelques quesfions de caractere 
fundamental, l’cssai retrace brievement Levolution qui a abouli ä un Systeme ä 
commande centrale. Au sein de la Deutsche Bundespost, quatre bornes marquent 
ce chemin: ce sont quatre commutateurs exp^rimenlaux dont I on trouve ici la 
description. L'exploitation de ces eentres experimenlaux montre qu un personnel 
bien au courant possede cetle technique. 

La Deutsche Bundespost attend de ce Systeme entre autres: une technique 
homogene, une economic d’espace et une meilleure utilisalion des circuits. La 
seleclion au clavier, la seleclion abr^gee, l'acces direct de rabonne aux divers 
Services, lextension de la seleclion directe aux postes supplementaires sont des 
caracteristi(|ues de rendement aux veux de rabonne. 

La structure du Systeme est caracterisee par son articulation ä trois niveaux: 
Peripherie, unite de commande partielle et unile de commande centrale. Ces trois 
niveaux sont relies entre eux par des systemes de circuits normalises (interfaces 
normalisees). La periplierie se compose essenliellement du reseau de connection et 
des equipements de commutation qui etablissent le contact avec le monde exterieur. 
Les unites de commande partielle, par exemple une sous-unite de commande, servent 
ä regier la vitcssc et la puissance entre la periplierie et Limite de commande centrale. 
Unites de traitement et unites de memoire sont les elements essentiels de l'unite de 
commande centrale. 

L’cssai decrit de Systeme de programmation de rEWSO 1 et illustre l'action 
conjointe du ‘Miardware” et du “Software” par rexemple de quelques programmes. 

L’article expose enfin le principe d une Variante du procede de modulation 
par impulsions codees (MIC) pour les centres de transit. II decrit egalement les 
equipements de contröle et aborde divers problemes du Systeme d’exploitation. 
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Günther Altehage, Klaus Schulz: Leistungsmerkmale und struktureller Aufbau 

des elektronisch gesteuerten Fern Wahlsystems l (EWSF 1) 


In einer kurzen Vorbetrachtung wird zunächst das weitere voraussichtliche 
starke Wachstum des Fernverkehrs mit seinen Auswirkungen auf die unvermeidbaren 
Investitionen und auf die Konzeption eines Wahlsystems behandelt. Daraus werden 
einige allgemeine Grundforderungen an ein Fernwählsystem abgeleitet. Ein weiteres 
Kapitel befaßt sich mit Forderungen aus der Sicht der Fernmeldeverwaltung und 
des Betriebs. Neben den beschriebenen Bedingungen bestimmen wesentliche Voraus 
Setzungen ein neues Fernwählsystem, die sich aus der laufenden Entwicklung de 
künftigen EWSO 1-Technik ergeben. Systembestimmende Voraussetzungen sind völ 
lige Kompatibilität mit der neuen Ortstechnik und die Zusammenarbeit mit bestehen 
den Einrichtungen. Die notwendigen und richtigen Verfahren für die Einführung 
der neuen Technik werden der Systembeschreibung vorangestellt. Bei der System¬ 
beschreibung wird auf das System EWSO 1 mit seinen Ebenen und definierten 
Schnittstellen aufgebaut und vorzugsweise auf die spezifischen Fernvermittlungs¬ 
probleme, wie z. B. das Vierdrahtkoppelnetz, eingegangen. Weiter wird die Zeichen¬ 
gabe zwischen EWSF 1-Vermittlungsstellen über zentrale Kanäle erörtert. Daran 
schließen sich einige allgemeine Ausführungen über die Programme zum Betrieb 
einer zentralgesteuerten Fernvermittlungsstelle an. Auf Einzelheiten des Systems, 
seiner Hardware und seiner Software, kann zu diesem Zeitpunkt noch nicht ein¬ 
gegangen werden, weil die Entwicklung noch in vollem Fluß ist. 
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Günther Altehage, Klaus Schulz: Performance characteristics and structure 
of the electronically controlled long-distance dialling System 1 (EWSF 1) 

To begin with the probable further rapid grovvth of long-distance traffic and 
its effects on the inevitable Investments and on the whole idea of a dialling System 
are dealt with in the brief introductory observation. Several general basic require- 
ments of a long-distance dialling System are derived from tbis. The next chapter 
deals with the requirements from the point of view of the telecommunications ad- 
ministration and of operations. As well as the conditions described, considerable 
prerequisites are involved in a new long-distance dialling System, which result from 
the current development of the future EWSO 1 technique (electronically controlled 
local dialling System). The prerequisites determining the System are complete com- 
patibility with the new local network engineering and the ability to work in co- 
ordination with the existing equipment. A description of the necessary and correct 
procedures for the introduction of the new technique is followed by a description 
of the System itself. This description is based on the EWSO 1 System with its 
levels and defined interface and special attention is given to the specific problems 
of long-distance dialling, for example, the four-wire switching network. In addition 
the signalüng between EWSF 1 cxchanges via separate channels is discussed. This is 
followed by some general remarks about the programmes for operating a centrallv 
controlled long-distance exchange. It is not possible at the moment to give closer 
details of the System and its hardware and Software, as the development is still in 
full swing. 
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Günther Altehage, Klaus Schulz: Caracteristiques de rendement et structure 
du Systeme interurbain automatique a commande electronique 1 (EWSF 1) 


L’essai debute par quelques remarques preliminaires sur raugmentation previ- 
sible du trafie interurbain — augmentation prononcee et qui confirmera la tendance 
passee — et sur Finfluence qu'elle exercera ä la fois sur les investissements ine- 
vitables et sur la conception d’un Systeme automatique. L’auteur en deduit quelques 
conditions fondamentales auxquelles devrait satisfaire un Systeme interurbain auto- 
matique. Le chapitre suivant traite de diverses exigences posees par 1 ? Administration 
des telecommunications et le Service d’exploitation. Outre les conditions citees, 
dautres facteurs essentiels defmissent ce que doit etre un nouveau Systeme inter¬ 
urbain automatique; ces facteurs resultent de l’evolution constante de la future 
technique EWSO 1. Les conditions dlmportance decisive pour Fexistence du Systeme 
sont unc compatibilite parfaite avec la nouvelle technique locale et une bonne 
Cooperation avec les installations existantes. Un expose des procedes necessaires 
et adequals a employer pour llntroduction de la nouvelle technique precedc la 
description du Systeme. Cette description pari du Systeme EWSO 1, avec ses niveaux 
et ses interfaces bien definies, et s’attache particulierement aux problemes specifiques 
a la commutation interurbaine, tels que le reseau de commutation a quatre tils. 
L’essai examine ensuite la Signalisation entre les commutateurs EWSF 1 par canaux 
semaphores. Suivent quelques considerations de caractere general sur les programmes 


adequats pour rexploitation d’un commutateur interurbain ä commande centrale. 
II n’est pas encore possible, pour Finstant, d’entrer dans les details du Systeme, 
de sds “hardware” et “Software”, car il est encore en plein developpement. 
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Paul Dietrich: Konstruktive Gestaltung des elektronisch gesteuerten Ortswähl- 

systems 1 (EWSO 1) der Deutschen Bundespost 

Die Deutsche Bundespost betreibt im Jahre 1969 noch etwa 40 % Ortsvermitt¬ 
lungsstellen mit Hebdrehwählern des Einführungsjahres 1927. Die restlichen 60 % 
sind Systeme mit Edelmetall-Motordrehwählern (EMD-Wählern). In diesem Beitrag 
wird die konstruktive Gestaltung eines in der Entwicklung befindlichen halbelektro¬ 
nischen Wahlsystems behandelt, dessen Koppelfeld mit gasgeschützten Kontakten 
in Stahlumhüllung ausgerüstet ist. Bei der konstruktiven Gestaltung wird davon aus¬ 
gegangen, daß der Raumbedarf dieses Systems nur noch 50 % gegenüber einer ver¬ 
gleichbaren Anlage mit EMD-Wahlern bei gleichzeitiger guter Zugänglichkeit und 
Wartung beträgt. 

Im 1. Kapitel werden die allgemeinen Anforderungen aufgestellt, die sich aus 
der Einheitstechnik, dem verfügbaren Raum und den betrieblichen Belangen ergeben. 
Das 2. Kapitel behandelt den konstruktiven Aufbau. Dabei wird ein Vergleich mit 
dem EMD-System 55v angestellt. Die Vorfeldeinrichtungen werden in die Über¬ 
legungen mit einbezogen. Der Ilauptverteiler für das neue System und die an ihn 
zu stellenden Anforderungen werden im 3. Kapitel besprochen. Im 4. und letzten 
Kapitel ist von den Bauelementen die Rede. Dabei wird besonders auf die neuen 
gasgeschützten Elemente eingegangen. 


Jahrbuch des elektrischen Fernmehlewescns 1971, 22. .1«. 

Verlag für Wissenschaft und Leben, Georg Heidecker, Bad Windsheim 

Paul Dietrich: Construction o! the electronically controlled local dialling 

System 1 (EWSO 1) of the Deutsche Bundespost 

In 1969 approximately 40 % of the Deutsche ßundesposfs local exchanges were 
still using Strowger vertical and rotary selectors, introduced in the year 1927. The 
remaining 60 % were Systems using noble-metal machine rotary selectors (EMD 
selectors). This paper deals with the construction of a semi-electronic dialling System 
in the process of development with a switching array which is equipped with gas- 
protecled contacts in steel casing. When considering the construction it is assumed 
that the space requirement of this System amounts to only 50 % of that for a com- 
parable System with EMD selectors with equally good accessibility and maintenance 
features. 

In the first chapter the general requirements are listed which ensue from the 
uniformity of technique, the available space and operational matters. The second 
chapter deals with the structure and makes a comparison with the EMD System 55v. 
The auxiliary equipment is also included in tliese considerations. The main distri- 
butor for the new System and the demands to be made on it are discussed in the 
third chapter. In the fourth and final chapter the construction coinponents are dealt 
with and particular details are given of the new gas-protected coinponents. 
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Paul Dietrich: L’amenagement du Systeme local automatique ä commande 

electronique 1 (EWSO 1) de la Deutsche Bundespost 


En I960, la Deutsche Bundespost exploitait encore pres de 40 % des centres 
locaux l’aide de selecteurs ä deux niouvements datant de 1927. Les 60 % restants 
<5taient cquip£s de systemes de selecteurs rotatifs ä metal precieux (selecteurs EMD). 
La presente contribution traite de ramenagement d un Systeme automatique semi- 
electronique actuellement a Letude, dont Belage de commutation est equipe de 
contacts sous gaz protecteurs et entoures d une gaine d'aeier. Cet amenagement 
part de Lhypothese que ce Systeme n'exige que 50 % de l espace neccssaire a une 
installation comparable equipee de selecteurs rotatifs ä metal precieux, l'acces et 
rentretien en dtant tout aussi satisfaisants. 


I>e premier chapilre expose les exigences de caractere general resultant de la 
technique uniforme, de Lespace disponible et des besoins du Service. Le second 
chapitre examine la struclure du Systeme, en comparant celui-ci a un Systeme ä 
selecteurs rotatifs ä m£tal precieux 55v. Ce faisant, il tient egalement compte des 
equipements auxiliaires. Le repartiteur principal du nouveau Systeme et les con- 
ditions auxquelles il devra satisfaire font Lobjet du troisieme chapitre. Le quatrieme 
et dernier chapitre traite des Elements et tont particulierement des nouveaux Elements 
sous gaz protecteurs. 
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Hans Blankenbach, Klaus Stegmann: Einfügung des elektronisch gesteuerten 

Ortswählsystems 1 (EWSO 1) in bestehende Ortsnetze 


Die beabsichtigte Einführung des elektronisch gesteuerten Ortswählsystems 1 
(EWSO 1) zwingt zu Überlegungen, wie dieses System in bestehende Ortsnetze ein¬ 
gefügt werden kann. Es wird gezeigt, daß das neue System trotz seiner von der 
konventionellen Verminlungslechnik völlig abweichenden Eigenschaften reibungslos 
in das Netz der Vermittlungsstellen eingefügt werden kann. Vorleistungen durch 
geschlossene Aufstellung der konventionellen Technik und durch Aussparen eines 
Numerierungsblocks für die neue Technik aus dem Rufnummernvolumen der Orts¬ 
netze mit Freihalten eines Gruppenschrittes der I. Gruppenwähler erscheinen zweck¬ 
mäßig, um die Eingliederung zu erleichtern und die Möglichkeiten zum Einsparen 
von Ortsverbindungsleitungen möglichst bald und für möglichst große Verkehrsanteile 
zu nützen. Das EWSO 1 wird zweckmäßig koordiniert mit dem etwa gleichzeitig zu 
entwickelnden elektronisch gesteuerten Fernwählsystem EWSF 1 eingeführt, so daß 
EWSO 1-Vermittlungsstelien an EWSF 1-Einrichtungen angeschlossen werden kön¬ 
nen, um so die Vorteile der neuen Technik auch im Fernverkehr wirksam werden 
zu lassen. 

Das EWSO 1 kann ohne unüberbrückbare Schwierigkeiten in Räumen unter¬ 
gebracht werden, die den Bedingungen der konventionellen Vermittlungstechnik ge¬ 
nügen. Der Raumbedarf der neuen Technik liegt bei 50 % des Raumbedarfs des 
EMD-Svstems. Für die Lösung der durch die kompaktere Bauweise auftretenden 
Probleme des Abführens der entstehenden Vcrlustwärme zeigen sich brauchbare 
Lösungsmöglichkeiten. 

Sehr erfreuliche Auswirkungen ergeben sich für den künftigen Netzaushau, da 
vornehmlich im Ortsverbindungsleilungsnctz Einsparungen sowohl in der Zahl und 
Länge der benötigten Doppeladern als auch in ihrem Querschnitt möglich sein werden. 
Auch im Anschlußleitungsnetz wirkt sich die größere Reichweite des neuen Systems 
so aus, daß die mit 0.4 mm starken Adern überbrückbaren Entfernungen zwischen 
den Vermittlungs- und den Sprechstellen ausgedehnt werden können. 

Die Einfügung des elektronisch gesteuerten Ortswählsystems EWSO 1 in das 
Netz der Vermittlungsstellen weicht von allen bisherigen Systemübergängen ah. Die 
Probleme, die sich hierbei ergeben, sind aber durchaus beherrschbar. Bei richtiger 
Anwendung der gegebenen Lösungsmöglichkeiten werden die größeren Leistungs¬ 
merkmale des Systems schon vom Einführungsbeginn an optimal genutzt. 
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Hans Blankenbach, Klaus Stegmann: Incorporation of the electronically con- 
trolled local dialling System 1 (EWSO 1) with existing local networks 

The intended inlroduction of the electronically controlled local dialling System 1 
(EWSO 1) obliges us to consider how this System can be incorporated into the 
existing local networks. This article demonslrates that the new System can be fitted 
without difficulty into the network of exchanges in spite of its properties which are 
entirelv different from those of conventional exchange engineering. Preparation in 
the form of a separate arrangement for the conventional technique and the exclusion 
of a numbering block for the new technique from the total call numbers of the local 
networks, keeping free one decade of the first group selector, seem to simplify the 
incorporation and to utilize the possibilities of saving local connection circuits as 
soon as possible and for the greatest possible amounts of traffic. The EWSO 1 is 
introduced best in coordination with the electronically controlled long-distance 
dialling System EWSF 1, being developed simultaneouslv, so that EWSO 1 exchanges 
can be attached to EWSF 1 equipment, by which the advantages of the new technique 
may also be effective for long-distance traffic. 
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The EWSO 1 can he accommodated without insurmountable difficulty in pre- 
mises which fulfil the conditions for the conventional exchange technique. The new 
technique equipment requires 50 % Iess space than !lie EMI) System. Quite feasihle 
Solutions to the problem of the dissipation of the arising heat loss caused by the 
more compact structure can he found. 

This will have very satisfactory effects on the future network expansion as it 
will he possible, primarilv in the subscriber’s line network, to reduce the number 
and length of-the necessary pairs of leads and also their diameter. The effect of the 
greater ränge of the new System on the connecting network is that the distances 
which can be bridged by 0.4 mm leads between the exchanges and the telephone sets 
will be able to be increased. 

The incorporation of the electronically controlled local dialling svstem EWSO 1 
into the exchange network diverges from all previous transitions to new Systems. 
There are, however, no insurmountable problems. With correct application of the 
possible Solutions the increased performance characteristics of the System can be 
utilized to the maximum extent right from the moment the System is introduced. 
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Hans Blankenbach, Klaus Stegmann: Introduction du Systeme local autoina- 
tique a coimnande electronique 1 (EWSO 1) dans les reseaux locaux existants 


On a rintention d'introduire le Systeme local automatique a commande elec¬ 
tronique 1 (EWSO 1) et il est necessaire d'examiner les possibilites d'integrer ce 
Systeme dans les reseaux locaux existants. L’essai montre que le nouveau Systeme, 
en d£pit de ses caracteristiques qui divergent entierement (le la technique de com- 
mutation conventionnelle, se laisse integrer saus difficulte dans le reseau des centres 
de commutation. II semble indique de preparer la voie en faisant des equipements 
de la technique conventionnelle un tont distinct et en reservant a la nouvelle tech¬ 
nique un bloc de numerotation dans l’ensemble des numeros du reseau, ceci en 
laissant libre unc decade du 1er selecteur de groupe. Ainsi, rintegration du nouveau 
Systeme sera-t-elle plus facile et I on pourra profiter dans les meilleurs delais — et 
pour le plus grand trafic possible — des nouvelles possibilites deconomiser des 
lignes de raccordement locales. Le Systeme EWSO 1 sera introduit en coordination 
avec le Systeme interurbain automatique ä commande electronique EWSF 1 qui 
doit etre mis au point ä peu pres au meine moment, ce qui parait adequat puisqu il 
sera ainsi possible de raccorder des centres EWSO 1 ä des equipements EWSF 1 et, 
par la, d’etendre les avantages de la nouvelle technique au Service interurbain. 

Le Systeme EWSO 1 peut etre installe saus difficultes insurmontables dans des 
locaux satisfaisant aux exigences de la technique de commutation conventionnelle. 
L’espace necessaire ä la nouvelle technique represente 50 % de 1‘espace necessaire 
au Systeme EMD (selecteurs rotatifs a metal precieux). II semble possible de resoudre 
de fa^on satisfaisante les problemes relatifs a I’evaeuation de la chaleur de dissipa¬ 
tion degagee et qui sont düs a la construction plus compacte du Systeme. 

Les effets de Fintroduction du nouveau Systeme sont tres heureux pour ramena¬ 
gement futur du reseau, car il sera surtout possible de reduire tant le nombre et la 
longueur des paires necessaires que leur diametre dans les reseaux de lignes de 
raccordement locales. La grande portee du nouveau Systeme se repercute egalement 
dans le reseau de lignes d abonne, en ce sens qu'il est possible de prolonger les 
distances franchissables par artere de 0,4 mm entre les centres et les postes tel6- 
phoniques. 

L’int6gration du Systeme local automatique ä commande electronique EWSO 1 
dans le reseau de commutateurs est differente de toutes les transitions d un Systeme 
ä un autre experimentees jusqu'ä ce jour. Toutefois, les problemes qu'elle pose sont 
vraiment solubles. Une application adequate des diverses Solutions possibles pennet 
de profiter de fagon optimale des caracteristiques ameliorees du rendement du 
Systeme des son introduction meine. 
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Günter Lampe, Horstmar Reiff: Probleme der Unterhaltung von Fernspreeh- 
vermittlungsstellen mit Auswirkungen auf die Ausbildung des Personals unter 
besonderer Berücksichtigung der elektronisch gesteuerten Fernsprechvermitt¬ 
lungstechnik 


Mit dem schnellen Anwachsen der Sprechstellendichte und des Fernsprechver¬ 
kehrs nehmen der Umfang der technischen Einrichtungen in den Vermittlungsstellen 
und damit der Personalbedarf für ihre Unterhaltung immer mehr zu. Wegen des 
steigenden Mangels an geeignetem Unterhaltungspersonal und aus wirtschaftlichen 
Erwägungen muß versucht werden, den spezifischen Unterhaltungsaufwand zu ver¬ 
ringern. Bei den herkömmlichen elektromechanischen Vermittlungscinrichtungen bleibt 
neben den im Störungsfall notwendigen Instandsetzungsarbeiten immer ein unver¬ 
meidbarer systembedingter Anteil manueller Instandhaltungsarbeiten. Bei elektronisch 
gesteuerten Vermittlungseinrichtungen mit luftabgeschlossenen Kontakten kann der 
spezifische Unterhaltungsaufwand weiter verringert werden. Es wird auf die Be¬ 
sonderheiten hingewiesen, die bei der Unterhaltung elektronisch gesteuerter Ver¬ 
mittlungseinrichtungen zu berücksichtigen sind, und die Konzeption für ein Verfahren 
zur Unterhaltung und Bedienung des EWSO 1 aufgezeigt. 

Den Ausführungen über die künftige Ausbildung des Personals wird die der¬ 
zeitige Aus- und Fortbildung der Fernmeldehandwerker und der Beamten des ein¬ 
fachen und mittleren sowie des gehobenen fernmeldetechnischen Dienstes voran¬ 
gestellt. Dabei wird besonders auf die Lehrlingsausbildung eingegangen, weil sie 
rd. 90 % des gesamten fernmeldetechnischen Nachwuchses der DBF betrifft und die 
erste Ausbildungsstufe für diejenigen späteren Beamten darstellt, denen die Unter¬ 
haltung von Fernsprechvermittlungsstellen obliegt. Nach einer größenordnungs¬ 
mäßigen Ermittlung des voraussichtlichen Personalbedarfs für die Unterhaltung 
elektronischer Vermittlungsstellen wird auf die künftige Ausbildung des Unter¬ 
haltungspersonals eingegangen. Dabei wird im einzelnen dargelegt, wie den Anforde¬ 
rungen von Technik und Betrieb sowohl durch die Schaffung zusätzlicher Ausbildungs¬ 
wege als auch durch die Anpassung der Ausbildungsinhalte an die Forderungen der 
Elektronik entsprochen werden soll. Die ersten Maßnahmen zu ihrer Verwirklichung 
wurden bereits eingeleitet. 
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Günter Lampe, Horstmar Reiff: Problems of telephone excliange maintenance 
and the resulting effects on training of personnel, taking into particular con- 

sideration the electronically controlled telephone excliange System 

Along with the rapid growth of telephone densily and traffic the ränge of 
technical equipment in the exchanges and with this the personnel required for its 
maintenance are also constantly incrcasing. Because of the growing lack of suitable 
maintenance personnel and due to economic considerations attempts must be made 
to reduce the specific maintenance expenses. With the traditional eleclro-mechanical 
excliange equipment there is always an unavoidable proportion of manual work, 
due to the nature of the System, as well as the repair work necessary in the case 
of interference. In the case of electronically controlled excliange equipment with 
air-sealed contacts the specific maintenance costs can be further reduced. The special 
features to be considered in the maintenance of electronically controlled excliange 
equipment are pointed out and the plans for a procedure for maintenance and 
Operation of the EWSO 1 (electronically controlled local dialling System) are shown. 

Explanations on the future training of personnel are preceded by a description 
of the present training and advanced training of telecomiiiunications mechanics and 
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officials of the A, B and C gradcs in the telecommunications Service (“A” being 
the lower grade, “B” medium, etc.). Apprcntice training is covered in particular 
detail as this affects approxinialelv 00 % of the total number of new recruits in 
the fiele! of telecommunications in the Deutsche Bundespost and constitutes the first 
stage in training for tliose who will later be officials responsible for the maintenance 
of telephone exchanges. Following a quantitative calculation of the probable per- 
sonnel requirement for the maintenance of electronic exchanges, details of the future 
training of maintenance personnel are given. Here the way is specifically indicated 
in which the demands of engineering and operations are to be met, both by the 
creation of additional training methods and bv the adaptation of the training courses 
to the demands of electronics. The first Steps have already been taken towards 
realization of these measures. 
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Günter Lampe, Horstmar Reiff: Problem es relafifs ä Fentretien des centres 
teleplioniques et leur incidence sur la forniation du personnel, sous Fangle 
particulier de la technique de commutation telephonique ä commutation elec- 

tronique 


Le rapide essor de la densite et du Irafic teleplioniques a pour effet un deploie- 
nient sans cesse plus important d'installalions techniques dans les centres et par la 
une augmenlation constante du personnel necessaire. En raison de la penurie con- 
stante de personnel d'entretien qunlifiö cl pour des considerations d’ordre econo- 
mique, il est necessaire d’cssayer de reduire les travaux d’entretien specifiques. Dans 
les equipcmenls de commutation eleclroniecaniques de type traditionnel, il reste 
toujours, en dchors des reparalions necessaires en cas de dörangements, un certain 
nombre de travaux d'entretien manuels inevilables en raison du principe meine de 
ce Systeme. Lorsqu'il s’agit d'equipements de commutation ä commande electronique 
et contacts isoles ä fair, les mesures d’entretien specifiques peuvent etre encore 
restreintes davantage. L'essai attire rattention du lecteur sur les particularites donl 
il convient de tenir compte dans rentretien d'equipements de commutation ä com* 
mande electronique, et indique un proctfde d’entretien et de commande. 

Avant de passer aux considerations relatives a la forniation future du personnel, 
rauteur decrit le Systeme actuel de forniation et de perfectionnement des ouvriers 
specialises des telecommunications et des fonctionnaires des gradcs subalterne, 
moyen, moyen superieur et superieur appartenant au Service technique des tele- 
communications. Ce faisant, il examine surtoul la question de la forniation des 
apprentis, car eile interesse 90 % de l’ensemble des jeunes agents des telecomniuni- 
cations rccrutes par la Deutsche Bundespost et represente le premier echelon de 
la forniation des futurs fonctionnaires auxquels incombera l’entretien des centres 
telephoniques. Apres un calcul approximatif du besoin probable en personnel d’entre¬ 
tien des centres electroniques, 1‘auteur aborde la question de la forniation future 
du personnel d’entretien. Il indique avec prccision comment l'on prevoit de satisfaire 
aux exigences de la technique et de I’exploilalion, taut par la creation de nouvelles 
possibilites de forniation que par l'adaptation des programmes educatifs aux besoins 
de l'electronique. Les premieres initiatives ont deja ete amorcees en vue d'atteindre 
ce but. 


408 


f 



Jahrbuch des elektrischen Fernmeldewcsens 1971, 22. Jg. 

Verlag für Wissenschaft und Lehen, Georg Ueidecker, Bad Windsheim 


Hermann Gabler: Technik des Elektronischen Datcnverinittlungssystenis EDS 

ln einer einleilenden Betrachtung wird der heutige Stand der Fernschreibwähl¬ 
vermittlungstechnik in Deutschland aufgezeigt. Mit den bestehenden elektromccha- 
nischen Vermittlungssysteinen können die betrieblichen Forderungen der Datenfern¬ 
übertragung nicht mehr erfüllt werden. Dies führt zu neuen speziellen Datenvermitl- 
lungsystemcn, die auf die besonderen Belange des Datenverkehrs ausgerichtet sind. 
Das Elektronische Datenvermittlungssystem EDS der Deutschen Bundespost ist ein 
programmgesteuertes vollelektronisches System, das durch Verwendung eines nicht 
synchronen Zeilvielfach-Durchschaltefeldes besonders gut für die Vermittlung binärer 
Daten geeignet ist. Auf das Durchschalleverfahren wird näher eingegangen. Charakte¬ 
ristisch für das angewendete Zeit vielfach ist, da IJ bei diesem Verfahren nur die 
Polaritätswechsel der binären Nachrichten übertragen werden und daher eine code- 
und geschwindigkeitsunabhängige Übertragung gewährleistet ist. über die Vorteile 
und Grenzen dieses Verfahrens wird berichtet. Alle Aufgaben im System werden mit 
in zentralen Speichern vorhandenen Daten und Programmen durchgeführt. System¬ 
struktur und Befehlsvorrat sind den Vermitllungsaufgaben besonders angepaßt. Die 
Struktur und die einzelnen aufgabenorienlierten Einheiten werden beschrieben. Die 
Einheiten können nach Art und Anzahl so kombiniert werden, daß es möglich ist, 
Leistungsfähigkeit, Funktionsumfang und Ausfallsicherheit einer Vermittlungsstelle 
dem jeweiligen Einsatzfall anzupassen. Auf die Anschaltung von Konzentratoren, die 
Programmierung und die Einführung des Systems wird eingegangen. Die Brauchbar¬ 
keit der existierenden Signalisierungspläne im Hinblick auf ihre Anwendung in künf¬ 
tigen Datennetzen wird behandelt. Vor allem die Forderung nach kurzer Verbin¬ 
dungsaufbauzeit führt zwangsläufig zur Festlegung einer neuen Signalisierung sowohl 
zwischen Datenendgerät und Vermittlungsstelle als auch zwischen den Vermittlungs¬ 
stellen. Die prinzipiellen Übertragungsverfahren in den einzelnen Geschwindigkeits¬ 
bereichen werden erwähnt. 
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Hermann Gabler: Technique of the Electronic Data Switching System EDS 

The introductory observations describe the present Situation of the teleprinter 
automatic dialling technique in Germanv. The operational requirements of long- 
distance data transmission can no longer he fulfilled by the existing electro-mecha- 
nical switching System. This has led to the development of special new data Switch¬ 
ing Systems which are specifically adapted to the particular demands of data traffic. 
The Electronic Data Switching System EDS of the Deutsche Bundespost is a pro- 
gramme-controlled fully electronic System which, because of ils use of a non- 
synchronous time division multiplexer, is specially suitable for the transmission of 
binary data. The intra-system transmission is described in detail. It is characteristic 
of the time multiplexer used that in this process only the polarity reversals of the 
binary data are transmitted and thus a code and speed transparent transmission is 
assured. The advantages and limitations of this procedure are elaborated. All the 
functions in the System are carried out with data and programmes available in 
common storage. The System setup and instruction complement are especially 
adapted to the requirements of the switching System. The setup and the individual 
function-oriented modules can he combined according to tvpe and quantity, so that 
it is possible to adjust the capability, functional scope and availability of an exchange 
to any particular application. Details are given about the connection of concen- 
Irators, the programming and the introduction of the System. The usefulness of the 
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existing signalization scheine with regarcl Io ils applicalion in future data networks 
is dealt with. It is chiefly the demand for the establishment of connections in a 
short time which leads inevitably to the fixing of a new signalization both between 
data terminal equipment and exchange and between the exchanges. Menlion is made 
of the principal transmission procedures in the individual signalling rates. 
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Hermann Gabler: 

La technique du Systeme electronique de commutation de donnees EDS 


En preliminaire, Fauteur examine la Situation aetuelle de la technique de 
commutation automatique dans le Service telex. Les exigences operationnelles de la 
tele-informatique ne peuvent plus elre salisfaites ä l'aide des systemes de commu¬ 
tation electromecaniques actuels. Ceci enlraine la creation de nouveaux systemes 
speciaux de commutation de donnees, con^us pour repondre aux besoins particuliers 
de l'echange d'informations. Le Systeme electronique de commutation de donnees 
EDS de la Deutsche Bundespost est un Systeme enlierement electronique commandd 
par programmes et qui se prete parliculieremenl bien ä la commutation de donnees 
binaires grace ä Futilisation d un inlerconnecteur non synchrone ä mulliplexage 
lemporel. L’auteur Iraite ensuite de fa^on plus precise le procöde d'interconnexion. 
La caracteristique du mulfiplexage dans le temps cmploye est que, dans ce procede, 
seuls les changements de polarite des informations binaires sont Iransmis, ce qui 
garantit une transmission independante du code el de la vitesse. L’essai indique 
les avantages et limites de ce procede. Toutes les taches confiees a ce Systeme sont 
effectuees a laide des donnees et programmes emmagasines dans les memoires 
centrales. La structure du Systeme et le stock d instructions sont parliculierement 
adaptes aux activites de commutation. IFauteur decril cetle structure ainsi que les 
differentes unites affectees aux diverses fonctions. Les unites peuvent etre combinees 
selon leur nature et leur nombre, de teile Sorte qu’il soit possible d adapter chaque 
fois le rendement, le champ d’action et la disponibilite d un commutateur au röle 
qu ? il a ä remplir. L’essai aborde le raccordement de concentrateurs, la programma- 


tion et l introduction du Systeme. 11 examine la possihilite d utiliser dans les fulurs 


reseaux de donnees les plans de Signalisation existants. Avant tonte cliose, cest 
la necessite d’etahlir la communication en un temps reduit qui rend necessaire la 
definition dune nouvelle Signalisation, tant entre Fequipement d'informatique ter¬ 
minal et le commutateur qu'entre les commutateurs meines. L auteur enumere les 
principaux procedes de transmission dans les diverses categories de Signalisation. 
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Eckart Hummel: Betriebliche Leistungsmerkmale des neuen Elektronischen 

Datenvermittlungssystems EDS 

Das rasche Vordringen der elektronischen Datenverarbeitung in Technik, Indu¬ 
strie und Handel war für die Deutsche Bundespost (DBP) die Veranlassung, ein 
weitgespanntes Konzept für die Übermittlung und den Austausch von Daten über 
Fernmeldeleitungen zu entwickeln. Wichtigster Bestandteil dieses Konzepts ist die 
Schaffung ojnes elektronischen Datenvermittlungssystems und der dazugehörigen 
Übertragungstechnik für binäre Signale. Der vorliegende Aufsatz beschreibt die 
Grundidee des neuen Systems, nämlich die Integration vorhandener binärer Netze 
mit ihren Leistungsmerkmalen in das neue System sowie die Schaffung einer ganzen 
Reihe neuer Leistungsmerkmale und Dienste. Hierbei wird der Einfluß aufgezeigt, 
den die Technik und die Betriebsweise der verschiedenen modernen Datenverarbei¬ 
tungsanlagen auf die Leistungsfähigkeit der Datenübertragung ausüben, was sich 
letztlich als Forderungen der Benutzer an das neue Datenvermittlungssystem der DBP 
niederschlägt. Die wichtigsten neuen Leistungsmerkmale zur Befriedigung dieser 
Forderungen werden geschildert wie etwa die Schaffung verschiedener Geschwindig¬ 
keitsstufen, die Gruppierung in Betriebsklassen, die kurzen Verbindungsauf- und 
-abbauzeiten durch Verwendung einer Sondersignalisierung usw. Das rechnerge¬ 
steuerte System ist in seinem Konzept so flexibel gehalten, daß auch künftige Forde¬ 
rungen nach neuen Leistungsmerkmalen berücksichtigt werden können. Aufgrund 
der sehr sorgfältig durchgeführten Befragung der Hersteller von Datenverarbeitungs¬ 
anlagen berücksichtigt die jetzige Auslegung des Systems jedoch in gebührender Weise 
alle Anforderungen von seiten der Benutzer unter Berücksichtigung auch der künf¬ 
tigen Entwicklung. 
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Eckart Hummel: Operational performance characteristics of fhe new electronic 

data switching System EDS 

The rapid advances of electronic data processing in lechnology, industry and 
commerce has led the Deutsche Bundespost to develop an extensive plan for the 
transmission and exchange of data via telecommunications circuits. The most im¬ 
portant element in this plan is the creation of an electronic data switching System 
and the relevant transmission engineering for binary Signals. This paper describes 
the basic idea of the new System, that is, the integration of the existing binary 
networks with their performance characteristics into the new System and also the 
creation of a large number of new performance characteristics and Services. In this 
description the influcijce of the technique and method of operations of the various 
modern data processing Systems on the capabililv of data transmission is indicated, 
which, in the long run, makes itself feit in the form of the demands made by the 
users on the new Deutsche Bundespost data switching system. The most important 
performance characteristics intended to satisfy these demands are described, such 
as the creation of various signalling rate stages, the formation of operational cate¬ 
gories, short times required to establish and disestablish connections, achieved by 
the use of special signalization, etc. The Computer controlled system is kept flexible 
in its planning, so that future demands for new performance characteristics can 
also be considered. On the basis of detailed questioning of the manufacturers of data 
transmission equipment the present construction of the system duly takes into 
account all demands on the part of the users, while also considering the future 
development trend. 


411 



Jahrbuch des elektrischen Fernmcldcwcsens 1971, 22. Jg. 

Verlag für Wissenschaft und Leben, Georg Heidecker, Bad Windsheim 


Eckart Hummel: Caracteristiques operationnelles de rendement du nouveau 

Systeme electronique de commutation de donnees EDS 


I/essor rapide du traitement electronique de l information dans la technique, 
rindustrie et le commerce a incit6 la Deutsche Bundespost a mettre au point un 
vaste Programme de transmission et d'echange de donnees sur des circuits de tele- 
communication. LYdement essentiel de ce projet est la creation d un Systeme elec¬ 
tronique de commutation de donnees et des equipements techniques de transmission 
de signaux binaires qui lui sont necessaires. Le present essai expose lidee fonda- 
mentale du nouveau Systeme, a savoir l'integralion de reseaux binaires existanls, 
avec leurs caracteristiques de rendement, dans le nouveau Systeme, et la creation 
dun grand nombre de caracteristiques de rendement et de Services nouveaux. 
L’auleur indique eil meine temps rintluence qu’exercent la technique et le mode de 
fonctionnement des divers ordinateurs modernes sur 1‘efficacite de la transmission 
de donnees, et qui se manifeste finalement dans les exigences des usagers ä Fegard 
du nouveau Systeme de commutation de donnees de la Deutsche Bundespost. II decrit 
les principales caracteristiques de rendement non veiles qui doivent pennet Ire de 
satisfaire ä ces exigences; ce sont, par exemple: la creation de diverses vilesses 
de Signalisation, la Constitution de categories d'exploilation, les durees reduites 
d’etablissenient et de deconnexion des Communications grace a l emploi d une Signali¬ 
sation speciale etc. Le Systeme commande par ordinateur est de conception si souple 
qu'il pennet de tenir egalement compte des nouvelles caracteristiques de rendement 
qui pourraient devenir necessaires ulterieurement. Toutefois, en raison de l enquete 
tres precise effectuee aupres des fabricants d'ordinateurs, la conception actuelle du 
Systeme tient düment compte a la fois des desiderata des usagers et de Levolution 
ä venir. 
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Jahrbuch des eickirischen Fernmeldcwcscns 1971, 22. Jg. 

Verlag für Wissenschaft und Lehen, Georg Ileidecker, Bad Windsheim 

Helmiit Bornemann, Walter Kaufmann: Zur internationalen Verflechtung (1er 

Fernmeldeindustrie 


Als internationale Verflechtung wird hier sowohl die Expansion der großen 
Konzerne über die Grenzen ihres Heimatlandes in andere Industrieländer und in 
Entwicklungsländer als auch die Verknüpfung dieser Konzerne untereinander in 
ihren verschiedenen Formen behandelt. 


Die Expansion in andere Industrieländer hat eine lange Tradition und ist in 
der Wirtschaftspolitik der beteiligten Länder zwar oft, aber nicht regelmäßig be¬ 
günstigt worden. Die Expansion in Entwicklungsländer unterliegt recht unterschied¬ 
lichen Bedingungen seitens der Regierungen dieser Länder, kann aber neben ange¬ 
messenen Erträgen langfristig auch eine vorteilhafte Position für den Konzern 
herbeiführen. 


Eine Übersicht über IG weltweit tätige Konzerne gibt einen Eindruck von den 
internationalen Verflechtungen der Fernmeldeindustrie. Zwischen den Konzernen 
bestehen Verbindungen in finanziellen Beteiligungen, Austausch von Patenten und 
technologischen Kenntnissen (Know how) oder in sonstiger Kooperation. Die zu¬ 
nehmende Größe der zu bewältigenden Projekte deutet darauf hin, daß die inter¬ 
nationale Verflechtung, die sich — langfristig betrachtet — bisher schon im wesent¬ 
lichen günstig für die Abnehmer ausgewirkt hat, weiter zunehmen muß. 


Jahrbuch des elektrischen Fernmcldewesens 1971, 22. Jg. 

Verlag für Wissenschaft und Leben, Georg Heidecker, Bad Windsheim 

Helmut Bornemann, Walter Kaufmann: The international inferdependance in 

the field of telecommunications industry 


Under the heading of “international interdependance" both the expansion of 
the large concerns bevond the borders of their home countries into other indu- 
strialized nations and developing countries and the links between these concerns 


among themselves in their various forms are dealt with. 

This expansion into other industrialized nations has a tradition which gocs 
back a long way and has often, though not regularlv, been favoured in the economic 
policies of the countries involved. The expansion into the developing countries is 
subject to verv varied condilions on the part of these countries, but can also produce, 
in the long term, as well as appropriate profits, a favourable position for the firm 


concerned. 


An impression of the international inferdependance in the field of telecommuni¬ 
cations industry is given in a survey of 1(> internationallv active concerns. Connec¬ 
tions between the concerns exist in the form of financial participation, exchange 
of patents and technological know-how and other means of Cooperation. The in- 
creasing proportions of the projects to l)e tackled indicate that tliis international 
interdependance, which has, considered over a long term, already produced con- 
siderable advantages for the customcr, must continue to increase. 
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Jahrbuch des elektrischen Fernmeldewesens 1071, 22. Jg. 

Verlag für Wissenschaft und Leben, Georg Heidecker, Bad Windsheim 

Helmut Bornemann, Walter Kaufmann: L’imbrication internationale des con- 

sortiums dans Hndustrie des telecommunications 


Sous la rubrique “imbrication internationale”, le present essai traite taut de 
Fexpansion des grands consortiums au-delä des frontieres nationales jusqu’en 
d'autres pays industrialises ou en voie de developpemenl, que des liens ötroits qui 
unissent entre eux ces differenls consortiums dans leurs formes les plus diverses. 

L’expansion vers d'autres pays industrialises a une longue tradition et a ete favo- 
risee bien souvent, mais non de fa^on reguliere, par la politique economique des pays 
interesses. L’expansion vers les pays en voie de developpemenl est assujettie aux 
conditions les plus diverses fixees par les gouvernements de ces pays; ä longue 
echeance, toutefois, eile peut permettre un revenu adequat et l'acces du consortium 
a une position interessante. 

Une vue d'ensemble portant sur l(j consortiums, dont Faclivite s’exerce dans 
le monde entier, permet de saisir ce qu'est cette imbrication internationale dans 
Findustrie des telecommunications. Les consortiums entretiennent des relations 


consistant en participations financieres. echange de brevets et cFexperiences teebno- 
logiques fknow how) et toute autre forme de Cooperation. L’importancc croissante 
des projets ä realiser indi(jue que cette imbrication de caractere international, dont 
Fintluence — vue a long terme — a deja ete essentiellement favorable au consomma- 
teur, ne peut que s’accentuer. 
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Zum Geleit 


Das öffentliche Fernmeldewesen der Bundesrepublik Deutschland 
steuert auf eine neue technische Ära zu. Mit dem künftigen elektronisch 
gesteuerten Fernsprech wähl System will die Deutsche Bundespost nicht 
nur selbst alle Vorteile des technischen Fortschrittes ausschöpfen, wie 
Raumersparnis, bessere Leilungsausnutzung, zentrale Gebührenerfas¬ 
sung, vollautomatische Rechnungserstellung, selbsttätige Prüfverfahren 
usw. Sie will darüber hinaus auch den Teilnehmern viele neue Lei- 
stungsmerkinale bieten: Allgemeine Durchwahl zu Nebenstellenanlagen, 
Tastenwahlapparate, Kurzrufnummern, Selbstumschallung zu Sonder¬ 
diensten usw. 


Eine noch größere Umwälzung bisherigen fernmeldebetrieblichen 
Denkens wird das neue elektronische Datenvermittlungs-System für 
die digitalen Übertragungsarten bringen. In ihm sollen nicht nur die 
heutigen Telex- und Datexnetze aufgehen, es wird darüber hinaus in 
Geschwindigkeilsstufen bis zu 48 ()()() bit/Sekunde Vordringen und mit 
einer Fülle anderer Leistungsmerkmale alle aus dem Bereich der daten¬ 
verarbeitenden Anlagen kommenden Uberlragungsforderungen erfüllen. 


Ich freue mich, daß das Jahrbuch des elektrischen 
wesens erstmalig einen Ausblick auf das heran rückende 
wesen der siebziger Jahre bietet. 


Fernmelde- 

Fernmelde- 




Vorwort 


Der vorliegende Band des Jahrbuches des eleklrischen Fernmelde¬ 
wesens ist thematisch auf die Vermittlungstechnik ausgerichlet. Der 
interessierten Öffentlichkeit und den Kollegen in Betrieb und Praxis, 
denen die Entwicklungsarbeit der Fernmeldeindustrie und des Fern¬ 
meldetechnischen Zentralamles nicht laufend zugänglich ist, sollen erst¬ 
malig und in einem relativ frühen Stadium die neuen Wahlsysteme 
vorgestellt werden. Da ich weiß, wie sehr gerade die Belriebsfachleule 
auf diese Informationen warten, um schon frühzeitig in ihren langfristi¬ 
gen Ausbauplanungcn darauf Rücksicht nehmen zu können, habe ich 
mich bemüht, diesen Band 1971 möglichst schon einige Monate in das 
laufende Jahr vorzuziehen. Da der Aufbau des Elektronischen Dalen- 
vermittlungs-Systems nicht vor 1973 und der des elektronisch gesteuer¬ 
ten Fernsprech-Wählsystems nicht vor 1975 beginnen kann, ist aller¬ 
dings nicht auszuschließen, daß sich die heute vorgesehenen Leistungs- 
merkmale und die technische Systemstruktur bis dahin noch in einigen 
Teilen ändern. Aus diesem Grund sollte hier festgehalten werden, daß 
diese Aufsatzreihe dem Entwicklungs- und Planungsstand von Anfang 
des Jahres 1970 entspricht. 

Ich möchte diese Gelegenheit nicht Vorbeigehen lassen, um dem 
großen Heer der Fernmeldeingenieure bei der Industrie und im Fern¬ 
meldetechnischen Zentralamt der Deutschen Bundespost, die seit vielen 
Jahren an dieser neuen Systementwicklung arbeiten, für diese Leistung 
zu danken. Sie wird die führende Bolle des deutschen Femmeldewesens 
in der Welt bestätigen und bestärken. Den Autoren dieser Aufsatzreihe 
und den Kollegen beim Fernmeldetechnischen Zentralamt und bei den 
Entwicklungsfirmen, die die Verfasser mit Rat und Tat unterstützt 
haben, darf ich hier meinen besonderen Dank sagen. 
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Heinz Kunze 
Gerhard Schneider 

Leistungsmerkmale und struktureller Aufbau des 
elektronisch gesteuerten Ortswählsystems 1 (EWSO 1) 

I. Einleitung 

II. Der Weg zum zentral gesteuerten System 

A. Versuchs-Vermittlungsstelle München-Fürbergraben 

B. Versuchs-Vermittlungsstelle Stuttgart-Blumenstraße 

C. Versuchs-Vermittlungsstelle Frankfurt-Eckenheim 

D. Versuchs-Vermittlungsstelle Stuttgart-Bad Cannstatt 

III. Die Anforderungen an ein neues System 

A. Grundlegende Forderungen 

1. Einheitstechnik 

2. Einsatz des Systems 

r 

3. Raumersparnis 

4. Leitungsausnutzung 

5. Zentrale Gebührenerfassung 

6. Leitweglenkung für Orts- und Fernverkehr 

7. Leichte Anpaßbarkeit an neue Leistungsmerkmale 

B. Besondere Leistungsmerkmale aus der Sicht des Teilnehmers 

1. Selbst umschalt u ngen 

2. Tasten wähl 

3. Kurzwahl 

4. Durchwahl zu Nebenstellenanlagen 

C. Besondere Leistungsmerkmale aus der Sicht der Deutschen Bundespost 

1. Zusammenarbeit mit vorhandenen Systemen 

V 

2. Erhöhte Reichweite der Anschlußleitungen 

3. Erhöhte Reichweite der Ortsverbindungsleitungen 

IV. Struktur des EWSO 1 

A. Grundsätzlicher Aufbau des Systems 

_ 

B. Die Koppelanordnung 

1. Einheits-Koppelanordnung des EWSO 1 

2. Vorziehen von Koppelanordnungs-Teilen 

a) Konzentratoren 

b) Gemeinschaftsanschlüsse 

3. Bemessung der Koppelanordnungen 

4. Kurzwege in der Koppelanordnung 

C. Das Arbeitsfeld mit der zugehörigen dezentralen Steuerung 

1. Sätze des Arbeitsfeldes 

a) Vermittlungstechnische Regelsätze 

b) Sondersätze 

c) Der Teilnehmer-IdentiPizierer mit den Teilnehmerschaltungen 

d) Der Einsteller 

2. Der Anschluß der Sätze an die Koppelanordnung 

3. Das Arbeitsfeld-Steuerwerk mit der äußeren Schnittstelle 

D. Zentrale Einrichtungen 

1. Die Verarbeitungseinheit 
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a) Prinzip der Verarbeitungseinheit 

b) Kapazität der Verarbeitungseinheit 

2. Die Speichereinheiten 

3. Die innere Schnittstelle und die Fernsteuerung 
a) Kanalsteuerung 

1)) Datenaustausch- und Übertragungssleuerwerk (DTU), Fernsteuerung 

4. Die Ruf- und Signaleinrichtung 

E. Besondere Einrichtungen zur Erhaltung der Betriebssicherheit 

1. Zentralsteuerung 

2. Dezentrale Einheiten 

3. Prüfeinrichtungen 

a) Die Koppelfeld-Priifeinrichtung 

b) Die Verbindungssatz-Prüfeinrichtung 

c) Prüfgerät für das Arbeitsfeld-Steuerwerk 

F. Stromversorgung 

1. Hauptspannung —60 V = 

2. Abgeleitete Spannungen (Dezentrale Stromversorgung) 

V. Technische Betriebsfragen 

A. Rufnummer Lage-Zuordnung 

B. Teilnehmerklassen und Berechtigungen 

1. Möglichkeiten für eine Klasseneinteilung 

2. Berechtigungen 

C. Prüfnetz 

D. Betriebssvstem EWS 1 

VI. Die Zeitvielfach-Variante 


VII. Die Programme des EWSO 1 

A. Allgemeine Betrachtung 

B. Die Programmiersprache 

C. Überblick über die Programme des EWSO 1 

1. Organisationsprogramme 

2. Vermittlungsprogramme 

3. Unterprogramme 

4. Dienstprogramme 

5. Prüf- und Überwachungsprogramme 

6. Hilfsprogramme 

I). Die Speicherorganisation beim EWSO l 

1. Speichereinteilung und Speicherplätze 

2. Adressierung und Befehlsformat 

3. Die Verknüpfung von Speicherplätzen 

E. Das Zusammenwirken der Programme 

1. Die Bedeutung der Dringlichkeitsstufen 

2. Die Programmauswahl 

3. Das Zeitprogramm 


VIII. Programmbeispiele 

A. Das Wegesuchprogramm 

B. Das Funktionsteileprogramm für den Identilizierer (Identifiziererprogramm) 

IX. Schrifttum 


I. Einleitung 

Seit längerer Zeit werden auf der ganzen Welt Versuche unter¬ 
nommen, die durch die Halbleitertechnik gegebenen Möglichkeiten auch 
im Bereich der Vermittlungstechnik auszunutzen. Die hohe Arbeits¬ 
geschwindigkeit der Halbleiterbauelemente, besonders in der Form der 
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integrierten Schaltkreise, gestattet es heute, zu zentralgesteuerten Syste¬ 
men überzugehen. Die zeitlich schlechte Ausnutzung von verteilten 
Steuereinrichtungen, also insbesondere hei Direkt Wahlsystemen, war 
von Anfang an bekannt. Sie konnte aber wegen der zu geringen Arbeits¬ 
geschwindigkeit der elektromechanischen Bauelemente nur durch einen 
begrenzten Zentralisierungsgrad (Einstellsätze, Register, Markierer) ver¬ 
bessert werden. Mil dem Aufkommen des Relais mit Schulzrohrkonlak- 
ten ist in Verbindung mit elektronischen Bauelementen der Zentralisie¬ 
rungsgrad der Steuerung wesentlich erhöht worden. Wegen ihrer kurzen 
Schaltzeiten und ihrer Unabhängigkeit vom Einfluß der Umwelt werden 
diese Relais als quasielektronische Bauelemente bezeichnet. Ein System 
gilt als quasielektronisch, wenn seine Koppelanordnungen und seine 
mehr oder weniger stark zentralisierte Steuerung mit diesen Bauelemen¬ 
ten und mit Halbleiter-Bauelementen ausgerüstet sind. Die Schallzeiten 
dieser Relais liegen im Bereich von 1 ms. Bei Systemen mit diesen Relais 
handelt es sich um R a u m vielfach-Systeme. 

Volleleklronische öffentliche Raumvielfaeh-Svsteme, hei denen auch 
die Koppelpunkte durch Halbleiteranordnungen verwirklicht werden, 
sind bisher über ein Versuchsstadium nicht hinaus gekommen. Die Ur¬ 
sachen hierfür liegen vor allem in der teilweisen Unverträglichkeit mit 
bestehenden technischen Einrichtungen an den Anschluß- und Ortsver¬ 
bindungsleitungen sowie in den Forderungen, die vom technischen Be¬ 
triebsdienst (z. B. Prüfnetz) kommen. Die übertragungstechnischen For¬ 
derungen (Durchgangsdämpfung, Nebensprechen) können mit bestimm¬ 
ten elektronischen Koppelpunkten eingehalten werden. Wegen der guten 
technischen Daten der quasielektronischen Bauelemente und ihrer ge¬ 
ringen Größe besteht jedoch vorläufig kein zwingender Grund, elektro¬ 
nische Koppelpunkte zu fordern. 

Anders ist die Situation bei Zeitvielfach- Systemen. 
Hier müssen die Koppelpunkte in //s-Bereich durchschalten; die An¬ 
stiegs- und Abfallzeiten liegen also im ns-Bereich. Hierfür sind viele 
Koppelpunkttypen geeignet. Wenn PCM-Signale durchgeschaltet wer¬ 
den, sind auch die Anforderungen an die Sperrdämpfung geringer. 
Zeitvielfach-Systeme werden immer zentral gesteuert. Es wird daher 
wesentlich einfacher sein, nach der Einführung von zentral gesteuerten 
Raumvielfach-Systemen wegen der dann vorhandenen Zentralsleuerun- 
gen auf eine Zeitvielfach-Variante überzugehen. 

Für die Beurteilung der Zuverlässigkeit von quasielekIronischen 
Vermittlungen sind Betriebserfahrungen von großer Bedeutung. Die 
American Telephone and Telegraph Company ATT ist mit ihrem von 
den Bell Laboratories entwickelten System ESS 1 (Electronic .Switching 
.System No. 1) hierbei vorangegangen. Die ersten serienmäßig herge¬ 
stellten Vermittlungen wurden dort über mehrere Jahre einer sehr 
genauen Prüfung unterzogen. Da mit diesem System bereits eine Be¬ 
triebszeit von > 10 6 Stunden erreicht worden ist, sind die Zahlen über 
Ausfallraten von Bauelementen und Systemteilen als repräsentativ zu 
betrachten [lj. 

Im Bereich der Deutschen Bundespost (DBP) werden mehrere 
Versuchs-Vermittlungen betrieben. Sie sind nach Struktur und Technik 
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der Bauelemente nicht als Vorläufer des elektronisch gesteuerten Wahl¬ 
systems EWS 1 zu werten. Dennoch konnten dabei wertvolle Erfahrun¬ 
gen in bezug auf Ausfallraten und Slörvvirkbreite gewonnen werden. 

II. Der Weg zum zentral gesteuerten System 

Bei allen Versuchs Vermittlungen im Netz der Deutschen Bundespost 
wurde im Gegensatz zu den bisher in Deutschland verwendeten Syste¬ 
men der Weg zur zentralisierten Informationsverarbeitung beschriften. 
Dabei wurden hinsichtlich Zentralisierungsgrad der Steuereinrichtungen, 
Aufgaben dieser Einrichtungen. Erfassungsbereich der Wegesuche (ab¬ 
schnittsweise oder weitspannend) u. a. m. recht unterschiedliche Lösun¬ 
gen angewandt. In Abhängigkeit davon ergaben sich unterschiedliche 
Einsatzbedingungen für die Bauelemente und unterschiedliche Betriebs¬ 
möglichkeiten. 

Im Interesse der Hersteller-Firmen und der Deutschen Bundespost 
lag in erster Linie die harte Erprobung der unter den geschilderten Be¬ 
dingungen eingesetzten elektronischen Bauelemente im öffentlichen Be¬ 
trieb. 

A. Versuchs-Vermittlungsstelle München-Färbergraben 

Das dort erprobte Elektronisch gesteuerte .System mit ü/agnetfeld- 
kopplern hat die Kurzbezeichnung E S M II. Der Verbindungsaufbau 
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Bild 1. überblick Vermittlungsstelle München-Färbergraben 

Teilnehmerwahlstufe TS = Teilnehmerschaltung 

Gruppenwahlstufe OVI = Orlsverbindungsleitung 

Teilnehmergruppenwahlstufe E = Eingang 

Markierer DW = Durchwahl 

Relaissatz 


geschieht wahlstufenweise; die Steuerung der Wahlstufen ist indirekt. 
Die Gruppierung entspricht bewußt der des Systems 55 (Bild 1). Jede 
Wahlstufe wird durch ein unabhängiges Steuerwerk (Markierer M) be¬ 
dient. Aufgabe der Markierer ist es, die Belegung zu identifizieren und 
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nach Verarbeitung einer Ziffer (TGWM 2 Ziffern) die jeweils zwei¬ 
stufige Koppelanordnung einzustellen. Da die TW-Stufe teilweise als 
Doppelbetriebswähler verwendet wird (AS/LW), müssen in diesem Fall 
die Markierer TWM und TGWM Zusammenarbeiten. Die GW-Eingänge 
(Identifizierung) können auf die GW-Markierer bis zu der angegebenen 
Höchstgrenze geschaltet werden. Diese Grenze von 1500 GW/M ist durch 
die Zeit von ca. 40 ms für den Markiervorgang gegeben. In dem in 
Bild 1 dargestellten Fall wird jeder GWM bei einem Verbindungsaufbau 
jeweils zweimal benötigt. Die Relaissätze RS haben im wesentlichen 
die Aufgaben Speisung/Ruf sowie Schallkennzeichen-Aufnahme und 
-Abgabe wahrzunehmen (RSA ^ I. GW; RSB ^ LW; RSC als Schnitt¬ 
stelle zwischen Direktwahltechnik und ESMII). 

Die Wege werden über eine verdrahtete Logik, und zwar durch 
Absuchen bzw. Aufprüfen auf besondere c-Adern, gesucht. Mischungen 
sind noch erforderlich für die verkehrsgerechte Zuteilung der Relais¬ 
sätze und zwischen der TGW/TW-Stufe. 

Der Versuch sollte in erster Linie Erfahrungen über das Verhalten 
der damals noch verwendeten Germanium-Halbleiter vermitteln. Die 
Vermittlung wurde am 0. 11. 1962 mit 500 AE in Betrieb genommen 
und bis zum Jahre 1964 auf ca. 3000 AE erweitert. Aus der Tabelle l 
können die Fehlerzahlen entnommen werden. Die Zusammenstellung 
gilt für den Zeitraum von April 1967 bis März 1969. ln diesen zwei 
Jahren waren im Mittel 2530 Teilnehmer geschaltet. Als Kontakt wurde 
ein Magnetfeldkoppler verwendet, der erstmalig auf der Welt in einer 
öffentlichen Vermittlung erprobt wurde. 

Die Kontaktfehler sind daher heute von untergeordneter Bedeu¬ 
tung, da es sich um Versuche mit einem Kontakt handelte, der bei heu¬ 
tigen und zukünftigen Systemen in wesentlich verbesserter Form zur 
Verfügung steht. Die durch elektronische Bauelemente verursachten 
Fehlerzahlen sind erstaunlich gering. Die zentralen Einrichtungen sind 
an der Fehlerzahl praktisch nicht beteiligt. Die hohe Fehlerhäufigkeit 
der teilzentralisierten Einrichtungen (Relaissätze, Register u. ä.) ist nicht 
kritisch, da hier noch Ersatzschaltemöglichkeiten bestehen. Dezentrale 
Fehler, die sich nur auf einzelne Teilnehmer auswirken, traten kaum auf. 

Von besonderer Bedeutung ist die Fehleridentifizierung (Tabelle 1). 
Es wurden zwei Drittel der Fehler durch automatische Prüfeinrichtun¬ 
gen festgestellt [2]. Hierzu gehören Überwachungsschaltungen und 
Markierer- bzw. Sprechwege-Prüfautomaten. Durch Ausdrucken bzw. 
Anzeigen des Fehlerortes kann bei den zentralen Einrichtungen die 
Störung durch Auswechseln der steckbaren Platten beseitigt werden. 
Lediglich 1 Ausfall mit gröf3erer Wirkbreite trat auf, als durch extreme 
Temperaturbedingungen die für die heute durch Siliziumhalbleiter er¬ 
setzte Germanium-Technik zugelassenen Temperaturen überschritten 
wurden. Durch den nachträglichen Einbau einer Entwärmungsanlage 
sind Ausfälle dieser Art in Zukunft sehr unwahrscheinlich. 


B. Versuchs-Vermittlungsstelle Stuttgart-Blumenstrafie 

Das System HE 6 0 - L ist ein System mit He rkon-Relais elektro¬ 
nisch gesteuert. Die Wegesuche wickelt sich weitspannend in zwei Ab- 
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Tabelle 1 






Betriebsverhalten der Vermittlungsstelle Färbergraben 

Fehlerhäufigkeit 



Kontakte 

Halbleiter 

R, L, C 

Ver¬ 

drahtung 

Sonstige 

V 

Fehler F 


69 

5 

1 

45 

21 

141 

F/Monat M 


2,88 

0,21 

0,04 

1,87 

0,88 

5,88 


% 


48,9 

3,6 

0,7 

31,9 

14,9 

100 

Vorhandene 

Bauelemente 

590 000 

54 500 

90 000 

—— 

— 

— 


Ausfälle 

h J 


0,7 • IO’ 8 

0,53 • IO' 8 

0,64 • 10 ® 

— 

■ 

— 

Fehleridentifizierung 

Fehler ^ , . Automatische 

erkannt durch ** n Prüfung 

V 

Anzahl 


32 


20 

89 


141 


% 


22,7 

14,2 

63,1 


100 

Fehlerort 

Fehlerursache 

zentral*) teilzentral 2 ) dezentral 3 ) 

Sonstige 

V 

Anzahl 


4 


100 

5 

23 

141 


% 


2,8 


77,3 

3,6 

16,3 

100 


1) Markierer, Ersatzschalleeinrichtung, Einsteller 

2) Sätze, Koppelstufen, Übertragungen 

3) TS, Zähler 


schnitten ab. Die Einstellung für die einzelnen Markierabschnitte geschieht 
zeitlich nacheinander (Bild 2). Wie in Systemen mit Registern üblich, 
wird die Wegesuche in zwei Abschnitte, die Wegesuche 1 von der Teil¬ 
nehmerschaltung TS bis zum Register Rg und die Wegesuche 2 vom 
Verbindungssatz (Register) bis zum Ausgang unterteilt. Die Identifizie¬ 
rung wird über Positionszuordner PZO und Endmarkierer/Kennungs- 
zuordner EM/KZO an den Gruppenmarkierer weitergeleitet. Nach Aus¬ 
wahl eines freien Registers (Verbindungssatz) wird die Wegesuche 
durchgeführt. Bei dieser nach dem Leitaderverfahren vorgenommenen 
Wegesuche wird über eine besondere, parallel zu den Sprechwegen ge¬ 
führte Ader Minuspotential (Anbieten) angelegt. Wenn im Wegesuch¬ 
abschnitt 1 am anderen Ende dieses Minuspotential festgestellt wird, 
muß noch mindestens ein Weg frei sein. Die Auswahl nur eines Weges 
geschieht mit Hilfe von Stufenmarkierern und von Auswahlketten (nicht 
in Bild 2 gezeigt) durch Anlegen von Erdpotential (Zugreifen). Die ein¬ 
zelnen Stufen werden nacheinander durchgeschaltet. Für den gesamten 
Vorgang werden ca. 200 ms benötigt. Daher ist die VSt in Gruppen 
von je 2000 Teilnehmer unterteilt, die von einem Gruppenmarkierer 
bedient werden [3]. Für die Auswahl der Richtung übernimmt der 
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A/C-Grupp# 


O-Gruppe 


VS VS 



> Koppelnetz 


I Steuernetz 


Bild 2. Überblick Vermittlungsstelle Stuttgarl-Blumcnstraße 


KF 

= Koppelfeld 

DGM 

= Durchgangsgruppeninar 

VS 

= Verbindungssalz 

PZO 

= Positionszuordner 

Rg 

= Register 

KZO 

= Kennungszuordner 

EM 

= Endmarkiercr 

LZO 

= Leitwegzuordner 

SM 

= Stufenmarkierer 

GV 

= Gruppen verbinder 

GM 

KM 

= Gruppenmarkiercr 
= Richtungsmarkierer 

OV1 

= Ortsverbindungsleitung 


Richtungsmarkierer aus dem Register die Information. Die Leilweg- 
information wird aus dem Leitwegzuordner abgefordert. Die Wege¬ 
suche 2 und die Einstellung der Koppelanordnung geschieht wie bei 
der Wegesuche 1. Markierer anderer 2000er-Gruppen werden über den 
Gruppenverbinder bei Bedarf gekoppelt. Für den Informalionsaustausch 
wird ein Gleichstromparallelcode verwendet. 

Der Versuch sollte neben der Erprobung einer Zentralsteuerung 
und der betrieblichen Beobachtung neuer Bauelemente vor allem Be¬ 
triebserfahrungen mit erweiterten Leistungsmerkmalen liefern. Hierzu 
zählen: Tastenwahl, Möglichkeit der Selbstumschaltung auf Sonder» 
dienste (FeAD), Kurzwahl. Da bei Selbstumschallungen dem Teilnehmer 
der augenblickliche Schaltzustand mitgeteilt werden muß, stehen hierfür 
Sonderhörzeichen zur Verfügung. Die VSt wurde 1963/64 mit zwei 
Gruppen (1500 T- 500 Teilnehmer) in Betrieb genommen. Tabelle 2 
gibt einen Überblick über die Fehlerzahlen im Zeitraum April 1967 bis 
März 1969. Im Mittel war die VSt mit 1625 Teilnehmern beschältet. 


Sämtliche Fehlerzahlen sind sehr gering. Die zentralen Einrichtungen 
sind nur mit einem höheren Prozentsatz vertreten, weil sämtliche Ein¬ 
richtungen des Steuernetzes hierunter fallen. Ein Vergleich zwischen 
Zahlen der einzelnen Versuchs-VSt ist daher nicht möglich. Der Wert 
„Fehler/Monat und 100 AE“ ist bei zentral gesteuerten Systemen proble- 
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Tabelle 2 

Betriebsverhalten der Vermittlungsstelle Stuttgart-Blumenstraße 

Fehlerhäufigkeit 



Kontakte 

Halbleiter 

R, L, C 

Ver¬ 

drahtung 

Sonstige 

V 

Fehler F 


17 

9 

1 

13 

17 

03 

F/Monat M 


0,71 

0,37 

0,04 

0,79 

0,71 

2,02 


% 


27 

14,3 

1,6 

30,1 

27 

100 

Vorhandene 

Bauelemente 

335 000 

173 300 

115 400 

— 

■ 

— 

/i 

Ausfälle 

h 


0,29 • 10~ 8 

0,30 • 10" 8 

0,50 • 10 -9 

— 

— 

— 


Fehleridentifizierung 


Fehler 

erkannt durch 

Prüfung 

Meldung 

Automatische 

Prüfung 

V 

Anzahl 

35 

10 

18 

03 

% 

55,6 

15,9 

28,5 

100 


Fehlerort 

Fehlerursache 

zentral 1 ) 

teilzentral 2 ) 

dezentral 3 ) 

Sonstige 

V 

Anzahl 

17 

24 

12 

10 

03 

% 

27 

38 

19 

10 

100 


1 ) 

gister 

2 ) 

3) 

0 


Sämtliche Markierer und Einrichtungen des Steuernetzes einschließlich Re- 

VS, Koppelstufen (Koppelnetz) 

TS, Zähler 


matisch, da die durch zentrale Einrichtungen verursachlen Fehler auch 
bei höherer Beschaltung konstant bleiben werden. So ist beispielsweise 
diese VSt mit zwei Steuergruppen für insgesamt 4000 Teilnehmer aus¬ 
gerüstet. 


C. Versuchs-Vermittlungsstelle Frankfurt-Eckenheim 

Das dort erprobte F R K - System ist eine Vermittlung mit Flach- 
fteed-Zvontakten. Es handelt sich ebenfalls um ein indirekt gesteuertes 
System. Ein besonderes Merkmal ist die Bildung von Großgruppen von 
ca. 1600 Teilnehmern, die mit einem konstanten Summenverkehrswert 
beschallet werden. Mischungen für den Verkehrsausgleich sind nicht 
notwendig. Der Verkehrsausgleich läßt sich durch Umschallen von Teil¬ 
nehmern unter Beibehaltung der Rufnummer ermöglichen. Die Leitun¬ 
gen der Sammelanschlüsse können verstreut angeordnet werden [4]. 

Der Verbindungsaufbau geschieht in zwei Phasen (Bild 3). Bei der 
ersten Durchschaltung wirkt der Steuersatz ST von der Teilnehmer- 
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Bild 3. Überblick Vermittlungsstelle Frankfurt-Eckenheim 


TW = Teilnehmerwahlstufe ST 

BW = Richtungswahlstufe AW 

VS = Verhindungs-satz RgW 

Hg = Register PG 

TM = Teilnehmermarkierer OV1 

PZO = Positions-RN-Zuordnung 


Steuersatz 

Auswerter 

Register wahlstufe 

Programmgeber 

Orlsverbindungsleitung 


Schaltung bis zu einem freien Register mit. Nach Auswertung der Wahl¬ 
information durch den Auswerter AW wird eine Internverbindung unter 
Mitwirkung von Steuersatz, Teilnehmermarkierer und Register über 
einen Verbindungssatz B aufgebaut. Das Register arbeitet bei Bedarf 
(OV1 zu anderen VSt) auch als Nachsendesatz. Für einen Markiervor¬ 
gang werden ca. 40 ms benötigt. Ein Steuersatz kann ca. 10 000 AE 
bedienen. Im Normalfall sind 2 Steuersätze in Betrieb, die für je 1 Phase 
des Verbindungsaufbaus verwendet werden. Ein Steuersatz kann auch 
die gesamte VSt bedienen, es müssen dann aber je Verbindungsaufbau 
2 X 40 ms zur Verfügung stehen. 

Auch hier wurden durch den Versuchsbetrieb wertvolle Erkennt¬ 
nisse gewonnen. Tabelle 3 gibt einen Überblick für den Zeitraum von 
April 07 bis März 09 (mittlere Beschallung 434 Teilnehmer). Fehler, 
deren Ursache in der zentralen Steuerung lag, traten auch hier selten auf 
und blieben durch Doppelung und automatische Ersatzschallung dieser 
Einrichtungen auf den Betriebsablauf ohne Einfluß. Die Kontaktfehler 
sind für die Beurteilung künftiger Systeme unbeachtlich, weil es sich 
hier noch zum größten 'Feil um Kontakte aus einer Versuchsfertigung 
gehandelt hat, die zwischenzeitlich durch eine wesentlich verbesserte, 
raumsparende Ausführung (MRK) ersetzt worden ist. 

Die überwiegende Zahl der Fehler konnte durch automatische Prü¬ 
fung bzw. System Überwachung, die gegebenenfalls eine selbsttätige 
Außerbetriebnahme schadhafter Geräte bewirkt, anhand entsprechen¬ 
der Ausdrucke erkannt werden, bevor eine größere Störungsreichweite 
eintrat. 


2 Fernmehlewesen 
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Tabelle 3 

Betriebsverhalten der Vermittlungsstelle Frankfurt-Eckenlieiin 

Fehlerhäufigkeit 



Kontakte 

Halbleiter 

R, b, C 

Ver¬ 

drahtung 

Sonstige 

V 

/ m 

Fehler F 


44 

8 

2 

37 

24 

115 

F/Monat M 


1,84 

0,33 

0,08 

1,54 

1,00 

4,79 


% 


38,2 

7,0 

1,7 

32,2 

20,9 

100 

Vorhandene 

Bauelemente 

119 000 

53 250 

66 350 

— 

— 

— 

A 

Ausfälle 

h 


ao 

1 

O 

• 

c*r 

0,87 • IO’ 8 

0,17 • IO' 8 

— 

— 

— 


Fehleridentifizierung 


Fehler 

erkannt 

durch Prüfung 

Meldung 

Automatische 

Prüfung 

V 

Anzahl 

20 

32 

63 

115 

% 

17,4 

27,8 

54,8 

100 

Fehlerort 

Fehlerursache zentral*) 

teilzentral 2 ) 

dezentral 3 ) 

y 

Anzahl 

10 

67 

38 

115 

% 

8,7 

58,3 

33,0 

100 

1) 

2) 
3) 

ST, AW, PG, TM 

VS, Koppelstufe, Rg 

TS, Zähler 





D. Versuchs-Vermittlungsstelle Stuttgart-Bad Cannstatt 

Das dort erprobte System E Z M 3 ist ein System mit elektroni¬ 
scher zentraler A/arkierung. Die Vermittlung wurde im Dezember 1967 
in Betrieb genommen. Auch dieses System fällt in die Gruppe der in¬ 
direkt gesteuerten Vermittlungen. Amtsgruppen von je 1000 Teilneh¬ 
mern werden über einen Anschaltesalz AnS mit dem zentralen Mar¬ 
kierer M für ca. 10 000 Teilnehmer verbunden (Bild 4). Der Wegesuche 
liegt das Prinzip der konjugierten Wahl zugrunde. Erst wenn der ge¬ 
samte freie Weg durch einen mit einem 100 kHz-Takt durchgeführten 
seriellen Absuchvorgang erkannt ist, wird die Verbindung durchge¬ 
schaltet. Als Koppelelement wird der offene bistabile Ordinatenhaft- 
schalter (OHS) verwendet [5]. 

Für eine bessere Ausnutzung der Anschlußleilungen wird ein Kon¬ 
zentrator 5/20 verwendet. Von besonderem Interesse ist bei dieser VSt 
der durch Fernsteuerung veränderbare Kennungsspeicher (KSp). Er 
enthält Teilnehmerklassifikationen, die z. B. bei Verwendung für Son¬ 
derdienste oder Hinweisansagen geändert werden können. Als Eingabe- 
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VS 


Ue 



TS 

— 

Teilnehmerschaltung 

R 

= serienmäßiger Rechner RT 10 

VS 

— 

Verbindungssatz 

FS 

= Fernschreiber 

Id 

— 

Identifizierer 

LSS 

= Lochstreifensender 

Rg 

— 

Register 

OV1 

= Ortsverbindungsleitung 

AnS 

— 

Anschal tesatz 

K 

= Konzentrator 

UmW 

— 

Um werter (Leilweglenkung) 

Ue 

= gehende Übertragung 

M 

— 

Markierer 


(Anpassung am Impuls¬ 

KSp 

— 

Kennungsspeicher 


kennzeichen) 


gerät dient eine Fernschreibmaschine. Eine kleinere Rechenanlage R 
wird u. a. auch für die Codeunisetzung verwendet. 

Wegen des kurzen Versuchsbetriebes liegen noch keine repräsen¬ 
tativen Fehlerzahlen vor. 

III. Die Anforderungen an ein neues System 

Durch die zentrale Steuerung und die Verwendung neuartiger Bau¬ 
elemente können Forderungen verwirklicht werden, die mit konventio¬ 
nellen Direktwahlsystemen nicht darstellbar waren. Hierzu gehören 
grundlegende Forderungen an die Systeinstruktur und den Aufbau so¬ 
wie Leistungsmerkmale, die für den Teilnehmer und die DBF von Inter¬ 
esse sind. 


A. Grundlegende Forderungen • 

1. Einheitstechnik 

Für den technischen Betriebsdienst und die Planung ist die Ein- 
heitslechnik von großer Bedeutung. Da es sich jedoch um eine Bauweise 
mit steckbaren Einschüben für das Sprechwegenetzwerk und die Steue¬ 
rung handelt, wird ein System in einheitlicher Technik gefordert. Das 
bedeutet Einheitlichkeit in funktionaler und konstruktiver Hinsicht in 
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bezug auf die Austauschbarkeit der gleichen Einschübe bzw. der klein¬ 
sten steck baren Einheiten verschiedener Hersteller. Dadurch sind 
Einschübe verschiedener Hersteller untereinander austauschbar. Die 
Schnittstellenbedingungen werden festgelegt. Es können unterschied¬ 
liche Bauelemente verwendet werden, wenn dadurch keine nennens¬ 
werten Zugeständnisse in bezug auf die Größe und schaltungstechnische 
Auslegung der Einschübe erforderlich werden. 


2. Einsatz de s S y ste m s 

Das EWSO 1 ist für die Einrichtung neuer OVSt und die „Erweite¬ 
rung“ bestehender OVSt vorgesehen. Bei solchen „Erweiterungen“ wer¬ 
den Systenigruppen aus Bereichen vorgezogen, die bereits mit EWSO 1 
ausgerüstet sind. Hierfür kommen in erster Linie Erweiterungskonzen¬ 
tratoren in Betracht. Diese „Erweiterungen“ verwenden in der Regel 
nicht die Rufnummerngruppe (VSt-Kennzahl) der zu erweiternden Ver¬ 
mittlung. 

Für den Einsatz im Bezirksnetz wird gefordert, daß auch mehrere 
Ortsnetze (Endvermittlungsstellen) steuermäßig zusammengefaßt wer¬ 
den können (steuernde KVSt). Das EWS 1 soll in der Variante EWSF 1 
auch in Haupt- und Zentralvermittlungsstellen verwendet werden. Wäh¬ 
rend der Einführungszeit müssen daher auch Orts- und Fern-VSt steue¬ 
rungsmäßig zusammengefaßt werden können. 

Schließlich wird es in absehbarer Zeit notwendig werden, die 
Durchschaltung im Zeitvielfach (PGM) vorzunehmen. Die Steuerung ist 
daher so auszulegen, daß Koppelanordnungen für Raumvielfach- und 
Zeitvielfach-Durchschaltung von derselben Steuerung bedient werden 
können. 


3. R a u m ersparnis 

Gegenüber dem Raumbedarf des Systems 55 v wird für die reine 
Vermittlungstechnik im Mittel eine Ersparnis von wenigstens 50% ge¬ 
fordert. Die neuesten Untersuchungen haben gezeigt, daß dieser Wert 
gut realisierbar ist. Durch die hohe Packungsdichte und die damit ver¬ 
bundene Wärmeentwicklung entstehen jedoch neue Probleme. Die durch 
die größere Anzahl von Beschaltungseinheiten je Wählersaal entstehende 
Spitzenleistung entspricht etwa der der EMD-Technik. Die mittlere 
Wärmeentwicklung ist jedoch, wie bei jeder elektronischen Technik, 
wesentlich höher. Bei Auftreten der Spitzenlast reicht das von der EMD- 
Technik bekannte Wärmespeichervermögen des Gebäudes nicht aus, 
so daß die Raumersparnis mit dem Einsatz von Entwärmungsanlagen 
an den Stellen erkauft werden muß, wo besonders hohe Wärmeentwick¬ 
lung auftritt. 

4. Leitungsausnutzung 

Um die Anschlußleitungen besser auszunutzen, müssen in großem 
Umfang 'Peile der Konzentrationsstufe in Richtung zum Teilnehmer 
vorgezogen werden. Im Gegensatz zu Wählsterneinrichtungen kann je¬ 
doch in der VSt auf die teilnehmerindividuelle Wiederaufspreizung ver¬ 
zichtet werden. 
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Für die Ortsverbindungsleitungen wird eine zweiadrige Führung 
und nahezu vollkommene Erreichbarkeit gefordert. Um für die spätere 
PCM-Übertragungstechnik günstige Startbedingungen zu schaffen, dür¬ 
fen auf den Ortsverbindungsleilungen keine Gleichstromsignale (ein¬ 
schließlich der Leilungszeichen) verwendet werden. 

Wenn auf Mischungen für den Verkehrsausgleich verzichtet wird, 
muß in großem Umfang von einer freizügigen Rurnummern/Lage- 
Zuordnung Gebrauch gemacht werden. Unabhängig hiervon muß das 
System eine reibungslose Anpassung an die Struktur der vorhandenen 
Kabelnetze erlauben. 


5. Zentrale Gebühren erfass ung 

Bei zentraler Gebührenerfassung wird die vollautomatische Her¬ 
stellung der Fernmelderechnungen realisierbar. Die Rechenzentren sind 
in der Lage, selbsttätig die Gebühr aus den Systemspeichern abzurufen. 
Wegen der Konzentratoren muß die Gebühr an zentralen Punkten er¬ 
faßt werden, da eine leitungsindividuelle Registrierung wegen des Feh¬ 
lens der Wiederaufspreizung unmöglich ist. 


ß. Leitwegle n k u n g f ii r ö r t s - u n d Fernverke h r 

Im Ortssystem müssen 6 Stellen (ohne Verkehrsausscheidungs- 
ziffer) bzw. in einigen Bereichen 7 Stellen ausgewertet werden. Hier¬ 
durch kann Massennahverkehr zwischen benachbarten Ortsnetzen (Ruhr¬ 
gebiet) ohne Benutzung des SWFD-Netzes abgewickelt werden. Diese 
Forderung ist nur bei größeren Steuerbereichen sinnvoll. Dabei bilden 
die Anschlußbereiche aller Vermittlungsstellen, die von einer Zentral¬ 
steuerung (ZSt) gesteuert werden, einen Steuerbereich. 

Hier ist dann mit Zielfaktoren zu rechnen, die die Bildung getrenn¬ 
ter Bündel wirtschaftlich machen. 

Wegen der Leitweglenkung wird die gesamte Verzonung für Orts¬ 
und Fernverkehr in der Ortsvermittlungsstelle vorgenommen. 


7. Leichte Anpaßbarkeit an neue Leistungsmerk- 
m a 1 e 

Die Umstellung auf bzw. die Anpassung an neue Leistungsmerk- 
male soll ohne Verdrahtungsänderungen möglich sein. Hierdurch wird 
die Zentralsteuerung mit gespeichertem Programm sinnvoll. Die dann 
mitunter notwendige zusätzliche Einführung peripherer Sätze (siehe 
Abschnitt IV. C.) als Schnittstelle zum Teilnehmer bzw. zu automati¬ 
schen Geräten erfordert ebenfalls keine Verdrahtungsänderungen. Ins¬ 
besondere soll auch das Wegesuchverfahren die Steuerung von Raum¬ 
vielfach- und Zeitvielfach (PGM)-Koppelanordnungen gestatten. 

B. Besondere Leistungsmerkmale aus der Sicht des Teilnehmers 

1. Selbstumschaltungen 

Trotz der heute bereits wesentlich verbesserten Umschalleverfahren 
auf den Fernsprechauftragsdienst bzw. vom Fernsprechauftragsdienst 
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zurück zum Teilnehmer ist noch die Mitwirkung von Kräften der DBP 
erforderlich. Der Versuchsbetrieb hat gezeigt, daß diese Umschaltungen 
nach Zuteilung einer Berechtigung selbständig durchgeführt werden 
können. Das Umschalteverfahren ist von Tastenwahlapparaten aus 
leicht darzustellen. Da jedoch während eines langen Übergangszeilrau- 
mes Fernsprechapparate mit Impuls wähl vorhanden sind, muß die 
Umschaltung durch ein besonderes Betriebsverfahren auch von diesen 
Apparaten aus möglich sein. 

Nach dem gleichen Prinzip sind Anrufumleitungen denkbar. 


2. Tasten w a h 1 


Die Tastenwahl erhöht den Bedienungskomfort beträchtlich. Dies 
haben Umfragen bei den Teilnehmern der Versuchs-VSt eindeutig ge¬ 
zeigt. Es wird das vom CCITT empfohlene Mehrfrequenzcodewahl- 
Verfahren mit 2 X (]) Möglichkeiten angewendet. Von den 16 möglichen 


Kombinationen werden 12 für Teilnehmer-Apparate ausgenutzt. Die für 
die Aussendung der Ziffern nicht benötigte 11. Kombination dient der 
Abwicklung der Kurzwahl, die 12. als Reserve. Die restlichen Kombina¬ 
tionen sollen für die Signalisierung auf Anschlußleitungen zu besonde¬ 
ren Teilnehmereinrichtungen, z. B. Münzer, verwendet werden. 

Die Tastenanordnung wird der vom CCITT vorgeschlagenen 
3X3+ 1-Anordnung für die Ziffern 1 — 0 entsprechen. 


3. K u r z w a h 1 

Die Kurzwahl erfordert einen erhöhten Speicheraufwand. Auch 
hierüber liegen bereits Erfahrungen aus dem Betrieb der Versuchs-VSt 
vor. Nach dem Drücken der Kurzwahllaste soll in der Regel eine weitere 
Ziffer genügen, um den gewünschten Teilnehmer eindeutig zu kenn¬ 
zeichnen. Hiermit könnten bis zu 10 beliebig wählbare Kurzrufnum- 
mern zugeteilt werden. Ol) zweistellige Kurzwahlnummern für die Teil¬ 
nehmer von Interesse sind, muß die Zukunft erweisen. Die Kurzwahl 
läßt sich für den Teilnehmer einfach durchführen. Sie wird nur von 
Tastenwahlapparaten aus möglich sein. 

4. Durchwahl zu Nebenstellenanlagen 

Die Durchwahl zu Nebenstellenanlagen ist heute auf Anlagen der 
Baustufe III W beschränkt. Durch eine andere Systemstruktur kann die 
Durchwahlfähigkeit grundsätzlich für jede Anschlußleitung verwirklicht 
werden. Somit ist zumindest auch die Durchwahl zu kleineren und mitt¬ 
leren Nebenstellenanlagen möglich. Die Frage der Rufnummernökono¬ 
mie bekommt dann allerdings große Bedeutung. 

C. Besondere Leistungsmerkmnle uns der Sieht der Deutsehen Bundespost 

1. Zusammenarbeit mit vorhandenen Systemen 

Bei der Einführung eines neuen Systems bietet die notwen¬ 
dige Kompatibilität mit den vorhandenen Systemen die größten Pro¬ 
bleme. Die Einhaltung der Schnittstellenbedingungen ist technisch 
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lösbar, aber wirtschaftlich aufwendig. Als besonderes Leislungsmerkmal 
ist hier die Einengung der zeitlichen Toleranzen für die Schaltkenn- 
zeichen zu nennen. Auch die Wählimpulse, die grundsätzlich regene¬ 
riert werden, können im Verhältnis 1 : 1 (50 : 50 ms) abgegeben werden. 


2. Erhöhte Reichweite der Anse hlußleit ungen 

Der Leitungswiderstand der Anschlußleitung wird auf eine vermitt¬ 
lungstechnische Reichweite von 1800 0hm erhöht. Hierdurch kann der 
Einsatzbereich der 0.4 mm 0-Doppeladern vergrößert werden, sofern 
die Dämpfungsreichweite das zuläßt. Als Eolge dieser Widerstands¬ 
erhöhung müssen bei Leitungswiderständen >1000 Ohm Transistor- 
Mikrofone verwendet werden, deren Gleichstromwiderstand bei der 
Festlegung des Schleifenwiderstands berücksichtigt wird. Diese Bedin¬ 
gungen muß jeder speisende Satz erfüllen (siehe Abschnitt IV. C 1.). 


3. Erhöhte Reichweite der O r l s Verbindungs¬ 
leitungen 

Bei Ortsverbindungsleitungen kann künftig zwischen den Speise¬ 
punkten von neuen VSt (EWSO 1) ein Schleifenwiderstand von 4000 Ohm 
zugelassen werden. Für Kabeladern mit 0.6 mm Durchmesser ist damit 
die vermittlungstechnische Reichweite größer als die zulässige Dämp¬ 
fung (2,2 Np). In vielen Fällen wäre es dann möglich, auch für Orts¬ 
verbindungsleitungen Kabel mit 0.4 mm Adern zu verwenden. Bei Ver¬ 
bindungsverkehr zu konventionellen VSt müssen nur die für diese 
Technik festgelegten Reichweiten eingehalten werden. 


IV. Struktur des EWSO 1 
A. Grundsätzlicher Aufbau des Systems 

Das EWSO 1 ist ein durch Zentralsteuerung (Z S T) mit 
gespeichertem Programm betriebenes System. Die Zentralsteuerung be¬ 
steht, stark vereinfacht, aus der Verarbeitungseinheit (VE) und dem 
Speicher (SP). Eine starke Zentralisierung bedingt auch eine hohe Ar¬ 
beitsgeschwindigkeit, weil für die zentrale Verarbeitungseinheit (VE) 
das Prinzip „one-at-a-time“ gilt. 

Die eigentliche Durchschaltung übernimmt eine Koppelanordnung 
(KA). In der Peripherie fallen noch andere Aufgaben an: Speisung der 
Teilnehmer, Wahlaufnahme, Schaltkennzeichenerzeugung und -emp- 
lang, Teilnehmeridentifizierung, Wegeeinstellung usw. Hierfür werden 
Sätze S bzw. Funktionsteile unterschiedlicher Ausführung verwendet, 
die den von den Versuchs-VSt bereits bekannten Relais- bzw. Verbin¬ 
dungssätzen, Identifizierern, Einstellern und Registern entsprechen. Ein 
bestimmter Teil der Koppelanordnung und zahlreiche zugeordnete Sätze 
S bzw. Funktionsteile werden als Arbeitsfeld AF bezeichnet. 

Es wäre nun möglich, mehrere Arbeitsfelder direkt durch die Zen¬ 
tralsteuerung zu steuern. Dann müßte die Zentralsteuerung mit ihrer 
hohen Arbeitsgeschwindigkeit bis in die Peripherie einwirken. Da da¬ 
durch insbesondere für die Fernsteuerung Schwierigkeiten entstehen, 
wurde beim EWSO 1 eine andere Lösung gewählt. Teilzentrale Arbeits- 
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feld-Steuerwerke AST, deren Leistungsvermögen auf den Verkehr eines 
Arbeitsfeldes abgestimmt ist, übernehmen im wesentlichen folgende 
Aufgaben: 



1 )) 

c) 


Geschwindigkeitstransformation Peripherie (langsam), Zentralsteue- 
rungs-Bereich (schnell); 

Codewandlung und Leistungsiransformalion zwischen beiden Berei¬ 
chen ; 

Kurzzeitspeicher für Informationen vom Arbeitsfeld zur Zentral- 
sleuerung bzw. für Befehle von der Zentralsteuerung zum Arbeits¬ 
feld. Hierdurch erhält die Zentralsteuerung die Möglichkeit, den 
Nachrichtenaustausch zu den für sie günstigsten Zeiten abzu¬ 
wickeln. 


Aus diesen Überlegungen ergibt sich folgende Struktur (Bild 5): 
Eine doppelt vorhandene Zentralsteuerung arbeitet über eine defi¬ 
nierte innere Schnittstelle SS 1 mit mehreren Arbeitsfeld-Steuerwerken 



Bild 5. Struktur des EWSO 1 (Werkbild Siemens) 


VE 

— 

Verarbeit ungseinheit 

IS 

— 

Internsatz 

ZDEA 

— 

Zentrale I)atenein-/ausgabe 

ES 

— 

Externsatz 

KST 


Kanalsteuerung 

WS 

— 

Wahlsatz 

DTU 

zz 

Datenaustausch- und 

NS 

HZ 

Nachscndesatz 



Übertragungssteuerung 

FS 

— 

Sätze für besondere 

AST 

— 

Arbeitsfeld-Steuerwerk 



Funktionen 

11) 

— 

Identifizierer 

KT 

— 

Konzentrator 

EN 

— 

Einsteller 

KTS 

—> 

Konzentrator-Satz 

KS 

— 

kommender Satz 

TS 

zz 

Teilnehmerschaltung 

GS 

— 

gehender Satz 
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zusammen. Hierbei wird ein Ivanalsleuerteil KST für die Adressierung 
und Anpassung durch die Zentralsteuerung verwendet. Die maximale 
Transfergeschwindigkeit beträgt 100 000 Byte/s. Die einzelnen Arbeits¬ 
feld-Steuerwerke werden mit den zugehörigen Arbeitsfeldern, die aus 
je 2 Koppelgruppen ABC und den zugehörigen Funktionseinheiten 
(Sätzen) bestehen, über eine weitere definierte äußere Schnittstelle SS 2 
zusammengeschaltet [8J. Da die Arbeitsfeld-Steuerwerke nicht gedoppelt 
werden, muß für mehrere Einheiten eine Ersatzeinrichtung (E: AST) 
zur Verfügung stehen. Sie wird bei Bedarf mit dem entsprechenden 
Arbeitsfeld verbunden. Der bisher beschriebene Vermittlungstyp wird, 
da die Zentralsteuerung mit den Arbeitsfeldern räumlich vereinigt ist, 
als steuernde Orts -Vermittlungsstelle (STOVST) 
bezeichnet. 

Damit ist es möglich, abgesetzte Vermittlungen fernzusteuern 
(GOVST). Hierfür wird ein Datenaustausch- und Übertragungssteuer¬ 
werk DTU eingesetzt, das gegenüber der Zentralsteuerung die Aufgaben 
eines Arbeitsfeld-Steuerwerkes wahrzunehmen hat. Jeder gesteuer¬ 
ten Vermittlungsstelle wird eine Richtung zugeordnet. Für 
die Übertragung wird der Nachrichtenfluß auf kleine Geschwindigkeiten 
in der Größenordnung von z. B. (je nach Einsatzfall) 1200 Bd reduziert, 
um die Übermittlung der Nachrichten auf normalen Doppeladern zu 
gestalten. Eine solche VSt entspricht im übrigen in ihrem Aufbau und 
in ihren Betriebsmöglichkeilcn voll der steuernden Vermittlungsstelle. 
Sie ist daher, ebenso wie die STVST, im Sinne der heutigen Termino¬ 
logie eine VollVST mit eigener Nullgasse und evtl. Querbündeln. 

Die steuernde VST und jede gesteuerte VST behält ihren eigenen 
Anschlußbereich. Die Anschlußbereiche aller Vermittlungsstellen, die 
von einer Zentralsteuerung ZST gesteuert werden, bilden einen Steuer¬ 
bereich STB. Innerhalb des Steuerbereiches können die Rufnummern 
aus einem bestimmten Ziffernbereich frei vergeben werden. Aus der 
Rufnummer ist der Anschlußbereich nicht mehr eindeutig zu erkennen. 
Verwaltungsgemäße Organisationseinheiten (z. B. Enlstörungsstellen, 
Tarifgrenzen usw.) dürfen daher die Steuerberciche nicht aufteilen, 
wenn diese Vorteile nicht verlorengehen sollen. 

Für die Bedienung der VST eines Steuerbereiches ist eine zentrale 
Daten-Ein-/Ausgabe ZDEA mit einem Fernschreiber vorgesehen. Sie 
kann räumlich von der steuernden VST getrennt sein. In der letzten 
Ausbauphase des neuen Systems werden diese Daten über einen über¬ 
geordneten Vermittlungstechnik-Betriebsrechner BR (VT) ein-/ausge- 
geben. Die zentrale Daten-Ein-/Ausgabe hat unmittelbar Zugang zum 
inneren Leitungssystem. 


Eine ähnliche Struktur wird für die ländlichen Gebiete angestrebt. 
Die heutige Knotenvermittlungsstelle wird steuernde VST mit einer 
Vierdraht- und einer Zweidraht-Koppelanordnung für den Ortsverkehr 
am Sitz der bisherigen Knolenvermittlungsstelle und den Verkehr im 
Bereich der Knotenvermittlungsstelle, der zweidrahtmäßig abgewickelt 
werden kann. Die offenen Endvermittlungsstellen werden in gesteuerte 
VSF umgewandelt. Die Ortsnetzkennzahlen bleiben erhallen. Offene 
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Endvermittlungsstellen können dann bei Bedarf abgehende Zweidraht- 
und Vierdraht-Bündel erhalten. Die Auswahl erfolgt durch die Zentral¬ 
steuerung nach Auswertung der richtungsbestimmenden Ziffern. 

B. Die Koppelanordnung 

Jede Koppelanordnung (KA) für Ortsverkehr besteht grundsätzlich 
aus 3 Teilen: Konzentralionsstufe KO (AS, VW), Richtungswahlstufe RI 
(I. GW und evtl, weitere GW) und Expansionsstufe EX (letzte GW und 
LW). Bei indirekt gesteuerten Register-Systemen kommt noch die Re- 
gisterwahlstufe (Suchwähler) hinzu. Außerdem können Konzentrations¬ 
und Expansionsstufe zu einer Doppelbetriebswahlstufe vereinigt werden 
(z. B. Teilnehmerwahlstufe in Bild 3). Bei allen Versuchs-VSt befinden 
sich die Ortsverbindungsleitungen grundsätzlich auf der den Teilneh¬ 
mern entgegengesetzten Seite der Koppelanordnung. Daher müssen bei 
einer Versuchs-VST (Bild 3) immer 6 individuelle Stufen, bei einer 
anderen Versuchs-VST (Bild 2) mindestens 10 Stufen im Fall des Intern- 
verkehrs durchlaufen werden. 


1. Einheits-Koppelanordnung des EWS 0 1 

Sämtliche oben erwähnten Stufen können zu einer gemeinsamen 
Koppelanordnung vereinigt werden. Werden zusätzlich noch alle Ein- 
und Ausgänge auf dieselbe Seite der Koppelanordnung gelegt, entsteht 
eine Umkehrgruppierung, auch Spiegelnetzwerk genannt. Als Folge müs¬ 
sen dann alle Anschlußleitungen ASL, Ortsverbindungsleitungen OLV 
sowie sämtliche Sätze ebenfalls auf derselben Seite angeschlossen werden. 


ZW = Zwischcnleitung 
Asl = Anschlußleitung 
OVI = Ortsverbindungs- 
leitung 

KG = Koppelgruppe 
A x = Eingang A-Vielfach 

Bild (5. Koppelanordnung des EWSO 1 (Koppelgruppe ABC) 

Bild 0 zeigt den Aufbau einer Koppelgruppe ABC eines Arbeits¬ 
feldes (ein Arbeitsfeld besteht aus 2 Koppelgruppen ABC). Die rechte 
Seite mit ihren Ausgängen wird nur zum Erreichen anderer Koppel¬ 
gruppen ABC verwendet. Wegen der auch hier verwendeten Ausgangs¬ 
zahl 8 für die kleinste Einheit können bis zu 9 Koppelgruppen ABC 
verknüpft werden. Die Koppelanordnung enthält keine Mischungen. 
Zur Verkehrsanpassung werden unterschiedliche A-Koppelviel fache mit 
einer bestimmten Eingangszahl Ax verwendet. Da definierte Verluste 
(siehe Abschnitt IV. B. 3.) eingehalten werden müssen, leistet eine A-B- 
Zwischenleitung (ZWAB) etwa 0,3 Erl. Teilt man nun die Leistung 
dieses Achterbündels so auf, daß bei Anschluß von Teilnehmern und 
Sätzen jedem Satz im Mittel ca. 0,7 Erl zugeteilt werden, ergibt sich 
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die Tabelle 4. Andere Beschallungsvarianten sind grundsätzlich denk¬ 
bar. Bei schiefer Last können Teilnehmer bzw. Sätze auf andere Ein¬ 
gänge umgeschaltet werden, ohne daß für die Teilnehmer Rufnummern¬ 
änderungen notwendig sind (siehe Abschnitt V. A.). 


Tabelle 4 

Summenverkehr je Teilnehmer bei unterschiedlichen Eingangszahlen A x 

(ohne Berücksichtigung von schiefer Last) 


A x = 4 

4 Sätze, nur Durchgangsverkehr 

A x = 8 

6 Tin + 2 Sätze 

0,175 Er 1/T ln 

A x = Iß 

14 Tin + 2 Sätze 

0,072 Erl/Tln 

A x = 24 

24 Tin + 0 Sätze 

0,100 Erl/Tln 

A x = 32 

32 Tin + 0 Sätze 

0,075 Erl/Tln 

A x = 48 

48 Tin + 0 Sätze 

0.050 Erl/Tln 


Für die Steuerung bildet eine Koppelgruppe AB eine Einheit. Jede 
der acht Koppelgruppen AB besteht aus 16 Koppelvielfachen A (KVA) 
und 8 Koppelvielfachen B (KVB). Zwischen diesen Koppelvielfachen 
sowie den Koppelgruppen und den Koppelvielfachen C besteht eine 
regelmäßige Verdrahtung: Jede Verknüpfung geschieht mit nur einer 
Leitung. 

Sämtliche Koppelpunkte werden durch Haftrelais realisiert. Das 
hierfür verwendete bistabile Schutzgas-Metallrelais wird in der Abhand¬ 
lung „Konstruktive Gestaltung des EWSO 1“ (Dr. Dietrich) dieses 
Jahrbuches beschrieben. Jeder Koppelpunkt ist zweiadrig, so daß die 
Wegesuche unabhängig von der Koppelanordnung in einem getrennten 
Speicher verlaufen muß. Da auch die Ortsverbindungsleitungen zwei¬ 
adrig betrieben werden, wird jede Verbindung auf dem gesamten Weg 
nur über zwei Adern geführt. 

Bei einer gemischten Ausstattung mit 16 bzw. 24 Eingängen kön¬ 
nen je Koppelgruppe ABC 2000 Teilnehmer zuzüglich der erforderlichen 
Sätze angeschlossen werden. Bei 9 Koppelgruppen ABC ist der End¬ 
ausbau dann bei etwa 18 000 Teilnehmern erreicht. Bei größeren Zahlen 
kann die C-Stufe auch mit 16. Ein- und Ausgängen ausgerüstet werden. 
Dann können bis zu 17 Koppelgruppen ABC miteinander verknüpft 
werden. 


2. V o r z i e h e n von Koppelanordnungs-Teilen 
a) Konzentratoren 

Aus der Koppelanordnung können Teile in den Anschluß bereich 
verlagert werden. Diese vorgezogenen Teile müssen dann über eine 
Hilfssteuerung und einen Datenkanal von der VSt aus bedient werden. 
Bei größeren Einheiten wird für den Datenkanal eine besondere Steuer¬ 
leitung verwendet. Im Gegensatz zu Wählslerneinrichtungen (WStE), 
die aus dem Schalter im Anschlußbereich und der Übertragung in der 
VST bestehen, werden die Sprechadern nicht wieder teilnehmerindivi¬ 
duell aufgespreizt. Die hierfür notwendigen Voraussetzungen sind bei 
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zentral gesteuerten Systemen gegeben: Abgehend Teilnehmeridentifizie- 
rung und zentrale Gebührenerfassung sowie ankommend zentrale 
Frei-VBesetzt-Prüfung. 

Die Betrachtung der einzelnen Typen soll zunächst unter Vernach¬ 
lässigung der Steuerung erfolgen. Für den Einsatz mit dem EWSO 1 
sind drei Typen vorgesehen. 

Der kleine Konzentrator (KKT) wird die Wählstern¬ 
einrichtungen 53/55 mit 3 Hauptleitungen und 16 Zweigleitungen sowie 
die Wählsterneinrichtung 4/20 ersetzen. Die Gruppierung zeigt Bild 7. 
Ein einstufiges Koppelvielfach A’ verbindet 20 Teilnehmer mit 4 Haupt¬ 
leitungen. Je Teilnehmer ergibt sich ein Suinmcnverkehrswcrt von 0,045 
Erl. Zur Steuerung dient eine freie Hauptleitung. Da für das Koppel¬ 
vielfach A’ das Haftprinzip verwendet wird, können bis zu 4 Verbin¬ 
dungen aufrecht erhalten werden. Ein direkter Inlernverkehr zwischen 
2 Teilnehmern desselben Konzentrators ist nicht möglich. 


20 I 4 4 HL a 0,22 Erl 


l-> 

L!_j l 


eax. 1800 Oha 


B 




4 

SS 2 (A) 

Bild 7. Gruppierung des kleinen Konzentrators 


ST = Steuerung 

HL = Hauptleitung 

KKT-S = Konzentrator-Satz 

SS = Schnittstelle 


Neben der Einsparung von 16 Hauptkabel-Doppeladern bei Unter- 
bringung im Kabelverzweiger (bzw. 16 Anschlußleitungen bei Montage 
neben dem Endverzweiger) werden trotz der zusätzlichen Stufe A’ 
Koppelpunkte eingespart, weil im Koppelvielfach der VSt 16 Eingänge 
und damit 128 Koppelpunkle eingespart werden. Durch die zusätzliche 
Koppelstufe entsteht ein zusätzlicher Verlust. Es können bis zu 4 Ge¬ 
meinschafts-Hauptanschlüsse (8 Teilnehmer) angeschlossen werden. Die 
Gesamtzahl wird hierdurch jedoch nicht erhöht. 

Der mittlere Konzentrator (M KT) ist als Nachfolge¬ 
typ für die größeren Wählsterneinrichtungen 62 (9/49) und 63 a, b (9/60, 
18/120) vorgesehen. Die Gruppierung zeigt Bild 8. Eine zweistufige 
Anordnung A’, B’ verbindet bis zu 144 Teilnehmer mit 16 Hauptleitun¬ 
gen. Je Teilnehmer ist ein mittlerer Summenverkehrswert von 0,053 Erl 
möglich. Eine 17. Doppelader muß als Steuerleitung (STL) für den 
Datenkanal zur Verfügung stehen. Bei einer Störung dieser Doppelader 
wird eine Hauptleitung als Ersatz-Steuerleitung verwendet. Die Grup¬ 
pierung erlaubt einen Erstausbau mit 72 Teilnehmern. 

Der Konzentrator kann in einem Kabelverzweiger-Gehäuse 68 
untergebracht werden. Die Fernstromversorgung ist wegen des Haft- 
prinzips möglich (über die Steuerleilung aus der VST). Der Anschluß 
von bis zu 16 Gemeinschafts-Hauptanschlüssen (32 Teilnehmer) ist bei 
gleichbleibender Gesamtzahl von 144 Teilnehmern möglich. 
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Bild 8. Gruppierung des mittleren Konzentrators 

Der große Konzentrator (G K T) entspricht einer Kop¬ 
pelgruppe AB mit A x = 32 (Bild 9). Er isl in der Form des Erwei¬ 
terungskonzentrators (EKT) für das Vorziehen in Direktwahl-VST 
(HDW, EMD) vorgesehen. Da der Erweiterungskonzentrator in der 
normalen Amtsbauweise ausgeführt wird, kann er bei einer späteren 
Erweiterung bzw. einem Austausch der alten VST als großer Konzen¬ 
trator übernommen werden. Jede der 64 Hauptleitungen, die den Zwi¬ 
schenleitungen ZW BC entsprechen, leistet etwa 0,6 Erl. Entsprechend 
Tabelle 4 steht für jeden Teilnehmer ein mittlerer Summenverkehrswert 
von 0,08 Erl zur Verfügung. Für die gedoppelte Steuerung werden 
2 Doppeladern als Steuerleitungen verwendet. Die Stromversorgung 
wird von der VST übernommen. Die Rufnummern beginnen in der 
Regel nicht mit der VST-Kennzahl der erweiterten VSt. 
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Schnillstelle 


Bild 9. Gruppierung des Erweiterungskonzentrators 

Besondere Schwierigkeiten bereitet hier das Problem der Speisung, 
da bei Verwendung von Speisebrücken im Konzentrator keine galva¬ 
nische Verbindung mehr zu den Sätzen der VST und damit auch keine 
Möglichkeit der Schleifenüberwachung besteht. Die Einspeisung von 
lßldlz ist vorgesehen. Da der Erweiterungskonzentrator später in eine 
VST übergehen kann, wird der Anschluß von kleinen Konzentratoren 
und Zweieranschlüssen gefordert. Der Konzentrator soll auch in ange¬ 
mieteten, nicht klimatisierten Räumen aufgestellt werden. Eine Strom¬ 
versorgung über Kleinsammler/Netzanschluß ist dann zwingend not¬ 
wendig. Die Unterbringung ist in Schränken für Nebenstellenanlagen 
möglich. Direkter Internverkehr ist nicht möglich. 
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b) Genieinschaftsanschlüsse 

Die Gemeinschafts-Hauptleitung wird wie ein Einzelanschluß ohne 
Übertragung auf einen Eingang der Koppelanordnung gelegt. Bei ab¬ 
gehenden Gesprächen wird die Identifizierung von einem Wahlsatz 
(WS) übernommen (siehe Abschnitt IV. C. 1.). In ankommender Rich¬ 
tung übernimmt ein Externsatz (ES) oder ein kommender Satz (KS) 
das Kreuzen der Adern und damit die Anschaltung des richtigen Teil¬ 
nehmers. 


3. B enifissung der Koppelanord n unge n 

Aus der Gruppierung der Koppelanordnung (Bild 6) ist zu ersehen, 
daß zwischen 2 beliebigen Eingängen nur eine begrenzte Zahl von 
Wegen zur Verfügung steht (Punkt-zu-Punkt-Verbindung). Dieser Ver¬ 
bindungsfall ist bei der Ansteuerung von Einzelanschlüssen immer 
gegeben, da die Lage (Eingang) des Einfalls nicht verändert werden 
kann. Maßgebend für die Bemessung ist daher die ankommende Ver¬ 
bindung. Es wird ein Verlust B = 2 % für das Durchlaufen der gesam¬ 
ten Koppelanordnung gefordert. Bei den Direktwahlsystemen ist der 
Gesamlverlust B ge s ^ 2 Bi (i = Zahl der Wahlstufen). Der Gesamtver¬ 
lust ist bereits bei mittleren VST > 2 %, da die Konzentrations- und 
Expansions-Stufe allein schon mit 2 % geplant wird. Bei Sammel¬ 
anschlüssen, Durchwahlanlagen und Einzelanschlüssen über Konzen¬ 
tratoren ergibt sich ein besserer Wert (Verbindung Punkt-zu-Kante bzw. 
Punkt-zu-Bündel). 

Der typische Fall für diese Verbindungsart ist die abgehende Bele¬ 
gung. Unter Kante ist z. B. ein B ü n d e 1 von Wahlsälzen (Registern) 
zu verstehen, weil alle Sätze vollkommen erreichbar sind. Die Zentral¬ 
steuerung versucht, nacheinander mehrere Wahlsätze zu erreichen. 
Durch diese mehrfachen Versuche kann die innere Blockierung nahezu 
beliebig gesenkt werden. Bild 10 zeigt diesen Zusammenhang. Auf der 
Abszisse ist die Belastung eines Koppelvielfaches (Bündel ZW AB) auf- 
getragen worden. Selbst bei der Belastung 2,55 Erl = Nennleistung kann 
durch insgesamt 3 Versuche die innere Blockierung <0,1 % gemacht 
werden. Damit hängt bei abgehendem Verkehr der Verlust praktisch 
nur von der Bemessung der einzelnen „Bündel“ ab. Hierbei ist zu be¬ 
achten. daß die Kurven in Bild 10 eine eventuelle schiefe Belastung der 
A-Stufe und die Verbindungen für die Wahlaufnahme nicht berück¬ 
sichtigen. Bei der Dimensionierung der Koppelanordnung wurde vor¬ 
ausgesetzt, daß durch verkehrsgerechte Beschaltung der Eingänge die 
Belastung jedes AB-Bündels möglichst gleich ist. Um unzulässige Ver¬ 
luste zu vermeiden, wird die Belastung dieser Bündel in regelmäßigen 
Abständen kontrolliert. Dieses Abtastverfahren entspricht in bezug auf 
Abtasthäufigkeit und Meßdauer dem bereits eingeführten c-Ader-Abtast- 
verfahren. Anstelle der nicht vorhandenen c-Adern wird die jeder Zwi¬ 
schenleitung zugeordnete Bitposition im Wegesuch-Speicher abgefragt. 
Nach der Ermittlung eines überlasteten Zwischenleitungs-Biindels AB ist 
es dann leicht, durch gezielte Messung des Verkehrs der zugehörigen 
Eingänge die Ursache der Überlastung zu ermitteln. Durch Umschaltung 
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dieser Leitung auf ein anderes Koppelvielfach bzw. durch Tausch mit 
einer gering belasteten Leitung eines anderen Koppelvielfaches kann 
die Überlastung beseitigt werden. 


Innere Blockierung 

CM 



V 2.2 2.3 24 2.5 2.6 2.7 (Erl) 


Bild 10. 

Innere Blockierung als Funktion 
der Belastung eines Koppel¬ 
vielfaches A einer EWSO 1-VSt mit 
16 Richtungen (ohne Berück¬ 
sichtigung einer evtl, schiefen Last) 


4. Kurzwege in der Koppelanor d n u n g 

Kurzwege sind nur in Koppelanordnungen mit Umkehrgruppierung 
möglich. Ein Kurzweg wird für den Verbindungsaufbau verwendet, 
wenn die Zahl der verwendeten Koppelpunkte im Verbindungsweg klei¬ 
ner als die Zahl der Koppelstufen der Koppelanordnung ist, die zwischen 
zwei beliebigen Eingängen liegen. Bei der Koppelanordnung des 
EWSO 1 liegen zwischen 2 Eingängen verschiedener Koppelgruppen 
ABC immer 6 Koppelpunkte im Verbindungszug. Innerhalb derselben 
Koppelgruppe ABC ist die Zahl der Koppelpunkte <6 (Bild 11). 

Der Kurzweg A ist möglich, wenn zwei Eingänge desselben Koppel¬ 
vielfaches KVA miteinander verbunden werden sollen. Im Verbindungs¬ 
zug liegen nur 2 Koppelpunkte. Da für die Verbindung eine der 8 Spal¬ 
ten verwendet wird, ist eine Zwischenleitung AB blind belegt. Auf die 
Belastung des angeschlossenen Koppelvielfaches B wirkt sich diese 
Belegung nicht mehr aus. 

Der Kurzweg B wird verwendet, wenn zwei Eingänge derselben 
Koppelgruppe AB, aber unterschiedlicher Koppelvielfache A zu verbin¬ 
den sind. Im Verbindungsweg liegen dann 4 Koppelpunkte. Die Blind¬ 
belegung tritt für eine der 8 Zwischenleitungen BC auf. 

Wenn keine Verbindung über einen Kurzweg hergestellt werden 
kann, muß die Verbindung über 6 Koppelpunkte laufen. Wenn die Zahl 
der Koppelgruppen ABC nicht dem maximal möglichen Ausbau ent¬ 
spricht, können einige Ausgänge der C-Stufe unbeschadet bleiben. Diese 
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Zwischenleitungen werden dann bevorzugt für die Verbindungen ver¬ 
wendet, die in derselben Koppelgruppe ABC in der C-Stufe gespiegelt 
werden. Hierdurch werden die beschatteten Zwischenleitungen CC für 
den Verbindungsverkehr zu den anderen Koppelgruppen ABC entlastet. 
Es bandelt sich uni eine „Kurzverbindung“ C, die belastungsmäßige 
Vorteile bietet. Die Nonnalverbindung N läuft über (i Koppelpunkte und 
verbindet Eingänge verschiedener Koppelgruppen ABC. 



Bild II. Kurzweg in der Koppelanordnimg EWSO I 
ZW = Zwischenleitung AF = Arbeitsfeld 

Der Aufbau von Kurzverbindungen bedingt für die Ansteuerung, 
daß zwei Koppelpunkte in einer Spalte eines Koppelvielfaches betätigt 
werden müssen. Da die übliche koordinatenmäßige Ansteuerung (Zeile 
+ Spalte) verwendet wird, müssen die einzelnen Koppelpunkte nach¬ 
einander betätigt werden. Im Betriebsfall „Kurzweg“ ist es nicht zu¬ 
lässig, die Koppelpunkte derselben Spalte vor der Betätigung auszu- 
lösen. Bei allen anderen Schaltvorgängen in der Koppelanordnung wird 
von dieser Sicherheitsvorkehrung Gebrauch gemacht. 

C. Das Arbeitsfeld mit der zugehörigen dezentralen Steuerung 

Zwei Koppelgruppen ABC des EWSO 1 (Bild 6) stellen das Ver¬ 
bindungsnetzwerk eines Arbeitsfeldes dar. Zur Abwicklung des Fern¬ 
sprechverkehrs müssen weitere Funktionsteile wie Teilnehmerschaltun¬ 
gen (TS), Leitungssätze (mit Speisebrücken, Rufschaltungen u. a.) und 
Wahlsätze (mit Empfangsmöglichkeiten für Impuls- und Tastenwahl) 
hinzugefügt werden. Als Satz werden nur die Funktionsteile bezeichnet, 
die u. a. über die bereits erwähnte äußere Schnittstelle SS2 (A) mit dem 
Arbeitsfeldsteuerwerk verbunden sind. Neben diesen Sätzen, die Signale 
an die Umwelt (Teilnehmer, automatische Geräte) abgeben bzw. von 
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der Umwelt aufnehmen, werden für die interne Betriebsabwicklung 
noch zwei weitere Funktionsteile verwendet, die ebenfalls über SS2 (A) 
betrieben werden. Für das Erkennen eines rufenden Teilnehmers A 
wird ein Teilnehmer-Identifizierer (ID) benötigt, der nach Anreiz durch 
eine Teilnehmerschaltung diese und damit den A-Teilnehmer identifi¬ 
ziert. Für das Einslellcn der Koppelanordnung wird ein Einsteller (EN) 
verwendet, um die bereits erwähnte koordinatenmäßige Betätigung der 
Koppelpunkte durchzuführen. Die Teilnehmerschaltung wird von der 
Leitung (t-Konlakt) durch den Einsteller über eine besondere Koordi¬ 
nate (9. Spalte des Koppel vielfaches KVA) abgetrennt. 

Bei der Nachrichtenübermittlung zwischen diesen peripheren Sät¬ 
zen und dem Arbeitsfeld-Steuerwerk werden zwei Richtungen unter¬ 
schieden. Die Richtung Peripherie Arbeitsfeld-Steuerwerk wird als 
Info r m a I i o n , die Richtung Arbeitsfeld-Steuerwerk —> Peripherie 
als Befehl bezeichnet. Die Sätze liefern Informationen und erhal¬ 
ten Befehle. Der Teilnehmer-Identifizierer liefert nur Informationen, 
der Einsteller empfängt nur Befehle. Die Sätze werden aktiv betrieben, 
d. h. Kriterien werden selbständig bewertet und als Information weiter¬ 
geleitet bzw. auf Befehle der Zentralsteuerung werden Operationen 
ausgeführt. 


1. Sätze des Arbeitsfeldes 

Die Sätze des Arbeitsfeldes werden in Vermittlungssätze und in 
Sondersätze eingeteilt. Zu ersteren gehören alle Sätze, die zum Auf- 
bzw. Abbau einer Regelverbindung benötigt werden. Mit den Sonder¬ 
sätzen werden alle Aufgaben erledigt, die nicht bei jedem Gespräch 
anfallen (z. B. Fangen). 


a) Vermittlungstechnische Regelsätze 

Wahlsatz (WS) wird nach der ausgewerteten Identifizierung 
angeschaltet und nimmt die Impuls- oder Tastenwahlinformation von 
Teilnehmern des eigenen Anschlußbereiches auf. Jede Ziffer wird in 
codierter Form an das Arbeitsfeld-Steuerwerk abgegeben. Aus dem 
Wahlsalz wird auch die Speisung und der Wählton angelegt. Da er 
einem Register entspricht, wird er im Normalfall mit Wählende (WE) 
freigeschaltet. Konventionelle VSt werden deshalb auch im Ortsverkehr 
fernmäßig eingestellt, um Wählende geben zu können. 

Die wesentlichen Aufgaben des Wahlsatzes sind: Potentialprüfung 
der Anschlußleitung, Speisung des Teilnehmers in der Verbindungs¬ 
aufbau-Phase, Anlegen der Hörtöne, Aufnahme von Wählzeichen, Sen¬ 
den von 16 kHz-Inipulsen, evtl. Einschleifen einer Verlängerungsleitung 
(VL), Schleifenüberwachung und Senden „Wahlbereit“. 

Das Wahlbereit-Zeichen ist für neue Nebenstellenanlagen vorge¬ 
sehen, um zum frühestmöglichen Zeitpunkt mit der Sendung der Infor¬ 
mation beginnen zu können (z. B. Start von automatischen Rufnum¬ 
merngebern). Die für kurze Anschlußleitungen notwendige Verlänge¬ 
rungsleitung wird grundsätzlich bei Bedarf in dem Satz eingeschleift, 
der gerade speist. Kurze Anschlußleitungen werden im Speicher durch 
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ein besonderes bit gekennzeichnet. Der Wahlsatz kann Impulswahl in 
den Formen (10 : 40 und 20 : 20 verarbeiten. Dieses Impuls-Schnell wähl- 
verfahren wird bei Verkehr mit neuen Nebenstellenanlagen eingesetzt. 
Für das Tasten wähl-Verfahren wird die CCITT-Codierung 2 X (}) ver¬ 
wendet. Die Potentialprüfung gestattet u. a. auch die Identifizierung des 
Teilnehmers eines Zweieranschlusses sowie dessen anschließende Durch¬ 
schaltung. 


Nachsendesatz (N S) wird auf Befehl der Zenlralsteuerimg 
bei ankommendem Verkehr zu Durchwahlanlagen und beim Verbin¬ 
dungsaufbau zu bestehenden VSt angeschaltet. Besonders der Betriebs¬ 
fall „Teilnehmer sendet Tastenwahl“ erfordert für die Weitergabe der 
Impulswahl den Nachsendesatz. Er kann mit dem Wahlsatz als Einheit 
betrieben werden. 


Seine wesentlichen Aufgaben sind: Abgabe von Wählzeichen der 
Impulswahl-Verfahren, Aussenden der vorwärtsgerichteten und Auf¬ 
nahme der rückwärtsgerichleten Schallkennzeichen. Bei Verkehr zu 
konventionellen VST wird der gehende Satz (GS) für die Umsetzung 
auf a-Erdimpulse verwendet. Bei der Ansteuerung neuer Nebenstellen¬ 
anlagen mit Durchwahl wird die Impulswahl 20 : 20 unmittelbar mit 
einem symmetrischen Wahlverfahren ausgesendet. Das Taslenwahl- 
verfahren wird nicht gesendet, da dieses schnelle Impulswahlverfahren 
in bezug auf die Wählgeschwindigkeit dem Tastenwahl verfahren prak¬ 
tisch gleichwertig ist. Größere Nebenstellenanlagen könnten später bei 
Bedarf unmittelbar über einen Dalenkanal zwischen der Zentralsteue¬ 


rung der VST und der Nebenstellenanlage erreicht werden. 


Der gehende Satz (GS) wird den Ortsverbindungsleitun¬ 
gen bzw. den Leitungen El-g zu konventionellen VSt fest zugeordnet 
und paßt die zweiadrigen Eingänge der Koppelanordnung an die drei¬ 
adrige abgehende Leitung an. Vom Ausgang des gehenden Satzes be¬ 
ginnt der Impulskennzeichen-Austausch mit anderen VSt einschließlich 
Belegung der c-Ader und Schutz gegen Doppelaufprüfen in der fernen 
VSt. Der gehende Satz liegt während der gesamten Verbindungsdauer 
im Verbindungszug. 


Seine wesentlichen Aufgaben sind: Speisung und Einhängeüber¬ 
wachung des Teilnehmers A, evtl. Einschleifen einer Verlängerungs¬ 
leitung, Aussenden von 16 kHz-ImpuIsen, Auslösen auf Befehle der 
Zentralsteuerung, Wahlimpulsaussendung (Erde auf a in Zusammen¬ 
arbeit mit dem Nachsendesatz), Senden bzw. Empfangen von Schalt¬ 
kennzeichen der konventionellen Technik (u. a. Empfangen eines Fang- 
vorimpulses), Verbinden der a/b-Eingänge mit den a/b-Ausgängen 
(überbrücken). 


Das Überbrücken bzw. Abtrennen der Speisung und des Speäse- 
briickenübertragers ist bei zusätzlichem Einschleifen eines Sondersatzes 
(z. B. Fangsatz) und bei Durchgangsverkehr zu einer konventionellen 
VST erforderlich. In diesem Fall ist nur durch dieses Überbrücken eine 
geringe Einfügungsdämpfung der VST erreichbar. Im übrigen gelten die 
Reiehweitebedingungen der bestehenden Technik (Schleife a/b 3 kOhm, 
c-Ader <C 400 Ohm). Lediglich durch die Forderung „Fernkennzeichen 
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im Ortsverkehr“ (über 3 kOhm) ergehen sich für die Dimensionierung 
des gehenden Satzes erhöhte Anforderungen. Da der gehende Satz die 
Funktion des I.GW wahrzunehmen hat. werden sämtliche Impulskenn- 
zeichen ausgesandt bzw. verarbeitet. 

Der kommende Satz (KS) wird den Ortsverbindungslei¬ 
tungen bzw. Leitungen El-k von konventionellen VST fest zugeordnet 
und paßt die dreiadrigen Leitungen an die zweiadrigen Eingänge der 
Koppelanordnung an. Bis zum Eingang des kommenden Satzes wird 
mit Impulskennzeichenaustausch gearbeitet — einschließlich der c-Ader- 
Kriterien. 


Seine wesentlichen Aufgaben sind: Speisung, Rufabschaltung, Ein¬ 
hängeüberwachung des Teilnehmers B, evtl. Einschleifen einer Ver- 
längerungsleilung, Wahlimpulsaufnahme, Senden bzw. Empfangen der 
Schaltkennzeichen, Kreuzen der a/b-Eingänge, überbrücken der a/b- 
Adern. 


Das Überbrücken ist nur in Sonderfällen notwendig. Das Kreuzen 
der a/b-Adern auf Befehl der Zentralsteuerung wird bei der Ansteue¬ 
rung des Teilnehmers 2 eines Zweieranschlusses und einer neuen Neben¬ 
stellenanlage benötigt. Durch dieses Kreuzen im kommenden Salz und 
Identifizieren im Wahlsatz wird eine Gemeinschafts-Übertragung über¬ 
flüssig. Die Wahlimpulsaufnahme kann bis zu 16 Impulse je Impuls¬ 
serie bewerten und an die Zentralsteuerung weitergeben. Diese Möglich¬ 
keit spielt für die Gestaltung des Prüfnetzes eine wesentliche Rolle (siehe 
Abschnitt V. D.). Da der kommende Satz die Funktion des Leilungs¬ 
wählers hat, werden sämtliche Impulskennzeichen verarbeitet bzw. aus¬ 
gesandt. 


Der Extern satz (ES) wird den zweiadrigen Verbindungs¬ 
leitungen zu VST der Technik EWSO und EWSF fest zugeordnet. Da 
auf den Leitungen keine Gleichstromzeichen (siehe Abschnitt III. A. 4.) 
verwendet werden, ist wechselseitiger Betrieb leicht zu verwirklichen. 
Der Externsatz ist für diesen doppelt gerichteten Verkehr ausgelegt. Er 
hat daher in Richtung zum Teilnehmer die Aufgaben des gehenden bzw. 
kommenden Satzes. Die vermittlungstechnischen Kriterien zwischen den 
VST werden auf einem getrennten Datenkanal übermittelt. Bei Durch¬ 
gangsverkehr wird die Speiseschaltung einschl. Übertrager ausgeschallet. 


Der Internsatz (IS) wird in Verbindungen eingeschleift, 
die eine steuernde oder gesteuerte VST nicht verlassen (Internverbin¬ 
dung). Er wird gerichtet betrieben und muß auf zwei Eingänge der KA 
gelegt werden. Sein Eingang nimmt alle Aufgaben wahr, die der gehende 
Satz in Richtung zum Teilnehmer A hat. Sein Ausgang erfüllt dieselben 
Aufgaben wie der kommende Satz in Richtung Teilnehmer B. Das Ein¬ 
schleifen einer Verlängerungsleitung muß auf beiden Seiten oder auch 
einzeln bei Bedarf möglich sein. Der Internsatz enthält nur einen Speise¬ 
brückenübertrager. 

Der Durchwahlsatz (DWS) übernimmt die Anpassung 
von bestehenden Nebenstellenanlagen mit Durchwahl an das EWSO 1. 
Für den Verkehr zu neuen Nebenstellenanlagen (z. B. Durchwahl zu 
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Anlagen Baustufe II) werden die Aufgaben der Übertragung von den 
Sätzen des Systems übernommen. 

Seine wesentlichen Aufgaben sind: Überwachung der Amtsleilung 
im Ruhestand, Empfang des Belegungskriteriums von der Amtsüber¬ 
tragung der Nebenstellenanlagen bei abgehendem Verkehr, Belegung 
der Amtsübertragung und Abschalten der Leitungsüberwachung, tiber- 
wachen des vorzeitigen Einhängens des B-Teilnehmers sowie nach Auf¬ 
lösung Wiederaufbau der Leitungsüberwachung, Melden der Belegungs¬ 
fähigkeit an die Zentralsteuerung. 

Für den Aufbau der Verbindungen werden die Durchwahlsätze ver¬ 
wendet. In Richtung zur Nebenstellenanlage muß die Speisespannung 
des Satzes abgeschaltet werden. Alle Schallkriterien der heutigen Durch¬ 
wahltechnik werden in Zusammenarbeit mit der Amtsübertragung der 
Nebenstellenanlage bewertet. Die Einführung der schnellen Impulswahl 
ist auf diesem Abschnitt bereits möglich, wenn die Nebenstellenanlage 
die Voraussetzungen hierfür bietet. 

Der A n p a ssungssatz c-Adcr (A P S - G): Das EWSO 1 
verwendet keine c-Adern. Heute werden jedoch in größerer Anzahl Ein¬ 
richtungen verwendet, die nur über die c-Ader belegt werden können 
(Wählsterneinrichtungen 62, 63, 4/20). Auch der abgehende Verkehr 
dieser Einrichtungen verwendet die c-Ader für die Anreizerkennung. 
Es muß daher ein Satz vorhanden sein, der eine größere Anzahl von 
c-Adern mit den notwendigen Schaltmitteln zur Verfügung stellt. Die 
c-Adern können beliebig zugeteilt werden, da die Verknüpfung mit 
einem bestimmten Eingang (a/b-Ader der Wählsterneinrichtung) in der 
Zentralsteuerung möglich ist. Diese c-Adern werden unmittelbar auf 
die c-Eingänge der Wählsterneinrichtungen geschaltet und über den 
Anpassungssatz gesteuert. 

Der Konzentrator-Satz: Sämtliche Konzentrator-„Über- 
tragungen“ sind Sätze des Arbeitsfeldes. Sie arbeiten also über die 
Schnittstelle SS2 (A) ebenfalls mit dem Arbeitsfeld-Steuerwerk zu¬ 
sammen. 


b) Sondersätze 

Gehender Fangsatz (GFS): Bei Erreichen einer Fang¬ 
einrichtung in einer konventionellen VST wird von dieser ein Fang- 
vorimpuls gesendet und vom gehenden Satz aufgenommen. Er ver¬ 
anlaßt nach Auflegen des Teilnehmers A das Zuschalten des gehenden 
Fangsatzes und wird anschließend überbrückt. Der Teilnehmer A wird 
freigeschaltet. Sofortfangen, Normalfangen und Fangen von Rufstörern 
ist wie bei den bisherigen Systemen möglich. Innerhalb der Koppelan¬ 
ordnung ist eine weitere Rückwärtsverfolgung nicht notwendig, da die 
Eingangskennungen (Lage) des gehenden Satzes und der Teilnehmer¬ 
schaltung ausgedruckt werden. Der gehende Fangsatz übernimmt die 
Aufgaben des I.GW im Fangfall (Halten der Verbindung). 

Kommender Fangsatz (IiFS) wird benötigt, wenn ein 
Teilnehmer außerhalb des EWS-Netzes gefangen werden muß. Bedingt 
durch die heutige Technik, handelt es sich um einen Teilnehmer im 
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eigenen Ortsnetz. Der Fangsatz wird an der Übergangsstelle zwischen 
konventioneller und neuer Technik ein geschleift, bei Durchgangsverkehr 
„alt (EMD-A-Teilnehmer) — neu (EWSO) — neu (EWSO, B-Teilneh- 
mer)“ in der Durchgangs-VSt zwischen kommendem Satz und Extern¬ 
satz. Der entsprechende kommende Satz wird überbrückt. Der kom¬ 
mende Fangrelaissatz übernimmt die Aufgaben der Fangeinrichtung. 
Bei Durchgangsverkehr veranlaßt die EWS-VST des Teilnehmers B 
über den Datenkanal das Einschleifen des Fangsatzes. 

Bei Verbindungen „neu (A-Teilnehmer, EWSO) — neu (B-Teil- 
nehmer, EWSO)“ muß der KFS die Nachwahl des B-Teilnehmers er¬ 
kennen. Bei Tastenwahlapparaten erleichtert das Vorhandensein eines 
Schlüsselzeichens diesen Betriebsablauf. Falls dem Teilnehmer B neben 
dem Fangen auch noch die Abgabe weiterer Kennungen möglich sein 
soll, wird zur Aufnahme dieser Kennungen ebenfalls der KFS ver¬ 
wendet. 

Der Fern sprechauftragsdienst-Satz (F E A D S) 
dient nur der Weiterleitung von Bescheidanrufen ohne Parallelruf zwi¬ 
schen einer EWSO 1-VST und einer konventionellen FeAD-Stelle. Die 
Umsteuerung der ankommenden Verbindung geschieht durch Auswer¬ 
tung des Umschaltebits im Teilnehmer-Speicher. Dieser Satz hat auf 
der Teilnehmer-Seite die gleichen Aufgaben wie der gehende Satz, auf 
der Seite zur Ortsverbindungsleitung wird zweiadrig zur konventionel¬ 
len FeAD-Stelle belegt. Die Nachwahlfähigkeit ist hier nicht notwendig. 

Der Ton-Z weier-Satz (TZ S) ist ein Universalsatz, der 
für bestimmte Betriebsfälle verwendet wird. Durch diesen Satz können 
viele Sonderaufgaben von den Regelsätzen ferngehalten werden. Er 
wird für die Aussendung der Töne und die Bedienung von Gemein¬ 
schaf tsumSchaltern eingesetzt. 

Seine wesentlichen Aufgaben sind: Überwachung der Einzelsperre 
bei Zweieranschlüssen, Auslösung der Gemeinschaftsumschalter bei Ge¬ 
sprächsende, Aussenden von Tönen und Ansagen, Aufschalten und An¬ 
klopfen. 

Bestehende Fernplätze werden wie bisher durch Nachwahl der „1“ 
bei anliegendem Fernkennzeichen aufgeschaltet. Die Auswertung ge¬ 
schieht im kommenden Satz und führt zur Einschleifung des Ton- 
Zweier-Satzes, der Aufschalteton sendet und durchschaltet. 

Das „Anklopfen“ ist nur durch Verbindungen mit Prioritätsken¬ 
nung möglich. Bei „Teilnehmer-besetzt“ und „Priorität“ legt der Ton- 
Zweier-Satz an die bestehende Verbindung die Anklopfansage. (Die 
Anklopfverbindung wird nicht durchgeschaltet.) Da bei allen KT für 
die konventionelle Zweier-Technik die Übertragung fehlt, wird durch 
Anschallen des Ton-Zweier-Satzcs nach Gesprächsende von diesem Salz 
für die an mittlere und kleine Konzentratoren angeschlossenen Teilneh¬ 
mer die Auslöseenergie für den Abwurf der U-Relais geliefert. Bei den 
großen Konzentratoren (GIvT, EKT) ist eine eigene Stromversorgung 
vorhanden, die auch die notwendige Auslösungsenergie bereitstellt. 
Wenn ein Zweier-Teilnehmer die Gemeinschafts-Hauptleitung belegt 
und vom Wahlsatz (über die Zentralsteuerung) als „gesperrt“ erkannt 
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wird, wird der Ton-Zweier-Satz angeschaltet. Er schaltet das betref- 
lende U-Relais nicht um und ist daher in der Lage, das Abheben des 
anderen, nicht gesperrten Teilnehmers zu erkennen. Hebt dieser ab, 
wird ein Wahlsatz angefordert und der nicht berechtigte Teilnehmer 

abgetrennt. 

Weitere Sätze, die im wesentlichen zum Priifnelz gehören, werden 
im Abschnitt V. C. behandelt. 


Für den Hinweisdienst werden die Ausgänge der Ansagegeräte über 
Anpassungsschaltungen an die Koppelanordnung angeschlossen. Jeder 
Ansagedienst steht dann mit K = vollkommen als ansteuerbares Bündel 
zur Verfügung. 


Spalte 2 KVA 07 



PS = Programmschritt 

T = schaltbarer Takteingang 

E = Takteingang 

KG = Koppelgruppe 

KV = Koppelvielfach 


TS-PL = Teilnehmerschaltungs- 
Platte 

AF-FF = Anreiz-Erkennungs- 
Flip-Flop 
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c) Der Teilnehmer-Identifizierer mit den Teilnehmerschaltungen 

Die Teilnehmerschaltungen (TS) werden den Eingängen fest zuge¬ 
ordnet. Bei Eingängen mit TS, die mit Sätzen beschältet werden, kann 
diese Teilnehmerschaltung durch Betätigen der t-Kontakte und stän¬ 
diges Durchschalten abgetrennt werden. Aufgabe der Teilnehmerschal¬ 
tung ist es, das Schließen der a/b-Schleife an den Teilnehmer-Identi- 
fizierer weiterzuleiten. Die Teilnehmerschaltungen werden zur Erleich¬ 
terung der Identifizierung in Matrix-Form angeordnet. 

Die wesentlichen Aufgaben der Teilnehmer-Identifizierung sind: 
Erkennen des Anreizes, Lage der Teilnehmerschaltung ermitteln und 
speichern. Erkennen von Fehlern, Informationsübermittlung an das 
Arbeitsfeld-Steuerwerk, Überwachung der Freischaltung des T-Relais. 

Durch eine Schutzzeit zwischen Anreizerkennung und Informalions¬ 
weiterleitung werden Fehler erkannt. Auch 220 V~ oder über dem 
zugelassenen Wert liegende Beeinflussungs-Spannungen mit 16 2/3 Hz 
auf der Anschlußleitung werden durch Auftreten des rhythmischen An¬ 
reizes festgestellt. Die Durchschallung unterbleibt dann. 

Das Prinzip der Teilnehmer-Identifizierung ist aus Bild 12 zu 
ersehen. Den 16 Koppelvielfachen KVA einer Koppelgruppe AB mit je 
24 Eingängen (0—23) werden 12 Baugruppen zu je 32 Teilnehmer¬ 
schaltungen zugeordnet. Diesen 24 Zeilen stehen 16 Spalten gegenüber, 
über die Eingänge El—E3 und die ODER-Tore 0—43 wird ein Anreiz¬ 
erkennungssignal zum Anreizerkennungs-Flipflop gelangen, wenn min¬ 
destens eine Teilnehmerschaltung infolge Schleifenschluß dieses Signal 
durchläßt. Durch zwei Code-Wandler (Zählketten mit Decodierung) 
läuft dann ein Suchvorgang „1 aus 4“ ab. Mit den Schritten 2 und 3 
wird die Auswahl „1 aus 24“ (Zeile) sowie „1 aus 16“ (Koppelvielfach) 
getroffen. Die einzelnen Abläufe werden durch einen Programmablauf¬ 
zähler überwacht. Nach Erkennung der Teilnehmerschaltung (Schritt 4), 
wird das Ergebnis dem Arbeitsfeld-Steuerwerk über die Schnittstelle 
2 (A) angeboten. Im letzten Schritt wird das erfolgreiche Durchschalten 
kontrolliert. 


d) Der Einsteller 

Für die Steuerung der Koppelanordnung werden zwei Einsteller 
verwendet: der AB-Einsteller für die AB-Koppelgruppen-Steuerung und 
der C-Einsleller. Der Arbeitsbereich des AB-Einstellers entspricht dem 
des Teilnehmer-Identifizierers. 

Die wesentlichen Aufgaben des AB-Einstellers sind: Schließen je 
eines Koppelpunktes in der A- und B-Stufe, öffnen aller Koppelpunkte 
einer Zeile und Spalte je Koppel vielfach KVA und KVB („Putzen“), 
Steuern der t-Kontakte der Teilnehmerschaltung allein oder in Ver¬ 
bindung mit dem öffnen von Koppelpunkten. 

Das Putzen ist bei einer Wegesuche im Speicher, also unabhängig 
vom Zustand der Koppelanordnung, zweckmäßig, da nur hierdurch 
Übereinstimmung zwischen der Koppelanordnung und dem Speicher¬ 
abbild hergestellt werden kann. Doppelverbindungen werden dann mit 
Sicherheit vermieden. Die unabhängige Betätigung der t-Kontakte wird 
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Koppelstufe A und T-Relais 



_A_ 

r i 

\ 

p <V^ pV-/^ 



Leistungs¬ 

verstärker 

Leistungs- 

verslärker 

Leistungs¬ 

verstärker 



Koppelstufe B 




s/' p 28 fzbt p 


v 


zb32 


Leistungs¬ 


Leistungs¬ 

verstärker 


verstärker 



Adresse Quittung 


Bild 13. Blockschaltbild eines Einstellers (Werkbild Siemens) 

KV = Koppelvielfach ZB = Zeile KV B 

S = Spalte SS = Schnittstelle 

ZA = Zeile KV A 
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z. B. für den Abwurf auf die Teilnehmerschaltung bei unnötiger Be¬ 
legung gebraucht. 

Die grundsätzliche Funktion eines Einstellers ist aus Bild 13 zu 
ersehen. Für die in Koordinaten anzusteuernden Koppelpunkte werden 
die Koppelvielfache KVA in Ansteuereinheiten nach Bild 14 angeordnet. 



Bild 14. Ansteuereinheit für AB-Einsleller (Gruppierung des KVA) 

KV = Koppelvielfach za = Kontakte der Beiais Zeile A 

KG = Koppelgruppe s = Kontakte der Spaltenrelais 


2. Der Anschluß der Sätze an die Koppel a n o r d n u n g 

Der Anschluß der Sätze an die Koppelanordnung muß wegen 
der nicht vorgesehenen Mischung vollkommen freizügig möglich sein 
(Bild 15). Als Rangierpunkt wird die VST-Seite (früher waagerechte 
Seite) des neuen Hauptverteilers verwendet (bei zu großen Kabellängen 
werden einige Eingänge auf einen im Wählersaal befindlichen Rangier¬ 
verteiler geführt). Sämtliche Eingänge der Koppelanordnung und die 
Ein- bzw. Ausgänge der Sätze werden hier angeschlossen. Die senkrecht 
nach unten weisenden Pfeile deuten die Informationsabgabe bzw. Be¬ 
fehlsaufnahme über die Schnittstelle SS2 (A) an. Die Teilnehmerschal¬ 
tungen der Satz-Eingänge können evtl, vorhanden sein, sind dann aber 
nicht wirksam. Durch diese Beschallung der Koppelanordnung kann 
über eine Verdrahtungsänderung am Hauplverteiler jeder Eingang be¬ 
liebig mit Sätzen oder Teilnehmern belegt werden. 

Die Verbindung 1 zeigt einen Weg zwischen Teilnehmer 1 und 
Wahlsatz (Wegesuche 1, Registeranschaltung). Der Ausgang des Wahl¬ 
satzes wird hier nicht benötigt und bleibt daher offen. Nach Erkennen 
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KA aller AF 



Datenkanal 



Bild 15. Freizügige Zuordnung der Sätze 


KA 

= Koppelanordnung 

IS 

Internsatz 

AF 

= Arbeitsfeld 

ID 

Identifizierer 

KS 

= kommender Satz 

EM = 

Einsteller 

GS 

= gehender Satz 

ZST 

Zentralsteuerung 

ES 

= Externsatz 

OVI 

Ortsverbindungsleitun 

KFS 

= kommender Fangsatz 

Asl 

Anschlußleitung 

DWS 

= Durchwahlsatz 

HVt = 

Hauptverteiler 

WS 

= Wahlsatz 

NSt-Anl. = 

Nebenstellenanlage 

TS 

= Teilnehmerschaltung 
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des Zieles (Internverbindung) wird der Weg 1 ausgelöst und die Ver¬ 
bindung 2 hergestellt (Einschleifen eines Internsatzes). Die Verbin¬ 
dung 3 beschreibt den Gesprächszustand von der Amtsleitung einer 
Nebenstellenanlage zu einer konventionellen VST. Im Fall der Ver¬ 
bindung 4 handelt es sich um Durchgangsverkehr EMD-EWS 1 (D) -> 
EWS 1 (B). Wird bei Erreichen der Ziel-VST EWS 1 (B) ein „Fang- 
Teilnehmer“ festgestellt, so gibt die VSt über den Datenkanal einen 
Befehl zum Einschleifen eines kommenden Fangsalzes KFS ab (Ver¬ 
bindung 5 hersteilen, Verbindung 4 auslösen und a/b des kommenden 
Satzes überbrücken). 

Nach diesem Prinzip werden sämtliche Sätze angeschlossen. Bei 
doppelt angeschlossenen Sätzen können Eingang und Ausgang in ver¬ 
schiedenen Koppelgruppen ABC liegen. 


3. Das Arbeitsfeld-Steuerwerk mit der äußere n 
Schnittstelle 


Das Arbeitsfeld-Steuerwerk ist das Bindeglied zwischen den Sätzen 
eines Arbeitsfeldes (2 Koppelgruppen ABC) und der Zentralsteuerung. 
Bis zu 15 Arbeitsfeld-Steuerwerke können von der Zentralsteuerung 
(Typ 1) angesteuert werden (siehe auch Bild 5). Die Arbeitsfeld-Steuer¬ 
werke werden alle 5 ms über die innere Schnittstelle SSI (I) angesteuert 
(sämtliche Abfragen dauern etwa 1 ms). Das Arbeitsfeld-Steuerwerk 
kann zum Zeitpunkt der Abfrage drei Zustände haben: 


a) Belegt, ein Satz mit Arbeitsfeld-Steuerwerk verbunden, 

b) Abgabe einer Information möglich (Nachrichtenspeicher gefüllt), 
e) Aufnahme eines Befehls möglich (entspricht dem Ruhezustand). 


Das Arbeitsfeld-Steuerwerk besteht aus folgenden Baugruppen 
(Bild 16): Satz-Identilizierer (S-ID), Nachrichtenspeicher (NSP), interne 
Steuerung, Kanalsteuerung und ESE-Schaltteil. Sämtliche Sätze werden 
parallel an das äußere Leitungssystem LSA angeschlossen. 

Wenn einer der aktiv betriebenen Sätze eine Information abgeben 
will, wird das Arbeitsfeld-Steuerwerk angereizt. Der Satzidenlifizierer 
sucht über das Adressen viel fach (aus Sicherheitsgründen sind zwei An¬ 
reizvielfache vorhanden) diesen Satz. Die Sätze sind wiederum in Ko¬ 
ordinaten angeordnet (Bild 17). Aus der Hauptkoordinate X (Gruppe 
0—31) und der Hauptkoordinate Y (Satz 0—31) ergibt sich die Adresse 
des Satzes. An 1 Arbeitsfeld können bis zu 32 X 32 = 1024 Sätze an¬ 


geschlossen werden. Die 32 X-Leitungen werden doppelt geführt. Da¬ 
durch können Sätze mit und ohne Priorität unterschieden werden. Die 
Kontakte P bzw. N können auch wahlweise gesetzt werden. Dann Aver- 
den je nach Dringlichkeit verschiedene Nachrichten desselben Satzes 
unterschiedlich behandelt. 


Soll einem Salz ein Befehl übermittelt werden, so wird der Satz 
durch entsprechende Einstellung der X- und M-Koordinate (Erregung 
eines Relais M im Satz) adressiert. 

Nach der Identifizierung wird der Satz mit der Abgabe einer Quit- 
tungsmeldung an das Nachrichtenvielfach angeschaltet (X, M). Für die 
Informationsübertragung (Eingabe-Vielfach) und die Befehlsaufnahme 
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ESE-Schaltteile in den GR 


S-IQ 


Nachrichten- 

Speicher 


Interne Steuerung 


Kanalsteuerung 


Kanal 


Teile 


Adressen-Vielfach 1 

1 1 2 (Ersatz) 

Nachrichten- ■ 1 

■ ■ 2 (Ersatz) 

< - SS 2 (A) 


ISA 


EAF-ST 


ESE: Ersatzschalteeinrichtung 
S-ID: Satzidentifizierer 
GR: Gestellrahmen 
EAF-SI: Ersatz-Arbeitsfeldsteuer- 
werk 

X- Schaltpunkte, durch ESE 
gesteuert 

ISA: äußeres Leitungssystem 
SS ■ Schnittstelle 

ZST ■ Zentralsteuerung 


SS 1 (I) 


ZST I 


ZST II 


Bild 16. Prinzip des Arbeitsfeld-Steuerwerks 


S-ID 1 aus 32 


ohne 



1 aus 32 


1 aus 32 


Priorüät 
HK X 


HK Y 


1 aus 32 


inschal tung, 
Hel düng 

HK M 


Satz 1024 
32. 32 


IIK 


Bild 17. Prinzip der Satz-Identifizierung 

= Kontakt für „Priorität“ M = Markierrelais 

= Kontakt für „Normal“ S-II) = Satz-Identitizierer 

= Hauptkoordinate LSA = äußeres Leitungssystem 
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(Ausgabe-Vielfach) slehen je 16bit = 2Byte zur Verfügung. Da die 
Nachrichten im Parallelcode übertragen werden, dauert die Abwicklung 
im Normalfall weniger als 5 ms. Diese Bearbeilungszeit gilt für beide 
Richtungen. Der Nachrichtenspeicher kann also alle 5 ms neue Befehle 
entgegennehmen. In Ausnahmefällen können auch bis zu 4 Byte breite 
Nachrichten übertragen werden. Ein- und Ausgabe-Vielfach werden 
dann für eine Richtung verwendet. Die Informationsaufnahme ist aus 
Bild 18 zu ersehen. Nach der aktiven Vorverarbeitung im Koppel¬ 
anordnungsteil des Satzes (z. B. Umwandeln der Impulsfolge einer 
Ziffer in ein codiertes Signal oder Bewerten einer Zeit) werden d i e 
I-Relais betätigt, die dem Code der abzusetzenden Nachricht entspre¬ 
chen. Nach der Identifizierung des Satzes werden durch einen I-Impuls 
alle Leitungen I 0 —115 des Nachrichlenvielfachs über die Transistor- 



X MIO 115 Q B 0 B 15 


AST 



Nachrichten- Nachrichten¬ 
speicher Speicher 


Bild 18. 

Prinzip der Nachrichtenübermilllung zwischen Arbeitsfeld und Arbeitsfeld-Steuerwerk 
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* 
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KA 

= Koppelanordnung 

I 

= Informationsleitung 

AST 

= Arbeitsfeld-Steuerwerk 

B 

= Befehlsleitungen 
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Schalter T 0 — T 15 an Spannung gelegt. In den im Satz markierten 
Leitungen fließt ein in Grenzen definierter Strom. Diese Ströme werden 
im Arbeitsfeld-Steuerwerk erkannt und als Information an den Nach¬ 
richtenspeicher weiter gegeben. Nach dem Erkennen der Information 
wird das Satz-Relais M wieder ahgeschallet (Verschwinden der Quit¬ 
tung Q). 

Die Befehle werden invers abgegeben. Nach dem Anschalten des 
Satzes werden die Transistorschalter T 16 — T 31 an Spannung gelegt. 
Strom fließt nur auf den Leitungen BO — B 15, deren Transistorschal¬ 
ter Tx durch die zu übermittelnde Nachricht leitend werden. Die Kon¬ 
takte der B-Relais in den Sätzen bewirken dann die Ausführung der 
Befehle in dem Koppelanordnungsteil des Satzes (z. B. Aussenden eines 
16 kHz-Impulses). 

Über den Schaltteil der Ersatzschalte-Einrichtung des Arbeitsfeld- 
Steuerwerkes werden die bei Betriebsstörungen notwendigen Alarme 
bzw. Umschalte- und Ersatzschal lungsbefehle übertragen. Bei Störun¬ 
gen in den Gestellrahmen müssen die Satzgruppen abgeschaltet werden, 
die die einwandfreie Funktion des Nachrichtenaustausches (z. B. durch 
Dauerbelegungen) unterbinden. 

Die Kanalsteuerung hat die gleichen Aufgaben gegenüber der Zen¬ 
tralsteuerung wie die Sätze gegenüber dem Arbeitsfeld-Steuerwerk (siehe 
Abschnitt IV. D.). 


D. Zentrale Einrichtungen 

Zu den zentralen Einrichtungen (Bild 5) gehören die Zentralsteuer¬ 
werke ZST, die zentrale Ersatzschalte-Einrichtung ESE-Z, die Anschluß¬ 
einheiten des inneren Leitungssystems LSI sowie die Datenüberlra- 
gungseinrichtungen zwischen den einzelnen VSt. 

Die Zentralsteuerung selbst besteht wiederum aus 2 wesentlichen 
Teilen, der Verarbeitungseinheit VE und den zugehörigen Speicherein¬ 
heiten SP. 

1 . Die Verarbeitungseinheit 
a) Prinzip der Verarbeitungseinheit 

Die Verarbeitungseinheit stellt die Grundfunktionen, die zur Aus¬ 
führung der einzelnen Programmabläufe benötigt werden, zur Ver¬ 
fügung (Bild 19). Wichtige Bestandteile sind das Rechenwerk, das 
Mikroprogramm-Steuerwerk, die Ein-/Ausgabe-Einrichtung, die Pro¬ 
grammunterbrechungslogik, der Abschluß zum Speicherleitungssyslem 
und das Bedienungs- und Wartungsfeld. 

Im Mikroprogrammsteuerwerk sind in einem Festwertspeicher in 
codierter Form die bei Aufruf eines Befehls zu betätigenden Schalt¬ 
punkte eingetragen. Diese Informationen bestimmen den technischen 
Ablauf in der Feinstruktur. Die Code werden mit dem Maschinentakt 
von etwa 5 MHz ausgelesen und über interne Sammelschienen an die 
Schaltpunkte geführt. Die Zuordnung einer bestimmten Mikroprogramm¬ 
folge zu einem geforderten Ablauf, der durch einen Operationscode 
gekennzeichnet wird, geschieht in Tabellen (Zuordner) des Mikropro- 
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r" 


Speichervielfach 



N 


inneres Leitungssystem 


Bild 19. Verarbeitungseinheit, Typ 1 (Werkbild Siemens) 

ZST = Zentralsteuerung ZDEA = Zentrale Datenein-/ausgabe 

SS-SP = Schnittstelle Speicher FS = Fernschreiber 


grammspeichers. Eine bestimmte Speicherzelle kann nur über die Spei¬ 
cheradresse gesucht werden. Die Tabellen enthalten diese Adressen. 
Da jede mögliche Operation durch einen eindeutigen binären Code 
gekennzeichnet ist, kann durch Ansteuern der Tabellen die zugehörige 
Mikroprogrammfolge gefunden werden. Für die Speicherung der Mikro¬ 
programme werden ca. 1000 Worte zu je 40 bit benötigt. 


Die Anordnung der allgemeinen Register entspricht grundsätzlich 
dem von Datenverarbeitungs-Anlagen her bekannten Aufbau. Es sind 
10 Register in integrierter Technik vorhanden [6]. Diese schnellen Zwi¬ 
schenspeicher werden als Mehrzweckregister für die Adressierung oder 
die Speicherung von Operanden bei Rechenoperationen verwendet. Das 
Rechenwerk enthält Einrichtungen zur Dualaddition, zur Bildung logi¬ 
scher Funktionen, zum Schieben und Testen. Für die Ausführung der 
Operationen muß eine schnelle TTL-Schaltkreistechnik (Transistor- 
7'ransistor-Logik) eingesetzt werden. 

Die Ein-/Ausgabe-Einrichtungen setzen die Signale des inneren 
Leitungssystems (SSI) in interne Signale für die Verarbeitungseinheit 
und umgekehrt um. Die Zwischenspeicherung eines Bytes ist möglich. 
Außerdem wird der Vergleich der eigenen abgehenden Befehle mit denen 
der synchron arbeitenden Verarbeitungseinheit II vorgenommen (siehe 
Abschnitt IV. E. 1.). Die einlaufenden Informationen der beiden inneren 
Leitungssysteme werden auf Parität überprüft und über Kreuz den 
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beiden Verarbeilungseinheiten zugeführt. Die auszutauschenden Nach¬ 
richten werden in besonderen Listen (Speicherplätzen) gespeichert. Die 
Informationen werden in der Eingabeliste (Briefkasten), die Befehle 
in der Ausgabeliste (Absendestelle) gespeichert. Hierbei wird nach ver¬ 
schiedenen Dringlichkeitsstufen unterschieden. 


Das Wartungsfeld wird bei der Korrespondenz mit der Verarbei¬ 
tungseinheit im Stillstand (Einschalten, Störungssuche nach Außer¬ 
betriebnahme) verwendet. Anzeigen über den Zustand der Register und 
Speicherzellen werden ausgegeben. Ferner können von Hand Anweisun¬ 
gen eingegeben werden. Hierzu gehören auch bestimmte Prüfmuster, 
die durch die vorgesehenen Programme nicht erzeugt werden können. 
Ein weiteres Mittel für die Störungssuche ist der „Unterwegs-Stop“, 
durch den der Ablauf der Programme und der Mikroprogramme be¬ 
liebig unterbrochen werden kann. Während des Vermittlungsbetriebs 
wird das Wartungsfeld abgeschaltet. Die Baugruppe für Programm- 
Unterbrechung enthält die Einrichtung für das Einschieben dringlicherer 
Programme. Weitere Aufgaben sind: Überprüfen der Zulässigkeit einer 
Programm-Unterbrechung, Abspeichern des Zustandes des unterbroche¬ 
nen Programms für die spätere Fortsetzung dieses Programms. 


Der Speicherleitungsabschluß hat die entsprechenden Aufgaben 
gegenüber dem Speichervielfach wie die Ein-/Ausgabe gegenüber dem 
inneren Leitungssystem. Hierzu gehören: Vergleich der zum Speicher 
gehenden Bitmuster, Erzeugung der für die Abspeicherung (Einschrei¬ 
ben) geforderten Parität, Paritätsprüfung für ankommende Bitmuster 
(Lesen), Speicherbereichsschutz gegen Löschen (Sperren bestimmter 
Speicherbereiche) sowie evtl. Speicherersatzschaltung. Da aus Wirt¬ 
schaftlichkeitsgründen Speicher unterschiedlicher Arbeitsgeschwindig¬ 
keit verwendet werden, muß auch der Ablauf angepaßt sein. 


b) Kapazität der Verarbeitungseinheit 

Die Größe des Arbeitsbereiches einer Verarbeitungseinheit (Steuer¬ 
bereich) hängt nur von ihrer Arbeitsgeschwindigkeit ab. Von besonderer 
Bedeutung ist hierbei die Zeit für Abwicklung eines Befehls. Sie ergibt 
sich aus dein Produkt der Mikroprogrammschritte mal dem Kehrwert 
der Taktfrequenz. Die zweite entscheidende Größe ist der maximale 
Einfallabstand der Nachrichten, der von der Größe und Art der Arbeits¬ 
felder (Orts-, Fernverkehr) abhängt. Schließlich muß die mittlere Be¬ 
arbeitungszeit für eine Nachricht bekannt sein. Sie ergibt sich aus der 
Zeit für die mittlere Anzahl der für die Bearbeitung notwendigen Be¬ 
fehle. Grundlage für die Ermittlung des Einfall-Abstandes ist die Zahl 
der Normgespräche je Teilnehmer (die Zahl der Nachrichten je abgehen¬ 
des oder ankommendes Gespräch ist bekannt). Die Zahl der Norm¬ 
gespräche kann durch Verkehrsmessung ermittelt werden. 

Bei einer Taktfrequenz von 5 Milz, Ablauf der Eingabe/Ausgabe- 
Operationen durch Programmsteuerung, und bei der für die Verarbei¬ 
tungseinheit (Typ 1) charakteristischen seriellen Arbeitsweise (byte¬ 
weise) ergibt sich bei ca. 0,06 Erl/Teilnehmer eine Kapazität von etwa 
16 000 Teilnehmern. Hierbei ist Durchgangsverkehr nicht berücksichtigt. 
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Durch Übergang auf Parallel-Verarbeitung (mehrere Byte gleich¬ 
zeitig), teilweise Verschiebung der Ein-/Ausgabe-Operationen auf die 
hardware und eine teilweise selbständige Arbeitsweise der Ein-/Ausgabe- 
Steuerung kann die dreifache Arbeitsgeschwindigkeit erreicht werden. 
Die Steuerbereichsgröße der Verarbeitungseinheit (Typ 2) beträgt dann 
etwa 45 000 Teilnehmer. 

Diese Verarbeitungseinheiten halten die Schnittstellenbedingungen 
ein und können daher bei Bedarf gegeneinander ausgetauscht werden. 

Für kleine VST soll noch eine andere Verarbeitungseinheit ent¬ 
wickelt werden, die in bezug auf die technische Funktion mit einem 
Arbeitsfeld-Steuerwerk vereinigt wird. Sie soll nur den Verkehr eines 
Arbeitsfeldes, also für max. 4000 Teilnehmer, abwickeln. 

2. Die S p e i c h e r e i n h e i t e n 

Die Speichereinheiten ermöglichen die elektronisch veränderbare 
Speicherung der Programme und Informationen, die die Verarbeitungs¬ 
einheit benötigt. Die Speicher sind wegen ihrer unterschiedlichen Arbeits¬ 
geschwindigkeit in zwei Gruppen unterteilt worden: Schnellspei¬ 
cher mit einer Zykluszeit von 1,5/is und einer Informationsbreite 
i m Speicher von 2 Byte; Großspeicher mit einer Zykluszeit 
von 4 jus und einer Informationsbreite i m Speicher von 4 Byte. Die 
Zykluszeit entspricht hier dem Vorgang „Lesen und Wiedereinschreiben“. 

Da der Bedarf an Speicherplatz, abgesehen von einem bestimmten 
Grundbedarf, annähernd linear mit der Zahl der Eingänge ansteigt, 
müssen mehrere Ausbaustufen vorgesehen werden. Für die Schnell¬ 
speichereinheit können Stufen von 32 Iv über G4 Iv, 128 Iv bis 256 K 
eingesetzt werden (1 Iv = 1024 Byte). Die Großspeichereinheit ist aus¬ 
baufähig von 64 Iv über 128 Iv bis 256 Iv. Auf dem Speichervielfach 
werden zur Verarbeitungseinheit jeweils 2 Byte übertragen. Dabei wird 
ein Paritätsbit mitgeführt. 

Fehler 1. Ordnung können daher sofort von den Überwachungs¬ 
schaltungen festgestellt werden. 

Die Speichereinheit wird an das Speicher viel fach über den Leitungs- 
systemanschluß angeschlossen (Bild 20). Er wandelt die Signale des 
Speichervielfachs in Signale für die Verarbeitungseinheit und umgekehrt 
um. Außerdem wertet der Leitungssystemanschluß die Adressen aus 
und ermöglicht dadurch die einfache Erweiterung des Speichervolumens 
durch zusätzliche Speicher. 

Der Schaltteil der Ersatzschallungs-Einrichtung hat wieder die be¬ 
kannten Aufgaben: Alarmweilerleilung, Umschaltung von Speicher¬ 
einheiten. 

Über den Leitungssystemanschluß werden die Nachrichten auf die 
einzelnen Register verteilt. Das Adreßregiste r speichert die 
Adresse des gewünschten Bytes. Entsprechend den hierfür vorgesehenen 
20 Leitungen steht ein Adreßvolumen für 2 20 Byte = 1 048 576 Byte zur 
Verfügung. Die einzelnen Byte werden in Koordinaten angesteuert 
(X- und \-Decoder). 

Das Informationsregister nimmt bei der Operation 
„Lesen“ über die Leseverstärker die Information auf und schreibt sie 


4 Fernmeldewesen 
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Verarbeitungseinheif 

I 


Verarbeitungs einheit 
II 

. _A_ 


ESE 



zu weiteren 
Speichereinheiten 


zu weiteren 
Sp eich er einh eiten 


Bild 20. 

Blockschaltbild einer Speicher¬ 
einheit (Werkbild Siemens) 
ESE = Ersatzschalte- 
Einrichtung 
SP = Speicher 


anschließend sofort wieder ein (Inhibit). Bei der Operation „Schreiben“ 
werden 2 Byte übernommen und in den Speicherblock eingeschrieben. 
Der Dalenteil des Speichervielfachs besteht also aus 2 X 9 = 18 Lei¬ 
tungen. 

Das Befehlsregister übermittelt über einen Dekoder der 
Ablaufsteuerung die Art der auszuführenden Operation (Schreiben, 
Lesen, Löschen). Hierfür werden 4 Leitungen benötigt. 

Für den Betrieb einer Vermittlung einschließlich Gebührenerfas¬ 
sung mit einer begrenzten Zahl von Leistungsmerkmalen (Abschnitt 
V. B.) werden ohne Doppelung etwa 150 Bit/Teilnehmer benötigt. 

3. Die innere Schnittstelle und die Fernsteuerung 

Die innere Schnittstelle SSI ermöglicht den Datenaustausch mit den 
Arbeitsfeld-Steuerwerken der steuernden VST und die Fernsteuerung 
der gesteuerten VST. Entsprechend Bild 5 wird das innere Leitungs¬ 
system LSI von der Ein-/Ausgabe der Verarbeitungseinheit und der 
Kanalsteuerung der Arbeitsfeld-Steuerwerke bzw. der Datenaustausch- 
Übertragungssteuerwerke DTU abgeschlossen. Da die einzelnen Arbeits¬ 
feld-Steuerwerke bei einer größeren VST in größerer Entfernung ange¬ 
ordnet sein können, wird eine Leitungslänge bis zu 150 m zugelassen. 
Die Nachrichten werden als symmetrische Wechselstromimpulse im 
8 bit-Parallelcode übertragen. Für jede Richtung steht ein getrenntes, 
gedoppeltes Leitungssystem zur Verfügung. Der kleinste Abstand zwi- 
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sehen 2 Signalen (Byte) ist 2 ms. Außerdem werden zusätzliche Steuer¬ 
leitungen vorgesehen, auf denen Steuerzeichen übertragen werden. Der 
Nachrichtenaustausch folgt einem vorgegebenen Schema. Die Zentral¬ 
steuerung steuert im Takt von 5 ms jeweils alle Steuerwerke zum 
Nachrichtenaustausch an. Dann wird abwechselnd von den Steuerwer¬ 
ken gesendet (Ballprinzip). Die empfangende Steuerung quittiert mit 
einem Steuerzeichen. 


a) Kanalsteuerung 

Die grundsätzliche Arbeitsweise der Kanalsteuerung ist aus Bild 21 
zu ersehen. Uber den mit bistabilen Baugruppen ausgerüsteten Kanal¬ 
empfänger, den Steuercode-Auswerter und die Adressendecodierung 
wird das Arbeitsfeld-Steuerwerk belegt. Anschließend wird der Befehl, 
der aus mehreren Byte besteht, empfangen und an den Nachrichten¬ 
speicher weitergeleitet. Parallel dazu wird die Parität überprüft (Pari¬ 
tätsbit + evtl. Alarm). Nach Abgabe der Nachricht wird der Empfänger 
ohne Aufnahme einer Quittung zurückgestellt. 
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Bild 21. Blockschaltbild der Kanalsleuerung (Werkbild Siemens) 

LS = Leitungssystem AF-St = Arbeitsfeld-Steuerwerk 

ZST = Zentralsteuerung 

In der Gegenrichtung geben die Kanalsender die codierten Steuer¬ 
zeichen, Informationen und Alarmmeldungen nach Freigabe durch den 
Empfangsteil ab. Hierbei wird die Information aus dem Nachrichten- 
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Speicher des Arbeitsfeld-Steuerwerkes bei Erfüllung der UND-Bedin- 
gung parallel übernommen. 

Für die Ersatzschaltung zwischen den beiden Leitungssystemen 
sind in den Kanalsendern und -empfängern Umschaltestellen vor¬ 
gesehen. 


b) Datenaustausch- und Übertragungssteuerwerk (D'l'U), Fernsteuerung 

Auch das DTU wird vom inneren Leitungssystem über eine Kanal¬ 
steuerung erreicht. Das Steuerwerk hat den Datenverkehr für 3 wesent¬ 
liche Betriebsweisen zu übertragen: 

1. Datenverkehr zu/von gesteuerten VST des eigenen Steuerbereiches 

2. Datenverkehr zwischen steuernden VST (verschiedene Steuerbe¬ 
reiche) 

3. Datenverkehr zu/von einem übergeordneten Betriebsrechner 

Das Prinzip der Datenübertragung zeigt Bild 22. Das Datenaus¬ 
tausch- und Übertragungssteuerwerk besteht aus der Dalen-Richtungs- 
auswahleinheit DBA, der Daten-Leitungsauswahleinheit DLA und der 
Sender-Empfänger-Steuereinheil SEST. Es übernimmt das Verteilen und 
Sammeln der Daten auf bis zu 16 Richtungen und bis zu 32 Leitungen, 
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Bild 22. 


Prinzip der Datenübertragung 
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die den einzelnen Richtungen beliebig zugeordnet werden können. Jeder 
Richtung wird ein Richtungsspeicher und jeder Leitung ein Leilungs¬ 
speicher zugeordnet. Die Zahl der Leitungen je Richtung ist abhängig 
von der Anzahl der Mehrwegeführungen, der Übertragungsqualität und 
der Länge der Leitungen sowie der zu übertragenden Dateninenge. 
Ferner übernimmt das Steuerwerk DTU die Auswertung und Erzeu¬ 
gung der zugehörigen Datenadressen. Es wertet die Zustandsangaben 
aller Richtungsspeicher aus und leitet Informationen an die Zenlral- 
steuerung weiter. In der Gegenrichtung wird die von der Zentralsteue¬ 
rung gesendete Richtungsadresse zur Ansteuerung des entsprechenden 
Richtungsspeichers verwendet. 

Die wesentlichen Aufgaben der Daten-Leitungsauswahleinheit sind: 
Übernahme der Nachrichten für max. 16 Richtungen aus der Zentral¬ 
steuerung; Verteilung (byteweise seriell) in der richtigen Reihenfolge 
an die einzelnen Leitungsspeicher (Längenangabe der Nachricht), Zwi¬ 
schenspeicherung der Daten für evtl. Wiederholungen hei fehlerhaften 
Übertragungen; Zusetzen von Prüfinformationen für die Datenstrecke; 
bitweise Ausgabe aus den Leitungsspeichern über die Sende-Empfänger- 
Steuereinheit. In der Gegenrichtung laufen entsprechende Vorgänge 
invers ab. Die Sender-Empfänger-Steuereinheit übernimmt die zeitrich¬ 
tige Anschaltung der Leitungsspeicher an die eigentlichen Datenüber¬ 
tragungsgeräte und die erforderliche Anpassung. Je nach Art der Lei¬ 
tung werden GDN-Geräte (Gleichstrom-Daten-Aüederpegel-Prinzip) oder 
FM-Geräte verwendet. Bei nichtpupinisierten Doppeladern und gerin¬ 
geren Reichweiten kann eine Geschwindigkeit von 4800 bit/sec erreicht 
werden [7j. 

Die aus Bild 22 zu ersehenden Gegengeräte haben die gleichen Auf¬ 
gaben. Die Daten-Leitungsauswahleinheit der gesteuerten VST versorgt 
nur eine Richtung. Arbeitsfeld-Steuerwerk und Steuerwerk DTU werden 
jedoch ohne Zwischenschaltung einer Kanalsteuerung betrieben. 

Durch diese variable Struktur der Dateneinrichtungen ist die Mehr¬ 
wegeführung von Datenleitungen und eine freizügige Anpassung an die 
zu übertragende Datenmenge möglich. Hierbei sind die Datenmengen 
zu gesteuerten VST wesentlich größer, da neben der Wählinformation 
(Register- und Leitungszeichen) auch die gesamte Einstellinformation 
übermittelt werden muß. Jede Leitung wird grundsätzlich mit 0,35 Erl 
ausgelastet. Beide Wege werden für die Übertragung verwendet. 

Ein einfaches Beispiel (Bild 23) zeigt den Ablauf der Übertragung: 
2 Wege mit je 2 Leitungen (je 1200 bit/sec) werden für die Datenüber¬ 
tragung benötigt. Die Daten-Leitungsauswahleinheit verwendet die vier 
Leitungen zyklisch nacheinander. Die 3 Byte lange Nachricht A wird 
byteweise parallel bilseriell auf den Leitungen 1—3 gleichzeitig über¬ 
tragen. Durch die Längenangabe für die Nachricht ist der Empfangsseite 
die Zahl der zu betrachtenden Leitungen bekannt. Die nächste 6 Byte 
lange Nachricht B wird anschließend auf den Leitungen 4, 1—4 und 1 
übertragen usw. Fällt eine Trasse (3, 4) aus, werden diese Leitungen im 
Zyklus nicht mehr berücksichtigt. Eine Verkehrseinschränkung tritt 
noch nicht auf. Lediglich die Datentransfer-Zeit steigt um den Fak¬ 
tor 2 an. 
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(Weg 1) 


(Weg 2) 



KT = Richtung 

LT = Leitung 





f-1 

Übertragungszeit 
für 1 Byte 


Bild 23. Ablauf einer Datenübertragung 

t = Zeit 

A, B, C = verschiedene Nachrichten 


Durch dieses Auswahlprinzip und das ständige Senden von „Leer¬ 
zeichen mangels echter Information wird eine dauernde Überwachung 
der Leitungen und Einrichtungen erreicht. Für die Fälle, in denen kein 
zweites Kabel für die Zweiwegeführung zur Verfügung steht, wird eine 
Not-Funkfernsteuerung entwickelt, die mit Einkanal-Geräten die stän¬ 
dige Datenverbindung gewährleistet. 

Für die Steuerung der Konzentratoren und weiterer abgeselzter 
Geräte wird eine Einkanal-Daten-Übertragung verwendet, da für diese 
Fälle eine Geschwindigkeit von 1200 bit/s ausreicht. 


4. Die Ruf- und Signaleinrichtung 

Die Ruf- und Signaleinrichtung (RSE) versorgt die peripheren 
Geräte mit Rufstrom, Hörtönen und Signaltakten. Diese Einrichtung ist 
je VST doppelt vorhanden. Die einzelnen Signale werden über vonein¬ 
ander entkoppelte Stichleitungen zu jeder Gestellreihe geführt und von 
den dezentralen Sätzen auf Befehl der Zentralsteuerung verwendet. 
Außerdem ist die Ruf- und Signaleinrichtung für Alarmmeldungen und 
Ersatzschaltungen mit der Ersatzschaltungs-Einrichtung verbunden. 

Die Werte des Rufstromes haben sich gegenüber der bisherigen 
Technik nicht verändert (25 ± 2 Hz, 65 ± 10 V). Das Taktverhältnis 
Strom/Pause beträgt 960/4800 ms. Es werden 6 Rufstromgruppen gebil¬ 
det. Durch dieses Taktverhältnis ergibt sich eine vollständige Unabhän¬ 
gigkeit von der Taktfolge des Freitons. 
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Die Hörtöne haben eine Frequenz von 425 ± 25 Hz bei einem 
Klirrfaktor von ä^ 10%. Die Taktfolgen für die einzelnen Töne sind 
(Impulsdauer unterstrichen): 


Wählton 

besonderer Wählion 

Gassenbesetzt 

Teilnehmerbesetzt 

Freiton 

Aufschallen 

Anklopfton 


Dauerton oder wie bisher 

Dauerton mit Zusatz-Modulation 

240/240 ms 

480/480 ms 

960/3840 ms 

240/240/240/1200 

wird noch festgelegt, evtl. Ansage 


Der besondere Wählton soll Teilnehmern, die sich selbsttätig um- 
schalten, als Erinnerungszeichen dienen. Der Anklopfton wird für die 
Teilnehmerberechtigung „Priorität/Anklopfen“ benötigt (siehe Ab¬ 
schnitt V. B.). 

Die im System peripher benötigten insgesamt 11 Takte werden 
ebenfalls durch die Ruf- und Signaleinrichtung erzeugt. Weitere Genera¬ 
toren für 50 Hz- und 16 kHz-Versorgung für Durchwahl und Gebühren¬ 
anzeiger/Münzer werden ebenfalls von der Ruf- und Signaleinrichtung 
überwacht. 

Die zentral benötigten Takte, insbesondere für die Zeitimpulszäli- 
lung, werden durch die Zentralsteuerung erzeugt. Alle Zeiten können 
mit einer Toleranz von i 
ein 50 ms-Grundtakt verwendet wird. 


25 ms hergestellt werden, da als Abzählmaß 


E. Besondere Einrichtungen zur Erhaltung der Betriebssicherheit 

Für die Betriebssicherheit eines zentral gesteuerten Systems und 
für die Entstörung sind zwei Dinge von wesentlicher Bedeutung: Es 
muß eine leichte Entslörbarkeit durch möglichst genaue Fehlerdiagnose 
und -anzeige gewährleistet sein und für die Entstörung muß genügend 
Zeit zur Verfügung stehen; die Einrichtungen mit erhöhter Störwirk¬ 
breite müssen also redundant vorhanden sein. Diese Redundanz ist 
möglich durch Doppelung mit Parallelbetrieb oder durch Zuschalten 
von Ersatzeinrichtungen. Letzteres läßt sich auch dadurch bewerkstelli¬ 
gen, daß eine zweite Einrichtung die Aufgaben der ausgefallenen ersten 
mitübernimmt. Je nach Auslastung der Geräte können Verkehrsein¬ 
schränkungen die Folge sein. 

1. Zentralsteuerung 

Die beiden Verarbeitungseinheiten werden parallel betrieben (Bild 
24). Hierdurch kann an jeder Stelle durch Vergleichsschaltungen ein 
auftretender Fehler festgestellt werden. Im wesentlichen werden 3 
Punkte überwacht: Der Ablauf in beiden Steuerungen wird durch Ver¬ 
gleich geeigneter Punkte überwacht. Daneben werden der Taktgene¬ 
rator, die Platten- sowie Steckervollständigkeit und die Spannungen 
überwacht. Die an kommenden Informationen auf den Eingängen 3 und 
4 werden auf Parität kontrolliert. Das gleiche gilt für die Ausgänge 
1 und 2. 
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Bei Ungleichheit der Ausgangssignale ist zunächst nicht bekannt, 
welche Zcnlralsteuerung den Fehler verursacht. In diesem Fall wird 
von der Ersatzschalte-Einrichtung ESE-Z über die Wege „Test 1“ und 
„Test 2“ ein Programm aufgerufen, dessen Ergebnis bekannt ist. Die 
Ergebnisse werden auf den Wegen 1 bzw. 2 wieder der Überwachung 
zugeführt, die nun eindeutig die fehlerhafte Zentralsteuerung identi¬ 
fizieren und abschallen kann. Das Festprogramm wird so gewählt, daß 
möglichst viele Baueinheiten der Zentralsteuerung an der Verarbeitung 
beteiligt sind. 


Die gestörte Zenlralsteuerung kann nun mit Hilfe des Wartungs¬ 
feldes (s. Abschnitt IV. I). 1.) durch schrittweisen Ablauf der Vorgänge 
entstört werden. 




ESE -Lei- 
tungssystea 


Bild 24. 

Prinzip der zentralen 

Überwachung 

ZST = Zentral¬ 

steuerung 

T = Test progrnmm- 

Eingabe 

LSI = Inneres 

Leitungssystem 

ESE-Z = Ersatzschalte- 

Einrichtung, 

zentral 


2. Dezentrale Einheiten 

Für die Außerbetriebnahme und Ersatzschaltung der peripheren 
Geräte wird die Ersatzschalte-Einrichtung für die Peripherie (ESE-P) 
verwendet. Die Überwachung der peripheren Funktionsteile (siehe Ab¬ 
schnitt IV. C. 1.) ist Aufgabe der Überwachungsteile (UEW). 


Die Überwachungsteile UEW kontrollieren und melden über das 
Arbeitsfeld-Steuerwerk an die Zentralsteuerung: Sicherungsausfälle, 
Platten- und Steckervollständigkeit sowie Alarmschaltungen der peri¬ 
pheren Funktionsteile. Sie sind über das äußere Leitungssystem mit 
dem Arbeitsfeld-Steuerwerk verbunden. Sie verwenden also für die 


Slörungsmeldungen den normalen Nachrichtenweg. Wichtige Meldun¬ 
gen über Störungen mit größerer Wirkbreite werden parallel von 2 
Überwachungssätzen benachbarter Gestelle abgegeben, da bei Störungen 
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im Arbeitsfeld-Steuerwerk-Teil eines Satzes von diesem keine Informa¬ 
tionsabgabe mehr möglich ist. Die Plattenvollständigkeit wird durch 
Schleifenbildung ii 1 >er alle Platten eines Funktionsleiles überwacht. Das 
gleiche Prinzip wird bei der Überwachung der steckbaren Verkabelung 
angewendet (Steckervollständigkeil). Der Aufwand für die Überwachung 
ist gering. 

Eine weitere Aufgabe der Überwachungssätze ist die Kontrolle der 
Schaltteile der Ersatzschalte-Einrichtung. Diese Schaltteile werden Ge¬ 
räten (Einsteller-Identifizierer) bzw. Gruppen von Sätzen zugeordnet. 
Über die Kontakte der Schall teile werden (auf Befehl der Zentralsteue¬ 
rung) die Ersatzschallungen bzw. das Abtrennen schadhafter Anlagen¬ 
teile ausgelösl. Die Ersatzschalte-Einrichtung ESE-P hat hierfür über 
eigene Leitungen Zugriff auf alle Schaltpunkte des äußeren Leitungs¬ 
systems (z. B. Arbeitsfeld-Steuerwerk-Ersatzschaltung, Bild 14). 

3. P r üfeinricht u n g e n 

Die Prüfeinrichtungen dienen ebenfalls der Erhaltung der Betriebs¬ 
sicherheit in der Peripherie. Hierbei handelt es sich jedoch um Einrich¬ 
tungen zur gezielten Prüfung der wichtigen Peripherie-Teile: Koppel¬ 
feld-Prüfeinrichtung, Prüfeinrichtung für Verbindungssätze, Prüfgerät 
für das Arbeitsfeld-Steuerwerk. 

a) Die Koppelfeld-Prüfeinrichtung 

Die Koppelfeld-Prüfeinrichtung wird für die automatische Routine- 
Prüfung der Koppelanordnung vorgesehen. Sie wird mit mehreren Ein¬ 
gängen an beliebige Eingänge der Koppelanordnung angeschlossen. Da 
sie ein Satz (mit Geräteadressen) des Arbeitsfeld-Steuerwerkes ist, ist 
eine schrittweise Steuerung durch die Zentralsteuerung möglich. Die 
Durchschaltung eines bestimmten Prüfweges ist durch gezielte Ansteue¬ 
rung der Koppelpunkte möglich. Da jedoch immer mehrere Koppel¬ 
punkte in Reihe liegen, kann bei Überschreitung der zulässigen Grenz¬ 
werte erst durch mehrfachen unterschiedlichen Verbindungsaufbau der 
gestörte Koppelpunkt gefunden werden. Der Aufbau dieser unterschied¬ 
lichen Verbindungen ist ferngesteuert über einen Bedienungsfernschrei¬ 
ber möglich. In einem Vergleichskreis einschaltbare Zusatzwiderslände 
ermöglichen eine Schwellenumschaltung und damit eine gewisse Kon 
trolle der Meßergebnisse. 

Folgende Messungen werden durchgeführl: Durchlaß- und Spcrr- 
verhallen von Koppelpunkten; Prüfung der Zwischenleitungen auf 
Unterbrechung und Berührung (Fremdspannung); Prüfung auf a/b- 
Schlüsse und Vertauschung. Das Vergleichsverfahren (Durchlaßwider¬ 
stand) arbeitet mit einer sehr kleinen Spannung der Frequenz 800 Hz. 
Sperrdämpfungen werden mittels hochohmiger Meßschaltungen gleich¬ 
strommäßig erfaßt. Vertauschungen sind durch hochohmige Messungen 
der Doppeladern mit unterschiedlicher Polarität feststellbar. 

b) Die Verbindungssatz-Prüfeinrichtung 

Die Verbindungssatz-Prüfeinrichtung wird für die Kontrolle der 
gesamten vermittlungstechnischen Vorgänge der Sätze verwendet. Auch 
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sie ist ein Salz des Arbeitsfeld-Steuerwerkes mit eigener peripherer 
Adresse. Nachrichtenaustausch mit der Zentralsteuerung ist über das 
Arbeitsfeld-Steuerwerk möglich. Die Prüfeinrichtung hat über ein Prüf¬ 
vielfach Zugriff auf zwei beliebige Hingänge (Prüfeingänge) der Koppel¬ 
anordnung. Durch Befehle der Zentralsteuerung können alle Sätze nach¬ 
einander routinemäßig mit verschärften Grenzbedingungen getestet wer¬ 
den. Doppelt angeschlossene Sätze (Internsatz, Wahlsatz, Fangsatz) 
werden durch getrennten Verbindungsaufbau mit beiden Prüfeingängen 
verbunden. Durch unterschiedliche Prüf- und Meßschaltungen, die je 
nach Art des zu prüfenden Satzes durch Befehle aktiviert werden, ist 
eine individuelle Prüfung möglich. 

Folgende Messungen werden durchgeführt: Symmetrie- und Poten¬ 
tialprüfung (Schleife); 16 kHz-Ivontrolle; Hörzeichen- und Rufstrom¬ 
toleranz; Dämpfungsmessung; Senden und Empfangen von Impuls¬ 
kennzeichen. Für diese letzte Messung müssen allerdings je ein gehender 
Satz und kommender Satz auf der Seite der Ortsverbindungsleitung 
miteinander verbunden werden, da ein Zugriff auf eine entfernte EMD- 
VSt nicht möglich ist. Für die Kontrolle der gleichslromfreien Verbin¬ 
dungsleitungen zwischen Externsätzen müssen in der anderen EWS- 
VST über den Datenkanal entsprechende Schalt Vorgänge ausgelöst wer¬ 
den (Quittung). 


c.) Prüfgerät für das Arbeitsfeld-Steuerwerk 

Das Prüfgerät für das Arbeitsfeld-Steuerwerk wird über ein wei¬ 
teres Leitungssystem wie ein Ersatz-Arbeitsfeld-Steuerwerk über Schalt¬ 
punkte der Ersatzschalte-Einrichtung mit dem äußeren Leitungssystem 
(Bild 16) des teilweise gestörten Arbeitsfeld-Steuerwerkes verbunden. 
Alle anderen Sätze des Arbeitsfeldes werden auf das Ersatz-Arbeitsfeld- 
Steuerwerk umgeschaltet (Bild 25). Das Prüfgerät arbeitet als einziger 
Satz mit dem gestörten Arbeitsfeld-Steuerwerk zusammen und bildet 


periphere Salzgruppen 




Bild 25. Prinzip der Anschaltung für das AST-Prüfgerät (Werkbild SEL) 

AST = Arbeitsfeld-Steuerwerk X = Kontakte für Ersatzschaltung/ 

PRGT = Prüfgerät Prüfung 

E = Ersatz 
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auf Befehl der Zentralsteuerung die wesentlichen Eigenschaften aller 
peripheren Sätze nach. Zur Erhöhung des Nachrichtenvolumens werden 
dem Prüfgerät mehrere Adressen zugeteilt. Diese Betriebsweise ist be¬ 
sonders bei der Störungseingrenzung von großem Vorteil. Durch die 
Antworten auf die Befehle sind Rückschlüsse auf die Störung möglich. 
Ist hei einer Total-Störung die Ansteuerung des Prüfgerätes nicht mehr 
möglich, kann in bestimmten Fällen durch die periphere Ersatzschalte- 
Einrichtung das Prüfgerät zur Meldung heim Arbeitsfeld-Steuerwerk 
veranlaßt werden. In Sonderfällen wird das Arbeitsfeld-Steuerwerk wie¬ 
der durch statische manuelle Meßverfahren in Betrieb genommen. Für 
kleine VST soll aus wirtschaftlichen Gründen evtl, nur ein „Funktions¬ 
teile-Spiegel“ verwendet werden. Dieser Satz hat ebenfalls eine peri¬ 
phere Adresse für die Anschaltung und gibt empfangene Befehle an¬ 
schließend unverändert als Information an das Arbeitsfeld-Steuerwerk 
und damit an die Zentralsteuerung zurück. Hiermit kann überprüft 
werden, oh das äußere Leitungssystem richtig arbeitet. 

F. Stromversorgung 

Zentral gesteuerte Systeme mit elektronischer Steuerung haben 
zwangsläufig einen wesentlich höheren Stromverbrauch, weil ohne Ab¬ 
hängigkeit von der Verkehrsbelastung die zentralen Einheiten einen 
konstanten Anteil aufnehmen. Bei konventionellen VSt ist im Strom¬ 
verbrauch das Verhältnis verkehrsschwache Zeit : HVSt etwa 1 : 10, 
während beim EWSO 1 ungefähr das Verhältnis 1 : 2 gilt. Die Wärme¬ 
entwicklung ist noch ungünstiger, denn der 50 %-Wert ist ein 24- 
Stunden-Wert. Der Spitzenbedarf und damit der Anschlußwert der 
beiden Techniken ist, bezogen auf mittlere VSt-Größe der gleichen 
Beschaltungseinheiten-Zahl, etwa gleich. 

Hierdurch werden besondere Maßnahmen für die Abführung der 
erzeugten Wärme notwendig. Die Wärme muß mit Entwärnmngsan- 
lagen, über deren endgültige Ausführung erst nach einem Betriebs¬ 
versuch entschieden werden soll, abgeführt werden. Bei Netzausfall 
müssen die Entwärmungsanlagen nach einer kurzen zulässigen Unter¬ 
brechung aus einer Netzersatzanlage gespeist werden. Es steht jedoch 
fest, daß sich eine Variante der Entwärmungsanlagen in jeden Wähler¬ 
saal auch nachträglich einbauen läßt. Die Unterbringung der durch das 
doppelte Fassungsvermögen der Wählersäle vergrößerten Stromversor¬ 
gung wird wahrscheinlich in einigen Typenhäusern Änderungen erfor¬ 
derlich machen. 


1. Ha uptsp a nnung — 6 0 V = 

Das EWSO 1 kann mit der heutigen Stromversorgung betrieben 
werden. Die Hauptspannung — 60 V wird als Transportmittel für alle 
anderen Spannungen verwendet. Unmittelbar wird die Hauptspannung 
für die Speisung der Anschlußleilungen, den Betrieb der Ortsverbin- 
dungsleitungen zu konventionellen VSt und der Ersatzschalte-Einrich- 
tungen mit ihren Schaltteilen verwendet. Der Anschluß der Ersatzschalte- 
Einrichtungen an die Hauptspannung stellt sicher, daß auch bei Aus¬ 
fall von Konvertern noch Ersatzschaltungen durchführbar sind. 
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Durch die Versorgung von Halbleitern aus der Hauptspannung ent¬ 
stehen Schwierigkeiten, wenn zu hohe Spitzenspannungen auftretcn. 
Die Halbleiter müssen durch Zusätze in der Stromversorgung geschützt 
werden. 

Die reinen 60 V-Verbraucher verursachen ca. 30 % des gesamten 
Stromverbrauches. Dieser Anteil ist wegen der Speisung der Anschluß- 
Lei langen stark verkehrsabhängig. 


2. Abgeleitete Spann u n g e n (Dezentrale S Ir o m - 
Versorgung) 

Neben der Hauptspannung werden noch folgende Betriebsspannun¬ 
gen benötigt: 

± 24 V vorwiegend für die Koppelanordnungen einschließlich Teil- 
nehmer-Identifizierer und Einsleller, ± 5 V vorwiegend für die inte¬ 
grierten Schaltungen von Zentralsteuerung und Arbeitsfeld-Steuerwerk. 
Diese Spannungen verursachen jeweils 30 % des gesamten Stromver¬ 
brauchs. Für Speicher, Datenkanal-Einrichtungen und bestimmte An¬ 
wendungsfälle sind noch weitere Spannungen notwendig. 

Die abgeleiteten Spannungen werden durch Gleichspannungswand¬ 
ler (Konverter) erzeugt, die in unmittelbarer Nähe der Verbraucher 
sitzen. Hierbei bilden Verbraucher und zugehöriger Wandler eine Ein¬ 
heit, die auch gemeinsam durch die Ersatzschalte-Einrichtung überwacht 
und abgeschaltet wird. 

Die Konverter werden nach einem einheitlichen Konzept entwickelt 
und bestehen aus dem Regel- und Steuerteil, dem Leistungsteil und der 
Über- und Unterspannungsüberwachung. Die jeweilige Ausgangsspan¬ 
nung ist von der Eingangsspannung galvanisch getrennt und wird durch 
Phasensteuerung (Pulsbreitensteuerung) konstant gehalten. Durch Ver¬ 
gleich mit dem Sollwert + 10 % wird Überspannung und durch Aus¬ 
wertung der Überschreitung des zulässigen Maximalstromes wird Über¬ 
lastung vermieden. Die Unterspannungsüberwachung erfaßt einen 
Abfall der Sollspannung um mehr als 10%. In beiden Fällen wird 
abgeschaltet und zur zentralen Überwachung signalisiert. Eingangs¬ 
seitig müssen die Konverter Spannung von 50 —73 V verarbeiten kön¬ 
nen, da Schwankungen der Hauptspannung in dieser Größenordnung 
auftreten. 


V. Technische Betriebsfragen 

In diesem Abschnitt sollen nur einige wesentliche Punkte heraus¬ 
gegriffen werden, die bei den konventionellen Systemen in dieser Form 
nicht vorhanden sind. 

A. Rufnummer/Lage-Zuordnung 

Um unter anderem die Forderung auf Mischungsfreiheit erfüllen 
zu können, muß Rufnummer/Lage-Zuordnung möglich sein. Jeder Ein¬ 
gang der Koppelanordnung kann mit beliebigen Zubringern/Abnehmern 
beschältet werden. Für den abgehenden Verkehr ist nur die Lage, also 
die echte Positionsnummer, von Bedeutung. Auch die Gebühren wer- 
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den unter der Positionsnummer erfaßt. Für den ankoinmenden Verkehr 
ist im Speicherbereich ein Rufnummer/Lage-Zuordner vorhanden. Für 
das EWSO 1 ist die Vollumwertung geplant. Der Zuordner muß die 
Zuordnung von ca. 50 000 Rufnummern gestatten, die jedoch auf einen 
Bereich von 100 000 Rufnummern verteilt sein können. In Ausnahme¬ 
fällen muß für die erleichterte Einführung eine steuernde VST auch 
gesteuerte VST steuern können, deren Rufnummern dem Volumen 10 8 
entnommen sind. Diese VSt werden dann aber nicht in die freie Ruf¬ 
nummer/Lage-Zuordnung im Steuerbereich einbezogen. 

Durch dieses Verfahren können Teilnehmer ihre Rufnummer be¬ 
halten, sofern die neue Wohnung im selben Steuerbereich liegt. Dies 
dürfte deshalb nach dem Übergang auf EWSO 1 viele betriebliche Er¬ 
leichterungen bringen. 



Bild 26. Netzmodell EWSO 1 

STB = Steuerbereich EKT = E rvve i t e ru n gsk onz en t r a t or 

ASB = Anschlußbereich, neu AsB — Anschlußbereich, konven- 

STVST = steuernde Vermittlungsstelle tionell 

GVST = gesteuerte Vermittlungs¬ 
stelle 

Aus der freien Rufnummern/Lage-Zuordnung ergibt sich eine von 
der heutigen Technik abweichende Art des Verbindungsaufbaus, der 
mit Hilfe eines idealisierten Netzmodelles (Bild 26) erläutert werden 
soll. Es ist die Verbindung zwischen den Teilnehmern Axxx2 (Anschluß¬ 
bereich A3) und Bxxxl (Anschlußbereich B3) herzustellen. Zwischen den 
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gesteuerten VST A3 und B3 steht ein direktes Bündel zur Verfügung. 
Nach Aufnahme der Ziffern B ... kann die Zentralsteuerung der steuern¬ 
den VST Al jedoch den Sprechweg nicht auswählen, da ihr die Lage des 
B-Teilnehmers nicht bekannt ist (Teilnehmer Bxxxl kann an irgendeine 
VST des Steuerbereiches B angeschlossen sein). Die Zentralsteuerung Al 
gibt daher die Wahlinforniation und eine zusätzliche Ursprungskennung 
(interne Nummer der VST A3) über den Datenweg weiter. Die Zentral¬ 
steuerung 2 gibt die Lage des Teilnehmers B codiert an die Zentral¬ 
steuerung 1 zurück. Die Zentralsteuerung 1 kann jetzt erkennen, daß 
das Bündel A3 —B3 in Betracht kommt. Die Verbindung wird unter 
Beachtung der Leitweglenkmöglichkeiten durch nochmaligen Datenaus¬ 
tausch zwischen den beteiligten Zentralsteuerungen aufgebaut. Durch 
Rückmelden eines evtl, vorliegenden „Teilnehmer besetzt“ könnte bei 
entsprechender Programmgestaltung die Belegung der Ortsverbindungs¬ 
leitung unterbleiben. Durch Anschalten eines Ton-Zweier-Salzes in der 
VST A3 wird der Besetztton angelegt. 


B. Teilnehmerklassen und Berechtigungen 

1. Möglichkeiten für eine Klasseneinteilung 

Die Teilnehmerklasse wird eindeutig durch einen Code der Länge 
7 Bit festgelegt. Da jeder Teilnehmer nur einer Klasse angehören kann, 
ergeben sich 128 mögliche Klassen (Dual-Code). Die Klasse ist für die 
Zentralsteuerung ein Hinweis auf die Art des Anschlusses an das System. 
In dezimaler Schreibweise ergibt sich folgendes Schema: 

0 = Einzelanschluß 

1 = Zweier-Teilnehmer 1 

2 = Zweier-Teilnehmer 2 

3 = nicht beschallet 

4 = Nebenstellenanlage 

5 = Nachtsammelanschluß 

6 = Dienstanschluß 

7 = frei 


Nicht beschalteten Eingängen wird die Klasse 3 zugeleilt, um die 
entsprechende Hinweisansage geben zu können. Weitere Klassen sind: 


8 = Münzer 1 

9 = Münzer 2 

10 = Münzer 3 

11 = Münzer 4 

12 = Beamtin 

13 = Prüfteilnehmer 

14 = Daten-Anschluß 

15 = a/b-Schluß 


Die 4 Münzerklassen sind für den Anschluß der ÖMiinz 56/63, 
eines Kuropa-Münzers, eines neuen Münzers für Inlands- und Auslands¬ 
verkehr sowie als Reserve vorgesehen. Die Kennung 13 wird für Ein¬ 
gänge verwendet, die z. B. eingerichtet werden sollen. Über diese Ein¬ 
gänge kann nur die Fernsprech-Entstörungsstelle bzw. ein „automa¬ 
tischer Teilnehmer“ erreicht werden. Reine Datenanschlüsse erhalten 
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die Klasse 14, um später in Verbindung mit den CCITT-Signalisierungs- 
verfahren Signale austauschen zu können. Der a/b-Schluß wird im Priif- 
netz ausgenutzt. 

Die Klassen Iß —23 entsprechen 0 — 7, jedoch Anschluß über einen 
kleinen Konzentrator. Weitere Klassen sind: 


24 = Hauptleitung für Kleinen Konzentrator 

25 = Zweier generell (vor Identifizierung durch den Wahlsatz) 

26 = Sonderdienst-Platz 


27 \ . . 

31 / fre ‘ 

«32 = Hauptleitung für Mittleren Konzentrator 

33 = Satz (Eingang nicht mit Teilnehmer beschältet) 

34 = Prüfeingang für Verbindungssatz-Prüfeinrichtung 

35 = Prüfeingang für Koppelfeld-Prüfeinrichtung 

36 \ 


47 f 


frei (Reserve) 


48 | n tK 

1 — II — 1 \ f 11 


63 ) 


= 0—15 für Anschluß über einen Mittleren Konzentrator 


| =0 — 31 für Anschluß über einen Großen Konzentrator 
96 ) 

j- = 0 — 31 für Anschluß über einen Erweiterungskonzentrator 


2. Berechtig u ii ge n 


Berechtigungen sind alle Zustände, die mehrfach gleichzeitig be¬ 
stehen können. Hier ist also eine Kennzeichnung durch einzelne Bit 
erforderlich. Die Berechtigungen werden in zwei Gruppen eingeteilt, 
denen entsprechende .Speicherbereiche zugewiesen werden. 

Berechtigung 1 der Länge 1 Byte: Hier werden die am häu¬ 
figsten vorkommenden Berechtigungen aufgeführt. Dieses Byte wird für 
jeden Teilnehmer vorgesehen. 


Berechtigung 2 der Länge 7 Byte: Hier werden nur selten 
benötigte Berechtigungen geführt, z. B. Anrufumleitung, Rufweiterschal¬ 
tung, Fernsprechauftragsdienst usw. Dieser Bereich wird nur bei Bedarf 
zugeteilt. Für die Daten der Berechtigungen 2 werden zusätzliche Zif¬ 
fernspeicher vorgesehen. Hier werden die Kurzrufnummern, Nummern 
für eine evtl. Anrufumleitung (bzw. für Nachtkonzentration bei Sonder¬ 
dienststellen der DBP) sowie Gebührenüberläufe abgespeichert. 

Die wichtigsten Berechtigungen sind: 


a) Priorität. Dieses Zeichen wird nur dem Fernplatz zugetcilt. Verbindungen dieser 
Art werden bei Gassenbesetzt im Warteverkehr (bis zu 30 sec) abgewickelt und 
führen bei Teilnehmerbesetzl zum Anklopfen, d. h. in die bestehende Verbindung 
wird ein Ton oder eine Ansage eingeblendet. 

b) Gebührenanzeiger. Es werden 16 kHz-ImpuIse zum Teilnehmer bzw. zur Neben¬ 
stellenanlage gesendet. 

c) Verlängerungsleitung. Bei einem Widerstand der Anschlußleitung < 250 Ohm ist 
die Verlängerungsleitung einzuschalten. 

d) Abschaltung. In Katastrophenfällen werden diese Teilnehmer generell abgeschallet. 

e) Sperre interkontinentaler Verkehr. Diese Berechtigung schützt vor unberechtigt 
geführten sehr teuren Gesprächen. 
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g) 

h) 


f) Berechtigung zur Selbstumschallung auf Fernsprech-Auftragsdiensl. Nach Zutei¬ 
lung dieser Berechtigung setzt oder löscht der Teilnehmer selbst durch Wahl von 
Kennziffern das eigentliche Umsehaltebit, das die Umsteuerung zum Auftragsdiensl 
ohne Parallelruf veranlaßt. 

Berechtigung zur Selbstumschaltung auf „Ruhe vor dem Telefon“. Hierbei handelt 
es sich um eine ankommende Sperre mit besonderer Ansage. 

Zählvergleich. Diese Berechtigung bewirkt die Zuordnung eines Speicherplatzes, 
in dem alle Daten entsprechend den bisherigen Zählvergleichseinrichtungen ge¬ 
speichert werden. 

Tastenwahl. 

k) Kurzwahl. 

l) Hinweis: „z. Z. außer Betrieb“, Gebührensperre. 

m) Hinweis: „z. Z. außer Betrieb“, Wunschsperre. 

n) Hinweis: „z. Z. außer Betrieb“, technische Störung. 

o) Hinweis: „Erfragen der neuen Rufnummer bei der Auskunft.“ Dieser Hinweis 

kann später durch die Ansteuerung eines speziellen Auskunftsrechners 
ersetzt werden. 

p) Hinweis: „Rufnummer in spitzen Klammern wählen“. 

q) Hinweis: „Teilnehmer des öffentlichen beweglichen Landfunkdienstes“ (z. B. bei 

nicht besetztem Fahrzeug). 

i 
i 

Fangen. Dieses Zeichen wird in der B-VST erkannt und im reinen EWS-Betrieb 
an die A-VST übermittelt. Daraufhin wird sofort die Ortsnetzkennzahl + Ruf¬ 
nummer des A-Teilnchmers zur B-VST über Datenkanal übertragen und dort 
gespeichert. Der Ausdruck geschieht erst durch Nachwahl des B-Teilnehmcrs. Bei 
„Sofortfangen“ und „Klingelstörer“ kann durch zusätzliche Maßnahmen inner¬ 
halb der Steuerung der sofortige Ausdruck erfolgen. 

u) Auslösekriterium vorwärts. Wird Teilnehmern mit Anrufbeantwortern und Daten¬ 
geräten zugeteilt. 

v) Sleckdosen-Teilnehmer. Hier muß die Auslösung, die sonst auch hei Auflegen des 
B-Teilnehmers sofort folgt, um 90 ± 10 sec verzögert werden. 

w) Umsehaltebit für Fernsprech-Auftragsdienst. 

x) Umsehaltebit für „Ruhe vor dem Telefon“. 


r) 

si 

t) 


2 Hinweisansagen Reserve. 


Weitere Berechtigungen können jederzeit im Bereich „Berechti¬ 
gung 2“ untergebracht werden. Die Änderung von Berechtigungen lind 
Klassen kann ferngesteuert durch verschiedene Dienststellen der DBP 
erfolgen. 

C. Prüfnetz 

Das Wählprüfnetz bleibt in seiner bisherigen Form als Sondernetz 
nicht bestehen. Im Regelfall werden die normalen Sprechadern für die 
tonfrequente Übertragung der Meßwerte und die Datenkanäle für die 
Übermittlung der Einstellbefehle verwendet. Für den Übergang EWSO 1/ 
konventionelle Technik sind keine besonderen Anpassungsmaßnahmen 
erforderlich. 


P r ii f s a t z für Tischansteuerung (PRS-TA) : 

Der neue Prüftisch enthält im wesentlichen nur Tasten, Lampen, 
den Tonfrequenz-Empfänger für die Meßwertaufnahme sowie das zu¬ 
gehörige Anzeigeinstrument. Die Verbindung zu der nächsten EWSÖ 1- 
VST stellt der fest zugeordnete Prüfsatz für Tischansteuerung her 
(Bild 27). Dieser Satz wird an das äußere Leitungssystem LSA (SS2), 
evtl, über eine Datenstrecke, angeschlossen. Der Prüftisch ist über ein 
Adernpaar mit einem Eingang der Koppelanordnung verbunden. Im 
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Speicherbereich des Priifsatzes sind Speicherplätze für mehrere ankom- 
mende und abgehende Verbindungen vorgesehen. Diese Verbindungen 
werden nur in der eigenen Koppelanordnung ausgelöst und können 
durch Tastendruck wieder dem Prüftisch über das eine Adernpaar zu¬ 
geschaltet werden. Die gesamte „Verdrahtung“ des Prüftisches wird 
also, wie bei allen Sätzen, im Speicher der Zentralsteuerung durch spe¬ 
zielle Programme und Daten dargestellt. Der Prüftisch kann im Zu¬ 
sammenhang mit den anderen Sätzen auch die Prüfungen der heutigen 
Technik vornehmen. Außerdem können bestimmte Meßprogramme, 
durch Ziellasten aufgerufen, vollautomatisch ablaufen. 

Die Steuerung der FernsprechentStörungsstelle (Wartefeld, Über¬ 
gabe an einen anderen Platz usw.) übernimmt ebenfalls die Zentral- 
sleuerung der nächst gelegenen VST. 

P r ii f s a t z f ii r Anschlußleitu n gen ( P R S - ASL) : 

Der Prüfsatz für Anschlußleitungen ist ebenfalls ein Satz des Ar¬ 
beitsfeld-Steuerwerkes und enthält die von der konventionellen Technik 
bekannten Gleichstromprüf- und Meßschaltungen (Reichweite 3000 Ohm 
Schleife) sowie den Sender für die in Tonfreqenz um gewandelten Meß¬ 
werte. Der Prüfsatz hat also die Funktion eines ferngesteuerten Prüf¬ 
platzes. Er ist dreifach an die Koppelanordnung angeschlossen: 1 Ein¬ 
gang (Tonfrequenz-Seite) und 2 Ausgänge für die Prüfung von zwei 
Anschlußleitungen. Hierdurch kann z. 13. eine Leitung mit 800 Hz ge¬ 
speist und auf der zweiten Leitung die Fremdspannung gemessen wer¬ 
den. Gegenüber der heutigen Technik sind noch weitere Belriebsmöglich- 
keiten vorhanden, u. a. auch die Prüfschaltungen für Fernsprechapparate 
mit Tastenwahi. 

Wenn die Rufnummer zu einem Teilnehmer mit mehreren An- 
schlußleitungen gehört, kann durch Nachwahl einer laufenden Nummer 
die Ansteuerung einer bestimmten Anschlußleitung erzwungen werden. 
Das Gleiche gilt für die Prüfung von Konzentrator-Hauptleitungen. 

Gleichberechtigte steuernde VSt werden über normale Externsätze 
(Ortsverbindungsleitungen) erreicht. Der Prüfsatz wird über den Daten¬ 
kanal angeschaltet (Bild 27). In Sonderfällen (Ortsverbindungsleitung 
mit weniger als 2 X 500 Ohm) können die VST durch eine nicht ab¬ 
geriegelte Sonderleitung verbunden werden (VST 1—VST 3). Die Prü¬ 
fung wird dann von einem Prüfsatz der VST 1 über die beiden Koppel¬ 
anordnungen vorgenommen (Bild 27, Verbindung 3). 

Die konventionelle Technik belegt einen normalen kommenden 
Satz, der die vom Prüftisch 59 gesendete Entsperrziffer aufnimmt (Ver¬ 
bindung 4, ONG-ON D-VST2, ONA). Hierdurch wird der Eingang 
eines Prüfsatzes mit dem kommenden Satz verbunden. Die weiteren 
Einstellbefehle werden vom kommenden Satz aufgenommen, von der 
Zentralsteuerung interpretiert und an den Prüfsatz weitergegeben. Die¬ 
ser Fall ist von Bedeutung, wenn die Nachtkonzentration zu einer Ent¬ 
störungsstelle alter Technik erforderlich wird. 

EWS-Entstörungsstellen können für die Prüfung der konventio¬ 
nellen Technik eingesetzt werden (Verbindung 5). In diesem Fall wird 
der Prüfplatz 68 angesteuert. Die Wählinformation einschließlich Ent- 
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sperrziffer wird dabei vom gehenden Satz unter Mitwirkung eines hier 
nicht gezeichneten Nachsendesatzes abgegeben. 

Eine abgehende Verbindung kann hergestellt werden, wenn nach 
Aufbau der Verbindung 2 kurzzeitig die Verbindung 7 hinzugeschaltet 
wird (VST 2). Dieser Schleifenschluß bewirkt die Teilnehmer-Identifi¬ 
zierung und die Zuteilung eines Wahlsatzes. 

Prüfsatz für Fern Sprechapparate (PRS-AP) : 

Der Prüfsatz für Fernsprechapparate entspricht etwa dem heutigen 
automatischen Teilnehmer. Die Verbindung wird z. B. durch einen Ent¬ 
störer aufgebaut. Nach Wahl der Kennziffer des Prüfsatzes ist die 
A-Teilnehmer-Rufnummer nachzuwählen. Die Zentralsteuerung über¬ 
prüft die Übereinstimmung zwischen Identifizier-Ergebnis und Nach¬ 
wahl. Erst dann wird die Verbindung 6 (Bild 27) hergestellt. Der Ent¬ 
störer prüft den Apparat durch. Bei Schlecht-Aussagen wird auto¬ 
matisch zum Prüftisch abgeworfen: Der Teilnehmer wird mit einem 
Prüfsatz für Anschlußleitungen, dieser wiederum mit einem Prüfsatz 
für Tischansteuerung verbunden. Am Prüf tisch leuchtet eine Anruf¬ 
lampe auf. 

P r ü f s a t z für die A n s c halt u n g von S o n d e r I e i t u n - 
g e n (P R S-AN) : 

Dieser Prüfsatz hat die Aufgaben der bisherigen Anschalteüber- 
tragung. Die beiden Zweige von über den Hauptverteiler geführten 
Sonderleitungen (Nebenanschluß-Leilungen u. a.) und ein Anschalte- 
apparat werden auf die Ausgänge des Prüfsatzes geschaltet und dort 
fernsteuerbar zusammengeschaltet bzw. unterbrochen. Der Prüfsatz für 
die Anschaltung von Sonderleitungen wird immer über einen Prüfsatz 
für Anschlußleitungen angesteuert. Die Prüfung der gängigen Wahl¬ 
verfahren (z. B. Dioden-Erd-Verfahren) ist durch einsteckbare Wahl¬ 
adapter möglich. Das entsprechende Wahlverfahren wird durch Wahl 
einer Kennziffer aufgerufen. 

D. Betriebssystem EWS 1 

Die integrierte Datenverarbeitung im Fernmeldewesen wird auch 
die Zentralsteuerung der EWS-VSt in ihr Gesamt-Datennetz einbe¬ 
ziehen, da die im System gespeicherten Daten für fast alle Dienststellen 
des Fernmelde-Betriebes von Bedeutung sind. Folgende Dienststellen 
müssen aus heutiger Sicht Zugriff haben: Fernsprech-Auftragsdienst 
(Berechtigung zuteilen), Rechenzentrum (Abruf und Löschen der Ge¬ 
bühren), Unterhaltungszentrum UFe (technischer Betrieb), Entstörungs¬ 
stelle, Rechnungsstelle (Einzelabfrage von Gebührenständen ohne Lö¬ 
schen), Anmeldestelle, Technisches Betriebsbüro (Verkehrsmessung 
durch Aufruf spezieller Verkehrsprogramme). Es können sich Änderun¬ 
gen bei anderen Organisationsformen ergeben. 

Der Zugriff dieser Dienststellen und ihre Berechtigungen sind hier¬ 
bei problematisch. Doppelzugriffe durch zwei oder mehrere Dienst¬ 
stellen müssen für eine bestimmte Speicheränderung bei eindeutiger 
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organisatorischer Zuordnung technisch verhindert werden. Eine Ab¬ 
frage dagegen ist zulässig. Die Sicherung gegen Doppelzugriff ist vor 
allem durch entsprechende Programme zu erreichen. 


Ferner ist es aus wirtschaftlichen Gründen zweckmäßig, alle nicht 
für den unmittelbaren Vermitllungsbetrieb benötigten Daten und Pro¬ 
gramme in billigeren Speichermedien (Plattenspeicher, Magnetkarten¬ 
speicher) aufzubewahren. Die Datenmengen von nur einer steuernden 
Vermittlungsstelle sind, bezogen auf die kleinste Größeneinheit dieser 
Speicher, jedoch zu gering. 

Diese Gründe sprechen dafür, übergeordnete Betriebsrechner für 
Vermittlungstechnik (BR-VT) einzuführen. Hierbei kann es sich auch 
um einen Aufgabenbereich eines allgemeinen Hauptrechners für das 
Fernmeldewesen handeln. Sämtliche Zentralsteuerungen z. B. eines 
Fernmeldeamts-ßereiches werden mit diesem Betriebsrechner über Da¬ 
tenkanäle verbunden. Alle Dienststellen des FA-Bereiches haben nur 
über den Betriebsrechner Zugriff. Hier werden auch die entsprechenden 
Berechtigungs-Prüfungen durchgeführt. Der notwendige Programmauf¬ 
wand mit dem dazu gehörenden Speicherplatz entsteht nur einmal 
zentral. Die für alle Dienststellen notwendige Teilnehmer-Datei wird 
durch laufende Korrespondenz zwischen den Zentralsteuerungen und 
dem Betriebsrechner auf dem letzten Stand gehalten. Alle nicht unmit¬ 
telbar benötigten EWS-Programme werden erst bei Bedarf vom Be¬ 
triebsrechner in einen freien Speicherplatz der anfordernden Zentral¬ 
steuerung übertragen. Hierzu gehören z. B.: Programme für Verkehrs¬ 
messungen, Routineprüfungen, Einschalte- bzw. Erweilerungspro- 
gramme usw. 


Nach Einführung des Betriebsrechners ist eine grundlegende Um¬ 
organisation verschiedener Dienststellen möglich. Es werden Datensicht¬ 
geräte eingeführt, die das unmittelbare Auslesen von Daten gestatten. 
Die manuellen Karteien der Entstörungsstellen, des Fernsprech-Auf- 
tragsdienstes usw. werden überflüssig. Der Prüftisch z. B. erhält ein 
Datensichtgerät, mit welchem der IST-Zustand des Teilnehmer-Speichers 
(Klasse, Berechtigungen u. a.) unmittelbar erfaßt werden kann. Die 
Verbindungen Sichtgerät-Betriebsrechner und Prüftisch-Prüfnetz sind 
voneinander unabhängig. Das gleichzeitige Ansteuern eines bestimmten 
Platzes und des zugehörigen Sichtgerätes wird durch Datenaustausch 
zwischen dem Betriebsrechner und der zuständigen Zentralsteuerung 
erreicht. 


VI. Die Zeitvielfach-Variante 

Durch die Einführung der PCM-Übertragungstechnik auf Orlsver- 
bindungsleitungen werden in zunehmendem Maße PCM-Bündel auf 
Raumvielfach-VST treffen. Wenn es sich um Voll-VST handelt, wird 
vor der VST demoduliert und bis zum Teilnehmer im Raumvielfach 
vermittelt. Handelt es sich hierbei jedoch um Durchgangs-VST mit an- 
kommenden und abgehenden PCM-Bündeln, ist die Vermittlung im 
Zeitvielfach sinnvoll. Es wird hierdurch die Demodulation vor der VST 
und die unmittelbar wieder notwendige Modulation nach der VST 
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erspart. Der Aufbau der PGM-Koppelanordnung ist hierbei vorerst von 
untergeordneter Bedeutung. Es besteht nur die Forderung, daß die 
Zenlralsteuerung einer Raumvielfach-VST EWSO 1 auch PCM-Arbeits- 
fekler mit einem auf diese Arbeitsfelder zugeschnittenen PCM-Arbeits- 
feld-Steuerwerk steuern soll. Dann müssen nur die Bedingungen der 
inneren Schnittstelle SSI eingehalten werden. Die Wegesuche für die 
PCM-Koppelanordnung erfolgt, wenn auch mit abgeänderten Program¬ 
men, ebenfalls im Speicher. Jedem der «30 Kanäle der einzelnen PCM- 
Systeme wird ein Bit zugeordnet. Durch entsprechende Befehle an das 
PCM-Arbeitsfeld-Steuerwerk werden dann die für die Vermittlungs¬ 
aufgabe evtl, notwendigen Zeitkanalwechsel durchgeführt sowie die 
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Bild 28. Durchgangsverkehr über PCM-Transit-VSt 
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AF-ST = Arbeitsfeld-Steuerwerk 

ZST = Zen traisteuerwerk 
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Bild 29. Mögliche spätere Abwicklung von Massennahverkehr 
Ortsgruppenwähler KVSt = Knotenvermittlungsstelle 


Endleitung 


entsprechenden Ivoppelpunkte markiert. Die periodische Durchschallung 
im 125 //s-Abstand ist Aufgabe bestimmter Sätze der Peripherie. 

Aus Bild 28 sind die vier möglichen Kombinationen bei Durch¬ 
gangsverkehr zu ersehen. Im Fall a) sind Ursprung und Ziel VST der 
konventionellen Technik. Durch Kennzeichenumsetzer muß die ver- 
mittlungstechnische Information auf den a-, b-, c-Adern erkannt und 
an das Multiplex-Geräte MU weitergeleitet werden. Dort werden die 
30 Kanäle zu einem seriellen Bit-Strom zusammengefaßt, der auch die 
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vermittlungstechnische Information enthält. Die Leitungseinheit LE 
dient der Anpassung an die Leitung. In der Durchgangs-VST ist in 
diesem Fall ein PCM-Wahlzusatz erforderlich, der die vermittlungs¬ 
technische Information heraussieht und an das PCM-Arbeitsfeld-Steuer- 
werk weiterleitet. Die weitere Verbindung zur konventionellen VST 
wird in umgekehrter Folge aufgebaut. Der PCM-Wahlzusatz blendet 
dann die Information ein. 

Die Fälle b) und c) in Bild 28 betreffen den gemischten Verkehr. 
Die beiden Zentralsteuerungen der Raumvielfach- und Zeilvielfach-VST 
tauschen ihre Informationen über Datenkanäle aus. Dadurch entfallen 
die aufwendigen Kennzeichenumselzer. Die Multiplex-Geräle sind wei¬ 
terhin notwendig. 

Im Endstadium verkehren die einzelnen Zentralsteuerungen nur 
über Datenkanäle miteinander. Zeitvielfach-Arbeitsfelder können an 
beliebigen Stellen hinzugesetzt werden. Hierdurch lassen sich PCM- 
Durchgangs-VST mit erträglichem Aufwand einführen. 

Wenn mehrere PCM-VST im Verband betrieben werden, müssen 
die Taktgeneratoren synchronisiert oder die Nachrichten bei asynchro¬ 
nem Betrieb am Eingang der VST zwischengespeichert werden [8]. 
Diese Synchronisierung wird dann im ersten Fall durch geringfügiges 
Verändern der Frequenz der Taktgeneratoren in den PCM-Arbeitsfeld- 
Steuerwerken erreicht. 


Die sich hieraus ergebenden Möglichkeiten für die Abwicklung von 
Massen verkehr deutet Bild 29 an. Als Beispiel soll das Bündel 23—22 
betrachtet werden. Nach einer Erweiterung des Nf-Bündels durch PCM- 
Strecken endeten diese Strecken ursprünglich auf Multiplex-Geräten 
vor der Raumvielfach-Koppelanordnung 22. Durch Hinzusetzen einer 
PCM-Koppelanordnung und Verlegen der Multiplex-Geräte hinter die 
Koppelanordnung kann Durchgangsverkehr zu anderen Ortsnetzen ab¬ 
gewickelt werden. Das PCM-Bündel behält seine Funktion als Überlauf 
für das Nf-Bündel 23—22. Durch entsprechende Maßnahmen im Orts¬ 
netz 1 können unter Umgehung des SWFD, der als Überlauf weiterhin 
zur Verfügung steht, lohnende Verkehrsanteile über Ortsverbindungs¬ 
leitungen geführt werden. Die Restdämpfung der Gesamtverbindung ist 
immer sehr klein. Aus Stabilitätsgründen werden 3 dB eingehalten. 


VII. Die Programme des EWSO 1 
A. Allgemeine Betrachtung 

Die Forderungen, die an das neue Fernsprechvermilllungssyslem 
gestellt wurden, führten zu einem zentralgesteuerten System. Nur ein 
zentralgesteuertes System kann heute mit wirtschaftlichem Aufwand 
die geforderten Leistungsmerkmale anbieten. Vor allem kann die ge¬ 
lorderte Flexibilität des Systems beim heutigen Stand der Technik nur 
durch ein programmgesteuertes Vermittlungssystem verwirklicht wer¬ 
den. 

Die Technik der Rechenmaschinen und Datenverarbeitungsanlagen 
hat seit John von Neumann konsequent den Weg des programmgesteu¬ 
erten Systems mit abgespeichertem Programm verfolgt. Hier liegt ein 
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zwanzig Jahre aller Schatz von Erfahrungen vor, der bei der Gestaltung 
programmgesteuerter Vermittlungssysteme verwertet wurde. Sowohl die 
Struktur und Technik der zentralen Einrichtungen des Systems als auch 
die Programmstruktur weisen daher wesentliche Merkmale der Daten¬ 
verarbeitungsanlagen bzw. Rechenmaschinen auf. Wir linden hier in 
den austauschbaren Verarbeitungseinheilen mit aufsteigender Pro¬ 
grammkompatibilität eine Analogie zum Konzept der Systemfamilie 
kommerzieller Rechner und in den genormten Schnittstellen Ähnlich¬ 
keiten zu den Kanälen moderner Datenverarbeitungsanlagen. Der Spei¬ 
cher ist wie der Speicher der Mehrzahl der Rechenmaschinen der soge¬ 
nannten dritten Generation byteweise (1 Byte = 8 bit) organisiert. 

Die vermittlungstechnischen Aufgaben stellen an die Programm¬ 
gestaltung hohe Anforderungen. Die Aufträge an das Zentralsteuerwerk 
werden von den Teilnehmern zu beliebigen Zeiten gegeben und müssen 
sofort erledigt werden. Wir können die Vermittlung von Verbindungs¬ 
wegen als Prozeß auffassen und das Zentralsteuerwerk als Prozeß¬ 
rechner betrachten. An das Zentralsteuerwerk und die Programmgestal¬ 
tung werden daher auch ähnliche Anforderungen wie an einen Prozeß¬ 
rechner gestellt: Echtzeitverarbeitung, gleichzeitige Bereitstellung einer 
Vielzahl von Programmen. 

B. Die Programmiersprache 

Die Programmiersprache ist das Bindeglied zwischen dem Men¬ 
schen und der Maschine. Bei den Programmiersprachen unterscheiden 
wir zwischen problemorientierten Sprachen und maschinenorientierten 
Sprachen. Typische problemorientierte Sprachen sind z. B. ALGOL, 
FORTRAN und COBOL. Diese Sprachen sind auf bestimmte Problem¬ 
kreise zugeschnitten und erleichtern für diese Anwendungsbereiche die 
Programmierarbeit. ALGOL und FORTRAN wurden für technisch¬ 
wissenschaftliche, COBOL dagegen für kaufmännische Probleme ent¬ 
wickelt. 

Während hei der Maschinensprache jeder einzelne Maschinenbefehl 
niedergeschrieben werden muß, schreibt der Programmierer bei einer 
problemorientierten Sprache für mehrere Maschinenbefehle nur eine 
Anweisung. Der Compiler, ein Übersetzungsprogramm, das auf einer 
Universalrechenmaschine läuft, zerlegt die Anweisung in die einzelnen 
Maschinenbefehle. Dem Programmierer wird bei der problemorientier¬ 
ten Sprache das Zerlegen in einzelne Maschinenbefehle erspart, das 
Quellenprogramm des Programmierers wird dadurch kürzer und über¬ 
sichtlicher. Ein Programm, das in einer problemorientierten Sprache 
geschrieben wurde, kann in der Regel auf jeder Rechenmaschine laufen, 
für die ein Compiler vorhanden ist, der aus dieser problemorientierten 
Sprache in die Maschinensprache der betreffenden Maschine übersetzt. 

Das Programmieren in problemorientierten, d. h. höheren Spra¬ 
chen, bringt jedoch nicht nur Vorteile mit sich. Ein geschickter Pro¬ 
grammierer wird für ein bestimmtes Problem in der Regel ein ein¬ 
facheres Maschinenprogramm schreiben, das weniger Speicherplatz 
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benötigt als ein entsprechendes Programm, das durch Übersetzung mit 
einem Compiler aus einem mit einer problemorienlierten Sprache ge¬ 
schriebenen Programm entsteht. 

Beim EWS 1 müssen fast alle Programme ständig mit kurzer 
Zugriffszeit zur Verfügung stehen. Sie werden daher zweckmäßiger¬ 
weise im Schnellspeicher gespeichert. 

Ein Programm kann durch die statische oder die dynamische Be¬ 
fehlszahl charakterisiert werden. Während es bei bestimmten Program¬ 
men auf eine geringe statische Befehlszahl ankommt, ist bei anderen 
die geringe dynamische Befehlszahl entscheidend. Für die EWS 1- 
Programmierung wurde eine spezielle maschinenorientierte Sprache, die 
EWS 1-Assemblersprache, verwendet. Mit dieser Sprache ist es möglich, 
sowohl den Speicheraufwand gering zu halten als auch hinsichtlich 
der Laufzeit der Programme zu optimieren. Bei der Assemblersprache 
entspricht jeder Assembleranweisung ein einziger Maschinenbefehl. Die 
Assemblersprache verwendet jedoch neben anderen Programmierhilfen 
mnemotechnische Hilfsmittel, um die Programmierarbeit zu erleichtern. 
So werden z. B. leicht merkbare Buchstabenkombinationen anstelle von 
Zahlen für die Befehlscode verwendet. Die in Assemblersprache ge¬ 
schriebenen Programme werden mit Ililfe eines Assemblerprogrammes 
auf einer Universalrechenmaschine in die Maschinensprache übersetzt 
(Bild 30). 
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Bild 30. 
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Die Assemblersprache stellt an die Programmierer in der Regel 
höhere Anforderungen als eine problemorientierte Sprache. Da echte 
Programmänderungen bei der DBP später zentral und nach Ablauf der 
Betriebs versuche selten durchgeführt werden, ist die Zahl der Mit¬ 
arbeiter begrenzt, die diese Arbeiten verrichten werden. Für Änderungen 
von Daten, die dezentral vorgenommen werden müssen, stehen ein¬ 
fachere Verfahren zur Verfügung. 

Im Laufe der Entwicklung werden sich wahrscheinlich einige 
Makrobefehle als zweckmäßig erweisen. Da die Befehlsabläufe aus 
Mikrofunktionen zusammengesetzt sind, können außerdem durch Än¬ 
derung der Mikroprogramme geänderte, durch ihre Erweiterung neue 
Befehlsabläufe geschaffen werden. Das Mikroprogramm ist in dem 
schnellen Mikroprogrammspeicher enthalten. 
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C. überblick über die Programme des EWSO 1 

Die Programme des EWSO 1 werden nach ihren Aufgaben in 6 
Gruppen unlerleilt: Organisationsprogramme, Vermittlungsprogramme, 
Unterprogramme, Dienstprogramme, Prüf- und Cberwachungspro- 
gramme, Hilfsprogramme. 


1. Organisation sprogram me 

Die Organisationsprogramme sorgen für die Aufgabenverteihing 
im System. Sie laufen routinemäßig ab und fragen z. B. periodisch die 
Steuerwerke nach Informationen ab oder starten auf Grund von Ein¬ 
gabedaten bestimmte Programme. Zu den Organisationsprogrammen 
gehören die Programme der Dalen-Eingabe und Daten-Ausgabe, das 
Zeitprogramm sowie die Programmauswahl. 


2. Vermittlungsprogr a m m e 

Die Vermittlungsprogramme steuern alle Vermittlungsvorgänge. 
Im Prinzip gibt es für jedes periphere Funklionsteil ein Vermitllungs- 
programm. Ein Vermittlungsprogramm, z. B. das Internsatzprogramm, 
verarbeitet alle von diesem Funktionsteiletyp, also hier dem Internsatz, 
kommenden Informationen. Typische Vermittlungsprogramme sind: 
Wahlsatz-Programm, Teihiehmeridentifizierer-Programm, Nachsende- 
satz-Programm usw. 

3. Unterprogram m e 

Die Unterprogramme sind aufgabenbezogen. Eine Aufgabe, die in 
einem oder in verschiedenen Programmen mehrfach bearbeitet wird, 
wie z. B. die Suche eines Weges zwischen zwei Anschlußlagen (Wege¬ 
suche), wird durch ein Unterprogramm gelöst. Vermittlungsprogramme 
und Unterprogramme können beliebig mileinander verknüpft werden. 
Ein Unterprogramm kann daher mehrfach verwendet werden, braucht 
aber nur einmal programmiert und abgespeichert zu werden. Unter¬ 
programme erledigen jeweils bestimmte, öfters auflretende Aufgaben 
z. B.: 

Tln-Information auslesen 
Ziffernbearbeitung 
Z i f fern be wert u n g 
Wegesuche usw. 

Umcodieren von Dualzahlen in Dezimalzahlen 
Multiplikations- und Divisionsprogramme. 


4. Dienstprogram m e 

Die vierte Gruppe der Programme, die Dienstprogramme, dienen 
dem Betrieb der Vermittlungsstellen. Sie werden z. B. bei Änderungen 
und Erweiterungen von Vermittlungsstellen benötigt und liefern Infor¬ 
mationen über Belastung und Betriebszustand der Vermittlungsstellen. 
Die Dienstprogramme werden in zwei Untergruppen unterteilt. 
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Dienstprogra in m e ohne Erweitern n g von Spei¬ 
cher und Peripherie. 

Dazu zählen folgende Aufgaben bzw. Programme: Protokollprogrannne 
(z. B. für das Auslesen des gesamten Speicherinhaltes), Änderungspro¬ 
gramme (z. B. für die Änderung von Teilnehmerberechtigungen), Ver¬ 
kehrsmeßprogramme (z. B. für die Bestimmung von Zielfaktor, Be¬ 
lastung von Zwischenleitungen, Funktionsteilen und Anschlußleitun¬ 
gen) tisw. 

Dienstprog r a m me, die wegen einer Erweite¬ 
rung der Peripherie oder durch ne ue Betriebsbe¬ 
dingungen eine Erweiterung im S p e i c h e r er f o r - 
d e r n z. B.: 

Erweiterungsprogranune für Koppelanordnung, Teilnehmer, Funklionsleile usw. 

5. P r ü f - und Ü b e r w a c h u n g s p r o g r a m m e 

Die große Gruppe der Prüf- und Überwachungsprogramme kann 
in acht Untergruppen gegliedert werden. 


Die P r o g r a m m e für d a s P r ü f netz dienen dein Auf¬ 
bau von Prüfverbindungen für das Prüfnetz. Diese vier Programme 
gehören zu den Sätzen des Prüfnetzes: Prüfsatz für Anschlußleilungen, 
Prüfsatz für Apparate, Prüfsatz für die Tischansteuerung, Prüfsatz für 
die Anschaltung von Sonderleilungen. 


Die P r o g r a m m e zur Ei n s e halt u n g u n d B o u t i n e - 
p r ü f u n g f ü r die äußere Peripherie werden zur routine¬ 
mäßigen und gezielten Überprüfung benötigt, um z. B. Fehler zu lokali¬ 
sieren. Mit diesen Programmen werden das ordnungsgemäße Öffnen 
und Schließen von Relaiskontakten untersucht, Berührungen in der 
Koppelanordnung festgestellt und andere Prüfaufgaben verrichtet. Pro¬ 
gramme stehen zur Verfügung für die Teilnehmerschaltung (R- u. 
T.-Relais), die Koppelanordnung, die peripheren Funktionsteile, Ein¬ 
steller, Identifizierer und Sätze sowie für die Konzentratoren und ihre 
Übertragungen. 


Die Program m e zur Einschaltung und Routine- 
p r ü I u n g für die E bene der Teilsteuerwerke dienen 
zur Prüfung der Teilsteuerwerke und der dazugehörigen Leitungs¬ 
systeme z. B.: Arbeitsfeld-Steuerwerk in Zusammenarbeit mit dem Prüf¬ 
gerät, Leitungssystem zwischen Zentralsteuerung und peripheren Steue¬ 
rungen. 


Die Programme für die Lokalisierung im Zen¬ 
tralsteuerwerk ermöglichen eine Aussage darüber, welche Ver¬ 
arbeitungseinheit gestört ist. Außerdem gehören dazu die Testpro¬ 
gramme für die Speicher und das Leitungssystem zwischen Speicher und 
Verarbeitungseinheit. 
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Fe h 1 e r p r o g r a m ni e werden gestartet, wenn im Vermitt- 
lungsablauf folgende Fehler auftreten: Undefinierte periphere Funk- 
tionsteileadresse, Undefinierte Funktionsteilemeldung, falsch identifi¬ 
zierte Teilnehmerlagen usw. 

Al a r m p r o g r a m m e werden für die Behandlung von Alarmen 
der peripheren Funktionsteile, wie Sicherungssatz, Identifizierer und 
Einsteller sowie der teilzentralen Steuerungen und der Speicher gestartet. 


Wieder a n lauf p r o g r a m m e ermöglichen nach dem Auf¬ 
treten von zentralen Alarmen das Wiederanläufen mit geprüftem Spei¬ 
cherinhalt. 

Für die Zusammenarbeit des Zentralsteuerwerkes mit der Ersatz- 
schal teein rieh tu ng stehen Dialogprogramme zur Verfügung. 


6. II i 1 f s p r o g r a m m e 

Die letzte große Gruppe von Programmen sind die Hilfsprogramme. 
Die Hilfsprogramme bestehen aus den allgemeinen Hilfsprogrammen, 
die in einem Universalrechner betrieben werden und den EWS 1-Hilfs- 


programmen für den Betrieb der EWS 1-VSt. Zu den allgemeinen 
Hilfsprogrammen zählen die Assembler-, Simulator- und Bibliotheks¬ 
programme, die zur Programmerstellung, zu Programmtests oder für 
die Programm Verwaltung benötigt werden. Die EWS 1-Hilfsprogramme 
werden für Programmtest und Fehlersuche sowie bei der Einschaltung 
und beim Test von peripheren Funktionsteilen benötigt. Hierzu zählen: 
Ablaufverfolgerprogramm, Ein-/Ausgabe-Ablaufverfolger und Kriterien- 
Ablaufverfolger. 


Mit diesen Programmen kann der Ablauf eines oder mehrerer Pro¬ 
gramme gezielt verfolgt werden. Der Ablauf der einzelnen Ein-/Ausgabe- 
befehle kann statisch oder dynamisch protokolliert werden. 

Dieser Überblick über die Programme soll einen Eindruck von der 
Vielzahl der verschiedenen Programmarten geben und den Umfang der 
Programmierarbeiten erkennen lassen. Die Programme müssen, mit 
Ausnahme einiger weniger häufig benötigter Programme, dauernd im 
Schnellspeicher zur Verfügung stehen, da beim EWS 1 jederzeit Auf¬ 
gaben auftreten können, die jedes beliebige dieser Programme benötigen. 


D. Die Speichcrorganisation beim EWSO 1 

Das Zentralsteuerwerk des EWSO 1 besteht aus den Verarbeitungs¬ 
einheiten und den Speichereinheiten, dem Bedienungsplatz sowie der 
Ersatzschalte-Einrichtung im Zentralsteuerwerk. Die Verarbeitungsein¬ 
heit hat die Aufgabe, die benötigten logischen und arithmetischen Funk¬ 
tionen auszuführen, der Speicher nimmt dagegen Daten und Programme 
auf, um sie bei Bedarf wieder zur Verfügung zu stellen. 

Technologisch werden mehrere Speicherarten unterschieden, der 
schwer änderbare, aber sehr schnelle Mikroprogram inspei- 
cher und die leicht änderbaren Magnetkernspeicher, die 
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wiederum nach ihrer Zykluszeit in Schnellspeicher und Großspeicher 
unterteilt werden. Außerdem stehen Register in Halbleitertechnik zur 
Verfügung. 

Die Befehlsabläufe werden durch den Mikroprogrammspeicher 
festgelegt. Da die Befehle selbst kaum geändert werden, wird hier ein 
schwer veränderbarer Speicher, jedoch mit schnellem Zugriff, benutzt. 
Der Mikroprogrammspeicher soll hier nicht weiter behandelt werden, 
da er zum Bereich der Verarbeitungseinheiten gehört. 

Bei einem so weitgehend zentral gesteuerten System muß ein ge¬ 
treues und aktuelles Abbild des Systems in einem schnell zugänglichen 
Speicher zur Verfügung stehen. Diese Aufgabe übernimmt der Magnet¬ 
kernspeicher. Im Magnetkernspeicher werden die Teilnehmer¬ 
daten wie z. B. Klasse, Zustand, Gebühren, Berechtigungen, Ruf- 
nummer-/Lage-Zuordnung und ggf. die Kurzrufnummer abgespeichert. 
Die Daten über Ve rbin d unge n werden ebenfalls im Kernspeicher 
abgelegt. Hier finden wir Richtung, Signalisierungsverfahren, Aulbau¬ 
zustand und andere Daten. Auch die Funktionsteile werden 
im Magnetkernspeicher beschrieben. Listen, d. h. Pufferplätze, z. B. 
die Eingabeliste für Aufträge und die Ausgabelisten für Ausgabebefehle, 
sowie Tabellen, etwa Zuordnungstabellen für die Leitweglenkung, 
werden im Magnetkernspeicher realisiert. Schließlich werden auch die 
P rogr a m m e im Magnetspeicher abgespeichert. 

Die verschiedenen Daten und Programme werden nicht mit der 
gleichen Häufigkeit benötigt. Sie stellen daher unterschiedliche Anfor¬ 
derungen an die Zugriffszeit der Speicher. Daten und Programme, die 
eine kleine Zugriffszeit erfordern, werden im Schnellspeicher, die übri¬ 
gen im Großspeicher abgespeichert. 

Die Programme werden zwar im Endzustand kaum mehr geändert 
werden, sie müssen jedoch eine kleine Zugriffszeit haben. Daher wird 
für später u. U. ein weniger leicht änderbares, aber dafür sehr schnelles 
Speichermedium in Frage kommen. 

Die Adressierung von Daten im Speicher steht in engem Zusammen¬ 
hang mit den Befehlsformaten. Genauso sind Speicher- und Programm¬ 
organisation eng miteinander verknüpft. Diese Zusammenhänge beein¬ 
flussen auch die Aufteilung des Speichervolumens. 


1. Speichereinteilung und Speicherplätze 

Das gesamte Speichervolumen wird in vier Abschnitte unterteilt, 
in die Abschnitte für Grundadressen, Tabellen, Vermittlungsaufgaben 
und Programme (Bild 31). 

Der Grundadressenspeicher enthält alle Beginnadres¬ 
sen von Programmen und Datenblöcken. Diese Grundadressen werden 
zur Adressierung von Programmen und Daten benötigt. 

Die Grundadressen werden mit symbolischen Namen definiert. Der 
Beginn eines bestimmten Programmes, z. B. des Programmes PR 1, 
kann unter dem diesem Programm zugeordneten symbolischen Namen 
GAPR 1 aufgerufen werden. Bei der Übersetzung wird jeder Grund¬ 
adresse automatisch im Grundadressenspeicher ein Platz reserviert, in 
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Grundadressenspeicher 


Tabellenspeicher 


Vernittlungsspeicher 


Programmspeicher 


Bild 31. 

Einteilung des 
Magnetkernspeichers 


den hei der Erstellung eines Progranimsystems die absolute Adresse 
eingetragen wird. 

Im Tabellenspeicher finden wir allgemeine Konstanten, 
Umwertetabellen, Bitmuster usw., aber auch Konstanten, die nur wäh¬ 
rend eines bestimmten Programm lau fs benötigt werden, sowie Voraus¬ 
setzungen für bestimmte und Ergebnisse bestimmter Programme. 

Der Ve rmittlungsspeicher enthält alle Daten über die 
vermittlungstechnischen Einrichtungen, die Teilnehmer, den Zustand 
der Zwischenleitungen (Belegungszustandsspeicher) sowie Angaben über 
die Sätze usw. Im Vcrmittlungsspeicher werden aber auch Angaben über 
die Netzstruktur gespeichert, z. B. mit welcher Rufnummer man über 
ein bestimmtes Leitungsbündel zum Zielort kommt, d. h. die Ziffern¬ 
umwertung. Außerdem wird hier die Zuordnung zwischen gewählter 
Rufnummer und Gesprächstarif, die Verzonung, abgespeichert. Zum 
Vermittlungsspeicher gehören ferner die Ein-Ausgabe-Listen, die Ta¬ 
bellen für das Zeitprogramm und die Speicher für Dienstprogramme 
sowie Prüf- und Hilfsprogramme. 

Für alle Teilnehmer und für alle peripheren Funktionsteile, Zwi¬ 
schenleilungen usw. ist je ein Speicherplatz vorgesehen, der aus mehre¬ 
ren Byte bestehen kann. 

Bild 32 zeigt die Organisation eines Teilnehmerhauptspeicherplal- 
zes. Hier werden die Teilnehmerklasse, die Berechtigungen 1 sowie die 
Gebühren abgespeichert. Die Teilnehmerklassen und Berechtigungen 
wurden bereits in den Abschnitten V. B. 1. und V. B. 2. beschrieben. 


Der Teilnehmerhauptspeicherplatz kann bei Be¬ 
darf erweitert werden. Wenn der Teilnehmer eine weniger häufig vor¬ 
kommende Berechtigung, eine Berechtigung 2, wünscht, wird ihm ein 
Berechtigungshauptspeicherplatz zugeordnet. Dazu 
wird ein bit der Berechtigung 1 als Kennung gesetzt und die Adresse 
des Berechtigungshauptspeicherplatzes anstelle der Gebühren im Teil¬ 
nehmerhauptspeicherplatz eingeschrieben. Die Gebühren werden dann 
im Berechtigungshauptspeicherplatz abgelegt. 
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Werden für eine Berechtigung 2 zusätzliche Informationen, z. B. 
Ziffern, benötigt, dann kann ein Ziffern Speicherplatz zu¬ 
geordnet werden. Aus der Art der Berechtigung 2 oder einer Zusalz¬ 
information von 1 bit im Berechtigungshauptspeicherplatz geht hervor, 
oh ein oder mehrere Ziffernspeicherplätze vorhanden sind. Die Adresse 


Ad'.Tin.HS 


I 


eilnehmer - Hauptspeicher 


-* 

Tin Klasse 

_A_ 


1 |h | g| f |e | D c 

2 


Gebühren oder 

Adr.Berechtig. H.S. 


Berechtigungen 


Berechtigungs - Hauptspeicher 


Adr. 8er. HS 



leer oder Adr. 

Ziffern Sp. 


r 

Gebühren oder Adr. 



Geb. Überl.Sp. 



Berechtigungen 


Ziffernspeicher 

- ■. »i - —. 

r 

Gebühren - Überlaufspeicher 

-- 


Adr.Zi.Sp. 




Adr.Geb.Überl.Sp 


Bild 32. Teilnehmer-Hauptspeicherplatz mit Erweiterungsmöglichkeiten (Prinzip) 

Adr. = Adresse Zi. = Ziffern 

Tin = Teilnehmer Geb. = Gebühren 

IIS = Hauptspeicher Überl. = Überlauf 

Ber. = Berechtigung 
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zum Auffinden des Ziffernspeicherplatzes wird im Berechtigungsliaupt- 
speicher abgelegt. 

Auf ähnliche Weise können Gebühren abgespeichert werden, die 
65 535 Einheiten überschreiten, d. h. für die 2 Byte Speicherplatz nicht 
reichen. Dazu wird I bit im Berechtigungshauptspeicher gesetzt und die 
Adresse eines Gebühren Überlaufsspeichers im Gebühren¬ 
platz angegeben. 

Als Beispiel für die Darstellung eines Funktionsteiles im Speicher 
zeigt Bild 33 den Speicherplatz für einen gehenden Satz (GS). Dieser 
Speicherplatz enthält die Funktionsteilebezeichnung FBZ und den Ver¬ 
bindungszustand VBZ, die periphere Adresse des Satzes sowie seine 
Anschlußlage an der Koppelanordnung. Mit Hilfe der Verknüpfungs¬ 
adressen können Zuordnungen zwischen Speicherplätzen hergestellt 
werden. Die dem Salz zugeordnete Richtung ist hier ebenso eingeschrie¬ 
ben wie der Weg zwischen gehendem Satz und Teilnehmer sowie die 
Anschlußlage des Teilnehmers. 

Für die Gebührenzählung finden wir einen Gebührenplatz und 
einen Platz für die Zone. Im gehenden Satz werden die Gebühren nur 
während der Gesprächsverbindung abgespeichert. Nach Beendigung des 
Gesprächs werden die Gebühren in den Teilnehmerhauptspeicher über¬ 
tragen. 


Funktionsteile-Hauptspeicher -GS- 


Fun kt io ns teile - Bezeichnung FBZ 


periph. Adresse 

Verbin dungs zu Stand VBZ 

Verknüpfungsadr. vorw. 

- - rück w. 

Richtung 

AnschluOlage des GS 

Weg GS-Teilnehmer 

Verbindungs - 
Speicher 

AnschluOtage des Teilnehmers 

Ziffernregister - Adresse 


Adresse des Satzes 

Kennzeichen 

Zone 

Gebühren - 
Zählung 

Gebühren 




Bild 33. 

Speicherplatz eines gehenden Satzes im 

Funkt ionsteile-IIauptspeicher 

GS = gehender Satz 

FBZ = Funktionsteile-Bezeichnung 

VBZ = Verbindungszustand 


Außerdem sind im Speicherplatz eines gehenden Satzes Ziffern¬ 
register-Adresse, Satzadresse und Kennzeichen abgespeichert. Die Be¬ 
deutung dieser Informationen wird z. T. später noch erläutert werden. 

Im Abschnitt Programmspeicher sind ausschließlich Pro¬ 
gramme des EWS 1 abgespeichert. In den Programmspeicher werden 
nur die Programme, nicht jedoch die Konstanten übernommen. Die 
Konstanten sollen nämlich von möglichst vielen Programmen benutzt 
werden. Jedes Programm erhält eine symbolische Grundadresse. 
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2. Adressierung und Befehlsformat 


Die Daten werden beim EWS 1 indirekt im Speicher adressiert. Die 
effektive Adresse wird bei der Befehlsausführung als Summe aus dem 
Inhalt eines Basisregisters B und einer Distanzadresse I) gebildet: 

Aeff = G(B) + D . 

Dazu stehen je Dringlichkeitsstufe 16 Register zur Verfügung. In einem 
Register kann eine Teiladresse bis 2 20 —1 stehen, das Register selbst 
kann jedoch im Befehl mit nur 4 bit angegeben werden. Die Befehls¬ 
formate sind so gewählt, daß für die Distanzadresse 12 bit zur Ver¬ 
fügung stehen. Mit der Distanzadresse allein könnten nur 2 12 = 4096 
Bytes adressiert werden. 


In dem verwendeten Basis-Register kann in der Modifikationsstelle 
noch ein weiteres Register M angegeben werden, dessen Inhalt ebenfalls 
bei der Adreßbildung hinzugezählt wird (Bild 34): 

A(. ff = C(B) + C(M) + D . 

Diese Modifikation kann mehrfach ausgeführt werden. Hat die 
Modifikationsstelle in dem Register den Inhalt 0. dann findet keine 
weitere Modifikation statt. 


n l l 

_zi r~ 
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0 - 50 

L 8 _1_ 

351 



h° 

1015 



0 | 

73 



I Reg 


ister 


Register 1 (Basis Reg.) 


Register 8 


Register 10 


Aeff = C (Ri) + C (R 8 ) + C (Rio) + 50 
Aeff = 351 + 1015 + 73 + 50 = 1489 


Bild 34. 

Adreßbildung mit Basis- 

register und Modifikation 

A c ff = effektive Adresse 
C(R1) = Inhalt 

von Register Bl 


Diese indirekte Adressierung und Modifikation gestattet es, u. a. im 
Befehl mit nur 12 + 4 = 16 bit Adressen anzugeben, die wesentlich 
größer sind als 2 16 . Da die Befehle der Programme im Programm¬ 
speicher abgespeichert sind, kommt es darauf an, das Befehlsformat 
möglichst klein zu halten, um Speicherplatz einzusparen. 

Im Betrieb kann z. B. für Erweiterungen und Änderungen die Not¬ 
wendigkeit auftreten, die Programme im Speicherblock zu verschieben. 
Dafür ist die indirekte Adressierung mit Basis- und Distanzadresse 
nützlich, denn dann braucht nur der Inhalt des benutzten Basisadreß¬ 
registers verändert zu werden. 

Das Befehlsformat des EWS 1 wurde auf eine Länge von 4 Byte 
festgelegt. Der Operationscode, der angibt, was ein Befehl veranlaßt, 
nimmt das niedrigstwertige Byte, die Bitpositionen 0 bis 7 ein. Die 
3 übrigen Bytes werden je nach Befehlstyp verschieden belegt. In den 
Bits 28 bis 31 wird im allgemeinen die Nummer des Basisregisters an¬ 
gegeben. Die Distanzadresse steht auf den Bitpositionen 16 bis 27. Eine 
Länge kann in Bitpositionen 8 bis 11 eingeschrieben werden. Für die 
Nummer eines Registers stehen die Bitpositionen 8 bis 11, 12 bis 15 oder 


0 Fernmcldcwcsen 
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28 bis 31 je nach Befehlstyp zur Verfügung. Bild 35 zeigt das Befehls¬ 
format eines Befehlstyps im Speicher. 


Bild 35. Beispiel für ein Befehlsformat 


L = Länge 

OB = Operationscode 

Die Befehle eines Programmes werden vom Programmierer in ein 
Assemblerformular eingetragen (Bild 36), von dem aus dann die Be¬ 
fehle einzeln in Lochkarten abgelocht werden. Auf dem Assembler¬ 
formular und in der Lochkarte werden die einzelnen Elemente eines 
Befehls in etwas anderer Folge niedergeschrieben, bzw. abgelocht. Die 
Adresse kann hier auch symbolisch, d. h. mit einem Namen angegeben 
werden. 

Das Befehlsrepertoire des EWS 1 umfaßt nach dem augenblick¬ 
lichen Stand der Entwicklung ca. 65 Befehle, die jedoch infolge des 
flexiblen Konzepts des Steuerwerks geändert bzw. erweitert werden 
können. Die verschiedenen Ladebefehle dienen dazu, Informationen 
vom Speicher in ein Register oder von einem Register in ein anderes 
Register zu laden. Speicherbefehle veranlassen, daß Informationen von 
einem Register in den Speicher gebracht werden. Für die arithmetischen 
Funktionen stehen Addier- und Subtrahierbefehle zur Verfügung. Mit 
Vergleichsbefehlen können Bedingungen abgefragt werden. Für logische 
Operationen stehen Logik-Befehle wie logisches UND, exklusives Oder 
u. a. Befehle zur Verfügung. Außerdem umfaßt das Befehlsspeklrum 
Befehle zur Einzelbitmanipulation, z. B. Setzen und Rücksetzen eines 
Bits, Schiebebefehle sowie Sprungbefehle, mit denen aus dem normalen 
Ablauf eines Programmes heraus zu einem bestimmten Ziel gesprungen 
werden kann. Organisationsbefehle wie Nulloperation oder Halt und 
Ein-Ausgabebefehle, wie z. B. EIN oder AUS, vervollständigen das Be¬ 
fehlsvolumen. 

3. Die Verknüpfung von Speicherplätzen 

Bisher wurde beschrieben, wie der Speicher aufgeteilt ist und daß 
für jeden Teilnehmer und für jede Einrichtung ein eigener Speicher¬ 
platz zur Verfügung steht. Außerdem wurde das Schema der Adressie¬ 
rung angegeben. Der Speicher ist danach aus einzelnen Zellen aufge- 
baut, die fortlaufend adressiert sind. Hier soll nun erläutert werden, 
wie bestimmte Speicherplätze bei Bedarf gefunden werden können. 

Eine Möglichkeit dazu ist die Adreßrechnung. Die Speicherplätze 
werden dabei so regelmäßig im Speicher angeordnet, daß durch eine 
einfache Adreßrechnung, etwa aus den Anschlußkoordinaten eines Teil¬ 
nehmers, an der Koppelanordnung die Adresse des gewünschten Spei¬ 
cherplatzes gefunden werden kann. 

Als Beispiel wird hier beschrieben, wie ein Teilnehmerhaupt- 
speicherplatz gefunden wird. Dabei ist keine reine Adreßrechnung mög- 
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B = Basisregister 

Bi = Register 1 

D = Distanzadresse 
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lieh, da die Zahl der Anschlüsse je Koppelvielfach variiert werden kann, 
sie ist nur für je eine Koppelgruppe AB konstant. Die Beginnadresse 
für eine Koppelgruppe AB muß daher durch eine Umwertung gefunden 
werden. 

Bild 37 zeigt den Umwertespeicher. Der Umwertespeicher wird mit 
der Grundadresse GABKG angesteuert. Mit einer Adreßrechnung wird 
die ßeginnadresse für eine bestimmte /voppelr/ruppe im Teilnehmer- 
hauptspeicher gefunden. Dabei wird ausgewerlel, daß eine Koppel¬ 
gruppe ABC immer 8 Koppelgruppen AB hat und daß ein Speicherplatz 
im Umwertespeicher aus 3 Byte besieht. 



6A8KG 4- KGABC • 8 •3 + 1 



Bild 37. 

Ermittlung der Beginnadresse für 

eine Koppelgruppe 

GABKG = Grundadresse für die 

Beginnadressen der Kop¬ 
pelgruppen 

BKG = Beginnadresse einer 

Koppelgruppe 
KG = Koppelgruppe 


Im gleichen Speicherplatz des Umwertespeichers finden wir auch 
die Zahl der Eingänge je Koppel vielfach in dieser Koppelgruppe AB. 

Der Teilnehmerhauptspeicher wird mit der Grundadresse GATHS 
angesteuert (Bild 38). Ein bestimmter Teilnehmerhauptspeicherplatz 
wird durch eine Adreßrechnung ermittelt, bei der die durch eine Um¬ 
wertung gewonnene Beginnadresse für die Koppelgruppe AB zur Grund¬ 
adresse des Teilnehmerhauptspeichers hinzuaddiert wird. Innerhalb der 
Koppelgruppe AB ist der Speicher wieder regelmäßig, so daß eine ein¬ 
fache Adreßrechnung möglich ist. Die Anzahl der Eingänge je Koppel¬ 
vielfach in der Koppelgruppe AB ist b(A x ), ein Speicherplatz wurde mit 
4 Byte angenommen. 

Die individuellen Speicherplätze, z. B. der Funktionsteile, müssen 
für bestimmte Aufgaben miteinander verknüpft werden. Die Speicher¬ 
plätze können dabei im Speicher an beliebiger Stelle liegen und im all¬ 
gemeinen wird keine einfache Adreßrechnung möglich sein. Die Ver¬ 
knüpfung geschieht dann mit Hilfe von Verknüpfungsadressen. 
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Ein typisches Beispiel für die Verknüpfung von Speicherplätzen 
ist die Zuordnung eines freien Ziffernregisters zu einem Satz. Beim 
Ziffernprogramm werden z. B. die Speicherplätze (Ziffernregister) erst 
bei Bedarf einem Satz zugeordnet. Die einzelnen freien Ziffernregister 
sind zu einem Leerbändchen zusammengefaßt. 


GATHS 



Bild 38. 

Adreßrechnung zur Ermittlung eines 

Teilnehmerhauptspeicherplatzes 

GATHS = Grundadresse des 

Teilnehmerhauptspeichers 
BKG = Beginnadresse einer Koppel- 

gruppe 

KV = Koppelvielfach 

b = Anzahl der Eingänge je KV 

E = Eingang zum KV 


Das Bändchen besteht aus einem Bändchenkopf mit der Adresse 
des ersten freien Registers im Freibändchen sowie der Adresse des letz¬ 
ten Registers im Freibändchen. In dem Speicherplatz eines freien Zif- 
lernregisters ist stets die Adresse des nächsten freien Ziffernregisters 
eingeschrieben. Wird das erste Ziffernregister aus dem Leerbändchen 
herausgenommen, dann muß nur die Adresse des bisher 2. freien Zif- 

ternregisters jetzt als Adresse des 1. freien Ziffernregisters eingeschrie¬ 
ben werden. 


Sobald Zidern von einem bestimmten Salz in Tabellenzeilen an¬ 
stehen, wird aus dem Leerbändchen ein Ziffernregister herausgenom- 
nien und die Adresse dieses Ziffernregisters in den dafür vorgesehenen 

I latz bei dem Satz eingeschrieben, dem die Ziffern zugeordnet werden 
müssen. 

Das hier beschriebene Bändchen ist ein Beispiel für eine einfache 
Adreßverkniipfung (Bild 39). Wenn ein bestimmter Satz aus einem 
Bändchen herausgenommen werden muß, weil er z. B. belegt wird, dann 
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Adresse des ersten freien Ziffernregisters 
Anzahl der freien Ziffernrtgister 
Adresse des letzten freien Ziffernregistera 


Bild 39. 

Verknüpfung von Speicher¬ 
plätzen mit einfacher Adreß- 
verknüpfung 


benötigen wir eine doppelte Adreßverknüpfung (Bild 40). Bei diesem 
Bändchen wird sowohl die Adresse des folgenden als auch die Adresse 
des vorausgehenden Satzes im Speicherplatz eingeschrieben. Beim Her¬ 
ausnehmen eines Satzes müssen jetzt auch zwei Adressen umgeschrieben 
werden. Wird bei Bild 40 der Relaissatz mit der Adresse 1050 heraus¬ 
gelöst, dann wird in den Relaissatz mit der Adresse 1000 die Adresse 1120 
als Vorwärtsadresse und in den Satz mit der Adresse 1120 die Rück¬ 
wärtsadresse 1000 eingeschrieben. 


E. Das Zusammenwirken der Programme 
1. Die Bedeutung der Dringlichkeitsstufen 

Den verschiedenen Programmen werden in der Regel 4 Dringlich¬ 
keitsstufen zugeordnet, die durch eine Programmunterbrechungslogik 
realisiert werden. Innerhalb dieser Dringlichkeitsstufen werden noch 
programmierte Dringlichkeitsstufen unterschieden. Ein Programm mit 
höherer Dringlichkeitsstufe kann ein Programm mit niederer Dringlich¬ 
keitsstufe unterbrechen. 
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Satzspei chtr «1t Adresse 1050 


Bild 40. 

Verknüpfung von Speicher¬ 
plätzen mit doppelter 
Adreß Verknüpfung 


Alle 5 ms unterbricht das Zentralsteuerwerk mit einem Taktgeber 
seine gerade laufende Arbeit, um von den teilzentralen Steuerungen, 
z. B. dem Arbeitsfeldsteuerwerk, Aufträge entgegenzunehmen, oder um 
Befehle an die leilzentralen Steuerungen abzugeben. Da während dieser 
Ein-Ausgaberoutine das Zentralsteuerwerk keine anderen Aufgaben aus¬ 
führen kann, darf dieser Vorgang nur wenig Zeit in Anspruch nehmen. 
Die Eingabeaufträge werden daher im zentralen Speicher in einem 
Pufferbereich, der sogenannten Eingabeliste, abgelegt und warten dort, 
bis sie vom Programm abgearbeitet werden. Die Programme holen sich 
neue Aufgaben aus der Eingabeliste, wenn Sie die vorherigen abge¬ 
schlossen haben. 


Das Ergebnis der Programmabläufe sind u. a. Schallbefehle für 
die Peripherie. Diese Befehle legt das Zentralsteuerwerk in Ausgabe- 
lislen nieder. Während es nur eine einzige Eingabeliste gibt, hat jedes 
Arbeitsfeldsteuerwerk eine oder mehrere eigene Ausgabelisten. 

Das Ergebnis eines Auftrages kann aber auch die Aufgabe zum 
Abmessen einer Zeit sein, z. B. das Abmessen einer Steckdosenzeit. Eine 


•solche Zeit muß eine Mindestgenauigkeit einhalten. Diese Aufgaben 
werden daher in andere Listen eingespeichert, die nur bevorrechtigte 
Aufgaben enthalten. 


An diesem Beispiel ist zu erkennen, daß die Aufgaben verschieden 
dringlich sind. Das Abholen der Aufgaben aus der Peripherie und das 
Versorgen der Peripherie mit Schaltbefehlen ist dringender als das 
Abarbeiten von Vermittlungsprogrammen, da die peripheren Steuerun- 
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gen nur begrenzte Puffermöglichkeiten besitzen. Unter den Vermitt- 
lungsaufgaben haben die Zeitmeßaul'gaben wegen der geforderten Ge¬ 
nauigkeit der Zeiten Vorrang. 

Die höchste Dringlichkeit haben diejenigen Programme, die im 
Alarmfalle benötigt werden. Eine sehr niedrige Dringlichkeitsstufe ge¬ 
nügt für die Routineprüfprogramme und die Programme für die Aus¬ 
wertung von Verkehrsmessungen. Die folgende Zusammenstellung zeigt 
die Zugehörigkeit der einzelnen Programme zu verschiedenen Dringlich¬ 
keitsstufen DR. Die Darstellung entspricht dem Entwicklungsstand An¬ 
fang 1970. 

DR 0 Vermittlungsprogramme, Routineprüfprogramme, 
Dienstprogramme 

DR 1 Ein-Ausgabeprogramme 

DR 2 Analyse und Bearbeiten der peripheren Alarme 

DR 3 Analyse und Bearbeiten der zentralen Alarme 

1)R 0 ist die niedrigste, DR 3 die höchste Dringlichkeitsstufe. 

2. Die Program m a u s w a h 1 

Das Organisationsprogramm hat die Aufgabe, Programme zu star¬ 
ten, die den in den Auftragslisten eingetragenen Aufträgen entsprechen. 
Neben den Funktionsteileaufträgen in der Eingabeliste können Zeit¬ 
geberaufträge in einer Zeitgeberliste oder Fernschreiber-Programmauf¬ 
träge in Programmauftragslisten vorliegen. Diese Listen werden in 
höherer Dringlichkeit, nämlich in der Dringlichkeitsstufe 1, beschrieben 
und in niederer Dringlichkeit, in der Dringlichkeitsstufe 0, bearbeitet. 

Wenn ein Auftrag in eine Liste eingetragen wird, dann wird gleich¬ 
zeitig in derselben Dringlichkeitsstufe (1) in eine Kennzeichenzeile ein 
Kennzeichen dafür gesetzt, daß ein solcher Auftrag vorliegt. Wurde 
z. B. das Kennzeichen Z als Zeichen für einen Zeitgeberauftrag gesetzt, 
dann wird nach Rückkehr in die Dringlichkeitsstufe 0 ein eventuell 
unterbrochenes Programm beendet und sodann das Zeitprogramm be¬ 
gonnen. Hier kommt die bereits erwähnte programmierte Dringlichkeit 
zum Ausdruck. Vom Zeitprogramm werden solche Vermittlungspro¬ 
gramme gestartet, für die ein Zeitgeber abgelaufen ist. Erst wenn alle 
Zeitgeberaufträge erledigt wurden, können andere Aufträge bearbeitet 
werden. Dazu wird in der Dringlichkeitsstufe 0 in die Programmaus¬ 
wahl zurückgesprungen und die Kennzeichenzeile erneut abgefragt. 

Nach den Zeitgeberaufträgen werden die Fernschreiber-Programm¬ 
aufträge erledigt. Zuletzt erst werden Funktionsteileaufträge bearbeitet. 
Ein Funktionsteileauftrag enthält die externe Funktionsteileadresse und 
ein Bitmuster, das den eigentlichen Auftrag darstellt. Aus der externen 
Funktionsteileadresse, d. h. peripherer Bereich, x-Koordinate und y- 
Koordinate, wird die Adresse des Platzes im Funklionsteilehauptspei¬ 
cher ermittelt. 

An der ersten Stelle des Speicherplatzes steht die Funktionsteile¬ 
bezeichnung FBZ. Da die Vermittlungsprogramme nach Funktionsteile¬ 
typen geordnet sind, kann das der Funktionsteilebezeichnung entspre- 
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chende Hauptprogramm aufgerufen werden. Innerhalb eines Funktions¬ 
teileprogram nies können jedoch verschiedene Aufgaben auftreten, daher 
muß auch der Verbindungszustand VBZ bekannt sein. Der Verbindungs¬ 
zustand ist ebenfalls im Speicherplatz des Funktionsteiles abgespeichert. 
Er sagt z. B. aus, ob eine gewählte Ziffer die erste Ziffer ist, oder ob 
vorher schon eine Ziffer gewählt worden war. 

Die Funktionsbezeichnung FBZ ist also das Merkmal, nach dem zu 
den betreffenden Funklionsteileprogrammen verzweigt wird. Der Ver¬ 
bindungszustand VBZ charakterisiert den augenblicklichen Stand des 
Verbindungsaufbaus oder des Gesprächszustandes und definiert zusam¬ 
men mit dem Funktionsleileauftrag die gestellte Aufgabe. 

Wenn keine weiteren Aufträge in den Listen vorliegen, werden 
z. B. Wartungsprogramme ausgeführt. 


3. Das Z e i t p r o g r a m m 

Das Zeitprogramm ist ein Organisationsprogramm, da es veranlaßt, 
daß verschiedene Programme zu ganz bestimmten Zeiten ablaufen. Die 
Zeiten werden zentral durch Programme erzeugt. 

Zeiten werden z. B. beim Auf- und Abbau von Verbindungen, als 
Steckdosenzeit oder als Auslöseverzögerungszeit benötigt, bei der Ge¬ 
bührenerfassung werden z. B. Zeittakte verwendet. 

Die Verarbeitungseinheit wird in regelmäßigen Zeilabständen in 
die Dringlichkeitsstufe 1 gebracht und das Zeitprogramm gestartet. Da¬ 
durch entsteht ein Zeitraster. Wird im Zuge des Zeitprogrammes eine 
Zählzelle im Speicher von einem festen Anfangswert auf null herunter¬ 
gezählt, dann verstreicht inzwischen die Zeit 

T = Anfangswert • Teilzeit zwischen den Subtraktionen. 

Wird die Zählzelle z. B. alle 50 ms um eins heruntergezählt und 
war der Anfangswert der Zelle 10, dann erreicht die Zählzelle nach 
10-50 ms = 500 ms die Nullstellung. Der Wert null kann durch das 
Programm abgefragt werden. 

Auf diese Weise können durch Variation des Anfangwertes oder 
des Taktes eine große Zahl verschiedener Zeilen erzeugt werden. Die 
Genauigkeit, mit der die Zeiten erzeugt werden können, hängt vom 
Zähltakt ab. Je schneller dieser Takt ist, um so genauer kann die Zeit 
bestimmt werden. Andererseits wird dadurch aber auch die Verarbei¬ 
tungseinheit höher belastet. Außerdem sollte der Grundtakt auch in das 
Raster der Unterbrechungen passen, die für die Ein-Ausgabe erzeugt 
werden. 

Bild 41 zeigt den prinzipiellen Ablauf des Zeitprogrammes in Dring¬ 
lichkeitsstufe 0. 

Das Programm wird von der Programmauswahl gestartet, wenn 
das Kennzeichen Z gesetzt ist. Dies kann z. B. in Abständen von 50 ms 
erfolgen. Bei jedem dieser Zeitpunkte wird festgestellt, ob Aufträge vor¬ 
liegen, die einen Progfammstart* erfordern. 

Sind keine Aufträge vorhanden, bzw. wurden alle Aufträge abge¬ 
arbeitet, dann wird das Kennzeichen Z rückgesetzt und in die Pro¬ 
grammauswahl gesprungen. 
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Liegen dagegen Aufträge vor, dann wird der erste Auftrag ausge¬ 
wählt, das zugehörige Programm ermittelt und anschließend gestartet. 
Nach der Verarbeitung im gestarteten Programm wird an den Punkt A 
(Bild 41) zurückgesprungen und die Verarbeitung so lange fortgesetzt, 
bis kein Auftrag mehr vorliegt. 

VIII. Programmbeispiele 
A. Das Wegesuchprogramni 

Als Beispiel für ein Unterprogramm soll das Wegesuchprogramm 
beschrieben werden. Das Wegesuchprogramm hat die Aufgabe, einen 
freien Weg zwischen zwei Anschluß lagen in der Koppelanordnung zu 
finden. Dazu müssen die zwei Anschlußlagen bekannt sein. Im Be¬ 
legungszustandsspeicher ist ein aktuelles Abbild des Zustandes der 
Koppelanordnung vorhanden. 

Der gefundene Weg muß im Belegungszustandsspeicher besetzt 
geschrieben und dadurch belegt werden. Damit der Belegungszustands¬ 
speicher nach Auslösen der Verbindung wieder in den richtigen Zustand 
gebracht werden kann, muß der gefundene Weg auch im Verbindungs¬ 
speicher, einem Teil des Funktionsteilehauptspeichers, abgespeichert 
werden. Außerdem müssen die Daten für die Einsteller erarbeitet wer¬ 
den. 

Zur programmierten Wegesuche müssen die Zustände der Koppel¬ 
anordnung im Speicher abgebildet werden. So gibt z. B. der Belegungs¬ 
zustandsspeicher Auskunft über den Belegungszustand der einzelnen 
Zwischenleitungsbündel. 

Bild 42 zeigt das Prinzip einer Wegesuche für ein nur 4stufiges 
Koppelfeld, das in Bild 44 dargestellt ist, im Programmablaufplan. In 
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Bild 42. Prinzip der Wegesuche; ZWAB = Zwischenleitung AB 
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KGA8C 0.KGA8 7, KVA 15 


KGABC 8.KGAB 7, KVA 15 


S KGABC 0 


KGABC 1 - 8 


Bild 43. 

Belegungszustandsspeicher der 
Zwischenleilungen zwischen 
Koppelvielfachen der A- und 
B-Stufe 

ZWAB = Zwischenleilnng AB 
IvGAB(C) = Koppel- 

gruppe AB(C) 

KVA = Koppelvielfadi der 

A-Slufe 


Bild 43 wurde der Belegungszustandsspeicher für die Zwischenleitun- 
gen AB aufgezeichnet. 

Im Belegungszustandsspeicher für die Zwischen 1 ei tun gen AB ist 
jeder Zwischenleitung ein Bit zugeordnet. Die Bits für die Zwischen- 
leitungen eines bestimmten Koppelvielfaches KVA sind in einem Byte 
untergebracht. Eine freie Zwischenleitung wird mit 1, eine belegte 
mit 0 bezeichnet. 


KVA 0 
ZV/AB 



Bild 44. Teil einer Koppelanordnung 

KVA = Koppelvielfach der A-Stufe 
KVB = Koppelvielfach der B-Stufe 
ZWAB = Zwischenleitung AB 
ZWBC= Zwischenleitung BC 


Im einfachsten Falle sind beide Anschlußlagen im gleichen Koppel¬ 
vielfach KVA. Dann braucht nur im Belegungszustandsspeicher für die 
Zwischenleitungen AB geprüft zu werden, ob dort eine freie Zwischen¬ 
leitung ZWAB 1 vorhanden ist. Die beiden Anschlußlagen können über 
einen Kurzweg A miteinander verbunden werden. Ist im eigenen Kop¬ 
pelvielfach KVA einer Anschlußlage keine Zwischenleitung frei, dann 
ist von dieser Anschlußlage aus keine Verbindung möglich, da dann 


92 



Leistungsmerkmale und struktureller Aufbau des EVVSO 1 


kein Ausgang zur Verfügung steht. Im Programmablaufplan wurde 
dieses Ergebnis durch Erfolgskennzeichen 1 markiert. Wenn Erfolgs¬ 
kennzeichen 1 gesetzt wurde, kann dem Teilnehmer kein Besetztion 
gegeben werden, da er auch mit keinem Satz verbunden werden kann. 

Wenn die beiden Anschlußlagen in verschiedenen Koppelvielfachen 
KVA liegen, ist kein Kurzweg A möglich. In diesem Falle muß die Ver¬ 
bindung über ein Koppelvielfach KVß hergestellt werden. Die Möglich¬ 
keit einer Verbindung über die C-Stufe, die beim EWSO 1 gegeben ist, 
soll hier nicht betrachtet werden. 

Die Verbindung über ein Koppel viel fach KVB kann nur mit gleich¬ 
namigen Zwischenleitungen AB (ZWAB) erfolgen, da jeweils gleich¬ 
namige Zwischenleitungen AB, Koppelvielfache A, Koppelgruppe AB 
(KGAB) in das gleiche Koppelvielfach B führen. Dazu werden die beiden 
Byte der KVA des Belegungszustandsspeichers mit einem logischen UND 
verknüpft. Die logische UND-Verknüpfung liefert nur bei freien gleich¬ 
namigen Zwischenleitungen AB (ZWAB) eine 1. 

Außerdem muß geprüft werden, oh eine geeignete freie Zwischen¬ 
leitung BC (ZWBC) vorhanden ist. Ist eine dieser Bedingungen nicht 
gegeben, dann wird das Erfolgskennzeichen 2 für innere Blockierung 
gesetzt. 

Nach jeder erfolgreichen Wegesuche müssen ein freier Weg aus¬ 
gewählt und die Belegungszustandsspeicher korrigiert werden. Außer¬ 
dem wird der ausgewählte Weg im Verbindungsspeicher eingeschrieben. 

Da die Daten für Einstellbefelile viel Speicherplatz benötigen, wer¬ 
den sie nicht in jedem Falle gleich nach der Wegesuche erarbeitet. 
Z. B. wird der Weg von einem Teilnehmer zu einem gehenden Satz 
erst nach Wählende geschaltet. Das Programm fragt daher ab, oh es 
sich um eine Wegesuche mit Wegeeinstellung handelt. Wenn das Pro¬ 
gramm nur die Einstellbefelile zu einer bereits abgeschlossenen Wege¬ 
suche erarbeiten soll, wird sofort in diesen Zweig gesprungen, wobei 
wieder zwischen Kurzweg und Normalweg unterschieden werden muß. 


B. Das Funktionsteileprogramm für (len Idcntifizierer (Identifiziererprogramm) 

Identifizierer(JD) -Programm und Wahlsatzprogramm bearbeiten 
einen wesentlichen und anschaulichen Teil der Vermittlungsaufgabe. 
Dabei ist eine Reihe von Unterprogrammen beteiligt. Die Situation zu 
Beginn des JD-Progrannnes soll mit einigen Sätzen angegeben werden. 

Wenn der Teilnehmer den Handapparat abhebt, wird die Änderung 
des Schleifenzustandes im Idenlifizierer erkannt, die Teilnehmer-Lage 
ermittelt und in die Eingabeliste geschrieben. Das Organisationspro¬ 
gramm findet in der Liste den Auftrag, der von dem Idenlifizierer kam, 
und wählt das JD-Programm aus. Das JD-Programm soll dem Teil¬ 
nehmer einen Wahlsatz und einen Weg zum Wahlsatz suchen und 
belegen. Es soll den Weg in der Koppelanordnung durchschalten. 

Mit dem Unterprogramm „Teilnehmer-Information auslesen“ wird 
der Teilnehmer-Speicher ausgelesen. Dann wird geprüft, ob die An¬ 
forderung von einem sinnvollen Teilnehmer kommt, d. h. ob z. B. der 
Anschluß beschältet ist. Außerdem wird festgestellt, ob der Anschluß 
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frei oder besetzt ist und ob der Teilnehmer einen Nummernschalter - 
oder Tastenwahlapparat besitzt. 

Danach wird das Unterprogramm Satz- und Wegesuche SWS 
durchlaufen, um einen geeigneten Wahlsatz und einen Weg dorthin 
zu suchen. Nach Möglichkeit sollte der Wahlsatz in der gleichen Koppel¬ 
gruppe AB liegen. Bei erfolgreichem Ablauf des Unlerprogrammes SWS 
erhält man die Wahlsatz-Adresse und die Einstelldaten für die Koppel¬ 
feldanordnung. 

Durch ein Unterprogramm werden die Einstellbefehle für die 
Durchschaltung des gefundenen Weges in die Ausgabeliste geschrieben. 
Die verwendeten Zwischenleitungen, die Teilnehmerlagen und der Ver¬ 
bindungszustand werden in den Wahlsatz-Speicher eingeschrieben. 

An diesen erfolgreichen Programmablauf schließt sich das Wahl¬ 
satzprogramm an. Das Wahlsatzprogramm wird durch das Organi¬ 
sationsprogramm aufgrund einer Satz-Information ausgewählt. 

Nach dem Belegungsbefehl führt der Wahlsatz die Kontinuitäts¬ 
prüfung durch und legt bei positivem Ergebnis Speisung und Wählton 
an. Durch ein Unterprogramm wird der 1. Wahlsatz-Befehl in die Aus¬ 
gabeliste geschrieben. Der Wahlsatz wird zur Überwachung der un¬ 
nötigen Belegung in ein „Zeitbändchen für Unnötige Belegung“ ein¬ 
gefädelt. 

Das Wahlsatzprogramm hat die Aufgabe, die gewählten Ziffern 
aufzunehmen. Die Aufnahme erfolgt mit Hilfe der Unterprogramme 
für die Bearbeitung der Ziffern. Außerdem muß das Verbindungsziel 
ermittelt werden. Dies geschieht mit Hilfe der Unterprogramme für die 
Ziffernbewertung, die den Internsatz oder Externsatz erkennen und 
die Zone ermitteln. 


Im Falle eines abgehenden Verbindungsaufbaus muß das Pro¬ 
gramm einen gebenden Satz und einen Nachsendesatz suchen und be¬ 
legen. Außerdem wird es die Wege Teilnehmer — gehender Satz und 
Wahlsatz — gehender Salz suchen, belegen und die zugehörigen Ein¬ 
stellbefehle erarbeiten. Das Wahlsatzprogramm sendet die notwendigen 
Ziffern über den Nachsendesatz nach und baut mit Wählende die end¬ 


gültige Verbindung auf. 

Wenn die erste Ziffer eintrifft, sucht das Wahlsatz-Programm ein 
freies Ziffernregister, das für die Dauer der Wahlaufnahme dem Wahl¬ 
satz fest zugeordnet wird. Mit dem Unterprogramm „Ziffern einschrei- 
ben“ wird dann die erste Ziffer in das Ziffernregister eingeschrieben. 
Bei jeder folgenden Ziffer, die in das Register eingespeichert wird, prüft 
das Programm, ob schon eine Umwertung in die anzusteuernde Rich¬ 
tung möglich ist. Wenn die Richtungsumwertung Erfolg hat, stehen 
Richtung und Verkehrsart fest. 

Das Unterprogramm SWS wird erneut benutzt und ermittelt einen 
gehenden Satz, einen Nachsendesatz sowie die zugehörigen Koppelfeld¬ 
wege und gibt die Einstellbefehle zur Durchschaltung des Weges Nach¬ 
sendesatz — gehender Satz in die Ausgabeliste. 

Erst wenn die Durchschaltung des Weges Nachsendesatz — gehen¬ 
der Satz und die Belegung von Nachsendesatz und gehendem Satz er¬ 
folgreich waren, werden aus dem Ziffernregister des Wahlsatzes die 
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Ziffern einzeln ausgelesen, an den Nachsendesatz übertragen und von 
dort in die ferne VSt gesendet. Die Ziffern werden dazu mit einem 
Unterprogramm in die Ausgabelisten für Sätze eingeschrieben. Aus den 
Ziffern kann die Zone für die Gebührenerfassung ermittelt und in den 
Hauptspeicherplatz des gehenden Satzes eingeschrieben werden. 

Wenn aus der anderen VSt Wählende kommt, werden der Wahl¬ 
satz und der Nachsendesatz mit den zugehörigen Wegen ausgelöst, der 
Weg Teilnehmer — gehender Satz durchgeschaltet und die Speisung im 
gehenden Satz angelegt. Mit dem Rückwärtszeichen Melden wird die 
Gebührenerfassung eingeleitet. 

Zum Abschluß sollen als Beispiel einige Verbindungszustände für 
den Wahlsatz angegeben werden. Daran kann der oben beschriebene 
Ablauf teilweise verfolgt werden: 


• Wahlsatz ist frei 

• Wahlsatz ist belegt; Wegeeinstellung anrufender Teilnehmer zu 
Wahlsatz wird gerade durchgeführt 

• Wahlsatz ist belegt; Speisung und Wählton liegen an. Es ist noch 
keine Ziffer eingetroffen 

• Wahlsatz ist belegt. Eine oder mehrere Ziffern sind bereits ein¬ 
gelaufen, eine Richtungsauswahl ist jedoch noch nicht möglich 

• Wahlsatz ist belegt. Es handelt sich um abgehenden Verkehr zu 
einer konventionellen VSt. Wegeeinstellung von Nachsendesatz zu 
gehendem Satz wird gerade durchgeführt 

• Wahlsatz ist belegt. Es handelt sich um abgehenden Verkehr zu 
konventioneller VSt, jede vorhandene oder eintreffende Ziffer 
wird nachgesendet. Warten auf Wählende 

• Wahlsatz ist frei (nach Wählende bzw. Einhängen des rufenden 
Teilnehmers während eines der vier vorangegangenen Zustände) 
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Leistiingsmerkmale und struktureller Aufbau des 
elektronisch gesteuerten Fernwählsystems 1 (EWSF 1) 


I. Forderungen an ein Fernwählsystem 

A. Vorbetrachtung 

1. Die Entwicklung des Fernverkehrs 

2. Einfluß der vorhandenen Investitionsrnittel auf die Konzeption von Ver¬ 
mittlungssystemen 

3. Zusammenfassung der Vorbetrachtung 

B. Allgemeine Forderungen an ein Fernwählsystem 

1. Freizügige Leitweglenkung 

2. Vollkommene Erreichbarkeit der Anschlüsse des Koppelnetzes 

3. Übertragungstechnische Forderungen 

C. Forderungen an das System aus der Sicht der Fernmeldeverwaltung und des 
Betriebes 

1. Einheitstechnik 

2. Berücksichtigung der Ortswählsysteme 

3. Zuverlässigkeit des Systems 

4. Entstörungsverfahren 

5. Prüfverfahren 

6. Erweiterung des Koppelnetzes 

7. Flexibilität der Zentralsteuerung 

8. Zeichengabeverfahren 

9. Raumbedarf 


II. Entwicklungsvoraussetzungen und Systemkonzept EWSF 1 

III. Eingliederung in das Fernwählnetz 

A. Das Zeichengabeverfahren zwischen dem Impulswahl- und dem EWSF 1-Netz 

B. Die Voraussetzungen im deutschen Fernsprechnetz zum Zeitpunkt der Ein¬ 
führung 

C. Die Einführung der EWSF 1-Technik 

D. Die folgerichtigen Einführungsphasen für EWSF 1 

E. Weitere Verflechtung von Orts- und Fernnetzebene bei Einsatz des Systems 

1. Leitweglenkung im Nahverkehr 

2. Leitweglenkung für trägerfrequente Fernleitungen 

3. Probleme inhomogener Leitungen 

4. Fragen der Bemessung des Netzes 

F. Einsatz des EWSF 1 über die koordinierte Einführungsplanung hinaus 
(«. Der Auslandsverkehr bei Einführung des EWSF 1 


1. Der abgehende Auslandsverkehr 

2. Der ankommende Auslandsverkehr 

IV. Systemaufbau und Leistungsmerkmale von EWSF 1 

A. Struktur 

B. Der periphere Bereich 
1. Das Koppelnetz 

a) Erweiterbarkeit 

b) Betriebsweise der Leitungen 

c) Der Einsteller 

d) Prüfung der Sprechwegedurchschallung 
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2. Die peripheren Sätze 

a) Typen der Leitungssätze 

b) Funktion der Leitungssätze 

c) Registersätze 

d) Sondersätze 

e) Leitungen mit zentralem Zeichenkanal 

C. Die zentralen Steuerungseinrichtungen einer EWSF 1-Vermittlungsstelle 

1. Das Arbeitsfeld 

2. Leistungsfähigkeit der Zentralsteuerung 

3. Der Speicherbedarf 

D. Die Signalisierung zwischen EWSF 1-Vermitllungsstellen 

1. Zentrale Zeichenkanäle 

2. Datenübertragung 

3. Datenaustausch- und Übertragungssteuerwerk 

E. Die Programme zum Betrieb einer EWSF 1-Vcrmittlungsstellc 

1. Speicherorganisation 

2. Programmorganisation 

3. Die Organisationsprogramme 

4. Vermittlungsprogramme 

5. Dienst-, Prüf- und Hilfsprogramme 
V. Schlußbetrachtung 

VI. Schrifttum 


I. Forderungen an ein Fern Wahlsystem 

A. Vorbetraditung 

Die Fortschritte in der Technologie und besonders bei den neuen 
elektronischen Bauteilen schulen die Voraussetzungen, daß in der Fern¬ 
sprechvermittlungstechnik weltweit nach zukunftsweisenden System¬ 
konzeptionen gesucht wurde und heute eine Reihe erster Lösungsvor¬ 
schläge vorliegen. Dabei leistet auch die Deutsche Bundespost (1)BP) 
ihren Beitrag zur Entwicklung eines neuen, auf ihre Bedürfnisse abge¬ 
stimmten Fernwählsystems. 

Die charakteristischen Merkmale eines Fernwählsystems sind viel¬ 
fältig. Neben Betriebsmöglichkeiten und Zeichengabe, Zuverlässigkeit 
und Flexibilität kennzeichnen die Anzahl der an das Koppelnetz an¬ 
schaltbaren Bündel und Leitungen die Leistungsfähigkeit des Systems. 
Von einem neuen System wird erwartet, daß Aufbau und Erweiterung 
von Fernvermittlungssteilen auf lange Jahre hinaus in einfacher und 
übersichtlicher Weise möglich sind. — Bei der Systemplanung und 
Entwicklung wird eine Vielzahl von Forderungen und Wünschen zu¬ 
sammengestellt und diskutiert; oftmals zeigt sich erst im Laufe der 
Entwicklung, welche Forderungen endgültig oder nur besonders auf¬ 
wendig zu verwirklichen sind. Hier ist es Aufgabe der Systemplanung, 
sachlich und zukunftsbezogen zugleich zu entscheiden, und nicht alles, 
was technisch möglich ist, auch auszuführen. Alle Bedingungen für 
das Fernwählsystem sind deshalb vorrangig unter den Gesichtspunkten 
der zukünftigen Nutzbarkeit und Wirtschaftlichkeit zu sehen. 

L Die Entwicklung des Fernverkehrs 

Die Größe des Fernverkehrs und sein langfristiger, jährlicher Zu¬ 
wachs haben maßgebenden Einfluß auf die richtige Auslegung eines 


7 Fernmeldewesen 
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Fernwählsystems. Eine auf die zukünftigen Verkehrsanforderungen 
zugeschnittene Struktur wirkt sich über den gesamten Betriebszeitraum 
günstig auf die Wirtschaftlichkeit des Systems aus. Eine weitblickende 
Voraussage der Entwicklung des Fernverkehrs ist jedoch mit vielen 
Unsicherheitsfaktoren behaftet (Bild 1); sie bildet allerdings einen wert- 



Bild 1. Langfristige Entwicklung der Orts- und Ferngespräche in Deutschland 

vollen Beitrag für eine langfristig richtige Systemkonzeption. Anhand 
von statistischen Angaben soll daher auf den Umfang der Anforde¬ 
rungen hingewiesen werden, die die zukünftige Verkehrsentwicklung 
von der DBP fordert. 

Das Bild 2 zeigt die Entwicklung der Sprechstellendichte einiger 
Industrieländer. Die Darstellung läßt selbst bei Ländern hoher Sprech¬ 
stellendichte noch keine Sättigungstendenzen erkennen. Die jährlichen 
Zuwachsraten werden auf lange Sicht geringer werden und sich auf eine 
konstante Rate von etwa 4 v. H. einpendeln. Für die Deutsche Bundes¬ 
post bedeutet das einen um so größeren Nachholbedarf. Parallel mit 
dem Anwachsen der Sprechstellendichte muß der Zuwachs des Fern¬ 
verkehrs besonders beobachtet werden. Die Zahlenangaben, die ab 1950 
zur Verfügung stehen, lassen ein stetiges Wachstum erkennen (Bihl 3). 

Bezüglich des Verkehrszuwachses liegt die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land mit Zuwachsraten von 8 bis 12 v. H. [2] in den letzten Jahren mit 
an der Spitze vergleichbarer Industrieländer [1]. Wirtschaftsballungs¬ 
gebiete brachten 1968 einen Verkehrszuwachs von 20 bis 25 v. H. [2]. 
Für 1969 können noch höhere Werte erwartet werden. Bei Extra¬ 
polation der graphischen Darstellung in Bild 3 ergibt sich bei aller 
Problematik der Vorhersagen für die Ferngespräche bis 1980, daß eine 
Zunahme auf das Dreifache nicht unwahrscheinlich ist. Sättigungs¬ 
tendenzen sind zunächst noch nicht nachweisbar. 
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Diese zahlenmäßige Übersicht über einige wichtige Parameter 
schafft die Voraussetzung, um den Forderungen an ein Fernwählsystem 
eine gewisse Rangfolge zuzuordnen. 


2. E i n f 1 u ß der vorhandenen Investilio ns mittel 
a u f d i e Konzeption von Vermittlungssyste m e n 

Die Problematik liegt darin, daß mit vorgegebenen begrenzten In- 
vestitionsmitteln der laufende Verkehrszuwachs aufgefangen werden 
muß, daß darüber hinaus aber die Technik auf einen solchen Stand 
gebracht werden muß. daß sie zukünftigen Ansprüchen gerecht werden 

kann. Dabei kann es sich 
um Zusatzeinrichtungen für 
die Anpassung an die lau¬ 
fende Betriebsrationalisie¬ 
rung oder um rechtzeitige, 
vorsorgliche Auswechslung 
nicht (mehr) verkehrsge¬ 
rechter Einrichtungen han¬ 
deln. Beide Forderungen, 
die nach Erweiterung und 
die nach Modernisierung, 
können mit den heutigen 
konventionellen Fern wähl- 
einrichtungen auf lange 
Sicht in wirtschaftlicher 
Weise nicht voll erfüllt wer¬ 
den. 



Unter Ausnutzung einer 
an p a ss u ngs fä h i gen Techni k 
kann die Wirtschaftlichkeit 
eines Vermittlungssystems 
erhöht und damit der durch 
die begrenzt vorhandenen 
Investitionsmittel hervorge¬ 
rufene Engpaß leichter 
überwunden werden. Für 
die Zukunft bietet sich eine 
Vermittlungstechnik an, die 
erheblich größere Verkehrs¬ 
mengen mit besserem Wir¬ 
kungsgrad vermitteln kann, die durch modularen Aufbau und pro¬ 
grammierbare Steuerung flexibel ist und die dadurch den zukünftigen 
Ansprüchen besser gerecht wird. Damit wird ein Beitrag geleistet, die 
Finlülmmg grundsätzlich neuer Vermittlungssysteme in noch größeren 
Abständen als bisher vorzunehmen. Die Investitionen für Anpassungs¬ 
maßnahmen an Forderungen von Betrieb und Verwaltung lassen sich 
reduzieren und auf einen größeren Zeitraum verteilen. 


1 USA 

2 Schweden 

3 Schweiz 

4 Dänemark 

5 Norwegen 


6 GroHbri tonni en 

7 Niederlande 
6 Frankreich 

9 BR Deutschland 
10 Italien 


l*ikl 2. Entwicklung der Sprechstellendichte ver¬ 
schiedener Länder 
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— Summe der Orts- u. Ferngespräche pro 100 Einwohner im Johr 

— Zahl der Ferngespräche pro WO Einwohn er im Johr 

(Quelle: Statist. Jahrbuch der DBP, Ausg. 66) 


Bild 3. Entwicklung der Orts- und Ferngespräche in Deutschland 

Selbstverständlich muß der Einsatz der neuen Fernvermittlungs- 
einrichtungen mit minimalem Aufwand an Anpassungsmaßnahmen 
möglich sein. Andernfalls wäre die Neueinführung von vornherein er¬ 
schwert. Aus dieser Sicht müssen die Einführungsmodalitäten eines 
neuen Vermittlungssystems mit all ihren Folgen gesehen werden. 

3. Zusammenfassung der Vorbetrachtung 

Zur Beurteilung der grundsätzlichen Forderungen, die an ein Fern¬ 
wählsystem zu stellen sind, muß die DBF von folgenden Voraussetzun¬ 
gen ausgehen: 

1. Der Fernverkehr wird in den nächsten Jahrzehnten weiter sehr stark 
anwachsen. 

2. Mit der Umstrukturierung unserer Industriegesellschaft wird die 
Konzentration in den Wirtschafts- und Verwaltungszentren anstei- 
gen. Folglich wird der Fernverkehr zwischen Wirtschaftsballungs¬ 
gebieten überdurchschnittlich wachsen. Darüber hinaus entsteht wei¬ 
terer Bedarf für neue Leistungsmerkmale der Vermittlungstechnik, 
wie z. B. Datenverkehr über Fernsprechleitungen. 

3. Die erforderlichen Investitionsmittel für Fernmeldeeinrichtungen 
sind je nach Wirtschaftslage mehr oder weniger begrenzt vorhanden. 
Deshalb müssen die Investitionsmittel sinnvoll aufgeteilt werden, 

a) zur Erweiterung der Fernmeldeeinrichtungen in Anpassung an 
den stetig steigenden Verkehr und 


100 





Leistungsmerkmale und struktureller Aufbau des EWSF 1 


b) zur Anpassung der Fernvermittlungseinrichtungen an den jewei¬ 
ligen Stand der Technik, um auch in Zukunft die eigentliche Ver- 
mittlungsaufgabe und damit im Zusammenhang stehende andere 
betriebliche Aufgaben (Unterhaltung, Erweiterung, Bemessung) 
wirtschaftlich erfüllen zu können. 


B. Allgemeine Forderungen an ein Fernwählsystem 

1. Freizügige Leitweglenkung 

Ein Fernnetz muß für die Verwaltung wirtschaftlich sein, d. li., die 
Summe der laufenden Aufwendungen für Vermittlungseinrichtungen, 
Übertragungswege sowie deren Unterhaltung soll bezogen auf einen 
hohen Nutzen bei vorgegebener Güte möglichst gering sein. Nach wie 
vor sind die Aufwendungen Für die Übertragungswege der überwiegende 
Anteil. Daraus folgt eine erste Grundforderung nach optimaler Ausnut¬ 
zung des Fernnetzes durch eine freizügige Leitweglenkung in alle Fern¬ 
netzebenen. 

Ziel der Leitweglenkung ist es, Übertragungswege dadurch einzu¬ 
sparen, daß die vorhandenen Leitungen besonders gut ausgenutzt wer¬ 
den. Es ist bekannt, daß es weniger auf die kilometrische Länge der 
Strecke als auf die Anzahl der erforderlichen Leitungsabschnitte an¬ 
kommt. Das wirtschaftlichste Fernnetz vereint bekanntlich die Vorzüge 
des Stern- und Maschennetzes und erlaubt Überlauf- und Umweg¬ 
verkehr. Selbstverständlich sollen alle Querwege und Querleitungen, 
die wirtschaftlich sind, auch angeschaltet werden können. Koppelfelder 
und Steuerung eines Fernwählsystems müssen dann so flexibel sein, 
daß diese Bedingung auch auf lange Sicht erfüllt ist. Die Leitweg- 
lenkungsprogramme sollten leicht veränderbar sein. Der Verkehrslluß 
kann dann in besonderen Fällen umgeleitet werden, z. B. bei regional 
unterschiedlicher Belastung, bei Störungen in Übertragungswegen oder 
Fernvermittlungsstellen. Auch lassen sich mit der Möglichkeit schneller 
Programmänderung neue Vermittlungssysteme mit nur geringfügiger 
Störung des Verkehrsablaufes einführen und erweitern. 

Alle diese Bedingungen lassen sich bei zentralgesteuerten Vermitt- 
lungssystemen unter Einsatz von programmgesteuerten Rechnern er¬ 
füllen. 


-• Vollkommene Erreichbarkeit der Anschlüsse 
des Koppelnetzes 

Eine gute Ausnutzbarkeit der Bündel erfordert, daß bei einem 
Koppelnetz von jedem Eingang aus jeder Ausgang mit möglichst gerin¬ 
gem Verlust erreichbar ist. 


Bis zu welcher Größe von Koppelnetzen diese Forderung sinnvoll 
ist, wird sich für das System im Laufe der Entwicklung ergeben. Von 
Einfluß ist der Aufwand für die technische Lösung, wobei für die 
Optimierung des Koppelnetzes konstruktive Fragen und steuerungs¬ 
bedingte Parameter großes Gewicht haben und letztlich entscheidend 
sind. Wichtig sind Fragen des Verhaltens bei unterschiedlicher Bela- 
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stung, z. B. die Überlastbarkeit bei Häufung der Verkehrsspitzen in den 
Bündeln. Sie bestimmt die Güte eines Fernnetzes mit und darf deshalb 
nicht vernachlässigt werden. Die Bündelauslastung sollte deshalb künf¬ 
tig nicht zu weit getrieben werden. Bekanntlich wird mit jeder Steige¬ 
rung im Ausnutzungsgrad der einzelnen Fernleitungen eine theoretische 
Leitungsersparnis erzielt. Bei hochausgenulzlen Bündeln steigt der Be- 
setzleinfluß und damit der Bündelverlust schon bei kleinen Verkehrs¬ 
spitzen unverhältnismäßig stark an. Der Verluslanslieg hat betrieblich 
a 11 ß e ro rden 11 i ches Gewi cht. 

ln einem großen Netz gibt es bekanntlich viele unvorhersehbare 
Einwirkungen, besonders kurz- oder mittelfristige Angebotsschwankun¬ 
gen, zielbezogene Verkehrsspitzen, Saisonverkehr, Störungen in Fern- 
vermittlungsstellen oder an den Übertragungswegen (Querwegen). Sie 
können bei hoher Auslastung der Leitungen an bestimmten Netzpunkten 
zu erheblicher Beeinträchtigung der Güte im Netz oder gar zum Zu¬ 
sammenbrechen des Verkehrs führen. 

Man sollte deshalb zur Steigerung der betrieblichen Sicherheit vor¬ 
sorglich von vornherein Grenzwerte für die Auslastung der Bündel und 
Fernleitungen vorgeben. Dabei kann man an eine Begrenzung der mitt¬ 
leren Fernleitungsauslastung oder an eine Bemessung der Bündel auch 
für bestimmte Verkehrsspitzen denken. 

Für die Begrenzung der Ausbaugröße der Koppelnetze muß auch 
die Größe der Räume für die Vermittlungseinrichtungen, wie sie vor¬ 
handen sind oder wie sie künftig voraussichtlich bereitgestellt werden 
können, berücksichtigt werden. Vermittlungseinrichtungen, die aus 
räumlichen Gründen getrennt untergebracht werden müssen, erhalten 
dann zwangsläufig aus betrieblichen Gründen auch getrennte Bündel, 
ggf. mit Überlauf. 


3. Übertragungstechnische Forderungen 

Die Qualität einer Fernsprechverbindung wird weitgehend durch 
die Verständlichkeit der über den Sprechweg übertragenen Information 
bestimmt. Die Gütebedingungen sind dann erfüllt, wenn die Forderun¬ 
gen des Dämpfungsplanes (für nationale und internationale Verbin¬ 
dungen) und die vom CCITT empfohlenen Werte bezüglich der zuläs¬ 
sigen Geräuschspannungen eingehalten werden. 

Die Ausnutzung möglichst aller zulässigen Dämpfungen für das 
Endleitungsnetz wird möglich, wenn die Dämpfungsbeträge der ein¬ 
zelnen Fernleitungsabschnitle niedriggehalten werden. Das ist bei Vier- 
drahtdurchschaltung der Fall, so daß diese in allen Fernebenen aus¬ 
schließlich in Frage kommt. Die ausschließliche Verwendung von Vier¬ 
draht-Koppelnetzen in der Fernebene erleichtert die freizügige Leit¬ 
weglenkung im Rahmen der übertragungstechnischen Forderungen. 

Für die Qualität der Sprachübertragung sind neben günstigen 
Dämpfungsbedingungen möglichst geringe Geräuschspannungen anzu¬ 
streben. Niedrige Geräuschspannungen sind insbesondere im Hinblick 
auf die Ausnutzung des Fernsprechnetzes für Datenübertragung anzu¬ 
streben. Entscheidend für geringe Geräuschspannung ist die wohliiber- 
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legte konstruktive Gestaltung des Koppelnetzes, des Koppelkontaktes 
und die Verwendung geeigneter übertragungstechnischer Bauteile in den 
Sprechadern. 


C. Forderungen an das System aus der Sicht der Fernmeldeverwaltung und 

des Betriebes 

Mit zunehmender Ausbreitung des Fernsprechers und stetig stei¬ 
gender Zahl der Schaltglieder und Leitungen stieg auch die Gesamtzahl 
der im Fernsprechwesen beschäftigten Kräfte. Der Personalbestand der 
DBF umfaßte 1967 rd. 430 000 Kräfte [3], davon waren 120 000 Kräfte 
im Fernsprechdienst eingesetzt. Mit dem starken Wachstum des gesam¬ 
ten Fernsprechnetzes werden nicht in annähernd gleichem Verhältnis 
zusätzliche geeignete Kräfte für die Planung, die Abnahme und den 
technischen Unterhaltungsdienst verfügbar sein. 


1. Einheitstechnik 

Für den technischen Betriebsdienst und für die Planung ist die 
Einheitstechnik von größter Bedeutung. Gefordert wird Einheitlichkeit 
in funktionaler und konstruktiver Hinsicht in bezug auf die Austausch¬ 
barkeit der Einschübe und der kleinsten steckbaren Einheiten, damit 
die Einschübe verschiedener Hersteller untereinander austauschbar sind. 
Durch die Festlegung der Schnittstellenbedingungen ist die Verwendung 
unterschiedlicher Bauteile noch zulässig. Allerdings dürfen dadurch 
keine nennenswerten Zugeständnisse in bezug auf Größe und schal- 
lungsteclmische Auslegung der Einschübe erforderlich werden. 


2. Berücksichtigung der Ortswählsysteme 

Ein Fernwählsystem soll möglichst optimal auf das verwendete 
Ortswählsystem abgestimmt sein. Es dürfen keine Anpassungsprobleme 
auftreten; deshalb ist möglichst weitgehende Übereinstimmung der 
Systeme zu fordern. Dies gilt sowohl für die Zeichengabe zwischen 
den Vermittlungsstellen als auch für die Einführbarkeit eines Systems. 
Eine Zusammenarbeit mit heutigen Ortssystemen muß, da sie un¬ 
vermeidbar ist, eingeschlossen sein. Dafür muß das Fernwählsystem 
— ggf. durch zusätzliche Einrichtungen — die Aufgabe der Verzonung 
und der Zählzeichensendung übernehmen können. 

3. Zuverlässigkeit des Systems 

Für ein Wählsystem wird hohe Zuverlässigkeit gefordert, so daß 
sich eine lange fehlerfreie Betriebszeit ergibt. Vollstörungen dürfen 
praktisch nie auftreten. Dafür müssen die Bauteile und Baugruppen eine 
außerordentlich niedrige Ausfallrate haben. Zentralisierte technische 
Mittel müssen notwendigerweise redundant vorgesehen werden. Ex¬ 
treme Zuverlässigkeitsforderungen können wahrscheinlich nur mit un¬ 
verhältnismäßig hohem Aufwand für parallele Einrichtungen und Er- 
satzschaltemittel erkauft werden. 
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4. Entstörungsverfahren 

Angestrebt wird ein nahezu störungsfreier Betrieb des Systems. 
Dafür sollten Fehler möglichst bei ihrem ersten Auftreten automatisch 
erkannt, genau diagnostiziert und an eine zentrale Unterhaltungsstelle 
weitergemeldet werden. Fehlerhafte Geräte und Leitungen sollen gegen 
weitere Belegungen gesperrt werden. Zentrale Glieder müssen bei Vor¬ 
liegen eines Fehlers automatisch ersatzgeschaltet werden; das betrifft 
z. B. zentrale oder periphere Steuerungen, Leitungssysteme und Ein¬ 
steller. 

Bis zu einer gewissen Wirkungsbreite der einzelnen Fehler, z. B. in 
peripheren Geräten, sollte es möglich sein, mehrere Fehler unter Sperren 
der fehlerhaften Glieder Zusammenkommen zu lassen, ohne daß die 


Betriebsgüte bereits wesentlich absinkt, damit außerplanmäßige Besuche 
des Entstörungspersonals in der Vermittlungsstelle vermieden werden. 
Gestörte Baugruppen sollten ausgewechselt und in zentralen Werkstätten 
repariert werden. Voraussetzung dafür ist der Einsatz einer Technik 
mit steckbaren Baugruppen. 

In der zentralen Unterhaltungsslelle sollen erkannte Fehler im 
Vermittlungsablauf und Ersatzschallungen über eine Datenendeinrich¬ 
tung angezeigt werden. Diese erhalten die aufbereiteten Informationen 
über einen zentralen Rechner, der über Datenwege mit den Zentral¬ 
steuerungen mehrerer Fernvermittlungsstellen Zusammenarbeiten soll. 
Dringende Störungsmeldungen werden naturgemäß sofort angezeigt, 
andere können zunächst gespeichert werden, sofern (Sine bestimmte 
Anzahl nicht überschritten wird. 


Die zentrale Unterhaltungsstelle soll auch die Möglichkeit haben, 
in eine Zentralsteuerung einzugreifen, wobei u. a. an das Starten von 
Prüf- oder Änderungsprogrammen oder an das Sperren von Geräten 
zu denken ist. 


5. P rüfverfahren 

Anstelle der manuellen Prüfungen tritt in einem neuen System 
grundsätzlich die automatische Überwachung durch entsprechende 
Schaltungsauslegung sowie die automatische Routineprüfung. Einzel¬ 
prüfgänge sind teilweise in die normalen Funktionsabläufe eingeschal¬ 
tet. Statistische Verfahren sind je nach Bedarf zugelassen. 

6. Erweiterung des Koppel netzes 

Ein Vermittlungssystem soll auf möglichst lange Sicht verkehrs¬ 
gerecht sein und auch alle betrieblichen Forderungen erfüllen; es soll 
also außerordentlich flexibel sein. Die Erfahrungen mit heutigen Durch- 
schaltemitteln lehren, daß ein Koppelnetz folgende Bedingungen erfül¬ 
len sollte, die für die Erweiterbarkeit von Belang sind: 

1. Das Koppelnetz soll das Größenspektrum von kleinen bis zu den 
großen Fernvermittlungsstellen abdecken. Zweckmäßig erscheint 
eine Grundausbau-Einheit mit stufenweiser Erweiterbarkeit. 

2. Das Koppelnetz soll — soweit irgend möglich — freizügig beschalt¬ 
bar sein. Bündel sollen dabei beliebig in Teilbündeln betrieben wer- 
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den können. Bei Erweiterungen dürfen prinzipiell keine Beschal- 
tungsänderungen nötig sein; betrieblich optimal ist ein beliebiges 
Anschalten zusätzlicher Leitungen. 

3. Die Anschlüsse des Koppelnetzes werden mischungsfrei mit Leitun¬ 
gen beschältet. Eine in gewissen Grenzen vom Planungswert abwei¬ 
chende Belastung des einzelnen Koppelvielfachs sollte — solange die 
Gesamtnennbelastung der Koppelgruppe eingehalten wird — keine 
nennenswerte Erhöhung der inneren Sperrungen verursachen. Ein 
Verkehrsausgleich durch Umschaltung von Leitungen ist dann nicht 
mehr nötig. 

4. Das Koppelnetz sollte den Anschluß von Leitungen mit wechsel¬ 
seitiger Betriebsweise erlauben. 

5. Leitungen bzw. Bündel mit unterschiedlichen Zeichengabeverfahren 
(z. B. Impulswahl, MFC, 2 FC) müssen anschaltbar sein, wobei auch 
hier eine Freizügigkeit Vorteile verspricht. 


7. Flexibilität der Zentralsteuerung 

Die leichte Erweiterungsmöglichkeit des Koppelnetzes beeinflußt 
weitgehend die Flexibilität der informationsverarbeilenden Geräte und 
der zentralen Steuerungsorgane. 

Für ein breites Einsatzspektrum des Vermilllungssystems müssen 
zwischen den Verteilungsebenen mit unterschiedlichem Informations¬ 
und Befehlsfluß neutrale Schnittstellen existieren. Diese Schnittstellen 
sollen — wenn irgend möglich — mit denen des Ortssystems identisch 
sein. 

Mit dem Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen wird auch die 
Einführung des neuen Systems erleichtert. Eine schnelle Veränderbar- 
keit der Leitwegprogramme wird gerade in den ersten Phasen des Auf¬ 
baus des neuen Netzes von besonderem Nutzen sein. 

Die Flexibilität eines Vermittlungssystems wird daher nicht nur 
tür die eigentliche Betriebszeit gefordert, sie ist wichtige Voraussetzung 
für eine wirtschaftliche Einführung. 


8. Zeichengabeverfahren 

Die Signalisierung zwischen zentralgesteuerten Fernvermittlungs¬ 
stellen erfolgt über zentrale Zeichenkanäle. Voraussichtlich wird in Zu¬ 
kunft die Zeichengabe zwischen Fernvermittlungsstellen in erster Linie 
über einen Zeichenkanal, der dem Leitungsbündel zugeordnet ist, 
zweckmäßig sein. Bei solchem assoziierten Betrieb ergeben sich manche 
Vorzüge für das Verfahren und die Belastung der Steuerungen. Darüber 
hinaus soll die technische Möglichkeit des quasiassoziierten Betriebs, 
bei dem die Daten über eine dritte Femvermittlungsstelle vom eigenen 
Sprechweg getrennt übertragen werden, nicht von vornherein ausge¬ 
schlossen werden. Diese Umwegmöglichkeit, die Daten über eine dritte 
Fernvermittlungsstelle zu führen, trägt nämlich wesentlich zur Erhö¬ 
hung der Sicherheit der Zeichengabe im Fernnetz in bezug auf Stö¬ 
rungen bzw. Außerbetriebnahmen in den Übertragungswegen bei. Als 
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Zeichenkanäle sollen normale Fernsprechleitungen eingesetzt sein, die 
nicht besonders gesichert geführt werden. 

Die technischen Endcinrichtungen des zentralen Zeichenkanals ar¬ 
beiten in Verbindung mit den Übertragungswegen so sicher, daß die 
Zeichenfehlerrate im System bei möglichst großer Zeichengeschwindig¬ 
keit klein ist. Sie sollen auf beliebigen Betriebsleitungen — ohne vor¬ 
herige Sondermaßnahmen bei ihrer Schaltung — voll funktionsfähig 
sein und auch für große Bündel eine hohe Zeichengeschwindigkeit 
bieten. 


Das Zeichengabeverfahren mit hoher Geschwindigkeit ist hinsicht¬ 
lich der Zahl der Zeichen großzügig und zukunftssicher auszulegen. 
Reserven im Zeichenplan sollen künftigen Zusatzforderungen der Fern¬ 
meldeverwaltung entgegenkommen. Die Flexibilität in der Ausnutzung 
des Datenformales soll noch Spielraum für die spätere Einführung zu¬ 
sätzlicher Bedingungen lassen. 


9. R a u m bedarf 

Bezüglich des Raumbedarfs können die Forderungen an ein neues 
Fernwählsystem nur allgemein gehalten werden. Es ist einerseits wün¬ 
schenswert, daß der Raumbedarf gegenüber vergleichbaren konventio¬ 
nellen Fernvermittlungsstellen wenigstens auf die Hälfte verringert 
wird. Andererseits sollten alle vorhandenen Räume für Fern Vermitt¬ 
lungsstellen auch für die Aufnahme der Einrichtungen des neuen Fern¬ 
wählsystems grundsätzlich geeignet sein. In Zukunft wird es für die 
DBP immer schwieriger sein, an zentralen Stellen geeignete Grund¬ 
stücke zu beschaffen bzw. auf vorhandenen Grundstücken ausreichend 
Raum für die technischen Einrichtungen bereitzustellen. Vom Gesamt- 
investilionsvolumen her spielt der Mittelbedarf für die Räume zwar nur 
eine untergeordnete Rolle, für die Praxis ergeben sich jedoch erhebliche 
Schwierigkeiten, da Fernvermittlungsstellen unter Berücksichtigung vor¬ 
handener Übertragungssysteme auch bei Auswechslung kaum an einen 
anderen Ort verlegt werden können. Zudem nimmt der Verkehr gerade 
in den Wirtschafts- und Verwaltungszentren am stärksten zu. 

Inwieweit sich diese Wünsche bei zentralgesteuerten Systemen — 
mit wesentlich höherem Ruhestromverbrauch — verwirklichen lassen, 
wird sich erst im Laufe der Entwicklung zeigen. Entwärmungsanlagen 
können von vornherein nicht ausgeschlossen werden. 


II. Entwicklungsvoraussetzungen und Systemkonzept EWSF 1 

Neben den schon erwähnten, grundsätzlichen Bedingungen, die 
allgemein an ein Fernwählsystem gestellt werden, bestimmen wesent¬ 
liche Voraussetzungen ein neues System für die Landesfernwahl, die 
sich aus der künftigen Technik des Ortswählsystems ergeben. Notwen¬ 
dige und wünschenswerte Betriebsmöglichkeiten für den Fernsprech¬ 
teilnehmer und auch für die Verwaltung erweitern den Aufgaben¬ 
umfang derart und verlangen so viel Beweglichkeit in der Ablauf¬ 
steuerung neuerer Vermittlungsstellen, daß nur eine flexibel program¬ 
mierte Steuerung diesen Aufgaben gerecht wird. 
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Die Fernwähltechnik als Bindeglied zwischen den Ortsnetzen muß 
diese Betriebsmöglichkeiten über Fernstrecken hinweg fortsetzen kön¬ 
nen und ist daher den neuen Gegebenheiten anzupassen. 

Das Erste und wesentlich Neue für das künftige Fernwählsystem 
ist die Trennung der Übertragungswege für Sprache und Zeichengabe. 
Zentralsteuerungen werden untereinander mit zentralen Zei¬ 
chen k a n ä 1 e n verbunden, über die — in digitaler Form — die 
Verbindungsaufbau- und Überwachungsinformationen und die Steuer¬ 
zeichen für die Betätigung abgesetzter Vermittlungseinheiten und Geräte 
ausgetauscht werden. In einem künftigen EWSF-Netz sind daher die 
Fern Vermittlungsstellen prinzipiell mit Datenaustauscheinrichtungen 
auszustatten. Diese bieten durch die binäre, leicht änderbare Darstel¬ 
lung und die Transfer-Geschwindigkeit der Information große Vorteile. 
Für den Verbindungsverkehr über die Schnittstellen zum bestehenden 
Impulswahlnetz verbleiben für eine längere Übergangszeit noch Geräte 
in diesen Leitungen, die wie bisher analoge und im Sprachfrequenzband 
codierte Zeichen aufnehmen und senden und im neuen System an die 
Steuerung absetzen müssen. Bild 4 läßt die Wege für die Zeichengabe 
im System erkennen. 



gehende 

Impulswahlleitung 


(wechselseitige) 
Leitung mit zentralem 
Zeichen kanal 


zentraler 

Zeichenkanal 


Bild 4. Wege für die Zeichengabe im EWSF 1 

KN Koppelnetz LSK Leitungssatz kommend 

LSG Leitungssatz gehend ZST Zentralsteuerwerk 

Ein zweiter wichtiger Wandel betrifft die Steuerung. Das heutige 
Fernwählsystem ist ein Direktwählsystem mit zusätzlicher Register- 
technik für Leitweglenkung im aufsteigenden Verkehr. Es entspricht 
dabei den Anforderungen der bisherigen Ortstechnik, zeigt sich aber 
den ständig steigenden Anforderungen, z. B. hinsichtlich der Leitweg¬ 
lenkung, in den folgenden Fernvermittlungsstellen nicht immer voll 
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gewachsen. Die Erweiterung der Leitweglenkung für Inlandsverbin¬ 
dungen, die Lenkung des ankoinmenden Auslandsverkehrs, die Verbes¬ 
serung der Erreichbarkeit der Leitungen, die Schaffung von Zeichen¬ 
kapazität und die zahlreichen Umsetzaufgaben an den Übergangsstellen 
in das internationale Netz verlangen in den Fernwählvermittlungen 
anstelle fest programmierter spezieller Register eine Lösung größerer 
Beweglichkeit, das heißt eine Zusammenfassung der Registeraufgaben 
in einer Zentralste u er ung mit gespeichertem Pro- 
g r a m m . Im Gegensatz zu bisherigen Registern ist eine solche Steue¬ 
rung in der Lage,.jede Verbindung zu jeder Zeit in jeder Verbindungs¬ 
phase zu überwachen und mit Registerfunklionen weiter zu betreuen. 
Die Leistungsfähigkeit solcher Steuerungen in den kleineren Vermitt¬ 
lungsstellen bietet die Möglichkeit zur gemeinsamen Steuerung von 
Orts- und Fernkoppelnetzen. Aus diesem Grund ist die Gleichheit der 
Steuerung für diese beiden System teile zu fordern. 

Die dritte und auch systembestimmende Voraussetzung ist die Zu¬ 
sammenarbeit mit den bestehenden Einrichtungen des Netzes. Die Infor¬ 
mationsübernahme von den Leitungen und die Befehlsgabe an diese 
Leitungen ist gekennzeichnet durch Zeitbedingungen, deren Einhaltung 
durch eine zentrale Informationsverarbeitung zu gewährleisten ist. Die 
Lösung dieses Problems bedarf besonders sorgfältiger Überlegung, da 
entscheidend die Leistungsfähigkeit der Steuerung, die Größe ihres 
Steuerbereiches und der Aufwand in der Peripherie der neuen Vermitt¬ 
lungsstellen davon abhängen. 


Die Aufgabenverteilung auf die Peripheriegeräte und die zentrale 
Steuerung ist also das Ergebnis eines Optimierungsprozesses. Es lassen 
sich drei Aufgabengruppen unterscheiden: 


1. Funktionen, die schon bisher v o r t e i 1 h a f I zen¬ 


tral ausgeführt wurden und weiterhin bestehen 
bleiben b z w. sogar erweitert werden. Es ist dies die 
bisherige Aufgabe der Zuordner, ein Teil der Funktionsabläufe in 
Registern und der Markierer (bzw. Einstellsätze), also insbesondere 
alle Leitweglenkungsfragen, die Verzonung abgehender Fernge¬ 
spräche aus angeschlossenen, konventionellen Ortsvermittlungsslel- 
len und die zugehörige Zählimpulssendung, die interne Wegesuche 
und die Einstellung des Koppelnetzes. Erweitert wird dieser Funk¬ 
tionskomplex hauptsächlich durch Aufgaben im Auslandsverkehr. 
Dazu gehören die Leitweglenkung und Verzonung solcher Verbin¬ 
dungen, die Zonen- bzw. Zählimpulssendung aus Vermittlungsstel¬ 
len mit internationalen Leitungen und die freizügige Umsetzung zwi¬ 
schen den Zeichengabeverfahren des In- und Auslandes, wie sie bis¬ 
her teilweise durch Register und durch Umspeichern zwischen den 
Registern erfolgen mußte. 


2. Funktionen, die im künftigen Netz neu hinzu¬ 
kommen und zweckmäßig in der zentralen Steue¬ 
rung aus geführt werden. Das EWS 1-Netz besteht aus 
Leitungsbündeln, die auch wechselseitigen Betrieb erlauben. Das 
Belegen der Betriebsrichtungen dieser Leitungen ist Aufgabe der 
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Zentralsteuerung ebenso wie auch die Zeichenaufnahme, -Verarbei¬ 
tung und Sicherung der Zeichen aus zentralen Zeichenkanälen im 
deutschen und internationalen Netz. Die Umsetzung der Zeichen zwi¬ 
schen Verfahren unterschiedlicher Leistungsfähigkeit bringt die teil¬ 
weise Zeichenverarbeitung im Um setz Vorgang mit sich. Der Aus¬ 
landsverkehr erfordert künftig eine genauere Registrierung der Ge¬ 
spräche, die Erfassung soll Ziel und Weg zum Ziel berücksichtigen. 
Die Leitweglenkung in das Ausland muß die nationalen Zugangs¬ 
wege zur günstigen Auslandsvermittlungsstelle einbeziehen und auch 
den Zugang zu Satelliten-Erdefunkstellen. Leitweglenkung mit der 
Programmsteuerung bietet die Möglichkeit zur Fernbeeinflussung des 
Leitwegprogrammes. Die Steuerung der Koppelnetzeinstellung er¬ 
laubt die nachträgliche Auftrennung einer bestehenden Verbindung 
zum Zweck der Einschleifung z. B. von Echosperren. Auch der An¬ 
schluß fernsteuerbarer Fernplätze wird überlegt. Schließlich ist er¬ 
weiterte Verkehrserfassung und die zentrale Wartung der Anlagen 
ein großer Fortschritt in zentralgesteuerten Vermittlungsstellen. 


3 . Funktionen, die bei der Optimierung von Steue- 
r u n g sauf w a n d und Steuerungsbelastung, v o n 
Größenordnung des Steuerbereichs und von Auf¬ 
wand an den Leitungsenden peripher abgewik- 
k e 1 t werden sollen. Dabei handelt es sich primär um die 
Aufgaben bisheriger Relaissätze, um die übertragungstechnischen 
Mittel in den Sprechwegen und auch um Teilaufgaben bisheriger 
Register. 

Im EWS 1-Netz werden die Vermittlungsstellen mit Leitungsbündeln 
mit zentralem Zeichenkanal verbunden. Diese Leitungen haben prak¬ 
tisch keine Relaissatzschaltungen mehr, sondern lediglich die über¬ 
tragungstechnisch notwendigen Bauelemente zur Abriegelung. Dämp¬ 
fungsanpassung und Prüfung. Die Aufgaben dieser dritten Gruppe 
liegen also allein in den Leitungssälzen an den Schnittstellen zum 
konventionellen Netz. 


Ein großer Teil des Zeichenaufkommens an konventionellen Leilun¬ 
gen sind die Ziffern. Die Frage, inwieweit diese die Steuerung be¬ 
rühren, ist genau geprüft worden. Der leilwegbeslimmende Teil der 
Zifferngabe muß von den Leitungssätzen wie bisher an die Steuerung 
abgesetzt werden. Das heißt, der Informationsweg zwischen Leitungs- 
sätzen und Steuerung ist zu bilden und auszurüsten. Die Übertra¬ 
gung der restlichen Ziffern ist nur eine Frage, ob dadurch die Steue¬ 
rung mehr belastet wird als bei alternativen Lösungen, wie z. B. die 
Steuerung der Restzeichen über das Koppelnetz. Sowohl übertra¬ 
gungstechnische Argumente als auch der Vergleich von Aufwand und 
Steuerbelastung sprechen gegen derartige letztgenannte Lösungen. 
Das System überträgt deshalb alle Zeichen vom Leitungssatz zur 
Zentralsteuerung und umgekehrt. Für die Form der Übertragung 
bestehen viele Möglichkeiten. Wie aber schon erwähnt, zwingt insbe¬ 
sondere das Impulswahlverfahren Zeitbedingungen auf. Eine Über¬ 
tragung aller Impulsphasen von Ziffernserien liefe praktisch auf ein 
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Abtastverfahren über alle Impulswahlleitungen hinaus mit der Kon¬ 
sequenz hoher Geschwindigkeit in der Schaltungstechnik bei gerin¬ 
ger Nutzleistung. Die Überlegungen führten daher dazu, jeweils die 
Wahlserie in den Leitungssätzen zu integrieren und nur den Ziffern¬ 
werl zur Zentralsteuerung zu übertragen. Entsprechendes gilt für den 
Sendevorgang; der gehende Leitungssatz erhält den Ziffernwert von 
der Zentralsteuerung und übernimmt die Impulssendung. Damit ist 
eine bisherige Regisleraufgabe an die Peripherie verlegt und eine 
wesentliche Entlastung der Steuerung erreicht, die sich in einer Ver¬ 
größerung des Arbeitsbereiches der Verarbeitungseinheit auswirkt. 
Die erwähnten Zeitbedingungen sind dann nicht mehr kritisch. Die 
Impulskennzeichen der Landesfernwahl werden in den Leitungs¬ 
sätzen bewertet und als Impulstyp an die Steuerung abgesetzt, die 
dann aufgrund des bestehenden Verbindungszustandes die Bedeu¬ 
tung des Zeichens erkennt. — 

Der Verbindungsweg wird in konventionellen Vermittlungsstellen 
durch c-Adern-Schaltungen der Relaisübertragungen gehalten, also elek¬ 
trisches Halten über galvanische Adern. C-Adern vergrößern das Koppel¬ 
netz und verbrauchen Strom für die Dauer der Verbindung. Wie im 
EWSO 1 kommen daher auch im EWSF magnetisch selbsthaltende 
bistabile Koppelkontakte zur Anwendung, die von der Steuerung ein¬ 
gestellt und rückgestellt werden können. Durch Beschränkung auf die 
4 Sprechadern und Vermeidung jeglicher Zeichengabe über das Koppel¬ 
netz wird verkleinertes Aufbauvolumen und verbesserte übertragungs¬ 
technische Qualität erreicht. 

Neu im EWSF 1 ist die Prüfung des durchgeschalteten Sprech¬ 
weges. Durch die Trennung der Zeichengabe von den Sprechwegen ent¬ 
fällt die je Verbindungsaufbau praktisch vollzogene Kontrolle der 
Durchschaltung der Sprechadern. 

Trotz hoher Qualität und Zuverlässigkeit der Koppelkontakte wird 
durch die Steuerung per Programm eine Sprechwegprüfung veranlaßt. 
Die Belastung der Steuerung kann dabei den Anteil zu prüfender Durch¬ 
verbindungen selbst regeln. Bestimmte (z. B. gebührenintensive inter¬ 
nationale) Verbindungen können bevorzugt oder jedesmal geprüft 
werden. 

Es ergibt sich eine Struktur des Fernwählsystems, die der des 
EWSO 1 gleicht. Auch die Organisation der Programme in der Zentral¬ 
steuerung ist weitgehend gleich. Es wird damit erreicht, daß in der Kon¬ 
zeption beider Systemteile kein prinzipieller Unterschied besteht und 
Orts- und Fernwählsystem im Netz homogen einander angepaßt sind. 


III. Eingliederung in das Fernwählnetz 
A. Das Zeichengabeverfahren zwischen dem Impulswahl- und dem EWSF 1-Netz 

Im Impuls wahlnetz werden die Schallkennzeichen zwischen den Ver¬ 
mittlungsstellen über die Leitung übertragen, über die auch die Sprech¬ 
verbindung zwischen beiden Teilnehmern zustande kommt. Die Linien¬ 
kennzeichen werden dabei abschnittsweise unmittelbar zwischen den 
Übertragungen ausgetauscht. Mit jeder in die Verbindung eingeschal- 
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tcten weiteren Fern Vermittlungsstelle wird die Zeichengabe mit gerin¬ 
gem Zeitverzug wiederholt. Damit ist der abschnittsweise Einsatz unter¬ 
schiedlicher Signalübertragungsverfahren möglich. Die Zeichengabe für 
das EWSF-Netz basiert aus systematischen Gründen auf einem digita¬ 
len Verfahren. Hierbei verbindet ein zentraler Zeichenkanal die am Ver¬ 
bindungsaufbau beteiligten Zentralsteuerungen. 

Beide Wahlverfahren sind nicht kompatibel. Damit ergeben sich 


unvermeidbare Schnittstellen. Die Schnittstellenbedingungen können 
technisch erfüllt werden, sind aber in ihrer fortlaufenden betrieblichen 


Anpassung an die Verkehrsflüsse wirtschaftlich aufwendig. 

Die Schnittstelle kann sowohl mit besonderen, einer Leitung un¬ 
mittelbar zugeordneten Sätzen (Leitungssätzen) als auch mit Anpas¬ 
sungssätzen bedient werden, die die Bedingungen der achtadrigen Fern¬ 
vermittlungsstelle an das EWSF anpaßt. Bild 5 zeigt das Prinzip der 
Schnittstelle. 



Bild 5. 

Schnittstelle zum Impulswahlnetz 
AS Anpassungssatz 
FGW Ferngruppenwähler 
LS Leitungssatz 


Nachteilig für den Betrieb wirkt sich die laufende Anpassung der 
technischen Mittel an die verkehrstechnischen Gegebenheiten an der 
Schnittstelle aus. Ändert sich nämlich das Wählverfahren in einer Ver¬ 
kehrsrichtung durch Einfügen einer EWSF-Vermittlungsstelle, so müs¬ 
sen die Leitungs- bzw. Anpassungssätze ausgewechselt werden. Weitere 
Probleme ergeben sich für die Anschaltung und Wirkungsweise der 
technischen Mittel zum Zwecke der automatischen Leitungsprüfung für 
die Bündel zwischen den beiden Netzen. So muß z. B. die Automatische 
Leitungsprüfeinrichtung einer EMD-Fernvermitllungsstellc auch die 
Leitungen zu einer EWSF-Vermittlungsstelle prüfen und dort die üb¬ 
lichen Prüfhilfen vorfinden. In EWSF-Vermittlungsstellen bedarf es 
einer integrierten Leitungsprüfeinrichtung für die entgegengesetzte Ver¬ 
kehrsrichtung. 


Je mehr gemeinsame Berührungspunkte zwischen heutiger und 
neuer Technik nutzbar sein sollen, desto mehr muß die EWSF-Technik 
direkt oder indirekt in der Lage sein, konventionelle Schaltglieder steu¬ 
ern zu können, und desto aufwendiger muß diese Technik werden. Letzt¬ 
lich ist es um so günstiger, je exakter die Trennung zwischen beiden 
Netzen gehalten werden kann. 
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Es wird daher sowohl für die Einführung als auch für den lang¬ 
fristigen gemeinsamen Betrieb von EWSF- und EMD-System im deut¬ 
schen Fernnetz ein Modell vorgeschlagen, bei dem die Anpassungsmaß¬ 
nahmen auf das unvermeidbare Minimum beschränkt bleiben. Dies be¬ 
deutet, daß zwar Verbindungswege zwischen Fernvermittlungsstellen 
beider Systeme (auch im gleichen Gebäude) nötig werden, Überläufe 
jedoch ausgeschlossen bleiben. 


B. Die Voraussetzungen im deutschen Fernsprechnetz zum Zeitpunkt 

der Einführung 

Als Termin für die Einführung der EWSF-Teclmik wird heute das 
Jahr 1976 angenommen. Zu diesem Zeitpunkt ist in den rund 6800 deut¬ 
schen Ortsnetzen überwiegend das Ortssystem 55 bzw. 55 v in EMD- 
Technik eingesetzt. In der Fernebene finden wir ausschließlich Durch¬ 
schalteeinrichtungen in EMD-Technik. In den Fernvermittlungsstellen 
ist im jeweiligen Knoten in großem Umfang das Fernwählsystem 62 mit 
seinen Richtungswählern 62 eingesetzt. Mit ihm ist eine weitgehend frei¬ 
zügige Leitweglenkung möglich; Fernleitungen der Querwege und des 
Kennzahlweges sind (bei bis zu 1200 Zubringern) in vollkommener 
Erreichbarkeit angeschlossen. Gleiches gilt für den abgehenden Verkehr 
in der Hauptvermittlungsstelle, für den verdeckten Knoten der Zentral¬ 
vermittlungsstelle mit FwS 62-Technik in Gassengruppierung sowie für 
die dortige Hauptvermittlungs-Technik. 

Die Kennzahlwege (außer Kl-g), die Querwege und die ankom- 
menden internationalen Leitungen enden auf Ferngruppenwählern 
(FGVV bzw. OGW). Diese sind in der Regel llOteilige EMD-Wähler. 
Die darüber angesteuerten Fernleitungsbündel sind also nur mit gerin¬ 
ger Erreichbarkeit (k = 10) und bei Einsatz von Mischwählern mit 
einer effektiven Erreichbarkeit von k = 20 auslastbar. Im Impulswahl¬ 
netz können folglich nur die über Richtungswähler erreichten Fernlei¬ 
tungsbündel überdurchschnittlich gut ausgenutzt werden. 

Das Impuls'wahlnetz wird bis zum vollen Einsatz von EWSF- 
Technik weiter wachsen. Der jährliche Zuwachs von Beschallungsein¬ 
heiten soll stufenweise bis auf 2,3 Mio. gesteigert werden. Für den Fern¬ 
verkehr wird bis dahin mit großer Erweiterung in EMD-Technik ge¬ 
rechnet. 

Mit der Lieferbarkeit der EWSF-Einrichtungen wird es wün¬ 
schenswert sein, daß so bald wie möglich ausschließlich neue Technik 
beschafft wird. Diese Absicht findet ihre Grenzen in erster Linie in den 
Liefermöglichkeiten der ersten Jahre, dann in der Frage der Einsetz¬ 
barkeit neuer Technik durch rechtzeitige Berücksichtigung bei der Pla¬ 
nung und bei der Raumbereitstellung. 




C. Die Einführung der EWSF 1-Technik 

Bei der geschilderten Unterschiedlichkeit der Wählsysteme und den 
Voraussetzungen im Netz ist es für die Einführung wichtig, daß klare 
Grundsätze vorgegeben sind. Die Grundregeln für die planenden Dienst¬ 
stellen sollen einfach und übersichtlich sein, möglichst Spielraum für 
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die Lösung eines Einzelfalles lassen und folgende Belange berücksich¬ 
tigen. 

1. Die neuen Freiheitsgrade der EWSO-Technik sollen so schnell wie 
möglich auch über Fernverbindungen zwischen EWSO-Vermittlungs¬ 
stellen voll nutzbar sein. Diese Bedingung kann jedoch nicht erfüllt 
werden, wenn ein erster konventioneller Leitungsabschnitt zwischen¬ 
geschaltet ist. Fernverbindungen zwischen EWSO-Vermiltlungsstellen 
sollen deshalb möglichst von Anfang an entweder unmittelbar oder 
ausschließlich über EWSF-Vermittlungsstellen geführt werden. Ein 
mehrmaliges Umwechseln von dem einen in das andere System 
würde den Anpassungsaufwand unnötig erhöhen. 

2. Der mögliche Lieferumfang von EWSF-Technik erlaubt es in den 
ersten Jahren nicht, daß dafür eine größere Zahl von Fernvermitt¬ 
lungsstellen in Frage kommt. Die EWSF-Technik muß deshalb in 
wenigen, möglichst großen Orten eingerichtet werden, in denen auch 
der EWSO-Einsatz vorgeplant ist. 


3. Der Einsatz der EWSF-Technik soll so gesteuert werden, daß er 
insgesamt gesehen möglichst wirtschaftlich ist. Größere Fernvermitt¬ 
lungsstellen müssen deshalb vor den kleineren ausgebaut werden, 
weil der Anteil für die Steuerung verhältnismäßig weniger ins Ge¬ 
wicht fällt. Weiter ist es nötig, endgültige Lösungen vorrangig gegen¬ 
über Übergangs- und Anpassungsmaßnahmen zu behandeln. Für die 
praktische Anwendung folgt daraus, daß Leitungsbündel mit zen¬ 
tralem Zeichenkanal bevorzugt eingerichtet werden. Der Einsatz von 
Anpassungs- und Leitungssätzen sollte möglichst vermieden und auf 
die Verbindungswege beschränkt bleiben, die wegen der Zugänglich¬ 
keit im gesamten Netz vorhanden sein müssen. 


Verschiedene Überlegungen und Untersuchungen führten zu dem 
Schluß, daß nur eine gemeinsame, nämlich koordinierte Einführung des 
neuen Systems sowohl in der Orts- als auch in der Fernebene die beste 
Lösung darstellt. Für den Fernverkehr der EWSO-Vermittlungsstelle 
muß folglich möglichst früh EWSF-Technik einsatzbereit sein. Bei den 
vorgegebenen begrenzten technischen Mitteln ist es auch eine Frage der 
rechtzeitigen und richtigen Auswahl der Einsatzorle, daß besonders die 
Bedingung unter 1. erfüllt werden kann. Weiter handelt es sich bei der 
koordinierten Einführung zunächst um die Minimalforderung, EWSF- 
Linrichlungen wenigstens für die Befriedigung dieses dringenden Be¬ 
darfs verfügbar zu haben. Weitergehende Wünsche nach Vermeidung 
einer nochmaligen Erweiterung einer konventionellen Fernvermittlungs¬ 
stelle oder gar nach vorzeitiger Auswechslung von EMD-Fernvermitt- 
lungstechnik können in der Anfangszeit nicht erfüllt werden und werden 
deshalb in die Einführungsbetrachtung nicht eingeschlossen. Die Gedan¬ 
ken erstrecken sich ferner noch nicht auf kleine Knotenvermiltlungs- 
stellen, wenn der Steuerbereich mit dem KVSt-Bereich identisch ist und 
demnach eine kombinierte Technik mit einer gemeinsamen Zentral¬ 
steuerung für Orts- und Fernverkehr sinnvoll ist. Es gibt also eine 
Reihe wichtiger Gesichtspunkte, die für die Einführung zu beachten und 
aufeinander abzustimmen sind: 


8 Fernmelde wesen 
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1 . 


Eine gleichzeitige Einführung von EWSO 1 und EWSF 1 erlaubt cs, 
sofort voll die neuen Freiheitsgrade innerhalb des neuen Netzes zu 
nutzen. 

Diese Gleichzeitigkeit ist jedoch im ersten Jahr des EWSO-Einsatzes 
voraussichtlich noch nicht möglich, weil EWSF erst später einsatz¬ 
bereit sein wird. 


3. 


4 . 


6 . 


Für die allgemeine Einführung kann auf den gleichzeitigen Einsatz 
von EWSO und EWSF jedoch nicht mehr verzichtet werden. In den 
Ortsnetzen, in denen dann neue Ortsvermittlungsstellen eingerichtet 
werden sollen, muß die Fernvermittlungsstelle rechtzeitig durch 
EW.SF ergänzt werden. EWSO-Vermittlungsstellen sind nämlich 
allein nicht ohne weiteres für den Auslandsverkehr geeignet. 

Die ersten EWSF-Licferungen kommen zuerst für die größten Orts¬ 
netze, nämlich für Ortsnetze am Sitze der Zentralvermittlungsstellen 
in Betracht. Diese EWSF-Vermittlungsstellcn erhalten Leitungsbün¬ 
del mit zentralem Zeichenkanal und wechselseitiger Betriebsweise 
zu den EWSO-Vermittlungsstellen am Ort. 

5. Die EWSF-Einrichtungen in den Zentralvermittlungsstellen werden 
durch Leitungsbündel mit zentralem Zeichenkanal miteinander ver¬ 
bunden. Es ergibt sich in der Folge ein gesondertes Maschennetz 
zwischen den Zentralvermittlungsstellen, das im Laufe der Zeit mit 
steigenden Bündelstärken leistungsfähiger wird. 

In der Anfangsphase werden nur die Verknüpfungen der beiden 
Netze geschaffen (eigener Hauptgruppenwähler, Ortsgruppenwähler 
des Ortsnetzes, vorübergehend Zenlralgruppenwähler oder Impuls- 
wahl-Zentralvermiltlungsleitung), soweit sie die Zugänglichkeit im 
Gesamtnetz erfordern. 

Die Einrichtung von Querwegen von und zu EMD-Vermittlungs- 
stellen muß in jedem Einzelfall genau untersucht und anfangs so¬ 
weit wie möglich beschränkt bleiben. Vorrang hat der Ausbau des 
neuen Netzes zwischen EWSF- bzw. EWSO-Vermittlungsstellen. 

Mit späterem Einsatz der EWSF-Teile in Haupt Vermittlungsstellen 
und größeren Knotenvermiltlungsstellen wird ein leistungsfähiges 
EWSF-Netz innerhalb der ZVSt-Bereiche geschaffen. 

9. Mit steigender Zahl der EWSF-Vermitllungsstellcn im Netz und 
wachsendem Fernverkehrsangehot vom EWSO-Teilnelimer ergehen 
sich kontinuierlich verbesserte Voraussetzungen für Querwegschal- 
tung und damit für eine wirtschaftlichere Netzstruktur. 

Das Umschwenken einzelner Impulswahlbündel (örtliche Endver¬ 
mittlungsleitungen von Ortsvermittlungsstellen, gehende Knotenver¬ 
mittlungsleilungen von Knotenvermittlungsstellen) auf EWSF-Ver- 
mittlungsstellen stellt eine geeignete Maßnahme zur Verkehrsent¬ 
lastung der konventionellen Zentral- und Hauptvermittlungsstellen 
dar. 

In der Einführungszeit wird sich bei der Art der Einführung und 
der weitgehenden Trennung der Netze in einzelnen Verkehrsbeziehun- 


7. 


8 . 


10 . 
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gen eine geringfügig erhöhte Leitungszahl gegenüber einem theore¬ 
tisch errechenbaren Wert ergeben. Das wird jedoch für vertretbar ge¬ 
halten, weil dieser vorübergehende Tatbestand auf der anderen Seite 
erhebliche Einsparungen für Anpassungen bringt. So wird z. B. auf 
einen wechselweisen (oder einseitigen) Überlauf zwischen EMD- und 
EWSF-Technik im gleichen Haus verzichtet. Auch betriebliche Gründe 
sprechen für eine weitgehende klare Trennung der beiden Netze. Die 
Zweckmäßigkeit getrennter Netze mit der Folge der Notwendigkeit ge¬ 
trennter Bündel gilt auch auf längere Sicht und hat erhebliche Vorzüge. 
Die theoretische Ersparnis müßte bei annähernd gleicher Be- und 
Überlastbarkeit im Netz in gewissem Umfang durch zusätzliche Reser¬ 
ven ausgeglichen werden. 


D. Die folgerichtigen Einführungsphasen für EWSF i 

ln der ersten Phase, bis zu deren Abschluß sicherlich der Zeitraum 
von mehr als einem Jahr anzusetzen ist, soll die EWSF-Technik in alle 
Zentralvermittlungsstellen eingeführt werden. Damit wird es möglich, 
die EWSÖ-Vermittlungsstellen dieser Ortsnetze mit einem Bündel mit 
zentralem Zeichenkanal auf eine systemgerechte Fernvermiltlungsslelle 
abzustützen. Die EWSF-Koppelnetze müssen in ihrer Größe für den 
Fernverkehr der anzuschließenden Ortsvermittlungsslelle ausgelegt sein. 
Man wird also mit kleinen, jedoch ausbaufähigen Grundeinheiten be¬ 
ginnen können. Fernverkehr konventioneller Ortsvermittlungsstellen 
soll anfangs noch nicht auf die EWSF-Technik geleitet werden. Der 
Verkehrszuwachs in bestehenden Zubringerbündeln zur Zentralvermitt¬ 
lungsstelle wird für die erste Zeit im konventionellen Teil aufgefangen 
werden müssen (Bild 6). 

Im ersten Jahr müssen jedoch EWSO-Vermittlungsstellen vorüber¬ 
gehend bis zur Inbetriebnahme der EWSF-Vermittlungsstelle auf kon¬ 
ventionelle Fernwähltechnik abgestützt sein. Hierfür sind Zentralgrup¬ 
penwähler oder Anschaltesätze/Hauptrichtungswähler geeignet. Weiter 
wird ein Zugang zu Auslandsanschaltesälzen der Auslandstechnik 64 
nötig. Diese Übergangsphase ist im Bild 7 der Übersichtlichkeit halber 
nicht mehr dargestellt. 

Ein erstes, entscheidendes Ziel der koordinierten Einführungs¬ 
planung muß es sein, diese erste Phase, die mit der Vermaschung der 
EWSF-Technik in den Zentralvermittlungsstellen durch Bündel mit 
zentralen Zeichenkanälen beendet sein soll, so schnell wie möglich 
abzuschließen. 

In der ersten Phase werden nur die Verbindungswege zum 
Impulswahlnetz eingerichtet, die aus Zugänglichkeitsgründen unver¬ 
meidbar sind. Folglich muß die EWSF-Technik in der Zentralvermitt¬ 
lungsstelle für den Verkehr in den eigenen ZVSt-Bereich mindestens 
den Zugang auf Hauptgruppenwähler, zweckmäßig auch auf Orts- 
gruppenwähler haben; wenn ein weiteres Verkehrsbedürfnis gegeben 
ist, kann auch der Zugang auf Knotengruppenwähler sinnvoll sein, 
u ichtig sind die wechselseitig zu betreibenden Leitungen zu den EWSO- 
Vermittlungsstellen. 
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Fernverbindungen, die von EWSO-Vermittlungsstellen ausgehen, 
werden im neuen Netz so nahe wie möglich an das Ziel herangeführt. 
Für Verbindungen von EWSO-Vermittlungsstellen zu Anschlüssen des 
EMD-Netzes wird ein einmaliger Xetziibergang notwendig. Eine Ver¬ 
bindung zwischen EWSO-Teilnehmern wird ausschließlich im EWSF- 
Netz vermittelt. Beispielsweise wird eine Verbindung von einem EWSO- 
Teilnehmer in München nach Hamburg in der EWSF-Vermittlungsstelle 
Hamburg dahingehend ausgewertet, ob der gewünschte Teilnehmer 
schon im neuen Netz erreichbar ist, und dann über die (wechselseitig be¬ 
triebenen) Verbindungsleitungen zur EWSO-Vermittlungsstelle durch¬ 
verbunden. 


zvst 


zvst 


abgehender Verkehr 



□ EWSl-VSt 
bestehende VSt 


ankommender Verkehr 


Zeichenkanäle 

Verbindungswege zwischen EWS-und EMO-Netz 


Bild 6. Grundnetz der Zenlralvennitllungsstelle mit EWSF 1 

Elg(k) Endvermittlungsleitung gehend (kommend) 

Hauptvermittlungsleitung gehend (kommend) 
Knoten Vermittlungsleitung gehend (kommend) 
örtliche Endvermittlungsleitung 
Querleitung 

Zentral Vermittlungsleitung 


Hlg(k) 

Klg(k) 

öEl 

Ql 

zi 


Für die Zeit bis zur Inbetriebnahme der letzten der EWS-Zentral- 
vermittlungsstellen müssen bestimmte Verbindungen noch über Impuls¬ 
wahl-Leitungen geleitet werden. Dazu ist ein direkter Zugang zu den 
Zentralleitungen oder auf den Zentralgruppenwähler nötig, der am Ende 
der ersten Einführungsphase nicht mehr benötigt wird, es sei denn für 
den Zugang zur handbedienten Fernvermittlungsstelle. 

In der zweiten Phase muß dieses als Keimzelle anzu¬ 
sehende ZVSt-Masehennetz in die nächstniederen Netzebenen hinein¬ 
wachsen. Es folgt die Einführung von EWSF-Technik in große Haupt- 
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• nur bis alle zugehörigen HVSt EWSF-Teil haben 

bis alle KVSt(EVSt) des verdeckten HVSt - (KVSt-l Bereichs EWSMechnik haben 


Bild 7. Verbindungswege in der Zentralverinittlungsstelle 

AASG Auslandsanpassungssatz gehend 

AFwS 64 Auslandsfernwählsystem 64 

EGW Endgruppenwähler 

IIGW Hauptgruppenwähler 

Hl Haupt vermilt lungsleitu ng 

KGW Knotengruppenwähler 

KI Knotenvermittlungsleitung 

KRW Knotenrichtungswähler 

KVSt Knotenvermill lungsstelle 

öEl örtliche Endvermittlungsleitung 

OGW Ortsgruppenwähler 

Ql Querlcilung 

ZGW Zentralgruppenwähler 

ZI Zentral Vermittlungsleitung 

vermittlungsslellcn, gelegentlich auch in große Knotenvermittlungsstel¬ 
len, wenn die Ortsnetze am Sitze der Fernvermitllungsstellen von ihrer 
Größe her für den Einsatz von EWSO in Betracht kommen. Die EWSF- 
lechnik in Haupt- und Knotenvermittlungsstellen wird durch eigene 
Leitungsbündel unmittelbar auf die E\VSF-Technik in der Zentral Ver¬ 
mittlungsstelle abgestützt. Aus Bild 8 sind die Wege von dem einen zum 
anderen Netz ersichtlich. In den Ortsnetzen der Hauptvermittlungsstelle 
darf es die Phase ohne örtliche EWSF-Vermittlungsstelle nicht mehr 
geben, wie sie in den Ortsnetzen am Sitz der Zentralvermittlungsstelle 
vorübergehend unvermeidbar war. 

Ziel ist, ein leistungsfähiges EWSF-Netz innerhalb der ZVSt-Be- 
reiche zu schaffen, abhängig von Gesichtspunkten der wirtschaftlichen 
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nur bis alle KVSt (EVSt) des HVSt - (verdeckten KVSt-) Bereichs EWSl-Techmk haben 


Bild 8. Verbindungswege in der Ilauptvermitllungsstelle 


AASG 
AFwS 64 

EV r St|.;n 

EVStn 

111 

Kl 

KVSt 

ÖE1 

Qi 


Auslandsanpassungssatz gehend 
Auslandsfernwählsvstem 64 

Endvermittlungsstelle, offen, am Silz der Haupl- 
vermittlungsslelle 

Endvermilllungsslelle, verdeckt, am Silz der Haupl- 

vermiltlungsstelle 

Ha upl vermill lungslei lung 

Knoten vermittlungsleitung 

Knoten vermill lungsstelle 

örtliche Endvermiltlungsleilung 

Querleitung 


Verkehrsflüsse. Die Maßnahmen sollen so aufeinander abgestimml wer¬ 
den, daß eine Erweiterung der Leitungssätze (für Hauptvermiltlungs- 
und Querleitungen) möglichst vermieden wird. 


Es gilt hier wie in der ersten Phase, daß das EWSF-Netz weiterhin 
bevorzugt ausgebaut werden soll. Querverbindungen zu konventionel¬ 
len Fernvermittlungsstellen sind in diesem Stadium des Ausbaus des 
EWSF-Nelzes jedoch nicht mehr zu vermeiden. Je größer die Verkehrs¬ 
flüsse zwischen zwei Orten sind, desto eher wird man Querwege zu 
konventionellen Fernvermittlungsstellen in vermehrtem Umfang zu¬ 
lassen. 


Die dritte Phase umfaßt den Einsatz der EWSF-Technik 
in den restlichen Hauptvermittlungsstellen und in den Knoten Vermitt¬ 
lungsstellen, soweit sie nicht für eine kombinierte Orts- und Ferntechnik 
in Betracht kommen. Eine kombinierte Technik EWSO/EWSF ist dann 
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zweckmäßig, wenn in kleinen Verhältnissen die Leistungsfähigkeit eines 
Steuerrechners ausreieht. sämtliche Teilnehmer und alle Fernleitungen 
zu bedienen. 

Für die konventionellen Fernvermittlungsstellen müssen mehrere 
Punkte aufeinander abgestimmt werden, so daß sich bestimmte Folge¬ 
maßnahmen ergeben. 

1. Der Fernverkehr in vorhandenen Fernvermittlungsstellen wird zu¬ 
nächst weiter kontinuierlich ansteigen. 

2. Für die Übergänge von EWSF- zur EMD-Vermittlungsstelle müssen 
entsprechende Eingangsschaltglieder bereilstehen. 

3. Der Wunsch, die Erweiterung der EMD-Vermittlungsstelle zugunsten 
der EWSF-Technik einzuschränken oder ganz zu vermeiden, wird 
im Laufe der Jahre immer mehr an Gewicht gewinnen. 

Die Probleme lassen sich am ehesten durch wirksame Verkehrs¬ 
verlagerungen lösen. Das kann durch die Umschallung von Bündeln 
(Klg, Elg) auf die EWSF-Technik geschehen. Aus technischen Gründen 
darf es keine Beschränkungen in der Auswahl der Zubringer geben; 
aus betrieblichen Gründen empfiehlt sich eine Festlegung der Reihen¬ 
folge der Dringlichkeit. 

Eine erste Methode wird darin gesehen, die Kennzahlwege kon¬ 
ventioneller Knotenvermittlungsstellen, die heute auf Hauptrichtungs- 
wähler in der Zenlralvermittlungsslelle enden, auf EWSF-Technik 
umzuschwenken. Eine Entlastung der Hauptrichtungswähler ist dring¬ 
licher als die der Zentralgruppenwähler. Ferner können Bündel von 
einer solchen Knotenvermiltlungsstelle zu der bzw. zu einer EWSÖ- 
Vermittlungsstelle im Ortsnetz der Zentral Vermittlungsstelle geschaltet 
werden; diese Ortsvermiltlungsstelle übernimmt in einem solchen Fall 
die Aufgabe eines Ortsgruppenwählers und verbindet auch in das übrige 
Ortsnetz weiter, wenn die Dämpfung es zuläßt. 

Die auf Zentral- oder Hauplgruppenwähler endenden Zubringer¬ 
bündel sind für eine Verkehrsverlagerung gleicherweise geeignet. Es 
besteht die Absicht, die ankommenden Auslandsbündel bald auf die 
EWSF-Technik umzuschwenken. 

Ferner kommen von der Ortsvermitllungsstelle abgehende Bündel 
in Präge. Diese müssen jedoch auf solche EWSF-Eingangsschaltglieder 
gelegt werden, die die Zählzeichen zur Ortsvermittlungsstelle über¬ 
mitteln können, und zwar für den Inlands- und den Auslandsverkehr. 


L. Weitere Verflechtung von Orts- und Fernnetzebene bei Einsatz des Systems 

Künftig werden Verzonung und Gebührenerfassung bereits in der 
Ortsvermittlungsstelle vorgenommen, ebenso die erstmalige Speicherung 
der gewählten Ziffern. Auswertbar für eine Leitweglenkung sind 6 (in 
Sonderfällen 7) Stellen. Damit kann Fernverkehr bereits in der Orts- 
Vermittlungsstelle abgespalten werden. Fernleitungen können unmittel- 

, r zwischen den Ortsvermittlungsstellen verschiedener Ortsnetze be¬ 
trieben werden. 

Werden in den Ortsvermittlungsstellen Fernleitungen unmittelbar 
hngeschaltet, dann müssen auch die Einrichtungen für die automatische 
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Fernleitungsprüfung bzw. -messung in die Ortsvermittlungsstelle ein¬ 
gebracht werden. Dadurch ergibt sich ein Mehraufwand für ggf. viele 
Stellen im Ortsnetz, der bei der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung einbe¬ 
zogen werden muß. Besondere Probleme stellen sich jedoch erst bei 
Querleitungsschaltung zwischen EWSO- und EMD-Vermiltlungsstellen 
ein, wenn für die automatische Fernleitungsprüfung noch Prüfauto¬ 
maten, Prüfhilfen und Meßeinrichtungen zusätzlich gebraucht werden. 

Die technische Voraussetzung für die Schaltung neuer Querwege 
ist eine wichtige Forderung an das Wahlsystem. Die Nutzung in be¬ 
trieblich ausgewogenem Maße wird sich in Zukunft von selbst ergeben. 
Bei Querwegschaltung zwischen Ortsvermittlungsstellen ergeben sich 
einige besondere Merkmale, die im folgenden kurz erläutert werden: 


1. Leitweglenkung im Nahverke h r 

Da die Fernvermittlungsstelle nicht mehr berührt zu werden 
braucht, verkürzt sich die Leilungsführung in die nähere Umgebung. 
Damit bieten sich Vorteile besonders im Nachbarortsverkehr. Zunächst 
gilt das bei niederfrequenter Leitungsführung — ggf. auch bei Einsatz 
von Pulscodemodulationsgeräten, bei denen die Grenzwerte des Dämp¬ 
fungsplanes auch bei mittleren Entfernungen leichter einzuhalten sind. 
Man kann künftig Querwege zwischen beliebigen EWSO-Vermittlungs- 
stellen benachbarter Ortsnetze schalten und dabei sogar eine günstig 
gelegene, bevorzugte EWSO-Vermiltlungsstelle als Durchgangsvermitt¬ 
lungsstelle für den Grund- oder Überlauf verkehr anderer Ortsvermitt¬ 
lungsstellen bestimmen und nur hier die Bündel entsprechend dem 
zulässigen Verlust bemessen. Die Einhaltung des Dämpfungsplans 55 
zwischen den speisenden Vermittlungsstellen zweier Teilnehmer ist 
selbstverständlich um so leichter, je geringer die (Rest-) Dämpfung eines 
Abschnittes ist, wobei auch Überlaufverbindungen mit zusätzlichen 
Leitungsabschnitten möglich sein müssen. Dafür bringen PCM-Systeme 
mit ihrer sehr kleinen Restdämpfung günstige Voraussetzungen mit. 


2. Leitweglenkung für trägerfrequente Fern¬ 
leitungen 

Die Abspaltung von Fernverkehr, der über TF-Leitungen geführt 
werden muß, ist in gleicher Weise in den EWSO-Vermittlungsstellen 
möglich. Es wird jedoch allenfalls in einem Steuerbereich genügend 
Verkehr aufkommen, der die Schaltung von Querwegen erlaubt. Aus 
der Sicht der Prüf- und Meßtechnik ergeben sich keine besonderen 
Probleme, sofern die TF-Endgeräte genügend nahe der EWSO-Ver¬ 
mittlungsstelle angeordnet sind. 

3. Probleme inhomogener Leitungen 

Bei räumlicher Trennung von Ortsvermittlungsstelle und Träger¬ 
frequenz-Verstärkerstelle ergibt sich für eine Leitung eine Reihenschal¬ 
tung aus Fernleitungsabschnitten unterschiedlicher übertragungsver¬ 
fahren; dabei können drei Abschnitte durchaus in Frage kommen. Bei 
gemischter Leitungsführung für Querleitungen treten grundsätzlich 
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Probleme auf, die in dem automatischen Meßverfahren begründet sind. 
Restdämpfungs- und Gabeliibergangsdämpfungs-Messungen sollen näm¬ 
lich fehlerhafte Überlragungswege erkennen lassen. Für verstärkte Quer¬ 
leitungen muß eine größere Restdämpfungstoleranz als bei unverstärk¬ 
ten Leitungen zugelassen werden, die durch die zeilliehen Dämpfungs¬ 
schwankungen des Yierdrahl-Übertragungsweges bedingt ist. Durch die 
Messung der Gabelübergangsdämpfung sollen u. a. fehlende oder falsche 
Nachbildungen, Drahtbrüche im Nachbildweg sowie Fehlanpassungen 
an der Zweidrahtleitung ohne Verstärker durch Nebenschlüsse oder 
falsche Leitungsübertrager ermittelt werden. Um diese Fehler aus den 
Gabelübergangsdämpfungen erkennen zu können, muß eine Resldämp- 
fungstoleranz von ± 0,1 Np festgelegt werden. Bei Leitungen, die aus 
einer Reihenschaltung von TF- und NF-Abschnitten bestehen, wäre also 
das übliche automatische Prüf- und Meßverfahren nicht ohne weiteres 
anwendbar. Die Einzelheiten werden noch untersucht. 


4. Fragen der Bemessung des Netzes 

Die Möglichkeit der Schaltung von Querwegen zwischen den Steuer¬ 
bereichen der Ortsvermitllungsstellcn verschiedener Ortsnetze bedeutet 
für den Betrieb eine viel größere Zahl von Querwegen. Die Folge sind 
eine verminderte Übersichtlichkeit des Netzes, Mehraufwand für die 
Ermittlung der Verkehrsflüsse und zusätzliche Schwierigkeiten für die 
richtige Bemessung des Netzes, wobei auch die wechselseitige Betriebs¬ 
möglichkeit der Leitungen Einfluß nimmt. Die Berechnung der Über¬ 
läufe dürfte erschwert sein, auch bei Einschaltung moderner Daten- 
verarbeitungseinrichtungen. Der Einsatz von Simulationsverfahren par¬ 
allel oder gar als Ersatz zu bisherigen Berechnungsverfahren wird im 
Laufe der Zeit unvermeidbar sein. 

F. Einsatz des EWSF 1 über die koordinierte Einführungsplanung hinaus 

Im Laufe der Zeit werden sich die Fälle mehren, in denen die 
EWSF-Technik über den aufgezeiglen Einsatzrahmen hinaus beschafft 
werden soll. Es wird dies Auswechslungen bzw. Neubauten von Fern¬ 
vermittlungsstellen betreffen. Für solche Einsatzfälle werden die An¬ 
passungsmaßnahmen (Aufwand an Anpassungs- und Leitungssätzen 
für gehenden und kommenden Verkehr) voraussichtlich nicht in der 
gewünschten Weise optimiert werden können. Mit jeder weiteren Ein¬ 
schaltung oder Auswechslung von Fernvermittlungsstellen ist das Wähl¬ 
verfahren auf zentrale Zeichengabe umzustellen; die betriebliche Folge 
wäre eine laufende Beschaltungsänderung bzw. Umsetzung der Lei¬ 
tungssätze. Die Beibehaltung des Baustellenprinzips in den Fernver- 
niittlungsstellen wird eine ausreichende Reservehaltung beider Arten 
Leitungseinrichtungen notwendig machen. 

Die Einrichtung einer Leitwegsteuerstelle in der Zentralvermitt¬ 
lungsstelle durch Ersatz der Haupt- und Zentralgruppenwähler durch 
EWSF-Technik kann voraussichtlich nur langfristig in Betracht gezogen 
werden. Eine wichtige Rolle dafür spielen Mittel- und Liefervolumen. 
Richtig wäre es, ein solches Vorhaben — bei Vermeidung von Über- 
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gangsaufwendungen — in allen ZentralvermiIllungsstellen zum gleichen 
Zeitpunkt durchzuführen. Bei dem voraussichtlichen Umfang solcher 
Bauvorhaben bedarf es rechtzeitiger, koordinierter Vorbereitungen. 

Wann ein solches größeres Projekt durchgeführt werden kann, 
läßt sich heute nicht Vorhersagen. Auf lange Sicht ist es sicher empfeh¬ 
lenswert, rechtzeitig ein geeignetes Verfahren festzulegen, das eine mög¬ 
lichst reibungslose und gleichzeitige Aussonderung der EMD-Technik 
in Orts- und Fernebene regelt. 

G. Der Auslands verkehr bei Einführung des EYVSF 1 
Die heutige Auslandsfern wähl ist gekennzeichnet 

1. durch die Mitbenutzung der Leilungsbündel zur Zenlralvermiltlungs- 
stelle als Zubringer zur Auslandskopf-Vermittlungsstelle. 

2. durch internationale Leitungsbündel in 5 der 8 Zcntralvermittlungs- 
stellen und in 13 Hauptvermittlungsstellen mit Grenzverkehr, 

3. durch Verzonung des Verkehrs in der Zentralvermitllungsstelle (d. h. 
AVSl bzw. AKopfVSt) oder in der Grenz-Hauptvermittlungsstelle und 
durch Übertragung der Zählimpulse von dort über die Fernleitung 
zur Teilnehmerschaltung auf den Zähler, 

4. durch zielabhängige Registrierung der Gesprächszeit mit Zusatzein¬ 
richtungen am Ort der Verzonung, 

5. durch Benutzung des absteigenden Kennzahlweges für den ankom- 
menden Auslandsendverkehr und 

6. durch internationalen Transitverkehr in Frankfurt. 


1. Der abgehende Auslandsverkehr 

Die Überlegungen über die Einbeziehung des Auslandsverkehrs 
gehen von der gleichzeitigen Einführung von EWSO und EWSF aus. 
EWSF-Technik wird es zunächst in Zentral-, später in Haupt- und dann 
in Knoten Vermittlungsstellen geben; das neue EWSF-Netz wird anfangs 
langsam wachsen. Dabei muß dieses Netz mindestens so bemessen sein, 
daß es den Fernverkehr der EWSO-Vermittlungsstellen aufnehmen 
kann. 

Würde eine EWSO-Vermittlungsstelle beispielsweise auf konven¬ 
tionelle Fernvermittlungsstellen abgestützt, so wird auch der Auslands¬ 
verkehr über den Gruppenschritt 0 des I. ZGW auf die AZIG-Gasse ge¬ 
führt. Eine solche Betriebsweise ist aus Gründen der Schaltkennzeichen¬ 
gabe betrieblich nicht einwandfrei. Eine EWSO- oder EWSF-Vermitt¬ 
lungsstelle, die die Zählung im Auslandsverkehr übernimmt, muß dafür 
Beginn- und Schlußzeichen empfangen. Für EWSF-Vermittlungsstellen 
ist deshalb ein besonderer Zugang zur Auslandslechnik 64 mit Beginn- 
und Schlußzeichengabe nötig; es wäre neben der AZIG-Gasse eine Gasse 
mit Auslandsanschaltesätzen (AAnS) einzurichten. Diese müssen, wenn 
sie von konventionellen Fernvermittlungsstellen erreicht werden sollen, 
an einen freien Gruppenschritt eines II. ZGW angeschaltet werden; 
denkbar wären z. B. die Zugangsziffern 1 und 4 entsprechend dieser 
zweistelligen Z-Ziffer. Diese Auslandsanschaltesätze können auf die 
bestehenden Register (ARg) arbeiten und vom dortigen Umwerter als 
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besondere Zubringergruppe identifiziert werden. Sie dürfen von Teil¬ 
nehmern des konventionellen Netzes und von Fernvermittlungsstellen 
(Hand) nicht erreicht werden. Eine Sperre der Ziffern 0—14 ist deshalb 
in den Verzonungs- und Leitwegeinrichtungen der Technik FwS 62 
nötig. Der Teilnehmer einer EWSO-Vermitllungsstelle wählt für seine 
Auslandsverbindungen natürlich auch 0—0 . .. ; in der EWS-Vermilt- 
lungsstelle mußte die Zeichengabe jedoch in (0)—14 . . . umgesetzt 
werden. 

Dieser Weg würde es gestatten, neue EWSO-Vermiltlungsstellen 
auch auf konventionelle Fernvermittlungsstellen abzustützen. Jedoch 
ist nicht gesichert, daß die genannte Zubringergasse über II.ZGW zum 
Zeitpunkt der Einführung noch schallbar sein wird. Zwar batte die 
Systematik des Kennzahlplanes zunächst Reserven gelassen, die bis 
heute nicht nutzbar gemacht zu werden brauchten. Es ist jedoch mög¬ 
lich, daß die zweistelligen Z-Ziffern vorher anderweitig verwendet 
werden. 

Die Maßnahmen über die Einbeziehung des Auslandsverkehrs müs¬ 
sen sich jedoch später auf jeden Fall realisieren lassen. Deshalb wird 
eine Lösung vorgesehen, bei der eine Gruppe Auslandsanpassungssätze 
(AASG) an die Ausgänge des EWSF-Koppelnelzes in der Zenlralver- 
mittlungsstelle angeschlossen werden, die Zugang zum Auslandsan- 
schallesatz des AFwS 64 hat. Im Bild 9 ist die Anordnung dargestellt. 

Auf eine Verbindung vom Zentralgruppenwähler zum Auslands- 
anschaltesatz kann verzichtet werden, wenn die Einführungsregeln ge¬ 
nau eingehalten werden. Für EWSO-Vermittlungsstellen ergibt sich 
über das Impulswahlnelz kein Zugang zu den Anschallesätzen der Aus¬ 
landstechnik; deshalb müssen sie ausschließlich auf EWSF-Vermitt¬ 
lungsstellen abgestützt sein. Ein sofortiger Anschluß einer neuen Orls- 
vermittlungsstelle an das EWSF-Netz ist — wie erwähnt — nur inner¬ 
halb der ersten Anfangsphase in der Zentralvermittlungsstelle nicht 
möglich. In diesem Fall müssen die ersten EWSO-Vermittlungsstellen 
einen solchen unmittelbaren Zugang zur Auslandstechnik und ggf. MFC- 
Einrichtungen bekommen. 

Die Anschallesätze zwischen EWSF-Technik und der Auslandstech- 
nik stehen auch für die Auslandsverbindungen von EWS-Teilnelnnern 
zur Verfügung, die aus anderen ZVSt-Bereichen durchvermittelt werden. 
Mir eine Auslandsverbindung wird im EWS-Teil der Zentralvermitt¬ 
lungsstelle bereits entschieden, ob die internationale Leitung am glei¬ 
chen Ort oder über eine andere Auslandsvermittlungsstelle erreicht wird, 
hu letzteren Fall werden Verbindungen, die heute über Auslands- 
Zentralvermittlungsleitungen durch vermittelt werden müssen, über die 
unmittelbaren Maschenbündel der EWS-Zentralvermittlungsstelle ge¬ 
schaltet. Dort wird eine überwiesene Verbindung zur Auslandstechnik 
durchgeschaltet. In der EWS-Zentralvermittlungsstelle muß erkannt 
werden, daß es sich um überwiesenen Auslandsverkehr handelt. Dieser 
Verkehr ist nämlich bereits verzollt. Zur Kennzeichnung dient eine 
besondere Auslandskennung. Dies wird eine Frage des Schaltkenn¬ 
zeichenplans und seiner Anwendung sein. 
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Bild 9. Zentralvermittlungsslelle mit internationalen Leitungen 
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Bei der gleichzeitigen Einführung ist für den abgehenden Auslands- 
verkehr eines EWSO-Teilnehmers der zentrale Zeichenkanal sofort bis 
zu der Auslandsvermittlungsslelle, in der die internationale Leitung 
abgeht, vorhanden; auf dem ganzen Abschnitt gibt es keine Zeit- und 
Zeichengabeprobleme, die aus Anpassungsgründen resultieren. 

Weiter gestattet es das System, internationale abgehende Leitungen 
auch an das EWSF-Koppelnetz direkt anzuschalten. Diese Leitungen 
können zunächst nur für Auslandsverkehr des EWS-Netzes genutzt 
werden. Damit solche Leitungen auch dem anderen Auslandsverkehr 
zur Verfügung stehen, muß auch der umgekehrte Zugang vom System 
AFwS 64 zum EWSF-Koppelnetz geschaltet werden. Für den Verbin¬ 
dungsaufbau wird Vorsorge dafür getroffen werden, daß über die 
Internbündel keine Rückverbindungen jeweils von einem zum anderen 
Koppelnetz möglich sind (siehe Bild 9). 

Das Wählverfahren zwischen EWSF-Technik in der Zentral ver¬ 


min lungsstelle und Auslandstechnik 64 über Anschaltesätze zum Aus¬ 
landsregister wird voraussichtlich zum Einsatzfall der Mehrfrequenz¬ 
codewahl. Die Register können im nationalen Netz und im Durchgangs¬ 
verkehr MFC-Wahl aufnehmen. Für die Ziffernübergabe von der 
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EWSF- Technik zum Register bielen sich theoretisch zwei zusätzliche 
Möglichkeiten: 

1. Beschleunigte Impulswahl, d. h. schnellerer Impulszyklus (z. B. 
25:25 ms) und verkürzte Zwischenwahlzeit. Diese Zeichengabe erfolgt 
von Relaissätzen am EWSF-Koppelnetz in diesem besonderen Intern¬ 
bündel kurzer Strecke. 

2. Mehrfrequenz-Codewahl. Das Verfahren erfordert Sende- und Emp¬ 
fangssätze, die über das EWSF-Koppelnetz an die Internleitungen 
anzuschalten sind. 

Für die Ziffernübertragung vom Auslandsregister zur EWSF- 
Technik muß beachtet werden, daß die vorhandenen Register mit ihrer 
„internationalen“ Seile auf die EWSF-Steuerung arbeiten. Sie können 
derzeit z. B. die internationalen Kennziffern Jj, J t > nicht mit Impuls¬ 
wahl senden. Diese Ziffernübergabe erfolgt daher auch mit MFC. 


2. Der anko in m ende Ausl a n d sverkehr 

Die ankommenden internationalen Leilungsbündel dienen in Frank¬ 
furt dem Transit- und dem Endverkehr. In den anderen Auslandsver- 
mittlungssteilen handelt es sich um reine Endverkehrsbündel. Verwen¬ 
dete Wählverfahren sind heute Impulswahl, 2 FC-, 1 FC- und MFC- 
Wahl. Die MFC-Wahl wird dabei an Bedeutung gewinnen, evtl, ältere 
Verfahren ersetzen. Ferner ist mit der Möglichkeit zu rechnen, daß auch 
Leitungen mit zentralem Zeichenkanal eingeführt werden. 

Die Verbindungswege des ankommenden Auslandsverkehrs sind 
heute die absteigenden Kennzahlwege; der Verkehr fließt über die ZGW- 
Stufe in das nationale Netz ein. Die Leitweglenkung für den ankom¬ 
menden Auslandsverkehr kann im EWSF-Netz erfüllt werden. 

Eine spezielle Aufgabenstellung für die Entwicklung und Einfü¬ 
gung von EWSF ergibt sich für eine Auslands-Vermittlungsstelle mit 
internationalem Transit in Frankfurt. Es müssen ständig wachsende 
Verkehrsmengen vermittelt werden. Als Wählverfahren kommen noch 
die CCITT-Systeme 5, 5 bis und 6 sämtlich mit wechselseitig betrie¬ 
benen Leitungen dazu. Besondere Anforderungen hinsichtlich der er¬ 
laubten und nicht erlaubten Zusammenschaltung der Bündel müssen 
erfüllt werden. Zugänglichkeiten sollten rasch veränderbar sein, wenn 
es aufgrund internationaler Absprachen nötig wird. 

Es sprechen viele Punkte für den Anschluß der Bündel mit den 
o.g. Wähl verfahren an EWSF-Technik in der Zenlralvermittlungsstelle 
Frankfurt. Dabei wären künftig auch internationale Bedingungen 
flexibler einzubauen, wie die Echosperrensteuerung, Zeichenumsetzung 
und -ergänzung, Erweiterung der Leitweglenkung und der Verkehrs¬ 
erfassung. Die Aufgabenstellung ist jedoch vielschichtig. Einzelheiten 
können in diesem Rahmen noch nicht erörtert werden. 

IV. Systemaufbau und Leistungsmerkmale von EWSF 1 

A. Struktur 

Das neue System muß als ein einheitliches System betrachtet wer¬ 
den. Dabei ist der Fernwählteil EWSF das notwendige Bindeglied zwi- 
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sehen den speicherprogrammierten, zentralgesteuerten EWSO-Vermitt¬ 
lungsstellen. Die neuen Betriebsbedingungen der Ortsnetze müssen über 
das Kernnetz fortgesetzt werden können. Dazu müssen die Fernvermitt¬ 
lungsstellen ebenfalls die Zeichenkapazität und die Flexibilität der 
neuen Ortsvermittlungsstellen besitzen. Gleiche Steuerungsstruktur für 
EWSO und für EWSF bringt Vorteile für den Zeichenaustausch, für 
die Wartung, für die Programme und für die Fernsteuerung. Daher hat 
EWSF die gleiche Struktur wie EWSO und ist in gleicher Weise in 
Funklionsebenen gegliedert. Diese sind der periphere Bereich, die Ar¬ 
beitsfeldsteuerebene und die Ebene der zentralen Steuerung. 


9 [ 17 ) 



Bild 10. Systemiihersicht 

AS Anpassungssatz 
AST Arbeitsfelclsteuerwerk 

I )TU Datenaustausch- und übertragungssleuerwerk 

DU Datenübertragungsteil 

KN Einsteller 

KSK Ersatzschalteeinrichtung 

FS Fernschreiber 

GAS Gabelleitungssalz 

LS Leitungssatz 

PHE Prüfeinrichtung 

RGS Registersatz 

SP Speicherteil 

Ue Übertragung 

VE Verarbeitungseinheit 

Der periphere Bereich umfaßt das Koppelnetz mit den Einstellern, 
die Leitungssätze und die Prüfgeräte, die an das Koppelnetz angeschaltet 
werden. Bei Auslandsverkehr kommen Registersätze hinzu. Bei einer 
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Integration von Einrichtungen des handvermittelten Fernverkehrs wür¬ 
den Verbindungssütze lind Platzschaltungen nötig. Das Koppelnetz 
besteht wie bei EWSO aus einer dreistufigen Umkehrgruppierung mit 
Kurzwegemöglichkeiten in allen Koppelstufen. Für das Fernkoppelnetz 
ergeben sieb jedoch Gruppierungsparameter, die sich von denen des 
Ortskoppelnetzes unterscheiden. Alle peripheren Geräte werden in bei¬ 
den Ausführungen an die Anschlüsse des Koppelnetzes, d. h. an die Ein¬ 
gänge der Koppelstufe A, angeschaltet. Als Koppelkontakte werden auch 
im EWSF selbsthallende Kippkontakte verwendet. In den Leitungs¬ 
sätzen und Registersätzen erfolgt wie bei EWSO eine Zeichenvorver- 
arbeitung; es werden aktive Sätze verwendet. Gleichstromzeichen wer¬ 
den über das Koppelnetz nicht übertragen. 

Die Zentralsteuerung besteht aus Verarbeitungseinheilen und Spei¬ 
chereinheiten. Die Einrichtungen der Zentralsteuerung und die prin¬ 
zipielle Arbeitsweise entsprechen dem EWSO. 

Die Arbeitsfeldsteuerwerke sind Verbindungsglieder zwischen Zen¬ 
tralsteuerung und dem peripheren Bereich. Sie passen diese beiden 
Funktionsebenen hinsichtlich Arbeitsgeschwindigkeit. Datenformat und 
Energieniveau aneinander an. In der Ebene der Arbeilsfeldsteuerwerke, 
d. h. in unmittelbarer Zusammenarbeit mit der Zentralsteuerung, wird 
auch das Datenaustausch- und Übertragungssteuerwerk betrieben. Die¬ 
ses ist das Bindeglied zwischen den zentralen Zeichenkanälen von und 
zu EWSF- bzw. EWSO-Vermittlungsstellen einerseits und der Zentral¬ 
steuerung andererseits. Arbeitsfeldsteuerwerke und Datenaustausch- und 
Übertragungssteuerwerke sind in beiden Systemen prinzipiell gleich 
auf gebaut. 

Die Verbindung zwischen den einzelnen Funktionsebenen erfolgt 
auch im EWSF durch Leitungssysteme, an die die Einrichtungen der 
verschiedenen Funktionsebenen über normierte Schnittstellen ange¬ 
schlossen werden. Das äußere Leitungssystem verbindet die peripheren 
Geräte mit dem Arbeitsfeldsteuerwerk. Über das „innere Leitungs¬ 
system“ sind wie im EWSO Arbeitsfeldsteuerwerke und Datenaus¬ 
tausch- und Übertragungssteuerwerke an die Zentralsteuerung ange¬ 
schlossen. 


B. Der periphere Bereich 
L Da s K o p p e 1 n e t z 

Das EWSF-Ivoppclnetz ist dreistufig in Umkehrgruppierung auf¬ 
gebaut; es hat damit nur eine Anschlußseite. Der Verbindungsweg 
durchläuft im Prinzip alle vorhandenen Koppelstufen zweimal. Ver¬ 
bindungen über Kurzwege, z. B. innerhalb der Koppelslufen A und B, 
■sind jedoch möglich. Die Gruppierungsparameter sind dual und den 
Verkehrsbedürfnissen der angeschlossenen Fernleitungen angepaßt. 

Das EWSF-Ivoppelnetz (Bild 11) gliedert sich in Koppelgruppen 
(KG) und Koppelvielfache (KV). 12 Anschlüsse bilden ein Koppelviel- 
lach A (KVA) (12/16), 8 Koppelvielfache A mit 8 X 12 = 96 Anschlüs¬ 
sen eine Koppelgruppe AB mit interner Verdrahtung durch 8 X 16 Zwi¬ 
schenleitungen zu den 16 Koppel viel fachen B (8/8). Die nächst größere 


127 




G. Altehage, K. Schulz 







Leist u n gs merk male und struktureller Aufbau des EWS F 1 


Einheit ist die Koppelgruppe ABC, bestehend aus 8 Koppelgruppen AB, 
die über die Koppelviellachreihe C miteinander verbunden sind; sie 
hat eine Kapazität von 8 X 96 = 7(18 Anschlüssen. Die Ausgänge der 
Koppelvielfache (8/8) gestalten die systematische Verbindung zu 8 wei¬ 
teren Koppelgruppen ABC und damit den Aufbau eines Koppelnetzes 
von 9 X 768 = 6912 Anschlüssen. 

Die Güte einer Gruppierung wird u. a. durch die Größe der inneren 
Blockierung Bi gekennzeichnet. Bei der Gruppierung des EWSF 1 wer¬ 
den in Koppelnetzen bis zu 6912 Anschlüssen 37,4 Koppelpunkte je 
Anschluß benötigt. In größeren Koppelnetzen bis zu 13 056 Anschlüssen 
steigt der Koppelpunktaufwand auf 48 Koppelpunkle je Anschluß. Ein 
Koppelpunkt besteht aus 4 Koppelkontakten zur Durchschaltung der 
4 Sprechadern eines Verbindungsweges. 

Beim Verbindungsaufbau wird zunächst eine freie Leitung des 
Abnehmerbündels ausgewählt und versucht, diese mit der Zubringer¬ 
leitung zu verbinden. Falls — wegen innerer Blockierung — diese Ver¬ 
bindung nicht hergestellt werden kann, wird der Versuch mit einer 
anderen freien Abnehmerleitung wiederholt. Die Wegesuche selbst er¬ 
folgt in der Zentralsteuerung. Bei Letztwegbündeln linden insgesamt 
vier solcher Versuche statt, bei Querwegen mit oft wenigen hoch aus¬ 
gelasteten Leitungen genügen zwei. 

Beim ersten Vermittlungsversuch ist die innere Blockierung 
Bi ^ 3%. Nach höchstens vier Vermittlungsversuchen wird eine innere 
Blockierung Bi4 ^ 0,1 % eingehalten. Diesen Werten liegt die Belastung 
von 0,75 Erl je Anschluß zugrunde, entsprechend dem bisherigen Pla- 
nungswert. 


Sind Leitungen mit höherem Verkehrswert anzuschließen, bestehen 
verschiedene Möglichkeiten, im Koppelvielfach A oder in der Koppel¬ 
gruppe AB Verkehrsausgleich zu schaffen. 

Die Gruppierung besitzt die Eigenschaft, daß von einem Anschluß 
alle Anschlüsse über das Koppelnetz zugänglich sind. Diese Zugänglich¬ 
keit wird nur durch die innere Blockierung Bi eingeschränkt. Wegen 
der geringen inneren Sperrung von äj(),1 v. H. werden die Abnehmer¬ 
bündel mit nahezu vollkommener Erreichbarkeit betrieben. Zwischen 
den Koppelstufen werden keinerlei Mischungen vorgesehen, daher ist 
die Verkabelung des Koppelnetzes einfach und übersichtlich. Auch die 
Wegesuche wird dadurch einfacher. Die Leitungen eines Bündels wer¬ 
den gleichmäßig auf die Anschlüsse aller Koppelgruppen verteilt, womit 
die innere Sperrung günstig beeinflußt wird. 


a) Erweiterbarkeit 

Die Grundeinheit für den Aufbau einer EWSF 1-Vermittlungsstelle 
ist eine Koppelgruppe ABC. Als Erweiterung werden dann weitere Kop¬ 
pelgruppen ABC hinzugefügt. Es ist auch möglich, mit teilausgebauten 
Koppelgruppen ABC zu erweitern, die durch Hinzusetzen von Koppel¬ 
gruppen AB ausgebaut werden. 

Das Koppelnetz hat normalerweise nicht mehr als 6912 Anschlüsse. 
Nur für wenige ganz besonders große Verkehrsknotenpunkte kommen 
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noch größere Gruppierungen in Betracht, sofern entsprechend große 
Räume verfügbar sind. Müssen dann mehr als 9 Koppelgruppen ABC 
zu einem Koppelnetz zusammengefaßt werden, so ist dafür eine Er¬ 
weiterung der Koppelvielfache C in allen Koppelgruppen ABC, nötig. 
Zu jedem Koppelvielfach C (8/8) kommt eine gleichgroße Einheit hinzu. 
Bei Parallelschaltung jeweils zweier Eingänge stehen mit den zusätz¬ 
lichen 8 Ausgängen die Internverbindungen zu der 10. bis zur 17. Kop¬ 
pelgruppe ABC zur Verfügung (Bild 12). 


Kurzdarstellung: 
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Bild 12. 

Gruppierung hei sehr großen 
Koppelnetzen 


Maximalausbau ist bei dieser vorgezeigten Lösung folglich 
17 X 768 = 13 056 Anschlüsse. Noch größere Aufbauten sind von der 
Gruppierung her möglich, jedoch hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit 
und der betrieblichen Auswirkungen aus heutiger Sicht nicht sinnvoll 
und auch nicht notwendig. Die Zwischenleitungsverdrahtung der Kop¬ 
pelvielfache C ist steckbar und bereitet bei Erweiterung durch die syste¬ 
matische Leitungszuordnung und Zusammenfassung in Verbindungs¬ 
kabeln keine Schwierigkeiten. 


b) Betriebsweise der Leitungen 

Aus der Umkehrgruppierung des Vierdraht-Koppelnetzes ergibt 
sich — im Gegensatz zur Zweidrahlausführung —, daß verstärkte ein¬ 
fach gerichtete Leitungen für kommenden und gehenden Verkehr über¬ 
tragungstechnisch richtig auf die Anschlüsse geschaltet werden müssen. 
Wechselseitig betriebene Leitungen sind in gewissem Umfang betrieb¬ 
lich nützlich. Sie können von der Systemkonzeption her leicht realisiert 
werden. Sie werden an das Koppelnetz in der gewählten Umkehrgrup¬ 
pierung nur einmal und daher mit weniger Koppelpunktaufwand 
angeschlossen. Zur richtigen Durchschaltung der Sprechzweige einer 
4Draht-Verbindung über das Koppelnetz sind in einer der Betriebs¬ 
richtungen die Sprechzweige 1 und 2 zu kreuzen. 

Die Frage ist, in welchem Umfang die Anschlüsse mit Kreuzungs¬ 
kontakten auszurüsten wären, wobei wirtschaftliche und betriebliche 
Gründe abzuwägen sind. Es ist beabsichtigt, alle Anschlüsse des Koppel¬ 
netzes einheitlich damit auszurüsten. Dann können sie freizügig mit 
jedem Leitungstyp (ank. Leitung, abg. Leitung, wechselseitige Leitung) 
aus beliebigen Leitungsbündeln unterschiedlicher Stärke beschältet wer- 
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den. Damit ergeben sich automatisch weitere Vorteile, wenn alle Leitun¬ 
gen in übertragungsmäßig gleicher Richtung angeschaltet werden; Ein¬ 
heitlichkeit bedeutet gleicherweise Unveränderbarkeit der Beschaltung 
des Koppelnetzes; die wirkliche Betriebsrichtung (gehend, kommend, 
wechselseitig) ist dann eine reine Frage der Programmierung, die frei¬ 
zügig änderbar ist. 

Den Steuerbefehl für die Kreuzung gibt die Zentralsteuerung ab¬ 
hängig von der Leitungsbelegung an die jeweiligen Kreuzungskontakte, 
die zweckmäßig den Eingängen der Koppelvielfache A zugeordnet wer¬ 
den. Durch die Kreuzungskontakte erhöht sich der Koppelpunktauf¬ 


wand um 2 Koppelpunkte (mit insgesamt 8 Kontakten) je Anschluß. 
Der Aufwand je doppeltgerichteter Leitung beträgt dann in Koppel¬ 
netzen bis 6912 Anschlüsse 39,4, in größeren Koppelnetzen 50 Koppel¬ 


punkte. 


c) Der Einsteller 

Zum Koppelnetz gehören Einsteller, mit deren Hilfe ein Verbin¬ 
dungsweg durch das Koppelnetz aufgebaut und auch ausgelöst werden 
kann. Der Einsteller nimmt von der Zentralsteuerung über das Arbeits¬ 
feldsteuerwerk Befehle zur Einstellung eines Verbindungsweges auf. 
Dieser Befehl wird so umgewandelt, daß durch koordinatenweise An¬ 
steuerung der zum Verbindungsweg gehörende Koppelpunkt in der 
A-, B- bzw. C-Stufe eingestellt werden kann. Vor Einstellung eines 
Koppelpunktes werden alle Koppelpunkte der Zeile und der Spalte des 
Vielfachs, in denen der einzustellende Koppelpunkt liegt, abgeworfen. 

Das Schalten der Kreuzungskontakte übernimmt der AB-Einsteller. 
Unterschiedliche Gruppierungsparameter, andere Ansteuerleistungen bei 
4Draht-Koppelpunkten, Einstellen von Kreuzungsrelais und fehlende 
Teilnehmeridenlifizierung ergeben Abweichungen der Einsteller gegen¬ 
über EWSO 1. 

Der Einsteller arbeitet überwiegend elektronisch. Die Anschalte- 
kontakte zu den Koppel vielfachen bestehen aus Schutzgaskontakten. 


Ein AB-Einsteller bedient 4 Koppelgruppen AB, ein C-Einsteller 
4 Koppelvielfachreihen C. Da jeweils 2 Koppelgruppen AB bzw. 2 Kop¬ 
pelvielfachreihen C in einem Gestellrahinen untergebracht sind, bedient 
ein Einsteller 2 Gestellrahmen. Es ist aber je Gestellrahmen ein Ein¬ 
steller vorgesehen; der Einsteller des 2. Gestellrahmens dient als Re¬ 
serve. In gewissen Zeitabständen wird eine Umschaltung vorgenommen. 


d) Prüfung der Sprechwegedurchschaltung 

Nach Durchschaltung eines Sprechweges durch das Koppelnetz wird 
eine Sprechwegeprüfung durchgeführt, die feslstellt, ob der Sprechweg 
einwandfrei ist. 


Es genügt im Hinblick auf die Gesamtverbindung und die routine¬ 
mäßige Prüfung aller ihrer Bestandteile eine statistisch verteilte Prüfung 
bei 10% aller Durchschaltungen. Dabei können einige besondere Ver¬ 
bindungen, z. B. Auslandsverbindungen mit hohen Gebühren, in jedem 
Falle geprüft werden. 


9* 
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Bei der Prüfung werden die Sprechadern auf Unterbrechung, Erd¬ 
schluß und Berührung mit einer Ader eines anderen Sprechweges unter¬ 
sucht. An den Adern a und b am Eingang jedes Koppelvielfaches A liegt 
über definierte Widerstände R Erdpotential fest an (Bild 13). In den 
angeschalteten peripheren Geräten sind die Adern a und b gleichstrom¬ 
mäßig nicht verbunden, und es ist an die Adern kein weiteres Potential 
angeschaltet. 



Koppeln etz 


Bild 13. 

Prüfung der Sprechwege- 
durchschaltung 


Eine über das Koppelnetz an eine durchgeschaltete Sprechverbin¬ 
dung parallel angeschaltete Sprechwegeprüfeinrichtung kann durch Mes¬ 
sung des Widerstandswertes an jeder Ader Fehler feststellen. 

2. Die peripheren Sätze 

Über die peripheren Geräte findet der Informationsaustausch der 
EWSF-Vermittlungsstelle mit Einrichtungen und Vermittlungsstellen 
anderer Systeme statt. Sie werden daher an allen Schnittstellen des 
EWSF 1 zum Impulswahlnetz (und bei Verwendung konventioneller 
Zeichengabeverfahren) benötigt. Die Zeichengabe auf den Leitungen 
wird in Information zur Zentralsteuerung umgesetzt und umgekehrt. 

Jede solche angeschaltete Leitung muß einen Leitungssatz besitzen, 
der in seiner Betriebsweise an das Zeichengabeverfahren und die Art 
und Betriebsweise der zugehörigen Leitung angepaßt ist. Registersätze 
kommen in erster Linie im internationalen Verkehr (MFC- und CCITT- 
Systeme) zum Einsatz, aber auch zum Zeichenaustausch mit bestehen¬ 
den Auslandsregistern in den Auslands-Kopfvermittlungsstellen. Lei- 
tungs- und Registersätze werden an das Koppelnetz nur mit den Sprech¬ 
adern angeschlossen. 

a) Typen der Leitungssätze 

Die Leitungssätze sind den ankommenden und abgehenden Leitun¬ 
gen fest zugeordnet. Sie lassen sich in zwei große Gruppen unterteilen 
(Bild 14): 

Selbständige Leitungssätze 

Diese Sätze vereinen in sich die Funktionen einer Leitungsüber¬ 
tragung und die Aufgabe, mit der Zentralsteuerung Zeichen und Befehle 
auszutauschen. Solche Leitungssätze sind nur für die meistvertretenen, 
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Bild 14. Anordnung der Leilungssätze 

AASG(K) Auslandsanpassungssatz gehend (kommend) 

ASG(K) Anpassungssatz gehend (kommend) 

ARKpl Auslandsrichtungskoppler 
AZIG Auslands-Zählimpulsgeber 
Elg Endvermittlungsleitung gehend 

EVSIkz Endvermiltlungsstelle, offen, am Sitz der Zentral¬ 
vermittlung 

FGW Ferngruppenwähler 

GAS Gabelleitungssatz 

KN Koppelnetz 

LSG(K) Leitungssatz gehend (kommend) 

öElg(k) örtliche Endvermitllungsleitungen gehend (kommend) 

OGW Ortsgruppenwählcr 

OVStz Ortsvermittlungsstelle, am Sitz der Zentralvermitllungsstelle 
TFUeg(k) Trägerfrequenz-Übertragung gehend (kommend) 

Ucg(k) Übertragung gehend (kommend) 

WUeg(k) Wählüberlragung gehend (kommend) 

ZGW Zentralgruppenwähler 

modernen Zeichengabeverfahren geplant, z. B. ankommende und ab¬ 
gehende Leitungssälze für Zeichengabe im systemeigenen Zeichenkanal 
der TF-Systeme. 

Anpassungssätze 

Diese Sätze werden mit Gruppenwählern oder Leitungsübertra- 
gungen fest verbunden. Sie setzen Befehle der Zentralsteuerung in die 
Kriterien konventioneller Geräte um (z. B. Impulswahlsenden) und bil¬ 
den Information für die Zentralsteuerung aus den empfangenen Zeichen. 
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Anpassungssälze bieten daher die Möglichkeit, bei Anschaltung 
schon bestehender Leitungen an das EWSF-Koppelnetz die vorhande¬ 
nen Leitungsüberlragungen umgeschwenkter konventioneller Orts- und 
Endvermittlungsstellen weiter zu benutzen. Das betrifft in geringem 
Umfang eingesetzte Wähl verfahren (z. B. Gleichstrom-, Ton- und Wech¬ 
selstromwahl). 


Der zum EWSF-Teil überwiesene Auslandsverkehr vom Ausgang 
des Auslands-Richtungskopplers der Auslands-Kopfvermittlungssteile 
wird ebenfalls auf einen ankommenden Anpassungssatz geleitet. Um 
umgekehrt vom EWSF-Koppelnetz die am konventionellen Teil der 
Auslands-Kopf Vermittlungsstelle angeschlossenen Auslandsleitungen zu 
erreichen, gelangt der Verkehr von einem abgehenden Anpassungssatz 
zum Auslands-Ansehallesatz. 


b) Funktion der Leitungssätze 

Jeder Leitungssatz hat eine Adresse, unter der er von der Zenlral- 
steuerung über ein Arbeitsfeldsteuerwerk Befehle erhalten kann; diese 
wird auch den Informationen vom Leilungssatz zur Zentralsteuerung 
beigefügt. Die Zentralsteuerung überwacht und steuert die Leitungs¬ 
sätze. Die Schnittstelle aller Sätze zum Arbeitsfeldsteuerwerk ist ein¬ 
heitlich. 


In den Leitungssätzen werden die empfangenen Zeichen vorver¬ 
arbeitet, d. h. von Störimpulsen befreit und nach Zeichenlänge unter¬ 
schieden. Die auszusendenden Impulszeichen werden in den Leitungs¬ 
sätzen gebildet. Die Aussendung wird über Befehlsadern durch die 
Steuerung veranlaßt. Bei der Aussendung von Zustandskennzeichen 
werden die An- und Abschaltung zentral gesteuert. 

Über die Sprechadern des Koppelnetzes werden — wie erwähnt — 
keine Gleichstromzeichen ausgetauscht. Alle von den Leitungssätzen 
auf genommenen Zeichen werden über Informationsadern zur Zentral¬ 
steuerung weitergegeben. Aufnahme und Aussenden dekadischer Im¬ 
pulswahl geschieht nur in den Leitungssätzen. Für Impulswahl sind 
keine Registersätze erforderlich. 

Die Ziffern Verarbeitung in den Leitungssätzen ist nämlich im Ver¬ 
gleich zur Anschaltung von Registersätzen für Impulswahl weniger auf¬ 
wendig und aus folgenden Gründen günstiger: 

— bessere Übertragungsqualität des Koppelnetzes, 

— weniger Koppelpunktaufwand, 

— weniger Steuerungsaufwand, 

— keine Zeitbedingungen für Anschaltung der Registersätze und für die 
Durchschaltung dahin. 


Die im ankommenden Leitungsnetz empfangenen Wahlserien wer¬ 
den ziffernweise gespeichert und binär codiert der Zentralsteuerung 
übergeben. Zur Aussendung von Wählimpulsen erhält der abgehende 
Leitungssatz jeweils nach Ablauf der Zwischenwahlzeit von der Zentral¬ 
steuerung die binär codierte Wahlinformation und setzt diese in eine 
Impulsserie um. 
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In den Leitungssätzen, die mit heutigen TF-Kanalumsetzern ver¬ 
bunden sind, wird die Dämpfungsanpassung mit festen Dämpfungs¬ 
gliedern eingestellt. Schaltbare Dämpfungsglieder sind in den Leitungs¬ 
sätzen des EWSF 1 voraussichtlich vermeidbar, wenn angeschlossene 
lange Zweidrahtleitungen mit Gabelverstärkern entdämpft werden. 

Alle Leitungssätze sind vierdrähtig am Koppelnetz angeschlossen. 
Für den Anschluß von Zweidrahtleilungen enthält der Leitungssatz eine 
Gabelschaltung zum Übergang auf Vierdraht-Sprechkreise. 


c) Registersätze 

Zur Aufnahme bzw. zum Aussenden und Verarbeiten von ton¬ 
frequenten Registerzeichen (also insbesondere von MFC-Zeichen) wer¬ 
den während des Verbindungsaufbaus Registersätze über das Koppel¬ 
netz an allkommende oder abgehende Leitungssätze angeschaltet. 

Registersätze für MFC-Wahl sind für den Verkehr mit den Aus¬ 
landsregistern der bestehenden Auslands-Kopfvermittlungsstelle sowie 
für MFC-Auslandsleitungen vorgesehen. Sie besitzen einen Empfänger, 
Codekonirollschaltung und einen mehrstelligen Ziffernspeicher. 

MFC-Registersätze können darüber hinaus mit soviel Logik aus¬ 
gestattet werden, daß sie die Steuerung mit der Gegenvermittlungsstelle 
selbständig in gewissem Umfang ausführen. 

Registersätze für CCITT-Wahlverfahrcn werden gemäß den CCITT- 
Empfehlungen für den Zeichenaustausch über internationale Leitungen 
ausgerüstet. Sie enthalten entsprechend große Ziffernspeicher. 

d) Sondersätze 

Neben den Lcitungs- und Registersätzen für Aufbau und Über¬ 
wachung von Gesprächsverbindungen werden für die damit verbunde¬ 
nen Randfunktionen in geringem Umfang besondere Sätze benötigt. 

So sind z. B. erforderlich: 

— Ansagesätze für Hinweisansagen oder für Hörtöne über die Gründe 
des Nichtzustandekommens einer Verbindung; 

— Sätze für Pilotüberwachung zur Aufnahme des vom TF-Kanal- 
umsetzer gesendeten Kriteriums bei Pilotausfall, d. h. bei Ausfall 
einer Gruppe von 12 Leitungen, die dann in der Zentralsteuerung 
gesperrt wird. 


e) Leitungen mit zentralem Zeichenkanal 

Leitungen von und zu anderen EWSF- bzw. EWSO-Vermittlungs¬ 
stellen werden mit zentralem Zeichenkanal betrieben. Diese Leitungen 
benötigen keine Leitungssätze. Der Zeichenkanal wird über ein Daten¬ 
austausch- und Übertragungssteuerwerk angesteuert (siehe Abschnitt 
IV. D. 3.). ln Verbindung mit konventionellen TF-Einrichtungen ver¬ 
bleiben an diesen Leitungen noch Einrichtungen für folgende Funk¬ 
tionen: 

— Leitungsabriegelung durch Übertrager bzw. Gabel, 

— Dämpfungsanpassung durch fest eingestellte Dämpfungsglieder. 
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C. Die zentralen Sieuerungseinrichtungen einer EWSF i-Vermittlungsstelle 

Die Steuerung einer EWSF 1-Vermittlungsstelle gliedert sich in eine 
periphere und eine zentrale Steuerung. Für letztere sind Steuerungs¬ 
typen unterschiedlicher Leistungsfähigkeit vorgesehen, deren Einsatz 
sich nach der Größe der Fernvermittlungsstelle richtet. 

Die Anpassung der Relaistechnik in peripheren Einrichtungen an 
die schnelle elektronische Steuerung übernehmen Arbeitsfeldsteuer¬ 
werke. Die peripheren Geräte werden dazu in Arbeitsfeldern zusammen¬ 
gefaßt, deren Größe sich nach der Verkehrsbelastung eines Arbeitsfeld¬ 
steuerwerkes durch Informationen und Befehle richtet. Die Arbeitsfeld- 
Steuerwerke sind über das äußere Leitungssystem mit den peripheren 
Geräten ihres Arbeitsfeldes und durch das innere Leitungssystem mit 
dem Zentralsteuerwerk verbunden. Beide Schnittstellen sind identisch 
mit denen von EWSO 1. 

Wesentliche Bestandteile des Zentralsteuerwerks sind Verarbei¬ 
tungseinheil und Speichereinheit, die jeweils gedoppelt sind. Sie über¬ 
nehmen die Steuer Vorgänge innerhalb der EWSF-'Vermittlungsstelle 
aufgrund der vom peripheren Bereich erhaltenen Information und 
gehen nach der Informationsverarbeitung Befehle an die peripheren 
Sätze ab. Im einzelnen werden in der Verarbeitungseinheit aus den 
Informationen der peripheren Geräte Befehle für die Sprechwegdurch- 
schaltung und für die Steuerung des weiteren Verbindungsaufbaus er- 
a rbeitet. 

Die doppelt vorhandenen Speicher arbeiten parallel auf ein Spei¬ 
cherleilungssystem. Das zur Verarbeitungseinheit 1 gehörende innere 
Leitungssystem 1 und das Speicherleilungssy.stein 1 stellen eine Einheit 
dar, die ebenfalls doppelt vorhanden ist. Tritt im Leitungssystem oder 
in der Verarbeitungseinheit eine Störung auf, so werden die peripheren 
Steuerungen (d. h. die Arbeitsfeldsteuerwerke usw.) und die Speicher¬ 
einheiten auf die zweite Einheit (Verarbeitungseinheit 2 mit innerem 
Leitungssystem 2 und Speicherleilungssystem 2) umgeschallet. Tritt in 
einem der Speicher eine Störung auf, so wird dieser vom Leitungssystem 
abgetrennt. 

Die Überwachung der Steuerung ist identisch mit der des EWSO 1. 
Die Funktionsfähigkeit der beiden Verarbeitungseinheiten wird geprüft 
durch den Vergleich der von beiden Einheiten errechneten Ergebnisse, 
durch eine Taktüberwachung und durch Paritätskontrollen am inneren 
Leitungssystem und am Speicherleitungssystem. Die Speicher und die 
peripheren Steuerungen sind ei gen überwacht. Die Ersatzschalteeinrich¬ 
tungen werden von den Verarbeitungseinheiten routinemäßig geprüft. 


1. Das Arbeitsfeld 

Eine Koppelgruppe ABC mit 768 Anschlüssen bildet in der Regel 
ein Arbeitsfeld zusammen mit den beiden AB-Einstellern und den bei¬ 
den C-Einstellern. Geht man für eine EWSF-Vermittlungsstelle von 
einer reinen EMD-Umgebung aus, so werden im Mittel 14 Informa¬ 
tionen zur Zentralsteuerung und von dort 23 Befehle an die peripheren 
Sätze, Einsteller und Sprechwegprüfeinrichtung für die Abwicklung 
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einer Gesprächsverbindung gegeben. Dabei wird die weitere Annahme 
gemacht, daß die Hälfte der Leitungen Zählimpulse zu EMD-Ortsver- 
mittlungsstellen überträgt. Die praktischen Verhältnisse werden wegen 
der bevorzugten Anschaltung von EWSO-Vermittlungsslellen an EWSF- 
Vermittlungsstellen jedoch günstiger liegen, möglicherweise bei 50% 
EMD-Umgebung. Für diesen Fall — 50% EMD und 25% Zubringer 
mit Zählung — ergeben sich nur 7,1 Informationen und 13,5 Befehle, 
eine fast auf die Hälfte herabgesetzte Belastung der Zentralsteuerung. 
0,75 Erl je Leitung und 115 Sek. mittlere Belegungsdauer wurden dabei 
angesetzt. 

Bei einer Einführung, bei der zählende Leitungen möglichst ver¬ 
mieden und Leitungen mit zentralem Zeichenkanal bevorzugt einge¬ 
richtet werden, kann das Arbeitsfeld von Anfang an auf 2 Koppel¬ 
gruppen ABC vergrößert werden, da diese Leitungen ihren Zeichen¬ 
verkehr über das Datenaustausch- und Überwachungssteuerwerk (siehe 
Abschnitt IV. D. 3.) abwickeln und das Arbeitsfeldsteuerwerk nur mit 
Einstell- und Prüfbefehlen belasten. 

Über das Arbeitsfeldsteuerwerk werden alle Informationen (Zeichen 
von bzw. Befehle zu den peripheren Geräten) nacheinander in bestimm¬ 
ten Abständen übertragen. Fallen gleichzeitig mehrere Informationen 
an, entstehen geringfügige Wartezeiten. Diese sind abhängig von der 
Verkehrsbelastung des Arbeitsfeldsteuerwerkes. 

Die Befehle der Zentralsteuerung für die peripheren Geräte werden 
von der Verarbeitungseinheit im Speicher in Ausgabelisten gesammelt 
und verbleiben hier, bis sie vom Arbeitsfeldsteuerwerk zu den einzelnen 
peripheren Geräten übertragen werden können. 


2. Leistungsfähigkeit der Zentralsteuerung 


Die Leistungsfähigkeit der Zenlralsteuerung ist abhängig vom zu¬ 
lässigen Ausnutzungsgrad, von der mittleren Befehlszeit in der Ver¬ 
arbeitungseinheit und der Anzahl der Befehle je Verbindungsaufbau. 
Die Verarbeitungseinheit kann hoch ausgenutzt werden, da sie von ein¬ 
fachen und zeitraubenden Aufgaben durch die Vorverarbeitung in den 
peripheren Geräten entlastet wird. Als Planungswert ist eine Belastung 
von 0,7 Erl für die Verarbeitungseinheit vorgesehen, um darüber hinaus 
Spitzenbelastungen aufnehmen zu können. Bei der Programmierung 
rechnet man heute im Mittel mit ca. 5000 dynamischen Befehlen für 
den Aufbau und die Auslösung einer Gesprächsverbindung. 


Müssen in der Hauptverkehrsstunde unter Berücksichtigung von 
teilaufgebauten und nicht zustande gekommenen Verbindungen 22 Ge¬ 
sprächsverbindungen je Leitungsanschluß (Planungswert je Anschluß 
0,75 Erl) hergestellt werden, so kann die Zentralsteuerung für EWSO 1 
mit einer mittleren Befehlszeit von etwa 15 ms (komplette Befehlsaus¬ 
führungszeit einschließlich Adressenmodifikation) ein Fernkoppelnetz 
mit etwa 4000 Anschlüssen bedienen. Fernvermittlungsstellen mit einer 
höheren Zahl von Anschlüssen erfordern einen leistungsfähigeren Typ 
der Zentralsteuerung mit einer kürzeren mittleren Befehlszeit und einer 
größeren Verarbeitungsbreite. Die Typen müssen kompatibel sein, d. h., 
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bei Erweiterung einer Vermittlungsstelle über 4000 Anschlüsse kann 
Typ I der Zentralsteuerung durch einen leistungsfähigeren Typ ersetzt 
werden, ohne daß im peripheren Bereich oder bei den peripheren Steue¬ 
rungen geändert werden muß. 

3. 1) e r S p e iche r b e d a r f 

Abgesehen vom Mikroprogrammspeicher, der als Festwertspeicher 
Bestandteil der Verarbeitungseinheil ist, sind nur Kernspeicher als reine 
Arbeitsspeicher vorgesehen. 

Die Speicherkapazität kann bis zu 1 Million Byte ausgebaut wer¬ 
den. Die Speicherbreile ist 16 bit + 2 Parilälsbit, die Zykluszeit beträgt 
1,5 fis. Wie im EWSO 1 sind Baueinheiten von 32, 04 oder 128 kByte 
vorgesehen. 

Der Speicherbedarf setzt sich zusammen aus einem konstanten 
Anteil, der unabhängig von der Anzahl der am Koppelnetz angeschlos¬ 
senen Leitungen ist, und aus einem variablen Anteil, der proportional 
mit der Anzahl der Leitungen wächst. 

Der konstante Anteil wird im wesentlichen durch den Speicher¬ 
bedarf für die Programme und für Zuordnungstabellen bestimmt. Je 
nach Ausstattung des Programmsystems liegt die Anzahl der Befehle 
zwischen 20 000 und 30 000 Befehlen. Dabei ist ein erheblicher Anteil 
für Prüfprogramme vorgesehen. 

Der variable Anteil wird durch die Zahl der Speicherplätze be¬ 
stimmt, die je angeschlossener Leitung vorgesehen werden müssen. 
Diese Zahl ist für verschiedene Wählverfahren unterschiedlich groß. 
Tm Mittel ergibt sich ein Speicherbedarf von etwa 30 Byte je Leitung. 

D. Die Signalisierung zwischen EWSF i-Vermittlungsstellen 

1. Zentrale Zeichenkanäle 

Die Zeichen (Wählzeichen usw.) zwischen zwei zentralgesteuerten 
Fernvermittlungsstellen werden für alle Sprechwege eines Bündels ge¬ 
meinsam in einem oder mehreren zentralen Zeichenkanälen übertragen. 
Für den Zeichenkanal wird ein Sprechkreis des zugehörigen Leilungs¬ 
bündels genommen, das — doppeltgerichtet betrieben — für beide Ver¬ 
kehrsrichtungen geeignet ist. 

Da eine Fernvermittlungsstelle sowohl Bündel zu anderen Fern¬ 
vermittlungsstellen als auch Bündel zu Ortsverniittlungsstellen besitzt, 
wird zweckmäßig ein einheitliches Verfahren für die Zeichengabe bei 
EWSO 1 und EWSF t verwendet. Unterschiede ergeben sich bei der 
Übertragung der Zeichen auf Orts- und Fernleitungen, auf denen je 
nach Übertragungsverfahren das entsprechende Modem verwendet wird. 
In der Fernebene soll jedoch eine Zeichenübertragung über eine dritte 
Fern Vermittlungsstelle nicht ausgeschlossen sein. 

Aus Sicherheitsgründen besitzt zumindest jedes große Bündel min¬ 
destens 2 Zeichenkanäle, die möglichst auf verschiedenen Trassen ge¬ 
führt werden sollen. Die mittlere Verkehrsleistung eines gedoppelten 
Zeichenkanals beträgt 2 X 0,35 Erl und wurde so gewählt, daß bei 
Störung eines Zeichenkanals der gesamte Verkehr über den verbleiben¬ 
den Zeichenkanal abgewickelt werden kann. 
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Die Größe des Bündels, das von einem gedoppelten Zeichenkanal 
bedient wird, hängt ab von der Ühertragungsgeschvvindigkeit im Zei¬ 
chenkanal. Bei einem Übertragungsverfahren mit 1200 bit/s kann ein 
Bündel bis zu 450 doppeltgerichtete Leitungen umfassen, hei 1800 bit/s 
entsprechend mehr. Ein Parallelbetrieb von mehr als 2 Zeichenkanälen 
ist erst bei noch größeren Bündeln erforderlich. 


2. D a t e n ü her t r a g n n g 

Zur Datenübertragung wird ein Binärverfahren verwendet. Durch 
die Bitrate wird auch die Zeit bestimmt, die zur Übertragung einer 
Nachricht zwischen zwei Fernvermittlungsstellen erforderlich ist. Diese 
Zeit darf nicht zu lang werden, damit die Verzugszeiten beim Aufbau 
einer Verbindung klein bleiben. Im Hinblick auf einen vertretbaren 
Aufwand wird ein Verfahren mit 1800 bit/s für erstrebenswert gehalten. 

Eine von der Zentralsteuerung zur Übertragung angelieferte Nach¬ 
richt besitzt neben der Informationsangabe (z. B. gewählte Ziffer, Wahl¬ 
endezeichen usw.) noch die zugehörige Leitungsadresse und Kenndaten 
(z. B. über Länge der Nachricht). Diese Nachricht wird Byte für Byte 
von der Zentralsteuerung geliefert. Aus den Bytes werden für die Über¬ 
tragung Zeicheneinheiten gebildet, in denen jeweils ein Byte mit einer 
erforderlichen Kennung und der Paritätssicherung versehen wird. 

Die Zeicheneinheiten einer bestimmten Nachricht werden über die 
verfügbaren, parallelbetriebenen Zentralkanäle blockweise übertragen. 
Das Verfahren bietet völlige Freizügigkeit in der Länge und Organi¬ 
sation der Nachricht. 


3. D a t e n a ustauscli- und Übertragungssteuerwerk 

Die Datenübertragung wird über ein Datenaustausch- und Über¬ 
tragungssteuerwerk gesteuert, das wie die Arbeitsfeldsteuerwerke an 
das innere Leitungssystem zur Zentralsteuerung angeschlossen ist. Es 
erhält aus der Ausgabeliste der Zentralsteuerung Nachrichten, die im 
Datenaustausch- und Übertragungssteuerungswerk aufbereitet werden, 
um dann von den verschiedenen Datenübertragungs-Endgeräten über¬ 
tragen zu werden. Die Schnittstelle zu diesen Datenübertragungs-End¬ 
geräten entspricht der CCITT-Einpfchlung V24. Die über die Zeichen¬ 
kanäle ankommenden Nachrichten werden dem Datenaustausch- und 
Überlragungssteuerungswerk übergeben, dort kontrolliert und über¬ 
wacht und an die Zentralsteuerung übergeben. 

Das Datenaustausch- und Übertragungssteuerungswerk des EWSF 1 
ist prinzipiell gleich wie im EWSO 1. In der Regel werden aber bei 
HWSF 1 mehr Richtungen benötigt werden als bei EWSO 1. Es sind 
dafür 32 einzeln adressierbare zentrale Zeichenkanäle je Datenaustausch- 
und Übertragungssteuerungswerk vorgesehen. 


E. Die Programme zum Betrieb einer EWSF 1-Vermittlungsstelle 

Alle Vermittlungsvorgänge werden von der Verarbeitungseinheit 
der Zentralsteuerung gesteuert. Der Ablauf aller Vorgänge wird durch 
Programme bestimmt, die in den Speichereinheiten aufbewahrt werden 
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und die der Verarbeitungseinheit entsprechende Befehle erteilen. Ebenso 
werden alle Angaben über die Leitungen, den Verbindungsaufbau und 
die Leitweglenkung in den Speiehereinheiten aufbewahrt. 


1. Speicher Organisation 

Die Speicherorganisation bei EWSF 1 gleicht der des EWSOl. 
Man kann 4 große Speicherblöcke unterscheiden: 

— Grün dad ressenspei eher, 

— Tabellenspeicher, 

— Vermittlungsspeicher, 

— Programmspeicher. 


Im Grundadressenspeicher werden die Beginnadressen für Pro¬ 
gramme und Datenblöcke abgespeichert, d. h. die Adressen, mit denen 
ein bestimmtes Programm oder ein bestimmter Datenblock angesteuerl 
werden kann. 

Der Tabellenspeicher enthält als feste Werte Konstanten, Zuord¬ 
nungstabellen, Bitmuster und programmeigene Konstanten, die wäh¬ 
rend eines Programmablaufs benötigt werden. Ferner werden Ergebnis¬ 
daten und Voraussetzungen korrespondierender Programme als variable 
Werte zwischengespeichert. 

Im Vermilllungsspeicher besitzen jede an das Koppelnetz ange¬ 
schlossene Leitung mit Zeichenkanal, jeder Leilungssatz für Leitungen 
mit konventionellen Wählverfahren, alle Regislersätze und alle anderen 
peripheren Geräte Speicherplätze, auf denen z. B. die Kenndaten der 
zugehörigen Leitung, der Belegungszustand und Angaben über den Auf¬ 
bau einer Verbindung gespeichert werden. Der Vermittlungsspeicher 
enthält ferner alle Daten für die Leitweglenkung und die Verzonung. 
Auch der Belegungsspeicher ist ein Teil des Vermiltlungsspeichers. ln 
ihm wird der jeweilige Belegungszustand der Zwischenleitungen des 
Koppelnetzes gespeichert, der für die Suche eines freien Verbindungs¬ 
weges zwischen zwei Anschlüssen des Koppelnetzes benötigt wird. Zum 
Vermittlungsspeicher gehören ferner die Eingabeliste, alle Ausgabe¬ 
listen, Tabellen für das Zeitprogramm und alle Speicher, die speziell 
für Verwaltungs- und Überwachungsaufgaben nötig sind. 

Der Programmspeicher enthält ausschließlich die Programme der 
Anlage. 


2. Programmorganisatio n 

Die Programme kann man wie im EWSO 1 in folgende Gruppen 
einteilen: 

— Organisationsprogramm, 

— Vermittlungsprogramme, 

— Dienstprogramme, 

— Prüfprogramme, 

— Hilfsprogramme. 

Je nach Dringlichkeit der Programme laufen diese in verschiedenen 
Dringlichkeitsstufen ab. Das Auftreten eines Auftrags für ein Programm 
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höherer Dringlichkeit, z. B. eines Auftrags für Ein- und Ausgabe bei 
Abwicklung eines Vermitllungsprogramms, verursacht eine sofortige 
Unterbrechung des laufenden Programms. Dieses wird erst nach Ende 
des dringlicheren Auftrages fortgesetzt, wenn kein anderer dringlicherer 
Auftrag mehr vorliegt, also z. B. nach Ende der Ein- und Ausgabe. 

3. Die Organisationsprogram m e 

Die Organisalionsprogramme sorgen dafür, daß entsprechend den 
vorliegenden Aufträgen ein bestimmtes Programm gestartet wird. Den 
Auftrag kann das Organisationsprogramm aus der Eingabeliste, in der 
alle aus der Peripherie kommenden Nachrichten gesammelt werden, 
oder aus dem Zeitprogramm, wenn ein Programm nach Ablauf einer 
bestimmten Zeit fortgesetzt werden soll (z. B. Aussenden einer Ziffer 
nach Ablauf der Zwischenwahlzeit), bekommen. Die aus der Eingabe¬ 
liste kommenden Eingabedaten werden bewertet und führen zum Start 
von unterschiedlichen Programmen. Das Organisationsprogramm schal¬ 
tet periodisch die am inneren Leitungssystem angeschlossenen Arbeits¬ 
feldsteuerwerke und die Datenaustausch- und Übertragungssteuerwerke 
mit der Eingabeliste und den entsprechenden Ausgabelisten zusammen. 
Es sorgt ferner für den Ablauf der Zeitgeber. Zum Organisationspro¬ 
gramm werden daher folgende Programme zusammengefaßt: 

— Ein-/Ausgabeprogramm, 

— Zeitprogramm, 

— Programmauswahl. 

4. Vermittlungsprogram m e 

Vermittlungsprogramme dienen dazu, alle Vermittlungsvorgänge 
in einer Fernvermittlungsstelle abzuwickeln. Für jedes Wahlverfahren 
muß das entsprechende Programm vorhanden sein. Das zu wählende 
Programm ist abhängig von der Art der Leitungssätze, über die die 
Verbindung aufgebaut werden soll. Es gibt daher folgende vermitt¬ 
lungstechnische Hauptprogramme: 

— Programme für die abgehenden Leitungssätze, 

— Programme für die ankommenden Leitungssätze, 

— Programme für Zeichengabe im Zeichenkanal, 

— Programme für Registersätze. 

Programmteile, die unabhängig vom Wahlverfahren sind und in 
mehreren Hauptprogrammen Vorkommen, werden zu vermittlungs¬ 
technischen Unterprogrammen zusammengefaßt. Bei Bedarf wird dann 
zur Erledigung einer Aufgabe vom Hauptprogramm in das entspre¬ 
chende Unterprogramm gesprungen. Es gibt Unterprogramme z. B. für 
folgende Aufgaben: 

— Zeilgeberaufträge bearbeiten, 

— Ziffernbearbeitung, 

— Ziffernbewertung (Leitweglenkung und Verzonung), 

— Leitungssatz- und Wegesuche, 
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— Ausgabebefehle bearbeiten, 

— Verbindungen auslösen, 

— Fehlermeldungen oder Daten zum Ausdrucken überneh¬ 
men. 


5. Dienst-, Prüf-, und Hilfsprogra m in e 

Für den Betrieb einer Vermittlungsstelle und für Änderungen und 
Erweiterungen werden Dienstprogramme benötigt. Diese liefern außer¬ 
dem Informationen über die Belastung und den Betriebszustand der 
Vermittlungsstelle. 

Prüfprogramme laufen zur routinemäßigen Überwachung der Vor¬ 
gänge im Vermittlungssystem oder werden durch Programmfehler oder 
Gerätealarme angestoßen. Mil Routine-Prüfprogrammen werden Prüf¬ 
verbindungen aufgebaut und routinemäßige gezielte Prüfungen für das 
ordnungsgemäße Arbeiten des Systems vorgenommen. Durch Fehler¬ 
meldungen anderer Programme oder durch Alarmmeldungen von Ge¬ 
räten werden Fehler- und Alarmprogramme angestoßen. Sie sorgen mit 
Hilfe von Ersatzschaltungen dafür, daß stets ein funktionsfähiges Ver¬ 
mittlungssystem vor liegt. 

Hilfsprogramme werden z. B. zum Testen von Programmen und 
zur Verfolgung von Programmabläufen benötigt. Sie sind aber nicht 
dauernd im Programmspeicher vorhanden, sondern werden nur bei 
Bedarf eingeschrieben. 


V. Sdilußbetraclitung 

EWSF 1 mit seiner neuen Struktur, seiner neuen Technologie und 
mit seiner Software wird einen großen Fortschritt gegenüber dem heu¬ 
tigen Fernwählsystem darstellen. Bis zu einem endgültigen Entwick¬ 
lungsabschluß und bis zur Fertigungsreife bedarf es jedoch noch aller 
Anstrengungen und vieler Entscheidungen. Die koordinierte Einführung 
erfordert die Lieferbarkeit gleichzeitig mit EWSOl; lediglich für das 
erste Lieferjahr (1975 für EWSO, 1976 für EWSF) läßt sich diese Be¬ 
dingung nicht erfüllen. Eine Versuchs-FernVermittlungsstelle ist für das 
Jahr 1973 in München vorgesehen. 

Die neue Systemstruktur und auch die erstmalige Anwendung von 
Software in der Vermittlungstechnik werfen viele neue Probleme für die 
Unterhaltung durch die Kräfte der DBP auf. Heule liegen zwar Erfah¬ 
rungen mit der Unterhaltung einiger weniger Versuchsvermilllungs- 
stellen vor, wobei sich keine nennenswerten Schwierigkeiten ergeben. 
Für EWSF bedarf es aller Anstrengungen und vorsorglichen Maßnah¬ 
men seitens der Verwaltung, daß in Zukunft auch tatsächlich mit der 
neuen Materie vertrautes Betriebspersonal zur Verfügung stehen wird. 
Dafür sind sicherlich u. a. auch rechtzeitige gezielte Fortbildungsmaß¬ 
nahmen geeignet, den Kräften, die mit Planung, Einsatz. Betrieb und 
Unterhaltung betraut sind, die EWSF-Technik mit ihren vielschichtigen 
Problemen in betrieblich gebotenem Umfang nahezu bringen. In Lehr¬ 
gängen wird man besonders den Programmen, d. h. der Software und 
ihrer Veränderbarkeit einen sehr großen Raum widmen müssen, weil 
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gerade dieses Gebiet für den Unterhallungsdienst außerordentlich viele 
Neuerungen enthält und auf keinen Fall unterschätzt werden darf. 

Für die weitere Zukunft liegt die Vielfalt der Probleme in der 
Optimierung der Programme und in ihrer Handhabung durch die Ver¬ 
waltung. 

Fortschritte in der Optimierung der Programme und der Verfahren 
ihrer Änderung können sich nämlich erst im Laufe der Betriebsjahre 
des neuen Systems ergeben. Dann kann der Beweis erbracht werden, 
daß das neue System zukunftweisend war. 
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C. Passive elektrische Bauelemente 

1. Widerstände 

2. Kondensatoren 

3. Sonstige Bauelemente 

I). Elemente der Verbindungsteehnik 
V. Zusammenfassung und Ausblick 


I. Allgemeine Anforderungen 
A. Einheitstechnik 

Im Jahre 1922 führte die Deutsche Reichspost das Ortsvermilt- 
lungssystem 22 ein. Es war das einzige auf dem Markt verfügbare 
System, das den Vorstellungen der Reichspost entsprach und für das die 
fertigungstechnischen Voraussetzungen gegeben waren. Schon damals 
wurde die einheitliche Bauweise der Vermittlungseinrichtungen gefor¬ 
dert. Dieser Gedanke wurde über die weiteren Phasen der Automati¬ 
sierung, nämlich für die Orts- und Fernwählsysteme 40, 50, 55v und 62, 
mit gutem Erfolg weiterverfolgt. 

Da sich die Einheitstechnik im Bereich der Vermittlungstechnik 
in jeder Hinsicht bewährt hat, soll sie auch im neuen Elektronischen 
Ortswählsystem EWSO 1 beibehalten werden. Diese Einheitlichkeit 
erstreckt sich auf die mechanischen Abmessungen, die elektrischen 
Eingangs- und Ausgangswerte sowie auf die Funktion aller Bauein¬ 
heiten bis zur kleinsten steckbaren Einheit, so daß sie, wenn auch von 
verschiedenen Firmen gebaut, untereinander austauschbar sind. Inner¬ 
halb der Baueinheit wird unter Beachtung betrieblicher und wirtschaft¬ 
licher Gegebenheiten Gleichheit für die Schaltung und die zu verwen¬ 
denden Bauelemente angestrebt. 

Für das Schaltelement im Koppelfeld ist ein einheitliches Relais 
bindend vorgeschrieben. Auch bei den Steckverbindern sind kaum Ab¬ 
weichungen von der Einheitlichkeit möglich. Die Einheitsbauweise soll 
jedoch andererseits für noch nicht abzusehende Weiterentwicklungen 
möglichst viel Freiheit und Flexibilität lassen. 


B. Verfügbarer Raum 

Das System EWSO 1 soll einerseits bei der Einrichtung von neuen 
und hei der Auswechselung von bestehenden Vermittlungsstellen, ande¬ 
rerseits aber vor allem zur Erweiterung von vorhandenen EMD-Anlagen 
eingesetzt werden. Den Teilnehmern sollen dadurch möglichst bald 
Leistungsmerkmale wie Tastenwahl, Kurzrufnummern und ähnliche 
Neuerungen zugänglich gemacht werden. Die Erweiterung von beste¬ 
henden Anlagen mit Einrichtungen der Technik EWSO 1 bringt zudem 
den Vorteil einer vergrößerten Anlagenkapazität, da beim neuen System 
nur mit dem halben Platzbedarf pro Anschlußeinheit (AE) gerechnet 
wird, ein Umstand, der sich später beim Austausch von EMD- gegen 
EWSO 1-Anlagen positiv bemerkbar machen wird. 

Der Großteil der in den nächsten 20 Jahren notwendigen Typen¬ 
häuser und Normgebäude wird noch vor Einführung des EWSO 1- 
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Systems gebaut. Die EWSO 1-Einrichtungen müssen also in alle bisher 
üblichen Gebäudetypen und Anlagenräume organisch eingefiigt werden 
können. 


C. Betriebliche Belange 

Eine grundsätzliche Forderung in diesem Zusammenhang lautet, 
daß man die Anlage wirtschaftlich betreiben können muß. Vorausset¬ 
zungen dafür sind von der konstruktiven Seite her, daß 

1. die Anlage qualitativ gut ausgeführt ist und eine hohe Zuverlässig¬ 
keit besitzt — besonders bei den stark beanspruchten Bauelementen 
und Bauteilen —, 

2. die zum Bedienen der Anlage notwendigen Einrichtungen (z. B. 
Knöpfe, Schalter, Hebel, Anzeigegeräte usw.) gut zugänglich und 
übersichtlich angeordnet sind und 

3. zum Unterhalten der Anlage (Prüfen, Instandhalten, Instandsetzen 
und Ändern) alle Bau- und Verbindungselemente gut zugänglich 
sind und jede Baugruppe leicht austauschbar ist. 

Das Instandsetzen schadhafter Baugruppen wird man mit qualifi¬ 
zierten Kräften in Instandsetzungszentren vornehmen. Die betriebs¬ 
mäßigen Änderungen und Erweiterungen der Anlage sollen durch 
steckbare Baugruppen und, wo zweckmäßig, durch eine slcckbare An¬ 
lagenverkabelung rasch ausgeführt werden können. 

II. Konstruktiver Aufbau des Systems 
A. Datenerfassungsgerechter Aufbau 

1. Herstellung der Baugruppen 

Auf der Leiterplatte der Baugruppe ist ein Einheitsraster festgelegl. 
Dadurch ist es möglich, die Daten der Belegung und der Leiterbahn¬ 
führung zu erfassen. Dies geschieht bei manuellem Auflösen der Platte 
durch Abtasten mit einer Koordinatenlesemaschine oder bei Auflösung 
der Platte über ein entsprechendes Programm durch Auflisten der Ein¬ 
gabedaten. Diese Daten werden mit Hilfe entsprechender Programme 
verarbeitet. Als Ergebnis entstehen Steuerlochstreifen für eine auto¬ 
matische Zeichenmaschine, auf der die Ätzunterlagen hergestellt wer¬ 
den, sowie Lochstreifen für die Steuerung automatischer Bohrmaschinen 
zum Bohren der Löcher in den Platten. 

2. B a u g ruppenrahmen 

Der Baugruppenrahmen hat auf der Baugruppenseite und auf der 
Verdrahtungsseite eine Einteilung in Zeilen und Spalten. Die Anschluß¬ 
stifte im Verdrahtungsfeld liegen in einem Raster von 5X5 mm. Diese 
Einteilung gestattet es, sämtliche für die Belegung und Verdrahtung 
des Baugruppenrahmens notwendigen Daten zu erfassen. Sie werden 
mit Hilfe entsprechender Programme verarbeitet. Der Rechner ermittelt 
die optimale Belegung des Rahmens. Danach entstehen die Steuerloch- 
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streifen für halb- oder vollautomatische Verdrahtungseinrichtungen 
sowie Fertigungs-, Prüf- und Betriebsunterlagen. Werden für die Rah¬ 
men Verdrahtung geätzte Leiterplatten eingesetzt, so erstellt der Rechner 
die Steuerlochstreifen für automatische Zeichen- und Bohrmaschinen. 

3. Gestelle 

Durch die im EWSO 1 gegebene einheitliche, nach einem Koordi¬ 
natensystem gestaltete Bauweise wird in großem Umfang die Möglich¬ 
keit geboten, die erforderlichen Unterlagen für die Projektierung, den 
Aufbau und den Betrieb von Fernsprech-Vermittlungsstellcn maschinell 
zu erstellen. 

Bei der Entwicklung dieses Systems wurden bereits in den Unter¬ 
lagen die Bezeichnungen (Adressen) der Baugruppen, Funktionsein¬ 
richtungen usw. datenverarbeitungsgerecht festgelegt. Die einheit¬ 
liche Einbau breite der Gestellrahmen und die voll steckbare 
Ausführung der Anlagenverkabelung bieten die Möglichkeit, den Auf¬ 
stellungsplan, die Kabellegeliste und eine Zusammenstellung der erfor¬ 
derlichen Kabeltypen und -längen maschinell zu erzeugen. Darüber 
hinaus ist es durch den Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen mög¬ 
lich, die anlagegebundenen Belegungsplätze, die den derzeitigen Ausbau 
(Bestückung) der Gestellrahmen enthalten, sowie die Beschallung der 
Koppelfeldeingänge mit Sätzen und Teilnehmeranschlüssen auf ratio¬ 
nelle Weise zu erstellen. 


B. Aufbauzeit 

Durch den einfachen, nach einem Baukastenprinzip zusammen¬ 
setzbaren Aufbau der Anlage und die Anwendung von vorgefertigten, 
vorgeprüften und steckbaren Anlageteilen, wie den Baugruppen, Ver¬ 
drahtungseinheiten und der Anlagenverkabelung, werden die Montage- 
und Prüfzeiten am Aufbauort gegenüber früheren Bauformen wesent¬ 
lich verkürzt und lohnintensive Montagearbeiten vom Aufbauort in die 
rationeller fertigende Fabrik verlegt. Diese Verkürzung der Montagezeit 
wird allerdings auch durch die Verwendung von hochwertigem Montage¬ 
material erkauft. 


C. Raumbedarf 

1. Vergleich mit einer Vermittlungsstelle 
System 5 5 v 

In dem Raum, der für die Unterbringung einer Ortsvermittlungs- 
stelle des Systems 55v benötigt wird, kann bei gleicher Aufstellungsart 
der Gestellrahmen einer Vermittlungsstelle EWSO 1 eingebaut werden, 
die im Durchschnitt doppelt so viel Beschaltungseinheiten umfaßt. Der 
Platzbedarf für eine Vermittlungsstelle EWSO 1 hat sich also gegen¬ 
über einer EMD-Vermittlungsstelle auf etwa 50 % verringert. 

Bei reiner EWSO 1-Umgebung (Zusammenspiel von nur EWSO 1- 
VSt) ist der notwendige Platzbedarf kleiner als 50 v. H. Hat die Ver¬ 
mittlungsstelle jedoch, z. B. während der Einführungsphase, eine IIDW- 
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oder EMD-Umgebung (Zusammenspiel einer EWSO 1 -Vermittlungs- 
stelle und HDW- oder EMD-Vermittlungsstellen), so entsteht ein 
Platzbedarf von etwas mehr als 50 v. H. Die Werte sind den örtlichen 
Verhältnissen entsprechend unterschiedlich, gleichen sich über alles 
gesehen aus und ergeben so den erwünschten verringerten Platzbedarf. 

Dem nachfolgenden Raumvergleich wurden die Gegebenheiten des 
Typenhauses Fe 4e zugrunde gelegt. Für die vermittlungstechnischen 
Einrichtungen o h n e Ilauptverteiler, Gebührenzähler, Fernmelde- 
stromversorgung usw. werden bei nachstehend aufgeführtem Planungs¬ 
beispiel 4(5 v. H. der bei konventioneller Bauweise erforderlichen Grund¬ 
fläche benötigt (Bilder 1 a u. 1 b). Die gegenübergestellten Modelle der 
Ortsvermittlungsstellen haben folgende gleiche Merkmale: 

1. 21 500 Teilnehmeranschlüsse im 100 000er Verband (diese Anschluß¬ 
zahl ergibt sich bei voller Raumausnutzung und Anwendung des 
Systems 55v). 

2. Im Mittel 6 Erl Summenverkehr pro 100 Teilnehmeranschlüsse (3 Erl 
gehender Verkehr und 3 Erl kommender Verkehr). 

3. 10 v. H. Internverkehr und 90 v. H. Externverkehr. 

2. Raumbedarf einer Vermittlungsstelle 
System 55 v 

Eine Vermittlungsstelle mit den vorgenannten Merkmalen in 
System 55v benötigt in einem Typenhaus 22 Gestellreihen mit je 
9.48 m Länge. Von den Gestellreihen sind 21 mit den TS/AS/LW, 
II. AS und I. GW bis III. GW belegt. In der verbleibenden Gestellreihe 
wird ein Zwischenverteiler untergebracht. Die Gruppierung und Anord¬ 
nung der Wahlstufen ist nach der Richtlinie FTZ 134 RI ausgeführt. 

a) I. GW, II. GW und III. GW 

b) 12 AS/I. AS und 12 LW für das 0. H. je lOOOer-Gruppe 

8 AS/I. AS und 8 LW für das 1.—9. H. je lOOOer-Gruppe 

c) II. AS und zentrale Einrichtungen. 

Der Gestellreihenabstand beträgt 1080 mm. Die Raumhöhe ist mit 
3300 mm festgelegt. An Fläche sind für die Unterbringung der Ver- 
mitllungseinrichtungen einschließlich der Bedienungsgänge 296 m 2 = 
100 v. H. erforderlich. 

3. Raumbedarf einer Vermittlungsstelle 
S y s t e m EWSO 1 

Eine Vermittlungsstelle in EWSO 1-Technik mit den vorgenannten 
Merkmalen, jedoch ohne Berücksichtigung systemfremder Umgebung 
(HDW-/EMD-Umgebung), benötigt in einem Typenhaus 8 Gestellreihen. 

In der Gestellreihe 1 mit einer Länge von 5,58 m sind die Gestell¬ 
rahmen für das Zentralsteuerwerk (ZST) und Ersatzschalteeinrichtun¬ 
gen untergebracht. Durch eine Erweiterung der Gestelle bis auf 9,27 m 
kann die Speicherkapazität des Zentralsteuerwerkes und dadurch der 
Steuerbereich jederzeit ausgedehnt werden. 
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Die Gestellreihe 2 mit 9,27 m Länge nimmt die Einrichtungen fin¬ 
den Datenaustausch mit anderen EWSO 1-Vermittlungsstellen und für 
die Überwachung auf. Die Gestellrahmen für das Koppelnetz (IvN) 
und die Verniitllungssätze (VS) sind in den Gestellreihen 3—8 vor¬ 
gesehen. 

Die Gruppierung der Vermittlungsstelle sieht 9 Koppelgruppen 
ABC (KGABC) mit je 8 Koppelgruppen AB (KGAB) und 8 Koppel¬ 
vielfachreihen C (KVRC) vor. Die Eingangszahl der Koppelvielfache A 
(KVA) beträgt 8 oder 16 oder 24. Insgesamt können an das Koppelnetz 
(KN) 21 500 Teilnehmersätze (TS) und 1 796 Ein- bzw. Ausgänge von 
Vermittlungssätzen (VS) angeschlossen werden. 

Wie bei dem System 55v beträgt der Gestellreihenabstand 1080 mm 
und die Raumhöhe 3300 mm. Für die Unterbringung der technischen 
Einrichtungen einschließlich der Bedienungsgänge sind 139m 2 = 46v. H. 
der Fläche für System 55v notwendig. 


D. Konstruktion der Gestellreihen 

Der Gestellaufbau wurde auf die elektrischen Bedingungen des 
Systems, besonders auf die speziellen Anforderungen der Einheiten mit 
integrierten Schaltkreisen abgestimmt. Da diese Einheiten im EWSO 1- 
System nicht nur im Zentralsteuerwerk, sondern auch in den Arbeits¬ 
feldsteuerwerken, Einstellern und den Datenaustausch- und Übertra¬ 
gungswerken vorhanden sind, müssen sie sich freizügig in die Auf¬ 
bauten der Arbeitsfelder einsetzen lassen. 

Als Aufbauform für die Peripherie des EWSO 1-Systems wurde 
ein Gestellreihenaufbau gewählt, der in den bestehenden Typenhäusern 
mit dem dort vorgegebenen Reihenabstand von 1080 mm eingebaut 
werden kann. Die Höhe der Flächenrostebene liegt 100 mm unter der 
von EMD-Anlagen. 

Entsprechend den Gestellreihen bei EMD-Anlagen wird aus Kabel- 
und Endstützen mit entsprechenden Verbindungsteilen ein Reihenauf¬ 
bau montiert, in den die Gestellrahmen eingesetzt werden. Der Kabel¬ 
einfall aus dem Flächenrost liegt zwischen den Gestellrahmen, die 
Baugruppenseite und die Verdrahtungsseite sind daher während des 
Betriebes voll zugänglich (Bild 2). 

Der Gestellrahmen wird aus abgekanteten Blechprofilen gebildet. 
Die lichte Einbauhöhe beträgt 74 X 30 mm = 2220 mm, der Lochab¬ 
stand der Holme ist 694 mm (für Baugruppenrahmen mit 42 X 15 mm- 
Teilungen). Die Breite der Gestellleilung kann den Systembedingungen 
angepaßt werden; es ist eine Staffelung in Stufen von n X 30 nun vor¬ 
gesehen. 

Die Gestellrahme n werden von der Verdrahtungsseite aus 
zwischen den Kabelstützen in die Gestellreihe eingesetzt. Die Slrom- 
versorgungsschienen der Gestellrahmen liegen hinter den Kabelstützen. 
Dadurch ergibt sich eine gute Ausnutzung des Raumes zwischen den 
Gestellen. 

Die Bau gruppen rahmen werden von der Baugruppenseite 
in die Gestellrahmen montiert. Die Gestellrahmen werden im Werk 
oder am Montageort mit Baugruppenrahmen bestückt. 
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Für die Befestigung des Gestellrahmens sind 4 Schraubstellen vor¬ 
gesehen. Der Rahmen ruht auf Fußteilen, an denen auch die Kabel¬ 
stützen befestigt sind. Ein Bodenausgleich über die Länge der 
Gestellreihe ist nicht vorgesehen; durch eine Stellschraube im Fuß wird 
das Senkrechtstellen des Rahmens ermöglicht. Der Fuß — eine Druck- 
gußkonstruklion — bildet einen Kabelkanal. 

Waagerechte Verbindungsteile hallen die Gestellfüße und Kabel¬ 
stützen auf Abstand. Der Flächenrost stützt sich auf die Kabelstützen 
ab. Leilbleche mit Kabelführungsstiften schützen die Kabel beim Einfall 
in die Kabelstützen. 

Der Flächenrohrrost ist aus den Grundelementen des 
EMD-Rohrrostes zusammengestellt. Die durchlaufenden Rohre sind 
parallel zur Gestellreihe gelegt. Dadurch wird die Zuordnung des Kabel¬ 
einfalles bei einer freizügigen Belegung der Geslellreihe mit verschieden 
breiten Gestellrahmen und Kabelstützen erleichtert. 

über den Gängen werden im Flächenrost Durchstiegsöffnungen 
gebildet. Umlenkstifte halten sie frei von Kabeln. Beleuchtungskörper 
werden unter dem Rost befestigt, wo auch die Stromversorgungs- und 
Signalleitungen enllanggeführt werden. Überschneidung mit der An¬ 
lagenverkabelung wird dadurch vermieden. Je Gestellreihe erstreckt sich 
ein Kabelkanal auf der Verdrahtungsseite von Endstütze zu Endstütze 
und mündet dort in Kanäle, die senkrecht zu den Gestellreihen ver¬ 
laufen. Die Endslützen sind als Wannen ähnlich den EMD-Endstützen 


geplant und werden als vorgefertigte Einheiten angeliefert. 

Systemkabel werden zweckmäßigerweise nach dem Einbau der 
Gestellrahmen und Einsätze verlegt, d. h., jeder Kabelstecker wird schon 
beim Verlegen der Verbindungskabel an seinen endgültigen Platz ge¬ 
steckt. Das Kabel wird dann an der Kabelstütze festgehalten. Ist der 
Gestellrahmen noch nicht eingebaut, müssen die Kabel entsprechend den 
Bauunterlagen an definierten Plätzen festgelegt werden. Durch diese 
Aufbauform bieten sich für die Anlageplanung gute Variationsmöglich¬ 
keiten. 


Die Aufstellung des Zentralsteuerwerkes wurde so gewählt, daß 
das Speicherleitungssystem möglichst kurz wird (Bild 3). Es werden 
drei Gestellrahmen zu einem Reihenabschnitt zusammengefaßt. Der 
mittlere Rahmen wird fest eingebaut, die beiden äußeren Rahmen 
schwenkbar angeordnet. Die Einbaumaße der Rahmen entsprechen 
denen der Peripheriegestelle. Das Teilnngsmaß des Reihenabschnittes 
beträgt 960 mm, die Gestellreihenliefe 900 mm. Beim Ausbau aller drei 
Ebenen können die einzelnen Gestellrahmen mit Baugruppenrahmen 
für kurze Baugruppen voll bestückt werden. Der dem Drehpunkt zu¬ 
geordnete Gestellhohn ist als Hohlprofil ausgebildet. Er gibt dem Rah¬ 
men die notwendige Torsionssteifigkeit und dient zugleich als Luft¬ 
führungskanal für die Frischluftzufuhr. 


Durch die große Packungsdichte der Funktionsteile und die hohen 
Verlustleistungen wird eine Zwangsbelüftung notwendig. Die 
Lüfter werden in den Endstützen untergebracht. Sie saugen die Luft 
aus dem Raum an und pressen sie durch Kanäle im Fußteil der Gestell- 
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Bild 3. Gestellaufbau (Zentralsteuerwerk und Peripherie) 


P. Dietrich 


















Konstruktive Gestaltung des E W S 0 1 


reihe zu den Gestellrahmen. Das Ilohlprofil des Gestellrahmens ist mit 
dem Fußkanal verbunden. Bei den Schwenkrahmen bildet dieser An¬ 
schluß den unteren Drehpunkt. Die Luft wird aus dem Fußkanal im 
Holm nach oben geführt und tritt durch Verteilerrohre zwischen den 
Baugruppenrahmen aus. Diese Anordnung hat den Vorteil, daß die 
Frischluft unabhängig von der Einbauhöhe im Gestellrahmen bei den 
hochbelasteten Geräten zugeführt werden kann und auch bei aufge¬ 
schwenktem Gestellrahmen wirksam ist. 

Eine Verbindung der Lüfter in den Endstützen mit dem Zuluft¬ 
system des Raumes ist möglich. Es muß jedoch eine automatische Ab¬ 
trennung beim Abschalten der Raumbelüflungsanlage gewährleistet sein. 

Für die mechanische Abdeckung sowie die elektrische Schirmung 
der Gestellreihe des Zentralslcucrwerkes wird eine umhüllende Ver¬ 
kleidung mit abschließbaren Türen vorgesehen. 

E. Konstruktion der Baugruppenrahinen einschließlich Verdrahtung und steck¬ 
barer Einschub-Baugruppen 

Der Baugruppenrahmen wurde so ausgelegt, daß bei einheitlicher 
Grundkonslruktion lediglich durch Variation der entsprechenden Ele¬ 
mente die unterschiedlichen elektrischen und mechanischen Bedingun¬ 
gen des Zentralsteuerwerks und der peripheren Anlagen teile zu erfüllen 
sind. Die wesentlichen Teile des Baugruppenrahmens sind: Verdrah¬ 
tungsrahmen, Seitenteile, Vorderprofile und Träger, Baugruppenfüh¬ 
rung und Streifenleitungen. 

D er V e r d r a li t u n g s r a h m e n ist eine flache Slahlblech- 
konstruktion. Er wird zunächst nur mit den Messerleisten der Steck¬ 
verbindungen und den Streifenleitern bestückt und erst nach den Ver- 
drahtungsarbeiten mit den übrigen Teilen zum kompletten Baugruppen¬ 
rahmen ergänzt (Bild 4). 

Die Aufnahmeschienen für die Messerleisten sind, je nach Anwen¬ 
dungszweck des Rahmens, gleichzeitig Träger für Streifenleilungen oder 
Bezeichnungsstreifen. Die Anschlußstifte der Messerleisten und Streifen¬ 
leitungen bilden im Verdrahtungsrahmen ein vollständiges Raster von 
5 X 5 mm. 

Die Baugruppen und Kabelstecker werden über die ganze Tiefe 
des Baugruppenrahmens in Baugruppenführungcn geführt. Die Füh¬ 
rungen sind an den Vorderprofilen abgeslützt. In Ausnehmungen der 
Führung fallen die Verriegelungsnasen der Kabelslecker ein. 

Die Vorderprofile, die die Baugruppenführung halten und den vor¬ 
deren Bezeichnungsstreifen tragen, sind an den Seitenteilen befestigt. 
Diese Seitenteile gibt es für zwei Rahmentiefen: kurz für Bau¬ 
gruppenrahmen im Zentralsteuerwerk und lang für Baugruppenrahmen 
der peripheren Geräte. Für den gemischten Einbau von ein- und mehr¬ 
zeiligen Baugruppen können an den Seitenteilen anstelle der durch¬ 
gehenden Vorderprofile auch kürzere Teilstücke der Vorder¬ 
profile, sogenannte Träger, befestigt werden. Diese Träger sind 
freitragend oder bei größeren Längen auch durch Bleche abgeslützt. 

Die nutzbare Einbaubreite der Baugruppenrahmen beträgt 126 mal 
5 mm = 630 mm, die Einbauhöhe beträgt 1, 2, 3, 4 oder 5 „Zeilen“, 
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Bild 4. Baugruppenrahmen des EWSO 1 
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wobei 1 Zeile der Einbauhöhe eines Steckers gleichgeselzt wird. Diese 
fünf Rahmentypen können bei Bedarf auch zu größeren Einheiten 
kombiniert werden. In diesem Fall werden zunächst die Verdrahtungs¬ 
rahmen einzeln verdrahtet, dann zu der größeren Einheit zusammen¬ 
gesetzt und danach die Verbindungen zwischen den Rahmen hergeslellt. 

Der Baugruppenrahmen bietet also folgende Varialionsmöglich¬ 
keiten, die eine optimale Anpassung an die jeweiligen Bedingungen des 
Verwendungszweckes ermöglichen: 

1. Zwei Tiefen (für kurze und lange Baugruppen), 

2. fünf Höhen (1 bis 5 Zeilen = 5 bis 21 Teilungen zu 30 nun), 

3. Bildung größerer Einheiten durch Verbinden von bis zu drei Baugruppenrahmen, 

4. Kombination von ein- und mehrzeiligen Baugruppen innerhalb eines Rahmens, 

5. Einbau von Kabelsteckern anstelle von einzeiligen Baugruppen, d. h. anpassungs¬ 
fähiges Anschlußfeld, und 

6. wahlweiser Einbau von Streifenleitern und Erdplatten. 



Bild 5. Signalrahmen des EWSO 1 

Eine Sonderform des Baugruppenrahmens ist der S i g n a 1 r a h - 
m en (Bild 5). Hier wird am Verdrahtungsrahmen außer den gewöhn¬ 
lichen Seitenteilen eine zusätzliche Halterung mit einem abschwenk¬ 
baren Balkon angeschraubt. Dieser Schwenkbalkon trägt die Fern- 
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meldeschutzschalter und diverse Bauelemente (z. B. Klinke für Sprech- 
garnitur), dahinter können noch kurze Baugruppen eingebaut werden. 
Rechts und links vom Balkon sind Plätze für Kabelstecker. Festgelegt 
sind 1-, 2- und 3zeilige Signalrahmen mit folgenden Maximalbelegungen: 


Signalrahmen 
F e rinn el deschu tzschal ter 
Kabelstecker 
kurze Baugruppen 


lzeilig 

68 

12 

20 


2zeilig 
136 ' 
24 
40 


3zeilig 

204 

36 

60 


Die Baugruppen sind als steckbare Einschub-Baugrup¬ 
pen mit Leiterplatten aus Epoxid-Glasharzgewebe ausgeführt; die 
Plattendicke beträgt einheitlich 1,6 mm. Es gibt „kurze“ Baugruppen, 
die hauptsächlich im Zentralsteuerwerk eingesetzt werden und „lange“ 
Baugruppen, die vorwiegend in den peripheren Funktionsleilen ange¬ 
wendet werden. Ausgehend von einer Mindestteilung von 15 mm kann 
die Breite der Baugruppen um jeweils 5 mm steigen. Die Mindesthöhe 
ist gegeben durch die Steckverbindung. In der Peripherie werden vor¬ 
wiegend Platten mit 230 mm Höhe verwendet. 

Die Federleisten der Steckverbindung werden an der Leiterplatte 
befestigt. An der Vorderkante der Baugruppe ist eine Griffblende an¬ 
genietet, die mit Bohrungen zum Ansetzen des Steck- und Ziehwerk¬ 
zeuges versehen ist und einen Bezeichnungsstreifen trägt. 

Größere und schwerere Platten sind mit einem umlaufenden Blech¬ 
rahmen versteift. An allen Platten mit mehr als einer Federleiste ist die 
mit Federleisten bestückte Kante mit einer Blechschiene versteift. 

Zum Anschluß der Kabel sind Kabelstecker vorgesehen, die 
wie eine Baugruppe gesteckt werden. Sie enthalten, auf kurzen Schal¬ 
tungsplatten befestigt, die gleichen Federleisten wie die Baugruppen, 
und zwar 1 oder 2 Federleisten 60polig nebeneinander (d. h. 15 bzw. 
30 mm Teilungsbreite). Mit Hilfe von zwei Verriegelungsnasen werden 
die Kabelstecker gegen unbeabsichtigtes Ilerausziehen gesichert. An je¬ 
den Kabelstecker können bis zu 2 Kabel mit 13 mm 0 angeschlossen 
werden. 

Um für die V e r d r a h t u n g der Baugruppenrahmen auch die 
Drahtwickeltechnik anwenden zu können, sind die Anschlußstifte der 
Messerleisten in einem vollständigen Raster von 5X5 mm angeordnet. 
Es wird Schaltdraht mit einem Leiterdurchmesser von 0,4 mm und 
einem Außendurchmesser von 0,9 mm als Einzeldraht oder als ver- 
dralltes Paar verwendet. Als Wickelverbindung wird grundsätzlich der 
„modified wrap“ eingesetzt, d. h., der Wickel hat außer den Blankdraht¬ 
windungen mindestens eine halbe isolierte Wicklung. 

Die Drahtführung im Verdrahtungsfeld verläuft ausschließlich 
orthogonal für kritische Leitungen und schräg in Verbindung mit 
orthogonal für unkritische Leitungen. Die Drähte werden mit Hilfe von 
lochstreifengesteuerten Verdrahtungseinrichtungen verlegt. 

Außer der diskreten Verdrahtung mit Einzeldrähten werden geätzte 
Schaltungsplatten als Erdplatten benützt. Sie liegen unter der diskreten 
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Verdrahtung und dienen zur extrem niederohmigen Vermaschung des 
Bezugspotentials und zur Verminderung von kapazitiven Kopplungen 
im Verdrahtungsfeld. 

Für die Zuführung und Verteilung von Spannungen, Bezugspoten¬ 
tialen und Takten werden auch Streifenleitungen eingesetzt. 
Eine Streifenleitung hat maximal 4 in Kunststoff gebettete Kupfer¬ 
schienen, die über die ganze Breite eines Verdrahtungsrahmens reichen. 
Uber Anschlußstifte, die ebenfalls im vollständigen 5 mm-Raster ange¬ 
ordnet sind, ist ein Abgriff von den einzelnen Schienen an beliebiger 
Stelle im Verdrahtungsfeld möglich. 

Die einzelnen Baugruppenrahmen innerhalb eines Gestellrahmens 
werden durch ein Gestellkabel, das fest verlegt oder steckbar ausgeführl 
sein kann, oder mit Hilfe von 1:1 -Normkabelverbindern verbunden. 
Verbindungen, die den Gestellrahmen verlassen, werden grundsätzlich 
mit steckbaren Kabelverbindern vorgenommen. 


F. Konstruktive Gestaltung der Konzentratoren 


1. Kleine Konzentratoren 

Der kleine Konzentrator für 20 Teilnehmer und 4 Hauptleitungen 
kann anstelle eines End Verschlusses für 100 Doppeladern in ein Kabel¬ 
verzweigergehäuse (KVZ 50) eingebaut werden. Der Einbau von maxi¬ 
mal 8 kleinen Konzentratoren je Kabelverzweigergehäuse ist möglich, 
doch in der Praxis wenig sinnvoll. Für den Einbau in Gebäuden ist ein 
kleines Kunststoffwandgehäuse geplant. Jeder kleine Konzentrator ist 
konstruktiv eine selbständige Einheit, die in den Aufnahmerahmen, der 
in eine Bucht eines Kabelverzweigers montiert wird, eingesteckt werden 
kann. Ein kleiner Konzentrator besteht aus mehreren Baugruppen¬ 
karten mit einer auf das Kabelverzweiger-Gehäuse abgestimmten Tiefe 
von 200 mm. 


Die Baugruppen sind steckbar angeordnel. Die Karten stecken auf 
einer gemeinsamen Trägerkarte und werden von einer gemeinsamen 
Kappe abgedeckt. Eine Sperrtaste für das Sperren vor Austausch und 
ein Schauzeichen für die Anzeige des Belegungszustandes des kleinen 
Konzentrators sind — eventuell ansteckbar oder eingebaut — vorge¬ 
sehen. Der aus Profilblechen gefertigte Aufnahmerahmen enthält die 
Federleisle für die Verbindung des ein gesteckten kleinen Konzentrators 
mit der an der Seite des Montagerahmens befestigten Anschalte- und 
Trennleiste für 25 Doppeladern in einer löt-, schraub- und abisolierfreien 
Technik. Die verwendeten Werkstoffe und Oberflächenveredlungsver¬ 
fahren sind dem Klima in Kabelverzweiger-Gehäusen angepaßt. 

Ein kleiner Konzentratorsatz in der Vermittlungsstelle besteht aus 
10 einzeiligen Baugruppen, die in einem einzeiligen Baugruppenrahmen 
untergebracht werden. In dieser Lösung liegt die geringste Vorleistung 
in der Vermittlungsstelle, wenn in Kabelverzweiger-Gehäusen nur ein¬ 
zelne kleine Konzentratoren vorgesehen werden. 
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2. Mittlere Konzentratoren 

Der mittlere Konzentrator für 144 Teilnehmer und 16 Hauptleitun¬ 
gen gliedert sich in 3 zweizeilige, gekapselte Baugruppenrahmen. Ein 
Baugruppenrahmen enthält die gesamte Steuerung, die beiden anderen 
sind identisch und enthalten je 6 Koppelvielfache A (12/4) und 4 halbe 
Koppelvielfache B (6/4) sowie die Teilnehmerschaltung für 72 Teil¬ 
nehmer. Die 3 Baugruppenrahmen und die Anschalteleiste sind unter¬ 
einander durch Kabelstecker verbunden. 

Der mittlere Konzentrator beansprucht den gesamten Innenraum 
eines Kabelverzweiger-Gehäuses. Ein Teilausbau für nur 72 Teilnehmer 
ist durch Weglassen eines Baugruppenrahmens möglich. Die Anschalte¬ 
leiste ist wie beim kleinen Konzentrator aus Trenneinheiten zusammen¬ 
gesetzt. Wegen der geringen Bautiefe des Kabelverzweiger-Gehäuses 
müssen Baugruppen in der kurzen Ausführung verwendet werden. 

Die in der Vermittlungsstelle für jeden mittleren Konzentrator vor¬ 
zusehende Daten- und Stromversorgungseinrichtung besteht aus einem 
einzigen Baugruppenrahmen mit normaler Bautiefe. 


3. Große Konzentratoren 

Für den Aufbau des großen Konzentrators werden vorhandene 
Baugruppen des Systems verwendet. Diese Baugruppen werden über¬ 
wiegend in normale Baugruppenrahmen eingebaut, die in zwei Schrän¬ 
ken untergebracht werden. Voraussichtlich lassen sich die Baugruppen 
des großen Konzentrators in etwa 7 bis 8 zweizeiligen Baugruppen¬ 
rahmen unterbringen. Die konstruktive Gestaltung dieser Schränke ist 
zur Zeit noch offen, da der Umfang der Anschalteeinheiten sowie die 
klimatischen Bedingungen hierauf entscheidenden Einfluß haben wer¬ 
den. Für den Betrieb der großen Konzentratoren ist für die Stromver¬ 
sorgung ein Starkstromanschluß von 220 Volt und ein Sammler erfor¬ 
derlich. Soll zur Steuerung des großen Konzentrators die Normdaten¬ 
übertragung verwendet werden, so kann er nur in VSt-ähnlichem Klima 
betrieben werden, das durch entsprechende Konstruktion des Gehäuses 
gewährleistet sein wird. 

Die beiden Standgehäuse sollen in einem speziellen Raum von etwa 
2 X 3 m aufgestellt werden. Hierbei kann es sich um einen angemieteten 
Kaum oder auch ein eigens hierfür entwickeltes Gebäude handeln. 

G. Umwelteinflüsse 

In den Räumen, in denen EWSO 1-Anlagen aufgestellt sind, soll 
sich möglichst wenig Personal aufhalten. Typenhäuser und Normge¬ 
bäude haben für den „Wählersaal“ fensterlose Räume. Durch das Ver¬ 
wenden geschützter Kontakte ist das System weitgehend unempfindlich 
gegen Staub und sonstige Verunreinigungen in der Luft. Offene Kon¬ 
taktstellen, wie nicht gesteckte Messerleisten, sind mit Goldoberflächen 
versehen und daher chemisch inaktiv. 

Der gegenüber konventioneller Technik um 50 % reduzierte Platz¬ 
bedarf ergibt bei ungefähr gleicher Verlustleistung pro Anschlußeinheit 
eine erhöhte Volumenbelastung des Raumes. Entlüftungsmaßnahmen 
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werden daher notwendig. Die Einrichtungen werden so ausgelegt, daß 
bei einer maximalen Raumtemperatur von 40 C — sie kann beim Zu¬ 
sammentreffen mehrerer ungünstiger Umstände (Netzausfall und Feh¬ 
ler in der Netzersatzanlage) kurzzeitig auftreten — die zulässige Bau- 
teile-Umgebungstemperatur nicht überschritten wird. Um dies sichcr- 
zustellen, wird an einzelnen Stellen der Anlage, z. B. im Zentralsteuer- 
werk, eine Zwangsbelüftung der Gestellrahmen vorgesehen. Das Ab¬ 
sinken der relativen Luftfeuchte führt, bezogen auf die Einrichtungen, 
zu keinen wesentlichen Schwierigkeiten. Für das Personal sind jedoch 
die Behaglichkeitsgrenzen zu beachten. 

Bei geringerer Luftfeuchte können durch Kunststofftextilfasern in 
der Bekleidung beachtliche statische Aufladungen am Körper der Be- 
dienungspersonen entstehen, die unerwünschte Funkenentladungen für 
das Personal und die elektronischen Schaltglieder zur Folge haben. 
Wirksame Abhilfe kann für das Bedienungspersonal nur durch Er¬ 
höhung der Luftfeuchte geschaffen werden. Zum Schutz gegen Störun¬ 
gen werden Schirm maß nahmen getroffen. 

Für Anlagenteile außerhalb der Amtsräume sind härtere Bestim¬ 
mungen zu beachten, denen durch entsprechende Sondermaßnahmen 
Rechnung getragen werden muß. 

111. Hauptverteiler für das EWSO 1 

A. Allgemeines 

Auch für den Hauptverteiler des EWSO 1 wird eine Raumersparnis 
von 50% angestrebt. Konstruktive Lösungen, die etwa als Prototyp an¬ 
gesehen werden könnten, liegen noch nicht vor. Jedoch wurde eine 
Richtlinie aufgestellt, aus der die künftige konstruktive Gestalt des 
Hauptverteilers erkennbar ist. 

Der neue Hauptverteiler wird so gestaltet, daß von einer senkrech¬ 
ten und waagerechten Seite nicht mehr die Rede sein kann. Diese beiden 
Begriffe werden nachstehend durch die Wörter Kabel- und Vermitt¬ 
lungsseite ersetzt. Für die neu zu entwickelnden Trennleisten, die den 
Abschluß der Anschlußkabel, Ortsverbindungskabel oder Aufteilungs¬ 
ortskabel bilden, und für die ebenfalls neuen Abschlußeinrichtungen der 
Systemkabel, wird vorläufig das Wort „Anschalteeinheiten“ gewählt. 


B. Belegung des Hauptverteilers 

Die Aufnahmefähigkeit der Kabelseite eines vollbestückten IlVt 
soll das 1,2- bis 1,'fache der Vermittlungsseite — 3700 DA — erreichen. 
Im Mittel muß je laufenden Meter Vermittlungsseite mit 3000 BE und 
700 zusätzlichen Schaltpunkten gerechnet werden. Hierfür ist die nach¬ 
stehende Aufstellung richtungsweisend (Tabelle 1). 


Die 700 Doppeladern sind für nicht unmittelbar zur Vermittlungs¬ 
stelle gehörende Einrichtungen, wie PCM-Einrichtungen, Luftschutz- 
einrichtungen usw. vorgesehen. Die Anschalteeinheiten sind so zuein¬ 
ander anzuordnen, daß die Rangierverbindungen von der Kabel- zur 
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Tabelle 1 


Typenhaus 

bzw. 

Normen¬ 

gebäude 

Max. Länge des 
Hauptverteilers 
(Endausgabe) 

Aufnahmefähigkeit des Wählerraumes 

(bei 5 Erl/100 BE) 

Steuernde Orts- Gesteuerte Orts- 

verniittlungsstelle Vermittlungsstelle 

Fe la 

4 * * 

1,80 bis 2,00 
(ev. bis 2,70 m) 

— 

gesell. 4 000 BE 
entspr. 5 000 DA 
ergibt 2 500 DA/m 

Fe lb 

2,70 m 

— 

gesell. 6 000 BE 
enlspr. 7 500 DA 
ergibt 2 800 DA/m 

Fe lc 

3,60 m 

gesch. 6 000 BE 
entspr. 7 500 DA 
(2100 DA/m) 

gesell. 9 000 BE 
entspr. 11 000 DA 
ergibt 3 100 DA/m 

Fe 2e 

Fe N2e 

6,30 m 

gesch. 12 000 BE 
entspr. 16 000 DA 
(2600 DA/m) 

gesch. 18 000 BE 
entspr. 24 000 I)A 
ergibt 3 800 DA/m 

Fe 3 

Fe N3 

12,60 m 

gesell. 28 000 BE 
entspr. 35 000 DA 
ergibt 2 800 DA/m 

— 

Fe 4 

Fe N4 

Fe 4e 

Fe N4e 

22,60 in 

entspr. 42 000 DA 
ergibt 1 900 DA/m 

— 


Vermittlungsseite möglichst kurz sind, wobei vorausgesetzt werden 
kann, daß die Rufnummern der Teilnehmer den Teilnehmerschaltungen 
erst im Rechner zugeordnet werden. 


C. Übertragungstechnisdie Forderungen 

Die Anschalleeinheiten müssen die Übertragungslechnischen Forde¬ 
rungen der NF-Fernsprechtechnik erfüllen. Zwischen den Anschalte- 
punkten zweier benachbart angelegter Doppelleitungen soll die Kapa¬ 
zität deshalb den Wert 1 pF nicht überschreiten. Es müssen auch Lei¬ 
tungen größerer Bandbreite (z. B. Ton-, Breitband-, Daten- und PCM- 
Leitungen) über den HVt geführt werden können. Reichen für diese 
Leitungen die vorgenannten Koppelwerte nicht aus, dann muß der Ein¬ 
bau von besonders hochwertigen Anschalteteilen möglich sein. 


D. Konstruktiver Aufbau 
1. Trägervorrichtung 

Das Eisengestell, das die Anschalteeinrichtungen und Kabel trägt, 
soll möglichst aus DIN-genormten Profilen, Rohren usw. gefertigt wer¬ 
den. Bei einer Erweiterung bestehender Hauptverteiler soll das Verlegen 
der Rangierdrähte zwischen neuem und altem Teil des Hauptverteilers 
ohne Schwierigkeit möglich sein. Das Gestell soll bei mindestens 3facher 
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Sicherheit das Gewicht der Anschalteeinheiten, der Kabel und des auf 
den Hauptverleiler abgestützlen Kabelrostes aufnehmen. Der durch 
fahrbare Leitern verursachte Zug senkrecht zur Front des Hauptver¬ 
teilers ist mit 100 kp anzusetzen, für die senkrechte Belastung der Ab¬ 
weisschiene sind 150 kp anzusetzen. Diese Abweisschiene ist gleichzeitig 
Führungsschiene der Rolleitern. Die bisher verwendeten Rolleitern blei¬ 
ben weiterhin in Gebrauch, geringfügige Anpassung der Führungsteile 
an den Leitern ist möglich. Die Bauhöhe vom Fußboden bis zur Ober¬ 
kante des Flächen ros les beträgt 2800 mm. Vom Ferligungs- zum Auf¬ 
bauort sollen die einzelnen Konstruktionsteile möglichst raumsparend 
verpackt und transportiert werden können. 


Der lichte Zwischenraum zwischen benachbarten Anschalteeinheiten 
muß mindestens so groß sein, daß man mit der Faust durchgreifen kann 
(Richtwert 90 mm). 

Die Gestellkonstruktion muß kurze Rangierverbindungen begün¬ 
stigen, ohne in Längsrichtung des HYt weiterführende Rangierverbin¬ 
dungen zu behindern. 


2. Anschalteeinheiten 


a) Allgemeine Forderungen 


Entsprechend der größeren Aufnahmefähigkeit des gesamten Haupt¬ 
verteilers müssen auch die kabel- und vermittlungsseitigen Anschalte¬ 
einheiten mehr Anschlußpunkte je Flächeneinheit aufweisen als bisher. 
Es muß möglich sein, Drähte von 0.4 mm bis 0.6 mm Leiterdurchmesser 
anzuschließen. Alle Drähte sollen in lötfreier Verbindungstechnik ange¬ 
schlossen werden, wobei zumindest für das Anlegen der Aufteilungs¬ 
kabel und der Rangierdrähte die gleiche Anschlußtechnik gewählt wer¬ 
den muß. Für diese Verbindungsstelle darf nur ein kurzes Drahtende 
(<C 10 mm) benötigt werden. Die Kabel werden den Anschalteeinheiten 
so zugeführt, daß die Rangierkanäle hiervon nicht beeinträchtigt werden 
können. 


Abbindung wird nur im Rahmen der FTZ-Norm gefordert. Das 
aufgeteilte Ende des Kabels wird durch fest mit der Anschalteeinheit 
zu verbindende Abdeckplatten gehalten und abgedeckt. Besondere Kabel¬ 
führungskanäle entfallen dadurch. 

Um bei Bedarf (z. B. Beschädigung der Verbindungsstelle) nur 
kleine Einheiten austauschcn zu müssen, wird die Konstruktion der 
Anschalteeinheiten so gewählt, daß eine möglichst geringe Zahl von 
Doppeladern in einer auswechselbaren Einheit untergebracht ist. Dies 
ist erforderlich, weil — im Gegensatz zu Lötfahnen — schon geringe 
Beschädigungen die Anschlußmittel unbrauchbar machen können. Hier¬ 
aus ergibt sich daß die vorgenannten kleinen Einheiten in ein entspre¬ 
chend geformtes „Gehäuse“ eingelegt und nach Anlegen aller Kabel¬ 
adern mit der aufzubringenden Abdeckung zusammengehalten werden. 
Unter Umständen müssen für Hauptverteiler 55 und solche der Technik 
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EWSO 1 Gehäuse verschiedener Bauhöhe verwendet werden. Jeweils 
5 übereinander angeordnete Einheiten sollen in gleicher Farbe sein, um 
das Abzählen im Betrieb zu erleichtern. 


b) Kabelseitige Anschalteeinheilen 

Die kabelseitigen Anschalteeinheiten enthalten: 

Anschlußpunkte für die Adern des Aufteilungskabels, 
eine Trennstelle je Ader, 

eine Steckvorrichtung zur Aufnahme des Überspannungsableiters vor 
der Trennstelle an der Kabelader, 

Anschlußpunkte für die Drähte der Rangierseite. 

Hierbei muß die Konstruktion so gewählt werden, daß die Trenn¬ 
stellen und die Anschlußpunkte für die Rangierseite sehr leicht von vorn 
zugänglich sind. Die Rangierdrähle müssen durch entsprechende Ge¬ 
staltung der Führung den zugehörigen Anschlußpunkten eindeutig zu¬ 
geordnet werden können. Damit soll verhindert werden, daß beim Ent¬ 
fernen von Rangierdrähten falsche Drähte gelöst oder gar herausge¬ 
zogen werden. 

Die Anschlußpunkte der Kabelseile müssen — z. B. für Umschalte- 
arbeiten im Kabelnelz — gut zugänglich sein. Der Zugänglichkeit der 
nur gelegentlich auszutauschenden Überspannungsleiter, mit denen 
ohnehin weniger als 2 % aller vorhandenen Leitungen ausgerüstet wer¬ 
den müssen, kann dagegen eine geringere Bedeutung zugemessen wer¬ 
den. Es ist wichtiger, daß die Überspannungsableiter bei Arbeiten am 
Hauptverteiler nicht hinderlich sind. Sie müssen beim Auftrennen an der 
Trennstelle an der Kabelader angeschallet bleiben. 

Die Überspannungsableiter werden in entsprechende steckbare Ma¬ 
gazine fest eingebaut. Hierbei ist für jede waagrecht nebeneinander 
angeordnete Gruppe von Leitungen ein Magazin für Ivnopf-Ableiter 
vorzusehen. Es muß sichergestellt sein, daß die Wärmeableitung zwi¬ 
schen Überspannungsableiter und Magazin so gering und zwischen 
Magazin und HVt-Gestell so gut wie möglich ist. An jeden Anschluß¬ 
punkt für das Kabel müssen bei Bedarf mindestens 2 Drähte gleich¬ 
zeitig anliegen und einzeln wieder entfernt werden können. 


c) Anschalteeinheiten für die Vermitllungsseite 

Die Anschalteeinheiten für die Vermittlungsseite enthalten nur die 
Verbindungsteile zwischen dem Schallkabel und den Rangierdrähten. 
Entsprechend dem binären Aufbau des Koppelfeldes müssen die hier 
verwendeten Anschalteeinheiten für 32 Doppeladern (oder einem Viel¬ 
fachen davon) ausgestattet sein. 

d) Zusätzliche Anschalteeinheiten 

Zur Anschaltung von Prüfleitungen, Prüfgeräten und Sprechleitun¬ 
gen wird an etwa jeder dritten Säule benötigt: 

Sprechringleitung (von den Gestellen her bestehend aus 4 Adern über eine gemein¬ 
same Steckvorrichtung; 
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Versorgungsleitungen für 800 Hz, 25 Hz, 60 V und Erde, bestehend aus 6 Leitungen 
über gemeinsame Steck Vorrichtung; 

Zuschalteleitung für das Anschaltegerät des Prüftisches, bestehend aus 6 Leitungen 
über gemeinsame Steckvorrichtung. 

Die Steckvorrichtungen sollten so gestaltet sein, daß ein Verwech¬ 
seln beim Stecken sowohl hinsichtlich der Lage des Steckers als auch 
der anzuschaltenden Leitungen vermieden wird. 

Sie sollen so angebracht werden, daß sie ohne Zuhilfenahme einer 
Leiter bedient werden können. Weder die Steckvorrichtungen noch die 
zugehörige feste Verkabelung dürfen die Zugänglichkeit zu den Rangier¬ 
kanälen einengen. 

An festen Plätzen müssen Anschalteeinrichtungen für nicht unmit¬ 
telbar zur Vermittlungsstelle gehörende Einrichtungen vorgesehen wer¬ 
den. Die dort endenden Sonderleitungen haben teilweise eine große 
Bandbreite und müssen mit geschirmten Schaltdrähten rangiert werden. 


IV. Bauelemente 
A. Elektromechanisdie Bauelemente 


1. II istorisches 


Die Entwicklung der elektromechanischen Bauelemente nahm ihren 
Ausgang von den Schriltschaltwerken (Wähler und Relais mit getrenn¬ 
ten magnetischen und elektrischen Kreisen). Die Schrittschaltsysteme 
wurden besonders in Deutschland durch die Edehnetall-Motordreh- 
(EMD-) Wähler ergänzt und ersetzt. Für besonders schnelle Schallvor¬ 
gänge fand das Edelmetall-Schnellkontakt-(ESK-)Relais in seiner Dop¬ 
pelfunklion als Wählersalz und als Relais Verwendung. In diesem 
Relais sind elektrischer und magnetischer Kreis konstruktiv so zusam¬ 
mengefaßt, daß am Ort der Kontaktgabe elektrischer und magnetischer 
Kreis getrennt verlaufen. Diese Konstruktionsart hat den Vorteil, daß 
das eigentliche Kontaktmaterial edel im Sinne der Kontaktphysik sein 
kann und daher für die magnetische Konlaklgabe nur einen hoch¬ 
ohmigen Nebenschluß darstellt. 


In den 50er Jahren gewann der Glas-Reed-Ivontakt als gasge- 
schütztes Schaltelement Bedeutung für die Vermittlungstechnik. Die 
DBP hat Versuchsvermittlungsstellen in München, Stuttgart und Frank¬ 
furt a/Main gebaut. 

Die Entwicklung der Reed-Kontakte beschränkte sich nicht auf den 
Schutz mit Glaskörpern, sondern wurde auf Metallgehäuse und Tren¬ 
nung der Einzelfunktionen auf Kontaktfeder und Kontaktanker aus¬ 
gedehnt. 

Bei den bekannten gasgeschützten Relais führt der elektrische und 
magnetische Pfad über die Kontaktstelle, die daher magnetisch und 
elektrisch gut leitend sein muß. Das sind Forderungen, die technolo¬ 
gische Schwierigkeiten mit sich bringen und daher weiterhin Gegenstand 
wissenschaftlicher Untersuchungen sind. 
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2. Relais mit gasgeschützten Kontakten in Metall- 
g e h ä u s e 

a) Kontaktarten 

Für die Verwendung in Koppelfeldern, Anschaltegliedern und Ver¬ 
bindungssätzen des EWSO 1 wurden in Anpassung an die Geschwin¬ 
digkeit elektronischer Schaltelemente der zentralen Steuereinrichtungen 
Kontakte mit kurzer Schallzeit und kleinem Leistungsbedarf entwickelt. 
Die mit diesen Kontakten ausgerüsteten elektromagnetischen Relais 
ermöglichen hei wartungsfreiem Betrieb eine hohe Zahl fehlerfreier 
Schalt spiele. 

Es erwies sich als zweckmäßig, für die Anwendung der Kontakte 
in Relais für Sprechstromkreise (Koppelfelder) und für Steuerstrom¬ 
kreise (Funktionsrelais) verschiedene Kontakltypen festzulegen (Bild 6). 




Bild r». 

Schutzgaskontakt in Metall- 
gehäuse 

von links nach rechts: 

Funkt ions-Umschaltekontakt, 
Funktions-Arbeitskontakt, 
Koppelfeld (Arbeits-) kontakt 


Als Funktionskontakte wurden ein Arbeits- und ein Umschaltekontakt 
entwickelt. 

Der Koppelfeldkontakt — ein Arbeitskontakt — konnte in seinen 
Abmessungen besonders klein gestaltet werden, eine günstige Voraus¬ 
setzung für Koppelfeldrelais mit geringem Platzbedarf. 

Allen Kontakttypen gemeinsam ist der gasdichte Abschluß der 
kontaktgebenden Teile durch ein robustes Metallgehäuse als Schutz 
gegen äußere Einflüsse, wie Wasserdampf, Staub und andere schäd¬ 
liche Verunreinigungen der Luft. Der abgekapselte Kontaktraum ist mit 
einem Schutzgas gefüllt. 

Bild 7 zeigt den Aufbau des Funktions-Arbeitskontaktes. Der Me¬ 
tallhoden trägt, befestigt durch eine stabile, gasdichte und isolierende 
Druckgaseinschmelzung, einen Stift aus einer Eisen-Nickel-Legierung 
mit aufgeschweißtem Kontaktplättchen. Am Metalldeckel ist eine ge¬ 
schlitzte Feder und an dieser sind zwei weichmagnetische Ankerplätt¬ 
chen angepunktet. Die an den Ankerplättchen aufgebrachte Kontakt¬ 
schicht bildet den Doppelkontakt. Boden und Deckel sind gasdicht 
zusammengeschweißt. Die elektrische Kontaktgabe ist also ein über 
Feder und Anker hergestellter Kurzschluß zwischen Gehäuse (Deckel 
und Boden) und isoliert eingesetztem Kontaktstift. Zum Schutz gegen 
Korrosion ist das Metallgehäuse verkupfert und vernickelt. Der Koppel¬ 
feldkontakt (Bild 8) ist in gleicher Weise, jedoch mit kleineren Ab¬ 
messungen .auf gebaut. 
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Deckel 


Druckglas- / 
einschmelzung 



'f 

y /Feder 


Einstellwerkzeug 


Boden 


Kontaktstift 


Anker 




Bild 7. Funktions- 
Arbeitskontakt 


Beide Kontakte wurden dein Fernmeldetechnischen Zentralamt der 
DBP vorgestellt. Die Untersuchungen für den Koppelfeldkontakt sind 
abgeschlossen. Sie zeigten, daß der Kontakt alle geforderten Eigen¬ 
schaften besitzt. 


Bild 8. Koppelfeldkontakt 

Der Funktions-Umschaltekontakt (Bild 9) ist zusammengefügt aus 
der gleichen Platte wie der Arbeitskontakt und einem Deckel, der ähn¬ 
lich wie die Platte einen Stift mit Kontaktplättchen trägt. 

Die gewünschte Federkraft wird am bereits zusammengeschweiß¬ 
ten, dichten Kontaktgehäuse in einem vollautomatischen Arbeitsablauf 
(siehe Einstellwerkzeug in Bild 7) eingestellt. Auf diese Weise werden 
die elektrischen Kennwerte der mit diesen Kontakten bestückten Relais 
ohne weitere Maßnahmen in engen Toleranzen gehalten. Der magne¬ 
tische Kreis in den Relais, der im Prinzip dem Schema in Bild 10 ent¬ 
spricht, ist durch die definierten Anlageflächen des Kontaktes wenig 
toleranzbehaftet. 

b) Betätigung der Kontakte 

Im Bild 10 ist ein Arbeitskontakt mit seinem äußeren Eisenkreis 
und seiner Spule schematisch dargestellt. Bei Erregung der Spule wird 
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Bild 9. Funklions-Umschaltekontakt 


im Kontaktstift ein magnetischer Fluß erzeugt, dessen Weg über den 
Kontaktluftspalt zu den beiden Ankern, weiter über das Kontaktgehäuse 
zum äußeren Flußbügel und wieder in den Kontaktstift führt. Der 
Flußübergang Flußbügel-Kontaktstift wird durch eine gegenüber dem 
Flußbügel isolierte Platte erleichtert. Der Kontakt spricht an, sobald 
die magnetische Zugkraft im Spalt gleich wird der mechanischen Vor¬ 
spannung der Anker gegen den Deckel. 



FluHbügel 


Platte 


Bild 10. Funktions-Arbeilskontakl, 
Prinzip der Arbeitsweise 


Die Funktion des u-Kontaktes ist analog. Durch Federvorspannung 
wird auf der Ruheseite eine ausreichende Kontaktkraft erzeugt. 

Aus Bild 10 ist klar zu erkennen, daß die mittlere Windungslänge 
der Spule gering ist. Diese kleine mittlere Windungslänge ermöglicht 
eine geringe Ansprechleistung, die nicht nur für die Schaltungstechnik 
Vorteile bietet, sondern auch eine geringe Wärmeentwicklung bei den 
Baugruppen zur Folge hat. 
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c) Schutzgas und Kontaktierung 

Das verwendete Schutzgas enthält wie üblich 97 % Stickstoff und 
3 % Wasserstoff. Anker und Kontaktplättchen der Relaiskontakte tragen 
eine für Schutzgaskontakte außerordentlich dicke, nichtmagnetische und 
hochschmelzende Kontaktschicht von rund 20 //m bei Funktionsrelais 
und rund 15/mi beim Koppelfeldrelais. Die beschriebenen Funktions¬ 
und Koppelfeldkontakte werden an die Bauteileverdrahtung — in der 
Regel sind das gedruckte Schaltungsplatten — über lötbare Drahtstifte 
angeschlossen, von denen einer an das Kontaktgehäuse und einer an 
den Kontaktstift angeschweißt ist. 


d) Relaisarten 

Mit den 3 Kontakt typen wurde eine Relaisreihe entwickelt, mit der 
sich alle schaltungstechnischen Bedingungen einer Vermittlungsstelle 
realisieren lassen. Im Normalfall wird in den Spulenkörper ein Kupfer¬ 
rohr als Mittel zur Verzögerung der Abfallzeit eingebaut. Bild 11 zeigt 
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Bild 11. 
Einkontakliges 
monoslubilcs Helais 
mit Schulzgas¬ 
kontakt in Metall¬ 
gehäuse 


den Längsschnitt eines einkontaktigen, monostabilen, neutralen Relais 
mit Schutzgaskontakt, Bild 12 verschiedene Ausführungsformen. Für 
besonders hohe thermische Dauerbelastung steht eine eingegossene 
Ausführung mit vergrößertem Wickelraum zur Verfügung. Ein mono- 
stabiles, neutrales Relais mit dem Koppelfeldkontakt ist ebenfalls in 
der Relaisreihe enthalten. Bild 13 zeigt in schematischer Darstellung 
eine Zusammenfassung aller vorgesehenen Relaistypen. 

e) Bistabile Koppelfeldrelais 

Bistabile Koppelfeldrelais sind zum Aufbau von Kopplern im 
Sprechwegenetzwerk vorgesehen. Der Koppler ist aus einzelnen bista¬ 
bilen Koppelfeldrelais aufgebaut, die jeweils einen Koppelfeldkontakt, 
eine Wicklung und einen Dauermagneten enthalten. Bild 14 zeigt den 
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Bild 12. Relais mit Schutzgaskontakten 


monostabil 



monostabd 



bistabil 



monöstobrl 

vergossen 
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Bild 13. 

Relais-Typenreihe 
mit Schutzgaskontakten 
in Metallgehäuse 


Längsschnitt eines einkontaktigen bistabilen Koppelfeldrelais mit Schutz- 
gaskontakt. Die Koppelfeldrelais werden mit einem Impuls betätigt, 
durch einen Magnet leistungslos gehalten und durch einen Impuls ent¬ 
gegengesetzter Polarität wieder abgeworfen. Die Wirkungsweise ist aus 
der schematischen Darstellung in Bild 15 zu ersehen. Der Anker des 
Kontaktes ist mit A bezeichnet. Der Kontaktstift und der äußere Eisen¬ 
kreis sind zusammengefaßt gezeichnet. M stellt den Dauermagneten 
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dar. Parallel zum Dauermagnet ist ein Streublech St angeordnet. Der 
Fluß des Dauermagneten 0 m verteilt sich entsprechend den magneti¬ 
schen Widerständen auf den Arbeitsluftspalt und das Streublech. Die 
vom Fluß 0 q am Arbeitsluftspalt des offenen Kontaktes erzeugte Kraft 
ist zu klein, um die Anker entgegen der Federvorspannung F vom 
Anschlag am Deckel abzuheben. 



Bild 15. 

Wirkungsweise des bistabilen 
Koppelfeldrelais 


Bei positiver Erregung der Spule Sp überlagert sich der erzeugte 
magnetische Fluß 0*,, dem Fluß über dem Spalt 0<>: Der Kontakt 
wird betätigt. Der magnetische Widerstand des Spaltes bei geschlos¬ 
senem Kontakt ist viel kleiner als bei geöffnetem Kontakt, deshalb ist 
der Anteil des Dauermagnetflusses 0 m, der im geschlossenen Zustand 
über den Spalt verläuft, größer und 0*t entsprechend kleiner. Der 
Kontakt bleibt deshalb ohne Spulenerregung durch den Dauermagnet 
geschlossen. Durch negative Erregung der Spule Sp wird 0o verringert: 
Der Kontakt fällt ab. 

Die quantitativen Zusammenhänge sind im Bild 16 zu erkennen. 
Die Anker haben eine Federvorspannung F v gegen den Deckel des 
Kontaktes. 



Kontaktspalt Koppelfeldrelais 


Ein Teil dieser Vorspannung wird durch die vom Dauermagnet 
herrührende Kraft aufgehoben. Die als Differenz verbleibende Anker¬ 
vorspannung A F bestimmt zusammen mit der Ankermasse die Be¬ 
schleunigungsfestigkeit des Koppelrelais gegen fälschliches Schließen. 
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Nach Schließen des Kontaktes und Abschal teil der Spule ist die 
magnetische Kraft um die Kontaktkraft Fr größer als die Federkraft. 
(Den Zusammenhang zwischen Kontaktspalt und Federkraft stellt die 
Federkennlinie dar, den Zusammenhang zwischen Kontaktspalt und 
magnetischer Zugkraft ohne Spulenerregung die magnetische Kennlinie.) 

Die Kontaktkraft Fr bestimmt die Beschleunigungsfestigkeit des 
geschlossenen Kontaktes. 

Es ist ohne weiteres zu erkennen, daß ausreichende Beschleuni¬ 
gungsfestigkeiten nur dann erreicht werden, wenn der Kontakt eine 
definierte Vorspannung hat und zusätzlich die Kontaktöffnung nur in 
engen Grenzen schwankt. Diese Bedingungen werden vom Koppel feld¬ 
kontakt wegen der automatischen Einstellung gut erfüllt. 

Das beschriebene Prinzip der Koppelfeldrelais ist charakterisiert 
durch einfachen konstruktiven Aufbau und geringen Bedarf an Steuer¬ 
leistung zum Betätigen und Abwerfen. Einige Kenndaten des Koppel¬ 
feldrelais zeigt Tabelle 2: 


Tabelle 2 

Kenndaten des Koppelfeldrelais 


Länge X Breite (Rastermaß) 

Höhe 

Volumen 

Gewicht 

Einfache Ansprechleistung 

Einfache Abwerfleistung 

Ansprechzeit für zweifache Ansprechleistung 

Abwerfzeit für zweifache Abwerfleistung 


12,7 mm X 7,6 nun 
17,3 mm 
rd. 1,6 cm 3 
3,5 g 

rd. 200 mW 
rd. 300 mW 
0,6 ms 
0,15 ms 


B. Halbleiter und integrierte Schaltungen 

Im EWSO 1 kommen aus Zuverlässigkeitsgründen und wegen der 
hohen thermischen Belastbarkeit fast ausschließlich Silizium-Halbleiter 
zur Anwendung. 

In peripheren Geräten, wie z. B. Relaissätzen, Einstellern usw., wer¬ 
den wegen der hohen Schaltleistungen im wesentlichen diskrete Halb¬ 
leiterbauelemente, wie Siliziumdioden mit und ohne „Controlled- 
Avalanche“-Verhalten im Metallgehäuse, Universaldioden und schnelle 
Schaltdioden im Glasgehäuse und Schalttransistoren verschiedener Lei¬ 
stungsstufen, eingesetzt. 

Für Entkopplungszwecke in Relaisschallungen und Koppelfeldern 
wurde eine spezielle Silizium-Doppeldiode mit „Controlled-Avalanche“- 
Verhalten im Kunststoffgehäuse (Feuchteklasse F) entwickelt. 

In zentralen Geräten, wie z. B. Verarbeitungseinheiten, Speichern, 
Datenaustausch- und Ubertragungssteuerwerk usw., werden weitgehend 
digitale monolithische integrierte Schaltungen eingesetzt. Lediglich 
Leistungsstufen (z. B. Taktgeneratoren und -Verstärker, Treiberschal¬ 
tungen der Speicher) sind unter Verwendung diskreter Halbleiter auf¬ 
gebaut. 
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Integrierte Schaltungen haben gegenüber Schaltkreisen aus diskre¬ 
ten Bauelementen allgemein eine wesentlich höhere Zuverlässigkeit, die 
einmal durch das Ferligungsverfahren bedingt ist, zum anderen aus 
der erheblichen Einsparung an externen Verbindungen folgt. Die gerin¬ 
gen Abmessungen der integrierten Schaltungen erlauben außerdem eine 
beträchtliche Verkleinerung des Gerätevolumens. 

Im EWSO 1 wird die heute schon sehr weit verbreitete, erprobte 
und von verschiedenen Herstellern lieferbare TTL-Schaltkreisfamilie 
im „Dual-in-line“-Gehäuse (Bild 17) eingesetzt. Diese Serie hat folgende 
Merkmale: 



Ausreichende Schnelligkeit — 

Großen Störspannungsabstand — 

Geringen Leistungsverbrauch und damit geringe Verlustwärme 
Geringe Kosten je Gatterfunktion. 


Wegen der geforderten hohen Zuverlässigkeit muß gewährleistet 
sein, daß alle lebensdauerverkürzenden Einflüsse von den Schaltkreisen 
ferngehalten werden. Das wird erreicht durch geregelte Stromversor¬ 
gungsgeräte zur Vermeidung von Überspannungen und Abschneiden 
unvermeidbarer Störspannungsspitzen an den Gattereingängen auf un¬ 
kritische Werte mittels schneller Schaltdioden. 


C. Passive elektrische Bauelemente 
1. Widerstände 

Es werden folgende Widerstände eingesetzt: 

Ivohleschicht-Festwiderstände mit Toleranzen von ± 5 %, ± 2 % oder 
± 1 % und Belastungen von 0,12 W bis 0,62 W; 

Drahtwiderstände mit Toleranzen von ± 5 %, + 2 % oder ± 1 % und 
einer Belastung von 1,6 Watt und 2,4 Watt für Anwendungsfälle, bei 
denen die Induktivität dieser Widerstände keine Rolle spielt; 

Edelmetallschicht-Festwiderstände (induktivitätsarm) mit Toleranzen 
von ± 10 % oder ± 5 % für Belastungen bis 1,6 W, für Fälle, bei denen 
im Störungsfall hohe Überlastung am Widerstand auftreten kann. 


172 



Konstruktive Gestaltung 


des EWSO 1 


2. K o n d ensatore n 

Es werden folgende Kondensatoren eingesetzt: 

KS-Kondensaloren (Styroflex) der Feuchteklasse G mit Toleranzen von 
±2%, ±5 % und ± 10 %; 

MKU-Kondensatoren (Kunststoff-Folien-Kond.) mit ausheilfähiger Me¬ 
tallisierung der Feuchteklassen G, F und für besonders hohe Anfor¬ 
derungen Klasse C (dicht eingebaut in Rundbecher) mit Toleranzen 
von ± 20 %; 

MKT-Kondensatoren (Kunststoff-Kond.) der Feuchleklasse F in Kunst¬ 
stoffbecher mit Toleranzen von ± 5 %, ± 10 % und ± 20 %; Elektrolyt¬ 
kondensatoren der Feuchteklasse F; 

Elektrolytkondensatoren in Tantal-Sintertrockenausführung der Feuch¬ 
teklasse C. 

3. Sonstige Bauelemente 

Erwähnung sollen nur die Ferritspeicherringkerne finden. Sie ha¬ 
ben einen Außendurchmesser von 0,5 mm, gehören der Klasse der Weit- 
temperaturbereichs-Kerne an, d. h., sie sind im Bereich von 0 bis 70° C 
verwendbar, der Nennstrom beträgt 700 mA und die Schaltzeit 300 ms. 


D. Elemente der Verbindungstechnik 

Zur elektrischen Verbindung der Bauelemente werden verschiedene 

Verdrah lungsarten angewendet. 

1. Die in einer Baugruppe zusammengefaßten Bauelemente werden 
durch eine geätzte Verdrahtung untereinander und mit 
der auf der Baugruppe befestigten Federleiste verbunden. Die Leiter¬ 
bahnen werden entweder in Normal- oder in Feinätztechnik aus¬ 
geführt. Die Verbindung der Lötanschlüsse der Bauelemente mit den 
Lötaugen der geätzten Verdrahtung wird in der Regel mittels einer 
Schwallötung hergestellt. 

2. Die auf der Baugruppe montierte Federleiste bildet mit der im Bau¬ 
gruppenrahmen montierten Messerleiste eine OOpolige Steckver¬ 
bindung (Bild 18). Das einzelne Steckelement ist als Doppel¬ 
kontakt ausgebildet. Die Anschlußstifte der Messerleiste sind für 
Wrap-Verdrahtung geeignet. Sie stehen in einem Raster von 5 mm 
X 5 mm. 

3. Die Stifte der im Baugruppenrahmen montierten Messerleisten er¬ 
lauben die Anwendung der Drahtwickeltechnik. Als Wickelverbin¬ 
dung wird grundsätzlich der „modified wrap“ genommen. Die 
Drahtführung wird je nach den elektrischen Bedingungen der Lei¬ 
tung nach bestimmten Regeln festgelegt. In einigen Fällen wird für 
die Verdrahtung eines Baugruppenrahmens zusätzlich eine g e - 
ätzte Verdrahtung angewendet. Sie liegt unter der Verdrah¬ 
tung mit diskreten Drähten. Die Zusammenfassung von zwei Bau- 
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gruppenrahmen zu einer Einheit ist möglich, ln diesem Fall werden 
die Rahmen fertig verdrahtet und dann mit einer zusätzlichen Ver¬ 
drahtung zu einer Einheit verbunden. 


4. Für die Gestellverdrahtung sind drei Möglichkeiten vorgesehen: 

Die feste Gestellverd r a h tung besteht aus Einzeldrähten, 
die die Baugruppenrahmen eines Gestellrahmens über bestimmte 
Messerleisten (Gestellkabelleisten) miteinander verbinden. Die Drähte 
laufen in Taschen außerhalb der Baugruppenrahmen. 

Das steckbare Gestellkabel ist ein individuell hergeslell- 
tes Kabel, das mit Federleisten abgeschlossen ist und auf die Messer 
der Gestellkabelleisten aufgesteckt wird. 

In bestimmten Fällen kann die Verdrahtung zwischen zwei Bau¬ 
gruppenrahmen innerhalb des Gestelles mit einem 1 : I - N o r in - 
k a b e 1 v e r b i n d e r durchgeführl werden. 



Bild 18. Steckverbinder 


5. Die Anitsverkahelung, d. h. die Verkabelung der Gestelle unterein- 
ander, wird mit 1 : 1-Normkabelverbindern ausgeführt. Das sind 
Kabel in verschiedenen Längen, die an den beiden Enden mit Messer- 
leisten versehen sind. Sie werden auf die dafür vorgesehenen Messer- 
leisten im Baugruppenrahmen aufgesteckt und in den Kabelkanälen 
und auf den Kabelrost verlegt. 

6. Außer den obengenannten Verbindungsmöglichkeiten werden Klemm- 
und Schraubverbindungen angewendet (Erdleitungen, Stromversor¬ 
gung) sowie an einigen Stellen, vom Bauteil bedingt (Fernmelde¬ 
schutzschalter), normale Handlötung. 


V. Zusammenfassung und Ausblick 

Leitgedanke bei der konstruktiven Gestaltung des EWSO 1 war 
die Forderung nach Verminderung des Raumbedarfs auf 50 % gegen¬ 
über einer vergleichbaren EMD-Anlage bei gleichzeitiger guter Zugäng¬ 
lichkeit und Wartbarkeit. Bei der Verfolgung dieses Zieles werden alle 
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Möglichkeiten eines Einsatzes moderner Bau- und Konstrukt ionsele- 
mente genützt; gleichzeitig wird aber hinsichtlich deren Zuverlässigkeits- 
Eigenschaften ein strenger Maßstab angelegt. 

Die Neugestaltung des Hauptverteilers wird in diese Überlegungen 
einbezogen. 

Wenn auch in der zentralen Steuerung vorwiegend elektronische 
Bauelemente bis hin zu den integrierten Schaltungen Eingang gefunden 
haben, so bleibt das Baum vielfach-Koppelfeld doch noch den elektro¬ 
magnetischen gasgeschützten Relais Vorbehalten. 

Das derzeitige Einheitsrelais für das Koppelfeld ist das bistabile 
Relais mit gasgeschützten Kontakten in Metallgehäuse. Dieses Relais 
ähnelt in seinen Abmessungen denen eines Leistungstransistors. 

Die Technologie ist heute einem ständigen raschen Wandel unter¬ 
worfen. Die lange Entwicklungszeit und die hohen Investitionen für 
Fernsprechanlagen bedingen aber das Fest legen eines bestimmten Stan¬ 
des der Technologie für längere Zeiträume, d. h., es kann nicht jedem 
Trend gefolgt werden. Innerhali» dieser Phase ist das nächste anzu¬ 
strebende Ziel die Erprobung der Bauelemente im Vermittlungssystem 
unter hartem Versuchsbetrieb. Für EWSO 1 wird ein derartiger Ver¬ 
suchsbetrieb mit einem öffentlichen Versuchsamt durchgeführt, das 
1972 aufgebaut wird. Nach Verarbeitung der aus diesem Betriebsversuch 
gewonnenen Erkenntnisse soll EWSO 1 etwa Mitte der 70er Jahre das 
Einheitssystem der DBP werden. 
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I. Das elektronisch gesteuerte Ortswählsystein EWSO 1 

A. Überblick über das Systemkonzept 

Zur Zeit wird ein neues Ortswählsystem EWSO 1 entwickelt, das 
in einigen Jahren im Bereich der Deutschen Bundespost eingesetzt wer¬ 
den soll. 

Das EWSO 1 ist ein Fernspreclivermittlungssystem für den Orts¬ 
dienst, das für die Sprechwegdurchschaltung ein Koppelnetz mit bi¬ 
stabilen Schutzgaskontakten, für die Steuerung ein elektronisches spei¬ 
cherprogrammiertes Zentralsteuerwerk besitzt. 

Das K o p p e 1 n e t z besteht aus drei Stufen A, B und C, die durch 
Zwischenleitungen miteinander verbunden sind (Bild 1). Die kleinste 
Einheit des Koppelnelzes ist das Koppelvielfach. 16 Koppel¬ 
vielfache A und 8 Koppel viel fache B sind über Zwischenleilungen zur 
Koppelgruppe AB miteinander verbunden. 8 Koppelgruppen AB fügen 
sich mit insgesamt 64 Koppelvielfachen C zu einer K o p p e 1 g r u p p e 
ABC zusammen. Bei der im Bild 1 dargestellten Anordnung können bis 
zu 9 Koppelgruppen ABC über die Zwischenleitungen der C-Slufe zu 
einem Koppelnetz zusammengefaßt werden. Reicht die Größe des so 
entstehenden Koppelnetzes, das aus 16 X 8 X 9 = 1152 Koppelviel¬ 
fachen A besteht, nicht aus, dann kann die Zahl der Ausgänge der 
C-Stufe erhöht werden. Bei ihrer Verdoppelung können 17 Arbeitsfelder 
zu einem Koppelnetz verbunden werden. 

Das Koppelnetz hat nur eine A n s c h I u ß s e i t e f ii r Zu¬ 
bringer und Abnehmer. Alle Anschlußleitungen, Ortsverbin¬ 
dungsleitungen und Endvermittlungsleilungen sowie die in einer Ver¬ 
bindung benötigten Einrichtungen, wie die Wahlaufnahmesälze (zur 
Aufnahme der von Teilnehmern gegebenen Wahlinformationen), Wahl- 
nachsendesätze (zur Weitergabe der Wahlinformation über die Sprech¬ 
adern zu konventionellen Vermittlungsstellen), Inlernsätze (bei einem 
Gespräch zwischen zwei Teilnehmern derselben Ortsvermittlungsstelle 
eingeschleift) und einige weitere in Bild 1 nicht dargeslelltc Sätze für 
besondere Aufgaben (Fangen, Fernsprechauftragsdienst, Prüfen usw.) 
werden an die A-Stufe angeschlossen. Eine Verbindung zwischen zwei 
Eingängen an Koppelvielfachen A verschiedener Arbeitsfelder verläuft 
über sechs Stufen: A-B-C-C-B-A. Liegen die zu verbindenden Eingänge 
an Koppelvielfachen A derselben Koppelgruppe ABC, aber verschiedener 
Koppelgruppen AB, so werden für die Verbindung nur fünf Stufen 
A-B-C-B-A — benötigt. Ebenso gibt es Verbindungen über drei Stufen 
A-B-A—, wenn die Eingänge in derselben Koppelgruppe AB liegen, 
oder über nur eine Stufe, wenn die Eingänge zum selben Koppelviel¬ 
fach A gehören (Kurzwege). 

Die Zahl der Eingänge am Koppelvielfach A ist 
abhängig von der Verkehrsbelastung der anzuschließenden Leitungen 
und Sätze. Die Belastungsfähigkeit der Koppelvielfache A wird durch 
die Zahl der Zwischenleitungen bestimmt. Vorgenommene Verkehrs¬ 
simulationen haben gezeigt, daß bei einem Verlust B = 2 % für an- 
kommende Belegungen zu einem Einzelanschluß unter der Voraus¬ 
setzung gleichmäßiger Verteilung der Verkehrslast je Koppelvielfach A 
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2,55 Erlang verarbeitet werden können. Die Bedingung, die Koppel¬ 
vielfache A gleichmäßig zu belasten, läßt sich jedoch im Betrieb einer 
Vermittlungsstelle nicht ganz erfüllen. Bei ungleicher Belastung der 
Koppelvielfache A sinkt die Belastungsfähigkeit des Koppelnetzes. Unter 
Berücksichtigung einiger weiterer Einflüsse (vgl. Abschnitt 111. E. 1.) 
kann mit 38 Erlang je Koppelgruppe AB, das entspricht 2,4 Erlang je 


AB C 



ABC 2-9 


Bild 1. Koppelnetz des EWSO 1 

ES Externsatz NS Nachsendesatz 

GS gehender Satz TS Teilnehmersatz 

IS Internsatz WAS Wahlaufnahmesatz 

KS kommender Satz 
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Koppelvielfach A, gerechnet werden. Da die Verkehrswerte der anzu¬ 
schließenden Leitungen und Sätze Unterschiede aufweisen — auch die 
Belastung der Anschlußleitungen ist sehr uneinheitlich —, ergibt sich 
aus der Vorgabe eines festen Verkehrs wertes je Koppelvielfach A die 
Notwendigkeit, Koppelvielfache A mit unterschiedlichen Eingangszah¬ 
len A x vorzusehen. Bisher sind folgende Koppel vielfache A vorgesehen: 


Zahl der Eingänge 

Beispiel für die Beschaltung 

je Koppelvielfach A 

des Koppelvielfaches A mit 

A x 

Sätzen 


AnschluMleitungen 

8 

2 


6 

16 

2 

oder 

14 


— 


16 

24 

2 

oder 

22 


— 


24 

32 

— 


32 

4 *) 

4 


-- 


*) für reinen Durchgangsverkehr 


Zwischen den einzelnen Stufen des Koppelnetzes sind variable 
Mischungen nicht erforderlich, da die Verkehrsbelastung konstant ist. 
Die Zahl der Ausgänge der vorhergehenden Stufe konnte deshalb gleich 
der Zahl der Eingänge der folgenden Stufe werden. Folglich sind auch 
feste Mischungen entbehrlich. Das Koppelnelz hat eine wabenförmige 
Struktur. Von jedem Eingang des Koppelnetzes ist jeder beliebige 
andere Eingang zu erreichen. Es treten allerdings im allgemeinen ver¬ 
nachlässigbar kleine innere Blockierungen auf. Kommt der Versuch, 
eine Zubringerleitung mit der zuerst ausgewählten freien Abnehmer¬ 
leitung zu verbinden, nicht zustande, so wird der Verbindungsversuch 
mit weiteren freien Abnehmerleitungen wiederholt. Nach höchstens vier 
Verbindungsversuchen ist der Anteil der inneren Blockierungen kleiner 
als 0,1 %. Die Erreichbarkeit der angeschlossenen Leitungsbündel kann 
daher als nahezu vollkommen angesehen werden. 

Die in den Sprechwegen angeordneten Einrichtungen — Koppel¬ 
netz und Sätze —, im folgenden als periphere Einrichtungen bezeichnet, 
werden vom Zentralsteuerwerk bedient, das die wesentlichen 
Steuerfunktionen der Ortsvermittlungsstelle ausübt. Das Zentralsteuer¬ 
werk wertet die von den peripheren Einrichtungen gelieferten Infor¬ 
mationen aus und gibt Befehle an diese Einrichtungen. Das Zentral¬ 
steuerwerk besteht aus Verarbeitungs- und Speichereinheiten. Im Spei¬ 
cherteil des Zentralsteuerwerks wird der jeweilige Belegungszustand 
des Koppelnetzes festgehalten. Das Koppelnetz hat keinerlei Funktionen 
bei der Wegesuche. Es benötigt deshalb keine Hilfsadern und ist zwei¬ 
adrig. Zwischen dem Zentralsteuerwerk und den peripheren Einrich¬ 
tungen sind als Bindeglied Arbeitsfeldsteuerwerke einge¬ 
gliedert, die die unterschiedlichen Arbeitsgeschwindigkeiten und Ener¬ 
gieverhältnisse der peripheren Einrichtungen und des Zentralsteuer¬ 
werks aneinander anpassen. 
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Bilcl 2. Elektronisch gesteuertes OrtswShlsystcm EWSO 1 


A rbe i t sfelcl s t eue r \ve rk 
Durchwahlsatz 
Datenaustausch- und 
Cbcrlragungssleuerwerk 
Datenübertragungs- und 
Versorgungseinrichtung 
Ersatz- 

Arbeitsfeld Steuerwerk 
Einkanal-Datenüber- 
tragungseinrichtung 
Einsteller 
Externsatz 

1*2 rsa t zsch a 11 ee i nri ch I u ng 
Peripherie 

ESE-ZST Ersatzschalteeinrichlung 
Zentralsteuerwerk 
FS Fernschreibapparat 

GKT großer Konzentrator 

GOVSt gesteuerte 

Ortsvermittlungsstelle 


AST 

DS 

DTU 

1)UV 

E:AST 

EDU 

EN 

ES 

ESE-PE 


GS 

II) 

IS 

KKT 

KKTS 

KS 

LSYE 


gehender Satz 
Ident ilizierer 
Internsatz 


kleiner Konzentrator 
Konzen Iratorsalz 
kommender Satz 
Ersa tzschal t eleit u n gs - 
System 

Speieherleitungssystem 
Zentrales Leitungssystem 
mittlerer Konzentrator 
Speicher 
STOVST steuernde 

OrlsvermiUlungsstelle 

TLN Teilnehmer 

TS Teilnehmerschaltung 

VE Verarbeitungsteil 

W A S W ah la uf na h mesa t z 

W N S W ahlnachsendesa I z 


I.SYP 
LSYZ 
M KT 
SP 


m 


Das Zentralsteuerwerk mit dem zugehörigen Speicher ist aus 
Sicherheitsgründen gedoppelt. Die Arbeitsleidsteuerwerke versorgen je 
zwei Koppelgruppen ABC. Zusätzlich sind Arbeitsfeldsteuerwerke für 

Ersatzzwecke vorhanden. 
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Das Zentralsteuerwerk ist mit den Arbeitsfeldsteu er werken über 
ein Datenleitungsnetz verbunden. Dieses Leitungsnetz kann 
innerhalb eines Gebäudes oder — nach einer Parallelserienumsetzung 
der zu übertragenden Daten — zwischen dem Zentralsteuerwerk und 
in anderen Gebäuden untergebrachten Arbeitsfeldsteuerwerken ge¬ 
schaltet sein. Die zu einem Zentralsteuerwerk gehörenden Arbeitsfelder 
müssen mithin nicht räumlich vereinigt sein. Sie können auch an ande¬ 
ren Stellen stehen und ferngesteuert werden. Eine solche Vermittlungs¬ 
stelle bezeichnet man als gesteuerte Ortsvermittlungs¬ 
stelle im Gegensatz zur steuernden Ortsvermittlungs¬ 
stelle, die mit dem Zentralsteuerwerk räumlich vereinigt ist. Ver- 
mittlungstechnisch sind steuernde und gesteuerte Ortsvermittlungsstellen 
gleichwertig. Bild 2 zeigt die Gliederung einer steuernden Ortsvermitt¬ 
lungsstelle, an die eine gesteuerte Ortsvermittlungsstelle angeschlos¬ 
sen ist. 


Ähnlich wie das Koppelnetz der Ortsvermittlungsstelle sind auch 
die Koppelnetze der Konzentratoren aufgebaut. Konzentratoren 
werden in das Anschlußleilungsnetz vorgeschoben. Sie fassen den Ver¬ 
kehr der über Zweigleitungen angeschlossenen Teilnehmer auf eine ge¬ 
ringere Zahl von Anschlußleitungen (Hauptleitungen) zusammen. In den 
Bildern 3, 4 und 5 sind Konzentratoren verschiedener Größen dargestellt. 
An die kleinen Konzentratoren (Bild 3) können 20 Teilnehmer ange¬ 
schlossen werden. Sie haben nur ein einstufiges Koppelnelz. Vier Haupt¬ 
leitungen verbinden den kleinen Konzentrator mit der Ortsvermittlungs¬ 
stelle. Zur Steuerung und Stromversorgung wird eine freie Hauptleitung 
verwendet. Mittlere Konzentratoren mit einem zweistufigen Koppelnetz 
können maximal 144 Teilnehmer über 16 Hauptleitungen mit der Orts- 
vermittlungsstelle verbinden (Bild 4). Zur Steuerung und Stromver¬ 
sorgung dient eine zusätzliche Doppelader. Kleine und mittlere Konzen¬ 
tratoren werden in Kabelverzweigergehäusen eingebaut. Ihre Haupt¬ 
leitungen werden an die A-Stufe der Ortsvermittlungsstelle angeschlos¬ 
sen. Zum Anschluß von maximal 512 Teilnehmern sind große Konzen¬ 
tratoren vorgesehen (Bild 5). Sie haben ein zweistufiges Koppelnetz, 
das wie eine Koppelgruppe AB der OVSt gruppiert ist. In der A-Slufe 
werden Koppelvielfache A mit 32 Eingängen eingesetzt. Die Zahl der 
Hauptleitungen ist gleich der Anzahl der Zwischenleitungen einer 
solchen Koppelgruppe. Sie werden in der Ortsvermittlungsstelle an die 
C-Stufe angeschlossen. Zur Steuerung dienen zwei Datenleitungen; die 
Stromversorgung erfolgt über ein Netzanschlußgerät aus dem Stark¬ 
stromnetz. Der große Konzentrator eignet sich auch zur Erweiterung 
konventioneller Vermittlungsstellen, wenn sich der Einsatz einer ge¬ 
steuerten Ortsvermittlungsstelle noch nicht lohnt. Er kann in unklimati- 
sierten Räumen aufgestellt werden. 

An alle Konzentratoren können Gemeinschaftsanschlüsse, an große 
Konzentratoren können kleine Konzentratoren angeschlossen werden. 
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KKf 

(Kleiner Konzertrotor) 
A ' 

20 i 


20 rin 


0,0C5 Frl/fln 


MKI 

(Mittleret Konzentrator) 
A' 9 ' 


^4 


moxKA Jln 0,053 Erl/rin 


4 HL 

0,22 Fr!/Ltg 


Bild 3. 
Hl 

ovst 

Tin 


Kleiner Konzentrator 

Hauptleitung 

Ortsvermittlungsstclle 

Teilnehmer 


rr-cx. ‘S Hi unO / Steuerltg 
0/eSrl/ttg 


OVSJ 

B 


Bild 4. Mittlerer Konzentrator (Erläuterungen siehe Bild 3) 


OKI 

(QroCter Konzentrator) 



mox. 512 Jln 0,08 Er!/Jln 


max 54 HL und 2 Steuerltg 
0,6C Erl/Ltg 


Bild 5. Großer Konzentrator (Erläuterungen siehe Bild 3) 

B. Die für die Planung der Vennittlungs- und Linientedinik wesentlichen 

System inerkmale 

Ein Zentralsteuerwerk kann mehrere Ortsvermitllungsstellen be¬ 
dienen. Dieser Bereich wird als Steuerbereich bezeichnet. Zwi¬ 
schen der Lage eines Anschlusses am Koppelnetz und seiner Rufnummer 
besteht innerhalb eines Steuerbereichs keine feste Zuordnung. Die bei 
Ortsvermittlungssiellen in Direktwahltechnik notwendige Rücksicht¬ 
nahme bei der Numerierung von Sammel-, Gemein- 
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schafts- und Wählsternanschlüssen entfällt. Anschlüsse 
mit beliebigen Rufnummern können zu Gemeinschaftsanschlüssen zu¬ 
sammengefaßt oder über Konzentratoren geführt werden. Die Leitungen 
eines Sammelanschlusses können auf mehrere Koppelvielfache A verteilt 
werden. Aus Belastungsgründcn ist dieses Vorgehen sogar zweckmäßig. 
Reserveausgänge an bestimmten Stellen für die spätere Vermehrung 
der Leitungen eines Sammelanschlusses sind entbehrlich. R u f n u m - 
mernänderungen beim Umzug eines Teilnehmers sind nur dann 
erforderlich, wenn der Anschluß in einen anderen Steuerbereich oder 
ein anderes Ortsnetz verlegt wird. Dabei muß jedoch beachtet werden, 
daß während der Einführung des EWSO 1 gesteuerte Vermittlungs¬ 
stellen zunächst einer anderen steuernden Vermittlungsstelle zugeordnet 
sein können, aber bereits einen Rufnummernblock, z. B. 1000 Ruf¬ 
nummern, des endgültigen Steuerbereichs erhalten, um spätere Ruf¬ 
nummernänderungen zu vermeiden. Maßgebend dafür, ob bei der Ver¬ 
legung eines Anschlusses seine Rufnummer zu ändern ist oder nicht, 
ist deshalb die endgültige Einteilung des Ortsnetzes in Steuerbereiche. 
Wenn innerhalb einer Vermittlungsstelle wegen ungleichmäßiger Be¬ 
lastung der Koppelvielfache A Umschaltungen vorgenommen werden 
müssen, sind Rufnummernänderungen nicht erforderlich. 


Einem Steuerbereich können beliebige Rufnummerngruppen aus 
einem 100 000er Numerierungsverband zugeteilt werden. Während der 
Einführungsphase des EWSO 1 werden einer steuernden Ortsvermitt¬ 
lungsstelle auch gesteuerte Ortsvermitllungsstellen anderer Numerie¬ 
rungsgruppen zugeteilt, die sich durch die ersten Ziffern von den Ruf¬ 
nummern des endgültigen Steuerbereichs der steuernden Ortsvermitt- 
lungsstelle unterscheiden. Unterschiedliche Rufnummernlängen sind 
möglich. 

In einem Ortsnetz mit EWSO 1-Vermittlungsstellen gibt es keine 
Abhängigkeit zwischen der verdeckten Numerierung der Ortsvermilt- 
lungsstellen und dem Leitweg der Verbindungen, wie sie für das heutige 
Direktwahlnetz kennzeichnend ist. Das Netz der Ort s v erbin- 
dungsleitungen kann also unabhängig von der Numerierung 
nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten entsprechend der Verkehrsver¬ 
teilung gestaltet werden. Der Verkehr zwischen den OVSt kann un¬ 
mittelbar oder über eine oder mehrere Durchgangsvermittlungsstellen 
abgewickclt werden. 

Die an eine Ortsvermittlungsstelle mit EWSO 1 angeschlossenen 
Sprechstellen können sowohl mit Tastenwahlapparaten als auch mit 
Nummernschalterapparaten ausgerüstet sein. Die Funktionsreichweite 
der Anschlußleitungen beträgt 1800 Ohm. Ein unmittelbarer Infor¬ 
mationsaustausch zwischen den gesteuerten Orts Vermittlungsstellen des¬ 
selben Steuerbereichs findet nicht statt. Alle Informationen fließen über 
Datenkanäle zum Zentralsteuerwerk der steuernden Vermittlungsstelle. 
Zwischen den Zentralsteuerwerken verschiedener Steuerbereiche werden 
Datenkanäle geschaltet, über die die Informationen in digitaler Form 
übertragen werden. Die Ortsverbindungsleitungen zwischen EWS- 
Vermittlungsstellen dienen ausschließlich als Sprechwege. Irgendwelche 
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Zeichen für den Auf- und Abbau der Verbindungen werden über sie 
nicht übertragen. Sie werden deshalb ebenso wie die Sprechwege im 
Koppelnetz zweiadrig und wechselseitig betrieben. 

Die Gebühren werden im Gebührenspeicher des Zenlralsteuer- 
werks erfaßt. Von dort können sie zur Aufbereitung für die Teilnehmer¬ 
rechnungen abgerufen werden. Das ZenIralsteuei werk übernimmt auch 
die Gebührenermittlung für Ferngespräche (Verzonung). Das EWSÖ 1 
ist folglich in der Lage, auch Fernverkehr unmittelbar abzuwickeln, 
ohne ihn über Vierdrahl-Fernvermittlungsstellen zu leiten. Diese Mög¬ 
lichkeiten dürften sich vornehmlich zur Abwicklung starker Verkehrs¬ 
mengen im Nahverkehr (Massennahverkehr) anbieten. 

Etwa gleichzeitig mit dem EWSO 1 wird ein System gleiches 
F e r n w a h 1 s y s t e m E W S F 1 eingeführt werden. EWSO 1 -Ver¬ 
mittlungsstellen sollen in der Regel in der zuständigen Fernvermilt- 
lungsstelle an EWSF 1-Einrichtungen an geschlossen werden. Das Wahl¬ 
verfahren zwischen EWSO 1- und EWSF 1-Vermittlungsstellen ent¬ 
spricht dem Wahlverfahren zwischen EWSO 1-Vermittlungsstellen. Die 
Endvermittlungsleitungen werden ebenfalls zweiadrig und wechselseitig 
betrieben. 

Im Verkehr zwischen EWSO 1-Vermittlungsstellen und konventio¬ 
nellen Orts- und Fernvermittlungsstellen wird die Impulswahl ange¬ 
wendet. Die Verbindungsleitungen werden gerichtet betrieben; sie sind 
entweder dreiadrig oder mit Einsatz von Gleich- oder Wechselstrom - 
Übertragungen zweiadrig geschaltet. Anpassungsmaßnahmen in den 
bestehenden konventionellen Ortsvermittlungsstellen sind nicht erfor¬ 
derlich. 


Abgehend betriebene Endvermittlungsleitungen von EWSO 1-Ver- 
mittlungsstellen zu konventionellen Knolenvermitllungsstellen, die dann 
erforderlich sind, wenn Ortsvermiltlungsslellen mit EWSO 1 eingerichtet 
werden, bevor die Fernvermittlungsstelle mit EWSF 1 ausgestattet ist, 
werden nicht an Zählimpulsgebern (ZIG), sondern über Anschaltesätze 
unmittelbar an Richtungswählern angeschlossen. 


II. Die vorhandenen Ortsvermittlungsstellen 

A. Gegenwärtiger Stand 

1. Netzgliederung, Größe der Ortsver m i 11 lungs¬ 
stellen und der Ortsnetze 

Die Fernsprechortsnetze bestehen aus einem oder mehreren An¬ 
schlußbereichen vonvOrtsvermiltlungsstellen. Maßgebend für die Unter¬ 
teilung ist die Forderung nach kurzen Anschlußleitungen, um möglichst 
viele Teilnehmer mit 0,4 mm starken Adern versorgen zu können, und 
die Forderung nach möglichst wenigen, aber großen Ortsvermiltlungs¬ 
slellen, um aus der Teilung von Ortsvermittlungsstellen zusätzlich er¬ 
wachsende Kosten für Gebäude, Stromversorgung und Unterhaltung zu 
ersparen. Die tatsächliche Netzgliederung ist ein Kompromiß aus beiden 
Forderungen. Sie wird beeinflußt durch Schwierigkeiten des Grund¬ 
erwerbs an geeigneter Stelle, durch vorhandene Gebäude und Kabel¬ 
anlagen. 


184 



E i n f ii g u n g des E W SO 1 in bestehende Ortsnetze 


Bild 6 zeigt die Größenverleilung der am 3t. 12. 1968 im Bundes¬ 
gebiet vorhandenen Orlsvermittlungsstellen. Die Mehrzahl der örts- 
vermittlungsstellcn war kleiner als 1000 Anschlußeinheiten. An etwa 
die Hälfte aller Ortsvermilllungsslellen waren weniger als je 400 Haupt¬ 
anschlüsse angeschlossen. Die Untersuchung der Ortsnetzgrößen (Bild 7) 
zeigt deutlich, daß sich die Mehrzahl der Hauptanschlüsse auf wenige 
große Ortsnetze konzentriert. Die Hälfte der Anschlüsse befindet sich 
in etwa 40 Ortsnetzen. Die 10 größten Ortsnetze haben zusammen mehr 


als ein Drittel aller Anschlüsse. Zwei Drittel aller Anschlüsse befinden 


sich in etwa 150 Ortsnetzen, während sich das restliche Drittel auf etwa 


3630 Ortsnetze verteilt. 



10 ! 2 5 10- 2 5 10 3 2 5 J0* 2 3 

—— Hauptanschlüsse je 0/St 

Bild 6. Größe der Ortsvermilllungsslellen, Summenhäufigkeit 


Qj 



1 2 5 10 20 50 100 200 500 1000 2000 3780 

-— Ortsnetze 

Bild 7. Größe der Ortsnetze, Summenhäufigkeit 
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2. Altersschichtung der Ortsvermittlungsstellen 

Am 31. 12. 1968 waren knapp 7,6 Mio. Anschlußeinheiten (AE) 
vorhanden. Zu den EMD-Systemen 55, 55v und den KleinVSt 56 und 
57 in EMD-Technik gehörten 4,46 Mio. AE. Die restlichen 3,07 Mio. AE 
setzten sich aus den verschiedenen Schriltschaltwühlersvstemen und 


den in einigen Vermittlungsstellen eingesetzten Schaltersystemen zu¬ 
sammen. Die ältesten Einrichtungen — etwa 160 000 AE — gehörten 
zu den Systemen 22—26 und waren z. T. über 45 Jahre in Betrieb. Die 
nächste Gruppe — etwa 450 000 AE der Wählsysteme 27, 29, 31 bis 34 — 
wurde ab 1927 beschafft und war am Stichtag mindestens 30 und zum 
Teil mehr als 40 Jahre alt. Schließlich gehörten etwa 260 000 AE zum 
Wählsystem 40 und 2,2 Mio. AE zum System 50 (einschließlich KleinVSt 
50, 51 und Schaltersystemen). Etwa 1,5 Mio. AE des Systems 50 wur¬ 
den — im wesentlichen für Erweiterungen — noch nach der Einführung 
der EMD-Svsteme beschafft. 


B. Künftige Entwicklung 

1. Auswechslung der Ortsvermittlungsstellen 

Für die Auswechslung der technischen Einrichtungen einer Orts- 
verinittlungsstelle ist ihr technischer Zustand und der für eine aus¬ 
reichende Betriebsgüte notwendige Unterhaltungsaufwand maßgebend. 
In der Vergangenheit war es vielfach nicht möglich, die erforderlichen 
Auswechslungen rechtzeitig vorzunehmen, weil die verfügbaren Investi¬ 
tionsmittel vornehmlich für Erweiterungen zur Deckung der rasch 
steigenden Nachfrage nach Fernsprechanschlüssen eingesetzt werden 
mußten, und oftmals auch die erforderlichen Räume für Auswechs¬ 
lungen nicht rechtzeitig vorhanden waren. Die stürmische Nachfrage 
nach Fernsprechanschlüssen und die sich hieraus ergebende Vermeh¬ 
rung der Anschlußeinheiten in den Vermittlungsstellen ohne die Mög¬ 
lichkeit einer entsprechenden Vermehrung der Unterhaltungskräftc 
zwingt die Deutsche Bundespost dazu, sich rechtzeitig von unterhal¬ 
tungsaufwendigen Vermittlungseinrichtungen, wie z. B. Hebdrehwähler - 
einrichtungen, zu trennen. 

ln den im folgenden Abschnitt angestellten Überlegungen über den 
weiteren Ausbau der Ortsvermiltlungsstellen und den Anschlußein¬ 
heitenbedarf wurde deshalb vorausgesetzt, daß die technischen Ein¬ 
richtungen der Ortsvermitllungsstellen künftig frühzeitiger ausgewech¬ 
selt und die Hebdrehwählersysteme im wesentlichen bis 1985 ersetzt 
sein werden. 


2. Weiterer Ausbau, Bedarf an Anschlußeinheiten 

Am 31. 12. 1968 waren 4888 Ortsvermittlungsstellen (4368 Voll- 
und 520 Teilvermittlungsstellen) vorhanden. Nach den bis zum Jahre 
1964 aufgestellten Ortsnetz-Entwicklungsplanungen, in denen der Be¬ 
darf über 30 Jahre abgeschätzt wird, waren 5633 Ortsvermittlungsstellen 
(5075 Voll- und 558 Teil Vermittlungsstellen) erforderlich. Inzwischen 
hat es sich gezeigt, daß die Entwicklungsplanungen wegen des uner¬ 
wartet starken Teilnehmerzugangs der letzten Jahre mit der nunmehr 
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zu erwartenden Entwicklung häufig nicht mehr übereinstimmen. Sie 
müssen überarbeitet werden. Voraussichtlich wird die Zahl der Orls- 
vermittlungsstellen auf etwa 6000 ansteigen. 


Die Nachfrage nach Fernsprechanschlüssen ist in der letzten Zeit 
sprunghaft angestiegen und hat unerwartete Ausmaße angenommen. 
In dieser Situation ist es besonders schwer, die Hauptanschlußentwick¬ 
lung der nächsten 15 Jahre abzuschätzen und daraus den Bedarf an 
Anschlußeinheiten während der Zeit des Beschaffungsübergangs vom 
EMD-System auf das EWSO 1 abzuleiten. Trotzdem wurde versucht, 


ein ungefähres Bild der künftigen Entwicklung zu entwerfen, um Unter¬ 
lagen für die Überlegungen über eine sinnvolle Eingliederung des 


EWSO 1 zu erhallen. Wie weit dieses Bild mit der tatsächlichen Ent¬ 


wicklung übereinstimmen wird, hängt davon ab, wie sich die wirtschaft¬ 


liche Entwicklung und damit einhergehend die Nachfrage nach Fern¬ 
sprechanschlüssen, die Liefermöglichkeiten der Industrie und die Dek- 


kung des Finanzierungsbedarfs gestalten werden. 



— jGhr 

Bild 8. Entwicklung des Bestandes an Anschlußeinheiten 


In Bild 8 ist die mögliche Entwicklung des Bestandes an Anschluß¬ 
einheiten und seine Aufgliederung auf die verschiedenen Systeme dar¬ 
gestellt. Bei den Ermittlungen wurde unterstellt, daß die gegenwärtige 
Nachfrage und damit das Anwachsen des Teilnehmerbestands während 
der nächsten 15 Jahre anhält. Die Hauptanscblußdichte würde damit 
im Jahre 1985 etwa 42% betragen. Besonders in den Jahren ab 1980 
ist diese Entwicklung unsicher. Es ist durchaus möglich, daß der Teil¬ 
nehmerzugang dann etwas nachläßt und damit auch die Zahl der 1985 
erforderlichen Anschlußeinheiten um 1—2 Mio. niedriger liegt. 

Bei der Ermittlung der erforderlichen Anschlußeinheiten wurde ein 
Beschallungsgrad der Vermittlungseinrichtungen von 80 % und das 
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gegenwärtige Verhältnis zwischen Anschluß- und Beschaltungseinheiten 
angenommen. 

Die Zahl der jährlich durchzuführenden Bauvorhaben in Ortsver- 
mittlungsstellen ist im wesentlichen abhängig von der Zahl der Ver¬ 
mittlungsstellen und vom Planungszeit r a u m ; er umfaßt die 
vom Inbetriebnahmetag an gerechnete Zeit, für die ein Vorrat an tech¬ 
nischen Einrichtungen über den Bedarf am Inbetriebnahmetag hinaus 
geplant wird. Bis vor kurzem betrug der Planungszeitraum bei Ver¬ 
mittlungsstellen mit mindestens 600 Anschlußeinheiten drei, bei kleine¬ 
ren Vermittlungsstellen fünf Jahre. Um dem unerwartet starken Anstieg 
der Nachfrage einigermaßen begegnen zu können, mußte der Planungs¬ 
zeitraum auf zwei bzw. drei Jahre gekürzt werden. Die Zahl der Bau¬ 
vorhaben und damit der Arbeilsumfang in den Planungs- und Baustellen 
wird sich entsprechend erhöhen. Es muß deshalb angestrebt werden, 
die Planungszeiträume so bald wie möglich wieder zu verlängern. Die 
vorübergehende Kürzung der Planungszeiträume wird deshalb in den 
weiteren Betrachtungen nicht berücksichtigt. 



— Jahr 


Bild 9. 

Größe der Bauvorhaben 
AE Anschlußeinheiten 


Die jährlichen Beschaffungsmengen sind in den letzten Jahren 
ständig gestiegen. Die Zahl der Vermittlungsstellen ist wesentlich lang¬ 
samer gewachsen. Wenn man vom Anteil der Auswechslungen und 
Verlegungen absieht, der gegenüber den Erweiterungen nicht ins Ge¬ 
wicht fällt, müssen demnach die Bauvorhaben ständig größer geworden 
sein. Bild 9, das die Größenveränderung der Bauvorhaben und die 
Anteile verschiedener Größengruppen an der Gesamtzahl der Bauvor¬ 
haben von 1960 bis 1968 zeigt, bestätigt dies. 
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III. Die Eingliederung des elektronisch gesteuerten 

Ortswählsystems EWSO 1 

A. Beschaffungsiibergang vom EMD-System 55v auf das System EWSO 1 

Die Deutsche Bundespost verwendete bisher in ihren automatischen 
Ortsvermittlungssystemen stets die Direktwahl. Die Systeme stützen 
sich auf drei Wählertypen: Strowgerwähler, Viereckwähler und Edel- 
metall-Molor-Drehwähler. Mit dem EMD-Wähler (System 55 und 55v) 


hat die Entwicklung 


noch immer unter Verwendung elektromecha¬ 


nischer Bauteile — 
daß — gemessen an den heutigen Anforderungen 


einen beachtlichen technischen Stand erreicht, so 

— hinsichtlich der 


Leistungsfähigkeit dieses Systems in vermittlungs- und übertragungs¬ 
technischer Hinsicht und im Unterhaltungsaufwand kaum Wünsche 
offen bleiben. 

Wenn die Deutsche Bundespost trotzdem die Absicht hat, dieses 
System bald durch ein moderneres zu ersetzen, so gibt es hierfür eine 
Reihe von Gründen. Die Anforderungen an die Vermitllungstechnik 
wachsen mit der Ausdehnung des Nachrichtenverkehrs. Systemtech¬ 
nische Lösungen von heute werden die Anforderungen von morgen 
nicht optimal bewältigen können. Die Einrichtungen der Ortsvermitt¬ 
lungstechnik sind wenigstens 30 Jahre im Einsatz. Gegenwärtig sind 
noch Einrichtungen in Betrieb, die älter als 45 Jahre sind (Abschnitt 
II. A. 2). Während einer Übergangszeit werden nach Einführung eines 
neuen Systems, wenn auch mit abnehmenden Stückzahlen, noch Ein¬ 
richtungen des vorhergehenden Systems beschafft. Es vergehen deshalb 
vom Zeitpunkt der Einführung eines neuen Systems an gerechnet etwa 
vierzig bis fünfzig Jahre, bis das vorherige System im Vermittlungsnetz 
nicht mehr vorhanden sein wird. Es wäre darum falsch, die Einführung 
eines leistungsfähigeren Systems nur deshalb hinauszuzögern, weil das 
vorhandene System den gegenwärtigen Anforderungen ausgezeichnet 
angepaßt ist. Es gibt eine Reihe von Forderungen, die für künftige 
Systeme interessant sind. So muß der R a u m bedarf, der seit Ein¬ 
führung des Viereckwählers, also seil mehr als vierzig Jahren, nahezu 
unverändert blieb, erheblich gesenkt werden, um die steigende Zahl der 
Vermittlungseinrichtungen unterbringen zu können. 

Kostengründe sprechen auch dafür, den bei allen bisherigen Wähl¬ 
systemen hohen Montageanteil herabzuselzen. Auch die Aufbauzeit muß 
verkürzt werden, um unerwartet auftretendem Bedarf kurzfristiger 
nachkommen zu können. Alle Versuche zur Montageverein¬ 
lach u n g an konventionellen Systemen haben ein eng begrenztes 
held; zu entscheidender Senkung der Kosten und der Aufbauzeit wer¬ 
den sie nicht führen. 

In das Gebiet der Montagekosten gehören auch die mit der unvoll¬ 
kommenen Erreichbarkeit der Wählerausgänge zusammengehörenden 
Fragen. Zwischen den Wählerausgängen und den Abnehmerleitungen 
bzw. den Eingängen der nächsten Wahlslufe sind bei unvollkommener 
Erreichbarkeit M ischungen erforderlich. Damit entsteht ein hoher 
Kabelaufwand zwischen Wählervielfach und Zwischenverteiler. Der 
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Kabelaufwand fällt mit steigenden Erreichbarkeiten, er ist bei voll¬ 
kommener Erreichbarkeit am geringsten, da nur noch so viele Kabel¬ 
adern zwischen Wählervielfach und Zwischenverteiler verlegt werden 
müssen, wie Abnehmer vorhanden sind. Die Mischung selbst verursacht 
ebenfalls Kosten, die vor allem deshalb ins Gewicht fallen, weil ein Teil 
der Mischungen im Laufe der Lebensdauer einer Vermittlungsstelle 
infolge von Erweiterungen mehrfach geändert werden muß. 

Die Anforderungen des Benutzers an die Vermittlungstechnik wer¬ 
den in der Zukunft ebenfalls steigen. In den Überlegungen über die Ge¬ 
staltung eines neuen Wählsystems spielen deshalb „Neue Dienste“ 
(facilities) für den Benutzer eine wesentliche Rolle. Die 
auf diesem Gebiet gebotenen Möglichkeiten sind vielfältig. Es ist zu 
erwarten, daß trotz der aus Preisgründen gebotenen Zurückhaltung der 
. Deutschen Bundespost gegenüber allzu weitgehenden Forderungen auf 
komfortablere Ausgestaltung der Vermittlungstechnik ein neues Ver¬ 
mittlungssystem die gegenwärtige Technik übertreffen wird. 

Eng mit der Erweiterung der Benutzungsmöglichkeiten verknüpft 
sind neue M öglichkeiten für den Betreiber: Erleich¬ 
terungen der Belriebsumschaltungen, der Gebührenermitllung und 
-abrechnung, der Schaltung von Sammelanschlüssen usw. 

Im Abschnitt II. B. 2. ist versucht worden, ein Bild von der künf¬ 
tigen Entwicklung zu entwerfen. Der in den nächsten 15 Jahren zu 
erwartende Zugang an technischen Einrichtungen der Orts- und damit 
einhergebend der Fernvermittlungstechnik ist erheblich. Der Bestand 
wird sich voraussichtlich mehr als verdreifachen. Alle Bestrebungen, 
durch neue Verfahren den U n t e r halt u n g s a u f w a n d an vor¬ 
handenen Vermittlungssystemen noch weiter zu senken, haben eine 
Grenze und führen zu einem Mindestbedarf an Kräften, der nicht mehr 
unterschritten werden kann. 


All diese Gründe sprechen nicht nur für die baldige Einführung 
des neuen Systems, sondern auch dafür, die Zeitspanne zwischen der 
Einführung des EWSO 1 und der Einstellung der Fertigung des Sy¬ 
stems 55v oder ihrer Verminderung auf geringe jährliche Restmengen 
möglichst kurz zu halten. Bild 10 zeigt den Verlauf des Beschaffungs¬ 
übergangs von der Hebdrehwähler- auf die EMD-Technik zwischen 
1955 und 1966. In den folgenden Abschnitten wird gezeigt, daß die 
Einführung des EWSO 1 zwar neue, bei früheren Systemwechseln nicht 
aufgetretene Probleme aufwirft, diese jedoch durchaus beherrscht wer¬ 
den können. Von der Einführungsmöglichkeit her gesehen, könnte der 
Beschaffungsübergang auf die neue Technik schneller als 
der Übergang auf die EMD-Technik verlaufen. Die gegenwärtige 
sprunghaft steigende Nachfrage nach neuen Fernsprechanschlüssen 
zwingt die Deutsche Bundespost zu erheblicher Ausweitung ihrer In¬ 
vestitionsprogramme und damit die Industrie zur Vergrößerung ihrer 
Produktionsanlagen. Es muß daher davon ausgegangen werden, daß 
es der Industrie nicht möglich wäre, die Produktion des EMD-Wählers 
in der gewünschten kurzen Frist durch die Produktion einer völlig 
anderen Technik abzulösen. Die Einführungsperiode sollte aber auf 
keinen Fall länger dauern als die des EMD-Wählers. Im Bild 11 ist 
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Bild 10. 

Beschaffungsübergang von der 
Hebdrehwähler- auf die EMD- 
Technik 

EMD Edelmetall-Motor- 
Drehwä hier 

HDW Hehdrehwähler 



Bild 11. 

Beschaffungsübergang von der EMD- 
Technik auf das EWSO 1 


versucht worden, einen Verlauf darzustellen, der einen Kompromiß 
zwischen den Wünschen der Deutschen Bundespost und den voraus¬ 
sichtlichen Möglichkeiten der Industrie darstellt. Die im Bild 8 dar- 
gestellte Zunahme des AE-Bestandes des EWSO 1 beruht auf den aus 
Bild 11 ersichtlichen jährlichen Anteilen des EWSO 1 an den Gesamt¬ 
lieferungen. 

B. Einsatzmöglichkeiten 

1. Allgemeines 

Bisher war es im großen und ganzen einfach, Einrichtungen eines 
neuen Wahlsystems einzusetzen. Neben Neueinrichtungen und Aus¬ 
wechslungen kamen auch Erweiterungen in Frage. Eine selbstversländ- 
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liehe Forderung an eine neue Technik war ihre Einfiigbarkeit in die 
bisherigen Techniken ohne Anpassungsmaßnahmen. 

Die verschiedenen System Übergänge verlangten dennoch 
unterschiedliche Rücksichtnahme beim Planen. So war es nicht möglich, 
vorhandene Gestellrahmen mit Wählern des neuen Systems aufzufüllen. 
Beim Übergang von den Systemen mit Stnnvger Wählern auf die Viereck¬ 
wählersysteme war zu beachten, daß die Gestellrahmen von nun an 
geslellreihenwei.se in Aufnahmerahmen untergebracht wurden. Weitere 
Planungsprobleme brachte die Einführung des EMD-Systems für die 
Erweiterung von Ortsvermitllungsstellen mit sich, die mit Einrichtungen 
früherer Systeme ausgestattet waren. Nicht nur die geänderte Bauweise 
mit neuen Gestellreihen, sondern auch die Gruppierung als Anrufsucher- 
system zwang bei der Erweiterung vorhandener Orlsvermittlungsslellen, 
die mit Hebdrehwählern ausgerüstet und als Vorwählersystem gruppiert 
waren, zur Bildung besonderer EMD-Gruppen. 

Keinerlei Rücksichtnahme beim Planen forderte bei allen bisherigen 
Systemen der Einsatz der jeweils neuen Technik in neuen Ortsvermitt¬ 
lungsstellen, selbst dann nicht, wenn im Ortsnetz weitere Ortsvermitt- 
lungsstellen mit unterschiedlicher Technik vorhanden waren. In der 
Vergangenheit sind, sobald ein neues System geliefert werden konnte, 
stets auch vorhandene Orts Vermittlungsstellen mit der neuen Technik 
erweitert worden, obwohl die Unterhaltung und Störungsbeseitigung 
in solchen Ortsvermittlungsstellen dadurch erschwert wurden. Die je¬ 
weils als Vorzüge gegenüber dem Vorgängersystem angesehenen Merk¬ 
male des neuen Systems und die aus der Tatsache, daß die Industrie 
nur ein System fertigen mußte, erhofften Vorteile dürften hierfür aus¬ 
schlaggebend gewesen sein. Lediglich bei der Einführung des Systems 55 
wurde zunächst anders gehandelt. Erst einige Jahre nach seiner Ein¬ 
führung wurde es außer bei der Einrichtung neuer oder Auswechslung 
vorhandener Ortsvermittlungsstellen auch bei der Erweiterung von 
Hebdrehwähler-Ortsvermittlungsstellen eingesetzt. Wegen seiner von 
den älteren Systemen abweichenden Gruppierung als Anrufsuchersystem 
sind jedoch der Erweiterung von Hebdrehwählervermittlungsstellen mit 
Einrichtungen des Systems 55 Grenzen gesetzt, so daß es aus wirtschaft¬ 
lichen Gründen notwendig ist, kleinere Hebdrehwähler-Ortsvermitt¬ 
lungsstellen auch weiterhin System gerecht, meistens mit an anderen 
Stellen ausgebauten Teilen zu erweitern. 

Das EWSO 1 weicht in seinen Merkmalen so sehr von den vor¬ 
handenen Wählsystemen ab, daß seine Einführung wesentlich schwie¬ 
rigere Probleme aufwirft als alle früheren System Wechsel. Es genügt 
nicht, die schaltungstechnischen Voraussetzungen zu erfüllen, um sein 
Zusammenwirken mit den vorhandenen Techniken zu ermöglichen. 
Darüber hinaus muß geklärt werden, wie das System am zweck¬ 
mäßigsten in das vorhandene Vermittlungsnetz eingegliedert werden 
kann und ob seine Eingliederung R ü cj; Wirkungen auf die 
Planung und den Aufbau des derzeitigen W ä h 1 - 
Systems, das System 55v, hat. 

Bei der Einfügung des EWSO 1 in die vorhandene Vermittlungs- 
technik werden die Möglichkeiten der Fernsteuerung von Anfang an 
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genützt werden. Zunächst wird ein Ortsnetz nur eine steuernde Orts¬ 
vermittlungsstelle erhalten, an die hinsichtlich der Steuerungsaufgaben 
alle anderen EWSO 1-Ortsvennitllungsstellen als gesteuerte Ortsver- 
inittlungsstellen angeschlossen werden. In kleinen Einsatzfällen mit 
weniger als 1000 AE werden voraussichtlich „ E i n f ü h r u n gskon- 
zentratoren“ eingesetzt werden. Sie werden nach Erreichen einer 
wirtschaftlichen Größe in gesteuerte Ortsvermittlungsstellen umgewan¬ 
delt. Dabei bleibt ihr Koppelnetz erhalten und wird Bestandteil der 
gesteuerten Ortsvermittlungsstelle. Auf dem flachen Land dürfte in 
vielen Fällen eine steuernde Ortsvermittlungsstelle für mehrere Orts¬ 
netze ausreichen. Um den Betrieb gesteuerter Ortsvermittlungsstellen 
auch bei Ausfall des Datenkanals aufrechtzuerhalten, müssen die 
Datenkanäle doppelt vorhanden sein und auf verschiedenen Wegen 
geführt werden. Fehlt ein zweiter Kabelweg — in ländlichen Bereichen 
muß damit gerechnet werden —, ist daran gedacht, als Zweitweg einen 
Funkkanal zu verwenden. 

2. Neueinrichtungen und Auswec h s 1 u n g e n 

Für Neueinrichtungen und Auswechslungen wird nur ein Teil der 
jährlich zu beschaffenden Anschlußeinheiten benötigt. Auf Erweite¬ 
rungen entfällt ein wesentlich größerer Teil der Gesamtbeschaffungs¬ 
menge. Bei Beschränkungen des Einsatzes des EWSO 1 auf die not¬ 
wendigen Neueinrichtungen und Auswechslungen ließe es sich demnach 
nicht erreichen, mit dem EWSO 1 in verhältnismäßig kurzer Zeit die 
Beschaffung des Systems 55 vollständig oder wenigstens nahezu voll¬ 
ständig abzulösen. Die konventionelle Technik müßte außerdem auf 
immer weniger Ortsvermittlungsstellen konzentriert werden, deren Er¬ 
weiterungsbedarf durch vorzeitige Auswechslung anderer Ortsvermitt¬ 
lungsstellen gewonnen würde. So verlockend dieser Weg auf den ersten 
Blick erscheint — wäre es doch durch gezielte Auswechslungen möglich, 
geschlossene Gruppenvermittlungs-, Ortsnetz- oder Knotenvermiltlungs- 
bereiche mit dem EWSO 1 auszustatten -—, so wird er wohl doch nur 
in Ausnahmefällen und am Ende der Übergangsperiode beschritten wer¬ 
den können, denn eine derartige Verstärkung der Auswechslungen ist 
ein sehr unwirtschaftlicher Weg. Für das Umsetzen der technischen 
Einrichtungen entstehen erneut Montagekosten. Aber nicht nur die zu¬ 
sätzlichen Montagekosten, sondern auch die begrenzte Montagekapazität 
der Lieferfirmen macht ein solches Vorgehen während der ersten Ein¬ 
führungszeit nahezu unmöglich. Erst am Ende der Übergangszeit wird 
man dazu übergehen können, den Bedarf an EMD-Einrichtungen für 
Erweiterungen durch den Anfall bei Auswechslungen zu decken. Er¬ 
fahrungsgemäß reichen die bei Auswechslungen frei werdenden Ein¬ 
richtungen auch dann noch nicht aus, so daß über einen längeren Zeit¬ 
raum vom Ende der Übergangsfrist an entweder noch geringe Stück¬ 
zahlen von EMD-Einrichtungen beschafft oder durch vorzeitige Aus¬ 
wechslungen gewonnen werden müssen. Die letztgenannte Maßnahme 
wäre ein zweckmäßiges Mittel, die Einführung des EWSO 1 auf dem 
flachen Lande zu erleichtern, um dort möglichst geschlossene Bereiche 
mit der neuen Technik zu erhalten. 
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Bild 12. Frühere Gruppierung einer EMD-Ortsvermittlungsstelle 
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Gleichzeitig mit dem EWSO 1 soll auch das neue Fernwählsystem 
EWSF 1 eingeführt werden. Dieses Fernwählsystem ist zwar auf die 
besonderen Gelange des Ferndienstes angepaßt, besitzt aber im übrigen 
die Systemmerkmale des EWSO 1. EWSO 1 und EWSF 1 arbeiten mit 
demselben Wahlverfahren über Datenkanäle zusammen. Es liegt auf 
der Ifand, EWSO 1 und EWSF 1 koordiniert einzuführen, d. h. jede 
EWSO 1-Vermittlungsstelle für die Abwicklung des Fernverkehrs auf 
eine EWSF 1-Fernvermittlungsstelle abzustützen. Das bedeutet, daß 
die neue Ortsvermittlungstechnik nur in den Ortsnetzen eingeführt 
werden darf, die auf eine FernVStW mit der neuen Fernvermitllungs- 
technik abgestützt sind. Es ist beabsichtigt, das EWSF 1 zunächst — 
möglichst gleichzeitig — in den Zentralvermiltlungsstellen als Erweite¬ 
rung einzusetzen, an die die EWSO 1-Ortsvermittlungsstellen ange¬ 
schlossen werden. Die EWSF 1-Teile aller Zentralvermittlungsstellen 
werden durch Leitungsbündel miteinander vermascht. Konventionelle 
Orlsvermittlungsstellen leiten prinzipiell ihren Fernverkehr weiterhin 
über die konventionelle Zentralvermittlungsstelle. In anderen Fern¬ 
vermittlungsstellen wird das EWSF 1 erst eingesetzt, wenn das Angebot 
auf Lieferung von Einrichtungen des EWSO 1 größer ist als der Bedarf 
in den Ortsnetzen am Sitz der Zentralvermiltlungsstelle und den an die 
verdeckten Knoten Vermittlungsstellen bei den Zentralvermittlungsstellen 
angeschlossenen größeren Ortsnetzen. In der nächsten Stufe folgen dann 
die größeren Haupt- und Knolenvermittlungsstellen, dann die mittleren 
und erst zum Schluß die kleinen Fernvermittlungsstellen mit den an¬ 
geschlossenen Ortsnetzen. Bei diesem Vorgehen wird erreicht, daß der 
Fernverkehr aus Ortsvermittlungsstellen mit konventioneller Technik 
so weit wie möglich im bestehenden Fernwahlnetz geleitet wird. Der 
Fernverkehr aus Ortsvermittlungsstellen mit EWSO 1 wird im neuen 
Fernwahlnetz bis zu der Fernvermittlungsstelle mit EWSF 1 in die 
Nähe des Ziels geleitet. Erst dort werden Verbindungen zwischen Teil¬ 
nehmern, die in der Ursprungsortsvermittlungsstelle an konventionelle 
und in der Zielortsvermittlungsstelle an EWSO 1-Technik oder umge¬ 
kehrt angeschlossen sind, zur anderen Technik umgesetzt. Mehrmaliges 
Umsetzen wird vermieden. 

Das geschilderte Prinzip wird während der Einführungsphase 
sicherlich in manchen Fällen durchbrochen werden — z. B. Auswechs¬ 
lung von FernVStW aus räumlichen Gründen, Ersatz der Ferngruppen¬ 
wähler in der Zentralvermittlungsstelle durch EWSF 1-Koppelnetze, 
um in den Zentralvermittlungsstellen eine weitere Leitweglenkungsstufe 
zu erhalten, die aus Gründen einer wirtschaftlichen Verkehrslenkung 
wegen der ständig zunehmenden Größe der Zentralvermittlungsstellen 
dringend erforderlich scheint —, seine Einhaltung wird aber eine der 
wichtigsten Voraussetzungen für einen reibungslosen Systemübergang 
ohne vermeidbaren Aufwand sein. Das Prinzip der koordi¬ 
nierten Einführung von EWSO 1 und EWSF 1 zwingt 
aber ebenso wie die angestrebte kurze Frist des Beschaffungsübergangs 
dazu, in den Ortsnetzen, in denen das EWSO 1 eingeführt worden ist, 
alle Maßnahmen, also auch die Erweiterungen, mit der neuen Technik 
auszuführen. 
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Bild 13. Frühere Aufstellung einer EMD-Ortsvermittlungsstelle 
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Während des Beschaffungsübergangs auf das EWSO 1 in den 
Jahren zwischen 1975 und 1985 wird weniger als die Hälfte der be¬ 
schafften Anschlußeinheiten in EWSO 1-Technik geliefert werden. Bis 
1985 dürfte das EWSO 1 deshalb lediglich in den Einzugsbereichen der 
größeren und mittleren Fernvermittlungsstellen eingeführt werden kön¬ 
nen, also in den Einzugsbereichen der verdeckten Knotenvermittlungs¬ 
bereiche bei Zentral- und größeren Hauptvermittlungsstellen und der 
größeren und mittleren offenen Knotenvermittlungsstellen. 


3. Erweiterungen 

In der Vergangenheit wurde bei der Gruppierung und der Auf¬ 
stellung einer neuen Ortsvermittlungsstelle keine Rücksicht darauf ge¬ 
nommen, daß die Ortsvermittlungsstelle später einmal mit einer anderen 
Technik erweitert werden könnte. Die Bilder 12 und 13 zeigen ein 
typisches Beispiel. Es handelt sich um eine Ortsvermittlungsstelle mit 
etwa 4800 AE mit sechsstelligen Rufnummern als VollVSt ohne II. Grup¬ 
penwahlstufe in einem Ortsnetz mit Gruppenvermittlungsstellen. Der 
Aufsiellungsplan (Bild 13) zeigt, daß zwar für Erweiterungen mit EMD- 
Teilen ausreichend Platz ist, für Erweiterungen mit einer neuen Technik 
aber keine genügend große zusammenhängende Fläche zur Verfügung 
steht. 

Eine derartige Aufstellung und Gruppierung hat zweifellos plane¬ 
rische, aufbaumäßige und betriebliche Vorteile, da sie für eine große 
Zahl von Vermittlungsstellen gleichartige Gruppierungen und Aufstel¬ 
lungen ermöglicht. Es bleibt aber die Frage, ob ein derartiges Vorgehen 
zwingend notwendig ist, oder ob eine Gruppierung und Aufstellung mit 
dem Ziel, während eines jeden Ausbaugrades einer Ortsvermittlungs¬ 
stelle eine möglichst große geschlossene Fläche für künftige Erweite¬ 
rungen freizuhalten, andere Vorteile hat, die ein Abgehen von den bis¬ 
herigen Grundsätzen erleichtern. 

Die früheren Planungsgrundsätze sahen vor, die Leitungswähler 
für Gemeinschafts- und Wählsternanschlüsse grundsätzlich im neunten 
Tausend unterzubringen. Dies zwang nicht nur zur vorzeitigen Belegung 
zusätzlichen Platzes im Wählerraum, auch der Hauptverteiler mußte 
gleich beim Erstausbau eine Länge erhalten, die bei schritthaltender 
Belegung erst viel später erforderlich gewesen wäre. 


Die Regelgruppierung und -aufstellung waren für Verkehrswerte 
je 1000 Teilnehmer und einen v. II.-Satz von Sammelanschlüssen aus¬ 
gelegt, die in vielen Vermittlungsstellen nicht oder nur in ein oder zwei 
1000er Gruppen erreicht werden. Das Beispiel zeigt dies. Lediglich in 
einer Tausendergruppe wird ein Sammelanschlußhundert mit 24 Sam¬ 
melleitungswählern benötigt, zwei weitere Tausendergruppen kommen 
mit Sammelanschlußhunderten mit je 12 Sammelleitungswählern aus, 
in den beiden restlichen Tausendergruppen sind Sammelanschlußhun¬ 
derte nicht erforderlich. In den meisten Gestellreihen bleiben ein oder 
zwei Gestellplätze für Sammelanschlußgruppen frei. Auch die Gestell¬ 
plätze für I. und letzte Gruppenwähler sowie für II. AS werden nicht 
restlos benötigt. Die unbelegten Gestellplätze verursachen außerdem 
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Fußboden durzhbrüch e in den Gesten reihen: 
— — ■■ ■ ■ ■ ■ — - - - — 


Reihe 7 - 75 




Verkürztes Typenhaus Fe 4 
Obergeschoß 


Bild 15. Geschlossene Aufstellung einer EMÜ-Orlsvermittlungsstelle 

(Erläuterungen siehe Bild 13) 


Lücken in der Belegung der Haupt- und Zwischenverteiler und im 
Numerierungsplan. Die Lage des Zwischenverteilers ungefähr in der 
Mitte des Wählersaals im Typenhaus Fe 4 oder fast am Ende des 
Wählersaals im Typenhaus Fe 3 ist erst für den Endausbau optimal. 
Sie ist durch die Anordnung und Belegung des Hauptverteilers bedingt. 
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Bild 16. 

Aufstellung des Haupt- 
und Zwisdienverteilers bei 
geschlossener Aufstellung 
der Ortsvennilllungsstelle 

HVt Hauptverteiler 
ZVt Zwischen Verteiler 


Nach ihr richten sich die Deckendurchbrüche, da die Gestellreihenab¬ 
stände der Gestellreihen mit Zwischenverteilern wegen der häufigen Löt¬ 
arbeiten während der Lebensdauer einer Vermittlungsstelle größer sein 
müssen als die der übrigen Gestellreihen. 

Etwa gleichzeitig mit den ersten Überlegungen über die Einführung 
des EWSO 1 wurden die Normengebäude für Fernsprechvermittlungs- 
stellen entwickelt und die Pläne für die Typenhäuser überarbeitet. 
Außerdem begannen Untersuchungen über eine neue Führung der 
Kabel über einen Flächenrost und in Fußkanälen. Im Zusammenhang 
damit tauchte der Gedanke auf, den Zwischenverteiler nicht mehr im 
Wählerraum selbst, sondern im Geschoß unter dem Wählerraum parallel 
zum Hauptverteiler aufzustellen und die Kabel zum Zwischenverteiler 
durch die Fußkanäle und eine zweite Reihe von Deckendurchbrüchen 
zu führen. In der Weiterführung all dieser Gedanken gelang es, die 
Gruppierung, die Aufstellung, die Kabelführung und die Gebäude- 
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konstruktion so aufeinander abzustimmen, daß die in den Bildern 14 
bis 16 dargestellten Gruppierungen und Aufstellungen möglich wurden. 
Mit der im Sommer 1969 herausgegebenen Richtlinie für die Aufstellung 
und Verkabelung von Einrichtungen des Wählsystems 55v wurden die 
neuen Planungsgrundsätze eingeführt. 

Der Zwischenverteiler kann nicht immer im Verteilerraum unter¬ 
gebracht werden. Bei den Normengebäuden und Typenhäusern ohne 
Obergeschoß muß er im Wählerraum aufgestellt werden. Gleiches gilt 
bei der Unterbringung der Wähleinrichtungen in Typengebäuden mit 
zwei Obergeschossen für den Zwischenverteiler für das zweite Ober¬ 
geschoß. In der Regel wird der Zwischenverteiler im Wählerraum in 
der dritten Gestellreihe aufgestellt. Bei den üblichen Ausbaufolgen 
kommt diese Anordnung hinsichtlich des Kabelaufwandes der opti¬ 
malen Lage am nächsten. Außerdem befindet sich in der dritten Gestell¬ 
reihe der Deckendurchbruch zum Zählerraum. Ein besonderer Zwischen¬ 
verteiler im Zählerraum ist deshalb ebenso wie bei der Unterbringung 
des Zwischenverteilers im Verteilerraum entbehrlich. 


Die Belegung des Zwischenverteilers richtet sich nach seiner Unter¬ 
bringung. Am Zwischenverteiler im Wählerraum werden die Lötösen¬ 
streifen in geschlossenen Blöcken, die ganze Buchten oder Reihen ein¬ 
nehmen, angeordnet, während die Buchten oder Reihen des Zwischen¬ 
verteilers im Verteilerraum mehrere Belegungsblöcke übereinander ent¬ 
halten. Bild 17 zeigt die typischen Belegungsbilder der senkrechten Seite 
des Zwischen Verteilers bei beiden Aufstellungsarten. 

Die Vorleistungen für die Einführung des EWSO 1 bei der Auf¬ 
stellung der EMD-Einrichtungen zwingen zum Verzicht auf die bisher 
geübte Vereinheitlichung der Gruppierung, Numerierung und Aufstel¬ 
lung in einer großen Zahl von Vermittlungsstellen. Neben dem ange¬ 
strebten Ziel, die Wähleinrichtungen geschlossen aufzustellen und den 
restlichen Wählerraum für eine jederzeit mögliche Erweiterung mit der 
neuen Technik freizuhalten, bringt die neue Aufstellungsmethode jedoch 
auch Vorteile durch erhebliche Verkürzung der Kabellängen, Verminde¬ 
rung der Vorleistungen an Gestellreihenmaterial, Zwischen- und Haupt¬ 
verteilern. Trotzdem bleibt eine gewisse Einheitlichkeit in der Belegung 
der Gestellreihen erhalten, so daß der Wegfall des planerischen und 
betrieblichen Vorteils der früheren Aufstellungsmethode tragbar er¬ 
scheint. 


C. Eingliederung des EWSO 1 in den Rufnummernplan 
1. Allgemeines 

Die charakteristischen Eigenschaften der im Bereich der Deutschen 
Bundespost bisher angewendeten Direktwahl bedingen die Einhaltung 
bestimmter Grundsätze bei der Rufnummernplanung. Da die Stellenzahl 
der Rufnummer die Anzahl der Zwischenwahlstufen bestimmt und da¬ 
mit unmittelbar in die Kosten eingeht, darf das Rufnummernvolumen für 
ein Ortsnetz nicht höherstellig gewählt werden, als es der Zahl der in 
60 Jahren zu erwartenden Haupt- und Durchwahlanschlüsse entspricht. 
Da der Teilnehmerbestand eines Ortsnetzes nur ausnahmsweise die 
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Senkrechte Seite des ZVt im WchlersooI 



= Verfügbare Reserveplötze im ZVt 


Senkrechte Seite des ZVt im Verteilerraum 



Bild 17. Belegung der senkrechten Seite des Zwischenverteilers 

AS Anrufsucher HR Hauptrastschrill 

GW Gruppenwähler PrGW Prüfgruppenwähler 

GZ Gebührenzähler ZVt Zwischenverteiler 

dekadischen Grenzen 1000, 10 000 oder 100 000 erreicht, sind vielfach 
Rufnummern unterschiedlicher Stellenzahl inner¬ 
halb eines Ortsnetzes und innerhalb einer Vermittlungsstelle üblich. Die 
Gesamtkosten sind dann am niedrigsten, wenn die Teilnehmer mit dem 
größten Verkehr die kürzesten Rufnummern erhalten. Bei unterschied¬ 
licher Stellenzahl der Teilnehmerrufnummern werden die längeren Ruf¬ 
nummern und damit der größere Kostenaufwand den im Planungszeit¬ 
raum der Rufnummernplanung zuletzt einzurichtenden Hauptanschlüsse 
zugeordnet. An diesen Grundsätzen orientieren sich die heute üblichen 
Methoden der Rufnummernplanung für ein Ortsnetz. 

Im übrigen ist der Stellenzahl der Rufnummern die durch den 
Auslandswählverkehr bedingte Grenze von 10 nationalen 
Stellen (ohne Verkehrsausscheidungsziffer 0) gesetzt. Das bedeutet, daß 
die Rufnummern in Ortsnetzen mit dreistelliger Ortsnetzkennzahl höch¬ 
stens sieben, in Ortsnetzen mit vierstelliger Ortsnetzkennzahl höchstens 
sechs und in Ortsnetzen mit fünfstelliger Ortsnetzkennzahl höchstens 
fünf Stellen haben dürfen. Für die Durch wahlrufnu m mern 
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(Durchwahlnummer + Nebenstellenrufnummer) gelten dieselben Gren¬ 
zen. In großen Ortsnetzen ergeben sich heute aus dieser Begrenzung 
für die Einordnung der Durchwahlgruppen vielfach Schwierigkeiten 
wegen des dem Direktwahlsystem eigentümlichen Zusammenhangs zwi¬ 
schen der dekadischen Zuordnung der verdeckten Kennzahl und der 
Lage der Vermittlungsstellen, da ungenützte Rufnummern eines Ver¬ 
mittlungsbereichs in der Regel nicht in anderen Vermiltlungsbereichen 
verwendet werden können. 


Beim EWSO 1 geht die Slellenzahl der Rufnummern nicht mehr 
nennenswert in die Kosten ein, da die Sprech Wegenetze nicht 
rufn u m m e r n a b h ä n g i g gruppiert sind. Lediglich die Be¬ 
legungszeit der Wahlsätze und damit ihre Anzahl, die Stellenzahl der 
Speicherplätze im Zentralsteuerwerk sowie die Verkehrsbelastung der 
Zentralsteuerwerke und der Datenkanäle werden beeinflußt. Die Aus¬ 


wirkung auf die Kosten ist gering und kann vernachlässigt werden. Die 
Rufnummernplanung für das EWSO 1 kann sich deshalb auf die Fest¬ 
legung des erforderlichen Rufnummernvolumens und seine Verteilung 
auf die Vermittlungsstellen des Ortsnetzes beschränken. 


2. E i n f ii gen des E W SO 1 in die v o r h a n dene Ver¬ 
mittlungstechnik 

Das EWSO 1 wird bei Neueinrichtungen, Auswechslungen und Er¬ 
weiterungen in den Vermitllungsverband eines Ortsnetzes eingefügt. 
Zunächst sollen nur die Probleme erörtert werden, die sich im Orts¬ 


verkehr ergeben. Die Abwicklung des Fernverkehrs wird im Abschnitt 
III. C. 4. behandelt. 


a) Ortsnetze mit einer Vermittlungsstelle 

Die geringsten Probleme ergeben sich in Ortsnetzen mit nur einer 
Vermittlungsstelle. Neueinrichtungen und Auswechslungen brauchen 
nicht auf bestehende Einrichtungen Rücksicht zu nehmen. Auch Er¬ 
weiterungen werden so gut wie keine Schwierigkeiten bereiten. 

Das Rufnummernvolumen in Ortsnetzen mit nur einer Vermitt¬ 
lungsstelle geht nur selten über 10 000 und nie über 100 000 Ruf¬ 
nummern hinaus. Die Rufnummern sind nur ausnahmsweise fünfstellig, 
meistens jedoch drei- oder vierstellig. 

Eine Abgrenzung der der alten und der neuen Technik zugeordne¬ 
ten Rufnummern in deutlich unterscheidbare Gruppen, z. R. durch unter¬ 
schiedliche Ziffern an erster Stelle der Rufnummern, ist von den vom 
EWSO 1 erfüllbaren Bedingungen her betrachtet nicht erforderlich. 
Irotzdem erscheint solch eine Abgrenzung zweckmäßig. Wegen der ruf¬ 
nummernabhängigen Gruppierung des heutigen Direktwahlsystems er¬ 
geben sich die Hundertergruppen als kleinste der alten oder neuen 
Technik zugeordnete Rufnummerngruppen. Je nach Größe der Ver¬ 
mittlungsstelle und damit Stellenzahl der Rufnummern könnte außer¬ 
dem nach Tausendergruppen oder gar Zehntausendergruppen unter¬ 
schieden werden. 
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Bild 19. Erweiterung einer EMD-Ortsvermiltlungsstelle mit dem EYVSO 1, Lösung 2 

(Erläuterungen siehe Bild 18) 

In den Bildern 18 und 19 sind zwei charakteristische Möglichkeiten 
für die Erweiterung einer als einzige Ortsvermittlungsstelle in einem 
Ortsnetz befindlichen EMD-Vermittlungsstelle mit EWSO 1 dargestellt. 
Es wird angenommen: 

— die EMD-Vermittlungsstelle habe zum Zeitpunkt der Erweiterung 
6600 Beschaltungseinheiten, 

— während der Lebensdauer der EMD-Technik würden Erweiterungen 
mit insgesamt 7400 Beschaltungseinheiten EWSO 1 vorgenommen, 

— die Zahl der Beschaltungseinheiten am Ende des betrachteten Zeit¬ 
raums würde 14 000 Beschaltungseinheiten betragen. 

Die Lösungsmöglichkeiten in den Bildern 18 und 19 unterscheiden 
sich lediglich dadurch, daß im ersten Fall die in der EMD-Gruppierung 
freien 400 Rufnummern 8600—8999 für Anschlüsse an das EWSO 1 
genützt werden, während sie im zweiten Fall frei bleiben. Während in 
der ersten Lösung über die II. GW-Gruppe 8 auch Verkehr zum EWSO 1 
fließt, diese Gruppe mithin erweitert werden muß, bleibt die Belastung 
der II. Gruppenwähler hei der zweiten Lösung unverändert. 

Die Zweckmäßigkeit der zweiten Lösung liegt auf der Hand. In die 
Gruppierung des EMD-Teils braucht lediglich noch für den Verkehr 
vom EWS- zum EMD-Teil eingegriffen zu werden. Für diesen Verkehr 
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bieten sich die in den Bildern angegebenen mehreren Wege an: Einstieg 
über I.(II.) Gruppenwähler oder über II. Gruppenwähler. Während der 
Einstieg über II. Gruppenwähler lediglich wegen der Bündeltrennung 


einige zusätzliche II. Gruppenwähler erfordert, werden beim Einstieg 
über 1.(11.) Gruppenwähler zusätzliche Wähler für den gesamten Ver¬ 
kehr benötigt. Der Aufwand im EMD-Teil ist bei der Verkehrslenkung 


nur über die einzelnen II. Gruppenwählstufen am geringsten. Anderer¬ 
seits tritt im EWSO 1 ein Mehraufwand an gehenden Sätzen ein, der 


durch Anwendung des Überlaufs über I. (II.) Gruppenwähler gemildert 


werden könnte. 


Als weiterer Vorteil der Lösung nach Bild 19 zeigt sich, daß die 
Trennung der kommenden Sätze auf mehrere Richtungen und der damit 
verbundene Mehrbedarf vermieden werden. 


Der Bedarf an Rufnummern kann bei der Lösung nach Bild 19 
ohne Schwierigkeiten gedeckt werden. Zwar ist die Zahl der fünf¬ 
stelligen Rufnummern größer als in der Lösung nach Bild 18, der Ein¬ 
fluß auf die Kosten ist jedoch vernachlässigbar. Bei vierstelliger Orts¬ 
netzkennzahl wären sechsstellige Rufnummern zulässig. Trotz des 
Verzichts auf die Ausnützung der mit 86 bis 89 beginnenden 400 vier- 
bzw. 4000 fünfstelligen Rufnummern werden bei dem Beispiel sechs¬ 
stellige Rufnummern nicht verwendet. 


Da das Beispiel für ein Ortsnetz mit nur einer Ortsvermiltlungs- 
stelle hinsichtlich der Zahlen der Beschaltungseinheiten an der oberen 
Grenze liegt, sind in Ortsnetzen mit nur einer Ortsvermittlungsstelle 
Schwierigkeiten bei einer deutlichen Abgrenzung der Rufnummerngrup¬ 
pen für den EMD- und den EWSO 1 -Teil durch Unterscheidung an 
erster Stelle der Rufnummern nicht zu erwarten. 


b) Ortsnetze mit mehreren Vermittlungsstellen 


Für die Einfügung des EWSO 1 in den Vermittlungsverband eines 


Ortsnetzes mit mehr als einer Vermittlungsstelle gelten dieselben Über¬ 
legungen. Zusätzlich muß der Einfluß der verschiedenen Lösungen auf 


den Bedarf an Ortsverbindungsleitungen berücksichtigt werden. Zu be¬ 
trachten sind all die Fälle von Ortsnetzen mit einer Vollvermittlungs- 
stelle und einer Teilvermittlungsstelle über Ortsnetze mit mehreren 
Vollvermittlungsstellen und ggf. Teilvermittlungsstellen bis zu den 
Ortsnetzen mit Gruppenvermittlungsstellen. Schließlich können zwischen 
Gruppen- und Vollvermittlungsstellen noch Untergruppenvermittlungs¬ 
stellen (UGrVSt) eingeschoben sein. 


Als erstes Beispiel sei ein Ortsnetz mit einer Voll- und 
e in er Teilvermittlungsstelle gewählt. Die Bilder 20—22 
zeigen drei Möglichkeiten für die Einführung des EWSO 1. In der 
Lösung 1 (Bild 20) werden die EWSO 1-Teile so in die Voll- bzw. Teil¬ 
vermittlungsstelle eingegliedert, als handele es sich um eine Erweiterung 
mit EMD-Technik. Lediglich für den vom EWSO 1-Teil der Teilver- 
mitllungsstelle ausgehenden Verkehr muß ein neues Leitungsbündel 
auf I. (II.) Gruppenwähler geschaltet werden. Der übrige Verkehr fließt 
über das vorhandene Ortsverbindungsleitungsnetz. 
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Bild 20. Einführung des EYVSÖ 1 in einem Ortsnetz mit einer Voll- und einer Teil¬ 
vermittlungsstelle, Lösung 1 
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In der Lösung 2 (Bild 21) wird ein neues Leitungsbündel einge- 
führt, nämlich das Bündel zwischen den EWSO 1-Teilen. Außerdem 
sind für den Verkehr vom EWSO 1 zur EMD-Teclmik Leitungsbündel 
auf die II. Gruppenwähler eingefügt. Das «Lei der Erörterung der Lö¬ 
sungsmöglichkeilen in Ortsnetzen mit nur einer Vermittlungsstelle über 
die Vor- und Nachteile der verschiedenen Einstiegsmöglichkeiten — auf 
II. GW, auf I.(II.) GW oder auf II. GW mit Überlauf auf 1.(11.) GW— 
Gesagte gilt auch hier. In die Kostenüberlegungen gehl zusätzlich noch 
der Bedarf an Leitungen zwischen der Teil- und Vollvermittlungs- 
slelle ein. 

Die Lösung 3 (Bild 22) unterscheidet sich von der Lösung 2 ledig¬ 
lich dadurch, daß für die EWSO 1-Teile von Voll- und Teilvermitt¬ 
lungsstellen Rufnummern mit gleicher Ziffer an erster Stelle verwendet 
werden. Damit ändert sich die Eingliederung des EWS-Teils in die 
Gruppierung der Teilvermittlungsstelle. Der gesamte Verkehr zu diesem 
Teil fließt über den EWS-Teil der Vollvermittlungsstelle. Ob auch der 
abgehende Verkehr zur Vollvermittlungsstelle und ggf. der Überlauf 
von den Bündeln auf II. Gruppenwähler der Teilvermittlungsstelle über 
den EWSO 1 -Teil der Vollvermittlungsstelle geleitet werden sollte, ist 
eine Kostenfrage. Einerseits werden 1.(11.) Gruppenwähler eingespart, 
andererseits entsteht zusätzlicher Durchgangsverkehr über das EWSO 1. 

Ein Vergleich zwischen den drei Lösungsmöglichkeiten zeigt die 
Vorzüge der Lösung 3: Vom Zeitpunkt der Einführung des EWSO 1 
an werden die EMD-Schaltgliederzahlen nicht mehr verändert, wenn 
man von den in allen Lösungen unvermeidlichen Maßnahmen an den 
Eingangsschaltgliedern zur Abwicklung des Verkehrs vom EWSO 1 zu 
den EMD-Gruppen absieht. Außerdem wird, wenn nicht der gesamte 
Verkehrszuwachs, so doch der größte Teil des durch die Erweiterungen 
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Bild 21. Einführung des EWSO 1 in einem Ortsnetz mit einer Voll- und einer Teil¬ 
vermittlungsstelle, Lösung 2 (Erläuterungen siehe Bild 20) 
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Bild 22. Einführung des EWSO 1 in einem Ortsnetz mit einer Voll- und einer Teil¬ 
vermittlungsstelle, Lösung 3 (Erläuterungen siehe Bild 20) 

mit EWSO 1 hinzukommenden Verkehrs über das Bündel zwischen den 
EWSO 1-Teilen geleitet. Dieses Bündel wird wechselseitig ausgenützt, 
mit vollkommener Erreichbarkeit angesteuerl und zweiadrig betrieben. 
Die Vorteile des EWSO 1 im Leitungsnetz werden aber nicht nur für 
Verbindungen zwischen den EWSO 1-Gruppen ausgenützt, sondern auch 
*ür alle Verbindungen zwischen Voll- und Teilvermittlungsstellen, die 
von einer in die andere Technik umzusetzen sind. 

In Teilvermittlungsstellen mit hohem Anteil des Intern Verkehrs am 
Gesamtverkehr werden Umsteuergruppenwähler eingesetzt. In solchen 
hallen ist vom Umsteuergruppenwähler eine besondere Richtung zum 
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EWSO 1 -Teil der Teil Vermittlungsstelle erforderlich, damit der Verkehr 
nicht über die Voll Vermittlungsstelle geleitet werden muß. 

In noch bestehenden Teilvermittlungsstellen in HDW-Technik, die 
wegen hohen Internverkehrsanteils mit Umsteuerwählern ausgestaltet 
sind, kann nur eine der Lösung 2 ähnliche Lösung angewendet werden, 
wenn vermieden werden soll, den Verkehr aus dem Hebdrehwähler- 
zum EWS-Teil der Teilvermitllungsstellen über die Vollvermiltlungs- 
stellen zu leiten. Der EWSO 1 -Teil muß in das Rufnummernkonzept 
der Teilvcrmittlmigstellen wie eine System gerechte Erweiterung einge¬ 
gliedert werden, um die Umsteuerung in der Teilvermittlungsstelle zu 
ermöglichen (Bild 23). 



2000-6999 

90000-93499 


7000-7999 

8000-8499 


85000-86499 


Bild 23. Einführung des EWSO 1 in einem Ortsnetz mit einer Voll- und einer Teil¬ 
vermittlungsstelle mit Umsteuertechnik 

UW Umsteuerwähler (weitere Erläuterungen siehe Bild 20) 

Die Überlegungen zur Eingliederung des EWSO 1 in Teilvermitt- 
lungsstellen gelten nicht nur für Ortsnetze mit einer Vollvermittlungs- 
stelle und einer Teilvermittlungsstelle, sondern für alle Ortsnetze in 
denen Teilvermittlungsslellen vorhanden sind, da es keine von der Zahl 
der Vermittlungsstellen eines Ortsnetzes herrührenden Unterschiede im - 
Anschluß von Teilvermittlungsstellen an die zugehörige Vollvermitt¬ 
lungsstelle gibt. In den weiteren Ausführungen über die Eingliederung 
des EWSO I in mittleren und großen Ortsnetzen werden deshalb die 
Verhältnisse bei Teilvermittlungsstellen nicht mehr besonders behandelt. 
Für die Eingliederung des EWSO 1 bei Teilvermittlungsstellen wird die 
dritte Lösungsmöglichkeit unterstellt: Verwendung gemeinsamer Ziffern 
an den Anfangsstellen der Rufnummern der EWS-Anschlüsse in Voll- 
und Teilvermittlungsstellen und Lenkung des Verkehrs vom EWS-Teil 
der Teilvermittlungsstelle zum EMD-Teil der Vollvermittlungsstelle über 
den EWS-Teil der Vollvermitllungsstelle. 
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Im folgenden soll ein Ortsnetz mit mehreren Voll- 
n n d Teilvermittlungsstellen ohne G r u p p e n Ver¬ 
mittlungsstelle betrachtet werden. Als Beispiel wird ein Orts¬ 
netz mit vier Voll- und zwei Teilvermittlungsstellen angenommen. Unter 
Anwendung der unter III. G. 1. erwähnten Grundsätze für den Ruf¬ 
nummernplan eines solchen Ortsnetzes wären zur Einsparung von 
II. Gruppenwählern einzelnen Vollvermittlungsstellen mehrere Grup¬ 
penschritte der I. Gruppenwähler zuzuordnen. Da infolge der Ver¬ 
maschung der Vollvermittlungsstellen untereinander die Zahl der Lei¬ 
tungsbündel ohnedies schon recht groß ist, wurde, um die bildliche 


ES ES 



Bild 24. Einführung des EWSO 1 in einem Ortsnetz mit mehreren Voll- und Teil¬ 
vermittlungsstellen, Lösung 1 
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Darstellung übersichtlich zu halten, jeder Vollvermittlungsstelle nur 
eine Ziffer an erster Stelle der Rufnummer zugeordnet, ln den Bil¬ 
dern 24 und 25 werden zwei Lösungsmöglichkeiten für die Einführung 
des EWSO 1 gezeigt. Weitere Lösungen durch Einfügung des EWSO 1 
in freie Gruppenschritte des III. Gruppenwählers sind denkbar. Sie unter¬ 
scheiden sich jedoch im Grundsatz nicht von der im Bild 24 dargestellten 
Einfügung in freie Gruppenschritte der II. Gruppenwähler. Darüber hin- 
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aus noch mögliche Einfügungsmethoden mit einer Lenkung des Ver¬ 
kehrs zwischen den einzelnen EWSO 1-Gruppen über das Direkt¬ 
wahlnetz unter Verzicht auf ein eigenes EWSO 1-Netz oder gar der 
umgekehrte Weg — Verzicht auf das Direktwahlnetz und Leitung 
des gesamten Verbindungsverkehrs über ein Ortsverbindungsleitungs¬ 
netz zwischen den EWSO 1-Gruppen — wurden nicht dargestellt. Sie 
würden dazu führen, daß entweder die zur Minderung des Ortsver¬ 
bindungsleitungsbedarfs dienenden Eigenschaften des EWSO 1 —zwei¬ 
adrige Leitungsführung, Leitweglenkung, wechselseitige Leitungsaus¬ 
nutzung, Ansteuerung der Ortsverbindungsleilungsbündel mit vollkom¬ 
mener Erreichbarkeit — erst nach Auswechslung der EMD-Technik 
nutzbar würden, oder die dem Verbindungsverkehr dienenden Schalt- 
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Bild 25. Einführung des EWSO 1 in einem Ortsnetz mit mehreren Voll- und Teil- 

vermitllungsstellen, Lösung 2 (Erläuterungen siehe Bild 24) 

glieder der EMD-Technik vorzeitig wegfallen müßten. Beide Lösungen 
hätten zusätzlich noch den Nachteil, daß nicht nur der in einer Technik 
entspringende und in die andere Technik gerichtete Verkehr, sondern 
ein großer Anteil des Gesamtverkehrs zum Teil mehrmals von einer 
in die andere Technik umzusetzen wäre. 

In beiden Beispielen wurde unterstellt, daß das für die EMD- 
Technik verfügbare Rufnummernvolumen bei Beginn der Erweiterung 
mit EWSO 1 voll in Anspruch genommen ist. Die Unterschiede in dem 
für die Direktwahltechnik verfügbaren Rufnummernvolumen zwischen 
den beiden Lösungen um 1000 Rufnummern je Vollvermittlungsstelle 
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ergeben sich lediglich aus dem Verzicht auf die Ausnützung der rest¬ 
lichen verfügbaren Gruppenschritte des I. Gruppenwählers für die 
Numerierung: sie können deshalb nicht als Kriterium für die Bewer¬ 
tung der Lösungen herangezogen werden. 

Die Unterschiede der Lösungen liegen in der Lenkung eines Teils 
des Verkehrs; während bei beiden Lösungen der Verkehr zwischen 
EMD-Anschlüssen ausschließlich über EMD-Schallglieder, der Verkehr 
zwischen Anschlüssen am EWSO l ausschließlich über die Einrichtun¬ 
gen des EWSO 1 geleitet und der von EWS-Anschlüssen nach EMD- 
Anschlüssen gerichtete Verkehr erst in der Zielvermittlungsstelle zur 
EMD-Technik umgesetzt wird, fließt der Verkehr von EMD-Anschlüssen 
nach EWS-Anschlüsscn bei Anwendung der Lösung 1 (Bild 24) bis in 
die Zielvermittlungsstelle über EMD-Schaltglieder, während er bei An¬ 
wendung der Lösung 2 (Bild 25) bereits in der Ausgangsvollvermitt¬ 
lungsstelle in das EWS-Netz umgesetzt wird. Diese Unterschiede in 
der Verkehrslenkung haben Einfluß auf die Belastung der II. Gruppen¬ 
wähler der Vollvermittlungsstelle und die Bemessung der Ortsverbin¬ 
dungsleitungen. Die Vermittlungsstellen eines Ortsnetzes wachsen in 
der Regel nicht gleichmäßig. Neben Anschlußbereichen mit langsamem 
Wachstum gibt es Anschlußbereiche mit großem, in Neubaugebieten 
sogar mit sprunghaftem Anstieg der Anschlußzahlen. Wird der Verkehr 
über das konventionelle Netz geleitet (Bild 24), so verschieben sich die 
Leitungszahlen zwischen den Vermittlungsstellen und die Zahlen der 
II. Gruppenwähler. Zwar bleiben die Gesamtzahlen erhalten, da die 
Zahl der EMD-Anschliisse und damit ihr Verkehr nicht mehr wachsen, 
aber in Vermittlungsstellen mit starkem Teilnehmerzugang werden die 
II. Gruppenwähler im Laufe der Zeit vermehrt werden müssen, wäh¬ 
rend sie in den anderen Vermittlungsstellen vermindert werden können. 
Obwohl der gesamte Teilnehmerzugang an die neue Technik angeschlos¬ 
sen wird, sind Maßnahmen in der konventionellen Technik unvermeid¬ 
bar. Bei der Lösung nach Bild 25 fließt der Verkehr von EMD- nach 
EWS-Anschliissen über das EWS-Netz. Da nur noch Einrichtungen des 
EWSO 1 für die Erweiterungen verwendet werden, wächst der in das 
EWS-Netz abwandernde Verkehrsanteil an, während der Restverkehr, 
das ist der Verkehr zwischen EMD-Anschlüssen, in gleichem Maße ab¬ 
nimmt. Da der Bedarf an Kabeladern je Verkehrseinheit im EWS-Netz 
um mehr als ein Drittel geringer als im konventionellen Netz ist, führt 
diese Verkehrsverlagerung zu Einsparungen im Kabelnetz. Den Vor¬ 
teilen der Lösung nach Abbildung 25 steht als Nachteil der höhere 
Durchgangsverkehr über EWS-Gruppen entgegen. Die Vorteile dürften 
aber überwiegen. 

Die bisherigen Überlegungen gellen auch für Ortsnetze mit sechs¬ 
stelliger oder gar siebenstelliger Numerierung, in denen Gruppen- und 
ggt. Untergruppenvermittlungsstellen vorhanden sind. Auch in solchen 
Ortsnetzen ergibt sich die günstigste Verkehrslenkung und der geringste 
Bedarf an Oltsverbindungsleitungen, wenn die EWS-Anschlüsse Ruf¬ 
nummern erhalten, die sich bereits an der ersten Stelle von den Ruf¬ 
nummern der EMD-Anschlüsse unterscheiden. In den Numerierungs¬ 
plänen der Direktwahltechnik wird hierfür eine Ziffer an erster Stelle 
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der Rufnummer für die Numerierung der EWS-Anschlüsse freigehalten. 
Das für die EWS-Anschlüsse auf diese Weise gebotene Rufnummcrn- 
volumen beträgt in Ortsnetzen mit dreistelligen Ortsnetzkennzahlen 
1 Mio. Rufnummern, in Ortsnetzen mit vierstelliger Ortsnetzkennzahl 
100 000 Rufnummern und in Ortsnetzen mit fünfstelligen Ortsnetzkenn¬ 
zahlen 10 000 Rufnummern. 


Das Rufnummernvolumen für die EWS-Anschlüsse kann nur durch 
Erhöhung der Slellenzahl der Rufnummern der EMD-Anschlüsse und 
Freihalten weiterer Anteile des GesamtruInummernvolumens für EWS- 
Anschlüsse erweitert werden. In den Ortsnetzen, in denen die Numerie¬ 
rung besonders im Hinblick auf die E i n o r d n u n g der Durch- 
w a h 1 a n Schlüsse heute Schwierigkeiten bereitet, bringt zwar das 
EWSO 1 wegen seiner größeren Elastizität bei der Zuordnung von 
Rufnummerngruppen zu den einzelnen Vermittlungsstellen — in einer 
Vermittlungsstelle nicht benötigte Rufnummerngruppen können unab¬ 
hängig von ihrer dekadischen Zuordnung einer anderen Vermittlungs¬ 
stelle zugeteilt werden — eine gewisse Erleichterung. Da aber damit 
gerechnet werden muß, daß die Durchwahl zur Nebenstelle auf die 
Dauer nicht auf große Nebenstellenanlagen beschränkt bleiben wird, 
erhöht sich die Zahl der Anschlüsse, denen innerhalb der maximal 
zulässigen Stellenzahl eine Rufnummer zugeteilt werden muß. Dieses 
Problem kann nicht durch eine bestimmte Einführungsmethode des 
EWSO 1, sondern nur auf andere Weise gelöst werden. Entweder müs¬ 
sen trotz der schwerwiegenden Gegengründe die Ortsnetzkennzahlen 
der wenigen in Frage kommenden Ortsnetze verkürzt werden, oder 
bei der Numerierung der Durchwahlanschlüsse müssen andere als die 
heutigen Wege beschritten werden. Beim Anschluß von Durchwahl¬ 
anlagen an EWSO 1-Vermittlungsstellen könnten die für Durchwahl¬ 
anlagen zu verwendenden Rufnummerngruppen dadurch besser aus¬ 
genützt werden, daß mehrere Durchwahlanlagen, deren Nebenslellen- 
rufnummern sich durch die erste Ziffer unterscheiden müßten, in 
derselben Rufnummerngruppe untergebracht würden. Für die Nume¬ 
rierung der Abfragestellen müßte davon abgegangen werden, stets die 
„1“ zu verwenden. 


Beispiel: 

Durchwaht-Nr. 452 

1. Durchwahlanlage 

2. Durchwahlanlage 


Abfragestellc 

Nebenstellen 

Abfragestelle 

Nebenstellen 


Rufnummern 
452 1 

452 200-499 
452 6 

452 700-809 


Beim Ersatz der EMD-Technik durch EWSO 1 sollten die vorhan¬ 
denen Anschlüsse ihre seitherigen Rufnummern nach Möglichkeit be¬ 
halten. Der Verzicht auf die wirtschaftlichen Vorteile einer Umnumerie- 
rung wird zum Teil durch den Wegfall der Kosten für die Rufnummern¬ 
änderung aufgewogen. Außerdem wird das zunächst für die Direkt- 
wahlteclmik verwendete Rufnummernvolumen - sogleich weitergenutzt. 
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3. Übergangslösung in Ortsnetzen mit Gruppen- 
Vermittlungsstellen 

Vor allem in der ersten Einführungszeit werden EWS-Einriclitungen 
nicht in dem Umfang bereitgestellt werden, um den gesamten Erweite¬ 
rungsbedarf der Ortsnetze decken zu können, in denen das EWSO 1 
eingeführt wird. Wahrscheinlich wird mit nur einem Bruchteil des 
Erweiterungsbedarfs dieser Ortsnetze begonnen werden. Erhielten die 
ersten EWS-Einrichtungen eines Ortsnetzes, die vermutlich in nur einer 
Vermittlungsstelle untergebracht werden, sogleich in der im vorigen 
Abschnitt geschilderten Weise Rufnummern aus der für das EWSO 1 
freigehaltenen Rufnummerngruppe, die sich bereits an erster Stelle 
von den bisher verwendeten Rufnummern unterscheidet, so wären von 
den vielen in diesen Ortsnetzen vorhandenen Vollvermitllungsstellen 
zu der ersten EWS-Vermittlungsstelle unmittelbare Leitungsbündel zu 
schalten. Diese zum Teil über erhebliche Entfernungen führenden Lei¬ 
tungsbündel wären sehr klein, die Leitungen schlecht ausgenutzt. Ein 
erhöhter Bedarf an kommenden Sätzen (IvS) und niedrig belasteten 
Eingängen am Koppelvielfach A wären die Folge. Bei der Verbreitung 
des EWS-Einsatzes auf weitere Vermittlungsstellen würde sich dieser 
Zustand nur zögernd ändern. Erst dann, wenn wenigstens in jedem 
Gruppen vermittlungsbereich eine EWS-Gruppe vorhanden wäre, wären 
die Leitungsbündel ausreichend groß und genügend ausgelastet. Außer¬ 
dem beschränken sich dann die zu überbrückenden Entfernungen auf 
den Gruppenvermittlungsbereich. 

Es empfiehlt sich deshalb, für die ersten EWS-Einsatzfälle in jedem 
Gruppenvermittlungsbereich Rufnummerngruppen aus dem Volumen 
für die Direktwahlteclmik zu verwenden und erst dann auf die end¬ 
gültige, vorgesehene Numerierung überzugehen, wenn jeder Gruppen¬ 
vermittlungsbereich eine erste EWS-Gruppe hat. In den folgenden Bil¬ 
dern sind drei Ausbaustände dargestellt: EMD-Technik in allen Orts- 
vermittlungsstellen, EWSO 1 nur in den Gruppenvermittlungsstellen 
(Bild 26); EMD-Technik in allen Orts Vermittlungsstellen, EWSO 1 in 
allen Gruppen Vermittlungsstellen und einem Teil der Vollvermittlungs- 
stellen (Bild 27); EMD-Technik und EWSO 1 in allen Ortsvermittlungs- 
stellen (Bild 28). 


Die Bilder enthalten nur einen Teil der Vermittlungsstellen eines 
Ortsnetzes: zwei Gruppenvermittlungsstellen mit je einer Voll- und 
einer Teilvermittlungsslelle. Im ersten Ausbaustand werden die EWS- 
Zellen mit zweistelligen verdeckten Keimzahlen wie normale Voll¬ 
vermitllungsstellen numeriert. Wenn solche Kennzahlen nicht verfügbar 
sind, können auch die notfalls um eine Stelle verlängerten Rufnummern 
freier Tausendergruppen verwendet werden. Die EWS-Zelle muß dann 
aber bei der Ortsvermittlungsstelle eingesetzt werden, aus der die ver¬ 
wendeten Rufnummerngruppen stammen. Im Abschnitt III. D., in dem 
die entstehenden Probleme hinsichtlich der Einhaltung des Dämpfungs¬ 
plans behandelt werden, wird hierauf noch einmal eingegangen. Diese 
Numerierung wird auch im zweiten Ausbaustand, der erreicht ist, sobald 
in jedem Gruppenvermittlungsbereich sich wenigstens eine EWS-Zelle 
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Bild 26. Einführung des EWSO 1 in einem Ortsnetz mit Gruppcnvermitllungsstcllcn 
Ausbaustand 1: EMD-Technik in allen Vermittlungsstellen, EWSO 1 in den Gruppen¬ 
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befindet, noch beibehalten. Jedoch erhalten nun auch die für die Er¬ 
weiterung der EWS-Zellen eingesetzten Beschaltungseinheiten die für 
das EWSO 1 vorgesehene Numerierung, so daß in derselben EWS- 
Gruppe verschiedene Rufnuminerngruppen Vorkommen. In den dar¬ 
gestellten Beispielen ist für die Numerierung des EWSO 1 die Ziffer 9 
an erster Stelle der Rufnummern gewählt worden. Beim Übergang von 
der Numerierung der ersten EWS-Zellen mit freien zweistelligen Kenn¬ 
zahlen für Voll Vermittlungsstellen müssen die Gruppenschritte 9 der 
I. Gruppenwähler aller Vollvermittlungsstellen entweder zur eigenen 
EWS-Gruppe oder zu der EWS-Gruppe in der kabeltechnisch günstigst 
gelegenen Ortsvermittlungsstelle führen. In dem im Bild 27 dargestell¬ 
ten Beispiel wird der Ausgang „9“ der Vollvermittlungsstelle 22 zur 
EWS-Gruppe der verdeckten Vollvermittlungsstelle 21 bei der Gruppen¬ 
vermittlungsstelle 2 geführt. Bild 28 zeigt den Ausbaustand, der erreicht 
ist, wenn in allen Ortsvermittlungsstellen EWS-Erweiterungen vorge¬ 
nommen worden sind. Auf die Darstellung weiterer Ausbaustände — 
allmählicher Ersatz der EMD-Technik durch EWSO 1 — wurde ver¬ 
zichtet, weil sich der weitere Übergang von der EMD-Technik auf die 
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Bild 27. Einführung des EWSO 1 in einem Ortsnetz mit Gruppenvermiülungsstellen 
Ausbaustand 2: EMD-Technik in allen Orlsvermittlungsstellen, EWSO 1 in allen 
Gruppenvermiülungsstellen und einem Teil der Vollvermiltlungsstellen 

(Erläuterungen siehe Bild 26) 
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Bild 28. Einführung des EWSO 1 in einem Ortsnetz mit Gruppenvermiülungsstellen 
Ausbaustand 3: EMD-Technik und EWSO 1 in allen Vermittlungsstellen 

(Erläuterungen siehe Bild 26) 
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EWS-Technik aus dem bisher Gesagten schlüssig ergibt. Erwähnens¬ 
wert ist lediglich noch, daß auch EWS-Vermittlungsstellen, die zunächst 
als Erweiterung einer EMD-Vermittlungsstelle errichtet wurden, nach 
Auswechslung der EMD-Technik unterschiedlich numeriert sind, näm¬ 
lich mit den für die EWS-Gruppe vorgesehenen Rufnummern und den 
nicht geänderten Rufnummern der ausgewechselten EMD-Gruppe. Bei 
der Auswechslung sollte nach Möglichkeit mit der untersten Netzebene 
begonnen werden, um zu vermeiden, daß Verkehr zwischen EMD- 
Anschlüssen über EWS-üurchgangsvermittlungsstellen geleitet werden 
muß. Solcher Durchgangsverkehr würde immer dann auftreten, wenn 
eine Gruppenvermittlungsstelle vor den angeschlossenen Vollvermitt¬ 
lungsstellen oder eine Vollvermiltlungsstelle vor der zugehörigen Teil- 
vermittlungsstelle ausgewechselt werden würde. 


4. A b w i c k 1 u n g des Fernverkehrs 

über die Entwicklung des neuen Fernwahlsystems EWSF 1 und 
die damit zusammenhängenden Fragen wird an anderer Stelle in diesem 
Buch eingehend berichtet. Hier soll deshalb nur die Schnittstelle zwi¬ 
schen EWSO 1 und EWSF 1 angesprochen werden. Das EWSO 1 nimmt 
die gesamte Wählinformation nicht nur auf, es wertet sie auch aus, 
bei abgehenden Ferngesprächen mithin auch die Ortsnetzkennzahl. Die 
Gebührenzone wird nicht mehr in der Knolenvermiltlungsstelle, sondern 
in der steuernden Ortsvermittlungsstelle ermittelt. Auch die unterste 
Stufe der Leitweglenkung des Fernverkehrs wird in die Ortsvermitt¬ 
lungsstelle vorgezogen. Die abgehenden Endvermitllungsleitungen an 
eine Knotenvermittlungsstelle mit EMD-Technik anzuschließen, er¬ 
scheint schon deshalb unzweckmäßig, weil solche Endvermittlungs¬ 
leitungen nicht zu Zählimpulsgebern führen dürfen wie die Endver¬ 
mittlungsleitungen von EMD-Vermittlungsstellen. Sie wären vielmehr 
auf Anschaltesätze und Richtungswähler zu schallen. Aber auch die 
im Abschnitt III. B. 2. geschilderten Gründe für die koordinierte Ein¬ 
führung von EWSO 1 und EWSF 1 lassen ein solches Vorgehen un¬ 
zweckmäßig erscheinen. Ortsvermittlungsstellen mit EWSO 1 werden 
deshalb in der Regel an Fernvermittlungsstellen mit EWSF 1 ange¬ 
schlossen. Die Endvermittlungsleitungen werden somit wechselseitig 
betrieben. Die Fernvermitllungsslellen werden neben der EWS-Technik 
in der Regel für den Fernverkehr der konventionellen Ortsvermittlungs¬ 
stellen mit Einrichtungen des gegenwärtigen Fernwahlsystems ausge¬ 
stattet sein. Fernverbindungen von EMD-Anschlüssen werden in diesem 
Teil der Fernvermittlungsstelle ankommen, und zwar am Ortsgruppen¬ 
wähler. In Ortsnetzen am Sitze von Zentral-, Haupt- und Knotenver¬ 
mittlungsstellen befindet sich der Ortsgruppenwähler in der Fernver¬ 
mittlungsstelle, in den übrigen Ortsnetzen in der Endvermittlungsstelle. 
In den Ortsnetzen mit mehr als einer Vollvermittlungsstelle müssen die 
am Ortsgruppenwähler ankommenden Fernverbindungen zu den ein¬ 
zelnen Ortsvermittlungsstellen weitergeleitet werden. Bei Anwendung 
der in den Abschnitten III. C. 2. und 3. erläuterten Methode der Ein¬ 
führung des EWSO 1 über besondere Numerierung der EWS-Anschlüsse 
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entscheidet es sich bereits am Ortsgruppenwähler, ob zu einer EMD- 
oder einer EWS-Vermittlungsstelle verbunden werden muß. Bei Ver¬ 
bindungen zu EWS-Vermitllungsstellen kann der Ortsgruppen Wähler 
nicht zwischen verschiedenen Zielen unterscheiden, er wird die Ver¬ 
bindung in solchen Fällen an die nächslgelegene, möglichst im selben 
Gebäude befindliche EWS-Vermittlungsstelle weitergeben, von wo aus 
sie auf dem günstigsten Weg zum Ziel weiterläuft. 

Das EWSO 1 ist in der Lage, Fernverbindungen unmittelbar zum 
Ziel zu leiten, also unter Umgehung der Fernvermittlungsstelle. Starker 
Nahverkehr kann auf diese Weise zweidrähtig unter Einhaltung des 
Dämpfungsplans abgewickelt werden. Dabei wird es zweckmäßig sein, 
den Verkehr des gesamten Ortsnetzes oder von Teilen in einer geeigne¬ 
ten Vermittlungsstelle zu sammeln, um leistungsfähigere Bündel zu 
erhalten. 


D. Einhaltung des Däinpfungsplans 


1. Nenn- un d P 1 a n u n g s d ä mpfu n g 


Als Nenndämpfung einer Vermittlungsstelle wird der Dämpfungs¬ 
betrag bezeichnet, der zwischen dem Eingang der Vermittlungsstelle 
und ihrem Ausgang jeweils am Ilauptverteiler aufkommt. Die Nenn¬ 
dämpfung einer EWSO 1-Vermittlungsstelle ergibt sich bei Durchgangs- 
Verbindungen aus der Dämpfung des Koppelnetzes und der Amtsver¬ 
drahtung. Der Wert wird beeinflußt von der Zahl der Koppelnetzdurch¬ 
gänge einer Verbindung und dem Abstand zwischen dem Hauptverteiler- 
und dem Wählerraum. Da zumindest ein Teil der Sätze freizügig an 
beliebige Eingänge der A-Slufe des Koppelnetzes anschaltbar sein muß, 
um die Verkehrsbelaslung der einzelnen Koppelvielfache ausgleichen zu 
können, müssen ihre Ein- und Ausgänge an einem Verteiler liegen. Bei 
Ortsvermittlungsstellen in einem Typenhaus oder Normengebäude bietet 
es sich an, den Ilauptverteiler auch für die Rangierung der Sätze zu 
verwenden. Wenn die Ortsvermitllungsstelle nicht in einem Typenhaus 
untergebracht ist und der Abstand zwischen Hauptverteiler und Wähler¬ 
raum groß ist, wird im Wählerraum ein Zwischenverteiler vorzusehen 
sein. 


Die Teilnehmermikrophone werden beim EWSO 1 aus dem Intern-, 
dem Extern-, dem gehenden oder dem kommenden Satz gespeist. Die 
Sätze enthalten die Speisebrücke, die lßkHz-Weiche und einen Speise- 
brückenübertrager. Bei Durchgangsverbindungen EWSO 1—EWSO 1 
sind die Einrichtungen entbehrlich. Da sie die Einfügungsdämpfung 
erhöhen würden, werden sie überbrückt. 

Die für Ortsvermittlungsstellen anzusetzenden Planungsdämpfun- 
gen sind aus Bild 29 ersichtlich. Die Planungsdämpfung einer Vermitt¬ 
lungsstelle ist bei Durchgangsverbindungen gleich der Nenndämpfung, 
bei Endverbindungen ist sie gleich Null, da die Dämpfung aller vom 
Speisestrom durchflossenen Vermittlungseinrichtungen der Bezugsdämp- 
fung des Teilnehmersyslems zuzurechnen ist. 
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Bild 29. Einfügungsdümpfnng von OrtsvermiHlungssleilen 


Gruppen Vermittlungsstelle 
Gruppenwähler 
Leilungswähler 
Ortsgruppen wahler 


L'GrVSt Untergruppen Vermittlungsstelle 

4 DrOGW Vierdrahtortsgruppenwähler 
VollVSt Vollvermittlungsslelle 
2 DrOGW Zweidrahtortsgruppenwähler 


2. F e r n v erke h r 

Für die Zweidrahtausläufer des Fernnetzes stehen Dämpfungs¬ 
beträge zur Verfügung, die davon abhängig sind, welche Lage die zu¬ 
ständige Fernvermitllungsstellc im Netz hat, und ob sich das betrachtete 
Ortsnetz am Silz der Fernvermittlungsstelle befindet oder nicht. Die 
verfügbaren Dämpfungsbeträge betragen im günstigsten Fall 7,5 dB 
(0,85 Np), meistens sind sie erheblich kleiner. Da die Endvermittlungs¬ 
leilungen beim EWSÜ 1 wechselseitig betrieben werden, gelten für das 
EWS-Netz die gleichen Dämpfungsbedingungen wie heule für den an- 
kommenden Fernverkehr. Schwierigkeiten bei der Einhaltung der zu¬ 
lässigen Höchstdämpfungsbeträge können durch die Möglichkeiten der 
Leitweglenkung zur Umgehung von Durdigangsvermittlungsstellcn und 
Vermeidung von Umwegen behoben werden. 


3. Ortsverkehr 

Wenn in großen Ortsnetzen die Leitweglenkung des EWSO 1 aus¬ 
genützt wird, ergibt sich eine Netzgestaltung, die sich von der heutigen, 
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auf den Gegebenheilen der Direktwahltechnik beruhenden Nelzform 
unterscheidet. Der Verlauf von Ortsverbindungen in Ortsnetzen mit 
Gruppen- und Untergruppenvermittlungsstellen ist in den Bildern 30 
und 31 dargestellt. Eine von einer Vollvermittlungsstelle ausgehende 
Ortsverbindung gelangt unmittelbar zur Gruppenvermittlungsstelle im 
Ziel und von dort, der Netzeinteilung folgend, zur Ortsvermittlungsstelle, 
an die der angewählte Teilnehmer angeschlossen ist. Uber die Gruppen¬ 
vermittlungsstelle im Ausgangsbereich verläuft die Verbindung nicht. 
Lediglich der von Teilvermitllungsslellen ausgehende Verkehr wird in 
der Vollvermittlungsstelle mit deren Verkehr zusammengefaßt. 



Bild 30. Verlauf einer Orlsverbindung 
bei Direktwahl in einem Ortsnetz mit 
Gruppen Vermittlungsstellen 

GrVSt Gruppen Vermittlungsstelle 
TeilVSt Teilvermittlungssteile 
VollVSt Vollvermittlungsstelle 


Bild 31. Verlauf einer Ortsverbindung 
bei Direktwahl in einem Ortsnetz mit 
Gruppen- und Untergruppenvermitt¬ 
lungsstellen 

UGrVSt Untergruppen Vermittlungs¬ 
stelle 

(Weitere Erläuterungen siehe Bild 30) 


In dem künftigen Netz aus Vermittlungsstellen mit EWSO 1 wird 
die Verkehrslenkung über so weit wie möglich ins Ziel führende Quer¬ 
leitungen Vorrang haben, um den Durchgangsverkehr klein zu halten. 
Es wird aber Verkehr übrig bleiben, für dessen Abwicklung sich Quer¬ 
wege nicht lohnen. Außerdem werden die Querwege aus Wirtschaftlich¬ 
keitsgründen mit Überlauf betrieben werden. Rest- und Überlaufverkehr 
werden dem Netzaufbau folgend in möglichst wenigen Bündeln zu¬ 
sammengefaßt. Eine Bündelzusammenfassung ist deshalb auch im 
Ausgangsbereich zweckmäßig. Im Bild 32 ist ein solches Netz dargestellt. 
Gegenüber dem vergleichbaren Netz mit Gruppen Vermittlungsstellen 
(Bild 30) erhält die Verbindung einen Leitungsabschnilt und eine Durch- 
gangsvermitllungsstelle mehr. In den größten Ortsnetzen, die gegen¬ 
wärtig in Gruppen- und Untergruppenvermittlungsbereiche gegliedert 
sind, können sich sogar zwei zusätzliche Leilungsabschnitte und Durch¬ 


gangsvermittlungsstellen ergehen. Während sich die zusätzlichen Lei¬ 
lungsabschnitte nur dann als Dämpfungserhöhung auswirken, wenn 
die Ortsverbindungsleit ungen zu fremden Gruppen Vermittlungsstellen 
nicht schon ohnedies aus Gründen der Kabelführung über den Haupt- 
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Verteiler der eigenen Gruppen- oder Untergruppenvermittlungsstelle 
verlaufen, muß die Planungsdämpfung zusätzlicher Durchgangsvermitt¬ 
lungsstellen immer berücksichtigt werden. 

Im allgemeinen dürften sich aus der Verkehrszusammenfassung im 
Abgangsbereich Schwierigkeiten bei der Einhaltung des Dämpfungs¬ 
plans nicht ergeben, da zwischen den beiden Speisepunkten in Abgangs¬ 
und Zielvermittlungsstelle für die miteinander verbundenen Sprech¬ 
stellen 19 dB (2,2 Np) zur Verfügung stehen. Um in sehr großen Orts¬ 
netzen Dämpfungsüberschreitungen zu vermeiden, bleibt wie beim 
Fernverkehr die Möglichkeit, durch entsprechende Leitweglenkung ab¬ 
zuhelfen. 



( 2 ) OVSt ohne Durchgangsverkehr 


0/S’t m:t Durchgangs verkehr 



- Letzfweg 

- Quer weg 


Bild 32. Verlauf einer Ortsverbindung im EWSO 1-Netz 

OVSt Ortsvermittlungsstelle 

4. Besonder h eite n w ähre n d der E i n f ii h r u n g des 

EWSO 1 

Während der Einführungsphase ergeben sich Umwege bei der 
Abwicklung des Verkehrs zwischen konventionellen und EWSO 1- 
Vermittlungsstellen für Verbindungen, die von konventionellen Ver¬ 
mittlungsstellen ohne EWSO 1 -Erweiterung ausgehen. Es ist deshalb 
notwendig, bei der Festlegung der Vermittlungsstellen, in denen der 
Verkehr von einer in die andere Technik umgesetzt wird, die Einhaltung 
des Dämpfungsplans zu überwachen. 

Besonders zu beachten ist dieser Umstand bei der Auswahl der 
Vermittlungsstellen mit den ersten EWS-Gruppen während der unter 
III. C. 3. geschilderten Übergangslösung. 

Ein weiteres übertragungstechnisches Problem kann sich beim Ein¬ 
satz eines Erweiterungskonzentrators als Vorläufer einer gesteuerten 
Ortsvermittlungsstelle ergeben, wenn dieser Konzentrator keine Spei¬ 
sung hat. In die Sende- bzw. Empfangsbezugsdämpfung geht der Lei¬ 
tungsabschnitt zwischen dem Konzentrator und der speisenden Orts- 
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Vermittlungsstelle ein. Sobald der Konzentrator in eine gesteuerte 
Orlsvermittlungsstelle umgewandelt wird, wird dieser Abschnitt zur 
Orts Verbindungsleitung. Die Gesamtdämpfung der Verbindungen wird 
also durch das Verlagern des Speisepunktes in eine andere Ortsvermitt¬ 
lungsstelle nicht beeinflußt, sofern als speisende Ortsvermittlungsstelle 
eine Vermittlungsstelle gewählt wird, die ohnedies als Durchgangs- 
Vermittlungsstelle in die Verbindungen eingeschaltet ist. Sobald der 
Schleifenwiderstand zwischen den Sprechstellen und der speisenden 
Ortsvermittlungsstelle jedoch größer als 1250 0hm wird, müssen in 
den Sprechstellen Transistorkapseln eingesetzt werden. 

E. Hochbaufragen 

1. Ra u mbedarf für die Vermittlungstec h n i k 

Ein wichtiges Ziel bei der Entwicklung des EWSO 1 war es, den 
Raumbedarf für die Vermittlungstechnik um etwa die Hälfte herab¬ 
zusetzen. Die für die Aufstellung der vermiltlungstechnischen Einrich¬ 
tungen benötigte Fläche hängt ab von den verwendeten Bauelementen 
und ihrer konstruktiven Zusammenfassung, vom Umfang der Vermitt¬ 
lungsstelle, d. h. der Zahl der angeschlossenen Teilnehmer und deren 
Verkehrsaufkommen, sowie vom Umfang des zu vermittelnden Durch¬ 
gangsverkehrs und damit von der Lage der Vermittlungsstelle im Netz. 
Der Raumbedarf kann somit nicht nur durch die verwendeten Bau¬ 
elemente und ihrem konstruktiven Aufbau in Gestellen beeinflußt wer¬ 
den, sondern auch durch die Verkehrslenkung. Eine sinnvolle Leitweg¬ 
lenkung in größeren Ortsnetzen setzt den Anteil des Durchgangsver¬ 
kehrs und damit den Raumbedarf der Durchgangsvermittlungsstellen 
herab. Die hierdurch zu gewinnende Platzersparnis wirkt sich aus¬ 
schließlich auf die Durchgangsvermittlungsstelle aus. In den folgenden 
Beispielen ist der Einfluß des Durchgangsverkehrs auf den Raumbedarf 
des EWSO 1 unberücksichtigt geblieben. 

Zunächst soll anhand einiger Beispiele unterschiedlicher Größe der 
vermittlungstechnische Bedarf errechnet werden (Tabelle 1). Dabei 
wurden Vermittlungsstellen mittleren und großen Umfangs, wie sie in 
Großstädten häufig Vorkommen, mit mittleren Verkehrswerten und eine 
Vermittlungsstelle mit sehr großem Verkehrswert ausgewählt. 

Es wurde unterstellt, daß nur Verbindungsverkehr zu Vermittlungs¬ 
stellen mit EWSO 1 zu vermitteln und die zuständige Fernvermilllungs- 
s teile mit EWSF 1 ausgestattet ist. Es fehlen deshalb gehende und 
kommende Sätze für Verbindungsverkehr mit Vermittlungsstellen in 
konventioneller Technik und Wahlnachsendesätze für das Aussenden 
der in konventionellen Vermittlungsstellen benötigten Informationen 
in Impulsform. 

Außerdem wurden nicht alle vorkommenden Sätze berücksichtigt, 
da das Ergebnis der Bedarfserrechnung hierdurch nicht wesentlich be¬ 
einflußt wird. Für die Ermittlung der benötigten Sätze wurde ange¬ 
nommen, daß der Verkehr der Wahlaufnahmesätze 10% des abgehen¬ 
den Teilnehmer Verkehrs (d. s. 5% der Summe des abgehenden und 
ankommcndcn Verkehrs = Summen Verkehrs der Teilnehmer) beträgt. 


223 


H. Blankenbach, K. S t e g in a n n 


Tabelle 1 

Ermittlung: der technischen Einrichtungen 


Beispiel 

1 

2 

3 

4 

Typengebäude 

Fe le 

Fe 2e 

Fe 3 

Fe 4 

Arl der Orlsverinilllungsslelle 

govst 

stOVSt 

stOVSt 

stOVSt 

Suinmenverkehr 

(abgehender u. ankommendcr Verkehr) 
je 100 Teilnehmer [Erlang] 

5,2 

5,0 

6,0 

18,2 

Zahl der Einzel- und Sammelanschluß- 

8 151 

11 640 

21 340 

10 335 

leilungen *) 

Zahl der Diirdiwahlanschlußleitungen 

249 

360 

660 

3 665 

Zahl der Anschlußleitungen *) 

8 400 

12 000 

22 000 

14 000 

Summenverkehr der Teilnehmer 





Einzel- und Sammelanschlüsse 

325 

438 

1 023 

899 

[Erlang] 





Durch wahlanschliisse [Erlang] 

112 

162 

297 

1 649 

Zusammen [Erlang] 

437 

600 

1 320 

2 548 

Relaissatz verkehr 





Wahlaufnahmesätze (10 % des ab¬ 
gehenden Teilnehmer Verkehrs) 

21,9 

30 

66 

127,4 

[Erlang] 





Internsälze 





Eingang [Erlang] 

21,9 

30 

66 

382,2 

Ausgang [Erlang] 

21,9 

30 

66 

382,2 

Externsätze [Erlang! 

393,3 

540 

1 188 

1 783,6 

Erforderliche Leistung vkx des Koppel¬ 
netzes [Erlang] 

896 

1 230 

2 706 

5 223,4 


* 
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(noch Tabelle 1) 


Beispiel 

Typengebäude 

Art der Ortsverniittlungsstelle 


Fe le 


Fe 2e 


gOVSt stOVSt 


Fe 3 


Fe 4 


stOVSt stOVSt 


Zahl der erforderlichen Koppel 
gruppen AB 

y K N : (2,4 • 16) *) **) 

Zahl der erforderlichen Koppel 
vielfache A 


Zahl der Beiaissätze 


Durchwahlsätze 

Wahlaufnahmesätzc 


Internsätze 

Externsätze 



249 


585 



660 


1 525 


136 


2 176 


3 665 
158 
407 
2 120 


Zahl der erforderlichen Koppelnetz¬ 
anschlüsse 

Einzel- und Sammelanschlußleitungen 
D u r ch vvah la nscli 1 u 1.1 lei tu ngen 
Wa h la u f n a h nie sä t ze 
Internsätze 
Eingang 
Ausgang 
Externsätze 

Zusammen 


8 151 
249 


585 


9 086 


11 640 21340 


360 


720 


12 851 


660 


1 525 


23 778 


10 335 
3 665 
158 


407 
407 
2 120 


17 092 


Es sind einzusetzen Koppelgruppen AB 
mit 

Koppelvielfachen A 8/8 
Koppelvielfachen A 16/8 
Koppelvielfachen A 24/8 
Koppelvielfachen A 32/8 


136 


*) einschließlich der Hauptleitungen von Gemeinschafts-, Wählstern- und Konzen¬ 
tratoranschlüssen 

**) Leistung eines Koppelvielfaches A : 2,4 Erlang; Zahl der Koppelvielfache A je 
Koppelgruppe AB : 16 


15 Fernmeldewesen 


225 















H. Blankenbach, K. Steg mann 


Außerdem wurde in den Beispielen 1 bis 3 ein Internverkehr von jeweils 
10 % und im Beispiel 4 ein Internverkehr von 30 % des Summenverkehrs 
der Teilnehmer angenommen. Das Koppelnetz muß in den Beispielen 
das 2,05fache des Summenverkehrs leisten. Dieser Faktor erhöht sich 
in Wirklichkeit noch geringfügig um die Verkehrsanteile zusätzlich 
benötigter Sätze. Da die Koppelvielfache A stets mit 8 Zwischenleitungen 
ausgerüstet sind, ergibt sich ihre Anzahl aus dem Quotienten aus der 
erforderlichen Leistung des Koppelnetzes und der Leistung des ein¬ 
zelnen Koppelvielfachs A. Die Belastungsfähigkeit eines Koppelviel¬ 
fachs A ist vom vorgegebenen Verlust (für ankommende Belegungen 
zu einem Einzelanschluß B = 2 %) und den folgenden Faktoren ab¬ 
hängig: 
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Bild 33. Aufstellung einer EWSO 1-Verrnittlungsstelle im Typenhaus Fe le 

(Erläuterungen siehe Bild 34) 


(1) Die Belastungsfähigkeit des Koppelnetzes muß um so niedriger angesetzt werden, 
je ungleichmäßiger die einzelnen Koppelvielfache A belastet werden. Eine Schiefe 
der Belastung von 1,5 : 1 sollte verarbeitet werden können, damit allzu häufige 
Umschaltungen zum Belastungsausgleich vermieden werden. 

(2) Während der Einführungsphase ist das Nachsenden von Wahlimpulsen zu kon¬ 
ventionellen Vermittlungsstellen notwendig. Eine abgehende Verbindung Teil¬ 
nehmer— Ortsverbindungsleitung erfordert somit insgesamt drei Verbindungen 
durch das Koppelnetz, die zum Teil gleichzeitig nebeneinander bestehen: 

Teilnehmersatz — Wahlaufnahmesatz 
Wahlnachsendesatz — gehender Satz 
Teilnehmersatz — gehender Satz 

(3) Die Belastungsfähigkeit des Koppelnetzes ist abhängig vom Anteil der Belegungen, 
die über Kurzwege durchgeschaltet werden können. Dieser Anteil hängt wiederum 
von der Zahl und Größe der abgehenden Bündel ab. Er ist bei wenigen Abnehiner- 
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richtungen am größten, bei starker Unterteilung des abgehenden Verkehrs auf 
viele Bündel am geringsten. 

(4) Schließlich hat auch die Zahl der Eingänge der Koppelvielfache A Einfluß auf ihre 
Belastbarkeit. Uie Belastbarkeit ist am größten bei Koppelvielfachen mit wenigen, 
am geringsten bei Koppelvielfachen mit vielen Eingängen. 
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Bild 34. Aufstellung einer EWSO 1 

APRErKN Automatische Prüfeinrich¬ 
tung Koppelnetz 

APRE-.S Automatische Prüfeinrich¬ 

tung Sätze 

AST Arbeitsfeldsteuerwerk 

DTU Datenaustausch- und Über¬ 

tragungssteuerwerk 

EAST Ersatz-Arbeitsfelds teuer¬ 

werk 
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-H h- 

Vermittlungsstelle im Typenhaus Fe 2e 

ESE-PE Ersatzschalteeinrichtung 

für periphere Geräte 
ESE-ZST Ersatzsdialteeinrichtung 

für das Zentralsleuerwerk 
GSP Großspeicher 

KGABC Koppelgruppen ABC 
RSE Ruf- und Signaleinrichtung 

SSP Schnellspeicher 

VE Verarbeitungseinheit 

VS Verbindungssatz 
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In der Tabelle 1 wird unter Berücksichtigung dieser Einflüsse mit 
einer Belastungsfähigkeit der Koppelvielfache A von 2,4 Erlang ge¬ 
rechnet. Die Aufstellungspläne (Bilder 33 bis 36) zeigen den Platzbedarf 
für die gewählten Beispiele. Aus den Plänen ist auch die vorgesehene 
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Bild 35. Aufstellung einer EWSO 1-Vermittlungsstclle im Typenhaus Fe 3 

(Erläuterungen siehe Bild 34) 

Unterbringung des Koppelnetzes in Gestellrahmen und Gestellreihen 
ersichtlich. Je sechzehn Koppel viel fache A werden mit den acht zuge¬ 
hörigen Koppel vielfachen B zu einer Koppelgruppe AB zusammen¬ 
gefaßt. In einem Gestellrahmen befinden sich zwei Koppelgruppen AB. 
Vier Gestellrahmen mit je zwei Koppelgruppen AB und ein Gestell¬ 
rahmen mit Koppelvielfachen C bilden eine Koppelgruppe ABC; sie 
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sind nebeneinander in derselben Gestellreihe untergebracht. Sobald ins¬ 
gesamt mehr als neun Koppelgruppen ABC (72 Koppelgruppen AB, 
i 152 Koppelvielfache A) benötigt werden, muß die Zahl der Zwischen¬ 
lösungen der C-Stufe erhöht werden. Für die C-Stufe wird dann ein 
zweiter Gestellrahmen benötigt (vgl. Bild 36). Die Gestellrahinen des 
Koppelnetzes werden im rechten Teil der Gestellreihe aufgestellt, um 
eine möglichst kurze Führung der Schallkabel zum Hauptverteiler zu 
ermöglichen. 

Jeweils zwei Koppelgruppen ABC bilden zusammen ein Arbeitsfeld. 
Die zugehörigen Arbeitsfeldsleuerwerke werden in einer der beiden 
Gestellreihen am Betriebsgang aufgeslellt. Auch das Ersatzarbeitsfeld¬ 
steuerwerk befindet sich am Betriebsgang. In gesteuerten Vermittlungs¬ 
stellen werden neben den Arbeilsfeldsteuerwerken die zugehörigen 
Datenaustausch- und Übertragungssteuerwerke aufgeslellt. In steuern¬ 
den Vermittlungsstellen befinden sich die Datenaustausch- und Uber¬ 
tragungssteuerwerke für die angeschlossenen gesteuerten Vermittlungs¬ 
stellen in der Nähe des Zentralsteuerwerks. 

Die Gestellrahmen mit Sätzen werden zwischen den Gestellrahmen 
des Koppelnetzes und den Arbeitsfeldsteuerwerken aufgestellt. Die so 
entstehende Gestellreihe hat eine Länge von 9,27 m. Sie ist kürzer als 
die Gestellreihe einer EMD-Vermittlungsstelle. Im Typenhaus Fe le 
können die Sätze wegen der geringeren Gestellreihenlänge nicht in den 
Koppelnetzgestellreihen, sondern müssen in eigenen Gestellreihen unter¬ 
gebracht werden. 

Das Zentralsteuerwerk wird in der ersten Gestellreihe unterge¬ 
bracht. Die Gestellrahmen für das Zentralsteuerwerk sind in Schwenk¬ 
bauweise vorgesehen. Die Bauliefe beträgt 900 mm. Ein geöffneter 
Schwenkrahmen beansprucht etwa 600 mm. Damit notwendige Prüf¬ 
arbeiten am Zentralsteuerwerk ungehindert durchgeführt werden kön¬ 
nen, muß zwischen dem Zentralsteuerwerk und der folgenden Gestell¬ 
reihe bzw. der Stirnwand ein größerer Abstand als zwischen den übrigen 
Gestellreihen vorgesehen werden. 

Bild 37 zeigt die in Tabelle 2 errechnete Aufnahmefähigkeit der 
Wählerräume der Typenhäuser (Normengebäude) Fe le, 2e, 3 und 4 
in Anschlußeinheiten in Abhängigkeit von der Größe des Summen¬ 
verkehrs. Die Darstellung gilt nur für Endverkehr. Ist auch Durch¬ 
gangsverkehr abzuwickeln, vermindert sich die Aufnahmefähigkeit. 
Bei der Ermittlung der den Kurven zugrunde liegenden Werte wurde 
eine Reihe von Annahmen getroffen, die für den Einzelfall nicht zu 
gellen brauchen. Die Darstellung ist daher nicht allgemein gültig und 
gibt nur einen Überblick. 


2. Stromversorgung 

Die Stromaufnahme einer vollausgebauten EWSO 1-Vermittlungs¬ 
stelle setzt sich aus drei Anteilen zusammen: 

Strombedarf der zentralen Einrichtungen 
Strombedarf der peripheren Einrichtungen 
Strombedarf für die r J reilnehmerspeisung 
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Bild 36. Aufstellung einer EWSO 1-Verniittlungsstelle im Typenhaus Fe 4 
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-—- Summenverkehr je 100 AnschluOleiIungen 

Bild 37. Aufnahmefähigkeit der Wühlerräume in den Typenhäusern Fe le, 2e, 3 und 4 

Da die Leistungsaufnahme für die zentralen Einrichtungen und 
ein Teil der Leistungsaufnahme für die peripheren Einrichtungen kon¬ 
stant sind, ergibt sich unabhängig vom Belegungszustand der Vermitt¬ 
lungsstelle eine wesentlich höhere Ruhelast als bei den heutigen Wähl¬ 
systemen; die Spitzenlast dagegen ist ungefähr ebenso groß wie die 
einer EMD-Vermittlungsstelle. Der Raumbedarf der Stromversorgungs¬ 
anlage wächst nahezu linear mit der Zunahme der Aufnahmefähigkeit 
des Wählersaals. Die in den Typenhäusern bisher vorgesehenen Räume 
für die Stromversorgungsanlage müssen deshalb unter Inanspruch¬ 
nahme von Platzreserven vergrößert werden. Auch in Typenhäusern 
Fe 2e und 3 werden wegen des höheren Leistungsbedarfs u. U. Hoch¬ 
spannungsanlagen erforderlich. 


3. Wä r m c a b f u h r 

Die größere Aufnahmefähigkeit des Wählersaals führt zu einer 
entsprechend höheren Spilzenverlustleislung. Auch in verkehrsschwa¬ 
chen Zeiten entsteht infolge der konstanten Ruhelast wesentlich mehr 
Wärme als bei den heutigen Wählsystemen. So beträgt die im Spitzen¬ 
betrieb entstehende Verlustleistung einer steuernden Vermittlungsstelle 
mit 34 000 AE 53 kW; im Ruhezustand werden noch 38 kW in Wärme 
umgesetzt. Deshalb sind Maßnahmen zur Wärmeabfuhr erforderlich. 
Die entwickelte Wärme kann durch Raumlüftung, Kühlung oder eine 
Kombination dieser Verfahren abgeführt werden. Bei reiner Raum- 
lüftung wird ungekühlte Außenluft angesaugt, die sich im Wählersaal 
erwärmt und so die Wärme abführt. Je kleiner die Temperaturdifferenz 
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T a b e 11 e 2 

Ungefähre Größe der in den Typenhäusern (Normgebäuden) 

unterzubringenden Vermittlungsstellen 


Typenhaus (Normgebäude) 

Fe 1 e 

Fe 2e 

Fe 3 

Fe 4 

Größe des Wühlerrauins 

Länge [m] 

0,76 

8,51 

15,20 

■ 

Breite [m] 

7,385 

11,885 

11,885 

Fläche [in 2 ] 

Art der Ortsvermittlungsstelle 

50 

stOVSt gOVSt 

100 

stOVSt 

gOVSt 

180 

stOVSt 

290 

gOVSt 

Zahl der höchstens aufslell- 
baren Gestellreihen mit je 

8 Koppelgruppen AB 

2 

3 

4 

0 

9 

17 

Zahl der Koppelnetz¬ 
anschlüsse 

mindestens 1 

(Koppelvielfach A 8/8) 

2 048 

3 072 

4 090 

6 144 

9 210 

17 408 

höchstens 

(Koppelvielfach A 32/8) , 

8 102 

12 288 

10 384 

24 570 

36 804 

09 632 

Zahl der AE 

mindestens 

1 500 

2 300 

3 100 

4 800 

7 300 

14 000 

bei einem Summen verkehr 
je 100 Anschlußleitungen 
[Erlang] 

19,5 

19.0 

18,8 

18,2 

18 

17,7 

höchstens 

7 000 

11 500 

15 300 

23 000 

34 500 

05 300 

bei einem Sumnieiiverkehr 
je 100 Anschlußleitungen 
[Erlang] 

3.8 

3,8 

3,8 

3,8 

3,8 

3,8 


zwischen angesaugter und ausgeblasener Luft ist, um so schneller muß 
der Luftwechsel erfolgen. Da mit Außentemperaturen bis zu 32° G ge¬ 
rechnet werden muß und die Ausblastemperatur 40° C nicht übersteigen 
sollte, beträgt der Temperaturunterschied im ungünstigsten Fall nur 
noch 8 C. Bei 8° C Temperaturanstieg werden für die Abfuhr von 
1 kWh 400 m 3 Luft benötigt, wofür 25- bis 30facher Luftwechsel je 
Stunde erforderlich wäre. 

Wesentlich günstiger läßt sich die Wärme abfiihren, wenn die ein¬ 
zublasende Luft gekühlt wird. Bei einer Einblastemperatur von 18 bis 
20° C kann die Temperaturdifferenz auf 10 bis 12° C gesteigert werden 
und auch im Sommer eine betrieblich und personell günstigere mittlere 
Raumtemperatur von 25 bis 27° G gehalten werden. Bei Ausfall der 
Kühlanlage wirken das Gebäude und die technischen Einrichtungen als 
Wärmepuffer. Bei Kühlanlagen ist außerdem der Filteraufwand wegen 
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der geringeren Menge der benötigten Frischluft niedriger als bei reinen 
Lüftungsanlagen. All diese Gründe sprechen dafür, die entstehende 
Verlustwärme mit Kühlanlagen und geringem Luftaustausch abzu¬ 
führen. 

Für die Kühlanlagen kommen zwei Systeme mit unterschiedlichem 
Raumbedarf in Frage, die in Versuchsvermittlungsstellcn erprobt werden 
sollen. Während das eine System — die zentrale Einkreis-Lüftungs- und 
Kühlanlage — einen besonderen Maschinenraum erfordert, können die 
Klimageräte der Zweikreiskühlanlage im Wählersaal untergebracht 
werden. Beide Systeme benötigen eine Rückkühlanlage auf dem Dach 
des Gebäudes. 

Für die Entwärmungsanlage muß eine Notstromversorgung vor¬ 
gesehen werden, um auch bei längerem Netzausfall den Betrieb aufrecht¬ 
erhalten zu können. Der Betrieb der Kühlanlage erfordert etwa die 
Hälfte der abzuführenden Energie. Nach den bisher angestellten Über¬ 
legungen eignet sich als Notstromversorgung am besten ein Diesel¬ 
aggregat. Für die Unterbringung sind verschiedene Lösungen denkbar. 
In den Typenhäusern Fe 3 und Fe 4 könnte der Platz durch Inan¬ 
spruchnahme von Reserveräumen oder durch Wegfall der Heizung 
gewonnen werden, da ein Teil der Gebäude durch die technischen Ein¬ 
richtungen ausreichend erwärmt wird und die restlichen Räume mit 
einer elektrischen Speicherheizung versehen werden könnten. In reinen 
EWSO 1-Vermittlungsstellen könnte das Dieselaggregat im Zählerraum 
untergebracht werden. In den übrigen Fällen muß ein unterirdischer 
Anbau oder ein freistehendes Nebengebäude errichtet werden. 


4. Hauptverteiler 

Eine günstige Kabelführung mit kurzen Kabellängen zwischen den 
Koppelnetzeingängen und dem Hauptverteiler wird dann erreicht, wenn 
der Hauptverteiler wie heule senkrecht zu den Gestellreihen unmittelbar 
unter oder — beim Typenhaus Feie — neben dem Wählersaal an¬ 
geordnet wird. Die Kabelführung ist dann am günstigsten, wenn die 
Koppelnetzanschlüsse einer Gestellreihe auf einer Länge von 1,08 m, 
die dem Gestellreihenabstand entspricht, am Haupt Verteiler unterge¬ 
bracht werden können. 

Da der Hauptverteilerraum und der Wählersaal gleich lang sind, 
stehen in gesteuerten Vermittlungsstellen für eine Gestellreihe tatsächlich 
auch ewa 1,08 m an Hauptverteilerlänge zur Verfügung. In steuernden 
Vermittlungsstellen erhöht sich die mögliche Hauptverteilerlänge je 
Gestellreihe um die Anteile der Gestellreihen, die wegen des Zentral¬ 
steuerwerks wegfallen. 

Die zur Zeit vorhandenen Lötösen- und Schaltstreifen sowie Trenn¬ 
leisten gestatten folgende Leitungszahlen in den verschiedenen Typen¬ 
häusern anzulegen: 


Fe le 
2e 

3 

4 


Vermitlhingsseite 
3-adrig 
4 000 
7 000 
14 000 
24 000 


Kabelseite 
2-adrig 
6 300 
10 800 
21 300 
36 300 
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Zwischen den Leitungszahlen der Kabel- und Vermittlungsseite 
besteht in vollausgebauten Vermittlungsstellen ein Verhältnis von 2 : 1, 
das wegen der im Kabelnetz längeren Ausbauabschnitte als in den Ver¬ 
mittlungsstellen und wegen des Bedarfs an Leitungen für andere Zwecke 
nicht unterschritten werden kann. 

Die Sätze des EWSO 1 werden teilnehmergleich an das Koppelfeld 
angeschlossen. Aus Belastungsgründen müssen die Sätze möglichst 
gleichmäßig auf die Koppelvielfache A verteilt werden. Es ist daher 
zweckmäßig, die Sätze ebenfalls zum Hauptverteiler zu verkabeln, den 
Hauptverleiler also als Zwischenverteiler mitzubenutzen. Der Plalz- 
bedarf auf der Vermittlungsseile des Hauptverteilers wird hierdurch 
um etwa 35 % erhöht. Das Mindestverhältnis Kabel- zur Vermittlungs¬ 
seite ändert sich dadurch auf 2 : 1,35. 

Da die Aufnahmefähigkeiten des heutigen Hauptverteilers und der 
heutigen Anschalteeinrichtungen für das EWSO 1 nicht ausreichen, 
müssen neue Einrichtungen entwickelt werden. Nach ersten Entwürfen 
scheinen sich Lösungen zu ergeben, die bei zweiadriger Leilungsführung 
auf der Kabel- und der Vermittlungsseile zusammen den Anschluß 


folgender Leitungszahlen ermöglichen: 

einseitiger 

Haupt Verteiler 

doppelseitiger 
1 tauptvertciler 

Fe le 

14 500 

29 000 

2e 

25 500 

51 000 

3 

51 000 

102 000 

4 

88 000 

1 76 000 


Unter Berücksichtigung der künftigen Zwischcnverleilerfunktion 
des Hauptverteilers würden sich folgende maximale AE-Zahlen ergeben, 
die am Haupt Verteiler anschließbar sind: 


Fe le 
2e 

3 

4 


einseitiger 

Hauptverleiler 

4 300 

7 000 

15 200 

26 300 


doppelseitiger 

Hauptverteiler 

8 000 

15 200 

30 400 

52 000 


Die nach Bild 37 in den Typengebäuden aufstellbaren Anschluß¬ 
einheiten können demnach im großen und ganzen auch am Haupt¬ 
verteiler abgeschlossen werden. Lediglich bei gesteuerten Vermittlungs¬ 
stellen mit geringem Summenverkehr können die Aufstellungsmöglich- 
keiten nicht voll ausgeschöpft werden. 

Ein im Zusammenhang mit der Aufnahmefähigkeit des Haupt¬ 
verteilers zu erwähnendes weiteres Problem ist die Kabeleinführung, 
die an die größere Aufnahmefähigkeit angepaßt werden muß. Das 
Problem der Kabeleinführung bei den Typenhäusern Fe 3 und Fe 4 
kann dadurch gelöst werden, daß ein zweites Muffengestell parallel 
zum vorhandenen errichtet wird (Fortfall der nicht tragenden Wand), 
eine weitere Einführung an der entgegengesetzten Stirnseite vorgesehen 
wird und die Anzahl der Rohrzüge in beiden Einführungen geringfügig 
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erweitert wird. Dagegen wird der Platz für die erforderliche Anzahl 
der M u f f e n in den Typengebäuden bis Fe 2e nicht ausreichen. Als 
Lösung bietet sich hier die Verwendung bündelverseilter Kabel an, die 
den Fortfall der Muffen ermöglichen. Die Untersuchungen hierüber sind 
noch nicht abgeschlossen. 

5. Z u s a m m enfassun g 

Der Raumbedarf des EWSO 1 wurde anhand einiger typischer Bei¬ 
spiele in Typengebäuden gezeigt. Dabei ergab sich, daß das Entwick¬ 
lungsziel, den Raumbedarf um 50 % zu senken, erfüllt wurde. Es ist 
zu erwarten, daß für die Stromversorgung und die Kabeleinführung 
ein höherer Raumbedarf in den Typenhäusern entsteht und daß zusätz¬ 
liche Räume für die Wärmeabfuhrgeräte und deren Notstromversorgung 
benötigt werden. Nach dem augenblicklichen Stand der Untersuchungen 
ist zu hoffen, daß der zusätzliche Raumbedarf ohne Vergrößerung der 
Baukörper der Typenhäuser durch Inanspruchnahme der heute vor¬ 
handenen Reserve gewonnen werden und auf die Entwicklung eigener 
EWSO 1-Typenhäuser verzichtet werden kann. 

In bestehenden Gebäuden ist ein Teil der Vermilllungseinrichtungcn 
in konventioneller Technik vorhanden. Erweiterungen in EWSO 1 kön¬ 
nen sicherlich ohne Schwierigkeiten vorgenommen werden, solange der 
ursprünglich für die Vermittlungsstelle geplante Endausbau nicht über¬ 
schritten wird. Ein Überschreiten ist aber innerhalb der Möglichkeiten 
zulässig, soweit der benötigte Raum für die Kabelführung, die Strom¬ 
versorgung, die Wärmeabfuhr und Notstromversorgung zu gewinnen ist. 

IV. Auswirkungen der Einführung des EWSO 1 auf die Planung 

der Ortsnetze 

A. Allgemeines 

Der Bedarf an Einrichtungen des Fernmeldewesens, sei es an Lei¬ 
tungen des Orts- bzw. Femdienstes, sei es an technischer Ausrüstung 
der Vermittlungsstellen (Zahl der Beschaltungseinheiten), sowie die An¬ 
forderungen an die Gestaltung des Netzes (Lage der Vermittlungsstel¬ 
len usw.) richten sich nach der Zahl der Teilnehmer und deren Bedürf¬ 
nissen. Die zukünftige Entwicklung vorauszuschauen ist die Grundlage 
für die Planung und den Ausbau der Netze. Planung und Ausbau des 
Anschlußleilungsnetzes und des Verbindungsleitungsnetzes müssen sich 
außerdem nach dem Dämpfungsplan 55 und nach den im System- 
konzept gegebenen technischen Bedingungen unter Wahrung der Wirt¬ 
schaftlichkeit richten. 

Für die Planung der Ortsnetze, d. h. die Planung der Anschluß¬ 
bereiche, des Hauptanschlußleitungsnetzes mit Haupt- und Verzwei¬ 
gungskabeln und der Ortsverbindungsleitungsnetze für den Orts- und 
den Fernverkehr, sind für das EWSO 1 zum Teil andere Bedingungen 
und Grenzwerte als für das bisherige Direktwahlsystem festgelegt. Die 
Größe des Anschlußbereiches hängt von dem Fassungsvermögen der 
Vermittlungsstelle bzw. des Gebäudes und der Dichte der Teilnehmer 
pro Flächeneinheit ab, ebenso darf die zulässige Länge der Haupt- 
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anschlußleitungen nur in Ausnahmefällen für wenige Teilnehmer über¬ 
schritten werden, weil in diesen Fällen zusätzliche teure Maßnahmen 
erforderlich werden. 

Die wähl technischen Bedingungen des EWSO 1 lassen für den 
Schleifenwiderstand der Hauptanschlußleitungen höhere Werte als das 
EMD-System zu. Das neue System gestattet auch Tonfrequenz-Tasten¬ 
wahl ohne zusätzliche Umsetzung. Auch für die Ortsverbindungsleilun¬ 
gen ist der zulässige Schleifen widerstand größer. Durch zweidrähtige 
Führung und nahezu vollständige Erreichbarkeit wird die Ausnutzung 
gesteigert. Gleichstromsignale einschließlich Leitungskennzeichen wer¬ 
den nicht auf den Sprechwegen zwischen den Vermittlungsstellen über¬ 
tragen. Dafür sind besondere Steuer- und Datenleitungen erforderlich. 
Die Ortsverbindungsleitungen sind an das Koppelnetz wie Teilnehmer¬ 
leitungen geschaltet. 

Die übertragungstechnischen Bedingungen sind nicht vom Vermitt¬ 
lungssystem abhängig, sondern sind entsprechend dem Dämpfungs¬ 
plan 55 einzuhalten. Für Hauptanschlüsse stehen 1,2 Np = 10.3 dB 
Sendebezugsdämpfung und 0.2 Np = 1.7 dB Empfangsbezugsdämpfung, 
für die Verbindung zwischen Ursprungs- und Ziel-Ortsvermittlungsstelle 
max. 2,2 Np = 19 dB Restdämpfung zur Verfügung. 

Das Anschlußleitungsnetz ist der am schlechtesten ausgenutzle Teil 
der Fernsprechanlage und erfordert den größten Teil der Investitionen. 
In der Tabelle 3 ist das Verhältnis der Investitionen für die einzelnen 


Tabelle 3 

Aufteilung der Investitionen im Fernmeldewesen 

Durchschnilll. Anteil (v. II.-Satz) 
der Investitionen bei den betr. 
Anlagetiteln an den Gesamtinve- 





slitionen 

in den 

Jahren 

19 . .. 


Titel 

Bezeichnung 

54—58 

59—03 

04—08 

69—73 

1 . 

4101-4104 

Telegrafenwesen 

4,0 

1,8 

1,7 

1,5 

2. 

4111 

Teilnehmer- und öffcnll. 
Sprechstellen 

4.4 

3,7 

4,0 

4,7 

3. 

4115 

Nebenstellenanlagen 

4,7 

3,3 

2,1 

1,5 

4. 

4121 

Orlsverniill lungsstellen 

10,4 

17,0 

19,4 

23,8 

5. 

4125 

Fernvermitllungsstellen 

10,7 

11,3 

8,2 

0,7 

6. 

4131 + 4135 

Verstärkerstellen 

13,9 

10,7 

0,3 

4,8 

7. 

4141-4140 

Funkeinrichtungen 

4,3 

0,1 

7,1 

4,7 

8. 

4151 

Oberirdisches 

Ortsleitungsnetz 

1,2 

2,1 

2,8 

2,8 

9. 

4101+4171 

Unterirdisches 

Ortsleitungsnetz 
einschl. Kabelkana Umlagen 

24,0 

32,3 

40,1 

44,0 

10. 

4181 

Fernkabelanlagen 

14,5 

10,5 

7,0 

4,8 

11. 

4191 

Technische Ausstattung 
im Fernmeldewesen 

0,7 

0,7 

0,7 

0,7 



Investitionen in Mio. I)M 

2 945 

5414 

9 546 

■ 



Geplante 

Investitionen in Mio. DM 

— 

— 


17 070 
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Zweige des Fernmeldedienstes in den Jahren 1955 bis 1968, jeweils für 
fünf Jahre zusammengefaßt, und die entsprechende Aufteilung der ge¬ 
planten Investitionen für 1969 bis 1973 angegeben. 

Die Entwicklung der Anschlußzahlen und die sehr große Zahl von 
Anträgen auf Herstellung neuer Anschlüsse erfordern erhöhte Investi¬ 
tionen bei den Titeln 4111 (Teilnehmer- und öffentliche Sprechstellen), 
4161 (Kabelkanäle) und 4171 (Unterirdisches Ortskabelnetz). 

Mit der Einführung der E n t w i c k 1 u n g s p 1 a n u n g seit etwa 
1960 soll durch langfristige Planung die künftige Gestaltung des Orts¬ 
netzes, d. h. die Einteilung in Anschlußbereiche und Ermittlung der 
Größen der Ortsvermittlungsstellen, soweit wie möglich festgelegt wer¬ 
den. Im Rahmen der Entwicklungsplanung durchgeführte Untersuchun¬ 
gen über die wirtschaftliche Gestaltung der Ortsnetze und ihre Auf¬ 
teilung in Anschlußbereiche führten in größerem Umfange zur Bildung 
von Vermittlungsstellen mit bis zu 20 000 Beschallungseinheiten im 
Endausbau. Unwirtschaftliche Dezentralisation wird vermieden. Auch 
durch die Erhöhung der Baulängen der Anschlußkabel mit 0,4 mm 
Doppeladern sind räumlich größere Anschlußbereiche und Ortsvermitt¬ 
lungsstellen mit höherer Zahl an Beschaltungseinheiten wirtschaftlich 
geworden. 

Zweckmäßige Rufnummernplanung bringt durch die Ausnutzung 
niedrigstelliger Rufnummern und damit Ersparnissen an Wählern und 
Wählerstufen bis zur Einführung des EWSO 1 einen weiteren wirt¬ 
schaftlichen Vorteil zusätzlich zu der Verbilligung des Anschlußkabel¬ 
netzes durch die Erhöhung der Baulängen mit 0,4 mm Doppeladern. 
Im Zusammenhang mit der größeren Aufnahmefähigkeit vorhande¬ 
ner Gebäude für EWSO I-Einrichtungen werden sich fast immer ar¬ 
beitsaufwendige und kostspielige Neuabgrenzungen der A n - 
schlußbereiche erübrigen. Der zügige Ausbau der Haupt- und 
Verzweigungskabelnetze vorhandener Anschlußbereiche wird dadurch 
wesentlich erleichtert und beschleunigt. 

Die Untersuchungen im Jahre 1968/69 über künftig zu erwartende 
Hauptanschlußzahlen und -dichten ergaben, daß jetzt mit wesentlich 
höheren Werten als in den ersten Jahren der systematischen Entwick¬ 
lungsplanung zu rechnen ist. Der Ausbaugrad, d. h. die Anzahl der 
Verzweigungsleitungen pro Wohnung, ist bedeutend höher anzuneh¬ 
men. In Anbetracht größerer Kapazität der Orlsverinittlungsstellen 
durch das EWSO 1 kann der erhöhte Bedarf ohne große Änderung der 
Anschlußbereichs-Aufteilung in der Ortsnetzstruklur gedeckt werden. 
Mit der höheren Kapazität der Ortsvermittlungsstellen müssen auch 
mehr Doppeladern in die Vermittlungsstellen eingeführt werden. Es ist 
eine Neukonstruktion des Hauptverteilers mit wenigstens doppelter Auf¬ 
nahmefähigkeit an Doppeladern aus Platzgründen und aus Gründen 
übersichtlicher Schaltdrahtführung notwendig. Darüber wird an anderer 
Stelle in diesem Buch berichtet. 

Durch besondere Rechenprogramme sollen die zu erwartenden 
Hauptanschlußzahlen und -dichten für die Jahre 
von 1 9 7 0 bis 2000 für die großen und mittleren Ortsnetze von 
etwa 20 000 Einwohnern an ermittelt werden. Dies sind etwa 20 v. II. 
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aller Ortsnetze im Bundesgebiet. Sie erfassen aber z. Z. 72 v. H. aller 
Einwohner und 84 v. H. aller Hauptanschlüsse. Bild 38 gibt die ersten 
Ergebnisse wieder. 


25 


Id 

5 

c: 

o> 

c 

o 


766 43 537 000 5 580 000 
?n 0014 16 483 000 953 000 


t 


15 


10 


~Ermitteit aus bisheriger Entwicklung und 
g esch ätzt en Sättigungsd/ch t en. 
(Auswertung von 766ON und Hochrech¬ 
nung für die übrigen 3 014 ON) 

Bestandszahlen 1968 
ON Einwohner 


3780 6 0 020 0 0 0 6 594 000 


noch Investiti¬ 
onsplan 1968 
bis 1973 geschatz 
ter Bestand 




1968 70 


Er lauterungen 

HAs-Bedarf für starke, 
mittlere u. geringe Ent¬ 
wicklung bei geschätzter 
Zunahme der Einwohner 
gegenüber 1968 

bis 1975 I bis 1980 I bis 1990 
um 3 vH I um5 vH. I um 10vH. 

-entspricht HAs-Bedarf ohne 
Berücksichtigung ein er Ein 
wohnerzunahme 

1980 Jahr 191 90 


HAs Hauptanschlüsse 
ON Ortsnetze 


Bild 38. Vorausschätzung des Bedarfs an Hauptanschlüssen im Bundesgebiet 


Für die einzelnen Ortsnetze werden die sich aus der Entwicklungs¬ 
planung ergebenden Hauptanschlußzahlen und -dichten mit der nach 
der logistischen Funktion errechneten Dichte verglichen. Dazu sind nach 
der Tendenz der jährlichen Zunahme der Hauptanschlüsse für ver¬ 
schiedene Sättigungsdichten Kurven aufzustellen. Bild 39 gibt als Bei¬ 
spiel für ein ON den Vergleich mit den anhand der Blockübersichten 
sich ergebenden Hauptanschlußdichten für 1998 bei verschiedenen Sätti- 
gungsdichlen und verschieden starker Zunahme der Einwohnerzahlen 
wieder. 

Wenn die Ergebnisse der nächsten Jahre vorliegen, läßt sich dann 
durch Vergleich die weitere Entwicklung leichter abschätzen. Der sich 
für Ende 1969 ergebende Wert wurde inzwischen nachgetragen. 

Jetzt sind noch viele Unsicherheitsfaktoren, die die Berechnung 
erschweren, vorhanden. Der Einfluß unterschiedlichster, meist nicht von 
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der Technik beeinflußbarer Faktoren, wie Mangel an Inveslilionsinitteln 
oder Personal, der latente Bedarf an Anschlüssen, die Gebührenfrage, 
der Lebensstandard usw., läßt eine Berechnung aus den statistischen 
Werten der Vergangenheit nicht allein mit der logistischen Kurve linier 
Anwendung der Gauß’schen Methode der kleinsten Summe der Fehler¬ 
quadrate — selbst unter Mittelwertbildung aus jeweils 3 Jahren — zu. 
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Bild 39. Berechnung der Ilauptanschlußdichte bei verschiedenen Halbwertszeiten t m 

bzw. Sättigungsdichten (Beispiel für ein ON) 


In Bild 40 ist ein Versuch unternommen, aus der erwarteten Steige¬ 
rung in den nächsten Jahren bis zum Erreichen der halben Sättigungs¬ 
dichte eine längerfristige Vorhersage der Hauptanschlußdichte im Bun¬ 
desgebiet zu ermöglichen. Die Kurven für die Sättigungsdichte D« = 50 
und D s = 60 laufen bis 1076 sehr eng nebeneinander. Die zu Beginn 
des Jahres für Ende 1069 mit 12,5 gemachte Schätzung der Dichte wird 
durch die Ergebnisse übertroffen, da nach der Statistik diese zu diesem 
Zeitpunkt bereits 13,6 beträgt. Mittels der in den nächsten Jahren er¬ 
warteten Steigerung der Dichte und der kritischen Beobachtung der 
statistischen Werte in den letzten Jahren läßt sich für verschiedene 
Sättigungsdichten das jeweilige Jahr der halben Sättigungsdichte ab¬ 
schätzen. Aus der Kurvenschar ergibt sich, wie auch Bild 39 zeigt, daß 
erst unter Berücksichtigung verschiedener Jahre für den Wendepunkt 
und verschiedener Sättigungsdichten, die ebenfalls von dem Jahr der 
Untersuchung abhängig sind, Schlüsse auf die Entwicklung in den 
weiteren Jahren gezogen werden können. Diese Schlüsse müssen jedoch 
immer wieder erneut kritisch betrachtet werden, ebenso wie die Ent¬ 
wicklungsplanung alle 5 Jahre erneut zu überprüfen ist. 

Je nach Lieferkapazität an EWSO 1-Einrichtungen kann deren 
Einsatz aus dem durch Entwicklungsplanungen und -Untersuchungen 
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ermittelten Bedarf an Beschaltungseinheiten in den in Frage kommenden 
Einsatzzeiträumen vorausgeschätzt werden. Der Entwicklungsplanung 
der Ortsnetze kommt daher für den Einsatz des EWSO 1 besondere 
Bedeutung zu. Erst dadurch wird eine mittelfristige Planung für den 
Einsatz der neuen Technik ermöglicht. 

Durch die anderen elektrischen Bedingungen und durch das andere 
Systemkonzept wird sich die Einführung des EWSO 1 auf die Planung 
der ON im einzelnen verschieden stark auswirken. 

d 



Bild 40. Entwicklung der llauplanschlußdichte im Bundesgebiet 

(Erläuterungen siehe Bild 39) 


B. Anschlunieituiigsnetz 

Die aus der Übertragungstechnik (Dämpfungsplan 55) und aus der 
Vermittlungstechnik (Systemkonzept) gegebenen Grenzbedingungen für 
Bezugsdämpfung und Schleifenwiderstand müssen aus wirtschaftlichen 
Gründen weitgehend ausgenutzt werden. Im Dämpfungsplan 55 hat 
man daher einen großen Teil der Bezugsdämpfung in die Anschluß¬ 
leitung einschließlich Teilnehmerapparat und Speisebrücke (Sende¬ 
bezugsdämpfung SBD — 1,2 Np — 10,3 dB, Empfangsbezugsdämpfung 
EBD = 0,2 Np = 1,7 dB) gelegt und für die Verbindungsleitung zwi¬ 
schen den die Teilnehmer speisenden Ursprungs- und Ziel-Ortsvermitt¬ 
lungsstellen (sei es eine reine Ortsverbindung oder auch eine Fernver¬ 
bindung) nur max. 2,2 Np = 19 dB vorgesehen. 

Die Richtlinie für den Einsatz von S p r e c h - und Hör¬ 
kapseln schreibt Höchstwerte für die Planungsbezugsdämpfung der 
Anschlußleitungen von einfachen Hauptstellen und von Sprechstellen 
in Nebenstellenanlagen vor und regelt danach die Bestückung der Fern¬ 
sprechapparate mit den verschiedenen Kapselgruppen. Bei einfachen 
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Hauptstellen sind danach grüne Kapseln bis 7.11 0,95 Xp = 8.5 dB und 
rote bzw. Transistor-Kapseln bis zu 1.25 X'p = 11 dB Planungsbezugs¬ 
dämpfung der Anschlußleitung zulässig, darüber hinaus wären zusätz¬ 
lich NLT-Verstärker einzusetzen. Bei Hauptanschlüssen, die in An¬ 
schlußleitungen mit 0,4 oder mit 0,6 nun Leitern geführt sind, kann in 
der Hegel die erforderliche Empfindlichkeitsgruppe der Kapsel mit aus¬ 
reichender Genauigkeit nach dem Schleifen widerstand der Anschluß¬ 
leilungen (unter 1000 Ohm Schleifenwiderstand grüne Kapseln, über 
1000 Ohm rote bzw. Transistor-Kapseln) bestimmt werden. 

In der Praxis haben sich die roten Kapseln in ihrer Bezugsdämp¬ 
fung als nicht so konstant wie die grünen bzw. die Transistor-Kapseln 
erwiesen. Daher werden zur Zeit Untersuchungen vorgenommen, um 
durch Verbesserung der Schaltung im Fernsprechapparat 61 den Ein¬ 
satzbereich der grünen Kapseln bis etwa 1200 Ohm bei 0,4 mm Adern- 
durclunesser auszudehnen und bei höherem Schleifenwiderstand gleich 
Transistor-Kapseln einzusetzen. Die neue LW-Schaltung des EMD- 
Systems läßt wähltechnisch auch einen Schleifenwiderstand von 1250 
Ohm zu. Nach Klärung dieser Punkte könnte das Anschlußleitungsnetz 
schon jetzt bis 4,8 km Leitungslänge mit 0.4 mm Doppeladern ausgebaut 
werden. 

Wird der für das derzeitige System zugelassene Schleifenwider¬ 
stand bei einzelnen Sprechstellen überschritten, so kann in gewissen 
Grenzen der zur sicheren Impulsübertragung notwendige Schleifenstrom 
durch Zusatzspeisung sichergestellt werden. Bei EWSO 1 ist Tonfre¬ 
quenz - Ta s ten wah 1 mögl ich. 

Der Mikrofonstrom, der auch durch Betätigung des Nummern- 
schaIlers als Schleifenstrom zur Wählimpulsübertragung dient, muß 
bei der Kohlesprechkapsel mindestens 22 mA und bei der Transistor¬ 
sprechkapsel mindestens 17.5 mA für den Fernsprechapparat 61 be¬ 
tragen. 

Um Kupfer der Anschlußleitungen zu sparen und damit die von 
dem Schleifenwiderstand her gegebenen Grenzen weitgehend auszunut¬ 
zen, wurde im Herbst 1966 die Baulänge der Anschlußkabel- 
Doppel a d e r n mit 0,4 m m Ader n d u r c h m esse r von 1,9 
auf 3,5 km Länge erhöht. 1967 wurde das Hintereinanderschallen von 
0,4 mm- und 0,6 mm-Adern eingeführt. Je nach der größten Anschluß¬ 
leilungslänge l max für Haupt- und Verzweigungskabel in einzelnen 
Kabelverzweiger-Bereichen ergibt sich jeweils ein aus den spezifischen 
Schleifenwiderständcn berechenbarer Übergang. Die mit 0.4 mm Dop¬ 
peladern zu bauende Länge a errechnet sich nach der Formel 

a = 6,7 — 0,82 • l max . 

Bild 41 gibt die jährlich beschafften Doppelader-km und Bild 42 
die jährlich beschafften Kabel-km für 0.4 und 0,6 mm Aderndurch- 
messer wieder. 1969 wurden für das Ortskabelnetz etwa 60% der DA 
mit 0,4 mm Durchmesser und etwa 40 % mit 0,6 mm Durchmesser — 
diese hauptsächlich für Orts Verbindungsleitungen — bestellt. Durch 
vorgenannte Maßnahmen (3,5 km Baulänge mit 0,4 mm Durchmesser 
und Übergang zwischen 0.4 und 0,6 mm Durchmesser) und die ebenfalls 
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von der Ortsnetzplanung angeregte Beschränkung der Kabeltypen für 
Ortskabel (früher etwa 160 verschiedene Ortskabeltypen nach Doppel¬ 
adernzahl. Leiterdurchmesser und Manlelaufbau, in Zukunft etwa 
60 Typen) ergab sich allein für 1969 eine Ersparnis an Investitions- 
mitteln von rund 50 Mio. DM, abgesehen von der vereinfachten Vorrats¬ 
haltung. 
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Bild 41. Umfang der jährlichen Be¬ 
stellungen an Doppeladernkilometern 
der St III-Ortskabel mit 0,4 und 0,6 mm 
Leiterdicke 

DA Doppelader 


Bild 42. Umfang der jährlichen Be¬ 
stellungen an Kabelkilometern der 
St III-Ortskabel mit 0,4 und 0,6 mm 
Leiterdicke 


Bild 43 gibt den Zusammenhang zwischen der Länge der Anschluß¬ 
leitung und dein Schleifenwiderstand bzw. der Planungsbezugsdämp¬ 
fung bei den gebräuchlichen Aderndurchmessern und damit die Grenzen 
für den Einsatz der verschiedenen Kapseln wieder. 





Bild 43. 

Kapselgruppierung in 
Abhängigkeit von der 
Länge der Hauplanschluß¬ 
leitungen 


Bild 44 gibt die Suinmenhäufigkeit der Anschlußleitungslängen 
nach einer im Jahre 1968 durchgeführten repräsentativen Stichproben¬ 
erhebung für verschieden große Anschlußbereiche wieder. 


IG* 
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- ON 1 -600HAS 

- AsB 601- 5000 HAs 

- AsB größer als 5000HAs 


km 

HAs-Lange 


Bild 44. 

Sunimcnhiiufigkeit der 
Anschlulileitungslängen 
AsB Anschlußbereich 
MAsI Hauptanschluß- 
leitung 

ON Ortsnetz 


Z. Z. haben etwa 95 v. H. aller Hauptanschlußleitungen eine Bau- 
lange bis 3,5 km. In Ortsnetzen mit mehreren Anschlußbereichen werden 
die Anschlußbereiche räumlich kleiner, so daß alle oder so gut wie alle 
Hauptanschlußleitungen mit 0,4 mm Doppeladern hergestellt werden 
können. 


Das EMD-System 55 läßt wähllechnisch Hauptanschlußleitungen 
bis 1000 Ohm und bei geänderter LW-Schaltung bis 1250 Ohm zu. 
Mit Zusatzspeisung sind bis zu 1600 Ohm überbrückbar, während bei 
EWSO 1 1800 Ohm Schleifen widerstand für Hauptanschlußleitungen 
zulässig sind. Dadurch werden sich Baulängen bei 0.4 mm Doppeladern 
von 6,5 km anstelle von bisher etwa 3,5 km, bei 0.6 mm Aderndurch¬ 
messer von 14,5 km anstatt 8,2 km ergeben, wenn die übertragungs¬ 
technischen Grenzen eingehalten werden können. 


Für den Bereich von 6,5 km bis etwa 13,5 km ist ein Übergang 
entsprechend dem Schleifenwiderstandsverhältnis möglich. Die mit 
0,4 mm Durchmesser zu bauende Strecke ai errechnet sich aus der 
Länge l max der längsten Anschlußleitung (Haupt- und Verzweigungs¬ 
kabel) in den betreffenden Anschlußbereichen bzw. Kabelverzweiger- 
Versorgungsbereichen dann nach der Gleichung ai = 12,2 — 0.82 • l max . 

Wie oben erwähnt, enden aber jetzt bereits 95 v. H. aller Haupt¬ 
anschlußleitungen innerhalb eines Umkreises von 3,5 km um die Ver¬ 
mittlungsstelle. Es ergeben sich dann für die restlichen 5% längerer 
Anschlußleitungen Einsparungen durch Auslegen von Kabeln mit 
0,4 mm Doppeladern anstelle von 0,6 mm, wenn das Anschlußkabel 
erst nach Einrichtung von EWSO 1 neu gebaut bzw. erweitert werden 
muß. Schon jetzt wird aber durch die Verlängerung der 0,4 mit 0,6 mm 
Adern bereits eine Teillänge mit 0,4 mm Aderndurchmesser gebaut sein, 
sofern die Hauptanschlußleitung bis etwa 7,5 km lang ist. Die Grenze 
für die Baulänge mit 0,4 schon jetzt weiter zu erhöhen als sich aus der 
Änderung der Fernsprechapparate-Schallung ergibt (s. o.; 4,4 km), ist 
unwirtschaftlich, denn der Einsatz von Zusatzspeisung und von höher¬ 
wertigen Kapseln ist teuerer, als die Restlänge jetzt noch ohne Rücksicht 
auf EWSO 1 mit 0,6 mm Doppeladern auszubauen. 
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Das Verzweigungsnetz muß aus wirtschaftlichen Gründen 
für 30 Jahre entsprechend den Ergebnissen der Blockübersichten in der 
Entwicklungsplanung jetzt ausgebaut werden, um den augenblicklichen 
Bedarf zu decken. Nach Bild 45 ergeben sich für niederpaarige Kabel 
mit einem geringen jährlichen Zuwachs größere Ausbauabschnitte, die 
für Erdkabel ebenfalls größer als für Röhrenkabel sind. 



Bild 45. 

Barwertkosten von 
Anschlußkabeln 

Zugrunde gelegte Werte: 

Grundkosten a = 5000 DM/km 
Einheitenkosten b = 50 DM/ki» 

Zinssatz z = 7 % 


Dabei ist die durch das jetzige EMD-System gegebene Grenze die 
schärfere, und beim Übergang auf EWSO 1 treten keine Schwierigkeiten 
als Folge des geforderten Schleifenwiderstandes auf. Im Gegenteil, hei 
allen mehr als 8,2 km langen Leitungen, hei denen jetzt Zusatzspeisung 
eingesetzt werden muß, kann dann darauf verzichtet werden. Eine 
weitere Anzahl von Teilnehmerleitungen, die jetzt als Folge ihrer über¬ 
großen Länge und ihrer geringen Anzahl als Blankdrahtleitungen ge¬ 
baut werden, kann dann, wenn neue Teilnehmer hinzukommen, aus 
unterhaltungstechnischen Gründen verkabelt werden. 

Zu überlegen wäre, oh die Leitungen zwischen 3,5 und etwa 6,5 km 
Länge, für die jetzt ein Übergang von 0,4 mm Doppeladern auf 0,6 mm 
Doppeladerndurchmesser im Hauptkabel vorgesehen ist, nicht im Ver¬ 
zweigungsnetz unter entsprechender Verringerung der 0.4 mm Haupt¬ 
kabelstrecke mit 0,4 mm Doppeladern ausgebaut werden sollten. Das 
Hauptkabel, das nur für etwa 10 Jahre den Adernbedarf decken soll, 
würde dann bei seiner nach diesem Zeitraum erforderlichen Erweiterung 
in seiner Teillänge, die jetzt noch aus 0,6 mm Doppeladern bestehen 
muß, auch mit 0,4 mm Doppeladern erweitert werden können, falls 
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bis dahin das EWSO 1 in diesem Anschlußbereich eingeführt ist. Wie 
weit dadurch zusätzliche Umschaltungen und zusätzliche Montage¬ 
arbeiten erforderlich werden und wie weil dadurch die Übersichtlich¬ 
keit der Leitungsnetze beeinträchtigt wird, wäre im einzelnen noch zu 
untersuchen. Ebenso ist der Einfluß der Stoßstellen durch den unter¬ 
schiedlichen Wellenwiderstand und durch ihre Lage im Leitungsnetz 
auf die Übertragungseigenschaften der Leitung noch zu klären. 

Beim Einsatz von sehr empfindlichen Sprech- und Hörkapseln 
(dynamische Kapseln. Transistorkapseln o. ä.) auf elektrisch langen 
Leitungen ist zu beachten, daß wegen des erhöhten Sendepegels und 
der herabgeminderlen Empfangspegel die Nah-Nebensprechdämpfung 
nicht zu klein wird und dann verständliches Nebensprechen mit einer 
im gleichen Netzausläufer parallel geführten zweiten Teilnehmerleitung 
auftritt. U. U. werden schallungstechnische Maßnahmen, z. B. Adern¬ 
wechsel. Kreuzungsausgleich o. ä. notwendig. 

Bei unbespulten Anschlußleitungen treten zwischen 300 und 3400 Hz 
Dämpfungsverzerrungen auf; deshalb wird die Planungsbezugsdämp¬ 
fung aus der Leitungsdämpfung bei 800 Hz durch Multiplikation mit 
1.4 errechnet, oder es wird der mittlere Erfahrungswert, der etwa der 
Dämpfung bei 1300 Hz entspricht, benutzt. Die 3,5 kHz-Dämpfung ist 
dreimal so groß wie die 300 Hz-Dämpfung. Besonders bei langen 
Hauplanschlußleilungen ist auf eine entsprechende Entzerrung im Fern¬ 
sprechapparat zu achten. 

Die Hauptanschlußleitung muß auch die 16 kHz-Gebiihrenimpulse 
zum Gebührenanzeiger des Teilnehmers übertragen. Bei einem Schlei¬ 
fenwiderstand der Hauplanschlußleitungcn bis 1000 Ohm müssen die 
bisher gebräuchlichen Gebührenanzeiger weiterverwendet werden kön¬ 
nen. Die 16 kHz-Dämpfung einer 1800 Ohm langen 0.4 mm DA beträgt 
4,0 Np = 36 dB. Bei einem 16 kllz-Sendepegel von 2 Np = 18 dB muß 
also ein neu zu entwickelnder Gebührenanzeiger bei einem absoluten 
Pegel von — 2 Np = — 18 dB noch sicher ansprechen. 

C. Einsatz von Konzentratoren 

Der wirtschaftliche Einsatz von Konzentratoren im Netz ergibt sich, 
im Gegensatz zum Einsatz von Wählsternschaltern, nicht nur aus der 
Kostengegenüberstellung vom (jetzt noch unbekannten) Anschaffungs¬ 
preis und eingesparlen Kosten für die durch die Vorfeldeinrichtung 
erübrigten Hauptkabel-Doppeladerkilometer. Man muß hier berück¬ 
sichtigen, daß der Konzentrator ein vorgezogener Teil der technischen 
Einrichtung der Vermittlungsstelle ist und dort, da die Konzentralor- 
hauptleitung nicht wieder auf einzelne Teilnehmerschaltungen aufge¬ 
spalten werden muß, die entsprechenden Koppelgruppen einfacher wer¬ 
den; jede Konzentrator-Hauptleitung bringt einen höheren Verkehrs¬ 
anteil. Die Grenzen für einen wirtschaftlichen Dauereinsatz können erst 
nach Bekanntwerden der Preise angegeben werden. 

Da der Hauptkabel-Ausbau im allgemeinen für einen Zeitraum 
(Ausbauabschnitt) von 10 Jahren geplant wird, kann u. U. anstelle 
einer Hauptkabel -Er Weiterung der Einsatz von Konzen¬ 
tratoren in Frage kommen. Wo eine starke Vermehrung der Haupt- bzw. 
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der Verzweigungskabel-DA zur Versorgung eines neuen Wohnhoch¬ 
hauses o. ä. nicht lohnend ist oder die Neuabgrenzung bzw. Teilung 
eines Kabelverzweiger-Bereichs mit entsprechenden Netzerweiterungen 
und umfangreichen Umschallungen sonst erforderlich wird, können 
Konzentratoren wirtschaftlich eingesetzt werden. Der vorübergehende 
Einsatz, um Engpässe im Anschluß kabelnetz zu beheben, wie das bis 
jetzt für Wählsternschalter häufig der Fall war, dürfte in späteren 
Jahren nur noch in geringem Maße notwendig sein. Jeder Einsatz von 
Konzentratoren kann auch hier nur aus wirtschaftlichen Gesichtspunk¬ 
ten gesehen werden. 

Konzentratoren können aber auch kleine Anschlußbereiche dann 
ganz überflüssig machen, wenn sie — eventuell zu mehreren — an¬ 
stelle einer Ortsvermittlungsstelle in deren Gebäude 
oder an anderen günstigen Stellen eingerichtet werden. 

Gesteuerte Orlsvermittlungsstellen können in kleinen ländlichen 
Knotenvermittlungsbereichen alle oder einzelne kleine offene Endver¬ 
mittlungsstellen mit ihrer Ortsvermittlungsstelle ersetzen. Dazu muß 
das Zentralsteuerwerk bei der steuernden Ortsvermittlungsstelle am Sitz 
der Knotenvermittlungsstelle die Zuordnung der Teilnehmer zu den 
verschiedenen Ortsnetzen sicherstellen. 


Es gibt z. Z. im Bundesgebiet etwa 150 Knotenvermittlungsbereiche 
mit weniger als 2500 Hauptanschlüssen und weitere etwa 150 Knoten¬ 
vermittlungsbereiche mit Teilnehmerzahlen zwischen 2500 und 5000. 
400 Ortsnetze haben z. Z. weniger als 100 Hauptanschlüsse und an 
weitere 870 Ortsnetze sind zwischen 100 und 200 Teilnehmer ange¬ 
schlossen. Nach der Entwicklungsplanung wird etwa mit einer Ver¬ 
vierfachung der Hauptanschlüsse in den nächsten 30 Jahren gerechnet 
und etwa 300 Knotenvermittlungsbereiche werden mit einer steuernden 
Ortsvermittlungsstelle am Sitz der Knotenvermittlungsstelle und mit 
gesteuerten Ortsvermitflungsstellen anstelle der offenen Endvermitl- 
lungsstellen auskommen. 


Für die Zeit des Übergangs von der EMD-Technik auf das EWSO I 
wird in einigen Vermittlungsstellen bereits die neue Technik installiert 
sein, während in Vermittlungsstellen des alten Systems der Teilnehmer 
Zuwachs Wartezeiten durch fehlende Beschaltungseinheiten, deren Ein¬ 
bau unwirtschaftlich wäre, entstehen läßt. Mittels Erweiterungskonzen- 
tratoren, die in der EMD-Vermittlungsstelle Aufstellung finden, besteht 
die Möglichkeit, neue Teilnehmer aus diesem Anschlußbereich an eine 
andere Ortsvermittlungsstelle des Ortsnetzes, in der EWSO 1 bereits 
installiert ist, anzuschließen. Der Er weiter ungskonzentr a - 
tor ist die Keimzelle für die anstelle der Vermittlungsstelle alten 
Systems entstehende EWSO 1-Vermittlungsstelle. Erweiterungskonzen¬ 
tratoren werden durch Nachbau der C-Stufe des Koppelnetzes und des 
Arbeitsfeldsteuerwerks zu gesteuerten Ortsvermittlungsstellen ausgebaut, 
sobald der Teilnehmerzuwachs es erforderlich macht. 


Neil im EMD-Anschlußbereich einzurichtende Sprechstellen für 
Vielsprecher, die an die EWSO 1-Vermittlungsstelle angeschlossen wer¬ 
den müssen, sollten nicht über den Erweiterungskonzentrator, sondern 
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direkt an diese herangeführt werden, da die Ausnutzung der Anschluß¬ 
leitungen gewährleistet ist. Für diese Leitungen gilt hinsichtlich Schlei¬ 
fenwiderstand und Bezugsdämpfung das gleiche wie für über den 
Erweiterungskonzentrator geführte Anschluß lei tungen einschließlich 
Hauptleitung. 

Diese Teilnehmer werden von der EWSO 1-Vermittlungsstelle aus 
gespeist. Daher ist die Hauptleitung für die Planung (Schleifenwider¬ 
stand und Dämpfung) mit in die Teilnehmerleitung einzubeziehen. In 
diesem Falle darf die Hauptleitung und die längste Anschlußleitung 
vom Konzentrator bis zum weitesten Teilnehmer zusammen bis 1800 


Ohm betragen. Da nach dem jetzigen Konzept der größte Schleifen¬ 
widerstand im AsB 1000 Ohm betragen kann, stehen liier für die Haupt¬ 
leitungen noch 800 Ohm zur Verfügung, d. li., jetzige Ortsverbindungs¬ 
leitungen mit 0,6 mm Aderndurchmesser können, wenn sie nicht länger 
als 6,5 km sind, dafür benutzt werden. Falls 0.8 mm Doppeladern in 
Ortsverbindungskabeln zur Verfügung stehen, kann die Entfernung 
zwischen der EWSO 1-Vermittlungsstelle und dem Erweiterungskonzen¬ 
trator 11,5 km betragen. 

Jetzt werden Ortsverbindungsleitungen mit 0,6 mm Doppeladern 
bis 6,5 km 3-adrig geführt. Der Widerstand der c-Ader beträgt dann 
gerade 400 Ohm. Für den Konzentrator sind nur zweidrählige Haupt¬ 
leitungen nötig. Wenn nun die dreiadrigen Ortsverbindungsleitungen 
durch Einsatz von Gleichstromübertragungen auf zweiadrige Führung 
gebracht werden, kann man aus den freigeschalteten c-Adern die für 
den Anschluß der Erweiterungskonzentratoren benötigten Hauptleitun¬ 
gen gewinnen, sofern nicht das Auslegen eines neuen Kabels wirtschaft¬ 
licher bzw. durch höheren Adernbedarf sowieso erforderlich ist. Es ist 


ebenso möglich, für die Ortsverbindungsleilungen der EMD-Vermittlung 
Puls-Gode-Modulalion einzusetzen und die dadurch freiwerdenden, bis¬ 


her als Ortsverbindungsleitungen benutzten Doppeladern jetzt als 
Hauptleitungen zur Verfügung zu haben. 

Schwierigkeiten bei der Anschaltung von neuen Teilnehmern kön¬ 
nen sich ergeben, falls die elektrische Leilungslänge zwischen EWSO 1- 
Vermittlungsstelle und Erweiterungskonzentrator größer als 800 Ohm 
und die größte elektrische Leilungslänge zwischen Konzentrator und 
Teilnehmer nicht entsprechend kleiner als 1000 Ohm i&t, so daß für die 
weitesten Teilnehmer 1800 Ohm Schleifenwiderstand überschritten wer¬ 


den. Es wären in den Schaltunterlagen am Schaltplatz diese Endver¬ 
zweiger- bzw. Kabelverzweigerbereiche als nicht an den Erweiterungs¬ 
konzentrator anschaltbar zu kennzeichnen. 


Bei dem Einsatz von Erweiterungskonzentratoren ist vor allem die 
Einhaltung der Sende- und der Empfangsbezugs- 
d ä m p fung zu beachten. Alle Anschlüsse, für die die Planungsbezugs¬ 
dämpfung der Leiter über 0,95 Np = 8,8 dB liegt, müssen mit roten 
Kapseln bzw. Transistorkapseln und entsprechend empfindlichen Hör¬ 
kapseln ausgerüstet werden. Dadurch können sich für den Betrieb zu¬ 
sätzliche Schwierigkeiten ergeben. Um nur grüne Kapseln im gesamten 
Anschlußbereich, unabhängig davon, ob der Teilnehmer an die EMD- 
Vermittlungsstelle oder an den Erweiterungskonzentrator angeschlossen 
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ist, zu haben, wäre zu überlegen, ob mail die zusätzliche Bezugsdämp- 
fung, die sich für die Hauptleitungen ergibt, mit nicht ausgenutzten 
Dämpfungsanteilen der Ortsverbindungsleitung aufrechnen kann. Dabei 
steht aber höchstens der zwischen den beiden EMD-Vermittlungen — 
von denen die eine durch EWSO 1-VSt ersetzt wird, die andere durch 
den Erweiterungskonzentrator erweitert wird — für den kommenden 
Fernverkehr eingeplante Dämpfungsanteil zur Verfügung. Falls z. B. 
die EWSO 1-Vermittlungsstelle bei einer Gruppenvermittlungsstelle ein¬ 
gerichtet und der Erweiterungskonzentrator bei einer zugehörigen Voll¬ 
vermittlungsstelle eingesetzt ist, ist dies die Vollvermiltlungsleitung (Vol). 
Gerade bei großen Ortsnetzen ist dieser Dämpfungsanteil für weil von 
der Endvermittlungsstelle entfernt liegende Gruppen- bzw. Vollvennill- 
lungsstellen gering und daher sind dort schon jetzt hochwertige, meist 
bespülte Doppeladern erforderlich. Falls die EWSO 1-Vermittlungsstelle 
in einer von der Gruppenvermittlungsstelle getrennten Vollvermitllungs- 
slelle eingerichtet wird, ergibt sich dabei kaum ein Dämpfungsgewinn 
für die Hauptleitungen, die ja dann in einem Maschenkabel geführt 
werden müssen. Hier sind u. Ü. die benötigten Doppeladern nachträglich 
zu bespülen. Alle Hauptleitungen der Erweiterungskonzentratoren müs¬ 
sen für den Fernverkehr bemessen werden, obwohl etwa 80 v. II. des 
Verkehrs Ortsverkehr ist. 


Weiterhin ist zu beachten, daß der M ikro f onsl r o m für die 


Kohlekapseln entsprechend der „Richtlinie für den Einsatz der Sprech- 
und Hörkapseln bei den Sprechstellen“ für die Fernsprechapparate 
613—616 mindestens 20 mA, für die allgemein in EMD-Ortsnetzen ein¬ 
gesetzten Fernsprechapparate 611 bzw. 612 mindestens 22 mA betragen 
muß. Bei 60 V Speisespannung, 250 Ohm Apparatwiderstand und 1000 
Ohm Speisebrücken widerstand bleiben bei max. 1000 Ohm Schleifen¬ 
widerstand der Leitung zwischen Erweilerungskonzentrator und Teil¬ 
nehmer 475 Ohm Schleifen widerstand für die Hauptleitung. Für den 
Fernsprechapparat 613 und 618 und bei Einsatz von Transistorkapseln 
stünden, um den Mindestmikrofonstrom von 17,5 mA sicherzustellen. 


noch 1100 Ohm für die Hauptleitung zur Verfügung. Hier begrenzt also 
im allgemeinen die Dämpfungsbedingung die max. Länge der Haupt¬ 
leitung. 


Um die 16 kllz-Gebiihrenzähler des EMD-Svstems, die nur für 


max. 1000 Ohm Anschlußleitungs-Schleifemviderstand bemessen sind, 
auch hier weiterzuverwenden, und da die 16 kHz-Impulse nicht über 
bespülte Leitungen übertragen werden, muß die 16 kHz-Einspei- 
s u n g am Erweiterungskonzentrator erfolgen. 

Wie weit, wann und wo der Einsatz von Erweilerungskonzenlra- 
toren wirtschaftlich ist und von welchem Größenbereich an eine ge¬ 
steuerte Orts Vermittlungsstelle vorzusehen ist, muß von Fall zu Fall 
unter Beachtung obiger Gesichtspunkte geplant werden. Außer der 
Anfangskapazität der EWSO 1 -\ 'ermitllungsstdle und des Erweiterungs¬ 
konzentrators muß der jährliche Zuwachs an Teilnehmern beachtet 
werden. Es ist daher auch zu prüfen, wann der Zeitpunkt kommen 
wird, einen bzw. mehrere Erweiterungskonzentratoren zu einer ge¬ 
steuerten Vermittlungsstelle zu erweitern. Wenn gleich eine gesteuerte 
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Vermittlungsstelle eingeplant wird, stehen den zusätzlichen Kosten für 
die C-Koppelfelder und für das Arbeitsfelds teuerwerk Ersparnisse für 
zusätzlichen vorübergehenden Aufwand an hochwertigen Leitungen und 
hei den Sprechstellen (Apparat und Transistorkapseln) sowie der Vorteil 
eines einheitlichen Anschlußbereichsnetz-Aufbaus und seiner Unterhal¬ 
tung gegenüber. 


Unter Beachtung der wirtschaftlichen, betrieblichen und technischen 
Grenzen kann es in Ortsnetzen mit mehreren Vermittlungsstellen möglich 
sein, zuerst nur eine steuernde und eventuell einige gesteuerte Orts- 
vermiltlungsstellen so einzurichten, daß wirtschaftlich über Erweite¬ 
rungskonzentratoren der Neubedarf an Hauptanschlüssen in allen übri¬ 
gen Anschlußbereichen, sobald die EMD-Ortsvermittlungsstelle vollge¬ 
laufen ist, für einige Zeit gedeckt werden kann. Im Laufe der Jahre, 
wenn der Bedarf an Beschallungseinheiten steigt, werden weitere ge¬ 
steuerte Ortsvermittlungsstellen anstelle der Erweiterungskonzentrato¬ 
reneinheiten und auch weitere Steuerbereiche eingerichtet werden. 


D. Ortsverbindungsleitungsnetz 

Im Gegensatz zum EMD-System mit fester Rufnummernzuordnung 
zu den einzelnen Ortsvermittlungsslellen und der damit vorgegebenen 
Leitungsführung zwischen den einzelnen Vermittlungsstellen (Wähler¬ 
stufen) in kommender und gehender Richtung läßt sich bei EWSO 1 — 
natürlich unter Einhaltung der übertragungstedmischen und der son¬ 
stigen erforderlichen vermittluugslechnischen Bedingungen — die Lei¬ 
tungsführung den Verkehrsbedürfnissen und den vorhandenen Ortsver- 
bindungskabeln anpassen. 

Große Vorteile sind für das Ortsverbindungskabel-Netz zu erwarten, 
weil anstatt der bisher überwiegend 3-adrigen n u r n o c h 2 - a d r i g e 
O r t s v e r b i n d u n g s 1 e i t u n g e n benötigt werden. Außerdem ist 
der Ausnutzungsgrad der Ortsverbindungsleitungen für EWSO 1 durch 
die vollkommene Erreichbarkeit und den wechselseitigen Betrieb größer, 
so daß sich der Leitungsbedarf stark verringert. Dazu kommt die Leit¬ 
weglenkung im Ortsnetz zwischen den einzelnen EWSO 1 -Vermittlungs¬ 
stellen, die ebenfalls eine bessere Ausnutzung bringt. 

Für Ortsverbindungsleitungen läßt das EWSO 1 einen Schleifen¬ 
widerstand von 4000 Ohm gegenüber 3000 Ohm beim EMD-System zu. 
Die Dämpfungsbedingungen sind auch hier nicht vom System, sondern 
vom Dämpfungsplan 55 abhängig, so daß sich dadurch keine Unter¬ 
schiede ergeben, sofern die Dämpfungsbedingung gegenüber der Wider¬ 
standsbedingung die schärfere ist. Das ist bei allen unbespulten Orts¬ 
verbindungsleitungen der Fall. Für bespülte Ortsverbindungsleitungen 
ergibt sich durch die günstigere Widerstandsbedingung des EWSO 1 
eine größere Reichweite. Die maximalen Ortsverbindungs- 
leitungslängen bei den verschiedenen Reichweiten sind in Ta¬ 
belle 4 und in Bild 46 für die verschiedenen Aderndurchmesser dar¬ 
gestellt. 
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des E W S O 1 in bestehe n d e Ort s n etze 


Schleif enwiderstand 



Bild 46. Reichweiten für Orlsverbindungsleilungen des Ortsdiensles in Abhängigkeit 

von den Widerstands- und Dämpfungsbedingungen 

DA Doppelader OV1 Ortsverbindungsleitung 

GUe Gleichstromübertragung RWUe Reichweitenübertragung 

Tabelle 4 


Maximale Grenzlüngen der Ortsverbindungsleitungen in km 


Leiterdicke 
in mm 

für EMD-Technik 

3-adrig 

• 

2-adrig 

für EWS 1- 
Technik 

ohne RWUe 

mit RWUe 

+ GUe 

2-adrig 

0,4 unbesp. 

o q 

5,2 

■ 

8,3 *) 

0,6 unbesp. 

6,5 

11,5 

13,6 *) 

13,6 *) 

0,6 besp. 

6,5 

11,5 

22,5/21 

32,0 

0,8 unbesp. 

11,6 

18,0 *) 

18,0 *) 

18,0 *) 

0,8 besp. 

11,6 

20,0 

40,4/37,5 

58,0 


*) Grenzwerte durch Dämpfungsbedingungen gegeben 
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Bespülte Ortsverbindungsleitungen mit 0,4 mm Doppeladern für 
EMD-Technik sind unwirtschaftlich, da die entsprechende dreiadrige 
Führung der unbespullen 0,0 mm Doppeladern billiger ist. Unbespulte 
0,4 mm Doppeladern sind ohne Reichweitenübertragungen bis 2,9 km, 
mit Reichweitenübertragungen bis 5,2 km zulässig, ihr Einsatz wäre 
nur in den wenigen Fällen bei besonderen Ortsverbindungskabeln mit 
0,4 mm Doppeladern wirtschaftlich möglich. Für unbespulte Orlsver- 
bindungsleitungen mit 0,6 und 0,8 mm Aderndurchmesser bringt die 
Erhöhung des zulässigen Schleifenwiderstandes bis 4000 Ohm keine 
Verlängerung der möglichen Reichweite; lediglich die Ortsverbindungs¬ 
leitungen mit unbespullen 0,4 mm Doppeladern können für EWSO 1, 
da ihre Reichweite dann bis 8,3 km beträgt, interessant werden, zumal 
alle Ortsverbindungsleitungen nur in zweiadriger Führung benötigt 
werden. 

Unter Umständen kann durch eine kurze Überbrückung von An¬ 
schlußkabeladern der an die Grenze zweier benachbarter Anschluß¬ 
bereiche heranreichenden Kabelverzweiger-Bereiche ein weiterer Weg 
für Ortsverbindungsleitungen oder auch für Steuer- und Datenleilungen 
geschaffen werden. Diese Verbindungen können auch benutzt werden, 
um Teilnehmer im Bereich der EMD- an die benachbarte EWSO 1 - 
Vermittlungsstelle mit Konzentratoren anzuschließen, um den Umweg 
über den Hauptverteiler der EMD-Verinittlungsstelle zu vermeiden. 

Für die Vorschauplanung ist die Zahl der benötigten Ortsverbin¬ 
dungsleilungen aus der Entwicklung der Teilnehmerzahl und der zu 
erwartenden Verkehrsmenge zwischen einzelnen Ortsvermittlungsstellen 
zu bestimmen. Interessenfaktoren sind von Fall zu Fall aufgrund ört¬ 
licher Besonderheiten zu berücksichtigen. Dazu ist örtlich zu prüfen, 
wie groß der gehende und der kommende Verkehr in allen Verkehrs¬ 
beziehungen anzunehmen ist. Verkehrsbeobachtungen und -messungen 
sowie die Tendenz der Entwicklung des Verkehrsaufkommens und die 
anhand der Entwicklungsplanung erwarteten Teilnehmerzahlen bieten 
Anhaltspunkte für die Vorausschau des Verkehrsvolumens zwischen den 
einzelnen Vermittlungsstellen. 

Aus den Verkehrsmengen für die einzelnen Ortsverbindungsleitungs¬ 
bündel läßt sich die Zahl der benötigten Leitungen aus den Tabellen 
für Planung und Betrieb an Fernsprechanlagen ermitteln. 


Die Ortsverbindungsleitungen des gehenden 
Fernverkehrs werden im EMD-System vom Ausgang 0 des 
I. Gruppenwählers in der Ursprungsvermittlungsstelle zum Zählimpuls¬ 
geber der Knotenvermittlungsstelle geführt. Die Ortsverbindungsleitun¬ 
gen für den kommenden Fernverkehr führen vom Ortsgruppenwähler 
in der Endvermittlungsstelle zum II. Gruppenwähler in der Zielgruppen¬ 
vermittlungsstelle. Durch Vorziehen der II. Gruppenwähler als II. Orts¬ 
gruppenwähler in die Endvermittlungsstelle kann schon heute Verkehr 
unmittelbar zur Zielvermittlungsstelle gesteuert werden. Es sind also 
unmittelbare Bündel von der Endvermittlungs- zu den Vollvermittlungs¬ 
stellen vorhanden; daher bereitet liier die Einführung des EWSO 1 
keinen zusätzlichen Aufwand für sonst notwendige Umschaltungen. 
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Beim Zusammenarbeiten des jetzigen Fernsystems mit EWSO 1 
ist dieses Netz grundsätzlich beizubehalten. Bei der Einführung des 
EWSO 1 wäre die unmittelbare Führung zur Zielvermittlungsstelle auch 
in den Fällen, in denen heute die II. Gruppenwähler nicht in die End¬ 
vermittlungsstellen vorgezogen sind, anzustreben. 



OVI für Fernverkehr 
OVI für Ortsverkehr 
Getrennte Bündel für 
alle kommenden und 
gehenden OVI in jeder 
Verkehrsbeziehung 



Fernverkehr 

Ortsverkehr 

BE 

ovt 

DA 

DA i 

km 

gg 

2 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

5400 

150 

225 

0.6 b 
3,5 

\ 

3.5 

3.2 

9.0 

6.7 

5,2 

6.6 

10400 

EVSt 


3 

61 

92 

600 

\ 

2.5 

8,5 

3.3 

4.6 

6.1 

149C0 

300 

450 

0.6 u 

2.5 

4 

80 

120 

300 

150 

225 

1500 

\ 

6.0 

4.0 

2.1 

3.6 

3000 

100 

150 

0.8 b 
8.5 

5 

21 

32 

100 

39 

59 

330 

47 

71 

140 

\ 

6.0 

4.0 

5.5 

8500 

200 

300 

0,6 b 

6 

48 

72 

300 

90 

135 

750 

21 

182 

300 

29 

44 

80 

\ 

4.7 

2.8 

14200 

260 

390 

0.6 b 
4,6 

7 

76 

144 

250 

137 

206 

850 

197 

298 

600 

45 

68 

120 

114 

171 

350 

1 

\ 

5.0 

6300 

160 

240 

0.6 b 

8 

37 

56 

69 

104 

450 

91 

137 

270 

23 

35 

50 

55 

83 

150 

87 

131 

200 

\ 


Bild 47. 

ON G-Stadt 

O Vl-Ent wickln ngs-Netzplun 
beim EMD-System 

BE Beschallungseinheit 

DA Doppelader 

OVI Ortsverbindungslei hing 


Nach Einrichtung des EWSF 1 und des EWSO 1 lassen sich die 
gehenden und kommenden Leitungen zusammenfassen und wechsel¬ 
seitig betreiben. Falls sich ein direktes Bündel zwischen der gesteuerten 
Vermittlungsstelle und der Fernvermittlungsstelle lohnt, ist ein Über¬ 
laufweg über die steuernde Vermittlungsstelle einzurichten. Ortsverbin¬ 
dungsleitungen für den Fernverkehr sind in ihrer Dimensionierung von 
dem zur Verfügung stehenden Dämpfungsrest, der nicht zwischen 
Knoten- und Endvermittlungsstellc ausgenutzt wird, abhängig. Daher 
müssen die Leitungen für den Ortsverkehr und den Fernverkehr mei¬ 
stens in getrennten Kabeln geführt werden, sofern nicht für sie bzw. 
in der Verbindung zwischen Knoten- und Endvermittlungsstelle die 
PCM-Technik wirtschaftlich eingesetzt werden kann. Für lange Orts¬ 
verbindungsleitungen des Fernverkehrs sind durch den PCM-Einsatz 
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Vorteile beim Einhalten der Dämpfungsbediiigiingen zu erwarten. Auch 
in räumlich großen Ortsnetzen erleichtert der wechselseitige Verkehr 
und die Leitweglenkung zwischen Ursprungs- und Zielvermiltlungsstelle 
den wirtschaftlichen Einsatz von PGM für Ortsverbindungsleitungen. 



Steuerbereich 3 


Steuerbereich 4 


DA km - Kostenersparnis •' 
OVI für Fernverkehr 40 v.H 
OVI für Ortsverkehr 
bei Q6 DA 47v.H. 

0,4 + 0,6 DA 60 vH. 
Gemeinsame Bündel 
für alle kommenden und 
gehenden OVI in jeder 
Verkehrsbeziehung 



[Fernverkehr 

Ortsverkehr 

BE 

OVi-F 

DA* 

km 


2 

3 

4 

— 

5 

6 7 8 

5400 

126 

0.6 b 
3.5 

2 

\ 

3.5 

3.2 

9.0 

6.7 

5.2 

6.6 

10400 

EVS1 

— 

3 

47 

\ 

2.5 

8.5 

3.3 

4.6 

6.1 

14300 

256 

0.6 u 
2.5 

4 

58 

102 

\ 

6.0 

4,0 

2.1 

3.6 

3000 

84 

0.8 b 
8.5 

5 

20 

32 

38 

\ 

6,0 

4.0 

5.5 

8500 

162 

0.6 b 
3.3 

6 

39 

65 

85 

20 

\ 

4.7 

2.8 

14200 

214 

0.6 b 
4.6 

7 

56 

94 

134 

37 

82 

\ 

5,0 

6300 

135 

0.6 b 
6.0 

8 

32 

51 

66 

21 

43 

64 

\ 


Bild 48. 

ON G-Stadt 

OVl-Entwicklungs-Nelzplan 
beim EWSO 1 

(Erläuterungen siehe Bild 47) 


Wie an dem Beispiel Bild 47 und 48 dargestellt, werden durch die 
vollkommene Bündelausnutzung und den wechselseitigen zweiadrigen 
Betrieb sowie die Leitweglenkung über 40 v. H. weniger Kosten an 
Doppeladerkilometern für Verbindungsleitungen des EWSO 1 als bei 
der herkömmlichen EMD-Technik benötigt. Es sind also, wenn die 
Umstellung vom EMD-System auf das EWSO 1 erfolgt ist und die 
Teilnehmerzahl etwa 60% der für das Ende der Entwicklungsplanung 
ermittelten Zahl erreicht hat, dann für den weiteren Teilnehmerzugang 
keine Erweiterungen im Ortsverbindungskabelnetz mehr erforderlich, 
sofern keine unvorhergesehenen wesentlichen Abweichungen in der 
Netzstruktur sich ergeben. In diesem Falle kann der Einsatz von un- 
bespulten 0,4 mm Doppeladern für Ortsverbindungsleilungen zu weite¬ 
ren Ersparnissen führen. 
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Bei den Erweiterungsplanungen von Orlsverbindungskabeln ist 
daher die Einführung des EWSO 1 zu berücksichtigen, um nicht einen 
zu großen und auf lange Sicht nicht nutzbaren Vorrat an Doppeladern 
einzuplanen. Bei Engpässen vor Einführung des EWSO 1 im Ortsnetz 
lassen sich die Ortsverbindungsleitungen u. U. durch Umwandlung von 
3- auf 2-adrige Führung mit vorübergehender Einschaltung von Gleich¬ 
stromübertragungen vermehren. Auch könnte der Einsatz von PGM hier 
zur Überbrückung dienen. 

Die Planung von Ortsverbindungskabeln erfordert wegen der man¬ 
nigfaltigen Bedingungen einen großen Arbeitsaufwand. Mit Hilfe be¬ 
sonderer Rechenprogramme soll diese Arbeit künftig erleichtert werden. 
Diese Programme sollen den Bedarf an Ortsverbindungsleitungen und 
die Dimensionierung dieser Kabel nicht nur für die bisherige, sondern 
auch für die spätere neue Technik berücksichtigen. Dabei ist die künftige 
Entwicklung der Teilnehmerzahlen und des Verkehrs in die verschie¬ 
denen Richtungen ebenso zu beachten wie die Netzstruktur und die 
durch das System gegebenen elektrischen und sonstigen technischen 
Bedingungen und Möglichkeiten. 

E. Steuer- und Datenleitungsnetz 

Die gesicherte Bereitstellung von Steuer- und Datenleitungen auf 
Erst- und Zweitwegen wird in großen Ortsnetzen im allgemeinen keine 
Schwierigkeiten bereiten, weil dort meist zwischen den Ortsvermitt¬ 
lungsstellen mehr als ein Ortsverbindungskabel vorhanden ist. Anhand 
der Ortsverbindungskabel-Übersichtspläne ist die Führung für Zweit¬ 
wege leicht zu ermitteln. Falls kein zweites Orlsverbindungskabel zur 
Verfügung steht, könnten diese Zweitwege auch über Anschlußkabel 
geschaltet werden. Mittels eines kurzen Querverbindungskabels zwischen 
Anschluß kabeln, die an die gemeinsame Anschlußbereichsgrenze heran¬ 
führen, können einige Doppelndem zwischen den beiden Ortsvermill- 
lungsstellen als Zweitwege durchgeschaltet werden. Wird diese Ver¬ 
bindung zwischen zwei gesteuerten Ortsvermittlungsstellen hergestellt, 
so kann jede der beiden jeweils über die andere Zweitwege zur steuern¬ 
den Ortsvermitllungsstelle geschaltet bekommen. 

Die elektrischen Bedingungen für Steuerleitungen gestalten es, nor¬ 
male Sprechadern zu verwenden. Der Schleifenwiderstand darf für 
Steuerleitungen im Anschluß bereich, d. h. zwischen Konzentratoren und 
den zugehörigen gesteuerten bzw. steuernden Ortsvermiltlungsstellen, 
ebenso wie bei Hauptanschlußleilungen bis 1800 Ohm betragen. Für 
Steuerleitungen im Steuerbereich zwischen gesteuerten und steuernden 
Ortsvermittlungsstellen sind 4000 Ohm und zwischen zwei steuernden 
Ortsvermiltlungsstellen 6000 Ohm zulässig. 

F. Zusammenfassung der EWSO 1-Auswirkungen auf die Ortsnetzstruktiir 

Zusammenfassend läßt sich über die Auswirkung der Einführung 
des EWSO 1 auf die Ortsnetzstruktur sagen: 

(1) Die Anschlußbereichsabgrenzung ist schon jetzt für 
die Entwicklungsplanung so festgelegt, daß sie mit Einführung des 
neuen Systems im allgemeinen nicht geändert zu werden braucht. 
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(2) Das Verzweigu n gs k abelnetz wird in den nächsten Jah¬ 
ren überall für 30 Jahre ausgebaut sein. Hier sind durch den höhe¬ 
ren Schleifenwiderstand bei Neubildung von Kabelverzweigerberei¬ 
chen — bedingt durch entstehende neue Bedarfszentren (Wohn¬ 
hochhäuser, Satellitenstädte o. ä.) in den Randgebieten der An¬ 
schlußbereiche — durch Ausbau mit 0,4 mm anstelle von 0,6 mm 
Doppeladern Vorteile zu erwarten. 

(3) Für das Hauptkabel netz können sich durch den Einsatz 
von Konzentratoren und durch die Vergrößerung des Schleifen¬ 
widerstandes in späteren Ausbauabschnitten Ersparnisse ergeben. 
Die wirtschaftlichsten Einsatzgrenzen können erst festgestellt wer¬ 
den, wenn die Kosten für Konzentratoren bekannt sind. 

(4) Für das Ortsverbindungsleitungsnetz ergeben sich 
große Vorteile durch die zweidrähtige Führung, die Bildung voll¬ 
kommener Bündel, den wechselseitigen Betrieb und die Leitweg¬ 
lenkung. Der größere zulässige Schleifenwiderstand läßt Ortsver¬ 
bindungsleitungen mit unbespultcn 0,4 mm Doppeladern interessant 
werden. 

(5) Für Steuer- und Datenleitungen werden wenige Strom¬ 
kreise benötigt, die aus den ersparten Ortsverbindungsleitungen 
leicht gewonnen werden können. Eine Zweitwegführung wird sich 
immer ermöglichen lassen. 

V. Sdilufibetraditung 

Die Deutsche Bundespost stützt sich in der Ortsvermittlungstechnik 
ausschließlich auf Direktwahlsysteme. Neben dem hauptsächlich ver¬ 
tretenen modernen EMD-Syslem sind noch Einrichtungen der Viereck¬ 
wählersysteme, vereinzelt auch Einrichtungen mit Strowgerwählern 
vorhanden. Die früheren Systemübergänge brachten keine nennens¬ 
werten Schwierigkeiten mit sich. 

Bei der Einführung des elektronisch gesteuerten Ortswählsystems 
EWSO 1 treten erstmalig Probleme auf, die dazu zwingen, die Ein¬ 
ordnung dieses Systems in die vorhandene Vermittlungstechnik schon 
im voraus zu untersuchen. Dabei zeigt sich, daß das neue System trotz 
seiner von der konventionellen Vermittlungslechnik völlig abweichenden 
Eigenschaften reibungslos in das Netz der Vermittlungsstellen eingefügt 
werden kann. Vorleistungen durch geschlossene Aufstellung der kon¬ 
ventionellen Technik und durch Aussparen eines Numerierungsblocks 
für die neue Technik aus dem Rufnummernvolumen der Ortsnetze mit 
Freihalten eines Gruppenschritts der I. Gruppenwähler erscheinen zweck¬ 
mäßig, um die Eingliederung zu erleichtern und die Ersparnisse bei 
den Ortsverbindungsleitungen möglichst bald und für möglichst große 
Verkehrsanteile zu nützen. 

Das EWSO 1 wird zweckmäßig gleichzeitig mit dem elektronisch 
gesteuerten Fernwählsystem EWSF 1 eingesetzt, so daß EWSO 1- 
Vermittlungsstellen an EWSF 1-Einrichtungen angeschlossen werden 
können, um so die Vorteile der neuen Technik auch im Fernverkehr 
wirksam werden zu lassen. Aus der koordinierten Einführung beider 
Systeme ergibt sich die Reihenfolge im Einsatz, nämlich zunächst in 
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den Ortsnetzen am Sitze von Zentralvermittlungsstellen und dann in 
den großen Haupt- und Knoten Vermittlungsstellen usw. 

Das neue Wahlsystem bereitet keine Schwierigkeiten für den 
Dämpfungsplan 55, im Gegenteil bietet es neue Möglichkeiten, um seine 
Forderungen in den Zweidrahtnetzausläufen durch Leitung des Fern¬ 
verkehrs unmittelbar zur Zielvermiltlungsstelle unter Umgehung von 
Durchgangsvermittlungsstellen einzuhalten. 

Das EWSO 1 kann in den Räumen untergeb rächt werden, die den 
Bedingungen der konventionellen Vermittlungstechnik genügen. Der 
Raumbedarf der neuen Technik liegt bei 50 % des Raumbedarfs des 
EMD-Systems. Ein in Entwicklung befindlicher neuer Hauptverteiler 
wird die doppelte Aufnahmefähigkeit des heutigen Hauptverteilers er¬ 
hallen. Die größere Dichte des EWSO 1 erfordert für die Wählerräume 
der Typenhäuser und Normengebäude größere Stromversorgungsan¬ 
lagen. Der Raum hierfür dürfte sich aber durch Inanspruchnahme von 
Reserven decken lassen. Auch für die durch die kompaktere Bauweise 
auftretenden Probleme der größeren Verlustwärme, vornehmlich bei 
steuernden Vermittlungsstellen, zeigen sich brauchbare Lösungen. 

Schließlich ergeben sich sehr erfreuliche Ausblicke für den künf¬ 
tigen Netzausbau, da vornehmlich im Ortsverbindungsleitungsnetz Ein¬ 
sparungen sowohl in der Zahl und der Länge der benötigten Doppel¬ 
adern als auch in ihrem Querschnitt möglich sein werden. Im Anschluß¬ 
leitungsnetz wirkt sich die größere Reichweite des neuen Systems so 
aus, daß die mit 0.4 mm starken Adern überbrückbaren Entfernungen 
zwischen den Vermittlungs- und den Sprechstellen ausgedehnt werden 
können. Die wirtschaftlichen Einsatzgrenzen für Konzentratoren können 
erst festgelegt werden, wenn die Preise bekannt sind. Es ist zu erwarten, 
daß sich ihr Einsatz ebenfalls kostensenkend auswirken wird. 

Das elektronisch gesteuerte Ortswählsystem EWSO 1 wirft im 
Gegensatz zu früheren Syslemübergängen besondere Probleme bei 
seiner Einordnung in das bestehende Netz der Vermittlungsstellen auf. 
Diese lassen sich, wie dargestellt, durchaus lösen. Bei richtiger Anwen¬ 
dung der gegebenen Möglichkeiten werden sich die größeren Leistungs¬ 
merkmale des Systems schon vom Einführungsbeginn an optimal nut¬ 
zen lassen. 
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Probleme der Unterhaltung von Fernsprechverinittlungs- 
stellen mit Auswirkungen auf die Ausbildung des Personals 
unter besonderer Berücksichtigung der elektronisch ge¬ 
steuerten Fernsprechvermittlungstechnik 

I. Einführung 

II. Unterhaltungsverfahren 

III. Unterhaltung elektromechanischer Fernsprechvermittlungseinrichtungen 

A. Derzeitiges Unterhaltungsverfahren 

R. Erprobung eines neuen Unterhaltungsverfahrens 

IV. Unterhaltung elektronisch gesteuerter Fernsprechvermittlungseinrichtiingen 

V. Konzeption für die thiterhallung des elektronisch gesteuerten Orlswählsvstems 1 
(EWSO 1) 

A. Das EWSO 1-Netz mit Betriebsrechner 

B. Kontrolle der Betriebsfähigkeit 

C. Eingrenzen und Beseitigen von Störungen und Fehlern 

D. Arbeitsorganisation 

E. Anforderungen an das Unterhaltungspersonal 

VI. Ausbildungsgrundsätze 

VII. Die bisherige Ausbildung des technischen Personals 

A. Die Ausbildung der Fernmeldelehrlinge 

B. AFt/BFt-Ausbildung 

C. CFt-Ausbildung 

D. Fortbildung 

VIIL Voraussichtliche Entwicklung des Bedarfs an Fernsprechhauptanschlüssen und 
an erforderlichem Unterhaltungspersonal 

IX. Die künftige Ausbildung des Unterhaltungspersonals 

A. Zulassung von Inhabern der mittleren Reife zur Ausbildung als Fern¬ 
meldelehrling 

B. Die Ausbildung der Fernmeldelehrlinge als Vorstufe zur BFt-Ausbildung 

C. Die Ausbildung von Fernmeldeassistentamvärlern als neuer Zugang zur 
BFt-Ausbildung 

I). Neuordnung der Fachbereichgruppen in der BFt-Ausbildung 

E. AFt- und BFt-Ausbildung 

F. Fortbildung 

X. Schrifttum 


I. Einführung: 

In den letzten Jahren ist die Zahl der Fernsprechteilnehmer im Be¬ 
reich der Deutschen Bundespost schnell angewachsen. Diese Entwick¬ 
lung wird sich auch in den nächsten Jahren und Jahrzehnten fortsetzen. 
Das bedeutet für den technischen Fernsprechbetrieb *), daß der Umfang 

1) Der technische Fernsprechbelrieb in Fernsprechwählvermittlungsstellen um¬ 
faßt die Bedienung (z. B. Beobachten von Signalen, Beschälten, Sperren und Ent¬ 
sperren von Schaltgliedern und Anschlüssen) und die Unterhaltung (Prüfen, Instand¬ 
halten, Instandsetzen und Ändern) der Fernsprechvermittlungseinrichtungen. 
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der in den Fernsprechvermittlungsstellen zu unterhaltenden technischen 
Einrichtungen entsprechend zunehmen wird. Es ist bereits heute ab¬ 
zusehen, daß es nicht möglich sein wird, mit derselben Zuwachsrate des 
technischen Ausbaues auch Personal einzustellen, auszubilden und zu 
beschäftigen. 


Diese Entwicklung zwingt dazu, den spezifischen Unterhaltungs¬ 
aufwand für die Vermittlungseinrichtungen künftig zu verringern. Da¬ 
bei darf die Aufgabe der Fernmeldeverwaltung, den Teilnehmern den 
Fernsprechverkehr in angemessener Dienstgüte zu ermöglichen, nicht 
beeinträchtigt werden. 


Wenn dieses Ziel erreicht werden soll, müssen nicht nur in der 
Unterhaltung, sondern auch in der Technik der Fernsprechvermittlungs¬ 
einrichtungen neue Wege beschritten werden. Bei elektromechanischen 
Vermittlungseinrichtungen ist neben den Instandsetzungsarbeiten zur 
Störungs-und Fehlerbeseitigung immerein systembedingter Aufwand für 
manuelle Unterhaltungsarbeiten tz. B. Prüfen, Reinigen, ölen, Fetten, 
Auswechseln abgenutzter Bauteile) und für die Bedienung unvermeidbar. 

Es müssen daher Wahlsysteme entwickelt werden, die schon von 
der Systemkonzeption her einen geringen personellen Aufwand für 
Unterhaltung und Bedienung erfordern. Von einem modernen Wähl¬ 
system muß erwartet werden, daß es folgende Bedingungen weitgehend 
erfüllt: 


Durch Verwendung geeigneter Bauelemente sowie redundanter und selbstüber¬ 
wachender Schaltungen wird eine hohe Betriebszuverlässigkeit gewährleistet. 

Störungen, die die Verkehrsabwicklung merklich behindern, werden durch 
automatische Ersatzschaltung beseitigt. 

Gestörte Baugruppen werden signalisiert und können ohne zusätzlichen manuel¬ 
len Prüfaufwand ausgetauscht werden. 

Routineprüfungen zur Kontrolle der Betriebsfähigkeit der technischen Einrich¬ 
tungen und zum frühzeitigen Erkennen von Fehlern und Unregelmäßigkeiten 2 ) 
können ferngesteuert werden und laufen automatisch ab. 

Bedienung und Unterhaltung sind einfach und mit geringem Arbeitsaufwand 
möglich. 


Diese Forderungen lassen sieh von einem realen Wählsystem nicht in 
vollem Umfang verwirklichen. Der Systemaufwand für die automa¬ 
lische Störungsermittlung und -Beseitigung, für die Zuverlässigkeit und 
. den Bedienungskomfort muß so gewählt werden, daß er in einem aus¬ 
gewogenen Verhältnis zum personellen Aufwand für Unterhaltung und 
Bedienung steht. 


2) Ein Fehler ist eine Abweichung vom Regelzustand, der sich bei der 
Benutzung der technischen Einrichtung als Störung bemerkbar machen kann. Fehler 
bleiben unerkannt, sofern die schadhafte Baugruppe nicht geprüft oder benutzt wird. 

Eine Unregelmäßigkeit ist eine Abweichung vom Regelzustand, die 
nicht oder noch nicht zu einer Störung führen kann. 

Eine Störung liegt vor, wenn durch einen Fehler nachteilige Auswirkungen 
auf die Betriebsfälligkeit einer technischen Einrichtung entstehen. 
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II. Unterhaltungs verfahren 


Zu den Aufgaben des technischen Fernsprechbetriebs gehört es, 
ciie Fernsprechverinitllungsstellen so zu unterhalten, daß mit möglichst 
geringem Arbeitsaufwand den Teilnehmern eine weitgehend ungehin¬ 
derte Abwicklung des Fernsprechverkehrs ermöglicht und die einwand¬ 
freie Funktion der zu unterhaltenden technischen Einrichtungen für 
eine bestimmte Brauchbarkeilsdauer gewährleistet wird. 

Bei der Unterhaltung von Vermittlungseinrichtungen kann man 
zwischen vorbeugende n (p r ä v entiven) u n d f e h 1 e r be¬ 
seitigenden (korrektive n 3 )) Unterhaltungs m a ß - 
nahmen unterscheiden. Zu den vorbeugenden Unterhaltungsmaß¬ 
nahmen gehören das Prüfen (Einzelprüfen und technische Überprü¬ 
fung) und das Instandhalten, zu den fehlerbeseitigenden Maßnahmen 
gehört das Instandsetzen. 

Beim Einzel prüfen wird die Betriebsfähigkeit der techni¬ 
schen Einrichtungen mit Prüfeinrichtungen kontrolliert. Es werden 
Meßwerte ermittelt und mit den zulässigen Abweichungen vom Regel¬ 
zustand — den Toleranzfeldern — verglichen. Ergeben sich unzulässige 
Abweichungen, müssen diese durch geeignete Unterhaltungsmaßnahmen 
behoben werden. Das Einzelprüfen kann manuell mit handbedienten 
Prüfgeräten durchgeführt werden oder von automatischen Prüfeinrich¬ 
tungen gesteuert ablaufen und ausgewertet werden. 

Bei der technischen Überprüfung werden Baugruppen 
und Bauteile der Vermittlungseinrichtungen visuell auf ihren techni¬ 
schen Zustand (z. B. Abnutzungserscheinungen, Spitzenbildungen an 
Kontakten, Justierung von Kontaktfedern) geprüft. Werden Abwei¬ 
chungen festgestellt, die die Betriebsfähigkeit der technischen Einrich¬ 
tungen nachteilig beeinflussen oder in absehbarer Zeit nachteilig beein¬ 
flussen können, werden sie sofort behoben. 


Das I n s t a n d h a 11 e n umfaßt Arbeiten, die erforderlich sind, 
um bereits längere Zeit betriebene technische Einrichtungen durch Rei¬ 
nigen, ölen, Fetten, Nach justieren, Auswechseln abgenutzter Teile u. ä. 
wieder in einen Betriebszustand zu bringen, der ihre einwandfreie 
Funktion für eine weitere Zeitspanne sicherstellt. Kleinere Instand¬ 
haltungsarbeiten werden im Rahmen der technischen Überprüfung oder 
bei Instandsetzungsarbeiten erledigt. Sind umfangreichere Instandhal¬ 
tungsarbeiten an einer größeren Zahl von Schaltgliedern und Bau¬ 
gruppen erforderlich, so können sie zusammengefaßt im Rahmen einer 
Überholung erledigt werden. 

Zum Instandsetzen gehören die Unterhaltungsarbeiten zur 
Eingrenzung und Beseitigung von Fehlern, die sich als Störung nach¬ 
teilig auf die Betriebsfähigkeit der technischen Einrichtungen ausge¬ 
wirkt haben. Hauptquellen für Störungsmeldungen sind das manuelle 
und das automatische Einzelprüfen, die Störungssignalisierung und 


3) Nach deutschem Sprachgebrauch nicht ganz richtige Ausdrucksweise, da 
korrektiv von korrekt abgeleitet ist. Hier wird korrektiv mehr im Sinne von korri¬ 
gierend benutzt und ist von dem international eingeführten Begriff für das Instand¬ 
setzen „corrective maintenance“ hergeleitet. 
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Teilnehmerbeschwerden. Eine Störung gilt als behoben, wenn der Feh¬ 
ler beseitigt, die schadhafte Baugruppe ausgetauscht bzw. gesperrt oder 
die Betriebsfähigkeit durch eine Ersatzschaltung wieder hergestellt ist. 

Das für ein bestimmtes Wahlsystem verwendete Unterhaltungs¬ 
verfahren wird immer eine zweckmäßige Kombination aus vorbeugen¬ 
den und fehlerbeseitigenden Unterhaltungsmaßnahmen sein. Es ist ab¬ 
hängig von der Zuverlässigkeit der Bauteile, den fertigungstechnischen 
Gegebenheiten, dem Alter und der geforderten Brauchbarkeilsdauer der 
technischen Einrichtungen, der Verkehrsbelastung der Schallglieder, dem 
Ausbildungsstand der Betriebskräfte, der geforderten Güte für die Ab¬ 
wicklung des Fernsprechverkehrs und nicht zuletzt von den baulichen 
und klimatischen Verhältnissen der Wählerräume. Bei diesen verschie¬ 
denartigen Bedingungen ist es schwierig festzulegen, welches Unterhal¬ 
tungsverfahren für eine bestimmte Vermittlungsstelle am besten ge¬ 
eignet ist. Ganz allgemein kann ein Unterhaltungsverfahren dann als 
optimal gelten, wenn der Aufwand für die vorbeugenden und fehler¬ 
beseitigenden Arbeiten ein Minimum wird, wobei der Anteil der vor¬ 
beugenden Arbeiten möglichst groß sein sollte. Um bei der Unterhaltung 
einer Vermittlungsstelle diesem optimalen Punkt möglichst nahe zu 
kommen, müssen das Betriebsgeschehen laufend kontrolliert, alle wich¬ 
tigen Informationen erfaßt und ausgewertet und daraufhin die not¬ 
wendigen Unterhaltungsmaßnahmen veranlaßt werden. 


III. Unterhaltung elektromechanischer Fernsprech vermittlungs- 

einrichtungen 

A. Derzeitiges Unterhaltungsverfahren 

Das heute in den Fernsprechwählvermittlungsstellen der Deutschen 
Bundespost überwiegend benutzte Unterhallungsverfahrcn geht von der 
Überlegung aus, durch vorbeugende Unterhaltungsmaßnahmen Fehler 
möglichst zu vermeiden oder so früh zu erkennen, daß sie den Betriebs¬ 
ablauf noch nicht merklich beeinflußt haben. Dadurch soll eine gute 
Betriebsfähigkeit der technischen Einrichtungen gewährleistet werden. 

Der Umfang der Unterhaltungsmaßnahmen ist in der „Vor¬ 
läufigen Richtlinie über das Betreiben von Fern- 
s p r e c h v e r m i 111 u n g s s teilen“ festgelegt. Sie enthält für das 
manuelle Einzelprüfen und für die technische Überprüfung den ein¬ 
zelnen Schallgliedern und Baugruppen individuell angepaßte Fristen¬ 
pläne. Das manuelle Einzelprüfen wird anhand von besonderen Prüf¬ 
vorschriften durchgeführt. Für die Überholung der Schrittschaltwerke 
von Dreh- und Hebdrehwählern sind ebenfalls bestimmte Fristen vor¬ 
gegeben. Damit diese Betriebsarbeilen durchgeführt werden können, 
sind den einzelnen Vermittlungsstellen die erforderlichen Betriebskräfte 
lest zugeordnet. Ihre Zahl wird aufgrund von Bemessungsrichtlinien 
errechnet. Die Bemessungsanteile aus mehreren kleineren Vermittlungs¬ 
stellen werden jeweils für eine Kraft in einem Fernsprechunterhaltungs¬ 
bezirk zusammengefaßt. 

Dieses Unterhaltungsverfahren hat sich gut bewährt. Durch die fest 
vorgegebenen Fristen für die Unterhaltungsarbeiten wird die Betriebs- 
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lenkung erleichtert, da der Umfang der vorgeschriebenen Arbeiten eine 
gute Belriebsfähigkeit und eine lange Brauchbarkeit der technischen 
Einrichtungen sichert. Der Anteil für Inslandsetzungsarbeiten liegt bei 
diesem Unterhaltungsverfahren bei etwa 10 v. H. der gesamten Betriebs¬ 
arbeiten. 

In den letzten Jahren sind für Orts- und Fern Vermittlungsstel¬ 
len au to m a t i s c h e P r ü f e i n r i c h t u n g e n entwickelt und 
in wachsendem Umfang eingesetzt worden. Für die von den automa¬ 
tischen Prüfeinrichtungen geprüften technischen Einrichtungen können 
die bisherigen manuellen Einzelprüfungen weitgehend entfallen und 
damit die entsprechenden Personalbemessungswerte eingespart werden. 
Die Einsatzgrenzen der automatischen Prüfeinrichtungen werden auf¬ 
grund von Kostenvergleichen festgelegt. Sie werden nur in größeren 
Vermittlungsstellen eingebaut. 


B. Erprobung eines neuen Unterlialtiingsverfahrens 

Das derzeitige Unterhaltungsverfahren kann nach heutigen Er¬ 
kenntnissen. besonders im Hinblick auf den Personalbedarf, nicht mehr 
voll befriedigen. Durch die starren Fristen, unabhängig von den ört¬ 
lichen und technischen Gegebenheiten, und die feste Zuordnung der 
Betriebskräfle zu den einzelnen Vermittlungsstellen können die Be¬ 
triebsarbeiten den jeweiligen Erfordernissen nicht genügend angepaßt 
werden. 

Im Jahre 1964 wurden daher in verschiedenen Vermittlungsstellen 
Betriebsversuche eingeleilet mit dem Ziel, durch neue Unterhaltungs- 
Verfahren die manuellen Unterhaltungsmaßnahmen weitgehend einzu¬ 
schränken. ohne den Betriebszustand der Vermittlungsstellen nachteilig 
zu beeinflussen. Die Auswertung der Versuchsergebnisse führte zur Kon¬ 
zeption eines neuen Unterhaltungsverfahrcns für Fernsprechvermitt- 
lungsslellen. Es wird seit Ende des Jahres 1968 in den Orts- und Fern¬ 
vermittlungsstellen mehrerer Fernmeldeämter erprobt. 

Im neuen Unterhaltungsverfahren wurde die feste Zuordnung der 
Betriebskräfte zu bestimmten Vermittlungsstellen aufgehoben. Die Be¬ 
triebskräfte mehrerer Vermittlungsstellen werden zu Kräftegruppen mit 
ungefähr 15 bis .35 Kräften in F erns p r e chunterhaltungs- 
bezirken zusammengefaßt. Innerhalb eines Bezirks können sie je 
nach Bedarf eingesetzt werden. Nur größere Vermittlungsstellen er¬ 
halten für die laufend anfallenden Arbeiten eine Grundbesetzung. Die 
Fernsprechunterhaltungsbezirke werden so abgegrenzt, daß sich einer¬ 
seits möglichst geringe Wegezeiten ergeben, andererseits aber auch die 
Netz- und Verwaltungsstruktur gebührende Berücksichtigung findet. 

Zur Betriebslenkung und Arbeitsvorbereitung ist jedem Fernsprech¬ 
unterhaltungsbezirk ein Einsatzplatz zugeordnet. Er wird bei 
der Erledigung seiner Aufgaben durch Aufsichten unterstützt, die das 
Betriebsgeschehen in den Vermittlungsstellen beobachten und die Be¬ 
triebskräfte in schwierigen Fällen unterstützen sollen. 

Der Zeitbedarf für das manuelle E i n z e 1 p rii fen wird 
durch die Einführung schnell durchzuführender Kurzprüfungen mit 
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kurzen Fristen und Vollprüfungen mit langen Fristen wesentlich ver¬ 
ringert. Durch die Kurzprüfungen sollen etwa 70 bis 80 v. H. der Stö¬ 
rungen gefunden werden. Die Prüffristen sind variabel und werden 
vom jeweiligen Prüferfolg abgeleitet, d. h. von dem Verhältnis der Zahl 
der ermittelten Störungen zur Zahl der ausgeführten Prüfungen und 
von dem Arbeitsaufwand für das Prüfen zum Ermitteln einer Störung. 
Außerdem sollen in größerem Umfang in den Vermittlungsstellen auto¬ 
matische Prüfeinrichtungen eingesetzt werden, damit durch häufige 
automatische Prüfungen der Betriebszustand der technischen Einrich¬ 
tungen objektiv kontrolliert und Fehlerschwerpunkte frühzeitig er¬ 
kannt werden. Bei der Festlegung der Einsatzgrenzen sollen nicht nur 
wirtschaftliche, sondern auch betriebliche Erwägungen berücksichtigt 
werden. 

Technische Übe r p r ii f unge n werden nach Bedarf an¬ 
geordnet und anhand neu cingcfiihrler Vorschriften für die technische 
Ü1 >erprii fu ng (1'Ü-Normen) durchgeführt. Nur für zentrale Einrichtun¬ 
gen in den Vermittlungsstellen, z. B. für die Ruf- und Signalmaschinen, 
für die Zcillaktgeber und die 50-Hz-StromVersorgung, sind noch feste 
Prüffristen vorgegeben. Für die Überholung der Schrittschallwerke von 
Dreh- und Hebdrehwählern gelten die bisherigen Fristen künftig als 
Mindestfristen. 

Die Betriebsarbeite n im neuen Unterhaltungsverfahren 
sind in fünf Arbeitsabläufe eingeteilt: Entstören, Einzelprüfen (manuell 
oder automatisch), technische Überprüfung, sonstige Betriebsarbeiten 
(für Aufgaben des technischen Fernsprechbetriebs und für andere 
Dienststellen) und Überholung. Der Einsalzplatz legt fest, welche Be¬ 
triebsarbeiten zu erledigen sind, erteilt die Arbeitsaufträge mittels Ar¬ 
beitszettel und kontrolliert ihre termingerechte Erledigung. Zeitaufwand 
und Erfolg der Arbeiten werden beim Einsatzplatz erfaßt und künftig 
mit Hilfe der elektronischen Datenverarbeitungsanlage beim Fernmelde¬ 
technischen Zentralamt in Darmstadt ausgewertet. Die Ergebnisse sollen 
den Einsatzplätzen zugeleitet werden und diesen als Hilfsmittel für die 
Betriebslenkung dienen. 

Mit der Einführung des neuen Unterhaltungsverfahrens werden 
alle technischen Einrichtungen, die in den Vermittlungsstellen eingebaut 
sind, aufgenommen und beim Fernmeldetechnischen Zentralamt in eine 
Bestandsdatei übernommen. Die ermittelten Fehler können dann einer 
bestimmten Baugruppe, bei Bedarf sogar einem bestimmten Bauelement, 
zugeordnet und die Zuverlässigkeit der technischen Einrichtungen und 
der in ihnen eingebauten Bauelemente laufend kontrolliert werden. 

Dem Einsatzplatz kommt im neuen Unterhaltungsverfahren eine 
besondere Bedeutung zu. Er kann aufgrund der ihm zur Verfügung 
stehenden Unterlagen den Unterhaltungsaufwand und den Betriebs¬ 
zustand der technischen Einrichtungen maßgeblich beeinflussen. Die 
erste Kraft am Einsatzplatz muß daher eine qualifizierte Spitzenkraft 
des mittleren fernmeldetechnischen Dienstes sein. Auch an die übrigen 
Betriebskräfte werden zum Teil höhere Anforderungen gestellt als im 
derzeitigen Unterhaltungsverfahren, da die einfacheren Routinearbeiten 
weitgehend eingeschränkt oder durch automatische Prüfeinrichtungen 


263 




G. Lampe, H. Reiff 


übernommen werden und in größerem Umfang als bisher schwierigere 
Instandsetzlingsarbeiten auszuführen sind. Damit unnötige Wegezeiten 
vermieden werden, sollen außerdem die beim Prüfen ermittelten Stö¬ 
rungen möglichst sofort von der prüfenden Betriebskraft behoben wer¬ 
den. Im neuen Unterhaltungsverfahren können daher überwiegend nur 
gut ausgebildete Kräfte des mittleren fernmeldetechnischen Dienstes 
(BFt-Beamte) wirkungsvoll beschäftigt werden. 

Es wird erwartet, daß trotz der wesentlich eingeschränkten Be¬ 
triebsarbeiten — für die Erprobung sind die bisherigen Bemessungs¬ 
werte um 30 bis 40 v. H. gekürzt worden — die Abwicklung des Fern¬ 
sprechverkehrs durch das neue Unterhaltungsverfahren nicht nachteilig 
beeinflußt wird. Die Auswertung der Erprobungsergebnisse hat bisher 
diese Annahme bestätigt. Außerdem hat sich ergeben, daß im neuen 
Unterhaltungsverfahren bis zu 50 v. H. der Betriebsarbeiten auf den 
Arbeitsablauf „sonstige Betriebsarbeiten“ entfallen, z. B. Bedienen der 
Signale, Schalten auf Fernsprechauftrags- und Hinweisdienst, Schalten 
von Gemeinschafts-, Wählstern- und Sammelanschlüssen, Bearbeiten 
von Gebührenbeschwerden und Arbeiten für andere Dienststellen. Die¬ 
ser Anteil an den Betriebsarbeiten läßt sich durch die Wahl des Unter¬ 
haltungsverfahrens nur wenig beeinflussen. 

Nach Beendigung der Erprobungszeit, etwa Ende des Jahres 1970, 
soll das neue Unterhaltungsverfahren Zug um Zug auf alle Fernsprech¬ 
vermittlungsstellen der Deutschen Bundespost ausgedehnt werden. 


IV. Unterhaltung elektronisch gesteuerter Fernsprechvermittlungs- 

einrichtungen 

Die Tendenz in der Technik der elektronisch gesteuerten Fern¬ 
sprech vermiltlungseinrichlungen geht zu zentral gesteuerten Wähl¬ 
systemen, bei denen die Vermittlungsvorgänge speicherprogrammiert 
ablaufen und die Sprechwege über Koppelnetze mit luftabgeschlossenen 
Kontakten durchgeschaltet werden. Das elektrisch gesteuerte Ortswähl¬ 
system 1 (EWSO 1), das in den Siebzigerjahren bei der Deutschen 
Bundespost eingeführt werden soll, ist ein solches Wählsystem. Als 
Zentralsteuerwerk wird beim EWSO 1 eine speicherorientierte Daten¬ 
verarbeitungsanlage eingesetzt. Damit finden künftig in großem Um¬ 
fang Bauteile der Datentechnik Eingang in die Fernsprechvermittlungs¬ 
technik. Dies wird zwangsläufig eine weitgehende Umstellung und 
Neuorientierung des bisherigen Unterhaltungsverfahrens mit sich brin¬ 
gen. Wenn die Unterhaltung der elektronisch gesteuerten Vermittlungs¬ 
einrichtungen wirkungsvoll und rationell sein soll, muß sie auf die Ge¬ 
gebenheiten der neuen Technik abgestimmt werden. 

Bei der Unterhaltung des elektronisch gesteuerten Wählsystems 
können vorbeugende manuelle Unterhaltungsmaßnahmen weitgehend 
entfallen. Zwar werden für die Durchschaltung der Sprechwege noch 
elektromechanische Schaltmittel verwendet; da es sich dabei aber um 
luftabgeschlossene Kontakte handelt, sind sie einer vorbeugenden ma¬ 
nuellen Unterhaltung nicht zugänglich. Im Fehlerfall können sie nur 
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noch gesperrt oder ausgewechselt werden. Es wird sich somit ein weit¬ 
gehend korrektives Unterhaltungsverfahren verwirk¬ 
lichen lassen. 

Ein besonderes Merkmal der Speicherprogrammierung ist, daß je 
nach Bedarf spezielle Programme in den Arbeitsspeicher des Zentral¬ 
steuerwerks eingelesen und wieder gelöscht werden können, ohne daß 
er unnötig groß und teuer wird. So wird es mit verhältnismäßig ge¬ 
ringem Hardware-Aufwand möglich, für die Routineprüfungen der 
technischen Einrichtungen und für gezielte Prüfungen zur Fehlerlokali¬ 
sierung vielseitige Programme bereitzustellen. 

Auch die Bedienung des elektronischen Wahlsystems läßt sich 
wesentlich vereinfachen. Sie kann zum Teil ohne die bisherige Milwir¬ 
kung der Betriebskräfte von der veranlassenden Dienststelle fern¬ 
gesteuert vorgenommen werden. Außerdem ist nach der Auswertung 
der Störungsübersichten der elektronisch gesteuerten Versuchsvermitt¬ 
lungsstellen zu erwarten, daß' das Fehleraufkommen je Beschaltungs¬ 
einheil wesentlich kleiner sein wird als in den Vermittlungsstellen her¬ 
kömmlicher Technik. Die hierdurch möglichen Personaleinsparungen 
werden sich allerdings aus Gründen der Betriebssicherheit nur zum 
Teil verwirklichen lassen. Bei der Konzeption des Unterhaltungsver¬ 
fahrens müssen nämlich einige Besonderheiten zentral gesteuerter Wähl¬ 
systeme berücksichtigt werden. 

Bei den bisher eingeführten Ortswählsystemen hat jeder Wähler 
und jede Wahlstufe eigene Steuereinrichtungen. Ist ein Wähler gestört, 
kann er je nach Lage in der Mischung den Verkehr mehr oder weniger 
beeinträchtigen. Wenn auf einen solchen Wähler nicht aufgeprüft wer¬ 
den kann, vermindert er in Zeiten des Spitzenverkehrs nur die Erreich¬ 
barkeit. Dies gilt auch für den Fall, daß er als gestört erkannt und 
gesperrt wird. Die Störungsbeseitigung ist dann meistens nicht dringlich. 

Anders liegen die Verhältnisse hei einem zentral gesteuerten System. 
Wenn hier ein Gerät des Zentralsteuerwerks ausfällt, ist innerhalb des 
Steuerbereiches kein Verbindungsaufbau mehr möglich. Auch wenn 
die Geräte des Zentralsteuerwerks gedoppelt sind und eine automatische 
Ersatzschaltung vorgesehen ist, sollte eine Störung hier baldmöglichst 
behoben werden, weil für die Dauer der Instandsetzung die System¬ 
zuverlässigkeit geschwächt ist und die Gefahr besteht, daß eine weitere 
Störung im Zentralsteuerwerk zu einer Totalstörung der von ihm be¬ 
dienten Teilnehmer führt. Die Störwirkbreite, d. h. die Zahl der von 
einer Störung betroffenen Teilnehmer, kann also bei zentral gesteuerten 
Wahlsystemen sehr groß sein. 

Die zentralen Einrichtungen werden daher so entwickelt, daß Stö¬ 
rungen selten auftreten werden. Diese an sich wünschenswerte Eigen¬ 
schaft hat zur Folge, daß die Betriebskräfte nur wenig Erfahrungen 
für die Störungsbeseitigung sammeln können. Da manche Störungen 
nicht allzu leicht einzugrenzen sein werden, müssen die Betriebskräfte 
vom System her durch eine weitgehende automatische Störungsanzeige 
und FehlerloKalisierung unterstützt werden. Soweit sich dies mit wirt¬ 
schaftlich vertretbarem Aufwand oder aus technischen Gründen nicht 
verwirklichen läßt, sollten andere geeignete Hilfsmittel zur Verfügung 




G. Lampe, II. Reiff 


gestellt werden, die die Fehlerlokalisierung erleichtern und damit die 
Gefahr von Arbeitsfeldern, die schwerwiegende Folgen haben können, 
vermeiden helfen. 

Da die EWSO 1-Vermittlungsstellen weitgehend ferngesteuert be¬ 
trieben werden und verhältnismäßig wenig Kräfte für ihre Unterhaltung 
benötigen, bietet es sich an, die Betriebsarbeiten für eine Anzahl von 
Vermittlungsstellen von einer zentralen Stelle aus, der E WS-Unter- 
halt u n gss t el 1 e, zu leiten. Dieses Verfahren hat sich bereits bei 
der Erprobung des neuen Unlerhaltungsverfahrens für Fernsprech- 
verinittlungsslellcn herkömmlicher Technik bewährt. Die EWS-Ünter- 
haltungsstelle wird allerdings wesentlich mehr Aufgaben zu erfüllen 
haben als der Einsatzplatz im neuen Unterhaltungsverfahren. 


V. Konzeption für die Unterhaltung des elektronisch gesteuerten Orts- 

wählsystenis 1 (EWSO 1) 

A. Das EWSO t-Netz mit Betriebsrechner 

Die Konzeption des EWSO 1 geht davon aus, daß die Speicher des 
Zentralsteuerwerks in einer steuernden Ortsvermittlungsstelle nur die 
Programme und Informationen aufnehmen sollen, die dem Zentral¬ 
steuerwerk zur Erfüllung seiner Vermittlungsaufgaben ständig mit 
schnellem Zugriff zur Verfügung stehen müssen. Programme und 
Informationen, die seltener und nicht sofort greifbar sein müssen, sollen 
auf langsameren äußeren Speichern untergebracht werden. Es ist vor¬ 
gesehen, diese Speicher nicht jeder steuernden Ortsvermiltlungsstelle 
fest zuzuordnen, sondern für mehrere gemeinsam in einer Betriebs¬ 
rechneranlage zusammenzufassen, die mit den Zentralsteuerwerken der 
steuernden Ortsvermiltlungsstellen über Datenleitungen unmittelbar 
verbunden ist. Programme und Informationen aus dem Betriebsrechner 
können dann bei Bedarf durch ein Abrufsignal in einen für diesen 
Zweck vorgesehenen Speicherteil des Zenlralsteuerwerks überschrieben 
werden. Dieses Verfahren soll auch für die nur zeitweise benötigten 
Konti n e p r ü f -, F e li 1 e r s u c li - u n d V e r k e h r s m e ß Pro¬ 
gramme angewandt werden, um Platz in den Speichern des Zentral¬ 
st euerwerks einzusparen. 

Als weitere Aufgabe soll der Betriebsrechner die Störungsmeldun¬ 
gen der auf ihn abgestützten EWSO 1-Vermittlungsstellen sammeln, 
auswerten und auf Bedienungsfernschreibern oder Datensichtgeräten 
in der EWS-Unlerhaltungsstelle protokollieren. Die Zwischenschaltung 
des Betriebsrechners bringt hier den wesentlichen Vorteil, daß mit 
verhältnismäßig geringem Aufwand die Fehlerprotokolle in 
Klartext oder mnemotechnisch verschlüsselt ausgedruckt oder abge¬ 
bildet werden können. Ein Bedienungsfernschreiber, der unmittelbar 
mit dem Zentralsteuerwerk verbunden ist, wird aus wirtschaftlichen 
Gründen diese Protokolle nur in Maschinensprache oder in einer ma¬ 
schinenorientierten Sprache ausdrucken können. Sie müssen dann erst 
an Hand von Übersetzungslisten ausgewertet werden. Für Sonderfälle 
muß allerdings die Möglichkeit einer direkten Anschaltung eines Bedie¬ 
nungsfernschreibers an das Zentralsteuerwerk erhalten bleiben. 
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Auch die Bedienung der EWSO 1-Vermittlungsstellen wird über 
den ßelriebsrechner abgewickelt werden. Dann ist es möglich, Ein- und 
Ausgabebefehle, z. B. Schalten auf Fernsprechauftragsdienst, Setzen 
von Teilnehmerberechtigungen für Sonderdienste, Sperren und Entsper¬ 
ren von Teilnehmeranschliissen, unmittelbar von den veranlassenden 
Dienststellen des Fernmeldeamts über die Tastatur von Datensicht¬ 
geräten oder Fernschreibern auszulösen. Damit kein Unberechtigter den 
Speicherinhalt des Zentralsteuerwerks in den Vermittlungsstellen ver¬ 
ändern oder Zugriff zu den Informationen in den Speichern erhallen 
kann, senden die Ein-/Ausgabegeräte Kennworte aus, die der Belriebs- 
rechner auswertet, bevor er entscheidet, ob ein Befehl weitergegeben 
wird. 

Weiterhin ist geplant, die Betriebsrechneranlage durch Großspei¬ 
cher zur Aufnahme aller wichtigen Teil n e h in e r d a t e n sowie der 
Bestands- und B e s chal I u n g s d a t e n f ii r Linie n und 
t e c h n i s c h e E i n r i c h t unge n zu erweitern, die von verschie¬ 
denen Dienststellen eines Fernmeldeamtes wie z. B. von der Anmelde¬ 
stelle für Fernmeldeeinrichtungen, der Fernmelderechnungsstelle, der 
Schaltstelle und der Fernsprechentstörungsstelle in Karteien festgehalten 
werden. Da ein Teil dieser Teilnehmerdaten von mehreren Dienststellen 
in gleicher Form benötigt wird, ist es naheliegend, sie in gemeinsamen 
Dateien zusammenzufassen. Jede Dienststelle kann dann die Infor¬ 
mationen aus den Speichern abrufen, die sie benötigt. Auf diese Weise 
können Überschneidungen und unterschiedlich berichtigte Karteien ver¬ 
mieden werden. 

Für die Abwicklung des technischen Fernsprechbetriebs ist vor 
allem von Interesse, daß dann in den Fernsprechentstörungsstellen die 
umfangreichen Störungskarteien, die für jeden Fernsprechteilnehmer 
mindestens eine Karteikarte enthalten, in Störungsdateien 
übernommen werden können. Das ermöglicht neue organisatorische 
Lösungen für den Innendienst der Fernsprechenlstörungsslellen. Wenn 
der Störungsannahme bei Störungsmeldungen und sonstigen Anrufen 
sofort aus der Störungsdatei und aus den in den Speichern der Zentral¬ 
steuerwerke der EWS-Vcrmitllungsstellen für jeden Teilnehmer ent¬ 
haltenen Informationen die wichtigsten Angaben wie Anschrift, Art 
des Fernsprechanschlusses, Betriebszustand (Schaltung auf Fern- 
sprechauftragsdienst, Sperre, Vollstörung usw.) auf Datensichtgeräten 
zur Verfügung stehen, lassen sich wesentlich mehr Anfragen als bisher 
von der Störungsannahme abschließend bearbeiten. Durch dieses Ver¬ 
fahren kann den Teilnehmern ein besserer Kundendienst geboten und 
gleichzeitig ein rationellerer Arbeitsablauf erreicht werden. 


Die Betriebsrechner sollen in das geplante „Integrierte Da¬ 
tenvera r beitu ngssyste m i m F e r n m c 1 d e w e s e n “ ein¬ 
bezogen werden und erhalten damit auch Zugriff zu der Großrechen¬ 
anlage beim Fernmeldetechnischen Zentralamt mit ihren vielfältigen 
zusätzlichen Möglichkeiten. Das Zusammenwirken von Betriebsrechner 
mit den angeschlossenen EWSO 1-Vermittlungsstellen und den Dienst¬ 
stellen des Fernmeldeamtes zeigt Bild 1. 


267 




G. Lampe, H. Reiff 


E • 

c 

»- 9 

9 

Li. IA 


DSG 


Anschluß a-d. inte¬ 
grierte Dat enver- ^ 
arbeitungssystem 
im Fernmeldewesen 


- -S 

- E 
E - 

c O» 
< Li. 


DSG 


Daten¬ 

speicher 


* .2 

Li. T3 


DSG 


DSG 


Fernsprech¬ 

entstörungsstelle 


DSG 


DSG DSG 


+ 



DSG 



Betriebsrechner 



EWS- 

Unterhaltungsstelle 


Zentralstauerwerk 


ET- 


Verarbei¬ 

tungsteil 


Speicher 


variabler Teil 


L_ 




Arbeitsfeld- 

Steuerwerk 

Koppel¬ 

netz 


DTU 


steuernde Orts¬ 
vermittlungsstelle 


IÖ1 FernsprechanschluO 
Fs Bedienungsfernschreiber 
DSG Datensichtgerät 
DTU Datenaustausch- und 

M 

Ubertragungssteuerwerk 


DTU 


Arbei tsfeld- 
Steuerwerk 


Koppel¬ 

netz 


gesteuerte Orts¬ 
vermittlungsstelle 


Bild 1. Zusammenarbeit des Betriebsrechners mit den EWSO 1-Vermittlungsstellen, 
der EWS-Unterhaltungsstelle und anderen Dienststellen eines Fernmeldeamtes 
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Die Konzeption des Betriebsrechners wird wesentlich die Organi¬ 
sation und den Arbeitsablauf der Unterhaltung und Bedienung der 
EWSO 1-Vermittlungsstellen beeinflussen. An die Zuverlässigkeit einer 
Betriebsrechneranlage müssen hohe Anforderungen gestellt werden. 
Andernfalls wird die Abwicklung der laufenden Betriebsarbeilen ver¬ 
zögert und die Störungseingrenzung in den Vermittlungsstellen wesent¬ 
lich erschwert. Aber auch der Betrieb einer Femsprechentstörungsstelle 
wird beeinträchtigt, wenn die Slörungsdatei nicht mehr abfragbar ist. 

Die folgenden Ausführungen gehen davon aus, daß der technische 
Fernsprechbetrieb der EWSO 1-Vermittlungsstellen auf Betriebsrechner 
abgestützt ist. Auf die Beschreibung von Übergangslösungen ohne 
Betriebsrechner wird verzichtet. Wenn in der Einführungsphase solche 
Übergangslösungen erforderlich werden, müssen in diesen Vermitt¬ 
lungsstellen die Zentralsteuerwerke wesentlich vielseitiger ausgeslattet 
werden und zur Fehlerlokalisierung ausführliche Kataloge mit mög¬ 
lichen Störungsmerkmalen und Angaben für ihre Eingrenzung vor¬ 
handen sein. 


B. Kontrolle der Betriebsfähigkeit 

Den Bauelementen, die in elektronischen Geräten verwendet wer¬ 
den, kann man in der Regel nicht ansehen, ob sie noch voll funktions¬ 
fähig sind. Da ihr Ausfallverhalten zufälliger Natur ist, kann durch 
vorbeugende manuelle Unterhallungsmaßnahmen die Zuverlässigkeit 
elektronischer Geräte kaum beeinflußt werden. Daraus folgt, daß bei 
der Unterhaltung der technischen Einrichtungen der EWSO 1-Vermitt¬ 
lungsstellen die Betriebskräfte im allgemeinen nur dann eingreifen 
sollten, wenn Störungen oder Fehler bekannt werden. Ein solches 
korrektives Unterhaltungsverfahren setzt voraus, daß die Betriebs¬ 
fähigkeit der technischen Einrichtungen laufend durch ein je nach Stör¬ 
wirkbreite eines Fehlers abgestuftes System automatischer Prüfeinrich¬ 
tungen und programmierter Prüfabläufe kontrolliert wird. Daher ent¬ 
hält das EWSO 1 eine Reihe von verschiedenen Prüfmöglichkeiten. 

Aus Gründen der Betriebssicherheit sind in allen steuernden Orts¬ 
vermittlungsstellen die Geräte des Zentralsteuerwerks gedoppelt. Sie 
arbeiten parallel und vergleichen nach jeder Anfrage ihre Aussagen 
miteinander. Bei unterschiedlichen Aussagen wird sofort die Ersatz¬ 
schal leeinrichlung angereizt. Sie startet ein Prüfprogramm, das das 
gestörte Gerät ermittelt und ersatzschaltet. Wenn die Ersatzschalteein- 
richtung gestört ist, kann sie über einen Notschalter von der EWS- 
Unterhaltungsstelle übersteuert werden. 

Für die Arbeitsfeldsteuerwerke sind in jeder steuernden und ge¬ 
steuerten Ortsvermittlungsstelle Ersatzgeräte vorgesehen. Auch hier 
veranlaßt im Störungsfall die Ersatzschalteeinrichtung sofort die Ab¬ 
schaltung des gestörten Geräts und die Umschaltung auf das Ersatzgerät. 
Dies gilt auch für die übrigen peripheren Steuerungen, die Identifizierer, 
die Einsteller sowie ihre Leitungssysteme. 

Neben diesen automatisch an- und ablaufenden Prüfvorgängen und 
den ausgelösten Ersatzschaltungen sind Programme zur Routine- 
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priifung und Einschaltung der Zentral- und Arbeitssleuerwerke und 
ihrer Leitungssysteme vorgesehen. 

Die Betriebsfähigkeit der zur Peripherie gehörenden Geräte (Kop¬ 
pelnetze für die Sprechwegedurchschaltung und die am Koppelnetz 
angeschlossenen Sätze) wird durch die in allen steuernden und gesteuer¬ 
ten Ortsvermilthingsstellen vorgesehenen automatische n P r ü f - 
e i n r i c h t u n g e n f ii r das Koppel netz und f ii r Sätze 
in regelmäßigen Abständen kontrolliert. Die zur Steuerung dieser 
Prüfeinrichtungen erforderlichen Prüfprogramme werden bei Bedarf 
von der EWS-Unterhaltungsstelle aus dem Betriebsrechner in die hier¬ 
für vorgesehenen Speicherteile des Zentralsleuerwerks einer Vermitt¬ 
lungsstelle überschrieben und gestartet. Die Fehlerprotokollausgabe 
geschieht wieder über den Belriebsrechner in der EWS-Unterhaltungs- 
stelle. Routineprüfungen mit den automatischen Prüfeinrichtungen be¬ 
anspruchen relativ viel Zeit und werden in verkehrsschwachen Zeiten 
durchgeführt, damit möglichst wenig Sprechwege und Geräte besetzt 
angetroffen werden und die Verkehrsabwicklung nicht durch die auto¬ 
matischen Prüfungen behindert wird. 

Bei der Koppel netzpr ü f u n g werden nacheinander alle 
Koppelpunkle im Koppelnetz über zwei Prüfwege gezielt angesleuert. 
Jeder Koppelpunkt wird auf ordnungsmäßiges Durchlaß- und Sperr¬ 
verhallen und jede Zwischenleitung auf Unterbrechungen und Fremd¬ 
schlüsse geprüft. Da eine Prüfverbindung über bis zu 12 Koppelpunkte 
führt — werden die Prüfwege über Kurzverbindungen aufgebaut, sind 
es entsprechend weniger —, ist die Aussage allerdings fiktiv. Es kann 
nämlich in einer Prüfverbindung jeder beteiligte Koppelpunkt und 
jede Zwischenleitung fehlerhaft sein. Eine gezielte Aussage wird erst 
möglich, wenn sich im Koppelnetz die Verbindungswege mindestens 
zweier gestörter Prüfverbindungen gekreuzt haben. Die als gestört 
erkannten Prüfverbindungen können in der EWS-Unterhaltungsstelle 
auf einem Bedienungsfernschreiber ausgedruckt und dann von einer 
Betriebskraft ausgewertet werden. Es ist denkbar, daß bei Koppelnetz¬ 
prüfungen die Störungsaussagen der automatischen Prüfeinrichtung 
unmittelbar vom Belriebsrechner ausgewertet und nur die fehlerhaften 
Koppelpunkte und Zwischenleitungen protokolliert werden. 

Bei der automatische n P r ü f u n g d e r S ä t z e werden 
die an das Koppelnetz angeschlossenen Sätze (Wahlsätze, Internsätze 
sowie die Sätze für den ankommenden und abgehenden Verkehr) auf 
alle vermitllungstechnischen Vorgänge geprüft. Die automatische Prüf¬ 
einrichtung steuert die einzelnen Sätze über besondere Prüfeingänge 
durch das Koppelnetz und über Prüfvielfache an. Für die einzelnen 
Prüfungen sind Prüfschaltungen vorgesehen, denen für die Auswertung 
entsprechende Meßschaltungen zugeordnet werden. Gestörte Sätze kön¬ 
nen von der EWS-Unterhaltungsstelle ferngesteuert gesperrt werden. 

Unabhängig von den bisher geschilderten Prüfungen und Prüf¬ 
möglichkeiten werden vor der Durchschaltung eines Verbindungsweges 
zunächst alle beteiligten Koppelpunkte ausgelöst. Hierdurch sollen 
Doppelverbindungen verhindert werden. Zusätzlich wird vom Wahlsatz 
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aus die Anschlußleitung zum Teilnehmer auf Berührung, Unterbrechung 
und Fremdspannung geprüft. 

Wenn ein Teilnehmer den Handapparat abhebt und nicht wählt 
(unnötige Belegung), wird die Anschlußleitung, um längere Blindbele¬ 
gungen zu vermeiden, nach einer bestimmten Karenzzeit auf den Teil¬ 
nehmersatz abgeworfen. Auf eine Alarmmeldung wird zunächst ver¬ 
zichtet. Nur wenn mehrere unnötige Belegungen ungefähr zur gleichen 
Zeit festgestellt werden, wird dies an die EWS-Unlerhaltungsstelle 
gemeldet, da dann der Verdacht besteht, daß sie durch Leilungsberüh¬ 
rungen in einem gestörten Ortskabel verursacht werden. 


C. Eingrenzen und Beseitigen von Störungen und Fehlern 

Das Eingrenzen und Beseitigen von Störungen und Fehlern gehört 
zu den wichtigsten Aufgaben der Betriebskräfte bei der Unterhaltung 
von Vermittlungsstellen. Nur wenn die auftretenden Störungen in ange¬ 
messener Zeit behoben werden, kann der Fernsprechverkehr ohne unzu¬ 
mutbare Behinderung der Teilnehmer abgewickelt werden. Beim 
EWSO 1 gehen die Störungsmeldungen vorwiegend von folgenden 
Quellen aus: 

Automatisch anlaufende Prüfprogramme mit automatischer Ersatzschaltung des 

gestörten Geräts und Alarmmeldung an die EWS-Unterhaltungsstelle 

Vermitllungsprogramme der peripheren Geräte, wenn sich Unstimmigkeiten 

im Vermittlungsablauf ergeben 

Routineprüf ungen 

Die Fernsprechentstörungsstelle aufgrund von Störungsmeldungen der Fern¬ 
sprechteilnehmer. 

Die Verfahren, die angewendet werden können, um gemeldete Störun¬ 
gen zu beseitigen, hängen weitgehend davon ab, wie genau die Störungs¬ 
aussage ist und wie dringlich sie bearbeitet werden müssen. 

Wenn eine Slörungsmeldung bereits eindeutige Angaben über Art 
und Lage des fehlerhaften Bauelements enthält oder einen Fehler bis 
aut den gestörten Einschub (Leiterplatte oder Baugruppe) lokalisiert, 
ist die Störung leicht zu beseitigen. In der Regel wird dann der gestörte 
Einschub ausgewechselt. Bei der miniaturisierten Bauweise der neuen 
technischen Einrichtungen wird es, auch wenn das fehlerhafte Bau¬ 
element bekannt ist, nicht zweckmäßig sein, den Fehler unmittelbar in 
der Vermittlungsstelle zu beseitigen. Diese Arbeiten sollen vielmehr in 
gut ausgerüsteten zentralen Werkstätten erledigt werden. 

Bei Störungen im Koppelnetz und in den Sätzen können auch die 
automatischen Prüfeinrichtungen zur Fehlersuche herangezogen wer¬ 
den, da mit Hilfe dieser Prüfeinrichtungen alle Koppelpunkte und Sätze 
gezielt angesteuert werden können. Außerdem ist es möglich, für die 
Fehlerlokalisierung die Toleranzwerte bei den einzelnen Prüffolgen 
einzuengen und bei sporadisch auftretenden Störungen auf Dauer¬ 
prüfung umzuschalten. 

Sehr viel schwieriger ist das Auffinden von Fehlern, wenn eine 
Störungsmeldung nur pauschale Aussagen über das gestörte Gerät ent- 
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hält. Zunächst kann versucht werden, durch probeweise n A u s - 
t a n sch von Leiterplatten, die als Störungsursache in Frage 
kommen, die Störung einzugrenzen und schließlich zu beseitigen. Für 
dieses Verfahren müssen sich die Betriebskräfte in den Vermittlungs¬ 
stellen und in der EWS-Unlerhaltungsstelle leicht verständigen können. 
In jeder Vermittlungsstelle soll deshalb durch die Gestellreihen eine 
Ringleitung verlegt werden, die unmittelbar mit der zuständigen EWS- 
Unterhaltungsstelle verbunden ist. In diese Ringleitung können sich die 
Betriebskräfte von jedem Gestellrahmen aus mit einem Sprechzeug 
einschalten und sich mit der EWS-Unterhaltungsstelle verständigen. 

Ein anderes Hilfsmittel, um schwer auffindbare Fehler zu lokali¬ 
sieren, sind die Ablaufverfolger - (Tracer-) Progra m m e . 
Mit ihnen wird der Ablauf eines Programms oder eines Programm¬ 
abschnitts schrittweise mit allen Ein- und Ausgabebefehlen verfolgt 
und protokolliert. Die Auswertung der Protokolle kann allerdings sehr 
zeitaufwendig sein und verlangt genauere Programmierkenntnisse. Auf 
diese Weise lassen sich auch Programmierfehler ermitteln, die nach der 
Einschaltung oder Erweiterung einer Vermittlungsstelle noch vorhanden 
sein können. Wenn Störungen sporadisch auftreten, können die Ablauf¬ 
verfolgerprogramme auch als Dauerprüfung ablaufen, wobei dann bei 
den einzelnen Durchläufen zweckmäßig nur die Abweichungen proto¬ 
kolliert werden. 

Das Eingrenzen sporadischer Störungen ist meist langwierig und 
bleibt in vielen Fällen sogar ohne Erfolg. Sie treten oft nur auf, wenn 
mehrere ungünstige Umstände zufällig Zusammentreffen, die dann bei 
der Störungseingrenzung nicht nachgebildet werden können. Solange 
diese Störungen die Verkehrsabwicklung nicht nennenswert behindern, 
wird man sie zwar mit den zugehörigen Störungsaussagen erfassen, 
aber keine gezielte Störungseingrenzung einleiten. Erst wenn sie häu¬ 
figer auftreten und die Auswertungen der Störungsprotokolle Hinweise 
auf die mögliche Störungsursache enthalten, wird man die Eingren¬ 
zung veranlassen. 

Zum Lokalisieren bestimmter Störungen und Fehler können außer¬ 
dem spezielle Diagnoseprog r a m m e geschrieben werden. Sie 
sind vor allem wertvoll für die Fehlersuche in den Geräten des Zenlral- 
steuerwerks. Die wichtigsten Diagnoseprogramme sollen im Betriebs¬ 
rechner gespeichert und bei Bedarf aufgerufen werden können. Als 
Ergänzung hierzu wäre denkbar, bei der Großrechenanlage des Fern¬ 
meldetechnischen Zentralamtes in Darmstadt eine Programmbibliothek 
für Diagnoseprogramme zu führen, die durch Auswerten von Fehler¬ 
lokalisierungsprotokollen noch nicht in Diagnoseprogrammen erfaßter 
Störungen und Fehler laufend ergänzt wird. Über das Datennetz des 
geplanten integrierten Datenverarbeitungssystems im Fernmeldewesen 
könnten diese Diagnoseprogramme dann jederzeit von den EWS-Unter- 
haltungsstellen angefordert werden. 

Als weitere Prüfhilfen werden „Gerätespiegel“ zur Ver¬ 
fügung stehen. Mit ihnen kann festgestellt werden, ob ein Fehler in 
einem Gerät oder in der Gestellverdrahtung liegt. Ein Gerätespiegel wird 
an Stelle des zu prüfenden Geräts eingesetzt. Wenn ein Prüfgerät eine 
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Information an den Gerätespiegel sendet, wird sie von ihm aufgenom¬ 
men. Nach einer kurzen Verzögerungszeit gibt der angesteuerte Geräle- 
spiegel die empfangene Information wieder aus, die Information wird 
also gespiegelt. Ergibt die Auswertung, daß sich ausgesandte und emp¬ 
fangene Information decken, wird der Fehler vermutlich im Gerät 
liegen. Weichen die Informationen voneinander ab, so läßt das auf 
einen Fehler in der Verdrahtung oder in der Steckereinheit schließen. 

Die bisher aufgeführten Prüfverfahren und Prüfmöglichkeiten zum 
Eingrenzen von Störungen und Fehlern sind nicht vollständig. Das 
EWSO 1 ist sehr flexibel und kann den Bedürfnissen des technischen 
Fernsprechbetriebs weitgehend angepaßt werden. Allerdings wird der 
personelle Aufwand zum Erstellen der entsprechenden Programme hoch 
sein, zumal sie teilweise der Größe und Struktur der einzelnen EWS- 
Vermittlungsstellen angepaßt werden müssen. 

D. Arbeitsorganisation 

Der Betrieb von Fernsprechvermittlungsstellen gehört hei den Fern¬ 
meldeämtern zu den Aufgaben der Dienststelle „Unterhaltung von 
Fernsprechvermittlungsstellen“. Da die neuen technischen Einrichtun¬ 
gen wesentlich von denen der herkömmlichen Wählsysteme abweichen, 
müssen für die Unterhaltung und Bedienung der EWSO 1-Vermittlungs¬ 
stellen besondere Kräftegruppen gebildet werden. 

Für die Organisation der Unterhaltung bietet es sich als betrieblich 
günstige Lösung an, eine Anzahl von EWSO 1-Vermittlungsstellen zu 
einem EWS-Ünterhaltungs bezirk zusammenzufassen und 
die Betriebsarbeiten von einer zentralen Stelle, der EWS-Unterhallungs- 
stelle, zu leiten. Wegen der engen Verknüpfung zwischen dem Betriebs¬ 
rechner, der auf ihn abgestützten EWSO 1-Vermittlungsstellen und 
ihrer Unterhaltung und Bedienung wird es zweckmäßig sein, in einem 
EWS-Unterhaltungsbezirk alle EWSO 1-Vermittlungsstellen einzubezie¬ 
hen, die mit demselben Belriebsrechner Zusammenarbeiten. Soweit es 
sich heute schon abschätzen läßt, werden von einer EWS-Untcrhal- 
tungsslelle bis zu 300 000 Beschaltungseinheiten betreut werden können. 
In manchen Fällen wird allerdings diese obere Grenze auch im End¬ 
aushau nicht erreicht werden. Wegen der großen Störwirkbreite von 
Fehlern in den zentralen Einrichtungen muß nämlich gefordert werden, 
daß alle steuernden und größeren gesteuerten Ortsvermittlungsstellen 
von der EWS-Unterhaltungsstelle mit einem Kraftfahrzeug innerhalb 
einer Stunde Fahrzeit zu erreichen sind. In der Regel werden EWS- 
Unterhaltungsbezirke im Endausbau zwischen 100 000 und 300 000 
Beschaltungseinheiten umfassen. Bei den meisten Fernmeldeämtern 
wird dann die Bildung eines EWS-Unterhaltungsbezirks ausreichen. 
Nur in Ausnahmefällen werden zwei oder mehr EWS-Unlerhaltungs- 
bezirke erforderlich werden. 

Die Unterhaltung und Bedienung der EWSO 1-Vermittlungsstellen 
wird von zwei Kräftegruppen wahrgenommen werden: 

Eine Kräftegruppe muß aus qualifizierten Beamten des gehobenen fern¬ 
meldetechnischen Dienstes (CFt-Unterhaltungsbeamten) bestehen. Sie 
werden die Unterhaltung der EWSO 1-Vermittlungsstellen lenken, die 
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notwendigen Arbeiten veranlassen und die schwierigen Unlerhaltungs- 
arbeiten erledigen. Da sie dabei meist auf die Protokolle der Bedie- 
nuiigsferlischreiber und Datensichtgeräte über den Belriebszustand der 
EWSÖ 1-Vermittlungsstellen angewiesen sind, werden sie überwiegend 
in den EWS-Unterhaltungsstellen beschäftigt werden. 

Die zweite Kräftegruppe wird sich aus Beamten des mittleren fern- 
meldelechnischen Dienstes (BFt-Unterhaltungsbeamten) zusammenset¬ 
zen, die eingehend in der Elektronik und der EWS-Technik geschult 
sind. Sie werden in den EWS-Unlerhallungsslellen, in den steuernden 
Orlsvermittlungsstellen, aber auch, wenn Störungen zu beseitigen sind, 
in den abgesetzten Vermittlungsstellen eines EWS-Unterhaltungsbezirks 
eingesetzt werden. 

Zweckmäßig werden alle Meldungen über Störungen und Abwei¬ 
chungen, die innerhalb eines EWS-Unterhaltungsbezirks auf kommen, 
in der EWS-Unterhallungsstellc an Bedien- u n d Beo b ach - 
t u ngsplätzen zusammengefaßt und auf Bedienungsfernschreibern 
und/oder Datensichtgeräten protokolliert. Von diesen Plätzen wird dann 
die Störungsermittlung und -beseitigung geleitet. Die hieran beschäf¬ 
tigten Betriebskräfte rufen bei Bedarf die für die Störungsermiltlung 
benötigten Prüfprogramme auf, werten sie aus und lenken den Einsatz 
der für die Entstörung in den Vermittlungsstellen vorgesehenen Be¬ 
triebskräfte. Weiterhin können von diesen Plätzen die für den Betrieb 
der EWSO 1-Vermittlungsstellen notwendigen zentralen Bedienungs¬ 
aufgaben wahrgenommen werden, z. B. das Setzen von Teilnehmer¬ 
berechtigungen, Schalten auf Fernsprechauftragsdienst, Hinweisdienst 
und Zählvergleichseinrichtung und Einlei len von Routineprüfprogram¬ 
men. In größeren EWS-Unterhaltungsstellen wird man diese Tätig¬ 
keiten auf besondere Platzgruppen für Störungsannahme, Störungs¬ 
ermiltlung, zentrale Bedienungsaufgaben und sonstige Belriebsarbeiten 
verteilen. 

In der Regel werden Störungen in den technischen Einrichtungen 
der EWSO 1-Vermittlungsstellen durch Austausch der gestörten Leiter¬ 
platten beseitigt, was eine entsprechende E rsa I z h a I t u n g vor¬ 
aussetzt. Es wird daher erforderlich, in jeder EWS-Unlerhaltungsstelle 
einen vollständigen Satz der eingesetzten Leiterplatten zu lagern. Sie 
können bei Bedarf von den Betriebskräften im Kraftfahrzeug zu den 
gestörten Vermittlungsstellen mitgenommen werden. Zusätzlich sollte 
in allen größeren Vermittlungsstellen ein kleiner Vorrat der gängigsten 
Leiterplatten bereitgehalten werden. Darauf sollen im Störungsfall die 
Kräfte zurückgreifen können, die in den abgesetzten steuernden Orts¬ 
vermittlungsstellen beschäftigt werden, so daß nicht in jedem Fall eine 
Betriebskraft von der EWS-Unterhaltungsstelle anreisen muß. 

Aus Gründen der Betriebssicherheit muß jede EWS-Unterhaltungs¬ 
stelle durchgehend eine personelle Besetzung von mindestens 
einem CFt- und einem BFt-Unterhaltungsbeamten aufweisen. Diese 
Bedingung bestimmt in der Einführungsphase weitgehend den Bedarf 
an Betriebskräften. Unter Berücksichtigung der Vertreterleistungen bin¬ 
det somit jede EWS-Unterhaltungsstelle je 5 bis 6 CFt- und BFt-Kräfte. 
Hierzu kommen noch einige weitere Kräfte für Mitarbeiteraufgaben. 
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Damit in den Hauptverkehrszeiten eine schnelle Störungsbeseitigung an 
den zentralen Einrichtungen der EWS-Vermittlungsstellen gewährleistet 
ist, müssen außerdem zu den üblichen Dienstzeiten in jeder steuernden 
Orlsvermittlungsstelle noch etwa 1 bis 2 BFt-Kräfte beschäftigt werden. 
Wenn später immer mehr Teilnehmer innerhalb eines EWS-Unter¬ 
haltungsbezirks an EWS-Vermiltlungsstellen angeschlossen werden, ist 
zu erwarten, daß im Durchschnitt eine Betriebskraft bis zu 5000 Be¬ 
schäl tungseinheiten der neuen Technik unterhalten und bedienen kann. 
Dabei wird sich — soweit es sich heute bereits abschätzen läßt — die 
Zahl der CFt-Kräfte zur Zahl der BFt-Kräfte wie 1 : 2 verhalten. 

Jede EWS-Unterhaltungsslelle sollte über mehrere mit geeigneten 
Prüf- und Meßgeräten ausgestattete Instandsetzungsplälze 
verfügen, an denen die Betriebskräfte einfachere Instandsetzungsarbei¬ 
ten an Leiterplatten durchführen können. Schwierigere Inslandseizungs¬ 
arbeiten werden besser von zentralen Werkstätten erledigt, die mit einer 
größeren Zahl hochwertiger Prüf- und Meßgeräte ausgerüstet werden. 
An den Instandsetzungsplätzen in den EWS-Unterhaltungsslellen und 
den zentralen Werkstätten können außerdem Nachwuchskräfte für die 
Unterhaltung der EWSO 1-Vermittlungsstellen fortgebildet werden. 

Da in den Zentraleinheiten der Betriebsrechneranlagen eine ähn¬ 
liche Technik verwendet werden wird wie in den Zentralsteuerwerken 
der EWSO 1-Vermittlungsstellen, bietet es sich an. daß auch die Be¬ 
dienung und Unterhaltung der B e t r i e b s r e c h n e r 
f iir die Vermittlungstec h n i k von den EWS-Unterhaltungs- 
stellen wahrgenommen wird. Die EWS-Unterhallungsbeamten können 
rationeller eingesetzt und zusätzliche Nachtdienste für die Bedienung 
und Unterhaltung der Betriebsrechner eingespart werden. Die Groß¬ 
speicher (Platten-, Karten- und Bandspeicher), die als periphere Spei¬ 
cher in den Betriebsrechneranlagen eingesetzt werden, enthalten fein¬ 
mechanische Bauteile hoher Präzision, die einer laufenden vorbeugen¬ 
den manuellen Unterhaltung bedürfen. Die hierfür erforderlichen 
Instandhaltungsarbeiten müssen von besonders ausgebildeten Kräften 
übernommen werden. 

Die EWS-Unlerhaltungsstellen müssen eng mit den für ihren Bezirk 
zuständigen Fernsprechentstörungsslellen Zusammenarbeiten. Als be¬ 
trieblich und wirtschaftlich optimale Lösung der räumlichen 
U i) t e r b ring u n g kann angesehen werden, wenn sich jeweils FAVS- 
Unterhallungsbezirk und Fernsprechentstörungsbezirk decken und die 
EWS-Unlerhallungsstelle, die Fernsprechenlstörungsslelle und die Be- 
triebsrechneranlage in einem Gebäudekomplex untergebracht werden. 

Nach Aufbau der ersten technischen Einrichtungen des EWSO 1 
werden voraussichtlich für eine Übergangszeit von etwa 20 bis 30 Jah¬ 
ren elektromechanische und elektronisch gesteuerte Vermitllungsein- 
richtungen nebeneinander betrieben werden. Da es aus wirtschaftlichen, 
personellen und technischen Gründen nicht möglich sein wird, ganze 
Fernmeldeamtsbereiche kurzfristig auf die neue Technik umzustellen, 
muß noch genau untersucht werden, wie weit die Arbeitsorganisation 
für den Betrieb dieser verschiedenen Vermittlungseinrichtungen koordi¬ 
niert werden kann. Da die Rechen- und Speichermöglichkeiten des Be- 
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triebsrechners auch für die Aufgaben der Unterhaltung und der Bedie¬ 
nung der Vermiltlungseinrichtungen herkömmlicher Technik genutzt 
werden sollen, wäre es denkbar, die Aufgaben der Einsalzplätze im 
neuen Unterhaltungsverfahren nach Abschnitt III. B. soweit zu zentrali¬ 
sieren, daß Betriebslenkung und Arbeitsvorbereitung für alle Vermitt¬ 
lungsstellen innerhalb eines EWS-Untcrhaltungsbezirks von einer 
gemeinsamen Fernsprech-Unterhallungsstelle wahrgenommen werden 
können. 

E. Anforderungen an das Unterhaltungspersonal 

Mit der Einführung des EWSG 1 finden in großem Umfang Geräte 
und Verarbeitungsverfahren der Datentechnik Eingang in die Fern- 
sprechvcrmittlungsteclmik. Von den Kräften, die diese neuen technischen 
Einrichtungen unterhalten sollen, werden nicht wie bisher überwiegend 
elektromechanische, sondern mehr Kenntnisse in der Elektronik und 
der Datentechnik verlangt werden. Damit genügend gut ausgebildete 
Betriebskräfte zur Verfügung stehen, wenn mit dem Aufbau der 
EWSO 1-Vermittlungsstellen begonnen wird, ist die Aus- und Fort¬ 
bildung geeigneter Kräfte rechtzeitig einzuleiten und auf die neue Tech¬ 
nik auszurichten. 

Die BFt-Unterhaltungsbeamten müssen neben den bereits heute 
während ihrer Aus- und Fortbildung vermittelten Grundlagen der 
Elektrotechnik künftig vor allem eingehende Kenntnisse über folgende 
Gebiete der Elektronik verfügen: Halbleiterbauelemente, magnetische 
Bauelemente, Dualzahlen, Codierung, Schaltalgebra, integrierte Schal¬ 
tungen und Grundschaltungen (Multivibratoren, Impulsformer, digitale 
Verknüpfungsglieder). Außerdem sollen sie einfache Flußdiagramme 
(Datenfluß- und Programmablaufpläne) lesen können, da sich durch 
diese die zeitlichen und gegenseitigen Abhängigkeiten der einzelnen Ver¬ 
arbeitungsoperationen und der beteiligten Geräte einer Datenverarbei¬ 
tungsanlage in übersichtlicher Weise veranschaulichen lassen. Nicht 
zuletzt müssen sie auch über Grundkenntnisse der Programmierung 
verfügen. 

Die CFt-Unterhaltungsbeamten müssen zusätzlich noch sehr ein¬ 
gehend mit der Schaltungstechnik, der Arbeitsweise und der Program¬ 
mierung des EWSO 1 vertraut sein. Wenn es auch nicht ihre Aufgabe 
ist, Programme zu schreiben, ist es bei der Unterhaltung in vielen Fällen 
unerläßlich, über genaue anlagenbezogene Programmierkenntnisse zu 
verfügen. 


VI. Ausbildungsgrundsätze 

Um die Frage beantworten zu können, ob und gegebenenfalls 
welche Maßnahmen zu ergreifen sind, damit die elektronisch gesteuer¬ 
ten Fernsprechvermittlungseinrichtungen einwandfrei betrieben werden 
können, soll zunächst die derzeitige Ausbildung des fernmeldetechni¬ 
schen Personals bei der Deutschen Bundespost erläutert werden. Dabei 
sollen sich die Betrachtungen beschränken auf die Aus- und Fortbildung 
der Kräfte des einfachen, mittleren und gehobenen fernmeldetechnischen 
Dienstes, weil diesen Kräften in erster Linie die Bedienung und Unter- 
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haltung sowie die Entstörung dieser Einrichtungen obliegen wird. Da 
die DBP den überwiegenden Teil der Nachwuchskräfte für den ein¬ 
fachen und mittleren fernmeldetechnischen Dienst als Fernineldelehr- 
linge selbst ausbildet, kommt deren Ausbildung eine besondere Bedeu¬ 
tung zu. Sie wird deshalb in die Untersuchungen mit einbezogen. 

Unter A u s b i 1 d u n g im engeren Sinne wird bei der DBP im 
allgemeinen derjenige Teil der Berufsausbildung verstanden, der mit 
einer förmlichen Prüfung seinen Abschluß findet. Die Ausbildung ist 
grundsätzlich breit angelegt, ln ihr soll ein Grundwissen (theoretisch 
und praktisch) von all den Gebieten vermiltell werden, die als zukünf¬ 
tige Einsatzbereiche des Betreffenden in Frage kommen können. Sie 
soll den so Ausgebildeten in die Lage versetzen, die auf seinem späteren 
Arbeitsplatz anfallenden Tätigkeiten nach kurzer Zeit selbständig aus- 
iihen und die jeweils noch notwendigen Spezialkenntnisse und Fertig¬ 
keiten sich selbst aneignen zu können. 

Die (lehrgangsmäßige) Vermittlung von Kenntnissen und Fertig¬ 
keiten nach der abgeschlossenen Ausbildung ordnet die DBP unter den 
Begriff F o r t b i 1 d u n g ein. Diese Bezeichnung findet auch dann 
Anwendung, wenn es sich z. B. um Umschulungsmaßnahmen oder die 
Vermittlung von völlig neuen Kenntnissen infolge Einführung neuer 
Techniken handelt. 

Die DBP ist verpflichtet, ihre Anlagen in gutem Zustand zu erhalten 
und sie technisch und betrieblich den Anforderungen des Verkehrs ent¬ 
sprechend weiter zu entwickeln und zu vervollkommnen. Darüber hin¬ 
aus bemüht sie sich, ihren Kunden einen guten Service zu bieten. Sie 
mißt dementsprechend der Aus- und Fortbildung ihres Personals eine 
besondere Bedeutung bei. Die personellen und finanziellen Anstrengun¬ 
gen, die auf diesem Gebiet gemacht werden, sind sehr hoch. Nicht zu¬ 
letzt dadurch genießt das Fernmeldewesen der DBP und das damit 
befaßte Personal weile Achtung und Anerkennung. 

Die DBP erwartet von ihren Bediensteten, daß sie sich neben den 
von der Verwaltung getragenen dienstlichen Maßnahmen durch eigene 
Initiative weiter bilden. Auf diesem Gebiet kommt ein besonderes 
Verdienst den Berufsverbänden zu, die dem Lernwilligen ein breites 
Spektrum an Literatur sowie an Orts- und Fernlehrgängen anbieten. 


\TI. Die bisherige Ausbildung des technischen Personals 
A. Die Ausbildung der Fernmeldelehrlinge 

Die Grundlage für die heutige 3 jährige Ausbildung der Fern- 
meldelehrlfnge stellt die Ausbildungsordnung in ihrer Fassung vom 
4. 1. 1964 dar, die eine Weiterentwicklung der Ausbildungsordnungen 
von 1959 und 1956 ist. Seit 1956 gibt es bei der DBP eine einheitliche 
Ausbildung aller Fernmeldelehrlinge, und zwar auch einheitlich in allen 
Lehrwerkstätten des Bundesgebietes, während bis dahin nebeneinander 
Fernmeldelehrlinge (nach Ausbildungs-Richtlinie von 1940) und Tele¬ 
grafenbaulehrlinge (nach Vorschriften aus dem Jahr 1925) ausgebildet 
wurden. 
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Sie entstand also in einer Zeit, in der nur relativ kleine Lehrlings- 
Gruppen vorhanden waren (195(5 insgesamt etwa 5000 Fernmelde¬ 
lehrlinge) und zu der die inzwischen auf allen Gebieten eingetretene 
gewaltige Expansion nicht vorauszusehen war (1956: 2,4 Mio. Haupt¬ 
anschlüsse, 1969: 7.7 Mio.). Damals wurden, abgesehen von den Tiefbau - 
leistungen (Erdkabelverlegung und Kabelkanalbau), die schon immer 
an Auftragnehmer vergeben wurden, mehr als 90 v. H. der Fernmelde¬ 
hauarbeiten in der Linientechnik (Arbeiten an Teilnehmereinrichtungcn 
sowie am unterirdischen und oberirdischen Liniennetz) durch eigene 
Kräfte der DBF ausgeführt. Von allen Kräften wurde deshalb nach 
bestandener Lehrabschlußprüfung eine 4- bis 6jährige Beschäftigung 
im Fernmeldebau gefordert. Die Lehre basierte dementsprechend auf 
einer breit angelegten femmeldebauhandwerklichen Ausbildung (Ta¬ 
belle 1). 


Tabelle 1 

Stoffplaniibersicht zur Ausbildung der Fernmeldelehrlinge 
nach der Ausbildungsordniiiig vom 4. 1. 1964 


Ausbildungsabschnitte 


Dauer 


1. Lehr¬ 
jahr 


2. Lehr¬ 
jahr 


3. Lehr¬ 
jahr 


4. Lehr¬ 
jahr 


Werkstoffbearbeitung (Grundfertigkeiten) 

Werkstoffbearbeitung (Werkzeugmaschinen) 

Unterirdischer Fernmeldebau (Lehrwerkstatt) 

Unterirdischer Fernmeldebau (Übungsgelände) 

Unterirdischer Fernmeldebau (Lehrbautrupp) 

Sprechstellenbau (Schalt- und Montagearbeiten in der 

Lehrwerkstatt) ' 

Sprechstellenbau (Herstellen von Teilnehmer-Einrichtungen 
in der Lehrwerkstatt) 

Aufsuchen und Beseitigen von Fehlern an Fernmeldeeinrichtungen 
(Lehrwerkstatt) 

oberirdischer Fernmeldebau (Übungsgelände) 
oberirdischer Fernmeldebau (Lehrbautrupp) 

Sprechstellenbau, Teilnehmer-Einrichtungen (Lehrbautrupp) 

Prüf- und Signaldienst einschl. Stromversorgung 

Prüfschrank und Enlstörungsdienst, Schaltarbeiten am 
Hauptverteiler 

Wählerüberholung, technischer Bautrupp 


24 Wo 
16 Wo 
8 Wo 

4 Wo 
20 Wo 


10 Wo 
14 Wo 

16 Wo 
5 Wo 

3 Wo 
20 Wo 

4 Wo 

8 Wo 
8 Wo 


160 Wo 


Urlaub, Wiederholung und Prüfung 


22 Wo 
182 Wo 


= 3 X A Jahre • 


Heute befinden sich rd. 15 000 Fernmeldelehrlinge in insgesamt 
72 Lehrwerkstätten in der Ausbildung. Bereits 36 v. H. der oben genann¬ 
ten Arbeiten werden nicht mehr durch Kräfte der DBP, sondern durch 
Auftragnehmer ausgeführt, während immer mehr Fernmeldehandwer- 
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ker schon bald nach ihrer Lehrabschlußprüfung für Entstörungs- und 
Unterhailungsaufgaben benötigt werden. 

Das Berufsbild des Fernmeldehandwerkers, das der Ausbildung 
des Fernnieldelehrlings zugrundeliegt, stellt eine Kombination von dem 
des Fernineidemonteurs und dem des Kabelmonteurs dar und ähnelt 


gleichzeitig dem des Elektromechanikers. 

Die praktisch e A u s b i 1 d u n g des Fernnieldelehrlings 
kommt entsprechend dem vorgesehenen Einsatz nach Beendigung der 
Lehre vorwiegend den Fachbereichen Linientechnik und Fernsprech- 


enlstörung zugute. Der Fachbereich Orts- und Fernvermittlungstechnik 
wird im Verhältnis dazu wenig, die Fachbereiche Übertragungs-, Funk¬ 


lind Telegrafentechnik werden gar nicht berührt. Allem voran steht eine 
solide Grundausbildung in der Werkstoffbearbeitung (40 Wochen). 

Die theoretische A u s b i 1 d u n g (Kenntnisvermittlung) 
umfaßt neben dein Berufsschulunterricht von 1 Tag je Woche eine Ge¬ 
samtzeit von 700 Stunden. Davon entfallen 148 Lehrstunden auf die 


Schaltung und Betriebsweise von Teilnehmereinrichtungen, ‘20 Lehr¬ 
stunden auf die allgemeine Vermittlungstechnik und 16 Stunden auf 
Elektronenröhren und Transistoren. Für den gesamten theoretischen 
Lehrstoff werden Lernblätter mit einem Gesamtumfang von etwa 
2000 DIN A 4-Seilen erstellt, die jeder Fernmeldelehrling zu Beginn 
seiner Lehre ausgehändigt bekommen soll. 

Alle in den 334 Jahren vermittelten Kenntnisse und Fertigkeiten hat 


der Fernrneldelehrling für die am Ende der Ausbildung stalBindende 
Fernmeldehandwerkerprüfung parat zu haben, die von der DBP als 
selbständige Ausbildungs- und Prüfungsbehörde abgenommen wird. 
Nach erfolgreich abgelegter Prüfung werden die Fernmeldehandwer¬ 
ker in Bautrupps, Bezirks- und Zentralwerkslätten, als Sprechstellen¬ 
einrichter oder auf Arbeitsposten des einfachen fernmeldetechnischen 
Dienstes (z. B. für den Betrieb von Fernsprechvermittlungsstellen und 
in der Fernsprechentstörung) eingesetzt. Für die Art der Beschäftigung 
sind Eignung, Wunsch und Bedarf maßgebend. 


B. AFt/BFt-Ausbildung 

Nach seiner Lehrabschlußprüfung tritt der Fernmeldehandwerker 
in ein larifrechtlich geregeltes Arbeilsverhällnis ein. Gleichzeitig beginnt 
für ihn jedoch ein neues Ausbildungsstadium, das sich im allgemeinen 
über 4 Jahre erstreckt. Diese Zeit teilt sich in eine zweijährige „Grund¬ 
beschäftigung“ und eine zweijährige „einführende Beschäftigung“ auf, 
während der der Fernmeldehandwerker an mehreren Lehrgängen teil¬ 
nimmt. Ziel dieser Maßnahme ist, die Kräfte zur Ergänzung des ein¬ 
fachen (AFt) und mittleren (BFt) fernmeldetechnischen Dienstes heran¬ 
zubilden bzw. auszuwählen. 


In die Zeit der Grundbeschäftigung fallen die beiden 
Grundlehrgänge Ft 1 und Ft 2 von 3 bzw. 4 Wochen Dauer, an denen 
nach der Ausbildungsordnung für den AFt/BFt-Dienst, in ihrer letzten 
Fassung vom 15. 4. 1966, alle Fernmeldehandwerker teilnehmen. Diese 
Grundlehrgänge, die noch nicht nach Fachbereichen spezialisiert sind, 
dienen der Vertiefung des in der Lehrzeit vermittelten Grundwissens, 
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einer Angleichung der Kenntnisse der Fernmeldehandwerker und der 
nicht bei der DBF ausgebildeten Handwerker (1967 z. B. wurden 3091 
Fernmeldehandwerker aus der Lehrlingsausbildung übernommen und 
1877 Handwerker aus artverwandten Berufen eingestellt) sowie der 
Verbreiterung des Lehrstoffes auf die in der Lehrzeit nicht oder nur 
wenig berührten Fachgebiete. So werden im Grundlehrgang Ft 2 mit ins¬ 
gesamt 100 Lehrstunden die Grundlagen der Elektronik in 12 Stunden 
und die Fernsprechvermittlungstechnik in 34 Stunden behandelt. Auf¬ 
grund der Ergebnisse der Grundlehrgänge und der während der Grund¬ 
beschäftigung gezeigten Leistungen wird festgestellt, welche Kräfte für 
die BFt-Laufbahn geeignet erscheinen. Diese Kräfte werden gemäß 
Eignung, Wunsch und Bedarf für einen der 6 Fachbereiche V oder T 
(Fernspreclivermitllungs- bzw. Telegrafentechnik), E oder L (Fern¬ 
sprechen tstörung bzw. Linientechnik) oder 0 oder Fu (Übertragungs- 
bzw. Funktechnik) ausgewählt und während der folgenden 2 Jahre mit 
entsprechenden Aufgaben beschäftigt. 

Für diejenigen Fernmeldehandwerker, die nicht für den unmittel¬ 
baren Einstieg in den BFt-Dienst in Frage kommen, ist die Ausbildung 
zunächst beendet. Sie werden weiter auf Arbeiterposten im Fernmelde¬ 
bau oder auf AFt-Posten in der Fernsprechentstörung oder Linien¬ 
technik beschäftigt und stellen im allgemeinen den Nachwuchs für die 
Laufbahn des einfachen fernmeldetechnischen Dienstes dar. Allerdings 
steht auch diesen Kräften bei entsprechenden Leistungen der spätere 
Aufstieg in den mittleren Dienst über den erfolgreichen Besuch der 
Grund- und Aufbaulehrgänge offen. 

Die für den Einstieg in die BFt-Laufbahn vorgesehenen Fern¬ 
meldehandwerker nehmen während der sich an die Auswahl anschlie¬ 
ßenden 2jälnigen einführenden Beschäftigung an 2 Auf¬ 
baulehrgängen ihres jeweiligen Fachbereichs mit je 5 Wochen Dauer 
teil. Eine zu große Spezialisierung wird vermieden, indem in den Lehr¬ 
gängen je zwei Fachbereiche zu einer Fachbereichsgruppe zusammen¬ 
gefaßt sind (V und T, E und L, Ü und Fu). Für die Faehbereichsgruppe 
Vermittlungs- und Telegrafentechnik, die im Hinblick auf die neue 
EWS-Technik besonders interessiert, enthält der 1. Aufbaulehrgang mit 
insgesamt 132 Lehrstunden 62 Stunden Orlsvermittlungstechnik (47 %), 
die sich bisher auf elekromechanische Systeme beschränkten; auf Tele¬ 
grafentechnik und Datenübertragung entfallen 40 Stunden (30%), auf 
Fernsprechentstörung 8 Stunden (6 %) und Elektronik (Erweiterung 
der Grundschaltungen der Halbleitertechnik und logische Grundschal¬ 
tungen) 12 Stunden (9%). Der 2. Aufbaulehrgang mit ebenfalls 132 
Lehrstunden ergänzt diesen Lehrstoff mit 52 Stunden Fernvermittlungs¬ 
technik (40%), 46 Stunden Telegrafentechnik (35%), 20 Stunden Über- 
tragungs- und Funktechnik (15 %) und 10 Stunden Elektronik (8 %, d. s. 
ausgewählte Beispiele der angewandten Halbleitertechnik). 

Dies ist die fachtechnische Ausbildung, die die mit der Unterhaltung 
der Fernsprechvermittlungsstellen betrauten AFt- bzw. BFt-Kräfte er¬ 
fahren. Nach der derzeitigen Organisation der Fernmeldeämter fällt die 
Unterhaltung aller Wählstern- und Teilnehmereinrichtungen einschließ¬ 
lich Nebenstellenanlagen in den Fachbereich Fernsprechentstörung, der 
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organisalorisch zwar auch zum Aufgabenteilbereich „Technischer Fern¬ 
sprechbetrieb“ gehört, ausbildungsmäßig aber mit dem Fachbereich 
Linientechnik zusammengefaßt ist. 

Der Stoffplan der Aufbaulehrgänge für die in der Fachbereichs¬ 
gruppe FernsprechenIstörung-Linientechnik auszubildenden Kräfte sieht 
für den 1. Aufbaulehrgang u. a. vor: Fernsprechentstörung 54 Stunden 
(41%), Linientechnik 40 Stunden (30%), Fernsprechortsvermittlungs- 
technik 14 Stunden (10%), Telegrafenlechnik 10 Stunden (8%), Elek¬ 
tronik 6 Stunden (5%); und für den 2. Aufbaulehrgang: Fernsprech¬ 
entstörung 56 Stunden (42%), Linientechnik 50 Stunden (38%), Fern- 
sprechvermiltlungstechnik 8 Stunden (6%), Ubertragungs- und Funk¬ 
technik 12 Stunden (9%) und Elektronik 6 Stunden (5%). 


C. CFt-Ausbihlung 

Die Anwärter des gehobenen fernmeldetechnischen Dienstes (CFt), 
dem u. a. die Leitung der Dienststellen „Unterhaltung von Fernsprech- 
vermittlungsstellcn“ sowie die gesamte Planung und Bauausführung 
auf dem Gebiet der Vermilllungstechnik obliegt, werden nach der Aus¬ 
bildungsordnung vom 17. 8. 1967 ausgebildet. Z. Z. werden etwa 450 
Absolventen der Ingenieurakademien („Ing.-grad.“) pro Jahr in den 
Vorbereitungsdienst eingestellt. Es wird angestrebt, diese Zahl in den 
nächsten Jahren bis auf 800 zu erhöhen, um den ständig steigenden 
Bedarf an CFt-Kräften abzudecken. Die Ausbildung zum Technischen 
Fernmeldeinspektor dauert 2 Jahre. Sie erfaßt in den praktischen Teilen 
wie in den insgesamt 17 Wochen umfassenden 3 Technischen Lehrgän¬ 
gen alle Fachbereiche. Davon entfallen auf die Vermittlungstechnik ins¬ 
gesamt 92 Lehrstunden. Der in den Lehrgängen zu vermittelnde Lehr¬ 
stoff wird von Zeit zu Zeit durch Überarbeitung der Stoffpläne dem 
neuesten Stand der Technik angepaßt. So wurden Anfang 1969 im Hin¬ 
blick auf die elektronische Technik 18 Stunden „Grundlagen der digi¬ 
talen Schaltkreistechnik“ und 20 Stunden „Datenverarbeitung einschließ¬ 
lich Programmieren“ in den Stoffplan der technischen Lehrgänge auf¬ 
genommen. 


D. Fortbildung 

Während in der Ausbildung die grundlegenden Fachkenntnisse und 
Fertigkeiten vermittelt werden, verbleibt es der Fortbildung, die 
Fachkenntnisse und Fertigkeiten zu vertiefen und zu erweitern, da¬ 
mit das Personal den sich ändernden Verhältnissen und den stei¬ 
genden Anforderungen gewachsen bleibt. Es ist bisher im wesent¬ 
lichen Sache der Fortbildung gewesen, angesichts der schnellen Ent¬ 
wicklung auf dem Gebiet der Elektronik den damit befaßten Kräften 
aller Laufbahnen die notwendigen Kenntnisse zu vermitteln. So werden 
seit 1966 vom Fernmeldetechnischen Zentralamt der I)BP zentrale Forl- 
bildungslehrgänge für CFt-Beamte über Grundlagen der Elektronik und 
über Elektronik in der Vermittlungstechnik durchgeführt, zu denen 
vornehmlich Lehrbeamte aus den bei den Oberpostdirektionen einge¬ 
richteten Fernmeldeschulen einberufen werden. Da diesen Schulen u. a. 
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alle bezirklichen Forlbildungsmaßnahmen obliegen, war es das Ziel, 
die OPDn schnell in die Lage zu versetzen, eigene Lehrgänge für Elek¬ 
tronik l'ür eine große Zahl von BFt-Kräflen abhalten zu können. Mit die¬ 
sen bezirklichen Lehrgängen für BFt-Kräfte konnten die OPDn 1967 be¬ 
ginnen (bis dahin halte das FTZ zentral solche Lehrgänge durchgeführt). 
Im übrigen wurden in viele andere zentrale und bezirkliche Lehrgänge 
Neuerungen auf dem Gebiet der elektronischen Bauelemente, der elek¬ 
tronischen Datenverarbeitung sowie der halbelektronischen Vermitt- 
lungs- und Übertragungstechnik aufgenommen, so daß bis heute eine 
relativ große Zahl an BFt- und CFt-Ivräften für die anfallenden Auf¬ 
gaben in elektronischer bzw. halbelektronischer Vermittlungstechnik 
und Übertragungstechnik zur Verfügung steht. 

Hand in Hand damit ging die Ausstattung der Fernmeldeschulen 
mit den notwendigen elektronischen Lehrmitteln und technischen Ein¬ 
richtungen. 


VIII. Voraussichtliche Entwicklung des Bedarfs an Fernsprechhaupt¬ 
anschlüssen und an erforderlichem Unterhaltungspersonal 

Die im Ausbildungswesen zu ergreifenden Maßnahmen sind nicht 
nur vom Inhalt der technischen Neuerungen abhängig, sondern sie wer¬ 
den auch vom Umfang und vom zeitlichen Ablauf, mit dem diese Tech¬ 
nik in den Betrieb eingeführt wird, bestimmt. Seit 1950 hat sich die 
Zahl der Fernsprechhauptanschlüsse im Durchschnitt alle 8 Jahre ver¬ 
doppelt [8]. Gegenüber einer Zahl von rd. 1,5 Mio. Hauptanschlüssen 
im Jahre 1950 wird mit ewa 24 Mio. Hauptanschlüssen im Jahre 1980 
zu rechnen sein. Wenn 1975 die ersten 80 000 Ansehlußeinheilcn 
der Technik EWSO 1 aufgebaut werden, stehen diesen etwa 17 Mio. 
Anschlußeinheiten elektromechanischer Systeme gegenüber. 1985 wer¬ 
den aber schon etwa 80 % der dann auf insgesamt 31 Mio. angestiegenen 
Anschlußeinheiten auf die elektronische Technik entfallen. Von da ab 
dürfte der prozentuale Anteil noch schneller steigen, weil voraussichtlich 
ab 1985 mit der Aussonderung der Einheiten des Systems 55 v begonnen 
werden wird. 

Der Aufbau der EWSO 1-Anlagen soll nicht breit gestreut, sondern 
schwerpunktmäßig erfolgen. So sieht die derzeitige Planung vor, daß 
1975 die ersten Einheiten in EWSO 1-Technik nur in den 8 Orten mit 
Zentralvermittlungsstellen aufgebaut werden sollen. Die Zahl der Ein¬ 
satzorte wird sich aber schnell vergrößern. So darf angenommen wer¬ 
den, daß voraussichtlich Anfang der achtziger Jahre alle Orte mit großen 
und mittleren Haupt- und Knotenvermittlungsstellen erfaßt sind und 
1985 in allen Fernmeldeamtsbereichen des Bundesgebietes Einheiten 
von elektronischen Orts- und Fernvermittlungsstellen vorhanden sein 
werden. 

Bereits jetzt sind zentrale Einheiten der Vermittlungstechnik sowie 
Geräte der Prüf- und Meßtechnik mit elektronischen Bausteinen be¬ 
stückt. Die allein mengenmäßige Bewältigung der gewaltig ansteigenden 
Zahl an Anschlußeinheiten wird den Trend fördern, dem Anfall an 
Instandhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten durch Verwendung wei- 


282 



Unterhaltung von VSt, Ausbildung des Personals unter Berücksichtigung des EWSO 1 


lerer slörungsarmer (elektronischer) Bauteile und Geräte entgegenzu¬ 
wirken. 


Die gleiche Entwicklung ist in den Fachbereichen der Telegrafen- 
leehnik sowie der Übertragungs- und Funktechnik feslzustellen. In 
diesen Fachbereichen wird dementsprechend der Anteil der Aufgaben in 
immer geringerem Maße handwerkliche Kenntnisse erfordern. Hingegen 
wird der Anteil der Tätigkeiten, die nur von Technikern oder gar 


Ingenieuren (d. h. BFt- und CFt-Kräfte) ausgeübt werden können, 
ständig zunehmen. Gleichzeitig dürfte jedoch infolge der Automatisie¬ 
rung und Rationalisierung ein Teil der im Betrieb anfallenden Arbeiten 
künftig auch von nicht technischen Kräften übernommen werden kön¬ 


nen. Daß diese Tendenz seit einigen Jahren besteht, geht aus der nach¬ 
folgenden Übersicht der Entwicklung der Zahl aller Personalposten Ft 
hervor (unbesetzte Personalposten in Klammern): 



31.3. 60 

31. 12. 63 

31. 12. 67 

31. 12. 68 

BFt-Dienst 

19 140 

26 218 

33 904 

36 161 


(1 094) 

(3 111) 

(6 095) 

(6 578) 

AFt-Dienst 

9 528 

10 767 

11 497 

12 231 


(3101 

(875) 

(1 305) 

(1 562) 

Arbeiter-Ft 

11 639 

16 383 

21 666 

23 524 


(391) 

(2 284) 

(3 668) 

(5 387) 


Diese Übersicht zeigt, daß sich in den vergangenen 8 Jahren das 
Verhältnis der BFt- zu den AFt-Personalposten von 2 : 1 nach 3 : 1 ver¬ 
schoben hat. Während der Zuwachs an Arbeiter-Posten Ft im wesent¬ 
lichen durch die gestiegene Zahl jährlich eingerichteter Fernsprech¬ 
hauptanschlüsse bedingt ist, hat die Unterhaltung und Bedienung der 
technischen Einrichtungen fast ausschließlich einen Zuwachs an BFt- 
Personal nach sich gezogen. Bereits heute ist abzusehen, daß in Kürze 
nur noch im Fernmeldehau und in der SprechstellenentStörung AFt- 
Personalposten vorhanden sein werden, während z. B. in der Unter¬ 
haltung von EWSO 1-Anlagen sogar auf 2 BFt-Personalposten 1 CFt- 
Posten angesetzt werden muß. 


Wie problematisch demgegenüber die Abdeckung der Personal¬ 
posten mit Kräften geworden ist, zeigt z. B., daß von 3286 Fernmelde¬ 
lehrlingen des Prüfungsjahrgangs 1966 bis zum 31. 12. 1968 nur 977 
(29,7%) für den BFt-Dienst ausgewählt werden konnten, 219 (6,7%) 
dem AFt-Dienst zugeführt wurden, 1534 (46,7 %) aus den verschieden¬ 
sten Gründen (z. B. 470 wegen nicht bestandener Lehrgänge) bisher 
noch nicht ausgewählt werden konnten und 556 (16,9%) ausgeschieden 
sind. Der ständig steigenden Zahl der BFt-Posten steht also ein viel zu 
geringes Angebot an Kräften gegenüber, das diesen Anforderungen 
gewachsen ist. 


Z. Z. entfällt in der Unterhaltung von Ortsvermittlungsstellen 
etwa 1 Kraft auf 1400 Beschaltungseinheiten. Im neuen Unterhaltungs¬ 
verfahren (nur noch BFt-Ivräfte) wird etwa 1 Kraft auf 2000 Beschal¬ 
tungseinheiten entfallen, wobei überwiegend EMD-Technik unterstellt 
wird. Das Verhältnis der Zahl der in der Unterhaltung von Ortsver- 
mittlungsstellen eingesetzten Kräfte zu der für Fernvermittlungsstellen 
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eingesetzten Kräfte dürfte auch in den nächsten Jahren unverändert 

I : 1 bleiben (z. Z. sind darin etwa insgesamt 11 000, überwiegend BFt- 
Kräfte beschäftigt). Bei der Technik EWSO 1 wird für die ersten 10 
Jahre mit einem Personalbedarf von 1 Kraft auf 5000 Beschaltungsein¬ 
heiten und für den Endaushau mit 1 Kraft auf 8000 Beschallungseinhei¬ 
ten gerechnet. Der Zuschlag für die Unterhaltung der entsprechenden 
Einrichtungen in den Fernvermittlungsstellen, in denen der Aufbau der 
EWSF 1-Technik parallel zu den Ortsverinittlungsstellen erfolgen soll, 
wird voraussichtlich mit 00 % anzuselzen sein. Unter Zugrundelegung 
dieser und der im Abschnitt V. D. hinsichtlich des Kräftebedarfs ge¬ 
machten Ansätze dürfte 1975 die Unterhaltung der EWS-Anlagen in 
den genannten 8 Orten einen relativ hohen Erstbedarf von 130 BFt- 
und 65 CFt-Kräften ergeben, da hier der Mindestbedarf an Kräften 
den Ausschlag gibt. Entsprechend dem zu erwartenden weiteren Auf¬ 
bauprogramm von Orts- und Fernvermittlungstechnik wird die Gesamt¬ 
zahl der hierfür erforderlichen Kräfte während der folgenden 3 Jahre 
relativ langsam auf etwa insgesamt 500 ansteigen. Danach macht sich 
jedoch der stärkere jährliche Zuwachs an Anschlußeinheiten bemerk¬ 
bar [8], so daß 1980 die Zahl der für die Unterhaltung elektronischer 
Vermittlungsstellen notwendigen Kräfte auf über 1000 und bis 1985 
auf über 4000 gestiegen sein wird. Dies entspricht dem Ansatz von 

II Mio. Anschlußeinheiten bei einem Bedarf von 5000 Beschaltungs¬ 
einheiten/Kraft zusätzlich Zuschlag für die Ferntechnik von 60 %, 
wobei % auf BFt- und Y> auf CFt-Ivräfte entfallen. 

Angesichts einer derartigen Entwicklung und im Hinblick auf eine 
wirtschaftliche Personalbedarfsdeckung wird anzustreben sein, daß ab 
1977 alle ihre Ausbildung beendenden BFt-Ivräfte der Fachbereichgruppe 
Vermittlungstechnik/Telegrafentechnik mit den Grundlagen der elek¬ 
tronischen Vermittlungstechnik vertraut sind. Da der Einzug der Elek¬ 
tronik auch in den übrigen Bereichen der Gerätetechnik schnell vor sich 
gehen wird, werden dort die Ausbildungspläne entsprechend frühzeitig 
um gestellt werden. 

IX. Die künftige Ausbildung des Unterhaltungspersonals 

Eine Neukonzeption zur Heranbildung von Nachwuchskräften und 
die damit im Zusammenhang stehende Umgestaltung der Ausbildungs¬ 
und Prüfungsordnungen für die Fernmeldelehrlinge und die Lauf¬ 
bahnen des AFt- und BFt-Dienstes läßt sich nur aufgrund umfang¬ 
reicher Untersuchungen und weitreichender sachlicher und personal¬ 
politischer Entscheidungen durchführen. Insbesondere müssen Art und 
Umfang der künftig anfallenden Tätigkeiten und der daraus resultie¬ 
rende künftige Personalbedarf so genau wie möglich ermittelt werden. 
Außerdem bedarf es der Prüfung, ob und wie weit durch Einführung 
neuer Techniken und Arbeitsmethoden bisher handwerklich vorgebil¬ 
deten Kräften vorbehaltene Tätigkeiten künftig von nicht technischem 
Personal wahrgenommen werden können. Es muß also auch ein even¬ 
tueller Personalbedarf für eine neue AF- oder BF-Laufbahn ermittelt 
werden. Dabei ist die Ausbildung in jedem Fall auf das zukünftige 
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jeweilige Berufsbild auszurichten. An der Lösung dieser Probleme wird 
seit einiger Zeit intensiv gearbeitet. Seit Anfang 1969 ist eine Gruppe 
von Fachleuten mit der Ausarbeitung von entsprechenden Ausbildungs¬ 
konzeptionen beschäftigt. 

Nach heutiger Erkenntnis zeichnet sich auf lange Zeit gesehen etwa 
folgende Entwicklung ab: Die differenzierte und hochwertige Geräle- 
technik wird für die nächste Zukunft eine deutliche Unterscheidung des 
Fachbereichs Linientechnik, wo noch ein erheblicher Anteil handwerk¬ 
lichen Könnens und organisatorischer Begabung verlangt werden wird, 
von allen anderen Fachbereichen mit sich bringen, in denen es in erster 
Linie auf das Vorhandensein theoretisch technischen Wissens ankom¬ 
men wird. Da aber auch in der Linientechnik immer modernere Ein¬ 
richtungen und Arbeitsverfahren ihren Einzug halten werden, wird das 
Bild der ferneren Zukunft nicht mehr durch den guten Handwerker, 
sondern durch den mehr geistig orientierten Techniker geprägt sein. 
Das bedeutet aber, daß die BFt-Laufbahn das eigentliche Ziel aller 
Ausbildung in den linieren technischen Ebenen sein müßte. Um für diese 
Entwicklung gerüstet zu sein, ist daran gedacht und zum Teil bereits 
eingeleitet, 

1. außer dem Yolksschüler auch den Realschüler bzw. den Inhaber 
der mittleren Reife als Fernmeldelehrling bei der DBP zuzulassen, 

2. die Lehrlingsausbildung neu zu ordnen, und zwar getrennt nach 
2 Fachrichtungen, um den zukünftigen Anforderungen des Betriebes 
besser gerecht werden zu können, 

3. neben dem bisherigen Weg über die Lehrlingsausbildung einen zwei¬ 
ten Zugang zur BFt-Ausbildiing zu schaffen, nämlich für Inhaber 
des Zeugnisses über den erfolgreichen Abschluß einer Berufsfach¬ 
schule, einer Realschule oder einer gleichwertigen Schulbildung über 
den erfolgreichen Besuch einer ßsemestrigen verwaltungsinternen 
Fernmeldefachschule mit anschließendem 1 jährigem Vorbereitungs¬ 
dienst als Technischer Fernmeldeassistentenanwärter, 

4. die Unterteilung der BFt-Ausbildung in Fachbereiche und Fach¬ 
bereichsgruppen neu zu ordnen, wobei alle in Frage kommenden 
Stoffpläne auf die zukünftigen Anforderungen umgestellt werden 
müssen. 


A. Zulassung von Inhabern der mittleren Reife zur Ausbildung 

als Fernineldelehrling 

Seil März 1969 ist es den OPDn ermöglicht, außer Volksschul- 
abgängern auch Absolventen weiterführender Schulen mit dem Zeugnis 
der mittleren Reife in die Lehrausbildung aufzunehmen. Dadurch 
wurde das Angebot an Nachwuchskräften, besonders an solchen, die für 
technisch höherwertigere Aufgaben geeignet erscheinen, fühlbar erhöht. 
Die DBP erhofft, durch diese Maßnahme das Prinzip der Bestauslese 
auch bereits wieder bei der Einstellung praktizieren zu können. Damit 
könnte das allgemeine Lehrlingsniveau so angehoben werden, daß 
zukünftig der Bedarf für die BFt-Laufbahn mit wirklich qualifizierten 
Kräften in ausreichender Weise gedeckt werden kann. Sicher wird 
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dies auch eine stimulierende Wirkung auf leistungsmäßig schwächere 
Lehrlinge ausüben. Besonders im Hinblick auf die im folgenden auf¬ 
geführten kürzerfrisligen Forlkommensmöglichkeiten für besonders 
gute Kräfte dürfte diese Maßnahme auch dazu führen, in absehbarer 
Zeit junge qualifizierte Kräfte für die elektronische Vermiltlungslechnik 


zur Verfügung zu haben. 


IS. Die Ausbildung der Fernmeldelehrlinge als Vorstufe zur BFt-Ausbildung 

Die Neukonzeption der Lehrlingsausbildung hat nicht mehr allein 
zum Ziel, qualifizierte Handwerker heranzubilden, die nach kurzer 
Einführung selbständig arbeiten können und in der Lage sind, notwen¬ 
digen Fortbildungslehrgängen folgen zu können. Sie ist vielmehr so 
angelegt, daß sie gleichzeitig eine Vorstufe zur anschließenden BFl- 
Ausbildung darstellt und die jungen Menschen zu verantwortungs¬ 
bewußten und geistig beweglichen Mitarbeitern heranbildet. 

Die im Hinblick auf die technische Entwicklung bedeutsame Neue¬ 
rung ist die Aufteilung der Ausbildung in zwei verschiedene Zweige 
nach Abschluß einer lVajährigen gemeinsamen Grundausbildung. 

Die gesamte Lehrzeit soll in Übereinstimmung mit dem neuen 
Berufsbildungsgesctz 3 Jahre dauern. Sie wird für Lehrlinge mit beson¬ 
derer Vorbildung auf 2'A Jahre verkürzt. Die gleiche Vergünstigung 
erhalten Ilauptschüler (Volksschüler) bei überdurchschnittlicher Lei¬ 
stung. 

In den ersten 2 V 2 Jahren der Ausbildung werden alle erforder¬ 
lichen Kenntnisse und Fertigkeiten vermittelt. Im darauf folgenden 
Halbjahr sollen die Lehrlinge im* praktischen Einsatz ihre Fertigkeiten 
üben und festigen; dieses Halbjahr entfällt bei Verkürzung der Aus¬ 
bildungszeit. Da es kaum möglich ist, schon bei Einstellung des Lehr¬ 
lings mit genügender Sicherheit vorherzusagen, für welchen späteren 
Ausbildungszweig er sich besonders eignen wird, soll die Entscheidung 
darüber erst mit Abschluß der Grundausbildung getroffen werden. 

Die Grundausbildung (Tabelle 2) beinhaltet mit 16 Wo¬ 
chen die Grundlagen der Werkstoffbearbeitung und mit 8 Wochen das 
Bearbeiten von unterirdischen Fernmeldekabeln (Spleißen, Löten usw.). 
Die verbleibende Zeit von 48 Wochen (ohne Erholungsurlaub) ist für 
den Sprechstellenbau und die Schalttechnik vorgesehen. 50% der jewei¬ 
ligen Zeiten entfallen auf die Kenntnisvermittlung. Dabei ist daran 
gedacht, zur Intensivierung der Ausbildung und im Hinblick auf eine 
optimalere Ausnutzung von Räumen und technischen Einrichtungen 
„Blockunterricht“ zu erteilen, d. h., daß auf 4 Wochen praktische Aus¬ 
bildung 4 Wochen ganztägige Kenntnisvermittlung (einschl. Übungen 
usw.) folgen sollen. Dabei ist zu berücksichtigen, daß infolge des gesetz¬ 
lich verankerten Berufsschulbesuchs von 1 Tag je Woche effektiv 
4 Tage für die betriebliche Ausbildung zur Verfügung stehen. Die Grund¬ 
ausbildung findet ihren Abschluß in der Zwischenprüfung, die 
einen Bestandteil der Abschlußprüfung darstellt. Zweck dieser Zwischen¬ 
prüfung ist einmal, durch abschließende Prüfung des bisher dargebo- 
tenen Grundlagen-Stoffes den Lehrling freizumachen für die anschlie- 
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Tabelle 2 

Die zukünftige Ausbildung der Fernineldelehrlinge (ohne Urlaub) 


Grün d a u s b i 1 d u n g (1 l A J a h r e) 


1.1 Werk stof fbea rbe i t u ng 


1.2 Unterirdischer Fernineldcbau (Lötwerkstatl) 8 (4)* Wo 

1.3 Sprechstellenbau und Schalttechnik 

1.3.1 Einfache Schalt- und Montagearbeiten 

1.2.2 Anschalten und Bedienen von 
Teilnehmercinrichtungen 

1.3.3 Aufsuchen und Beseitigen von Fehlern 48(24)* Wo 


16 (8)* Wo * Anteil für 

Kenntnis- 

vermittlung 

8 (4)* Wo 


Zwischenprüfung (Bestandteil der Abschlußprüfung) 


Fa c ha u s b i 1 d ung in der 
N e t z t e c h n i k *) zu m F ern- 
m e 1 d e h a n d w erke r 

(114 Jahre, bei Verkürzung 1 Jahr) 

2.1 Unterirdischer Fernmelde- 

bau (LötWerkstatt) 12 Wo 

2.2 Oberirdischer Fernmelde- 
bau (Übungsgelände 

und Lehrbautrupp) 9 Wo 

2.3 Unterirdischer Fernmelde¬ 
bau (Übungsgelände) 3 Wo 

2.4 Sprechstellenbau (Lehr¬ 
bautrupp) 8 Wo 

2.5 Unterirdischer Fernmelde¬ 
bau (Lehrbautrupp) 8 Wo 

2.6 Fernsprechentstörung 

(Betrieb) 8 Wo 


Facha u s b i 1 d un g in de r 
G e r ä t e t e c h n i k *) zum Fern¬ 
meldeelektroniker *) 


(1/4 Jahre, bei Verkürzung 1 Jahr) 

3.1 Bauelemente und Grund¬ 
schaltungen der Elektronik 
(Lehrwerkstall einschl. 

50 % Unterricht) 24 Wo 

3.2 Verm i 111 ungslechni k 

(Lehrwerkstatt) 12 Wo 

3.3 Fernsprechcn I s I öru ng 

iBetrieb) 12 Wo 


12 Wo 


Entfällt bei Verkürzung 
der Lehrzeit: 

2.7 Sprechstellenbau (Lchr- 

bautrupp) 12 Wo 

2.8 Unterirdischer Fernmelde- 

bau (Lehrbautrupp) 12 Wo 


Abschlußprüfung 


Entfällt bei V e r k ii r z u n g 
der Lehrzeit: 

3.4 Vermitthingslechnik 

(Betrieb) 12 Wo 

3.5 Arbeiten an mittleren und 
großen Nebenstellen¬ 
anlagen, Überholung von 
Wählern (techn. Bau- 

trupp) 12 Wo 


Abschlußprüfung 


) vorläufige Arbeitsbezeichnungen 
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ßende Fachausbildung, und zum anderen den weiteren Ausbildungs¬ 
gang nach Maßgabe von Eignung und Neigung festzulegen. Es ist 
beabsichtigt, bei Prüfungen, Eignungsfeststellungen und Auswahlver¬ 
fahren die modernen Methoden der Betriebspsychologie zur Entschei¬ 
dungsfindung sowie zur späteren Nachkontrolle heranzuziehen. 

Nach der Zwischenprüfung teilt sich der weitere Ausbildungsgang 
in die Fachausbildung „Netztechnik“ 4 ) und die Fachausbildung 
„Gerätetechnik“ 4 ). In der Netztechnik werden die mehr handwerklich 
und organisatorisch begabten Fernmeldelehrlinge nach einem Berufs¬ 
bild „Fernmeldehandwerker“ ausgebildet, das auf den Fachbereich 
Linienlechnik zugeschnitten ist. Die Fachausbildung „Gerätelechnik“ 
ist für die mehr technisch-theoretisch orientierten Lehrlinge vorgesehen. 
Sie werden der Abschlußprüfung zum „Fernmeldeelektroniker“ 4 ) zuge¬ 
führt und finden anschließend Verwendung in allen übrigen Fach¬ 
bereichen außer der Linienlechnik. Beiden Zweigen steht sowohl der 
mittelbare als auch der unmittelbare Einstieg in die BFt-Laufbahn 
offen, wobei erwartet wird, daß möglichst viele Kräfte den unmittel¬ 
baren Einstieg in die BFt-Laufbahn finden werden. Kräfte, die nicht 
den unmittelbaren Einstieg in die BFt-Laufbahn finden, werden auf 
Arbeiter- bzw. AFt-Posten beschäftigt werden (z. B. im Fachbereich 
Gerätetechnik in technischen Bautrupps bzw. auf AFt-Dienstposten im 
Entstörungsdienst). 

Nach dieser Konzeption werden also Kräfte, die in der Fernsprech¬ 
unterhaltung elektromechanischer wie elektronischer Technik eingesetzt 
werden, bereits während ihrer Lehrzeit allein V 2 Jahr an Bauelementen 
und Grundschaltungen der Elektronik ausgebildet. Dazu gehören der 
Umgang mit dem Oszillographen, Aufbau und Wirkungsweise von 
Dioden- und Transistor-Grundschallungen, Multivibratoren, digitalen 
Verknüpfungsgliedern, Vergleiche zu Elektronenröhren. Die Kenntnis 
dieser Dinge ist aber ebenfalls für solche Kräfte gleichermaßen von 
Bedeutung, die in den übrigen Fachbereichen der Gerätetechnik Ver¬ 
wendung finden werden. 

Die praktische Ausbildung in der Vermilllungs- und Nebenstellen¬ 
technik sowie die Zeilansätze für die Kenntnisvermittlung werden (bei 
ßjähriger Lehrzeit) gegenüber der heutigen Ausbildung nahezu ver¬ 
doppelt. Neuaufgenonnnen sind 12 Wochen praktischer Einsatz in der 
Fernsprechent.Störung. Außerdem soll die Kenntnisvermittlung zukunfts¬ 
orientiert sein, d. h., daß ein Lehrstoff, der zum Zeitpunkt des späteren 
Einsatzes dieser Kraft nicht mehr aktuell sein wird, bereits aus dem 
Ausbildungsprogramm gestrichen wird. Bild 2 zeigt die Gegenüber¬ 
stellung der Zeitansätze in Ausbildungstagen (ohne Berufsschullage und 
Ausgleichssport) der jetzigen und der zukünftigen Lehrausbildung. 

Die solcherart ausgebildeten Kräfte dürften in der Lage sein, an der 
anschließenden BFt-Ausbildung bzw. an speziellen Fortbildungslehr¬ 
gängen in elektronischer Vermilllungstechnik mit Erfolg teilnehmen zu 
können. Diese in 2 Zweigen geteilte Ausbildung vermeidet zudem eine 
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Varkitoffbaarbaltuog 


Untarirdischar 

Farnaeldabau 


Sprichatellanbau und 
Schalttechnik 


Sprachstellenbau 

BautPupp 


ObaPirdischaP fernaeldabau 


Farnsprachantatörung 

BatPiab 


Veraittlungs- und 
Nebenitellantachnik 


Elektronik 


Untarricht 

(neben Barufiachul- 

untarricht) 


biahapiga Ausbildung 
Entwurf für Fachbaraich Katztachnik 

Entwurf für die Fachbarticha dar Garltatachnik 
antfillt bal Verkürzung dar Ausbildungszeit 

Bild 2. Vergleich der jetzigen mit der zukünftigen Lehrausbildung (ohne Berufsschul¬ 
unterricht von wöchentlich 1 Tag und Ausgleichssport) (Zahlen ^ Aushildungstage; 

1 Woche = 4 Tage) 

unnötige stoffliche Gleichschaltung aller Lehrlinge zugunsten einer 
schwerpunktmäßigen zukunftsorientierten Fachausbildung. Sie läßt bei 
4000 bis 5000 Lehrlingseinstellungen pro Jahr dennoch so große „Bün¬ 
del“ bestehen, daß eine genügende Mobilität und ein ungehindertes 
Fortkommen im späteren Beruf gewährleistet sind. Gleichzeitig wird 
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eine frühzeitige Spezialisierung, die später sowohl für den Bediensteten 
wie für die Verwaltung nachteilig sein könnte, vermieden. Aus diesen 
und den oben genannten Gründen ist auch keine Ausbildung von Elek¬ 
troniklehrlingen speziell für den Bereich der Verinittlungstechnik vor¬ 
gesehen. 

C. Die Ausbildung von Fernineldeassistentanwärtern als neuer Zugang 

zur BFt-Ausbildung 

Wenn damit zu rechnen ist, daß in den jetzigen Fachbereichen 
Verinittlungstechnik, Telegrafentechnik, Übertragungstechnik, Funk¬ 
technik und weitgehend auch der Fernsprechentstörung zukünftig so 
gut wie keine Arbeiter Ft- oder AFt-Aufgaben mehr vorhanden sein 
werden, so drängt sich die Frage auf, ob bei der DBP auch weiterhin 
der einzige gangbare Weg der Nachwuchsgewinnung für diese Fach¬ 
bereiche nur über die handwerkliche Lehre führen sollte. Nach der 
Bundeslaufbahnverordnung isl der Zugang zur BFt-Laufbahn nämlich 
auch über den erfolgreichen Besuch einer Fachschule möglich, ohne daß 
eine Lehrzeit absolviert wird. So soll nach jüngsten Überlegungen die¬ 
ser Zugang nunmehr für Real- und Berufsfachschulabsolventen ge¬ 
öffnet werden, indem sie — anstelle einer Lehrausbildung — als „Fern¬ 
meldeschüler“ 5 ) eine eineinhalbjährige Ausbildung auf einer Fern¬ 
meldefachschule durchlaufen können. 

Während dieser Ausbildungszeit sollen sich diese Nachwuchskräfte 
grundlegende Kenntnisse und Fertigkeiten auf dem Gebiet der Fern¬ 
meldetechnik auf breiter Basis aneignen. Die manuellen Fertigkeiten 
sollen jedoch nicht bis zur fach technischen Beherrschung geübt werden. 
Die Ausbildung erstreckt sich vorwiegend auf die Vermittlung theore¬ 
tischer Grundlagen. Dementsprechend entfallen mehr als drei Viertel 
der Ausbildungszeit auf Unterricht und ergänzende Übungen. 

Im ersten Ausbildungsjahr sollen in 32 Wochen Unterricht (vier 
Blöcke zu je 8 Wochen) Grundlagenkenntnisse und in 16 Wochen 
praktischer Ausbildung (vier Blöcke zu je 4 Wochen) die handwerk¬ 
lichen Grundfertigkeiten vermittelt werden. Im letzten Halbjahr wird an 
4 Tagen der Woche in „Bauelementen und Grundschaltungen der 
Elektronik“ ausgebildet. Stoffinhall und Zeitansatz hiervon sind dem 
der Lehrlingsausbildung gleich. Am fünften Tag jeder Woche wird 
Unterricht über andere Stoffgebiete erteilt. Die Unterrichtung über 
Werkstoffbearbeitung sowie über Grundlagen der Telegrafen- und 
Übertragungstechnik und der Fernsprechentstörung soll durch Besich¬ 
tigungen von Werkstätten oder Betriebsdienststellen ergänzt werden. 

Wird diese Ausbildung erfolgreich durchlaufen, so tritt der Dienst¬ 
anfänger in den Vorbereitungsdienst für den mittleren fernmelde¬ 
technischen Dienst als Technischer Fernmeldeassistentanwärter 
ein. Die übrigen Dienstanfänger werden aus dem Vorbereitungsdienst 
entlassen. Sie können jedoch u. U. als Fernmeldelehrlinge wieder ein¬ 
gestellt werden, wobei die bisherige Ausbildungszeit auf die Lehrzeit 
angerechnet werden könnte. 


5) vorläufige Arbeitsbezeichnung 
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D. Neuordnung der Fachbereichgruppen in der BFt-Ausbildung 

Überlegungen über die Neuordnung des AFt- und BFt-Diensles und 
die Anpassung der Ausbildung der Nachwuchskräfte an die betrieb¬ 
lichen Erfordernisse der nahen Zukunft führen zu der Frage, ob die 
Arbeitsinhalte der z. Z. in den drei Fachbereichgruppen zusammen¬ 
gefaßten sechs Fachbereiche (Vermittlungstechnik/Telegrafentechnik, 
übertragungstechnik/Funktechnik, Fernsprechentstörung/Linientechnik) 
eine Unterteilung der Ausbildung in dieser Weise noch rechtfertigen. Es 
wird deshalb zu entscheiden sein, ob für Fachbereiche, in denen nach 
gleichen oder ähnlichen Prinzipien gearbeitet wird und in denen Geräte 
mit gleichen Bauteilen eingesetzt sind, auch die entsprechende Ausbil¬ 
dung und Prüfung zu vereinheitlichen ist. Dabei sind auch ausbildungs¬ 
ökonomische und personalpolilische Gesichtspunkte (wie Mobilität und 
Aufstiegsmöglichkeiten) in die Überlegungen miteinzubeziehen. 

Am 31. 12. 1968 verteilten sich die Personalposten BFt (ohne Fern¬ 
meldezeugämter) auf die einzelnen Fachbereiche wie folgt: 


Vermittlungstechnik 

Telegrafentechnik 

Übertragungstechnik 

Funktechnik 

Fernsprechentstörung 

Linientechnik 


12 500 Personalposten = 35 % 
2 500 Personalposten = 7 % 
2 000 Personalposlen = 6 % 
1 800 Personalposten = 5 % 
0 000 Personalposlen = 17 % 
10 500 Personalposten = 30 % 


Die derzeitigen Überlegungen gehen dahin, die Fachbereiche Über¬ 
tragungstechnik und Funktechnik mit dem übertragungstechnischen 
Teil des Fachbereiches Telegrafentechnik zu einem neuen Fachbereich 
„Übertragungstechnik“ zusammenzufassen, und den vermittlungstech¬ 
nischen Teil der Telegrafentechnik mit der bisherigen Fernsprechver- 
miltlungslechnik zum neuen Fachbereich „Vermittlungstechnik“ zu ver¬ 
einen. Bei dieser Konzeption würde künftig der mittlere fernmelde¬ 
technische Dienst nur noch die 4 Fachbereiche 

Vermittlungstechnik V (neu) 

Übertragungstechnik Ü (neu) 

Fe rn sprechen t s löru n g 1 
Linientechnik L 

umfassen, und die BFt-Ausbildung wäre entsprechend zu ordnen. 


E. AFt- und BFt-Ausbildung 

Das System der oben beschriebenen AFt-/BFt-Ausbildung, in der 
die Fernmeldehandwerker je 2 technische Grund- und Aufbaulehrgänge 
zu besuchen haben, dürfte im Grundsatz bestehen bleiben. Die Stoff- 
plane der vier Lehrgänge werden allerdings nach Verabschiedung der 
zukünftigen Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Fernmeldelehr¬ 
linge auf diese Vorstufe abgestimmt und nach Einteilung der BFt-Lauf- 
bahn in die vier neuen Fachbereiche entsprechend umgeordnet werden 
müssen. Voraussichtlich wird es auch zu einer Verkürzung der bis- 
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hörigen 4jährigen Gesamtausbildungszeit bis zur BFt-Prüfung kommen, 
wobei unter anderem an die Abschaffung der Grundausbildung mit ent¬ 
sprechendem - praktischen Einsatz nur auf Arbeiter Ft- und AFt-Posten 
gedacht ist. Einzelheiten sind in dieser Beziehung jedoch z. Z. noch nicht 
zu übersehen. 


Das Abgehen von den derzeitigen drei Fachbereichgruppen zugun¬ 
sten der Ausbildung in den vier neuen Fachbereichen ist auf jeden 
Fall ein Vorteil für die Anforderungen, die von der elektronischen Ver¬ 
mittlungstechnik her gestellt werden. Allein ein Wegfall der Über¬ 
tragungstechnik aus dem Fachbereich V (neu) würde in den beiden 
Aufbaulehrgängen einen Gewinn von 14 % zusätzlicher Zeit bringen, 
die z. B. für Elektronik nutzbar gemacht werden könnte. Hier wäre 
dann die Ausbildung über magnetische Bauelemente, Schaltalgebra, 
integrierte Schaltung und digitale Verknüpfungsglieder unterzubringen. 
Dazu gehören auch die Grundlagen des Programmierens sowie das Le¬ 
sen von Flußdiagrammen. 

Neben dem bisherigen System der AFt-/BFt-Ausbildung soll ein 
zusätzlicher Weg geschaffen werden, der besonders gute Kräfte schneller 
der BFt-Laufbahn zuführen soll. Gedacht ist an eine BFt-Ausbildung 
von voraussichtlich einjähriger Dauer im Beamtenverhältnis, ln diesen 
Vorbereitungsdienst als „Technischer Fernmeldeassistentanwärter“ sol¬ 
len nach bisherigen ersten Vorstellungen vornehmlich die Absolventen 
der Fernmeldefachschulen und Bewerber, die die Fernmeldehandwer¬ 
kerprüfung abgelegt haben, unmittelbar nach Beendigung ihrer Lehr¬ 
zeit aufgenommen werden. Außerdem soll der Vorbereitungsdienst Ab¬ 
solventen von Technikerschulen, Handwerksmeistern und einschlägig 
vorgebildeten ehemaligen Soldaten auf Zeit offenstehen. Der Ausbil¬ 
dungsgang soll neben Einführung, Mitarbeit und praktischer Bewäh¬ 
rung in Betriebsstellen der Fernmeldeämter drei Technische Lehrgänge 
von einmal fünf und zweimal sechs Wochen Dauer beinhalten. Die 
Stoffinhalte sind voraussichtlich ähnlich den Inhalten der zukünftigen 
Grund- und Aufbaulehrgänge, jedoch mehr theoretisch orientiert. Bis¬ 
herige Überlegungen gehen dahin, daß in den technischen Lehrgängen 
z. B. der für Elektronik anfallende Stundensatz erheblich höher als in 
den Grund- und Aufbaulehrgängen sein soll. Allerdings war man bei 
diesen Überlegungen noch davon ausgegangen, in sechs verschiedenen 
Fachbereichen ausbilden zu können. Eine Neuordnung in vier Fach¬ 
bereiche dürfte wieder einige Änderungen bewirken. 


Voraussichtlich erst nach Abschluß des ersten Technischen Lehr¬ 
gangs wird die Auswahl der Anwärter für die einzelnen Fachbereiche 
durchgeführt werden. Der praktische Einsatz ist im Gegensatz zur Be¬ 
schäftigung der Tarifkräfte, die sich in der BFt-Ausbildung befinden, 

• 

nicht an die Bewertung des Arbeitsplatzes gebunden. Damit ist es mög¬ 
lich, die Technischen Fernmeldeassistentanwärter frei von tarifver¬ 
traglichen Vorschriften mit all den Aufgaben vertraut zu machen, die 
einer optimalen Ausbildung dienlich sind. Dieser Vorteil wird auch der 
elektronischen Vermittlungstechnik zugute kommen. 
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F. Fortbildung 

Alle bisher beschriebenen Maßnahmen, wie Verbreiterung der Ein- 
trittsbasis in die Lehrausbildung, Einrichtung weiterer Lehrwerkstätten, 
Teilspezialisierung in der Lehrausbildung, Schaltung zusätzlicher Zu¬ 
gangswege in die BFt-Laufbahn, Ausrichtung des Lehrstoffes und der 
Prüfungen in allen Ausbildungsstufen auf die Erfordernisse der zu¬ 
künftigen Technik, Neuordnung der Fachbereiche in der BFt-Ausbil- 
dung usw. stellen eine fühlbare Verbesserung der bisherigen Ausbil- 
dungsmaßnahnien zugunsten der Anforderungen des Betriebes in den 
70er Jahren dar. Dabei werden diese Maßnahmen im Rahmen der Aus¬ 
bildung eine genügende Breite behalten, die auch später noch eine 
Anpassung an die sich ständig ändernden Forderungen der Zukunft 
gestattet. 

Somit wird es auch zukünftig Aufgabe einer gezielten Fortbildung 
bleiben, alle die speziellen Kenntnisse zu vermitteln, die in den immer 
differenzierter werdenden Tätigkeitsbereichen der Technik und des 
Betriebes erforderlich werden. Dieses Prinzip gilt auch nach 1977, wenn 
also die oben beschriebenen Umstellungen im Ausbildungswesen abge¬ 
schlossen sind. 

Eine besondere Bedeutung kommt der Fortbildung in den Jahren 
bis 1977 zu, in denen die einzelnen Umstellungsmaßnahmen in der Aus¬ 
bildung anlaufen. In dieser Zeit ist es allein Aufgabe der Fortbildung, 
die nach den bisherigen Vorschriften ausgebildeten Kräfte im erforder¬ 
lichen Umfang mit der neuen Technik vertraut zu machen. 

Mit der zentralen Lenkung der erforderlichen Maßnahmen auf dem 
Gebiet der Elektronik ist das FTZ beauftragt worden, das gemeinsam 
mit den Oberpostdirektionen ein in drei Stufen gegliedertes Programm 
durchführen wird. Danach ist folgendes vorgesehen: 

Nach einem einheil liehen Lehrplan werden Lehrgänge über „Grund¬ 
lagen der Elektronik“ mit einem ersten Teil „Analogtechnik“ (etwa 
2 Yi Wochen) bei allen Fernmeldeschulen und einem zweiten Teil „Digi- 
taltechnik“ (etwa 3*A Wochen) bei den großen Fernmeldeschulen Düs¬ 
seldorf, Frankfurt am Main, Hamburg, München, Stuttgart, Berlin, 
Köln und Nürnberg eingerichtet. Der Lehrstoff des ersten Teils bildet 
die allgemeine Grundlage für viele Kräfte der derzeitigen Fachbereiche 
(außer Linientechnik), in deren Arbeitsbereichen die Elektronik bereits 
Eingang gefunden hat. Die Teilnehmer sollen nach ihren Fähigkeiten 
zu diesen Lehrgängen ausgewählt werden. Für die Weiterschulung in 
der nächsten Stufe kommen wiederum nur solche Kräfte in Betracht, 
die sich in dem vorausgegangenen Lehrgang qualifiziert haben. 

Der Stoffplan des ersten Teils (Analogtechnik) beinhaltet 
die physikalischen Grundlagen der Halbleiter (Dioden und Transisto¬ 
ren) sowie die Grundschaltungen mit Halbleitern einschließlich Übun¬ 
gen, wobei die entsprechenden Meßgeräte (wie Oszillograph) mitbe¬ 
handelt werden. Im zweiten Teil (Digitaltechnik) werden die 
Grundlagen der Digitaltechnik (Codierung, Einführung in die Schalt¬ 
algebra, Logische Grundschaltungen, Kippschaltungen, Impulsformer¬ 
schaltungen, Zähler und magnetische Speicher für digitale Informa- 
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tionen) sowie der Aufbau elektronischer Schaltkreise (gedruckte und 
integrierte Schaltungen) einschließlich Funktionsprüfung und Fehler¬ 
eingrenzung behandelt. 

Diesen Grundlagenlehrgängen sollen bei den OPDn Fachlehrgänge 
bestimmter Technik wie ..Wählsterneinrichtung 63“ oder „halbelektro¬ 
nische Nebenstellenanlagen“ folgen, also Lehrstoffe, über die schon eine 
gewisse Erfahrung bei den Fernmeldeschulen vorliegt. 

Über völlig neue Gebiete dagegen schließen sich an diese Grund¬ 
lehrgänge zentrale Forlbildungslehrgänge beim FTZ an. z. B. über 
„Grundlagen der Technik EWSO 1“ und „Bedienen und Unterhalten 
von EWSO 1-Anlagen“. Beide Lehrgänge, die aufeinander aufbauen, 
werden etwa (5 Wochen dauern. Der erste Lehrgang wird voraussichtlich 
im Herbst 1970 bzw. Frühjahr 1971 beginnen, da erst zu diesem Zeit¬ 
punkt die Geräteentwicklung des Systems EWSO 1 genügend weit fort¬ 
geschritten sein wird. In diesen Lehrgängen sollen den Lehrgangsteil¬ 
nehmern neben den Grundlagen der Technik EWSO 1 die für den 
Betrieb erforderlichen Programmieraufgaben (einfache Programmände¬ 
rungen) vorgelragen werden. 

Die Beamten, die sich in dieser Stufe qualifizieren, sollen vom Jahr 
1972 an am nächsten FTZ-Lehrgang über den Betrieb der EWSO 1- 
Anlagen teilnehmen, der an zwei elektronischen Versuchs-Vermittlungs¬ 
stellen durchgeführt werden soll. Darüber hinaus wird es zweckmäßig 
sein, wenn die soweit ausgebildeten Unterhailungskräfte beim Aufbau 
und bei den Abnahmemessungen der jeweiligen EWS-Vermittlungs- 
stellen, die sie später betreuen sollen, für mehrere Wochen mitarbeiten 
könnten. 

Die hier beschriebenen Forlbildungslehrgänge sind in erster Linie 
für BFt-Kräfte gedacht. Soweit auch CFt-Kräfte in die Unterhaltung 
der EWSO 1-Anlagen einbezogen werden, werden auch für sie ent¬ 
sprechende Fortbildungsmaßnahmen zu ergreifen sein. 

Wenn in den obigen Ausführungen von der Technik EWSO 1 die 
Rede war. so sei abschließend erwähnt, daß für alle übrigen Neuerungen 
auf dem Gebiet der Elektronik, wie im Bereich der Fernvermittlungs¬ 
technik (EWSF1), Telegrafen- und Datenlechnik (EDS) sowie Über- 
tragungs- und Funktechnik entsprechende Fortbildungslehrgänge vor¬ 
gesehen sind. Im allgemeinen werden diese Programme jährlich auf¬ 
gestellt, in besonderen Fällen können die Fristen aber auch sehr kurz 
gehalten werden. 

Durch dieses System der langfristig angelegten Ausbildung, die 
durch die kurzfristigen Maßnahmen der Fortbildung ergänzt wird, ist 
gewährleistet, daß sich die Deutsche Bundespost jederzeit den Erforder¬ 
nissen der Technik und des Betriebes im notwendigen Umfang anpassen 
kann. 
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I. Einleitung 

1. Der heutige Stand der Fernsdireib-Wählvermittlungstechnik in Deutschland 

Im Gegensatz zu den technologischen und systembedingten Ent¬ 
wicklungsabschnitten, welche die Fernsprech-Wählvermittlungstechnik 
in den vergangenen Jahrzehnten durchlief, wurde im Bereich der Tele- 
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graphie die Technik der T-Wählvermittlung TW 39 seil ihrer Einfüh¬ 
rung Ende der 30er Jahre weitgehend unverändert beibehalten. Da diese 
Technik von Anfang an für die Landesfernwahl ausgelegt worden war, 
ließen die Wandlungen, die in der Fernsprechtechnik die Einführung 
der Landesfernwahl mit sich brachte, die Telegraphentechnik unberührt. 
Die Tatsache, daß das Telexnetz mit etwa 80 000 Teilnehmern nur 1 % 
der Teilnehmerdichte des Fernsprechnetzes besitzt, bedingt Unterschiede 
in der Größe und Anordnung der Vermittlungen. Um auch bei der ge¬ 
ringen Anschlußdichte einen wirtschaftlichen Netzausbau zu ermög¬ 
lichen, wurde Mitte der 50er Jahre die Teil-Vermittlung TW 56 a für 
maximal zwanzig Teilnehmeranschlüsse entwickelt, die vor etwa fünf 
Jahren von der Technik TW 100 a, einer Teil-Vermittlungsstelle für 
maximal hundert Teilnehmeranschlüsse abgelöst wurde. 


*/. 



Bild 1. 

Telexnelz der Bundes¬ 
republik Deutschland 


Prozentsatz aller End- und Endteilvermittlungen unterhalb einer vorgege¬ 
benen Vermittlungsgröße 

Prozentsatz aller Teilnehmer, die an End- und Endleilvermüllungen unter¬ 
halb einer vorgegebenen Größe angeschlossen sind 


Die deutschen Telexteilnehmer haben heute über rund 500 End- 
und Endteilvermittlungsstellen Zugang zum öffentlichen Fernschreib¬ 
netz. In Bild 1 ist die Häufigkeitsverteilung dieser Vermittlungen sowie 
die der Teilnehmer in Abhängigkeit von der Größe der Vermittlungs¬ 
stellen dargestellt. Es ist angegeben, welcher Prozentsatz aller End- und 
Endteilvermittlungsstellen unter einer vorgegebenen Größe bleibt, sowie 
welcher Prozentsatz aller Teilnehmer jeweils an Vermittlungsstellen 
unter einer vorgegebenen Größe angeschlossen ist. Aus der Kombina¬ 
tion dieser beiden Kurven gehl hervor, daß im Telexnetz 95% aller 
End- und Endteilvermittlungsstellen die Hälfte aller Teilnehmer er¬ 
lassen. Die andere Hälfte wird somit von nur 5% der End- und End¬ 
teil Vermittlungsstellen erfaßt. 

Diese starke Ballung bei gleichzeitigem Bestehen einer Vielzahl 
kleiner und kleinster Vermittlungsstellen, verbunden mit der Tatsache, 
daß im Mittel im eigenen EVSt-Bereich nur rund 2 % des Verkehrs und 
selbst im eigenen HVSt-Bereich nur rund 10 % des Verkehrs verbleiben, 
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muß bei der Konzeption eines wirtschaftlichen Nachfolgesystems be¬ 
sonders berücksichtigt werden. 

Die mangelnde Anpassungsfähigkeit des Direktwahlsystems TW 39 
an die Forderungen einer modernen Leitweglenkung, die den optimalen 
Verkehrsfluß und die Sicherheit eines Fernmeldenetzes gegenüber äuße¬ 
ren Störungen garantiert, führte im Jahre 1966 zum Einsatz einer 
Richlungswähler-Technik, die nunmehr die herkömmliche Technik 
TW 39 an den Brennpunkten des Verkehrs ergänzt. Ihr wichtigstes 
Schaltglied ist der Motor-Drehwähler. Seine Leistungsmerkmale ent¬ 
sprechen im Prinzip den Forderungen, wie sie auch im Fernsprechnetz 
gestellt werden. 


2. Der Weg zum Elektronischen Datenvermittlungs-System 

Trotz laufender Verbesserungen an der bestehenden Technik zeigte 
es sich in den letzten Jahren immer deutlicher, daß der Erfüllung neuer 
betrieblicher Leistungsmerkmale in elektromechanischen Fernschrcib- 
Wählvermitllungen Grenzen gesetzt sind. Diese Vermittlungen haben 
heute große Vollkommenheit erreicht und ihre Entwicklung kann nun¬ 
mehr als abgeschlossen angesehen werden. Neben ihren Vorzügen wer¬ 
den deshalb auch ihre Mängel klar erkannt. Die wesentlichen Mängel 
sind: 

— eine Vielzahl feinmechanisch recht komplizierter Wähler- und Relais¬ 
typen 

— ein sich aus der mechanischen Abnutzung der Bauteile ergebender 
hoher Wartungsaufwand 

— eine beschränkte Lebensdauer der Bauteile durch mechanischen und 
ehern ischcn Verschleiß 

— eine Empfindlichkeit der Schaltglieder gegen Verunreinigung der Luft 

— ein großer Raumbedarf 

— eine durch die Anwendung des Raumvielfachprinzips bedingte um¬ 
fangreiche und verwirrende Amtsverdrahtung 

— ein langsames Schalten der Wähler und Relais, wodurch die Anwen¬ 
dung anderer Durchschalteprinzipicn außer dem Raumvielfachprinzip 
nicht möglich ist 

— eine durch die Mechanik bedingte lange Dauer der Verbindungser¬ 
stellung 

— Behinderungen durch eine Verkehrs wertabhängige Beschaltung 

— eine geringe Anpassungsfähigkeit an neue betriebliche und technische 
Leistungsmerkmale. 

Die Diskussionen um die Frage, welches System die Technik TW 39 
ablösen soll, um den neuen Forderungen der Datentechnik begegnen 
zu können, konzentrierten sich deshalb bald auf eine elektronische 
Lösung. Es galt, eine Konzeption zu linden, die nicht nur alle gegen¬ 
wärtigen Anforderungen wirtschaftlich erfüllt, sondern auch an künf¬ 
tige, heute bereits erkennbare Entwicklungen der digitalen Nachrichten¬ 
übermittlung leicht anpaßbar ist. Die Lösung liegt in einem zentral¬ 
gesteuerten und speicherprogrammierten System nach dem heutigen 
Stand der Rechnertechnik. Durch ein speicherprogrammiertes Vermitt- 
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lungssystem können neue Forderungen in den meisten Fällen ohne 
Änderungen an den Einheiten des Systems erfüllt werden. 

Der Entwickler steht vor der schwierigen Aufgabe, mitten in einer 
Zeit tiefgreifenden Umbruchs in der gesamten Elektronik, mit der 
Technologie von heute ein Konzept festzulegen, das den Bedürfnissen 
von morgen und übermorgen gewachsen ist. 

Voruntersuchungen fl] im Jahre 1905, die die Brauchbarkeit des 
Systems TW 39 für die Übermittlung höherer Schrittgeschwindigkeiten 
feslstellen und Erkenntnisse für das Nachfolgesyslern bringen sollten, 
führten zu einigen bemerkenswerten Ergebnissen: 

a) Es ist möglich, mit dem System TW 39 Schrittgeschwindigkeiten bis 
1200 Bd zu vermitteln. Die Fehlerquote der übermittelten Zeichen ist 
dabei im allgemeinen geringer als im Telexnetz bei 50 Bd. 

b) Mit Cileichstromtastung auf der Teilnehmer-Anschlußleitung konnten 
Schrittgeschwindigkeiten bis lOkBd unter Einhaltung der Geräusch- 
spannungsbedingungen und der zugelassenen Verzerrungswerte über¬ 
tragen werden. Bei Beachtung bestimmter Codiervorschriften zur Eli¬ 
minierung des Gleichstromanteils des zu übertragenden Signals ist 
es sogar möglich, Schrittgeschwindigkeiten bis 48 kbit/s über meh¬ 
rere Kilometer lange Teilnehmer-Anschlußleilungen im Basisband zu 
übertragen. 

Nach diesen Erkenntnissen wurde das Datexnetz für Übertragungs¬ 
geschwindigkeiten bis 200 Bd unter Verwendung des Systems TW 39 
geschaffen. Mit diesem Netz konnten in der kurzen Zeit seines Beste¬ 
hens bereits wichtige technische und betriebliche Erfahrungen gewonnen 
werden. 

Aus der Erkenntnis, daß auf der Teilnehmer-Anschlußleitung bis 
zumindest 10 kBd die aufwandsarme Gleichstromübertragung angewen¬ 
det werden kann, ergeben sich wichtige Folgerungen für die Durch¬ 
schaltung innerhalb der Vermittlung. Durch den Verzicht auf Modems 
war der Weg frei, im Elektronischen Datenvermittlungs-Syslem EDS 
ein rein digitales Vermittlungskonzept vorzusehen, also eine Technik, 
welche der zu übermittelnden Nachricht optimal angepaßt ist [2, 3]. 


II. Struktur des Elektronischen Datenvermittlungs-Systeins 

1. Grundsätzlicher Aufbau des Systems 
A. S y s t e m eigen schäften 

Die Erfüllung der vielgestaltigen und unterschiedlichen Aufgaben, 
wie sie von der Deutschen Bundespost gefordert werden [4], zwingt zu 
einer Systemstruktur, die flexibel an diese Aufgaben anpaßbar ist. Diese 
Flexibilität wird im wesentlichen durch drei Methoden erreicht: 


a) Das System ist voll programmgesteuert; alle betrieblichen Aufgaben 
und Dienste werden mit Programmen bearbeitet. Insbesondere sind 
zur raschen Erledigung von häufig vorkommenden vermittlungstech- 
nischen Aufgaben mit hohen Realzeitforderungen leistungsfähige Spe¬ 
zialbefehle vorgesehen. Diese Spezialbefehle ergänzen einen Satz von 
Standardbefehlen, wie er auch in universellen Datenverarbeitungs- 
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anlagcn zur Verfügung sieht, ersl zum Befehlsvorrat eines „Ver¬ 
mittlungsrechners“. 

b) Die vielfältigen Tätigkeiten, die für eine große Anzahl von Leitungen 
simultan ausgeführt werden müssen, haben stark divergierende Real¬ 
zeitforderungen und Ausführungsdauern. Dies zwingt zu einer Hier¬ 
archie von Programmprioritäten und — damit verbunden — zu einem 
Programmanforderungs-, -verteilungs- und -Unterbrechungssystem, 
das den notwendigen, häufigen Programmwechsel mit extrem kurzer 
Organisationsdauer ermöglicht. 

c) Um das EDS in seiner Leistungsfähigkeit und Verfügbarkeit gut an 
die jeweiligen Anforderungen anpassen zu können, besteht es aus 
verschiedenen Systemeinheiten, die nach Art und Anzahl dem jewei¬ 
ligen Zweck entsprechend kombiniert werden können. Den verschie¬ 
denen Systemeinheilen sind spezielle Aufgaben zugeordnet. Sie unter¬ 
scheiden sich in ihrer Struktur sowie in Art und Anzahl ihrer Befehle. 


Teilt man den Vermittlungsvorgang in die Verbindungssteuerung 
und die Verbindungsdurchschaltung auf, so zeigt sich, daß die Steuer¬ 
aufgaben prinzipiell auch von einem Universalrechner erfüllt werden 
könnten. Die logischen Verknüpfungsaufgaben vermittlungstechnischer 
Informationen, die die Verbindungssteuerung lösen muß, sowie der da¬ 
mit verbundene Aufwand sind dabei weitgehend unabhängig von der 
Art und den Mitteln, die zur Durchschaltung der Nachrichten innerhalb 
des Systems benutzt werden. Bei optimaler Anpassung an die einzelnen 
Vermittlungsfunktionen ergeben sich jedoch für die zentrale Steuerung 
eines Vermiltlungsrechners markante Unterschiede gegenüber einer uni¬ 
versell verwendbaren Datenverarbeitungsanlage. Besonders die Forde¬ 
rung nach extrem hoher Funktionsgeschwindigkeit, besonderer Zuver¬ 
lässigkeit (s. Abschnitt II. 1. D.) und der große Anteil simultan zu be¬ 
arbeitender Vorgänge sind kennzeichnende Kriterien von Vermittlungs¬ 
rechnern. 

Die Gegenüberstellung der folgenden Merkmale soll zeigen, durch 
welche Eigenschaften sich die zentrale Steuerung eines Vermittlungs¬ 
rechners von einer mittleren Datenverarbeitungsanlage unterscheidet. 


Datenverarbeitungsanlage 

Die Einheiten sind für universelle Da¬ 
tenverarbeitungsaufgaben ausgelcgt. Bei 
Anlagenumstellung oder Erweiterung 
ist eine Betriebsunterbrechung zulässig. 


Entsprechend der Arbeitsgeschwindig¬ 
keit und der Anlagenausstattung für 
alle Aufgaben etwa gleichermaßen ge¬ 
eignet. Die jeweiligen Programme sind 
weitgehend voneinander unabhängig. 


Vermittlungsrechner 

u 

Neben Einheiten für (einige) univer¬ 
selle Datenverarbeitungsaufgaben sind 
weitere Einheiten für spezielle Ver- 
mittlungs- und Übertragungsaufgaben 
erforderlich. Bei Anlagenumstellung 
oder -erweiterung ist eine Betriebs¬ 
unterbrechung in der Regel nicht zu¬ 
lässig. 

Entsprechend der Arbeitsgeschwindig¬ 
keit und der Anlagenausstattung für 
Vermittlungsaufgaben hervorragend, 
für andere Aufgaben weniger gut oder 
ungeeignet. Die einzelnen Programme 
hängen voneinander ab (Spezialisie¬ 
rung auf die Vermittlungsaufgabe). 


a) Aufbau 


b) Programmierungsmöglichkeit 



300 



Technik des Elektronischen Daten v er mittlungs-Systems EDS 


c) Art der Befehle 

Viele universell verwendbare Befehle Wenige universell verwendbare Stan- 

(u. U. sind zahlreiche Befehle zur Be- dardbefehle, jedoch zusätzliche lei- 

arbeitung von wenigen Daten nötig). stungsfähige Spezial- und Organisa¬ 

tionsbefehle für die Vermittlungsauf¬ 
gaben sowie Diagnosebefehle für die 
Sicherungsaufgaben in der Anlage. 

d) Anzahl der simultan (zeitlich verschaltet) ablaufenden Programme oder 

Programmteile 

Bis zu mehreren zehn Programmen. Bis zu mehreren 1000 Programmen. 

Die Anzahl hängt von der Anzahl 
gleichzeitig bestehender Verbindungen, 
vom Verkehrswert und der Verkehrs¬ 
behandlung (von der Verbindungsüber¬ 
wachung bis hin zu Diagnoseroutinen) 
ab. 


e) Gegenseitige Unterbrechbarkeit der Programme 


Soll nach mehr oder weniger langen 
Programmteilen möglich sein. Kleine 
Zeitverluste — bis zu einigen hundert 
Befehlen zum Umorganisieren — sind 
zulässig. 


Muß sehr häufig und in kurzen Ab¬ 
ständen bei jedem Programm möglich 
sein. Nur sehr kleine Zeitverluste — bis 
zu einigen wenigen (< 10) Befehlen 
zum Umorganisieren — sind zulässig. 


f) Anzahl der Befehle pro Programm 


Von etwa 100 bis über 10 000. Von weniger als 10 bis etwa 1000; für 

Diagnoseprogramme bis etwa 10 000. 


B. Systemeinheiten 


Die Systemeinheilen sind den verschiedenen Aufgaben angepaßt, 
die in einem Datenvermittlungssystem zu lösen sind. Eine Anlage ent¬ 
hüll in ihrer Mindestausstattung drei Verarbeitungseinheiten, und zwar 
die Leitungsanschlußeinheit, die Programmsteuerungseinheit und die 
Kommandofeldeinheit. Diese Verarbeilungseinheilen sind über jeweils 
eine Normschnittstelle mit der zentralen Speichereinheit verbunden. 

Bild 2 zeigt die Grobslruktur des Systems sowie Aufgaben und Zu¬ 
sammenwirken der einzelnen Einheiten. 


An die Leitungsanschlußeinheit sind sämtliche Lei¬ 
tungen, die die Vermiltlungsanlage mit dem Fernmeldenetz verbinden, 
angeschlossen. Neben Teilnehmer-Anschlußleitungen und Verbindungs¬ 
leitungen zählen dazu auch die Signalisierungs- und Steuerleitungen zu 
anderen Systemen oder zu den eigenen ferngesteuerten Konzentratoren. 
Zusammen mit der Speichereinheit bewirkt die Leitungsanschlußeinheit 
die Verbindungsdurchschaltung. Es wird nach einem asynchronen Zeit- 
multiplexverfahren durchgeschaltet [5, 6, 7]. 

Zur Bearbeitung der Programme dient die P r o g r a m in Steue¬ 
rungseinheit. Sie liest die Programme als Folge von Befehlen 
aus dem Speicher, entnimmt ihm Daten und schreibt nach Befehlsaus¬ 
führung Daten in den Speicher. 

Für die Bedienung des Systems ist die Kommandofeldein¬ 
heit vorgesehen. Das Betriebspersonal hat mit dieser Einheit Zugriff 
zur Vermittlungsanlage, kann Programme, Daten, Anweisungen usw. 
eingeben und Informationen aller Art ausgeben lassen. Neben Blatt- 
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Schreibern, Lochslreifengeräten und Datensichtgeräten, die zum Um¬ 
gang mit dem System dienen, ist ein Lampenfeld vorgesehen, womit 
Inhalte von Speicherzellen und Registern sowie auch Betriebszustände 
angezeigt werden können. 

Die Speichereinheit enthält in ihren Speicherzellen Pro¬ 
gramme und Daten der Vermittlung und steuert damit das Zusammen¬ 
spiel der angeschlossenen Verarbeitungseinheiten. 


c 

Ü> 

c 
' ^ 
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Kommando - 
feld 




I Programm¬ 
steuerung 


I- 

I 

d 
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l Zeichen - 
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I Min/malausstotlung 

~\Funkhonserwe/t erung 
• und Redundanz 


Bild 2. 

Elektronisches Datenvermitt- 
lungssystem EDS; Grobstrnklur 


Die einzelnen Verarbeitungseinheiten können nicht unmittelbar mit¬ 
einander verkehren, sondern nur auf dem Wege über die Normschnitt¬ 
stelle zum Speicher. Auf diese Weise wird die Zusammenarbeit zwischen 
den Systemeinheiten übersichtlicher. Außerdem werden Erweiterungen 
der Vermittlung oder die Einführung von verbesserten Einheiten, die 
durch den technischen Fortschritt bedingt sind, wesentlich erleichtert. 

Die angeführten Systemeinheiten bilden die Minimalausstattung 
einer Vermittlungsanlage. Sie genügen, um alle vermiltlungstechnischen 
Funktionen ordnungsgemäß durchführen zu können, enthalten jedoch 
keine Vorkehrungen zur Erhöhung der Verfügbarkeit, d. h. keine Re¬ 
dundanz. Ein Fehler kann zum Totalausfall des Gesamtsystems führen. 

C. Möglichkeiten zur Leist u ngse r h ö h u n g 

Bei größeren Vermittlungsstellen kann es Vorkommen, daß die 
Leistungsfähigkeit des Systems in der Normalausstattung nicht aus¬ 
reicht. In diesem Falle bestehen verschiedene Möglichkeiten die Lei¬ 
stung der Anlage zu erhöhen. 

Der erste Schritt ist der Anschluß weiterer Programm¬ 
steuerungseinheiten, die simultan zur ersten Program m- 
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steuerungseinheil unterschiedliche Aufgabenklassen bearbeiten. Hier¬ 
durch läßt sich bei geschickter Verteilung der Aufgaben die Anzahl der 
notwendigen Progranimunterbrechungen erheblich reduzieren. Bei Aus¬ 
fall einer Programmsleuerungseinheit können deren Aufgaben von einer 
anderen übernommen werden. Andererseits kann durch den Einsatz 
eines zusätzlichen Registersatzes in der Programmsteuerungseinheit die 
Arbeitsgeschwindigkeit und damit die Leistung der Einheit erhöht wer¬ 
den. 

Eine weitere Möglichkeit zur Erhöhung der Leistungsfähigkeit 
beruht auf der Ver m indem n g des B e d a r f es a n Spei- 
c herzyklen. Sie ist besonders wirksam bei gleichartigen und 
häufigen Abläufen mit hohen Realzeitforderungen. Ein typisches Bei¬ 
spiel für solche Abläufe sind in einem Vermitllungssystem der Empfang 
und die Sendung von Codezeichen. Normalerweise werden diese Auf¬ 
gaben von der Programmsteuerung mittels gespeicherter Programme 
ausgeführt. In Spitzenzeiten der Belastung kann es bei großen Ver¬ 
mittlungsstellen Vorkommen, daß die Speicherbelastung unzulässig groß 
wird. Diese Speicherbelastung kann sich zum Beispiel äußern in einer 
Zunahme der Verzerrungswahrscheinlichkeit bei der Übertragung von 
Nachrichten, einer Reduzierung des Empfangsspielraums oder einer 
Zunahme der Sendeverzerrung. Dies gilt ganz besonders bei der Über¬ 
tragung von hohen Schrittgeschwindigkeiten. Um diese Nachteile zu 
vermeiden, kann eine Zeichen behandlungsein heit vorge¬ 
sehen werden. Diese übernimmt für die Aussendung und Aufnahme von 
Codezeichen die Serien-Parallel- und Parallel-Sericn-Umsetzungsfunk- 
tionen und entlastet damit sowohl die Programmsteuerungseinheit be¬ 
züglich der Anzahl der abzuwickelnden Programme als auch die Spei¬ 
chereinheit hinsichtlich der benötigten Speicherzyklen. Mit ihrer fest 
verdrahteten Logik und wenigen Spezialbefehlen entspricht sie einer 
Programmsteuerungseinheit für spezifische Aufgaben. 

Durch zusätzliche Verarbeitungseinheilen können die Leistung und 
die Funktionen des Systems erweitert werden. Die Verbindungsdurch- 
sehaltung ist im asynchronen Zeitmulliplex für Schrittgeschwindig¬ 
keiten über 9,6 kßd in der Regel nicht mehr anwendbar (siehe Abschnitt 
11.2. E). Durch eine spezielle Leitungsanschlußeinheit nach dem Raum¬ 
vielfachprinzip, die über die Normschnittstelle an die Speichereinheit 
angeschlossen wird, können auch Kanäle mit höherer Übertragungs¬ 
geschwindigkeit vermittelt werden. 

Eine weitere Systemeinheit, die nach Bedarf eingesetzt werden 
kann, ist die Geräteanschlußeinheit. Durch sie können 
periphere Geräte wie Plattenspeicher, Bandgeräte, Magnetkartenspei- 

s 3 t ^ angeschlossen werden. Die Notwendigkeit Sekundär¬ 
speicher zu betreiben, kann dann gegeben sein, wenn der Vermilllungs- 
rechner zusätzliche Betriebsfunktionen übernehmen soll, z. B. Abrech¬ 
nungsaufgaben, Führung von Dateien oder automatische Auskunfts¬ 
gabe. 
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D. Erhöhung der Sicherheit des Systems 

Bei den direktgesteuerlen elektromechanischen Vermittlungssyste- 
men werden auf Grund der dezentralen Anordnung der einzelnen Ver- 
miltlungselemente durch einen technischen Defekt im allgemeinen nur 
eine oder wenige Leitungen betroffen. Bei zentralgesteuerten Vermitt¬ 
lungen wie dem EDS kann durch ein fehlerhaftes Bauelement bereits 
der Betrieb der gesamten Anlage gefährdet werden. Erfahrungswerte 
der mittleren Fehlerwahrscheinlichkeit bei vergleichbaren Rechenanla¬ 
gen besagen, daß mit eine m Ausfall etwa alle drei Wochen gerechnet 
werden muß. Es ist klar, daß bei einem Vermittlungsrechner andere 
Maßstäbe angelegt werden müssen als bei einem kommerziellen Rechner, 
der für Reparaturzwecke ohne besondere Auswirkungen für Stunden 
außer Betrieb genommen werden kann. In internationalen Diskussionen 
wurde für Vermittlungsrechner eine Totalausfallzeit von höchstens 
2 Stunden in einem Zeitraum von 30 Jahren für erforderlich und auch 
für erreichbar bezeichnet. Eine derartige Forderung kann nur erfüllt 
werden, wenn dafür gesorgt ist, daß der Betrieb des Systems weder 
durch Einzelfehler und deren Reparatur, noch durch routinemäßig not¬ 
wendige Wartungsarbeiten gestört wird. Das bedeutet einerseits, daß 
das System in geeigneter Weise Redundanz enthalten muß. und anderer¬ 
seits, daß ausgefallene Systemteile möglichst rasch instandgesetzt, ge¬ 
prüft und wieder in Betrieb genommen werden müssen, da sich die 
während der Reparaturzeit verringerte Redundanz des intakten Rest¬ 
systems stark auf die totale Ausfalldauer des Gesamtsystems auswirkt. 


In einigen ausgeführten Anlagen wird die Redundanz durch Par¬ 
allelbetrieb von zwei oder drei gleichen Systemen erreicht. So verwendet 
die Schweizerische Postverwaltung in ihrem Speichervermittlungs- 
system für den Telegrammdienst (ATECO) ein Triplexsystem, bei dem 
drei vollkommen identische und unabhängige Vermittlungsrechner par¬ 
allel geschaltet sind, so daß auch hei einem Ausfall von zwei Anlagen 
der Betrieb noch gesichert ist f 13]. Das EDS beschreitet zur Erhöhung 
der Verfügbarkeit drei verschiedene Wege, die nebeneinander ange¬ 
wendet werden und eine sehr flexible Anpassung an den jeweiligen 
Einsatzfall erlauben, nämlich 


— Redundanz durch Parallelarbeit 

— Redundanz durch Modularität 

— Redundanz für spezielle Systemeinheiten durch gespeicherte Pro¬ 
gramme. 

Bei der Redundanz durch Parallelarbeit bearbeiten meh¬ 
rere (in der Regel zwei) Systemeinheiten parallel und taktsynchron die 
gleiche Aufgabe. Vergleicherschaltungen an den Ausgängen der abge¬ 
benden Einheiten überwachen die Ergebnisse und starten bei Ungleich¬ 
heit eine Prüfroutine, die die fehlerhafte Einheit erkennt und diese 
außer Betrieb nimmt. In Systemeinheiten, die dezentrale Gruppierungen 
enthalten, wie die Leitungsanschluß- oder Kommandofeld-Einheit, wird 
die Überwachung zweckmäßigerweise nur auf die zentralen Teile 
beschränkt. 
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Wenn gleiche Systemeinheiten mehrfach vorhanden sind und 
simultan verschiedene Aufgaben behandeln, spricht man von Redun¬ 
danz durch M odularität. Im Normalfall wird durch diese Simul¬ 
tanarbeit die Leistungsfähigkeit der Anlage erhöht. Bei einer Störung 
in einer Einheit übernehmen die verbleibenden bzw. die verbleibende 
alle Aufgaben, wobei aber während der Ausfallzeit gewisse Einschrän¬ 
kungen in Kauf genommen werden müssen. 

Die Aufgaben einiger spezieller Systemeinheiten, die häufige und 
komplizierte Funktionen mit einem festverdrahteten Programm durch¬ 
führen, kann im Fehlerfall die Programmsteuerungs-Einheit durch 
hierfür gespeicherte Programme übernehmen. Dies wird 
allerdings nur in wenigen Fällen durchgeführt, wenn keine Redundanz 
durch Parallelarbeit oder Modularität vorgesehen ist. So können z. B. 
die Aufgaben der Zeichenbehandlungs-Einheit, die zur Entlastung der 
Programmsteuerungen dient, bei einer Störung von den Programm¬ 
steuerungen wieder übernommen werden. Die Leistungsfähigkeit der 
Gesamtanlage wird während dieser Zeit geringfügig reduziert. 

Zum Erkennen von Fehlern und von fehlerhaften Einheiten wer¬ 
den verschiedene Methoden angewandt. 


Wie bereits erwähnt, prüfen Vergleicher, ob die Daten von paar¬ 
weise parallel arbeitenden Systemeinheiten übereinstimmen. 

Falls gleichartige Systemeinheiten im Simultanbetrieb verschiedene 
Aufgaben ausführen, ist es nicht immer möglich, auftretende Fehler 
sogleich zu erkennen. 

Zu diesem Zweck dienen interne Überwachungsschaltungen, die 
den richtigen Arbeitsablauf in den Einheiten überprüfen oder die Parität 
der Zeichen überwachen. Daneben laufen neben den Arbeitsprogrammen 
noch Prüfprogramme, die mit periodischen Routinetests defekte Ein¬ 
heiten auffinden und melden. 

Ist die fehlerhafte Einheit erkannt, so werden mit Hilfe von 
Diagnoseprogrammen Prüfabläufe gestartet, die die Fehlerursache oder 
den Fehlerort weiter eingrenzen. 

Nachdem -die Reparatur Beendet ist, wird die betreffende Syslem- 
einheit in einen „Wiedereinschaltzustand“ versetzt, in dem Programme 
die ordnungsgemäße Funktion prüfen, Register- und Speicherinhalte 
auf den aktuellen Stand bringen und schließlich die Systemeinheit end¬ 
gültig wieder in Betrieb nehmen. 


2. Die Leitungsanschluß-Einlieit 

A. Betrachtung verschiedener Durchschalte- 
prinzipien 

Während technische und wirtschaftliche Überlegungen allgemein 
zu der Erkenntnis geführt haben, daß sich die Verbindungssteuerung 
moderner Vermittlungssysteme optimal nur unter Verwendung zentra¬ 
lisierter elektronischer .Mittel und gespeicherter Steuerprogramme be¬ 
herrschen läßt, herrscht hinsichtlich des zu verwendenden Durchschalte- 
prinzips und des besten Durchschaltemediiuns noch keine Einmütigkeit 
in der internationalen Diskussion. Es scheint deshalb angebracht, die 
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verschiedenen Möglichkeiten der Verbindungsdurchschaltung kurz zu 
vergleichen und damit zugleich die gewählte Lösung zu begründen. 

Obwohl der elektronische Schalter wegen seiner extrem kurzen 
Schaltzeit von einigen Xanosekunden für Steuerzwecke dem elektro¬ 
mechanischen Schalter überlegen ist, weist letzterer wegen seiner idealen 
Schaltverhältnisse bei der Verbindungsdurchschaltung nach wie vor 
eine höhere Qualität als der elektronische Schalter auf. Die Entwick¬ 
lungen auf diesem Gebiet verfolgten deshalb sowohl das Ziel, den 
elektronischen Koppelpunkt in seinen Schalterqualitäten zu verbessern, 
als auch das mechanische Koppelelement an die Arbeitsgeschwindigkeit 
der elektronischen Steuerung anzugleichen. Die Verbesserungen der 
mechanischen Schaltglieder führten in den letzten Jahren zu Versuchen 
mit halbelektronischen Vermittlungen, in denen ein schnellschaltendes 
mechanisches Koppelglied von einer elektronischen Steuerung einge¬ 
stellt wird. Auch die deutsche Fernmeldeindustrie hat in unterschied¬ 
lichen Versionen bei vier Versuchsvermittlungsstellen in der Bundes¬ 
republik dieses Prinzip angewandt [8]. Auch in anderen Ländern be¬ 
steht ein starker Trend, Fernsprech-Wählvermittlungen nach dieser 
Konzeption auszuführen. In diesem Falle ist wegen des Einsatzes 
mechanischer Durchschalteglieder die Anwendung des Raumvielfach¬ 
prinzips systemgebunden. 

In einigen anderen Fällen wurden vollelektronische Wählvermitt¬ 
lungen mit räumlicher Durchschaltung entwickelt. Wegen des großen 
Koppelpunkt-Aufwandes — ein einstufiges Koppelfeld mit m Eingängen 
und n Ausgängen benötigt m X n Koppelpunkte — wurden diese An¬ 
lagen bisher nur für Nebenstellenanlagen und für Vermittlungen klei¬ 
neren Ausmaßes gebaut. Der eigentliche Vorteil des elektronischen 
Schalters, nämlich seine hohe Arbeitsgeschwindigkeit, kommt erst bei 
Durchschaltung nach dem Zeitvielfachprinzip zum Tragen. 

Grundlage für dieses Prinzip ist das Abtasttheorem, nach dem 
eine kontinuierliche Nachricht dann mit genügender Genauigkeit über¬ 
tragen werden kann, wenn bei gegebener Grenzfrequenz innerhalb der 
kürzesten Halbwelle der Nachricht mindestens ein kurzer Impuls über¬ 
tragen wird, dessen Amplitude der Amplitude des abgetasteten Signals 
entspricht. Gehen diese Impulse beim Empfänger über einen Tiefpaß 
mit der gegebenen Grenzfrequenz, so werden die einzelnen Impulse 
durch die Einschwing- und Ausschwingvorgänge glockenförmig abge¬ 
flacht und auf diese Weise das ursprüngliche Nachrichtensignal rück- 
gebildet. 

Ist die Abtastperiode sehr lang im Verhältnis zur Dauer der Im¬ 
pulse, so können mehrere Abtastperioden, die zu verschiedenen Nach¬ 
richten gehören, ineinander geschachtelt werden. Dies bedeutet, daß 
über ein Zeilvielfach mehrere Nachrichten zugleich übertragen werden 
können. 

Die bis heute eingesetzten Fernsprech-Wählvermittlungen nach 
dem Zeitvielfachprinzip verwenden das Synchronverfahren (S y n - 
chrones Zeitvielfach). Dabei wird zwei zu vermittelnden An¬ 
schlüssen als gemeinsamer Verbindungsweg ein freier Zeittakt zuge¬ 
ordnet. Die Sende- und Empfangsschaltungen der Zubringer- und Ab- 
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nehmerleitung werden mit diesem Zeiltakt synchronisiert. Gegenüber 
dem Raumvielfaeh ergibt dieses Verfahren eine große Einsparung an 
Koppelpunkten, weil bei m Eingängen und n Ausgängen nur noch 
m + n Koppelpunkte für ein Vermitthingsfeld benötigt werden. 

Daß das Zeitvielfachprinzip bisher in der Fernsprech-Wähl ver- 
inittlungstechnik nicht an Bedeutung gewinnen konnte, liegt daran, 
daß für die Koppelpunkte sehr aufwendige Modulationseinrichtungen 
benötigt werden, so daß die Mehraufwendungen durch die system¬ 
gegebenen Einsparungen nicht aufgefangen werden. Nach allgemeiner 
Ansicht wird dieses Verfahren erst dann große Vorteile bringen, wenn 
es gelingt, durch Integration einer Übertragungs- und Vermittlungs- 
lechnik nach dem Zeitvielfachprinzip die Digitalform der Signale über 
die Vermittlung hinweg zu erhallen [9]. 

Überträgt man das Abtastverfahren auf die Verhältnisse bei der 
Vermittlung von binären Fernschreibzeichen, so ergeben sich wesentlich 
günstigere Voraussetzungen für dessen Anwendung als in der Fern¬ 
sprechtechnik. Da die Form der Zeichen bekannt ist, genügt zu ihrer 
Bestimmung die Angabe der binären Zustände der einzelnen Zeichen¬ 
elemente (Bild 3). Ein aus 5 Schritten bestehendes Fernschreibzeichen 
muß also bei einer Uberlragungsgeschwindigkeit von 50 Baud min¬ 
destens 5 mal in Abständen von 20 ins abgetastet werden. Wird das 



Bild 3. Fernschrcibzeichen im CCITT — 
Nr. 2 Code; Zeichen für Buchstabe A 



Bild 4. Synchrone Miltenabtastung 
eines Fernschreibzeichens 


Abtastzeitraster so gelegt, daß die Entnahme der Zuslandsstichproben 
genau in die Mitte der Fernschreibzeichenschritte fällt, so ergibt sich 
eine hohe Übertragungssicherheit, weil die Signalzustände der Schritte 
trotz großer Verzerrungen noch richtig abgetastet werden können 
(Bild 4). Leider ist dieses Abtastverfahren auf eine bestimmte Tele¬ 
grafiergeschwindigkeit festgelegt, da sowohl beim Senden als auch beim 
Empfangen zwischen den Zeichenschritten und dem Abtastzeilraster 
Synchronismus bestehen muß. Die eventuell in unregelmäßiger Folge 
ankommenden Fernschreibzeichen werden üblicherweise erst in einem 
Puffer am Eingang der Vermittlung zwischengespeichert. Überdies 
läßt sich zeigen, daß bei einem genügend langen Text die Hälfte 
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aller Zuslandsslichproben keine Information enthält. Es sind dies Stich¬ 
proben, bei denen sich im Verhältnis zur jeweils vorangehenden Stich¬ 
probe am Nachrichtenzustand nichts geändert hat. Bei diesem Verfahren 
werden demnach etwa doppelt so viele Abtastimpulse verwendet, wie 
zur Übertragung der echten Information notwendig wären (Bild 5). Ein 
Vorteil dieses Vermittlungsprinzips ist die mit der Durchschaltemcthode 
verbundene Entzerrung der Fernschreibzeichen. 



Bild 5. Durchschnittliches Verhältnis (Vs) 
zwischen Anzahl der Polenlialumschläge 
und Fernschreibzcichensehritte 
V 8 = Zahl der Tmpulssendungen 
S = Zahl der Schritte 


Damit bei einer Zeitmultiplex-Durchschaltung mit synchroner Ab¬ 
tastung die Fernschreibnachrichten unterhalb einer vorgegebenen Maxi¬ 
malgeschwindigkeit geschwindigkeitsunabhängig und unabhängig vom 
Zeittakt der Vermittlung übertragen werden können, müssen die Zei- 
chenschritte so oft abgetastet werden, daß der Rast fehler i nnerhalb der 
zulässigen Grenze bleibt. Rastfehler bewirken eine Verzerrung der Fern¬ 
schreibschritte. Um diese Verzerrung auf einen Wert <= - % zu beschrän¬ 
ken, muß die Dauer einer Abtastperiode Vso der nominellen Schrittdauer 
der Übertragungsgeschwindigkeit sein. Bei 200 Baud (Schrittdauer 5 ms) 
beträgt die Dauer einer Ahtaslperiode 100,us; die Abtastfrequenz ist 
also 10 kHz. Sind die Leitungszuordnungen für eine Verbindung in 
einem zentralen Speicher gespeichert, so ist je Abtastung ein Speicher¬ 
zyklus nötig. Derzeit verfügbare schnelle Kernspeicher besitzen eine 
Zykluszeit von 0.5 ns, d. h. sie können 2-10° Zyklen je Sekunde ab¬ 
wickeln. 

Unter der Annahme, daß jeder zweite Zyklus für die Abtastung 
zur Verfügung steht — der Rest ist für Programmabläufe usw. — 
können gleichzeitig entweder 100 Verbindungen bei 200 Baud oder 8 
Verbindungen bei 2400 Baud bestehen. 

Vermittlungen, die zur Durchschaltung ein synchrones Zeitvielfach 
in der geschilderten Art verwenden, sind sowohl als Spcichervermitt- 
lungen wie als Durchschalte Vermittlungen ausgeführt worden. Wegen 
des hohen Zyklenbedarfes ist dieses Verfahren für größere Vermitt¬ 
lungen nicht verwendbar. 

Eine Steigerung der Leistungsfähigkeit des synchronen Zeitviel- 
facfaes wäre durch die Verwendung leitungs- oder verbindungsindivi¬ 
dueller schneller Eingangsspeicher möglich. Diese Speicher würden 
synchron zur Abtastung der zugeordneten Leitungen oder Verbindungen 
betrieben und zweckmäßigerweise zu Gruppen gleicher Übertragungs¬ 
geschwindigkeit zusammengefaßt. Dadurch würde nur beim Erkennen 
eines Polaritätswechsels auf einer Leitung ein Zyklus des nachgeschal¬ 
teten, „asynchron“ betriebenen zentralen Kernspeichers benötigt. 
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Da mehrere Verbindungen gleichzeitig, d. h. innerhalb der Dauer 
eines Kernspeicherzyklus Polaritätswechsel liefern können, ist zwischen 
den synchron betriebenen Eingangsspeichern und dem zentralen Kern¬ 
speicher ein Puffer nötig, in dem sich eine Warteschlange bildet. Durch 
den stochastischen Einfall der PolaritätsWechsel ergibt sich eine wech¬ 
selnde Länge der Warteschlange. Diese bewirkt eine unsystematische 
Verzerrung. Damit kommen zu den grundsätzlich vorhandenen Rast¬ 
verzerrungen des synchronen Zeit multiplex noch die unsystematischen 
Verzerrungen des asynchronen. Weitere Nachteile sind die höheren Ko- 
sten. bedingt durch die peripheren Zusatzspeicher, und der Verlust der 
freizügigen Beschallbarkeil der Anschlüsse des Durchschaltefeldes we¬ 
gen der Sortierung nach Geschwindigkeitsklassen. 

Bei dem im EDS verwendeten Zeitmultiplex ist man davon ausge¬ 
gangen, daß ein Fernschreibzeichen nicht nur durch Angabe der binären 
Zustände der einzelnen Zeichenschritte bestimmbar ist, sondern auch 
dadurch, daß von einem bekannten binären Zustand aus nur die Zeit¬ 
punkte der Zustandsänderungen kenntlich gemacht werden. Bei diesem 
Verfahren wird nur dann ein Impuls übertragen, wenn innerhalb der 
binären Nachricht eine Zustandsänderung auftritt (asynchrones 
Zeitvielfach). Jeder die Vermittlung durchlaufende Ablastimpuls 
enthält echte Information (Bild 6). 



Bild 6. 

Darstellung eines Fernschreib¬ 
zeichens im asynchronen 

» 

Zeitmultiplex 


Während beim synchronen Zeitmultiplex die binäre Nachricht eine 
passive Rolle spielt, gibt sie nunmehr den Rhythmus der Impulssendung 
an. Es entfällt daher jegliche Forderung auf Synchronismus. Binäre 
Nachrichten können mit beliebiger Schrittgeschwindigkeit vermittelt 
werden. Dabei sind im Mittel bei einem genügend langen Text nur 
halb so viele (V s = 0,5) Impulssendungen, also Speicherzyklen not¬ 
wendig, wie Zeichenschritte übertragen werden (Bild 5). 

In den folgenden Ausführungen soll die Realisierung dieses asyn¬ 
chronen Zeitmultiplex-Verfahrens näher erläutert werden. Die Bezeich¬ 
nung „asynchron“ deckt sich in dieser Bedeutung übrigens nicht mit 
der Definition des CCITT oder mit dem Normentwurf DIN 44 300. Da 
der Begriff aber in der Literatur bereits in diesem Sinne verwendet 
wurde, wird er hier beibehalten (treffender wären Ausdrücke wie „nicht 
synchron“ oder „arhythmisch“). 

B. Realisierung des asynchronen Zeitmultiplex- 
Verfahrens 

Nach diesem Prinzip besteht die Aufgabe des Vermittlungsfeldes 
darin, nur die Polaritätswechsel zwischen den in Verbindung stehenden 
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Leitungen zu übertragen. Im EDS wird dies von der Leitungsanschluß- 
Einheit im Zusammenwirken mit dem zentralen Speicher durchgeführt. 
Für jede Polaritätswechselübertragung führt der zentrale Speicher einen 
Übertragungszyklus aus. Der Speicher stellt dabei für die an das System 
angeschlossenen Leitungen das zentrale Verbindungsglied dar, das die 
auf den Leitungen zeitlich zufällig eintreffenden Polaritätswechsel in 
der Reihenfolge ihres Eintreffens nacheinander überträgt. Im Gegensatz 
zu den bekannten synchronen Zeitmultiplcxverfahren, bei denen eine 
Nachricht in äquidistanten Abständen abgetastet und dabei galvanisch 
im Systemtakt zu einer Abnehmerleitung durchgeschaltet wird, wird 
bei diesem Verfahren die „Zusammenschaltung“ beider Leitungen nur 
indirekt durch einen gemeinsamen Speicherzyklus im Rhythmus der 
auftretenden Polarilälswechsel bewirkt. Zu dieser „Pseudo-Durchschal- 
tung“ dienen Speicherzellen, die den Leitungen fest zugeordnet sind 
und in denen für die Dauer einer Verbindung auch die Adresse des 
Verbindungspartners enthalten ist. 



Bild 7. Vermittlungsinterne Übertragung 
eines Polaritätswechsels 

SA = Systemanschlußschaltung 
ECW = Eingabe-Codewandler 
ACW = Ausgabe-Codewandler 
PS = Polaritätsspeicher 
L = Leitungsanschluß-Einheit 
S = Speicher-Einheit 


Anhand von Bild 7 sollen die einzelnen Vorgänge innerhalb eines 
Übertragungszyklus dargestellt werden: Bei einer bereits bestehenden 
Verbindung zwischen den Leitungen 107 und 318 steht in der Leitungs¬ 
zelle 107 neben anderen Informationen auch die Adresse 318 und umge¬ 
kehrt in der Leitungszelle 318 die Adresse 107. Gibt die Leitung 107 
einen Polaritätswechsel an die Systemanschlußschaltung (SA) 107, so 
stellt diese ihrerseits eine Anforderung an den Eingabecodewandler 
(ECW). Dieser identifiziert mit sehr schnellen, in Koordinaten aufge¬ 
teilten Suchketten die anfordernde Systemanschlußschaltung und über¬ 
gibt ihre binäre Adresse dein Speicher. Gleichzeitig übernimmt ein zen¬ 
traler Polaritätsspeicher (PS) die neue Polarität. Diese Übergabe der 
Polarität während der Verbindung ist als Sicherungsmaßnahme not¬ 
wendig, weil sonst ein einziger Fehlimpuls alle darauffolgenden Zeichen 
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verfälschen würde. Nach der AdreßÜbergabe wird die Anforderung der 
Systemanschlußschallung sofort wieder zu rückgestellt und der Ein¬ 
gabecodewandler zum Suchen eventuell vorliegender weiterer Anforde¬ 
rungen freigegeben. 

Mit der Adreßübergabc wird ein Speicherzyklus ausgelöst, der die 
in der Leitungszelle 107 enthaltene binäre Adresse der Leitung 318 an 
den Ausgabecodewandler (ACW) liefert. Dieser wählt durch Decodie¬ 
rung die Systemanschlußschaltung 318 aus und veranlaßt sie im Zu¬ 
sammenwirken mit dem Polaritätsspeicher zur Übernahme der neuen 
Polarität. Die bistabile Ausgangsstufe der Abnehmerleitung 318 wird 
dadurch umgeschaltet und steuert so ein elektronisches Senderrelais. 

Mit der Polaritätswechselübertragung wird die neue Polarität je¬ 
weils auch in die entsprechende Leitungszelle eingeschrieben. Somit 
kann die Programmsteuerung jederzeit über die Zustände auf den Lei¬ 
tungen orientiert werden. Dies ist notwendig bei der Überwachung von 
Signalkriterien während des Verbindungsaufbaus und bei der Verbin¬ 
dungsauslösung. 

Die Übertragungsdauer eines Polaritätswechsels wird durch die 
Speicherzyklusdauer bestimmt. Da der Speicher nur nacheinander Zy¬ 
klen ausführen kann, entstehen bei gleichzeitigem Eintreffen von Pola¬ 
ritätswechseln Verzögerungen in der Übertragung. Diese Verzögerungen 
äußern sich als Verzerrungen, die aber für nicht zu hohe Schrittge¬ 
schwindigkeiten genügend klein bleiben (siehe Abschnitt II. 2. C.). 


In den Pausen zwischen den Übertragungszyklen steht der Speicher 
für andere Programmabläufe zur Verfügung. Die Speicherzyklen für 
diese Programme können sowohl in zeitlichen Abständen als auch 
lückenlos aufeinander folgen. Da den Überlragungszyklen wegen ihrer 
hohen Realzeitforderung höchste Priorität eingeräumt ist, wird eine 
derartige Programmzyklusfolge zugunsten eines Übertragungszyklus 
unterbrochen. 


C. Der Ei n f 1 u ß d es Ü b e rtragungsprinzips auf die 
z u ii b e r m ittelnden binären Nachrichte n 

Zwei Einflüsse, nämlich das gleichzeitige Eintreffen von Polaritäts- 
Wechseln während einer Zyklusdauer und die Wartezeiten einer Über¬ 
tragungszyklus-Anforderung wegen eines gerade laufenden Programm¬ 
zyklus, bedingen die Gesamtverzerrung der Nachricht im EDS. 


Nachricht 1 

« . . • 

n _ 

l 


Nachricht 2 _ 



Nachricht 3 _ 



i 1 1 

• ■ i 

• l 1 


Speicherzyklen 

\JZ1\UZ2\UZ3 \PZl\PZ2 

UZ!\PZ3 


Bild 8. 

Die Wartezeitsituation im 
elektronischen 

Datenverwaltungssystem EDS 


In Bild 8 ist diese Wartesituation dargestellt. Die Nachrichten 1, 
2 und 3 liefern z. B. in Bruchteilen einer Mikrosekunde hintereinander 
je einen Polaritätswechsel. Der Polaritätswechsel der Nachricht 1 erhält 
sofort den Übertragungszyklus UZ1 und wird damit übertragen. Die 
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PolaritätsWechsel der Nachrichten 2 und 3, die während des Übertra¬ 
gungszyklus 1 eintreffen, werden verspätet übertragen. Ein weiterer 
Polaritäts Wechsel der Nachricht 1 trifft während der lückenlosen Pro- 
grammzyklusfolge PZ1 bis PZ3 ein. Der Polaritätswechsel muß mit 
seinem Übertragungszyklus UZ1 bis zur Beendigung des bereits be¬ 
gonnenen Programmzyklus PZ2 warten und unterbricht dann mit seiner 
höheren Priorität die Programmzyklusfolge. Der Programmzyklus PZ3 
wird um eine Zyklusdauer verzögert. 

Es ist bereits erkennbar, daß gegenüber heutiger Technik in Zu¬ 
kunft veränderte Voraussetzungen bei der Planung einer Vermittlungs¬ 
stelle unterstellt werden müssen. Eine Leitungsanschlußeinheit nach 
dem asynchronen Zeitvielfach entspricht auch bei großen Anlagen einem 
einstufigen Koppelfeld, d. li., sie kennt bei vollkommener Erreichbarkeit 
keine innere Blockierung. Der Grenzwert für die maximale Verkehrs¬ 
belastung des Durchschallefeldes ist allein durch die zulässige Verzer¬ 
rung der übertragenen Nachrichten gegeben. 

Wie groß diese Verzerrungen sind, hängt von der Gesamtbelaslung 
A des zentralen Speichers ab. Diese setzt sich aus folgenden Teilbela¬ 
stungen zusammen: 

A = (Aj + . . . + A p _i) + A p . 

Die Teilbelastungen Ai. . . A,,_i entstehen durch die Übertragungszyklen 
aller Leitungen mit den Schrittgeschwindigkeiten Vj....V p _i. 

Hierbei gilt für die Teilbelastung A, der Geschwindigkeit V; mit iij 
gleichzeitigen Verbindungen und einer Speicherzyklusdauer t s : 

Aj = 0,5 • t s • m • Vi [Erl] . 

Der Faktor 0,5 berücksichtigt, daß im Mittel nur halb so viele Pola¬ 
ritätswechsel wie Bits übertragen werden müssen. Die Teilbelastung Ap 
wird durch die Programmzyklen hervorgerufen. Wenn für eine Ver¬ 
bindung z Programmzyklen in der Sekunde erforderlich sind, wird die 
Teilbelastung Ap für die Gesamtanzahl n aller gleichzeitigen Verbin¬ 
dungen: 

Ap = z • n • t s [Erl] . 

Bei einer Verzögerung eines Übertragungszyklus um die Zeit zll 
gegenüber der mittleren Verzögerung erleidet die dazugehörende Nach¬ 
richt mit der Übertragungsgeschwindigkeit v die Verzerrung: 

d = zft • v . 


Die entstandene Verzerrung ist also der Übertragungsgeschwindig¬ 
keit proportional. Dies bedeutet, daß in einer Vermittlungsstelle mit 
großer Verkehrsbelastung die höheren Ubertragungsgeschwindigkeiten 
wesentlich mehr verzerrt werden als die niedrigen. Im EDS werden des¬ 
halb innerhalb der Abfertigung der Übertragungszyklen Rangstufen 
eingeführt, um Polaritäts Wechsel von Nachrichten mit hoher Geschwin¬ 
digkeit mit Vorrang zu übertragen. Durch die kürzere Wartezeit zlt ver¬ 
ringern sich dadurch gemäß obiger Gleichung die Verzerrungen. 

Zur Ermittlung der im praktischen Betrieb auftretenden Verzerrun¬ 
gen wurden umfangreiche Untersuchungen angestellt. Das folgende Be- 
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rechnungsbeispiel soll einen Eindruck vermitteln, mit welchen Verzer¬ 
rungen im praktischen Betrieb gerechnet werden kann. 

Es wurde angenommen, daß in einer großen Vermittlungsstelle mit 
etwa 13 000 Leitungen (Teilnehmer-Anschlußleitungen und Verbin¬ 
dungsleitungen) gleichzeitig 5000 Verbindungen bestehen. Dabei sollen 
sich die einzelnen Verbindungen folgendermaßen auf die verschiedenen 
Übertragungsgeschwindigkeiten auf teilen: 


Überlragungs- 

gcschvvimligkeii 

Anteil der 
Verbindungen 

Anteile der Über¬ 
tragungszyklen 

Eberl rngungs- 
Rangstufe 

50 Bd 

85,5 % 

13 % 

0 

200 Bd 

7,5 % 

5 % 

2 

2400 Bd 

5,5 % 

39 % 

2 

9000 Bd 

1,5 % 

43 % 

1 

Man erkennt, 

daß bereits wenige 

Verbindungen mit 

9,6 kBd die übe 


tragungszyklen-Belaslung stark erhöhen. 

In diesem Beispiel werden insgesamt 1,6 Mbit/sec übertragen, d. h. 
800 000 Übertragungszyklen je Sekunde. Der Kernspeicher im EDS mit 
einer Zykluszeit von 0.5 //s gestattet 2 Millionen Speicherzyklen pro 
Sekunde, so daß noch genügend Speicherzyklen für die Programmab¬ 
läufe zur Verfügung stehen. 
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Bild 9. 

Verzerrungsverhältnisse im 
elek Ironischen 

Datenverinilthingssyslem EDS 


In Bild 9 sind die mittleren Wiederholungszeiten bestimmter Ver¬ 
zerrungswerte, wie sie sich aufgrund von Berechnungen ergeben, dar¬ 
gestellt. Zum Vergleich sei erwähnt, daß eine herkömmliche Telex- 
Vermittlungsstelle eine Verzerrung von etwa 3 % erzeugt. Die in einer 
EDS-Vermitilung entstehenden Verzerrungen sind sowohl bezüglich 
ihrer Größe als auch ihrer Auftrittszeiten unsystematisch verteilt. Es 
ergeben sich daher für die Gesamtverzerrung mehrerer hintereinander 
geschalteter EDS-Vermittlungen kleinere Werte als bei bestehenden 
elektromechanischen Vermittlungen, deren Übertragungsrelais u. a. 
systematische Verzerrungen aufweisen. 


D. Ausführung der L e i t ungsanschluß-Einheit 

Die Struktur der Leitungsanschluß-Einheit zeigt Bild 10. Bei Voll¬ 
ausbau können — durch die Adressierungsgrenze gegeben — bis zu 
16 384 Leitungen in 4 Gruppen zu je 4096 Leitungen an die Syslem- 
anschlußschaltungen (SA) angeschlossen werden. Die Leitungen kön¬ 
nen in beliebiger Mischung als Teilnehmer-Anschlußleitungen, Verbin¬ 
dungsleitungen oder Fernsteuerleilungen zu Konzentratoren betrieben 
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werden. In einer bestehenden Verbindung wird ein Polaritätswechsel 
an einer Syslemanschlußschaltung vom Eingabecodewandler (ECW) 
erkannt, codiert und an eine Suchschaltung übergeben. Die Suchschal¬ 
tung sucht die Ausgänge aller Eingabecodewandler ab und bietet die 
gefundenen Übertragungsanforderungen der Übertragungsablaufsteue¬ 
rung (UEAS) an. Aufgabe der Übertragungsablaufsteuerung ist es, den 
Informationstransfer zwischen Leitungsanschluß-Einheit und Speicher 
zu koordinieren. Sie fordert je Polaritätswechsel einen Speicherzyklus 
an, entnimmt dem Speicher die (interne) Abnehmeradresse und über¬ 
gibt diese und die eingegangene Zeichenflanke über Verteilerschaltung 
und Ausgabecodewandler (ACW) an die zugehörige Systemanschluß¬ 
schaltung. 


zu den Ansch lußkobe In und WT - Einrichtungen 



Bild 10. Struktur der Leitungsanschluß-Einheit mit Zeilmultiplex-Durchschaltung 

AE = Anschlußeinheit ACW = Ausgabe-Codewandler 

ECW = Eingabe-Codewandler SA = Systemanschlußschaltung 

Zum Auffinden einer der 16 384 Leitungen werden der Verteiler- 
Schaltung aus der Teilnehmerzelle der anfordernden Leitung im Spei¬ 
cher 14 Adressenbits (Bild 11) parallel übergeben. Die Bedeutung der 
einzelnen Bits ergibt sich aus Bild 11. Mit den ersten beiden Stellen 
wird eine der 4 Gruppen von je 4096 Leitungen ausgewählt. Bit 3 bis 5 
markieren die acht 512er Gruppen. Mit den verbleibenden neun Bits 
werden schließlich die einzelnen Systemanschlußschaltungen angesteuert. 

Die einzelnen Eingabecodewandlergruppen arbeiten zeitlich und 
funktionell voneinander unabhängig. Jede ECW- und ACW-Gruppe 
besteht aus einem zentralen Teil und acht dezentralen Teilen für jeweils 
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512 Leitungen. Die Leitungen mit höherer Übertragungsgeschwindigkeit 
können in einer besonderen Gruppe für 512 Leitungen zusammen gefaßt 
werden. Diese Gruppe wird mit Vorrang abgefertigt, so daß sich gerin¬ 
gere Wartezeiten und somit kleinere Verzerrungen ergeben. Der Vor¬ 
rang dieser Leitungen wird nicht durch Programm, sondern durch die 
Verdrahtung der Suchschaltung erreicht. 


14 Adressenbits (ur die 
Adressierung von mox. 
2 U = 16 304 Abn ehmerttg, 


; 1 2 


6^ 171 s | ^ |ro| 

n\u 



i 


III I 

I I I I 

I I I I 

K -. —:—;— 

4096 | 512 . Abnehmer/eitung in einer | 

Gruppe Gruppe 512 Gruppe 


Bild 11. 

Adressierung der Abnehmer- 
leilung in der 
Leilungsanschluß-Einheit 


Jeweils acht Systemanschlußschaltungen bilden konstruktiv eine 
Baugruppe, so daß bei Systemerweiterungen eine große Anpassungs¬ 
fähigkeit an den tatsächlichen Leitungsbedarf gegeben ist. Die zentralen 
Teile der Leitungsanschluß-Einheit, also Übertragungsablaufsteuerung, 
Such- und Verteilschaltung, sowie die zentralen Teile von Ein- und 
Ausgabecodewandler sind verdoppelt, um im Störungsfall Betriebs¬ 
unterbrechungen zu vermeiden. 


E. Vergleich zwischen Raum multiplex und a s y n - 
clironem Zeitmultiplex 


Es erhebt sich die Frage, ob das asynchrone Zeitmultiplex so große 
Vorteile gegenüber dem Raummultiplex bietet, daß die Neuentwicklung 
und die Fertigung einer besonderen Technik zu rechtfertigen ist. Durch 
eine unterschiedliche Konzeption des Durchschallefeldes gegenüber dem 
Elektronischen Fernsprech-Wählsystem EWS, das ein Raumvielfach 
mit geschlossenen mechanischen Koppelelementen verwendet, werden 
Vorteile in bezug auf eine einheitliche Fertigung und auf die Wartung 
des Systems aufgegeben. Unterstellt man, daß beide Verfahren die be¬ 
trieblichen Forderungen an ein Koppelfeld erfüllen, dann entscheidet 
über den Einsatz die größere Wirtschaftlichkeit, also in erster Linie 
die Herstellkosten Und der Raumbedarf. 


Man hat beide Verfahren gründlich miteinander verglichen. Dem 
geschilderten asynchronen Zeitmultiplex wurde eine Raummultiplex- 
Durchschaltung in 2 X 3-stufiger Umkehrgruppierung gegenübergestellt. 
Der Betrachtung wurden außerdem die im Elektronischen Fernsprech- 
wählsystem verwendeten geschlossenen Koppel- und Funktionsrelais 
zugrundegelegt. Ferner wurde angenommen, daß die übrigen System¬ 
einheiten, wie Speicher, Programmsteuerung usw., in beiden Fällen 
gleich sind. Die Verteilergestelle für die Anschlußleitungen sind in dem 
Vergleich nicht enthalten. 

Bei dem Aufwandsvergleich wurde berücksichtigt, daß beim Raum¬ 
vielfach-System die Umsetzerschaltungen der Teilnehmeranschlüsse zen¬ 
tralisiert werden können. Im Zeitvielfach-System wird für jeden Teil¬ 
nehmer eine Umsetzerschaltung aufgewendet. Die Zentralisierung der 
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Umsetzerschaltung im Raumvielfach ist jedoch nicht möglich beim An¬ 
schluß von Wechselstromtelegrafie-Einrichtungen oder hei den neuen 
Doppelstrom-Tastgeräten mit niederem Pegel (GDN, siehe Abschnitt VI.). 

Der Vergleich zeigt, daß die Kosten und der Raumbedarf der Raum- 
multiplex-Lösung gegenüber den Kosten und dem Raumbedarf der 
Zeitmultiplex-Lösung etwa doppelt so hoch sind. Daneben bietet das 
Zeitmulliplex des EDS noch einige gewichtige Vorteile, die nicht un¬ 
erwähnt bleiben sollten: 


— Das Durchschallenetz entspricht einem einstufigen Koppelfeld. Die 
einstufige Durchschallung gewährleistet eine vollkommene Erreich¬ 
barkeit ohne innere Blockierung. 

— An die Leilungsanschlußeinheit können Viel- und Wenigschreiber, 
bzw. Verbindungs- und Teilnehmerleitungen in beliebiger Mischung 
angeschlossen werden. Damit ist eine verkehrswertunabhängige Be¬ 
schaltung möglich. 

— Das asynchrone Zeitmulliplexverfahren erlaubt die Anwendung einer 
homogenen Technik in allen Systemeinheiten. Dies bedeutet, gleiche 
elektronische und konstruktive Bauelemente in allen Systemeinhei¬ 
len. Daraus ergeben sich Vorteile für die Fertigung, Prüfung, Lager¬ 
haltung und Wartung des Systems. 

Der hohe Speicherzyklenbedarf bei höheren überlragungsgeschwin- 

digkeiten bringt allerdings gewisse Einschränkungen: 

— Schrittgeschwindigkeiten über 9,6 kBd können nicht mehr über das 
asynchrone Zeitmulliplex übertragen werden, weil diese Signale zu 
hohen Verzerrungen ausgeselzt würden und sie außerdem die je¬ 
weilige Systembelastung sehr unübersichtlich werden lassen. Für die 
Vermittlung höherer Schrittgeschwindigkeiten als 9,6 kBd wird eine 
besondere Leitungsanschluß-Einheit eingesetzt werden. Diese Erwei¬ 
terung ist jedoch erst zu einem späteren Zeitpunkt vorgesehen. 

— Auch ein plötzliches Anwachsen von 9,6-kBd-Teilnehmern kann zu 
einer Überlastung des Systems führen. Immerhin kann es aber einen 
Nachrichtenfluß von ca. 2 Mbit/s vermitteln. 


Die Leitungsanschluß-Einheit wurde im Rahmen- dieses Aufsatzes 
eingehender behandelt als die übrigen Syslemeinheiten, weil sie mit 
ihrer Zeitmultiplex-Lösung das EDS besonders charakterisiert. Es ist 
ein Beispiel für die Möglichkeit, bei der Konzeption von Dalenvermitt- 
lungen die Nachricht in den Vermittlungsvorgang einzubeziehen. 


3. Die Speiehereinheit 

Aufgabe der Speichereinheit ist das Speichern von Programmen, 
Daten und Anforderungen und im Zusammenwirken mit der Pro¬ 
grammsteuerung der Betrieb von Programmen. An die Betriebsabläufe 
und die Organisation des Speichers werden besondere Anforderungen 
gestellt; denn es ist erforderlich, eine sehr kurze Speicherzugriffszeit 
und Speicherzykluszeit zu erreichen und zahlreiche Prioritätsstufen zu 
berücksichtigen. 


* 
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Bild 12. 

Struktur der Speichereinheit 


ABAS = Ablauf - Anforderungs -Steuerung 
KS = Kernspeicher 

S = Speichereinheit 

Sb = Speicherbank 

SEAS = Speicher - Eingabe - Ausgabe-Steuerung 
SOPS = Speicher - Operotions - Steuerung 
VE = Verarbe/tungs einheit 
n = Anzahl der Einheiten 


Im Vollausbau kann die Speichereinheit 256 k Worte (k = 2 10 = 
1024) in ihren Zellen abspeichern. Jedes Wort besteht aus 32 Bit so¬ 
wie weiteren Bits für Sicherungszwecke. Bild 12 gibt einen Überblick 
über die Struktur der Einheit. Um dem jeweiligen Ausbaugrad einer 
Vermittlung besser Rechnung tragen zu können und zur schnelleren 
Ansteuerung, ist die gesamte Speicherkapazität in bis zu 16 einzelne 
Blöcke, sogenannte Speicherbanken, gegliedert. Die Zykluszeiten der 
Speicherbanken können entsprechend den gestellten Anforderungen ver¬ 
schieden lang sein. Den Verkehr zwischen den Verarbeitungseinheilen 
und den Speicherbanken regelt die S p e i c h e r - E i n g a b e - Aus¬ 
gabe-Steuerung (SEAS). Jede Verarbeitungseinheit kann über 
einen der maximal 16 Speichereingänge über die Speicher-Eingabe-Aus- 
gabe-Steuerung jede Speicherbank erreichen. Eine vergleichbare Wir¬ 
kung, wie sie durch die Funktion der SEAS erreicht wird, wäre nur 
durch eine vollkommene Vermaschung aller Speicherbanken mit jeder 
Verarbeitungseinheit zu erreichen. Darunter würde allerdings die Über¬ 
sichtlichkeit leiden und der Syslemaufwand beträchtlich steigen. 

Voraussetzung für den Einsatz der Speicher-Eingabe-Ausgabe- 
Steuerung ist die Anwendung einer Schallkreistechnik, die mit der 
hohen Arbeitsgeschwindigkeit der Speicherbanken Schritt hält. Um die 
Transferzeit der Informationen kurz zu halten, besitzt jede Speicher¬ 
bank ihre eigene Speicheroperationssleuerung und arbeitet so als selb¬ 
ständiger Speicher. 

Zum Auffinden eines Speicherworles benötigt die Speicher-Eingabe- 
Ausgabe-Steuerung eine 18-Bit-Adresse, die sich aus 

4 Bit zur Adressierung der 16 Speicherbanken und weiteren 

14 Bit zur Bestimmung der 16 384 Zellen jeder Speicherbank 


zusammensetzt. Die Adresse und andere Informationen werden par¬ 
allel übergeben, um eine möglichst hohe Arbeitsgeschwindigkeit zu er¬ 
zielen. 

Der gleichzeitige Verkehr auf vielen Leitungen, d. h. das simultane 
Aufbauen, Überwachen und Auslösen von Verbindungen unter Berück¬ 
sichtigung von Klassifizierung, Leitweglenkung, Verzonung. Gebühren¬ 
erfassung und das Ausführen von Diensten erfordern eine Vielzahl von 
Betriebsprogrammteilen unterschiedlicher Laufdauer, die mit sehr unter¬ 
schiedlicher Dringlichkeit bearbeitet werden müssen. Dazu kommen die 
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zur Kontrolle und Aufrechterhaltung der Funktion der Anlage not¬ 
wendigen überwachungs- und Fehlersuchprogramme (Diagnosepro¬ 
gramme). Das führt zu einer Hierarchie von Prioritäten für Programme. 
Außerdem muß bei gleichzeitig von verschiedenen Verarbeitungseinhei¬ 
ten ein treffenden Zykluswünschen die Rangfolge der Verarbeitungs¬ 
einheiten eingehallen werden. Die Koordinierung aller Anforderungen 
von den Verarbeitungseinheilen an die Speichereinheit übernimmt die 
Speicher-Eingabe-Ausgabe-Sleuerung, die Übergabe von Anforderungen 
für Abläufe (z. B. Programme, Ausgabevorgänge) in den Systemein¬ 
heiten übernimmt die Ablauf-Anforderungssleuerung (ABAS). Die A b - 
lauf-Anforderungs-Steucr u n g enthält für alle im Ge¬ 
samtsystem möglichen Ablaufprioritätsstufen jeweils eine Stelle zum 
Speichern der Anforderung. Jeder dieser Stellen entspricht ein Bereich 
im Speicher, in dem weitere kennzeichnende Parameter dieser Anforde¬ 
rung. ggf. auch mehrere bestehende Anforderungen, eingetragen werden 
können. Bei Betrachtung der Prioritäten ist eine Unterscheidung not¬ 
wendig, zwischen der Priorität von Zyklusanforderungen am Speicher 
und der Priorität von Programmen. 

Die Speicherzyklen werden in der Reihenfolge des Eintreffens der 
Zykluswünsche verteilt; bei gleichzeitig eintreffenden Wünschen erfolgt 
die Verteilung nach der Nummer der durch den Normanschluß festge¬ 
legten Priorität. Diese Verteilung ist durch die Verdrahtung der Steuer¬ 
logik bestimmt, kann aber auch durch Programme verändert werden. 

Bei der Anforderung eines Programms für eine Programmsteue¬ 
rungs-Einheit wird außer der Startadresse des gewünschten Programms 
und der Basis — z. B. die interne Nummer der Leitung, für die das 
Programm aufgerufen wird — auch die Prioritätsstufe, in der der Ab¬ 
lauf erfolgen soll, angegeben. Die Zuordnung zwischen Programm und 
Prioritätsstufe ist nicht fest, sondern in die Hand des Programmierers 
gegeben. Sie kann deshalb automatisch von einem Programm den mo¬ 
mentanen Betriebsbedingungen entsprechend durchgeführt werden. Ein 
bestimmtes Programm kann so, abhängig vom Belastungszustand der 
Anlage (Hauptverkehrsslunde, viele Verbindungen befinden sich gerade 
im Aufbau) oder der Art eines anfordernden Teilnehmers (z. B. ent¬ 
sprechend der Schrittgeschwindigkeit) mit unterschiedlicher Priorität 
bearbeitet werden. Treffen mehrere Anforderungen für Programm¬ 
abläufe gleicher Priorität ein, so werden sie in einem Anforderungs¬ 
puffer gespeichert und in der zeitlichen Reihenfolge des Eintreffens 
verarbeitet. 

Ein laufendes Programm kann von einer Programmanforderung 
höherer Priorität unterbrochen werden. Die variablen Prioritäten kön¬ 
nen so gesteuert werden, daß z. B. eine Priorität mit dem Rang 23 erst 
von einer Priorität mit dem Rang 35 und höher unterbrochen werden 
kann. Dadurch wird eine außerordentlich große Anpassungsfähigkeit an 
den Betriebszustand der Vermittlung erreicht. 

Da der Gesamtaufwand an Speicherzyklen für Programmunter¬ 
brechung und -Wiederaufnahme mit dem dazu notwendigen Umladen 
der Register etwa dem Zyklenaufwand für 10—20 Befehle entspricht, 
ist es unzweckmäßig, Programme mit wenigen Befehlen zu unter- 
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brechen. Kurze Abläufe erhallen deshalb in der Regel eine hohe Prio¬ 
rität oder man schützt sie durch eine besondere Anzeige vor Unter¬ 
brechung, auch wenn von der Dringlichkeit her eigentlich eine niedrige 
Priorität vorliegt. Eine eintreffende Anforderung höherer Priorität er¬ 
leidet durch dieses Verfahren im Grunde keine größere Wartezeit als 
bei Unterbrechung. 

Es ist nicht immer wirtschaftlich, sämtliche Daten, die das System 
oder die Teilnehmer betreffen, im zentralen Kernspeicher aufzubewah¬ 
ren. In manchen Fällen, z. B. bei Übernahme von Diensten, die die Ver¬ 
mittlung von Nachrichten nicht unmittelbar berühren (wie Statistik, 
Abrechnung usw.), ist es vorteilhaft, die Informationen in externen 
Spei c h e r n wie Plattenspeichern oder Bandspeichern aufzubewah¬ 
ren, die über die Gerätesteucrungs-Einheit an das System angeschlossen 
sind. Die Speicherkosten pro Bit sind in solchen Externspeichern wesent¬ 
lich niedriger als im zentralen Kernspeicher. So wird in den größeren 
Vermittlungsstellen die Gebühr für jede Verbindung erst in einer, jedem 
Teilnehmer zugeordneten Gebührenzelle im Kernspeicher erfaßt, dann 
aber in gewissen zeitlichen Abständen einem externen Speicher über¬ 
geben. Von dort kann die Rechnungsstelle die Teilnehmergebühren für 
die automatische Rechnungserstellung abrufen. 

Der Kernspeicherbedarf je Vermittlungsstelle ist je nach Inan¬ 
spruchnahme von Diensten und der Beschaltung der Systemanschlüsse 
(Verbindungsleitungen, Teilnehmerleitungen, verschiedene Schrittge¬ 
schwindigkeiten) unterschiedlich. Eine Vermittlungsstelle für etwa 
13 000 Anschlüsse entsprechend dem Beispiel in Abschnitt II. 2. G. 
würde für den vermittlungstechnischcn Betrieb einen Kernspeicher von 
über 100 k Worten benötigen. 

Wegen der engen Verknüpfung mit der Speichereinheit sei an dieser 
Stelle auch die 3’ a k t v e r s o r g u n g kurz erwähnt. Für jeden Spei¬ 
cherzyklus ist eine bestimmte Anzahl Taktimpulse notwendig, die den 
Lese- und Schreibvorgang steuern. Außerdem ermöglichen diese Takt¬ 
impulse die exakte Zuordnung miteinander verknüpfter Aktionen in 
den einzelnen Verarbeilungscinheiten. 

Ein Problem besteht nun darin, den Takt so zu den einzelnen Emp¬ 
fangsgattern zu führen, daß der Zeitunterschied beim Eintreffen in den 
verschiedenen Systemeinheiten höchstens einige ns beträgt. 

Zur Einhaltung der Bedingung, daß die sich entsprechenden Takt¬ 
ilanken an beliebigen Orten im System zeitgleich ankommen müssen, 
wird der Takt über gleich lange Koaxialkabel von der zentralen Takt¬ 
versorgung an die Empfangsverstärker in den Systemeinheiten geführt. 
Auch bei kurzen Entfernungen muß wegen der Zeitbedingung immer 
die einmal festgelegte Kabellänge verwendet werden. Zum Ausgleich 
verschieden langer Signallaufzeiten in den Sende- und Empfangsver¬ 
stärkern ist außerdem in jedem Empfangsverstärker ein kontinuier¬ 
licher Laufzeitabgleich möglich. 

Wegen der Bedeutung der Takt Versorgung für den sicheren Betrieb 
des Systems sind eine Reihe zentraler und dezentraler Überwachungs¬ 
einrichtungen vorgesehen, die hier nicht weiter betrachtet werden sollen. 
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-1. Die Programmsteuerungs-Einheit 


Die Programmsteuerungs-Einheit enthält Einrichtungen für den 
Betrieb von Programmen und regelt zusammen mit der Ablauf-Anfor- 
derungs-Steuerung in der Speichereinheit die Verteilung der verschie¬ 
denen Tätigkeiten an die anfordernden Systemeinheiten. 

Bei einem Vermittlungssystem bestehen die steuernden Programme 
neben einer Reihe von speziellen Aufgaben vornehmlich aus Abläufen 
zur Verbindungsüberwachung, zum Verbindungsauf- und -abhau, zur 
Gebührenerfassung und aus Routinelestprogrammen. 

Die Programmanforderung wird von der Programmsteuerung 
durch Spezialbefehle vereinfacht und zyklussparend durchgeführt. 

Zur Programmaufnahme ist ein festverdrahteter Ablauf vorge¬ 
sehen. Zu diesem Zweck gibt es einen Satz von Sonderregistern, deren 
Inhalt angibt: 


— ob die Programmsteuerung gerade tätig ist, 

— ob ein laufendes Programm durch ein Programm höherer Priorität 
gerade unterbrechbar ist, 

— welcher Prioritätsstufe ein gerade laufendes Programm zugeordnet 
ist, 

— welche Priorität ein neu zu startendes Programm hat. 


Der Vergleich der Inhalte dieser Register führt gegebenenfalls zum 
Start eines neuen Programms, dem die Unterbrechung eines gerade 
laufenden Programms mit niedrigerer Priorität vorausgehen kann. In 
diesem Fall werden die zur späteren Weiterführung des unterbrochenen 
Programms benötigten Registerinhalte in einen speziellen, dieser Prio¬ 
ritätsstufe zugeordneten Speicherbereich übertragen. 

Die Programmsteuerung arbeitet zyklisch. Jeder Zyklus bildet einen 
Befehlsablauf, wobei der Reihe nach folgende Abschnitte durchlaufen 
werden: 


— Befehlsübernahme 
— Indizierung 
— Substitution 
— Befehlsausführung 

— Programmunterbrechung (falls notwendig) 

Zur Indizierung, eventuell mit Inkrement, stehen eine Reihe von 
Registern zur Verfügung. Mit einem bestimmten Register kann auch 
doppelt indiziert werden. 


5. Die Kommandofeld-Einheit 

Die Kommandofeld-Einheit sorgt für die Bedienung des Systems 
und den Anschluß der dazu notwendigen Geräte. Die Anpassung der 
Geräteeigenschaften an die Schnittstellenbgdingungen der Kommando¬ 
feld-Einheit nimmt die Kommandofeld-Gerätesteuerung wahr (Bild 13). 
Von einer Gerätesteuerung können bis zu drei Geräte bedient werden; 
bei acht Eingängen könnten also bis zu 24 Bediengeräte angeschlossen 
werden. 
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KGS = Kommandofeld - Gerätesteuerung 
K = Kommandofeld - Steuerung 
S - Speicher 

Bild 13. Anschaltung der Bedienelemente an das elektronische Datenvermittlungs- 

svstem EDS 


Bedien gerate für das System sind Blatt Schreiber, Lochslreifen- 
leser und -Stanzer und Datensichtgeräte. 

Daneben können mit einem Lampenfeld Inhalte von Kernspeicher¬ 
zellen und Registern angezeigt werden. Die Information kann sedezimal 
codiert oder alphanumerisch eingegeben werden. Die Zeichen werden 
dem Kommandofeld byteweise parallel übergeben. Verwendet ein Be- 
diengerät einen niederwertigeren Code, dann wird dieser von der Ge¬ 
rätesteuerung in die Bytestruktur umgeformt. Die Ivommandofeld- 
Einheit selbst übergibt ihre Informationen dem Speicher wortweise (also 
jeweils 32 Bit parallel). 

Da der Bediener mit der Kommando-Einheit unmittelbaren Zugriff 
zum zentralen Kernspeicher hat, ist Vorsorge getroffen worden, daß 
durch eine Fehlbedienung nicht wichtige Daten der Anlage gelöscht 
werden können. Der Eingriff in sogenannte geschützte Bereiche ist dem 
Kommandofeld nur durch Anstoß spezieller Programme über die Pro¬ 
grammsteuerung möglich. 


Die Bedienung des EDS gliedert sich prinzipiell in die rechner¬ 
technische Bedienung und die vermittlungstechnische Bedienung. D i e 
rechnertechnische Bedienung umfaßt alle Vorgänge, die 
den Betrieb als „Rechner“ helreffen. Dazu gehören das Eingeben von 
Programmen und Daten für Systemerweiterungen oder allgemeine 
Änderungen, die die Leistungsmerkmale des Elektronischen Daten¬ 
vermittlungs-Systems betreffen. 

Die vermittlungstechnische Bedienung faßt alle 
Anzeige- und Bedienvorgänge zusammen, die für den laufenden ver- 
mittlungstechnischen Betrieb notwendig sind. Die wichtigsten Anwen¬ 
dungen sind: 


das Andern von Parametern der Vermittlungsstelle, z. B. 

— Verzonungsgrundlage 

— Leitweglenkung 

— Gebühren 

das Sperren von leitungsindividuellen Anlageteilen, z. B. 

— Verbindungsleitung sperren 

— Teilnehmer sperren 


21 Fernrneldewesen 
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das Eingehen und Ändern von Parametern der Anschi Umleitungen, z. B. 

— Rufnummernänderung (nicht interne Anschlußnummer) 

— Geschwindigkeitsklassen-Änderung 

— Teilnehmer auf den Dienst „Kurzwahl“ schallen (Eingeben der Kurz¬ 
wahlliste durch den berechtigten Teilnehmer) 

— Gebührenzuschreiben, für alle Verbindungen oder nur für Auslands¬ 
verbindungen 

— Fangauftrag 

An einem Beispiel sei die Änderung von Parametern der Anschluß¬ 
leitung erläutert: 

Die Leitungsparameter einer Vermittlung werden erstmals mittels 
Lochstreifenleser mit Protokollierung aller Angaben am Bedienblatt¬ 
schreiber eingegeben. Bei Änderungen wird die Zubringerzelle bzw. die 
zugehörige Leitungsbeschreibung durch die Tastatur des Datensicht¬ 
gerätes aufgerufen und deren Inhalt — in lesbare Form umgeschlüs¬ 
selt — am Datensichtgerät angezeigt (Bild 14). 

Das Grundbild der Anzeige — in der Darstellung besonders ein¬ 
gerahmt — ist als Festwerlschema eingegeben und wird automatisch 
abgerufen. Der Teilnehmer 523981 habe den Antrag gestellt, daß ihm 
anstelle sämtlicher Verbindungsgebühren nur noch die Gebühren für 
internationale Verbindungen zugeschrieben werden sollen. Der zu än¬ 
dernde Parameter wird nun mit derselben Tastatur nach einem fest¬ 
gelegten Modus an der betreffenden Stelle überschrieben. Das Daten¬ 
sichtgerät zeigt den geänderten Inhalt sofort an (Bild 15). Mittels der 



LEITUNGSBESCHREIBUNG 

TEILNEHMER 15 2 3 9 8 1 

A ! KEIN SAMMELANSCHLUSS 
II ; EINFACHSTROM 
C I 50 BD 
I) : TELEX 

E j GESCHRIEBENE SIGNALE 
F | ALLE GEB ZUSCHREIBEN 
3 j KEINE KURZWAHL 
II | KEINE HINWEISE 
[ : KEIN FANGAUFTRAG 

K 1 KEIN MITLESE AUFTRAG 


LE ITU NGSBES CI IR El B UNG 

TEILNEHMER: 5 2 3 9 8 1 

A KEIN SAMMELANSCHLUSS 
B EINFACHSTROM 
C 50 BI) 

I) TELEX 

E GESCHRIEBENE SIGNALE 
F GEB ZUSCHREIBEN AUSLAND 
G KEINE KURZ WA HL 
II KEINE HINWEISE 
I KEIN FANGAUFTRAG 
K KEIN MITLESEAUFTRAG 


Bild 14. Darstellung einer Leitungs- Bild 15. Darstellung der Leitungsbe¬ 
beschreibung auf dem Bildschirm des Schreibung nach Änderung des Dien- 

Datensichlgeriites stes F 

Tastatur des Datensichtgerätes wird nun die Übernahme des geänderten 
Inhalts in den Speicher veranlaßt. Ein Protokollblattschreiber bestätigt 
den Vorgang und liefert zugleich einen Beleg für die Änderungsmit¬ 
teilung an den Teilnehmer. 

Das Elektronische Datenvermittlungs-System kann auch fernge¬ 
steuert bedient werden, so daß nicht in jeder Vermittlungsstelle sämt¬ 
liche Bediengeräte vorhanden sein müssen. 
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III. Programmierung des Systems 

1. Befehlsvorrat 

Wegen der besonderen Anforderungen eines Vermittlungsrechners 
an die Programmabläufe, war bei der Entwicklung des Befehlsvorrats 
folgende Zielrichtung maßgebend: 

— Schnellster Programm Wechsel bei angeforderten Programinunter¬ 
brechungen; 

— modulare Zusammenarbeit mehrerer Programmsteuerungen (d. h. 
im Normalbetrieb verschiedene Aufgaben, aber bei Ausfall gegen¬ 
seitiger Ersatz möglich); 

— bequeme Programmierung trotz Unterbrechbarkeit und zahlreicher 
Programmprioritäten; 

— Erzielung kürzester Laufzeit für die häufigsten Programmteile. 

Die Ergebnisse dieser Entwicklung sind eine Auswahl von Slan- 
dardbefehlen und für stets wiederkehrende Vermittlungsvorgänge eine 
Anzahl wirksamer Spezialbefehle. Spezielle Organisationsbefehle die¬ 
nen vornehmlich zur Programmanforderung, zur Programmunlerbre- 
chung und zur Zusammenarbeit mehrerer Programmsteuerungen. 

2. Betriebsprogramm 

Das Betriebsprogramm des Systems setzt sich im einzelnen aus 
Arbeits-, Bedienungs- und Sicherungsprogrammen zusammen. Die A r - 
beitsprogramme enthalten im wesentlichen: 

Leitungsorientierte Programme: Sie behandeln 
sämtliche vermittlungstechnische Prozeduren wie das Empfangen und 
Auswerten von Polaritätswechseln, die Verbindungsüberwachung, das 
Anpassen an andere, vorher festgelegte Signalisierungssysteme. Für die 
Erstellung dieser Programme wurde eine spezielle problemorientiertc 
Programmsprache entwickelt, die es dem Anwender ermöglicht, auch 
ohne Kenntnis der Maschinensprache Zusätze und Änderungen an den 
standardisierten Abläufen vorzunehmen. In Zukunft werden z. B. bei 
einer Umstellung der Signalisierung in einem ausländischen Vermitt¬ 
lungssystem keine Änderungen an den Übertragungen der abgehenden 
internationalen Verbindungsleitung mehr nötig sein. Diese Anpassungen 
können durch Änderungen der leitungsorientierten Programme vorge¬ 
nommen werden. Die spezielle Programmsprache ist so ausgebildet, 
daß gezeichnete Zustandsdiagramme von Vermittlungsvorgängen direkt 
in Anweisungen umgesetzt werden können. 

Netzorientierte Prograin m e : Diese Programme be¬ 
wirken Richtungswahl, Leitweglenkung und Verzonung. Ausgehend von 
einem Grundprogramm werden die netzorientierten Programme ent¬ 
sprechend dem Aufstellungsort der Vermittlungsstelle modifiziert. Die 
dazu notwendigen Daten werden der Leitungskartei jeder Vermittlungs¬ 
stelle entnommen. 

Dienstprogramme: Diese Programme regeln Abläufe bei 
Diensten, wie Rundsenden, Kurzwahl, Direktruf usw. Ähnlich wie bei 
den leitungsorientierten Programmen wurde auch hier eine spezielle 
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problemorientierte Programmsprache entwickelt, die die Ausarbeitung 
von Dienstprogrammen wesentlich vereinfacht. 

Sicherungsprogramme dienen zur Fehlerfeststellung 
und zur Fehlerdiagnose. Zur Fehlerfeststellung führen Prüfprogramme 
neben den Arbeitsprogrammen schrittweise Kontrollaufgaben aus. Wird 
ein Fehler erkannt, so wird das System durch ein Rekonfigurations¬ 
programm in einen neuen, arbeitsfähigen Zustand und die fehlerhafte 
Einheit in einen Prüfzustand versetzt. Sie kann daraufhin die übrigen 
Einheiten der Anlage nicht mehr stören, ist aber noch verfügbar zur 
Untersuchung durch Diagnoseprogramme. Diese starten Prüfabläufe in 
der defekten Einheit, übernehmen deren Ergebnisse in die Anlage und 
werten sie dort aus. Voraussetzung für die Durchführung derartiger 
Diagnoseprozeduren ist, daß das System noch eine zweite Speicher¬ 
einheil und Programmsteuerungs-Einheit besitzt. Endziel einer Diagnose 
ist das Auffinden der defekten Schallplatine (sofern es sich überhaupt 
um Fehler in der Schaltkreistechnik handelt). 

Alle Eingriffe in die Anlage, die zum Routinebetrieb einer Ver¬ 
mittlungsstelle gehören, werden vom Betriebspersonal mit Hilfe der 
Bedienungsprogramme durchgeführt. Sie gestatten das — 
evtl, ferngesteuerte — Anschalten, Rangieren und Sperren von An¬ 
schlüssen oder das zeitweise Abschalten und die Wiederinbetriebnahme 
ganzer Systemeinheiten. 

Die in problemorientierter Sprache geschriebenen Programme müs¬ 
sen erst über Compiler und Assembler in die maschinenorientierte 
Sprache übersetzt werden. Da neue vermittlungstechnische Kriterien 
oder neue Dienste nicht häufig eingeführt werden, kann die Überset¬ 
zung auch außerhalb des Systems an zentraler Stelle in einer kommer¬ 
ziellen Datenverarbeitungs-Anlage durchgeführt werden. 

IV. Konzentratoren ini Elektronischen Datenvermittlnngs-System 

1. Einsatz und Struktur 


Im Telexnetz der Bundesrepublik existiert eine Vielzahl kleiner 
und kleinster Vermittlungsstellen, denen nur sehr wenige größere mit 
einigen tausend Teilnehmeranschlüssen gegenüberstehen. Die bestehen¬ 
den elektromechanischen Vermittlungssysteme sind wegen ihrer dezen¬ 
tralen Technik bereits bei kleineren Anschlußzahlen wirtschaftlich ein¬ 


zusetzen, während künftige zentralgesteuerte Vermittlungen auch bei 
wenigen Teilnehmeranschlüssen einen bestimmten Grundausbau nicht 


unterschreiten können. Ihr wirtschaftlicher Einsatz ist erst bei einer 


Mindestgröße der Vermittlungsstelle von über 1000 AE gerechtfertigt. 
Andererseits können die bestehenden Teilvermittlungsstellen, bedingt 
durch die Arbeitsweise der Vermittlungssysteme, nur sehr wenige Auf¬ 
gaben an die übergeordnete Vermittlungsstelle abgeben. Im wesent¬ 
lichen kommt dafür nur die Wahlverarbeitung in aufsteigender Rich¬ 
tung in Frage. Das zentralgesteuerte System ermöglicht hingegen eine 
umfassendere Delegation von Vermittlungsaufgaben der Teilvermitt- 
lungsstelle an die übergeordnete EDS-Vermittlungsstelle. Das bedeutet, 
daß durch den Anschluß von Teilvermittlungsstellen oder Konzentrato- 
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ren die Ausnutzung und damit die Wirtschaftlichkeit einer EDS-Ver¬ 
mittlung ansteigt. Bei zukünftigen Netzplanungen dürfte daher der 
Einsatz von Konzentratoren noch größere Bedeutung gewinnen als 
bisher. 

Um die dezentralen Aufwendungen niedrig zu hallen, wurden die 
Vermiltlungseinrichtungen im EDS-Konzentrator möglichst kostenspa¬ 
rend ausgeführt. Trotzdem kann der Konzentratorteilnehmer an dem 
Komfort eines modernen Datenvermittlungssystems teilhaben, ohne daß 
es notwendig ist, bei zukünftigen neuen Diensten am Konzentrator 
Änderungen vorzunehmen. Der Informationsaustausch mit dem Kon¬ 
zentrator findet über eine besondere Steuerleitung statt, die ständig im 
Schreibzustand ist. Die Sleuerleilung übernimmt gleichzeitig einen Teil 
der Signalisierung für die am Konzentrator angeschlossenen Teilnehmer- 
und Verbindungsleitungen und spart so Schaltmittel im Konzentrator. 
Steuerleitung und Verbindungslcitungen werden an den Systemanschluß¬ 
schallungen wie alle anderen Leitungen angeschlossen. Sie erfahren 
allerdings eine andere Behandlung durch das Programm. Abhängig von 
der Belegung des Konzentrators werden die Informationen auf der 
Steuerleitung mit 200 oder 2400 bit/s übertragen. 



TS Tei Inehmerschatturg 
VS Verbin dun gssotz 


Bild 16. 

EDS-Konzenlrafor 


Der Konzentrator (Bild 16) besteht aus einem Raumvielfach-Netz¬ 
werk zur Aufschaltung der Teilnehmer auf die Verbindungsleilungen, 
konzentrierten Anschlußschaltungen zur Anpassung der Teilnehmer¬ 
leitungen an die Verbindungsleitungen und einer elektronischen Steue¬ 
rung. Das zweiadrige Raumvielfach-Koppelfeld aus bistabilen Relais 
mit Schutzkontakten ist bei kleinen Anschlußzahlen (bis etwa 100) 
einstufig, bei größeren Anschlußzahlen (100 bis 500) in 2 X 2-stufiger 
Umkehrgruppierung ausgeführt. 

Ebenso wie die Leitungsanschluß-Einheit der Voll-VSt sind auch 
die Koppelfelder der Konzentratoren in Stufen von 8 Teilnehmer¬ 
anschlüssen zu erweitern. 


2. Aufbau und Auslösen von Verbindungen 

Äußert ein an einem Konzentrator angeschlossener Teilnehmer 
einen Verbindungswunsch durch Drücken der Anruftaste, so wird von 


325 




II. Gabler 


der Steuerung dieser Teilnehmer identifiziert und über die Steuer- 
leitung der steuernden Vermittlungsstelle seine systeminterne Nummer 
mitgeteilt. Diese hat ein Abbild vom Belegungszustand des Konzentra¬ 
tors gespeichert und kann damit eine freie Verbindungsleitung aus¬ 
suchen. Bei der mehrstufigen Koppleranordnung wird zunächst ver¬ 
sucht, einen Kurzweg innerhalb des Koppelfeldes zu finden. Die steu¬ 
ernde Vermittlung bewirkt mit einem zum Konzentrator gesendeten 
Befehl die Verbindung des Teilnehmers mit einem freien Verbindungs¬ 
satz. Die Aufforderung der übergeordneten Vermittlungsstelle an den 
Teilnehmer, mit der Wahl zu beginnen, und die Wahlinformation selbst 
werden dann über die Verbindungsleitung gesendet. Die Art der Signali¬ 
sierung ist durch die bereitgestellten Programme bestimmt und kann 
ohne Rückwirkung auf die Schaltkreistechnik des Konzentrators geän¬ 
dert werden. 

Die steuernde Vermittlungsstelle baut die weitere Verbindung auf 
und veranlaßt schließlich den Konzentrator mit einem Steuerbefehl, 
das Freizeichen oder andere Dienstsignale an den Teilnehmer zu über¬ 
mitteln. Klassifizierung, Gebührenerfassung, Namengeberabruf u.ä. wer¬ 
den von der steuernden Vermittlungsstelle ausgeführt. 

Eine absteigende Verbindung zu einem Konzentratorteilnehmer 
wird, falls der Teilnehmer frei ist, durch einen entsprechenden Befehl 
der übergeordneten Vermittlungsstelle durchgeschaltet. 

Wegen des geringen Intern Verkehrs in Fernschreib-Vermittlungs- 
stellen werden die EDS-Konzentratoren im Normalfall keine Einrich¬ 
tungen zur Abwicklung von Internverkehr haben. Der Verkehr zwischen 
zwei an den gleichen Konzentrator angeschlossenen Teilnehmern belegt 
also auch zwei Verbindungsleitungen zur übergeordneten Vermittlungs¬ 
stelle. Bei hohem Anteil des Internverkehrs am gesamten Verkehr kann 
allerdings im Konzentrator ein Internverbindungssatz vorgesehen wer¬ 
den. 

Die steuernde Vermittlungsstelle überwacht die Verbindung und 
sendet nach Auswertung des Schlußzeichens einen Steuerbefehl zum 
Konzentrator. Internverbindungssätze enthalten eine eigene Schluß¬ 
zeichenüberwachung. Ihr Ansprechen melden sie über die 'Steuerleitung 
an die steuernde Vermittlungsstelle, die daraufhin mit entsprechenden 
Befehlen die Auslösung der Verbindung im Konzentrator veranlaßt. 


3. Sidierungsmaßnahmen 

Die Sicherung der Informationen, die auf der Steuerleitung über¬ 
tragen werden, wird ähnlich dem in Abschnitt V. 3. geschilderten Ver¬ 
fahren mittels eines redundanten Codes bewirkt. Von jedem Zeichen 
wird ein Prüfbit abgeleitet. Außerdem wird nach der Übertragung eines 
Blockes von der Länge eines Befehls oder einer Meldung eine Längs¬ 
prüfung durchgeführt. Übertragungsfehler werden daher mit hoher 
Wahrscheinlichkeit erkannt und führen zum Ablauf einer Wieder¬ 
holungsroutine. Wie bei allen Einheiten im System, deren Ausfall zu 
größeren Betriebseinschränkungen führen würde, werden auch bei 
Konzentratoren von einer zugelassenen Ausfallbreite an (z. B. 40 Teil- 
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nehnier) die Sleuerleitungen verdoppelt und über verschiedene Kabel- 
trassen geführt. Die Ergebnisse der Informationsverarbeitung in beiden 
Steuerungen werden verglichen, bei Ungleichheit wird der Betrieb unter¬ 
brochen und durch eine Prüfroutine die gestörte Steuerleitung oder 
Steuerung ermittelt und abgeschaltet. Das Raumvielfach und die Ver- 
bindungssätze des Konzentrators werden ebenfalls von der steuernden 
Vermittlungsstelle aus geprüft. 


V. Signalisierungsverfahren 
1. Grundsätzliche Überlegungen 

Unter Signalisierung seien in diesem Zusammenhang sämtliche 
Prozeduren verstanden, die auf Teilnehmer-Anschlußleitung und Ver¬ 
bindungsleitung nötig sind, um den Verbindungsaufbau, die Verbin - 
dungsauslösung und die Übermittlung der Betriebssignale durchzufüh¬ 
ren. Die betriebliche Forderung nach einer Verbindungsaufbauzeil von 
100—200 ms innerhalb des nationalen Netzes schließt eine weitere An¬ 
wendung der bisherigen Signalisierung Typ B (entsprechend Empfeh¬ 
lung U 1 des CCITT) aus. Auch die beiden anderen international ge¬ 
normten Signalisierungsverfahren Typ A und Typ C sind für die 
Anwendung in einem universellen Datennetz ungeeignet. 

Die Signalkriterien nach Typ A und Typ B setzen sich aus Im¬ 
pulsen wechselnder Polarität und unterschiedlicher Dauer, teilweise 
gemischt mit Fernschreibzeichen, zusammen. Eine Signalisierung durch 
Impulse unterschiedlicher Dauer ist aber im Gegensatz zu Zeichen mit 
feststehendem Coderahmen von einem Programm nur mit erheblich 
größerem Aufwand zu verarbeiten. Dazu kommt, daß bei der Konzep¬ 
tion dieser Signalisierung vor mehr als dreißig Jahren der schnelle Ver¬ 
bindungsaufbau nicht im Vordergrund stand. Schwerpunkt der damali¬ 
gen Überlegungen war es, Kriterien festzulegen, die mit den verfügbaren 
Mitteln leicht erzeugt und ausgewertet werden konnten. 

Der erst vor wenigen Jahren eingeführte Kriterienplan Typ C 
wurde speziell für die Anwendung auf internationalen Verbindungs¬ 
leilungen entwickelt. Er berücksichtigt deshalb besonders die auf diesen 
Leitungen eingesetzten Funk-Multiplex-Sysleme mit automatischer Feh¬ 
lerkorrektur. Diese Signalisierung bietet zwar Vorteile bei interkonti¬ 
nentalen 50-Bd-Fernschreibverbindungen; wegen der starren Bindung 
an das Schriltraster der Fernschreibzeichen und an die langen Reflek- 
tionszeiten der Funk-Multiplex-Systeme (zwischen erstem Anruf und 
Anrufbestätigung verstreichen allein mindestens 1350 ms) ist sie jedoch 
für Datenvermittlungen nicht zu verwenden. 

Die weiteren Überlegungen mußten sich also darauf konzentrieren, 
ein neues Signalisierungsschema zu entwickeln, das allen technischen 
und betrieblichen Forderungen eines neuzeitlichen Datennetzes ent¬ 
spricht. Dabei konnte, gegeben durch die Verhältnisse in einem indirekt 
gesteuerten System, die Signalisierung auf der Teilnehmer-Anschluß¬ 
leitung unabhängig von den Kriterien auf der Verbindungsleitung fest¬ 
gelegt werden. 
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2. Signalisierung au! den Teilnehmer-AnschluRleitungen 

Eine Forderung des Pflichlenhefles der Deutschen Bundespost über 
die betrieblichen Leistungsmerkmale lautete, daß der Verbindungsauf¬ 
bau von der Endstelle alternativ in Nummernschalterwahl oder Tasta¬ 
turwahl durchführbar sein müsse. Bei Verwendung der Nummern¬ 
schalterwahl ergeben sich keine Änderungen gegenüber bisher. Bei 
Tastaturwahl muß jedoch erreich! werden, daß die Umstellung der 
80 000 Telexteilnehmer ohne Eingriffe in die Fernschaltgeräte durch- 
geführl werden kann. Bei Wahl mit der Nummernscheibe läuft der 
Motor des Fernschreibapparates erst mit dem Eintreffen des Frei¬ 
zeichens an und dient damit dem Teilnehmer zugleich als Hinweis, 
daß er mit der Sendung beginnen kann. Bei Tastaturwahl dagegen 
wird der Fernschreibapparat bereits für den Verbindungsaufbau be¬ 
nötigt. Der Teilnehmer erhält deshalb künftig als Anrufbestätigung den 
Motoreinschallbefehl — Umpolen der Anschlußleitung — und als Frei¬ 
zeichen geschriebene Signale. Somit entfällt bei der Umstellung jegliche 
Änderung an der Teilnehmerstelle. 

Die Forderung nach kurzer Verbindungsaufbauzeit erfüllt die Ver¬ 
mittlungsstelle durch Empfangsbereitschaft für die Wählzeichen inner¬ 
halb von 5 ms nach Eintreffen des Anrufs (bei 50 Bd 20 ms). 


3. Signalisierung auf den Verhindungsleitungen 


Zur Darstellung der Signalisierungskriterien wurde ein 4-Bil-Code 
gewählt, der mit 10 verschiedenen Möglichkeiten einen hinreichend gro¬ 
ßen Zeichenvorrat bietet. Eine der 10 Kombinationen wurde für Code- 
Erweiterungen reserviert, so daß für zukünftigen Bedarf weitere 10 Kri¬ 
terien darstellbar sind. Zehn Kombinationen entfallen auf die Ziffern, 
der Best enthält Ursprungskennzeichen, die zur Identifizierung von 
Transitverbindungen, Verkehr aus TW-39-Netzteilen usw. verwendet 
werden, ln Rückwärtsrichtung werden die Zeichen mit anderer Bedeu¬ 
tung verwendet. Zur Sicherung der Code-Kombinationen dient ein Prüf¬ 
bit, das die Anzahl der Einsen im Zeichen auf die festgelegte Parität 
ergänzt. 


Die Steuerung beim Auf- und Abbau der Verbindung wird auf dem¬ 
selben Kanal vorgenommen, auf dem die Nachricht übertragen wird. 
Wichtigste Bedingung für eine möglichst kurze Verbindungsaufbauzeit 
ist die Ausnutzung der zulässigen Überlragungsgeschwindigkeit. Bei 
Verbindungen im Telexnetz werden deshalb die Kriterien mit 100 Bd, 
im 200 Bd-Datennetz mit 200 Bd und bei 2,4 oder 9,0 kBd mit einer 
Übertragungsgeschwindigkeit von 2.4 kBd übermittelt. Theoretische Un¬ 
tersuchungen und Vergleiche zwischen verschiedenen Vermittlungspro¬ 
zeduren führten schließlich zu einem besonders zeitsparenden Verfahren: 
Sobald die erste Wählziffer eingegeben ist, versucht die Vermittlung, sie 
zu verarbeiten. Falls dies noch nicht möglich ist, weil die Information 
zur Leitw’egsteuerung noch nicht ausreicht, wird die Ziffer gespeichert. 
Ebenso verfährt sie nach Eingabe der zweiten und dritten Ziffer. Späte¬ 
stens nach der dritten Ziffer stehen alle Leit Weginformationen zum Auf- 
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finden des gesuchten Endvermittlungsslellen-Bereichs zur Verfügung. 
Nach dein Abarbeiten dieser Information, des „Vorblocks“, fordert die 
Vermittlungsstelle, welche die letzte Ziffer des Vorblocks auswerlel, von 
der Ursprungs-Vermittlungsstelle den „Hauplblock“ ab, der die Teil¬ 
nehmer-Rufnummer, Klassenkennzeichen und weitere Informationen 
enthält, die nicht zur Leitweglenkung benötigt werden. Mit dem ge¬ 
schilderten Ablauf gelingt es, eine Tstellige 2,4 kBd-Verbindung inner¬ 
halb von 130 ins im nationalen Netz aufzubauen. 


Die Signalisierung auf internationalen Verbindungsleilungen soll 
einem ähnlichen Prinzip folgen. Vor einer endgültigen Festlegung sind 
jedoch noch Abstimmungen im Rahmen des CGITT notwendig. Zur 
Klärung dieser Probleme wurde bei der letzten Vollversammlung in 
Mar del Plata eine besondere Studiengruppe „NRD“ (Nouveaux Re- 
seaux de Donnees) eingesetzt. 

Selbstverständlich enthält das EDS in den Auslands-Kopfvermitt- 
lungsstellen auch Programme zur Kriterienumsetzung in die bestehen¬ 
den Signalisierungen Typ A, B und C. 


Die Verbindungsauslösung geschieht wie bisher durch das Aus¬ 
werten von Dauer-Zeichenstrom. Bei den langsameren Übertragungs- 
geschwindigkeilen wird das Schlußzeichen nach Aussenden von 300 ms 
Zeichenstrom, bei den höheren Schrittgeschwindigkeiten (2,4 und 
9,6 kbit/s) bereits nach etwa 100 ms Minuspolarität gegeben. Mit dieser 
unterschiedlichen Behandlung werden die Auslösezeilen den entspre¬ 
chenden Verbindungsaufbauzeiten angepaßt. 


Die Schlußzeichengabe über den Nachrichtenkanal durch ein Signal, 
das während einer Verbindung auch zufällig erzeugt werden kann und 
damit zu unbeabsichtigter Verbindungsauslösung führt, wirft Probleme 
auf. Diese Schwierigkeiten sind charakteristisch für rein binär arbei¬ 
tende digitale Vermittlungssysteme. 


Eine nachrichtenunabhängige Schlußzeichensignalisierung kann er¬ 
reicht werden durch einen besonderen Signalisierungskanal je Bündel 
oder durch Schaffung eines dritten Zustandes auf den Übertragungs¬ 
wegen, der nur zur Schlußzeichengabe dient. Der zweite Lösungsvor¬ 
schlag ist mit den vorhandenen Übertragungssystemen nicht realisier¬ 
bar. Falls jedoch ein größerer Benutzerkreis an dem Dienst „transpa¬ 
rente Übertragung“ teilnehmen sollte, wäre die genannte Erweiterung 
der übertragungstechnischen Möglichkeiten ein gangbarer Weg zu einer 
wirtschaftlichen Realisierung. 


In der Einführungsphase des Elektronischen Datenvermiltlungs- 
Systems wird den Teilnehmern, die eine volle Transparenz des Nach¬ 
richtenkanals wünschen, ein besonderer Signalisierungskanal zur Ver¬ 
bindungsauslösung zur Verfügung gestellt. Auf der Anschlußleiiung 
wird dieser zusätzliche Kanal durch besondere Maßnahmen an der 
Übertragungseinrichtung erzeugt (z. B. durch Bildung von Phantom¬ 
kreisen). Datenendstellen, die diesen Dienst benutzen, können über den 
besonderen Auslösekanal die Verbindung auslösen und sich freischallen. 
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VI. Übertragungstechnik 
1. Übertragung auf der Teilnehmer-Anschlufilcifung 

Im heutigen Telexnetz werden die Fernschreib-Endstellen in Ein- 
fachstromschallung mit der Vermilllnngsstelle verbunden. Die Vermitt¬ 
lungsstelle speist den Taslkreis mit einem Strom von 40 mA, der den 
Empfangsmagneten im Fernschreibgeräl direkt steuert. Diese hohe 
Sendeleistung führt bei rechteckförmiger Tastung zu einer Geräusch- 
spannungsbeeinflussung der Nachbaradern, die die neueren Zulassungs¬ 
werte bei weitem überschreitet. Im Hinblick auf den vermehrten Ein¬ 
satz von digitalen Überlragungssyslemen im Ortsnetz ist deshalb dieses 
Tastverfahren für die Zukunft nicht mehr tragbar geworden. Die hohe 
Tastspannung von 120 V erschwert überdies die Eingliederung der 
Leitungsabschlüsse in die Bauweise, wie sie für die übrige elektronische 
Schaltkreistechnik angewendet wird. Die unmittelbare Steuerung elek¬ 
tromechanischer Empfangsorgane ist bei den neuentwickelten Fern- 
schreibgeräten wegen der elektronischen Empfangskreise außerdem 
nicht mehr zwingend. 

Im Zusammenhang mit der Einführung eines neuen Vermitllungs- 
systems stellt sich deshalb für die Übertragungstechnik die Aufgabe, 

— eine Anschlußtechnik zu entwickeln, die ohne Änderungen an den 
Teilnehmerstellen die Einhaltung der Geräuschspannungsbedingun¬ 
gen gewährleistet, und 

— ein Tastverfahren zu verwenden, das mit geringer Leistung arbeitet 
und dadurch eine Ausbildung der Sysleriianschlüsse in der Packungs¬ 
dichte der übrigen Baueinheiten ermöglicht. 

Verschiedene Lösungen werden zur Zeit auf ihre Brauchbarkeit in 
technischer und wirtschaftlicher Hinsicht untersucht. Die Forderung 
nach Einhaltung der Geräuschspannungsbedingungen auch bei beste¬ 
henden Anschlüssen führt u. U. dazu, daß für die vorhandenen Geräte 
ein anderes Tastverfahren als für Neuanschlüsse verwendet werden 
wird. 

Teilnehmer-Anschlüsse für Übertragungsgeschwindigkeiten von 
200 Bd bis 9.0 kBd werden mit einem „Gleichstrom-Datenübertragungs¬ 
system mit niedriger Sendespannung“ (GDN) an die Vermittlungsstelle 
herangeführt. Dieses System benutzt ein altes Verfahren, das durch die 
Verwendung elektronischer Bauelemente zu neuer Bedeutung gelangt 
ist. Die Anwendung einer Brückenschaltung unter Zuhilfenahme ein¬ 
facher Leitungsnachbildungen ermöglicht Vollduplex verkehr über eine 
Zweidrahtleilung (Bild 17). 

Die GDN-Schaltung arbeitet vollelektronisch nach dem Doppel¬ 
stromprinzip und benutzt eine Sendespannung von etwa ± 300 mV. 
Senderausgang und Empfängereingang sind erdfrei und symmetrisch 
aufgebaut. Dadurch ist das System trotz der geringen Sendespannung 
unempfindlich gegen Störspannungen auf der Übertragungsleitung [10]. 
Die Reichweite der GDN nimmt infolge des Einschwingverhaltens des 
Kabels mit zunehmender Schrittgeschwindigkeit ab. 
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Bild 17. 

Prinzipschaltbild des Gleich¬ 
strom-Da teil übertragungs- 
systeins mit niedriger 
Sendespannung (GDN) 


Die Bilder 18 und 19 zeigen, daß die im 4-Draht-Betrieb erzielbare 
Reichweite etwa doppelt so groß ist wie im 2-Draht-Betrieb, bei dem 
die GDN zur Entkopplung zwischen Sender und Empfänger in eine 
Brücke geschaltet ist. Es fällt auf, daß die Grundverzemmgen mit stei¬ 
gender Schrittgeschwindigkeit zunehmen. Diese Zunahme ist nicht 
systembedingt, sondern hängt von den speziellen Eigenschaften der bei 



Bild 18. Isochrone Telegraf ieverzemmg 
ö isochron in Abhängigkeit von der 
Leitungslänge hei Zweidraht-Duplex- 

Betrieb mit GDN; 

Parameter: Schrittgeschwindigkeit Bd 
Meßtext: CCITT-Text 


Bild 11). Isochrone Telegrafieverzerrung 
ö isochron in Abhängigkeit von der 
Leitungslänge hei Vierdraht-Belrieb 

mit GDN; 

Parameter: Schrittgeschwindigkeit Bd 
Meßtext: CCITT-Text 


den Messungen verwendeten GDX ab, die nur für eine maximale Über¬ 
tragungsgeschwindigkeit von 2400 Bd ausgelegt war. Mit einer für 
höhere Schrittgeschwindigkeiten dimensionierten GDN-Schaltung kann 
die Grundverzerrung aber wesentlich verringert werden [11]. 
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2. Übertragung auf den Verbindungsleitungen 

lm Geschwindigkeitsbereich bis 200 bit/s wird die herkömmliche 
Wechselstrom-Telegrafie (WT) weiter verwendet. Die Technik WT 100 
wird allerdings durch die WT 1000 ersetzt werden, die, abgesehen von 
dem gleichen, vom CCITT genehmigten Übertragungsverfahren (FM), 
durch erhöhte Flexibilität, Leislungsabsenkung auf der Gleichstromseite 
und starke Packungsdichte (max. 120 statt 48 Kanäle je Normalgestell'i 
wesentliche Verbesserungen besitzt. 

Zur Übertragung von Schrittgeschwindigkeiten bis 2,4 kBd bzw. 
9,6 kBd müssen neue Übertragungseinrichtungen entwickelt werden. Als 
robustes Modulationsverfahren, das verhältnismäßig geringen Aufwand 
erfordert, wurde binäre Frequenzmodulation (FM) angestrebt. Der 
Sprachkanal in seiner Ausgangslage (800—3400 Hz), der die Grund¬ 
einheit aller TF-Kanalbündel ist, scheidet aufgrund seiner geringen 
Bandbreite und seiner Laufzeitverzerrungen an den Rändern des Fre¬ 
quenzbandes für eine 2,4-kBd-Übertragung mit FM aus. Außerdem 
wäre die Reihenschaltung einer Telegrafie-Modulationseinrichtung mit 
den Kanaleinrichtungen des TF-Systems eine recht aufwendige Lösung. 
Da der bei den TF-Kanälen vorgesehene eigene Wahlkanal in einem 
Telegrafiesystem nicht benötigt wird, kann das verfügbare Frequenz¬ 
band besser ausgenutzt werden. Die Primärgruppe wurde deshalb ent¬ 
sprechend dem Kanalabstand der Spraehkanäle mittels Dalenumsetzer 
in Kanäle mit 4-kHz-Raster aufgeteilt. Diese Aufteilung hat den Vorteil, 
daß die im Fernsprechbelrieb zwischen die Spraehkanäle fallenden 
Trägerreste bei Datenübertragung nicht stören und daß durch die Bei¬ 
behaltung des 4-kHz-Rasters auch eine gemischte Bestückung der Pri¬ 
märgruppe mit Sprach- und Telegrafiekanälen möglich wird. Eine 
Primärgruppe mit einem 48 kHz breiten Frequenzband wird somit in 
12 frequenzmodulierte Kanäle aufgeteilt, über die je 2400 bit/s über¬ 
tragen werden können. 

Nach diesen Überlegungen könnte die Primärgruppe zur Über¬ 
tragung von 9,6 kbit/s in drei Kanäle zu je 16 kHz aufgeteilt werden. 
Vorteilhafter ist es, wenn man nicht nach der besten Bandausnutzung 
strebt, sondern die Primärgruppe in zwei Bänder aufteilt; der Pilot 
kann in der Mittenlage bei 84.08 kHz verbleiben. Es ergeben sich dann 
bei Einsatz von Frequenzmodulation zwei Kanäle für die Geschwindig¬ 
keit 9,6 kBd. wofür ein Band von jeweils 16 kHz benötigt wird. Bei 
dieser Anordnung sind für die 9,6-kBd-Kanäle keine Maßnahmen zur 
Laufzeitentzerrung notwendig, weil die Eckfrequenzen von 66 und 
102 kHz weit genug von den Bandenden (60 und 108 kHz) der Primär¬ 
gruppe entfernt liegen, die durch die Primärgruppendurchschaltcfilter 
besonders starke Laufzeit Verzerrungen erleiden. Am oberen und unteren 
Bandende können noch herkömmliche WTn oder je ein 2,4-kBd-Kanal 
eingesetzt werden. 


VII. Systemausfiihrung 

Als elektronische Bauelemente werden digitale integrierte Schalt¬ 
kreise verwendet. Die Gründe für den Einsatz dieser Bauteile liegen in 
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einer Reihe von Vorteilen, die sie gegenüber diskreten Bauelementen 
bieten: 

— Kurze Schaltzeiten; 

— große Packungsdichte, die zu sehr kurzer Verdrahtung und damit 
zur Ausschöpfung der hohen Arbeitsgeschwindigkeit führt; 

— geringe Verlustleistung; 

— S tör u nemp findl ich k ei t; 

— ein hinreichend großes Typenspektrum, das optimale Schallungsaus¬ 
legung gewährleistet; 

— eine Zuverlässigkeit, die mit diskreten Bauteilen nicht erreichbar 
wä re; 

— vergleichsweise niedriger Preis, der zusammen mit einer rationellen 
Fertigung, bedingt durch die Gehäuseform, erst den wirtschaftlichen 
Einsatz vollelektronischer Vermittlungssysteme erlaubt. 

Integrierte Schaltkreise verwenden im allgemeinen die TTL-Tech- 
nik (Transistor-Transistor-Logik). Diese Technik bietet einen optimalen 
Kompromiß hinsichtlich Schaltzeit und Verlustleistung. Nur in wenigen 
Einsatzfällen, wo es auf besonders kurze Schaltzeiten ankommt — z. B. 
bei der Ansteuerung der Speicherbanken — wird die ECL-Technik 
(Emilter-Coupled Logic) verwendet. Die kurze Schaltzeit von ungefähr 
3 ns gegenüber 10—30 ns bei der TTL-Technik muß allerdings durch 
eine etwa zehnmal höhere Verlustleistung erkauft werden. Bild 20 gibt 
in qualitativer Übersicht die Verhältnisse bezüglich Verlustleistung und 
Schaltzeit bei verschiedenen integrierten Schaltkreistechniken wieder [12]. 

Bild 20. Beziehung zwischen Schaltzeit t 
und Verlustleistung Nv bei integrierten 
Schaltkreisen 

ECL = Emitter — Coupled Logic 

DTL = Diode — Transistor Logic 

TTL = Transistor — Transistor 

Logic 

LP-TTL = Low Power Transistor — 

Transistor Logic 



Bis zu 30 integrierte Schaltkreise können auf einer beidseitig ka¬ 
schierten und durchkontaktierten Steckplatine von 110 mal 160 mm der 
Bauweise SIVAREP montiert werden. Je 32 Flachbaugruppen sind in 
einem Montagestreifen steckbar verbunden, von denen bis zu fünf in 
einem Rahmen zusammengefaßt werden. Ein Rahmen bildet häufig 
auch eine in sich geschlossene Verdrahtungseinheit. 

Die Gestellschränke fassen drei Ebenen, von denen die äußeren 
schwenkbar und die mittlere feststehend ist. Bild 21 zeigt schematisch 
die Schrankkonstruktion, Bild 22 gibt einen Einblick in den Aufbau. 
Wie ersichtlich, können bis zu 14 Montagestreifen in einer Schrankebene 
angeordnet werden. Wegen der hohen Packungsdichte ist eine Zwangs- 
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Bild 21. 

Schematische Darstellung 

der Schrankkonstruktion des EDS 

(Siemens Werkbild) 


Belüftung notwendig, die für jede Schrankreihe zentral von den Eck¬ 
schränken aus erfolgt. 

Bei der Aufstellung einer Vermittlung am Montageort werden die 
bereits verdrahteten Einheiten nur noch mit ihren Steckbaugruppen 
bestückt und durch vorgefertigte, stcckbare Kabel verbunden. Dadurch 
ergeben sich sehr kurze Aufbauzeilen. Die Anlage wird dann mit Test¬ 
hilfen und Prüfprogrammen in Betrieb genommen. 

Der Platzbedarf des neuen Systems entspricht grob geschätzt etwa 
einem Drittel des Bedarfs vergleichbarer TW-39-Vermittlungsstellen. 

Die Stromversorgung leitet sich wie bisher aus der 00 V-Amts- 
batterie ab. Die Versorgungsspannung von 5 Volt für die Schaltkreise 
wird dezentral unmittelbar an den Verbrauchergruppen aus der 60 V- 
Grundspannung erzeugt. 

Obwohl die Schaltkreiselemente in einem Temperaturbereich von 
0—70 C noch sicher arbeiten, darf mit Rücksicht auf den Kernspeicher 
eine bestimmte geringere Umgebungstemperatur nicht überschritten 
werden. Daraus folgt die Zwangsbelüftung der Gestelle und die Ein¬ 
haltung einer Raumtemperatur zweckmäßig zwischen 15 und 40° C. Für 
die peripheren Geräte gelten zum Teil noch engere Arbeitstemperatur- 
bcreiche. Da bei Plattenspeichern, Magnetbandgeräten usw. auch be¬ 
sondere Anforderungen an die Staubfreiheit des Aufstellungsraumes 
erhoben werden, wird sich im allgemeinen eine vom Gestellraum ge¬ 
trennte Anordnung der empfindlicheren peripheren Geräte anbieten. 
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Schrankreihe mit jeweils einer feststehenden und zwei ausschwenkbaren Ebenen 
sowie mit zentraler Belüftung von den Endschränken aus. (Siemens Werkbild) 


VIII. Die Einführung des Elektronischen Datenverinittlungs-Systems 

Die Inbetriebnahme der ersten EDS-Versuehsvermittlungsstelle ist 
im Laufe des Jahres 1971 in München vorgesehen. Nach eingehender 
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praktischer Erprobung dieser Anlage, vor allem auch während der 
Olympischen Spiele in München, soll das System vom Jahre 1973 an 
allgemein zum Einsatz kommen. Abgesehen von einigen Teilvermitt¬ 
lungsstellen TW 100, sollen bis zum Jahre 1977 alle Vermittlungen der 
Technik TW 39 durch das neue System ersetzt sein. Diese Einführungs¬ 
phase wirft eine Anzahl organisatorischer, personeller und technischer 
Probleme auf. 

Da die bestehenden Einrichtungen erst abgebaut werden können, 
nachdem die neuen Anlagen in Betrieb sind, ergeben sich — sofern die 
Aufstellung im selben Fernmeldedienstgebäude stattfindet — für diesen 
Übergangszeitraum beträchtliche räumliche Schwierigkeiten, zumal an 
einigen Einsatzorten kaum mehr Raumreserven vorhanden sind. 

Die Aus- und Fortbildung des Unterhaltungspersonals in der neu¬ 
artigen und schwierigen Technik und im Umgang mit den Betriebs¬ 
programmen nimmt mindestens ein halbes Jahr in Anspruch. Für diese 
Zeit müssen diese Kräfte von allen anderen Arbeiten freigestellt werden. 
Zu Beginn kann dieser Fortbildungsunterricht an der Versuchs- und 
Lehrvermiltlungsstelle im Fernmeldetechnischen Zentralamt durchge¬ 
führt werden. Später werden diese Aufgaben die Unterrichtsstellen der 
Oberpostdirektionen übernehmen müssen. 

Die unterschiedliche Signalisierung und die verschiedenartigen logi¬ 
schen und zeitlichen Schnittstellenbedingungen erfordern Anpassungen 
zwischen neuem und bestehendem System, um den Betrieb im gemein¬ 
samen Fernmeldenetz zu ermöglichen. Diese Anpassungen werden 
wegen dessen größerer Flexibilität im neuen System vorgenommen. 
Der Anpassungsaufwand äußert sich in erster Linie in zusätzlichem 
Speicherbedarf. Um die Aufwendungen möglichst niedrig zu halten, 
wird mit dem Auswechseln der Zentralvermittlungsstellen begonnen 
und dann dafür gesorgt, daß diese „EDS-Insel“ kontinuierlich ausge¬ 
dehnt wird, so daß nirgends Übergänge EDS-TW 39-EDS entstehen. 
Die Anpassungsmaßnahmen werden jeweils von den EDS-Vermittlungs- 
stellen übernommen, die unmittelbar mit der TW 39-Technik verbunden 
sind, so daß am Ende der Einführungsphase nur noch wenige Ver¬ 
mittlungen damit belastet sein werden. Bei den freigeschalteten EDS- 
Vermittlungen können die freigewordenen Speicherbereiche für Erweite¬ 
rungen verwendet werden, so daß während der Einführung des EDS 
nur Vorleistungen aber keine verlorenen Investitionen notwendig sind. 

Bei genügend großer Verbreitung der neuen Technik wird auch 
das bestehende 200-Bd-Datexnetz in einem Zug in das Datenvermitt- 
lungs-System umgeschwenkt. Auf diese Weise wird jede Unruhe und 
Inhomogenität in diesem Netz vermieden. Sämtlichen Teilnehmern 
stehen dann einheitlich von einem Stichtag an die erweiterten Möglich¬ 
keiten des elektronischen Systems zur Verfügung. 

Es ist beabsichtigt, die Datenendstellen mit höherer Arbeitsge¬ 
schwindigkeit als 200 Bd bereits in der ersten Umstellungsphase über 
EDS-Konzentratoren an das Datennetz anzuschließen, um so auch die 
Teilnehmer, welche noch nicht im Anschlußbereich einer Datenvermitt- 
lungsstelle liegen, möglichst früh an den neuen Diensten teilhaben zu 
lassen. 
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Eckart Hummel*) 


Betriebliche Leistlingsmerkmale des neuen Elektronischen 

Datenvermittlungs-Systems EDS 


I. Gründe für die Einführung eines universellen und eigenständigen Datenvermitt- 
lungs-Systems 

II. Betriebliche Leistungsmerkmale 
1. Geschwindigkeitsstufen 

A. 50 Baud und 200 Baud 

B. 2400 Baud 

C. 9000 Baud 
1). 48 kBit/s 

E. Geschwindigkeiten über 48 kBit/s 


2. Betriebsklassen 

8. Teilnehmenden!inzierung aus dem System 

4. Wahlverfahren auf der Anschlußleitung 

5. Wahlverfahren auf der Verbindungsleitung 

A. Wahlverfahren auf den nationalen Verbindungsleitungen 

B. Wahlverfahren auf den internationalen Verbindungsleitungen 
0. Kreizeichenverzugszeit und AuslösezeiP 

7. Betriebssignale 

8. Numerierung und Zählcinleitung 

A. Kennzahlen 

B. Teilnehmerrufnummern 

C. Zähleinleitung 

9. Verkehrslenkung 

A. Inlandsverkehr 

B. Auslandsverkehr 


10. Gebührenerfassung 

11. Abfordern der Gebühreninformation 

12. Transparente Übertragung 

13. Kurzruf 

14. Direktruf 

15. Bundsenden 


A. Zentrale, öffentliche Rundsendeeinrichtung 

B. Individuelle, einem Anschluß fest zugeordnete Rundsendeeinrichtung 

16. Zuschreiben der Verbindungsgebühren 

17. Hinweisgabe 

18. Priorität 

19. Duplexbetrieb 

20. Verkehrsmeß- und Prüftechnik 


III. Typen und Größen der Vermittlungsstellen 

IV. Zusätzliche Leistungsmerkmale nach Bedarf 


I. Gründe für die Einführung eines universellen und eigenständigen 

Daten Vermittlungs-Systems 

Mit dem wachsenden Einsatz von datenverarbeitenden Anlagen 
in der Bundesrepublik Deutschland ergibt sich auch die Notwendigkeit, 

*) Der Autor war zur Zeit der Abfassung dieser Abhandlung bei der Deutschen 
Bundespost beschäftigt. Er steht inzwischen als Senior Counsellor im Dienst der 
Internationalen Fernmeldeunion. 
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mittels Datenübertragung und Datenfernverarbeitung die Rechner opti¬ 
mal auszunutzen; für manche Anwendungen der Rcchnerlechnik ist die 
Datenübertragung sogar zwingende Voraussetzung. Hierbei zeigen sich 
zwei Haupt-An wendungsbereiche: 

Der eine ist die Stapelvera r beit u n g v o n Daten, die 
in großer Menge anfallen und nach Auswertung durch den Rechner in 
eine „benutzerfreundliche“ Form gebracht werden. Die geforderte Ver¬ 
fügbarkeit über die Ergebnisse kann zwischen Stunden und Tagen 
schwanken (Lohn- und Gehaltsabrechnungen, monatliche Statistiken 
usw.). Der andere Anwendungsbereich ist der Dialogverkehr, 
wobei die Bedienungsperson Daten in die Maschine eingibt, diese An¬ 
gaben bei Rückfragen des Rechners u. U. ergänzt oder abändert und 
das Ergebnis am Ende des Dialogs verfügbar hat. Ein solcher Dialog¬ 
verkehr spielt sich, von der Bedienungsperson her gesehen, am optimal¬ 
sten im Sekunden- und Minutenbereich ab. Zwischen beiden Betriebs¬ 
formen gibt es eine Anzahl von Übergangsformen, die aber hier nicht 
behandelt werden sollen. 

Die Benutzer von datenverarbeitenden Anlagen fordern von der 
Deutschen Bundespost, für alle Betriebsformen von Datenverarbeitungs¬ 
anlagen die notwendigen Datenübertragungswege zur Verfügung zu 
stellen. Zu Beginn dieses neuen Verkehrszweiges wurde auf das Telex¬ 
netz zurückgegriffen und die Modemtechnik für die Datenübertragung 
über das Fernsprechnetz sowie das Datexnetz geschaffen. Das Telex- 
und vor allem das Datexnetz sowie das Modem D 200 S sind vorwiegend 
für den Dialogverkehr geeignet, das Modem D 1200 S vor allem für den 
Stapelverkehr. 

Da die Technik TW 39 des Telexnetzes ohnehin durch ein moder¬ 
neres System ersetzt werden muß, bietet sich die Gelegenheit, den 
ganzen Problemkreis der Datenübertragung neu zu überdenken. Bisher 
war man gezwungen, vorhandene Netze für die Datenübertragung mit 
zu benutzen. Nun ist es möglich, unter Verwendung modernster Techno¬ 
logien ein Netz zu schaffen, das von vorneherein auf die speziellen 
Anforderungen der Datenübertragungs-Dienste ausgerichtet ist. Diese 
Anforderungen waren anfänglich noch unklar, da sie sich erst in der 
betrieblichen Praxis der Datenübertragung entwickeln konnten, und 
eine solche Praxis lag kaum vor. Der Deutschen Bundespost, den Her¬ 
stellern und den Benutzern von Datenverarbeitungs-Anlagen bot erst¬ 
mals das Datexnetz die Möglichkeit eines praxisgerechten Betriebes. 
Dieser neue Dienst hat eine Vielzahl grundsätzlicher Erkenntnisse ge¬ 
bracht, die sich in einer Anzahl von Forderungen des betrieblichen 
Pflichtenheftes des neuen elektronischen Vermittlungssystems EDS nie¬ 
dergeschlagen haben. 

II. Betriebliche Leistungsmerkmale 
1. Geschwindigkeitsstufen 
A. 5 0 Baud und 200 Baud 

Das neue System muß eine Auswahl von Übermittlungs-Geschwin¬ 
digkeiten bieten. Hierin müssen zwangsläufig die Geschwindigkeiten 
50 Baud und 200 Baud enthalten sein; die erstere als die klassische 
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Fernschreibgeschwindigkeit des Telex- und Gentexnetzes, die zweite als 
die wichtigste Geschwindigkeit für den Datensammel- und Dialogver¬ 
kehr. Die internationale Normung von 200 Baud YVT-Kanälen und 
200 Baud-Fernschreibmaschinen im ISO-Code sowie die Festlegung des 
deutschen Datexnetzes auf 200 Baud trugen zu der allgemeinen Aner¬ 
kennung dieser Geschwindigkeit bei. 


B. 2 4 0 0 B a u d 

Für den Stapelverkehr unter Benutzung von Lochstreifen- oder 
Lochkarlengeräten muß eine weitere Geschwindigkeitsslufe festgelegt 
werden, die in die vom CCITT empfohlene Normreihe passen und eine 
wirtschaftliche und zweckmäßige Bandaufleilung gestatten soll. Hierbei 
ist sowohl die Übertragungstechnik auf der Anschlußleitung als auch 
diejenige auf den TF-Abschnitten zu betrachten. Auf der Anschluß¬ 
leitung kann, wie Versuche im Zusammenhang mit dem Datexnetz und 
mit der Datenübertragung im Ortsnetz gezeigt haben, mindestens bis zu 
Geschwindigkeiten von 10 000 Baud mit Gleichstrom getastet werden. 
Da die Gerätekosten für die Übertragungstechnik nur wenig von der 
Geschwindigkeit abhängen, ist man von dieser Seite her ziemlich frei in 
der Wahl der Geschwindigkeit. 

Da es sich um ein System nach dem Telegrafieprinzip handelt, 
wird auf den TF-Abschnilten eine Art Breilband-WT eingesetzt. Wie im 
Falle der 50 Baud- und 200 Baud-Kanäle ein Spruchband durch WT- 
Einrichtungen unterteilt wird, so werden die Telegrafie-Kanäle über 
200 Baud durch Aufteilung von Primär- und Sekundärgruppen gewon¬ 
nen. Hierbei gibt es günstige und weniger günstige Aufteilungsverhält¬ 
nisse, die sich in der Kenngröße „Kosten pro bit“ ausdrücken lassen. 
Dieses Maß soll nicht allein über die Wahl der Geschwindigkeit entschei¬ 
den, da sich die Übertragungstechnik nach den Erfordernissen der 
Datenendgeräte richten kann; es läßt sich jedoch zeigen, daß beispiels¬ 
weise bei Verwendung einer Primärgruppe eine Unterteilung in 1200 
Baud-Kanäle übertragungstechnisch weniger günstig ist als in Kanäle 
von 2400 Baud. 

Eine weitere Forderung bei der Festlegung der Geschwindigkeits¬ 
stufen lautet, daß sie den bevorzugten Geschwindigkeiten der Daten¬ 
endgeräte angepaßt sein sollen. Im Falle der Lochstreifen- und Loch¬ 
kartengeräte liegt, mit Rücksicht auf die Stanzer, ein Schwerpunkt bei 
2400 Baud, so daß sich bei Bereitstellung von Übertragungswegen mit 
dieser Geschwindigkeit ein Großteil der Geräte wirtschaftlich betreiben 
läßt. Aus diesem Grunde und, da auch für die Bandaufteilung 2400 Baud 
sehr günstig sind, wurde diese Geschwindigkeit in das Spektrum des 
EDS-Systems aufgenommen. Damit treten weder 1200 Baud noch 600 
Baud als gesonderte Geschwindigkeitsstufen auf. Man muß sich jedoch 
v’or Augen hallen, daß diese Geschwindigkeiten der Modemtechnik ihre 
Ursache in der Frequenzbandbegrenzung auf dem Fernsprechkanal, in 
störenden Signalfrequenzen, in der Bespulung der Doppeladern usw. 
haben. Diese Geschwindigkeiten waren nie optimal mit Bezug auf die 
Datenendgeräte, sondern ein Anfang in der Ausnutzung eines eng vor- 
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gegebenen Frequenzbandes. Die Weiterentwicklung zu leistungsfähigen 
Modems zeigt, daß eine Tendenz zu höheren Geschwindigkeiten besteht. 

Die Festlegung einer 2400 Baud-Stufe im EDS-System hat einen 
weiteren Vorteil: Datenteilnehmer des EDS-Netzes und Modem-Teil¬ 
nehmer des Fernsprechnetzes sollen grundsätzlich miteinander ver¬ 
kehren können. Die Modems sind so ausgelegt, daß über einen Modem- 
Abschnitt eine Verzerrung von mehr als 25 % aufläuft. Bei dem üblichen 
Modem-Betrieb stört dies nicht, da sich am Gegen-Modem unmittelbar 
die Datenendeinrichtung befindet. Wird jedoch beim Übergang einer 
Modem-Verbindung in das EDS-Netz der Modem-Abschnitt mit einer 
Serie von WT-Abschnitten gekoppelt, so setzt sich die Gesamt Verzerrung 
der Verbindung aus den Einzelverzerrungen des Modemabschnitts und 
der WT-Abschnitte zusammen. Die Verzerrungen addieren sich zwar 
nicht linear, aber es besteht dennoch nicht mehr viel Reserve bis zum 
Empfangsspielraum der Datenendeinrichtung, so daß bei Koppelung 
des Modem-Abschnitts mit 1200 Baud-WT-Kanälen in ungünstigen Fäl¬ 
len die Gesamtverzerrung den Empfangsspielraum übersteigen kann. 
Bei Verwendung von 2400 Baud-WT-Ivanälen, die in diesem Falle nur 
mit 1200 Baud betrieben werden, läuft auf diesen Abschnitten eine 
gegenüber dem Modem-Abschnitt vernachlässigbare Verzerrung auf, so 
daß immer eine einwandfreie Datenübertragung gewährleistet ist. 

C. 9 0 0 0 B a u d 

Diese Geschwindigkeitsstufe ist für solche Geräte der Stapelüber¬ 
tragung gedacht, für die 2400 Baud nicht ausreichen, sowie für einige 
Anwendungen der Faksimile- und Plottertechnik. Da bei 9000 Baud 
auf der Anschlußleitung noch mit Gleichstromtastung ohne Umcodie¬ 
rung gearbeitet werden kann und die Fernschaltgeräte deshalb noch 
einfach und preisgünstig sind und da ferner die WT-Kanäle dieser 
Geschwindigkeit günstig ausgelegt werden können, wird diese Stufe 
kostenmäßig deutlich unter der nächstfolgenden 48 kBaud-Stufe liegen. 
Sie wird daher auch Verkehr von solchen Datenendeinrichtungen auf¬ 
nehmen, die zwar schneller arbeiten könnten, bei denen aber auf die 
betrieblichen Vorteile der schnelleren Übertragung zugunsten niedrigerer 
Übertragungsgebühren verzichtet wird. 

D. 4 8 kBit/s 

In Anlehnung an eine in letzter Zeit immer aktueller werdende Ge¬ 
schwindigkeit von Breitband-Modems dürfte in das EDS-Netz auch diese 
Geschwindigkeitsstufe Eingang finden. Sie kommt für die Aus- und 
Eingabe von Daten in Datenendgeräte mit magnetischen Trägern, für 
Schnell-Faksimile, für die Kopplung von Rechnern über entsprechende 
Pufferspeicher usw. in Frage. Für diese Geschwindigkeit muß die reine 
Gleichstromtastung verlassen werden. 

E. Geschwindigkeiten über 48 kBit/s 

Das EDS-System ist so ausgelegt, daß es grundsätzlich auch hö¬ 
here Übertragungsgeschwindigkeiten gestattet, deren Anwendungszweck 
hauptsächlich der Datenaustausch zwischen Rechnern wäre. Der mit 
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der Zeit zu erwartende Bedarf an solchen Übertragungen wird vor¬ 
läufig mit festgeschalteten Leitungen befriedigt. Hin Betrieb über Iland- 
vermitHungen oder gar ein Wählverkehr wird erst in einer späteren 
Phase in Frage kommen. Es werden hierfür die Geschwindigkeiten 
250 kBit/s und größer als 1 MBit/s ins Auge gefaßt. 

2. Betriebsklassen 

Die rechnergesteuerte Technik des neuen Systems erlaubt es, in 
einfacher Weise Betriebsklassen zu bilden, wobei jedem Anschluß ein 
Klassenkennzeichen zugeordnet wird. Von dieser Möglichkeit des 
Systems wird zum Beispiel Gebrauch gemacht, wenn die verschiedenen 
Digilalnetze der Deutschen Bundespost, nämlich das Telex-, Gentex- 
und Dalexnetz, in das EDS-Nelz als Betriebsklasse integriert werden. 
Das schließt nicht aus, daß zwar die Numerierungspläne unterschiedlich 
sein können, der Verbindungsauf- und -abbau jedoch von dem gemein¬ 
samen Sleuerrechner durchgeführt wird. Die derzeitige betriebliche 
Sicherheit dieser Einzelnetze muß auch für die späteren Betricbsklassen 
erhalten bleiben, weshalb das EDS-System mit entsprechender Redun¬ 
danz ausgestattet wird. 

Die Bildung von Betricbsklassen bringt nicht nur betriebliche Vor¬ 
teile für das Gesamtnetz, sondern kommt auch einem Bedürfnis der 
Teilnehmer entgegen. Es gibt viele Unternehmen, die einen ausgedehn¬ 
ten innerbetrieblichen Verkehr haben und diesen Verkehr möglichst 
getrennt vom öffentlichen Netz abwickeln wollen. Gegenwärtig kann 
jeder Anschluß von jedem Teilnehmer des öffentlichen Netzes angewählt 
werden. Der Ausweg für solche Teilnehmer wäre, sich ein eigenes Netz 
mittels fest geschalteter Leitungen aufzubauen. Dies ist sehr kostspielig, 
weil die verhältnismäßig kleinen Leitungsbündel schlechter ausgenutzt 
sind als die großen Bündel des öffentlichen Netzes. Das EDS-Xetz bietet 
nun die Möglichkeit, daß ein Teilnehmer sich eine Betriebsklasse zu- 
teilen läßt, die nur Anschlüsse seines Betriebs umfaßt. Anrufe von An¬ 
schlüssen, die nicht zu dieser Betriebsklasse gehören, werden vom EDS- 
System erkannt und abgeworfen. Die Inhaber von Betriebsklassen haben 
also die betrieblichen Vorteile eines Sondernetzes und die gebühren¬ 
mäßigen Vorzüge des öffentlichen Netzes. 

Es sind pro Geschwindigkeitsstufe 00 Betriebsklassen und eine 
Generalklasse vorgesehen. Die Generalklasse ist die „offene“ Klasse 
dieser Geschwindigkeitsstufe, d. h., jeder Teilnehmer innerhalb einer 
Betriebsklasse kann jeden Generalklassenteilnehmer erreichen, aber 
nicht umgekehrt. Die Generalklasse der 50 Baud-Stufe ist die Telex¬ 
klasse, diejenige der 200 Baud-Stufe die Datexklasse. Die Verbindungs¬ 
möglichkeiten in einer Geschwindigkeitsstufe sind in Bild 1 dargestellt. 



Bild l. 

Verbindungsmöglichkeiten der Teil- 
nehmerklassen innerhalb einer 
Geschwindigkeitsstufe 
G = Generalklasse 
B = Betriebsklasse 
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Ankommenden Auslandsverbindungen wird durch das EDS-System 
bei Bedarf ein Klassenkennzeichen zugeordnet. Teilnehmergruppen, die 
nicht der Generalklasse angehören, entscheiden bei Festlegung ihrer 
Klasse, ob ankommende Auslandsverbindungen durchgeschaltet werden 
sollen. 

Verbindungen zwischen zwei verschiedenen Geschwindigkeilsklas- 
sen sind nicht vorgesehen. Entsprechende Verbindungsversuche werden 
abgeworfen. 

3. Teilnehmerklentifizierung aus dein System 


Beim Aufbau von Verbindungen in Selbstwählnetzen ist es zweck¬ 
mäßig, sich zu vergewissern, ob die richtigen Endstellen verbunden 
wurden. Dies geschieht im Telexnetz durch das Auslösen der Kennungs¬ 
geber in den Fernschreibmaschinen. Da im Datexnetz für die Endstellen - 
ausrüstung keine Normmaschine vorgeschrieben ist, wurde die Ken¬ 
nungsgabe in das Fernschalt gerät verlegt. Wird eine Datexendstelle 
angerufen, so sendet sie automatisch ihre Kennung, die im Fernschalt¬ 
gerät der rufenden Endstelle angezeigt wird. 

Im Datexnetz hat sich gezeigt, daß diese Identifizierung für ein¬ 
fache Datenendeinrichtungen wie Lochstreifenleser, Lochstreifenstanzer 
und dergleichen ausreichend ist, daß jedoch bei komfortableren Daten¬ 
endgeräten wie etwa bei Bedienungspulten von Dialogsystemen die Iden¬ 
tifizierung einen Teil der Betriebsprozedur selbst darstellt. Im EDS-Netz 
wird daher auf Wunsch die automatische Kennungsgabe durch das 
System als gebührenpflichtiger Sonderdienst vorgesehen. Jedem An¬ 
schluß wird eine Anschlußkennung zugeteilt, die u. a. die Teilnehmer¬ 
rufnummer enthält. Ein Teilnehmer, der diesen Dienst in Anspruch 
nimmt, bekommt bei jeder Verbindung zu Beginn die Anschlußkennung 
seines Partners zugeschrieben, wobei Übertragungsgeschwindigkeit und 
Code der Kennungssendung diesem Teilnehmer angepaßt sind. Die 
Kennung kann dann beliebig ausgewertet werden (Fernschaltgerät, 
Drucker. Rechner usw.). Die grundsätzlichen Möglichkeiten der Ken¬ 
nungsgabe zeigt Bild 2. 



Bild 2. Schema der Kennungssendung 

A = Rufende Endstelle 

B = Gerufene Endstelle 

Index K = Keniiungsberechtigung, z. B. Ak • 

Rufende Endstelle mit Kennungsberechtigung 


Im Telexdienst bleibt daneben die Möglichkeit der Identifizierung 
durch den Kennungsgeber der Maschine erhalten. Der neue Dienst mit 
Sendung der Kennung aus dem System bietet aber den Vorteil, daß 
Manipulationen durch Fälschung des Namengebertextes der Maschine 
sofort erkannt werden können. 


4. Wahlverfahren auf der AnschlufUeitung 

Bei der Festlegung der Wahlverfahren mußten hauptsächlich zwei 
Gesichtspunkte berücksichtigt werden. Erstens soll die Verbindung 
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möglichst schnell aufgekaut werden, und zweitens soll bei einer Wahl 
durch den Rechner das Wahlverfahrcn an dessen Betriebsweise an¬ 
gepaßt sein. 

Was die Schnelligkeit des Verbindungsaufbaus anbelangl, so wer¬ 
den die härtesten Forderungen von den bisherigen Benutzern von Son¬ 
dernetzen gestellt, die beim Übergang auf das EDS-Netz keine längeren 
Durchschaltezeiten in Kauf nehmen wollen. In einem 200 Baud-Netz in 
partyline-Betricb, bei dem die einzelnen Stationen durch 2 Fernschreib¬ 
zeichen im ISO-Code gekennzeichnet sind und bei dem diese Zeichen 
durch Fernschreibzeichenerkenner ausgewertet werden, dauert die An¬ 
schaltung etwa 300 ms. Beim EDS-Netz wird zwar durch eine Vermitt¬ 
lungsstelle in Mikrosekunden durchgeschaltet, die Zeit für die Über¬ 
tragung der Wahlinformation liegt dagegen je nach Geschwindigkeit im 
Millisekunden- oder gar Zehntelsekundenbereich und geht voll in die 
Aufbauzeit ein. Es ist daher unerläßlich, die Nummernschalterwahl zu¬ 
gunsten der Wahl mittels Fernschreibzeichen zu verlassen und eine hohe 
Übertragungsgeschwindigkeit zu wählen. 

Für das EDS-System wurde keine einheitliche Wahlgeschwindigkeit 
für alle Geschwindigkeitsstufen festgelegt, sondern in jeder Stufe, bis 
2400 Baud, gilt auch für die Wahl die jeweilige Geschwindigkeit. Dies 
hat den Vorteil, daß die Verbindung in den Mittel- und Hochgeschwin- 
digkeitsstufen mit höheren Tarifen auch schneller aufgebaut wird; 
außerdem wird die Wahl durch den Rechner vereinfacht. Die Deutsche 


Daten 



Zeichenparallele Steuerinfor¬ 
mationen für die Wahl 


zur EDS-VSt 


Bild 3. Automatische Wahl mittels 

Wahlautomat 

DK = Dateneinrichtung 
1)1, 1)2 = gehende, kommende 
Datenleitung 

s = Steuerleitungen 

m = Meldeleitungen 

FGl = Fernschallgerät 

WA = Wahlautomnt 


Bundespost wird die automatische Wahl durch die Datenendeinrichtung 
in zwei Versionen zulassen, nämlich die Wahl unter Verwen 
düng eines Wahlautomaten, der durch die Datenendein¬ 
richtung gesteuert wird und die Wahlimpulse selbst formt (Bild 3), 
und die Wahl durch die Datenendeinrichtung, die 
die Wahlimpulse formt und auf die Datenleitung gibt (Bild 4). 


Wahlinformation 
und Daten 



Bild 4. Automatische Wahl durch 
den Rechner 


Wird die Wahlinformation durch die datenverarbeitende Anlage 
erzeugt, so ist es von großem Vorteil, wenn Wahlinformation und Daten 
mit gleicher Geschwindigkeit und gleichem Code übertragen werden, da 
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die Umschaltung auf eine andere Geschwindigkeit oder einen anderen 
Code einen ziemlichen Programmaufwand und Zyklusbedarf erfordern 
würde. Es wurden folgende Wahlverfahren festgelegt: 


50 Baud-Stufe: Tastaturwahl 50 Baud. CCITT-Alphabet Nr. 2 
200 Baud-Stufe (Datex 200 TW 39): Nummernschallerwahl, 

FGt 1) 200 

200 Baud-Stufe (u. a. Datex 200 EDS): 200 Baud, CCITT- 
Alphabet Nr. 5 

2400 Baud-Stule: 2400 Baud, CCITT-Alphabet Nr. 5 
9600 Baud-Stufe: 2400 Baud, CCITT-Alphabet Nr. 5 
48 kBaud-Stufe: 2400 Baud, CCITT-Alphabet Nr. 5 


Bei Geschwindigkeiten über 2400 Baud werden auch für die Wahl 
2400 Baud angewendet, um die Aufwendungen im EDS-Netz für die 
Wahlaufnahme nicht unwirtschaftlich groß werden zu lassen. Diese 
Geschwindigkeit ist hauptsächlich für die automatische Wahl vorge¬ 
sehen. 


5. Wahlverfahren auf der Verbindungsleitung 

A. W a h 1 v e r f a h r e n a u f den nationalen V e r b i n - 
d u n g s 1 e i I u n g e n 

Es werden grundsätzlich die gleichen Geschwindigkeiten wie auf 
den Anschlußleitungen verwendet, statt der CCITT-Codes jedoch mit 
einem 4 Bit-Code für die zehn Ziffern mit einem zusätzlichen Paritätshit 
zur Sicherung gegen Verstümmelung. Beispielsweise wird die auf der 
Telexanschlußleitung ankommende Tastaturwahl 50 Baud Alphabet 
Nr. 2 in der Vermittlungsstelle umgesetzt in die 50 Baud-Wahl im 
4+1 hit-Code auf der Verbindungsleitung. 

Solange noch TW 39-Netzteile in Betrieb sind, wird zu und von 
diesen Netzteilen die Signalisierung TW 39 angewandt. 


B. W ahlverfahren auf den internationale n V e r - 
bindungsleitunge n 

In den Auslandskopfvermittlungsstellen paßt das System EDS die 
nationale Signalisierung an sämtliche internationalen Signalisierungs¬ 
typen an, nämlich Typ A und B mit Varianten für Endverkehr, Typ C 
für interkontinentalen Transitverkehr sowie für Kabel- und Funkmulli- 
plexVerbindungen. Weiterhin muß eine Anpassung an die im Aufbau 
befindlichen ausländischen 200 Baud-Datexnetze sichergestellt werden. 
Die deutsche Verwaltung wird die EDS-Signalisierung im CCITT zur 
Empfehlung vorschlagen. 


6. Freizeidienverzugszeit und Auslüsezeit 

Durch die für die Anschlußleitung festgelegten Wahlverfahren 
wurde erreicht, daß die Wahlinformation schnell gesendet wird, im 
Datexdienst beispielsweise in einer Zeit unter 250 ms. Die Wahlver¬ 
fahren auf der Verbindungsleitung stellen anschließend eine schnelle 
Weitergabe sicher. Insgesamt ist dadurch gewährleistet, daß die Frei- 
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Zeichen Verzugszeit, das ist die Zeit zwischen der letzten Wahlziffer auf 
der Anschlußleitung und dem Eintreffen des Freizeichens, gering ist. 
Für Verbindungen in der 2400 Baud-Stufe bei siebenstelliger Wahl¬ 
information ist diese Zeit nicht größer als 150 ms. Sind ferngesteuerte 
Teil-Vermittlungsstellen an der Verbindung beteiligt, so dürfen je Teil- 
Vermittlungsstelle bis zu 50 ms dazukommen. Die Länge der Auslöse- 
zeit soll für alle Geschwindigkeitsstufen einheitlich 300 ms betragen, 
bei Verbindungen mit dem zusätzlichen Dienst „Transparente Über¬ 
tragung“ (siehe Abschnitt II. 12.) jedoch nur bis zu 10 ms. 

Derart schnelle Auf- und Abbauzeilen bieten dem Benutzer vor 
allem Vorteile im Dialogverkehr, wenn der Rechner lange Rechenzeiten 
zwischen den einzelnen Instruktionen und Antworten benötigt. Bisher 
mußte die Verbindung wegen der langen Aufbauzeiten während des 
ganzen Dialogs stehen bleiben, im EDS-Netz kann statt dessen nach 
jeder Eingabe in den Rechner ausgelöst werden. Der Rechner baut die 
Verbindung rückwärts erst dann wieder auf, wenn er weitere Instruk¬ 
tionen benötigt oder das fertige Ergebnis ausgeben will. Dies kann zu 
vielen Kurzverbindungen führen, die für die Deutsche Bundespost nur 
dann betrieblich tragbar sind, wenn die nicht gebührenpflichtige Auf- 
und Abbauzeit kurz ist. Hier treffen also die Interessen der Deutschen 
Bundespost und der Benutzer zusammen. Die Werte für die Freizeichen¬ 
verzugszeit und die Verbindungsabbauzeil sind deshalb sorgfältig ab- 
geslimmt worden. 


?. Betriebssignale 

Das System TW 39 kennt keine geschriebenen Betriebssignale, da 
die Fernschreibmaschine erst mit dem Freizeichen eingeschaltet wird 
und demzufolge vorher noch nicht bereit zum Empfang von Fern¬ 
schreibzeichen ist. Im System EDS wird dagegen wegen der Tastatur¬ 
wahl die Maschine in der 50- und 200-Baud-Stufe schon mit der Anruf¬ 
taste eingeschaltet und kann deshalb auch sofort Fernschreibzeichen 
aufnehmen. Bei den anderen Geschwindigkeitsstufen ist, je nach ver¬ 
wendeter Datenendeinrichtung und ihrer Betriebsform, ebenfalls eine 
Auswertung geschriebener Signale möglich. Da mit Hilfe dieser Signale 
eine gute Beurteilung der im Aufbau befindlichen Verbindung möglich 
ist, kann die Bedienungsperson oder die Datenendeinrichtung (Rechner) 
sofort entscheiden, wie im Falle der verschiedenen Signale zu verfahren 
ist. Beim Signal „Endstelle besetzt“ oder „Gassen besetzt“ kann der 
Rechner den Anruf nach einigen Sekunden wiederholen, beim Signal 
„Anschluß hat neue Rufnummer“ kann er diese Meldung für das Be¬ 
dienungspersonal ausdrucken. Im Falle der automatischen Wahl durch 
die Datenendeinrichtung kann, bei entsprechender Programmierung, 
auch ein großer Teil dieser Betriebsfälle automatisch behandelt und 
eine erfolgreiche Verbindung schließlich durchgeschaltet werden. Um 
die Auswertung der Betriebssignale für die Datenendeinrichtung ein¬ 
fach zu gestalten, werden diese in Geschwindigkeit und Code des ver¬ 
wendeten Wahlverfahrens gesendet. Folgende, international allgemein 
üblichen Codetexte sind vorgesehen: 
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occ Anschluß besetzt 
nc Gassen besetzt 

nch Neue Rufnummer, siehe Telex- (Datex-)Verzeichnis in spitzer Klammer 

inf Neue Rufnummer bei der Auskunft erfragen 

np Rufnummer unbeschadet 

na Unzulässiger Anruf 

abs Teilnehmer abwesend 

ders Gerufener Anschluß gestört 

dere Verbindungsweg gestört 


Falls ein Teilnehmer diese Signale nicht empfangen will, weil sein 
Betriebsverfahren hierdurch gestört würde, so werden sie vor seiner 
Anschlußleitung unterdrückt. 

Kann eine Endstclleneinriehtung die Betriebssignale nicht empfan¬ 
gen, weil z. B. nur ein Sender, aber kein Empfänger vorhanden ist, so 
werden sie in ein für alle Signale einheitliches Gleichstrom-Kennzeichen 
mit nachfolgendem Schlußzeichen umgewandelt. 


8. Numerierung und Zähleinleitung 

A. K ennz a h 1 e n 

Das EDS-Nelz wird Geschwindigkeitsstufen und Belriebsklassen 
sehr unterschiedlicher Teilnehmerzahl umfassen. Die zweifellos größte 
Klasse wird die „Generalklasse 50 Baud Telex“ bilden, mit zunehmender 
Geschwindigkeit werden die Klassen in der Teilnehmerzahl abnehmen. 
Die letzteren werden daher nicht alle Netzebenen des Telexnetzes auf¬ 
weisen und auch in der Kennzahl nicht alle Kennziffern benötigen. Um 
diese Einsparung an Kennziffern ausschöpfen zu können, wird es nicht 
nur eine einzige Kennzahllisle geben, sondern maximal drei, in die die 
einzelnen Geschwindigkeitsstufen eingeteilt werden. Die Keimzahlen 
enthalten zwar in allen Geschwindigkeitsstufen und Belriebsklassen 
gleiche Kennziffern, aber ihre Stellenzahl ist unterschiedlich. Beispiels¬ 
weise wird ein Telexanschluß im Ort A mit der Kennzahl 4711 erreicht, 
ein 200-Baud-Datexanschluß mit der Kennzahl 47 und ein 48-kBaud- 
Datexanschluß mit der Kennzahl 4. Die Kennziffern der Zentral-, Haupt- 
und Endvermittlungsstellenbereiche sind für alle im EDS-Svstem ent¬ 
haltenen Klassen gleich, sie können jedoch fehlen, wenn eine dieser 
Ebenen nicht vorhanden ist. 

Die bisherige nationale Verkehrsausscheidungsziffer „0“ entfällt 
künftig. Es wird immer die volle Kennzahl verwendet. Für den inter¬ 
nationalen Selbstwählverkehr ist die Zugangskennzahl „0“ statt bis¬ 
her „00“ festgelegt. 

B. T e i 1 n e h m e r r u f n u m m e r n 

Für den Datenverkehr mit mittleren und hohen Geschwindigkeiten 
ist es wichtig, daß die Verbindungen schnell aufgebaut werden. Die 
Ziffernzahl der Teilnehmerrufnummer geht in die Aufbauzeit ein, so 
daß es wichtig ist, möglichst kurze Rufnummern zu verwenden. Ebenso 
wie die Teilnehmer dieser Geschwindigkeitsklassen ihren besonderen, 
verkürzten Kennzahlplan erhalten, so bekommen sie ihren eigenen 
Numerierungsplan für die Teilnehmerrufnummer. Es werden drei 
Numerierungspläne vorgesehen: 
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Telex 

200 Baud Datex TW 39 
Übrige Datenanschlüsse 

Diese Numerierungspläne werden für den maximal zu erwartenden 
Teilnehmerbestand ausgelegt. Entsprechend der Stellenzahl muß der 
gesamte mögliche Rufnummernumfang verfügbar sein. Hierzu gehört 
auch, daß die Stellenzahl innerhalb eines Numerierimgsplanes unter¬ 
schiedlich sein darf. 

C. Z ä h 1 e i n 1 e i t u n g 

Das bisher im Telexnetz geübte Verfahren, gebührenfreien Teil- 
nehmerdienslen (z. B. Auskunft, Störungsannahme) bundeseinheitliche 
Rufnummern zuzuordnen, wird beibehalten. Darüber hinaus soll es 
ermöglicht werden, auch andere Rufnummern gebührenfrei zu schalten. 
Dies wird dadurch erreicht, daß ein Zählunterdrückungszeichen ein¬ 
geführt wird, das die Zähleinleitung beim rufenden Anschluß unter¬ 
drückt. 


9. Verkehrslenkung 


A. 1 n 1 a n d s v erkehr 


Das System EDS sieht Voll- und Teilvermittlungsstellen vor. Die 
Vollvermittlungsstellen sind als Leit wegsteuerstellen ausgeführt und 
sollen in den Zentral- sowie den größeren Haupt- und End Vermittlungs¬ 
stellen eingesetzt werden. Leit wegsteuerstellen, die nur inländische Ver¬ 
mittlungsstellen erreichen, können bis zu 62 Richtungen ansteuern. 
Neben dem Kennzahlweg (KZW) sind je Geschwindigkeitsklasse bis 
zu drei Querwege (Ql) mit Überlaufmöglichkeit anzusteuern. Einer der 
Querwege kann mit Durchgangsquerleitungen (DQ1) beschallet werden, 
die in der fernen Vermittlungsstelle wiederum auf einer Leitwegsteuer¬ 
stelle enden und so gekennzeichnet sind, daß sie an einer erneuten 
Leitweglenkung teilnehmen dürfen. Dies bedeutet, daß Durchgangs- 
querleitungcn im Gegensatz zu gewöhnlichen Querleitungen über die 
zweite Leitwegsteuerstelle auch Zugang zu einer höheren Netzebene 
haben. Die Absuchreihenfolge für die vier Wege pro Richtung ist wie 
folgt: 


a) 1. Ql 

b) 1. Ql 


2. Ql 

2. Ql 


3. Ql 
KZW 


KZW 

DQ1 


Für verkehrsschwache Richtungen entfallen mehrere oder alle. 
Querwege, so daß der Verkehr sofort über den Kennzahlweg geführt 
wird. Ist der Kennzahlweg bzw. das DQI-Bündel oder eine hierauf 
folgende Teilstrecke besetzt, so wird die gesamte Verbindung ausgelöst. 
Das System ist also für den Inlandsverkehr ein Verlustsystem mit Voll¬ 
auslösung. 

B. Auslandsverkehr 

Die Leitwegsteuerstellen übernehmen außer der Verkehrslenkung 
für den nationalen Verkehr auch die Weiterleilung des abgehenden 
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Auslands Verkehrs zu den zuständigen Auslands-Kopfvermittlungsstellen 
(AuslKopfVSt). Falls es verkehrsmäßig lohnend ist. werden hierbei 
Querleitungen direkt zur Auslands-Kopfvermittlungsstelle geschaltet; 
der überlaufende Verkehr fließt über den Kennzahlweg. Verkehr aus 
dem eigenen EVSt-Bereich der Auslands-Kopfvermittlungsstelle läuft 
zu einer anderen Auslands-Kopfvermittlungsstelle über, falls von dieser 
ein Auslandsbündel in die gewünschte Richtung führt. Je Verkehrs¬ 
richtung werden bis zu zwei Auslandsbündel angesteuert, die von der¬ 
selben oder von verschiedenen Auslands-Kopfvermittlungsstellen aus¬ 
gehen können. Leitwegsteuerstellen in Auslands-Kopfvermiltlungsslellen 
können bis zu 162 Richtungen ansleuern. 

Da verschiedene Länder mehrere Eingangs-Zielbereiche besitzen, 
müssen beim abgehenden Endverkehr bei 2-stelligen Netzkennzahlen 
die beiden ersten und bei 3-stelligen Netzkennzahlen die erste Ziffer 
der Teilnehmerrufnummer zusätzlich ausgewertet werden. Dies gilt 
auch, wenn bestimmte Zielbereiche zu sperren sind. 

Ist das Zielland nicht über direkte Leitungen erreichbar, so muß 
der Verkehr über ein Transitland geführt werden, das die weitere Ver¬ 
kehrslenkung übernimmt. In der deutschen Auslands-Kopfvermittlungs¬ 
stelle wird dann die im Transitland gültige Zugangskennzahl für Tran¬ 
sitverkehr und die Netzkennzahl des Ziellandes oder Zielnetzes vor der 
Teilnehmerrufnummer eingeblendet. Verbindungen, bei denen ein Teil¬ 
nehmer die Netzkennzahl des Transitlandes wählt und in betrügerischer 
Absicht die Zugangs- und Netzkennzahl des Ziellandes selbst zufügt, 
werden abgeworfen. 

Vom Ausland kommende Verbindungen, die durch das deutsche 
Netz laufen, sind durch die Zugangskennziffer gekennzeichnet. Die 
darauf folgende Netzkennzahl wird vom EDS-System geprüft, oh auto¬ 
matischer Transit in dieses Netz zugelassen ist. Die Verbindung unter¬ 
liegt der Leitweglenkung und Kennzeichenanpassung wie eine deutsche 
Verbindung. 


10 . Gebührenerfassung 


Das Prinzip der Gebührenerfassung nach der Zeitimpulszählung 
mit Umschallung von Tag- und Nachttarif bleibt erhalten und wird auf 
die Geschwindigkeitsstufen über 50 Baud ausgedehnt. Es werden für 
den Inlands- und Auslandsverkehr zusammen 64 Gebührenzonen vor¬ 
gesehen, die einem beliebigen Gebührenraster in Stufen von 0,10 DM 
frei zugeordnet werden können. Für die höheren Geschwindigkeitsstufen 
wird dasselbe Gebührenraster benutzt wie im Telexdienst, die Gebühren¬ 
einheiten werden jedoch nicht mit dem Faktor 0,10 DM bewertet, son¬ 
dern mit einem entsprechend höheren Kostenfaktor. Dieser Kosten¬ 
faktor ist zwischen 0,10 DM und 1,— DM frei wählbar. Für die Er¬ 
stellung der Fernmelderechnung addiert das EDS-System die einzelnen 
Gebühreneinheiten; es wird also kein Einzelnachweis geführt. 


Die Gebührenzone wird sowohl für den Inlands-, als auch für den 
Auslandsverkehr aus maximal vier Ziffern der Kennzahl abgeleitet. 
Der Zeitpunkt der Tag-/Nachtumschaltung für die Gebührenermäßigung 
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kann für die einzelnen Geschwindigkeitsstufcn unterschiedlich gewählt 
werden. 

Für bestimmte ausländische Verkehrsbeziehungen kann die Zeil- 
impulszählung nicht angewandt werden, da die betreffenden Verwal¬ 
tungen bzw. Betriebsgesellschaften andere Berechnungsprinzipien ver¬ 
wenden. Das EDS-System ist daher so ausgelegt, daß es in Abhängigkeit 
der Netzkennzahl eine der folgenden Erfassungsarien ermöglicht: 

a) Ein-Minuten-Zählung, d. h., jede angefangene Minute wird voll be¬ 
rechnet, 

b) 3-Minuten-Mindeslgebühr mit anschließender Berechnung jeder an¬ 
gefangenen Min ute. 

Solange noch TW 39-Nelzleile in Betrieb sind, muß das EDS-System 
in der Auslands-Kopfvermittlungsstelle für Teilnehmer, die aus diesen 
Netzteilen interkontinentale Selbstwahlverbindungen aufbauen, zusätz¬ 
lich die Aufgaben der bisherigen Zeilerfassungseinrichtungen wahr¬ 
nehmen, um eine ordnungsgemäße Gebührenerfassung .sicherzustellen. 
Dies bedeutet, daß das EDS-System die Kennungsgeber der rufenden 
und der gerufenen Endstelle, die gewählte Netzkennzahl und Teil¬ 
nehmer-Rufnummer, den Leitweg und die gebührenpflichtige Belegungs¬ 
zeit aufzeichnet. Weiterhin muß es diese Daten dem Fernmelderech¬ 
nungszentrum zur Verfügung stellen, damit daraus der Rechnungsbeleg 
gefertigt werden kann. 

It. Abfordern der Gekühreniiiformatioii 


Man unterscheidet zwischen Abruf und Abfrage der Gebühren¬ 
summe. Beim A b r u f wird die Zähleinheil anschließend auf Null 
gestellt, da die abgerufene Summe für die Erstellung der Fernmelde¬ 
rechnung benutzt wird. Bei einer Abfrage unterbleibt diese Rück¬ 
setzung, sie ist aber zu protokollieren, da sie dazu dient, sich ein Bild 
über den Zählerstand zu machen (Untersuchung einer Gebührenbe¬ 
schwerde). Abruf und Abfrage stehen nur besonderen Stellen zu, die 
durch ihre Klassenkennung identifiziert werden. Die Gebühreneinheiten 
können 


a) vom Rechenzentrum als Abruf in lOOer-Blöcken, 

b) von der Fernmelderechnungsstelle als Einzelabfrage, 

c) vom örtlichen Technischen Dienst als Einzelabfrage 

abgefordert werden. Der Abruf ist nur dem Rechenzentrum gestattet, 
das die EDS-VSt am selben Ort über festgeschaltete Leitungen, alle 
anderen Vermittlungsstellen seines Bereiches über das EDS-Netz er¬ 
reicht. 

Die Prozedur und das Format für die Übermittlung der Gebühren¬ 
information wurden so gewählt, daß sie in Übereinstimmung mit dem 
Verfahren des neuen elektronischen Fernsprechwählsystems EWS 1 
sind. 

12. Transparente Übertragung 

Die bisherigen in- und ausländischen Telegrafenvermittlungs¬ 
systeme gestatten die Übertragung der binären Zustände 1 und 0, wo- 
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hei diesen Zuständen noch Signale für den Verbindungsauf- und -abbau 
zugeordnet sind. Die Polarität des Zustandes 0, für mehr als 300 ins 
gesendet, bedeutet Auslösung der Verbindung, so daß dieses Signal 
nicht als Teil einer Fernschreibnachricht auftreten darf. Solange das 
CCITT-Alphabet Nr. 2 und Start-Slopsendung verwendet wurden, be¬ 
stand in dieser Hinsicht keine Schwierigkeit. Nachdem jedoch im Telex- 
nelz nach Aussendung eines Umschallesignals und im Datexnetz ganz 
allgemein auch andere Codes verwendet werden dürfen, kann durch 
eine Serie von O-Bils, die in der Datennachricht enthalten ist und länger 
als 300 ms andauert, die Verbindung ausgelöst werden. Solche Fälle 
können z. B. auftreten, wenn im CCITT-Alphabet Nr. 2 die Kombina¬ 
tion Nr. 32 mehrmals wiederholt im Synchronbetrieb, also ohne Starl¬ 
und Stopschritte, ausgesendet wird. 

Es wird zwar empfohlen, diese Kombination wie auch die „Blank“- 
Kombinalionen (das Fernschreibzeichen enthält nur 0-Bils) der anderen 
Codes nicht zu verwenden. Außerdem soll bei Synchronbetrieb das 
Paritäts-Bit für die Fehlererkennung so angehängt werden, daß es 
zugleich zur Synchronisierung benutzt werden kann, d. h., z. B. bei 
einem ungeradzahligen Code die ungerade Parität einzuführen. Je¬ 
doch wird es zweifellos Anwendungsfälle geben, in denen man völlig 
frei von allen Bindungen beliebig lange Serien von 0-Bils übertragen 
möchte. Für diese Fälle ist im EDS-System der Dienst „Transparente 
Übertragung“ vorgesehen. Dabei ist der ganze Verbindungsweg, be¬ 
stehend aus Anschlußleitung, Vermittlungsstellen und Verbindungs¬ 
leitungen, transparent, also unbeeinflußbar durch die Form der Daten- 
nachrichl. Für solche Teilnehmer muß die Art des Auslösesignals so 
geändert werden, daß es nicht zugleich Teil der Datennachricht sein 
kann, es muß also neben den Binärzuständen 0 und 1 für die Daten¬ 
nachricht noch ein dritter Zustand für die Auslösung erzeugt und über¬ 
tragen werden. Die Auslösezeit kann damit von 300 ms auf 10 ms ver¬ 
kürzt werden. Dieser gebührenpflichtige Sonderdienst wird also nicht 
nur für solche Teilnehmer wichtig sein, die auf Transparenz Wert legen, 
sondern auch für diejenigen, die eine kurze Auslösezeit, unter Umstän¬ 
den zusammen mit Kurzrufnummern oder Direktruf. wünschen. 


13. Kurz ruf 


Für solche Teilnehmer, die sehr häufig mit einem kleineren Kreis 
von Partnern korrespondieren und eine Wahlerleichterung wünschen, 
wird der Sonderdienst „Kurzrufnummern“ (KUX) in zwei Ausführungs¬ 
formen eingeführt: 


a) Einstellige Kurzrufnummer für maximal 8 Nummern 

b) Zweistellige Kurzrufnummer für maximal 62 Nummern 

In der für den berechtigten Teilnehmer zuständigen Voll-Vermitt- 
lungsstelle wird eine Umsetzerliste Kurzrufnummer/Anschlußnummer 
im Kernspeicherteil geführt. Wenn der Teilnehmer eine Kurzrufnummer 
wählt, so übersetzt das System in die reguläre Anschlußnummer des 
gewünschten Anschlusses, die dann wie üblich das Netz durchläuft. Die 
Kurzrufnummer tritt also nur auf der Anschlußleitung auf. Der be- 
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rechtigte Teilnehmer kann die ihm zugeordnete Übersetzerliste von 
seinem Anschluß aus aufstellen, ändern oder löschen. Wünscht der Teil¬ 
nehmer einen Anschluß zu erreichen, der nicht in seinem Vorrat von 
Kurzrufnummern enthalten ist, so leitet er die reguläre Wahl durch ein 
besonderes Kennzeichen ein. 


14. Direkt ruf 


Dieser Sonderdienst ist für solche Anschlüsse gedacht, die immer 
nur mit demselben Partner Datenverkehr haben. Solche Betriebsformen 
finden sich z. B. bei Buchungspulten für Platzreservierungen, die nur 
mit ihrem zuständigen Buchungsrechner korrespondieren, oder bei 
Außenstationen von Teilneluner-Rechensystemen, die nur zu einem 
Rechner Zugang haben, nämlich der Zentrale ihres Rechnerdienstes. 
Es gibt aber auch eine Fülle anderer Anwendungsmöglichkeiten, wie 
in den Datensammelsystemen die periodische Übermittlung von Außen¬ 
stationen zur Zentralstation (Lagerbestandsmeldungen von Lagerhäu¬ 
sern, Kontostände bei Bankfilialen, Kraftstoffbestand bei Filialen der 
Mineralölgesellschaf len usw.) oder in den Stapelübertragungssystemen 
die gelegentliche Koppelung von Haupt- und Unterrechner, falls der 
Unterrechner die Aufgabe allein nicht bewältigen kann. 

Diese Beschränkung des Datenverkehrs einer dezentralen Daten¬ 
endeinrichtung auf eine oder wenige Gegenstellen ist typisch für die 
Datenübertragung bei mittleren und höheren Geschwindigkeiten im 
Gegensatz zu der Verkehrsabwicklung im Telex- oder Fernsprechnetz, 
so daß schon aus diesem Grund die Möglichkeiten der Kurzrufnummern 
und des Direktrufs von großer Wichtigkeit für den Datenverkehr sind. 

Unter Direktruf versteht man, daß die berechtigte Endstelle durch 
das Herstellen des Anrufzustands (Drücken der Anruftaste) ihrer Voll- 
Vermittlungsstelle einen Verbindungswunsch zu einer bestimmten Ge¬ 
genstelle signalisiert. In der Vermittlungsstelle wird dann aus einem 
Kernspeicherplatz die betreffende reguläre Rufnummer herausgelesen 
und damit die Verbindung im üblichen Verfahren aufgebaut. Direktruf¬ 
anschlüsse können also nur eine bestimmte Gegenstelle erreichen, sie 
selbst können aber von beliebigen Anschlüssen ihrer Klasse angerufen 
werden. Die Vorteile des Direktrufs sind: 


Der berechtigte Anschluß benötigt 
Wahl. 


keine Einrichtung für die 


— Falschwahl durch die Bedienungsperson ist ausgeschlossen. 

— Die Bedienungsperson spart pro Verbindung mehrere Sekunden 
ein, was ein beträchtlicher Anteil der gesamten Verbindungs¬ 
dauer sein kann. 

— Die automatische Wahl durch die Datenendeinrichtung reduziert 
sich auf das Herstellen des Anrufzustandes. 

— Beim Aufbau der Verbindung wird die Zeit der Übertragung auf 
der Anschlußleitung eingespart. 


Der schnellste Auf- und Abbau einer Verbindung ist also durch die 
Kombination der Dienste „Direktruf“ und „Transparente Übertragung“ 
gegeben. 
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15. Rundsenden 

In der Fernschreib- und besonders in der Datenübertragungstechnik 
gibt es Betriebsfälle, bei denen eine Nachricht für mehrere Empfänger 
bestimmt ist und das serielle Absetzen dieser Nachricht wegen des großen 
Zeitverzugs für die letzten Empfänger nicht anwendbar ist. Beispiele 
sind die Verteilung von Fressenachrichten, Börsenkursen, polizeidienst¬ 
lichen Mitteilungen usw. Hierfür wurde schon in der Technik TW 39 ein 
Rundschreibdienst zur Verfügung gestellt, der im EDS-Netz noch we¬ 
sentlich erweitert und auf die Geschwindigkeiten über 50 Baud aus¬ 
gedehnt wird. Ms gibt folgende Betriebsvarianten: 


A. Zentrale, ö ffentliche Ru n d s e n d e e i n r i c h t u n g 

Diese Einrichtung ist durch Wahl ihrer regulären Rufnummer von 
jedem Berechtigten erreichbar. Teilnehmer, die außerdem am Dienst 
„Kurzrufnummer“ teilnehmen, können in ihrer Umsetzerliste auch eine 
Kurzrufnummer hierfür vorsehen. Von der zentralen Rundsendeein¬ 
richtung gibt es zwei Ausführungen: 


a) Rundsendeeinrichtung, in die der Berechtigte zu Beginn der Sammel¬ 
verbindung die Rufnummern der gewünschten Endstellen eingibt. 
Dies geschieht in Form ihrer regulären Rufnummer oder, bei Ver¬ 
wendung des Dienstes „Kurzrufnummern“, in der ihnen vom be¬ 
treffenden Berechtigten zugeordneten Kurzrufnummer. Es können 
bis zu fünf verschiedene Endstellen im In- und Ausland zu einer 
Rundsendeverbindung zusammengeschaltet werden. 


b) Rundsendeeinrichtungcn, denen pro berechtigtem Teilnehmer ein 
Kernspeicherfeld zugeordnet ist, in das der betreffende Teilnehmer 
die Rufnummern der Gegenstellen einmalig eingibt. Alle Teilnehmer 
einer solchen Rundsendeverbindung müssen einer gesonderten Be- 
triebsklasse angehören. Bei Anwahl der Rundsendeeinrichtung prüft 
diese, welche der gespeicherten Rufnummernlisten für den anrufen¬ 
den Anschluß gültig ist, und baut anschließend mit den darin ge¬ 
speicherten Rufnummern die gewünschte Sammelverbindung auf. 
In der Liste können bis zu 30 Anschlüsse gespeichert werden. Der 
berechtigte Teilnehmer kann diese Liste durch Eingabe von seinem 
Anschluß aus jederzeit erweitern oder ändern, wenn seine betrieb¬ 
lichen Verhältnisse dies erfordern. Verbindungen über diese Rund- 
sendeeinrichlung sollen nur mit Priorität abgewickelt werden. 


B. Individuelle, einem Anschluß fest zugeordne t e 
Rundsendeeinrichtung 

Diese Technik wird vorgesehen, wenn ein Teilnehmer die alleinige 
Verfügung über die Rundsendeeinrichtung wünscht, um beispielsweise 
durch Besetztfälle einer öffentlichen Rundsendeeinrichtung nicht in 
seiner Betriebsabwicklung gestört zu werden. Er erreicht in diesem Fall 
seine Rundsendeeinrichtung über Direktruf. Im übrigen sind wieder die 
beiden vorstehend aufgeführten Varianten vorgesehen: 
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a) Rundsendeeinrichtung mit Eingabe der Rufnummern zu Beginn je¬ 
der Verbindung. Zweckmäßigerweise werden Kurzrufnummern ver¬ 
wendet. 

b) Rundsendeeinrichtung mit einmaliger Eingabe der Rufnummern in 
eine Kernspeicherliste. 


Falls die Zahl der gewünschten Rundsendegegenstellen größer ist 
als 5 bzw. 30, so kann anstelle eines Rundsendeanschlusses eine weitere 
Rundsendeeinrichtung in der eigenen oder in einer fremden Vermitt¬ 
lungsstelle erreicht und damit die Gesamtzahl der Rundsendegegen- 
stellen vervielfacht werden. 


16. Zuschreihen der Verbindungsgebühren 

Von seiten der Teilnehmer besteht der Wunsch, eine Gebühren¬ 
anzeige wie im Fernsprechdienst zu erhalten. In Datennetzen bietet es 
sich an, diese Information nicht in einem Dezimalcode, sondern in der 
Sprache der Datenendeinrichtung zu übertragen. Um den Datenverkehr 
nicht zu stören, muß diese Übertragung an das Ende der Verbindung 
gelegt werden, nachdem die Vermittlungsstelle den Verbindungsauslöse- 
wunsch einer der beiden Endstellen erkannt hat. Die Verbindungsgebühr 
wird im Code und in der Geschwindigkeit der betreffenden Endstelle 
gesendet, damit der Abdruck auf einem Blattdrucker oder die direkte 
Eingabe in einen Rechner möglich ist. Für diesen gebührenpflichtigen 
Sonderdienst sind zwei Varianten vorgesehen: Zuschreiben der Gebühr 
für alle Verbindungen und Zuschreiben der Gebühr nur für Auslands¬ 
verbindungen. 


17. Hiitweisgabe 


Die Erfahrung hat gezeigt, daß eine Hinweisgabe sowohl für den 
Teilnehmer als auch für die Verwaltung vorteilhaft wäre. Da jedoch im 
System TW 39 das Freizeichen, das die Fernschreibmaschine einschaltet, 
identisch ist mit der Zähleinleitung, war bisher eine gebührenfreie Hin¬ 
weisgabe nicht möglich. Erst das System EDS mit seinem Zählunter¬ 
drückungszeichen erlaubt ein solches betriebliches Leislungsmerkmal. 
Es sind zwei Arten von Hinweisgaben vorgesehen: 


a) Gebührenfreie Hinweisgabe im betrieblichen Interesse der DBF. Die 
Verwaltung kann auf beliebige Rufnummern oder Dekaden einen 
Hinweistext schalten, der bis zu 30 Zeichen enthalten kann, wobei 
etwa 20 verschiedene Texte zur Verfügung stehen. Anwendungen: 
Mitteilung von geänderten Rufnummern, wenn Anrufe noch auf der 
alten Rufnummer auflaufen; Hinweise auf gestörte Anschlüsse; An¬ 
weisungen, bei gestörten Auslandsselbstwahlbeziehungen den Aus- 
landsplatz anzuwählen usw. 


b) Gebührenpflichtige Hinweisgabe als Dienst für den Teilnehmer. Der 
berechtigte Teilnehmer hat die Möglichkeit, allen an seinem Anschluß 
auflaufenden Anrufen einen Text eigener Wahl durch den Hinweis¬ 
geber in der Vermittlungsstelle zuschreiben zu lassen, wobei gleich¬ 
zeitig sein Anschluß für abgehende Verbindungen betriebsbereit 


354 



Betriebliche Leistungsmerkmale des neuen EDS 


bleibt. Der Hinweistext darf bis zu 60 Zeichen umfassen und wird 
vom Teilnehmer nach Wahl einer besonderen Rufnummer in den 
Hinweisgeber der Vermittlungsstelle eingegeben. Der eingeschriebene 
Text wird durch die Wahl der eigenen Rufnummer kontrolliert. Der 
berechtigte Teilnehmer hat jederzeit die Möglichkeit, den Hinweis¬ 
text zu ändern oder zu löschen. 


Die Gebühr für diesen Sonderdienst wird in bestimmten Zeitab¬ 
schnitten automatisch verrechnet. Um den Teilnehmer darauf aufmerk¬ 
sam zu machen, daß er diesen Dienst noch in Anspruch nimmt, wird 
ihm zu diesen Abrechnungszeitpunkten die Verrechnungsgebühr und 
der von ihm festgelegte Hinweistext als Kontrolle automatisch zuge¬ 
schrieben. Geschwindigkeit und Code dieser Information stimmen mit 
denjenigen der Wahlprozedur überein. 


18. Priorität 


Dieser gebührenpflichtige Sonderdienst ist nur innerhalb geschlos¬ 
sener Betriebsklassen vorgesehen und wird hier nur eine m Anschluß 
zugeordnet, beispielsweise einem Rundsendeanschluß, einem Direkt¬ 
rufanschluß, dem Anschluß der Geschäftsleitung usw. Ein mit Priorität 
ausgestatteter Anschluß wird, wenn er bei Aufbau einer Verbindung 
die gewünschte Gegenstelle besetzt vorfindet, zu dieser durchgeschaltet, 
wobei die vorherige Verbindung abgeworfen wird. Beim Auflaufen auf 
besetzte Bündel werden solche Anrufe wie gewöhnliche Anrufe behan¬ 
delt. Der Sinn der Priorität ist es, beispielsweise im Fall der Rundsende- 
efnrichtung zu vermeiden, daß man wegen Teilnehmerbesetztfällen nicht 
alle Gegenstellen zu einer Rundsendeverbindung zusammenschalten kann. 


19. Diiplexbetriel) 

Die Entwicklung auf dem Gebiet der Datenfernverarbeitung zeigt, 
daß man zwar zufriedenstellenden Betrieb im Halbduplexverfahren 
oder mit Systemen durchführen kann, die einen schnellen Vorwärts- 
und einen langsamen Rückwärlskanal aufweisen. Der Duplexbetrieb 
jedoch gestattet wegen der Möglichkeit des gleichzeitigen Sendens und 
Empfangens eine doppelt so hohe Ausnutzung der Verbindung, wie sie 
beim Zusammenkoppeln von zwei Rechnern oder bei der laufenden 
Eingabe von Problemen in einen Rechner mit gleichzeitiger Ausgabe der 
Ergebnisse erforderlich sein kann. Gewisse Verfahren sind nur bei 
duplexfähigen Verbindungen anwendbar, wie z. B. das Rücksendever- 
fahren als Fehlererkennungsmelhode. 

Aus diesen Gründen wird das System EDS in allen Geschwindig¬ 
keitsstufen über 50 Baud für Duplexverkehr vorgesehen, wobei die 
Anschlußleitungen je nach Länge vierdrähtig oder zweidrähtig mit 
Gleichstromduplexschaltung ausgeführt werden. 


20. Verkehrsmeß- und Prüftechnik 

Das EDS-Netz soll solche Leistungsmerkmale übernehmen, die bis¬ 
her durch die Technik TW 39 wahrgenommen wurden: Aufgaben des 
T-Prüf- und Meßplatzes 62, der automatischen Prüfeinrichtung, des 
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Zentralprüfsenders, des Zenlralprüfeinpfängers, der T-Störungsmelde- 
stelle, der Verkehrsgrößen- und Verkehrsablaufmeßeinrichtung. Ein Teil 
dieser Aufgaben kann unmittelbar auch auf die Geschwindigkeitsstufen 
über 50 Baud ausgedehnt werden, wie z. B. die Verkehrsmeßaufgaben, 
die automatische Verzerrungsprüfung der Verbindungslei tun gen usw. 
Gewisse andere Messungen müssen modifiziert werden wie die Bestim¬ 
mung von Sendeverzerrung und Empfangsspielraum auf der Anschluß¬ 
leitung. Die einzelnen Betriebsabläufe können hierbei nur im Zusam¬ 
menhang mit denjenigen der neuen Fernschaltgeräte festgelegt werden. 
Das durch ein Signal von der Vermittlungsstelle ausgelösle automatische 
Schleifen der Anschlußleitung im Fernschaltgerät ist eine bevorzugte 
Methode, greift jedoch stark in die Konstruktion des Fernschaltgeräts ein. 

Alle Meßergebnisse sollen auf einem Blattschreiber ausgedruckt 
werden, wenn bestimmte vorgegebene Grenzwerte überschritten werden. 

III. Typen und Größen der Vermittlungsstellen 

Das System gliedert sich in zwei Grundtypen: Die steuernde Voll¬ 
vermittlungsstelle und die gesteuerte Teilvermilllungsstelle. Vollvermitt¬ 
lungsstellen werden eine maximale Aufnahmefähigkeit von 16 000 Sy¬ 
stemanschlußschaltungen besitzen, sie sollen jedoch schon ab 1000 Sy¬ 
stemanschlußschaltungen wirtschaftlich einsetzbar sein. Für die Ge¬ 
schwindigkeitsstufen im langsamen und mittleren Bereich ist Durch¬ 
schaltung in asynchronem Zeitmulliplex vorgesehen, die höheren 
Geschwindigkeiten werden in einem getrennten Raumvielfach durch¬ 
geschaltet. Bei verkehrsmäßiger Überlastung im Raumvielfachsyslem, 
d. h., wenn keine Koppelpunkte mehr frei sind, tritt Gassenbesetzt mit 
nachfolgendem Abwurf ein. Dieser Fall entspricht im Zeitvielfachsystem 
dem Fall, daß zum Zeitpunkt der Anforderung kein Rechnerzyklus frei 
ist. Unter Anforderung versteht man hier, daß eine ankommende Lei¬ 
tung zu einer abgehenden Leitung ein bit übertragen möchte. Da die 
ankommende Leitung auf den nächsten freien Zyklus warten kann, ent¬ 
steht nur eine Verzögerung in der Übertragung, was sich als Zunahme 
der Verzerrung auswirkt. Das Zeitmultiplexsystem reagiert also auf eine 
Zunahme der Belastung mit einer Zunahme der Verzerrung. Diese Tat¬ 
sache muß bei der Aufstellung des Verzerrungsplans berücksichtigt 
werden. 

Die Teilvermittlungsstellen sind in Raumvielfachtechnik aufgebaut 
und werden von der Vollvermittlungsstelle über festgeschaltete Steuer¬ 
leitungen gesteuert. Die Vollvermittlungsstelle veranlaßt die Wegeein- 
stellung in der Teilvermittlungsstelle und nimmt auch die Gebühren- 
erfassung und -Speicherung wahr. Für Teilvermittlungsstellen ist keine 
Leitweglenkung vorgesehen, jedoch wird Internverkehr ohne den Um¬ 
weg über die Vollvermittlungsstelle möglich sein, wo dies wirtschaftlich 
ist. Die Steuerleitungen werden je nach Größe der Teilvermittlungsstelle 
mit 200 Baud oder 2400 Baud betrieben und bei größeren Teilvermitt- 
lungsstellen doppelt geführt. Teilvermittlungsstellen sind in zahlreichen 
Abstufungen von 20 bis zu 1000 Beschaltungseinheiten vorgesehen. 
Wegen des Prinzips der Leistungsgleichheit-gleiche betriebliche Lei- 
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stungen für alle Teilnehmer — müssen die Teilvermittlungsstellen die¬ 
selben Leistungsmerkmale erfüllen wie die Vollvermittlungsstellen. 


IV. Zusätzliche Leistungsmerkmale nach Bedarf 


Das System EDS kann, da es als rechnergesteuerte, programm¬ 
orientierte Technik konzipiert ist, durch Programmänderung leicht an 
zusätzliche Aufgaben angepaßt werden. Ein Beispiel hierfür ist der 
Gentexdienst. Hierbei kann das EDS-Nelz einen Teil oder alle 
Aufgaben nicht nur für die Leitweglenkung, sondern auch für die Nach- 
richtcnaufbereilung, also eine echte Datenverarbeitung durchführen. Es 
wären z. B. folgende Varianten möglich: 




Das System übernimmt den Zubringer- und Abnehmerverkehr zu 
und von zentralen Telegrammrechnern, die die Leitwegumrechnung 
und Nachrichtenaufbereitung durchführen. 

Alle Gentexanschlüsse erreichen im Direktruf verfahren ihren 
zuständigen Telegrammrechner und setzen dort das Telegramm ab, 
wobei der Zielort durch seinen Namen gekennzeichnet ist. Der Tele¬ 
grammrechner ermittelt aus dem Ortsnamen die im EDS-System 
gültige Ortsnetzkennzahl und Rufnummer der End telegrafensteile, 
wählt die Zieltelegrafenstelle und setzt dort die Nachricht, eventuell 
nach Aufbereitung, ab. Eine solche Aufbereitung ist z. B. die Um¬ 
setzung des Slreifenschreiberformats in das Blattschreiberformat oder 
die automatische Löschung von Schreibfehlern, was von einem Teil 
der europäischen und außereuropäischen Länder gefordert wird. Der 
Telegrammrechner wiederholt den Verbindungsversuch bei besetzter 
Endstelle und überwacht den Kennungsgeberauslausch. Die Funk¬ 
tionen für Formataufbereitung und Fehlerkorrektur führen gegen¬ 
wärtig im Gentexnetz die Formatumsetzer durch. Diese wurden als 
Kleinstreclmer mit verdrahteter Logik entwickelt und in den Gcntex- 
Auslandskopfvermitllungsstellen als zentrale Schaltglieder eingesetzt. 
Das System übernimmt sowohl den Transport als auch die Format¬ 
aufbereitung und Fehlerkorrektur für das Telegramm. 

Die Gentexanschlüsse erreichen im Direktrufverfahren diejeni¬ 
gen EDS-Zentralvermiltlungsstellen, die zusätzlich mit den Aufgaben 
für den Gentexdienst betraut werden. Dort werden folgende Auf¬ 
gaben abgewickelt: 


— Umsetzen des alphabetischen Ortsnamens in die für das EDS-System gültige 
Wahlinformalion. 

— Wiederholen des Anrufs bei Gassen- oder Endstellenbesetzt. Letzteres ist nicht 
notwendig, wenn als weiteres Leistungsmerkmal die Xachrichlenspeicherung 
in der Ziel-Vermittlungsstelle im Falle von Endstellen-Besetzt eingeführt wird. 
Bei Freiwerden des Anschlusses schreibt die Ziel-Vermittlungsstelle diesem 
Anschluß die Nachricht zu und baut anschließend rückwärts eine Verbindung 
zu dem Ursprungsanschluß auf, um ihm in einem festgelegten Text die Tat¬ 
sache und die Uhrzeit der Übermittlung der Nachricht an die gerufene End¬ 
stelle mitzuteilen. 


Im Falle des Auslandsverkehrs zu Ländern mit der Forderung nach 
fehlerfreiem Blattschreiberformat übernimmt die federführende EDS- 
Zentralvermittlungsstelle auch noch folgende Aufgaben: 
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— Neubilden des Telegrammkopfes entsprechend dem gewünschten Format. 

— Umsetzen des Textes in Blattschreiberformat. 

— Fehlerkorrektur. 

Weiterhin könnten noch die Aufgaben des Ortsleitplatzes sowie eine 
Erfassung der Abrechnungsdaten für Auslandstelegramme durch¬ 
geführt werden. 


Ein weiteres Beispiel für die Verarbeitung von Daten durch das 
EDS-System ist die automatische Telexauskunft. Man 
versteht hierunter, daß der Telex-Teilnehmer Zugriff zu der im System¬ 
speicher einzuspeichernden Rufnummern- und Kennungsgeberdatei er¬ 
hält. Es gibt hierbei grundsätzlich zwei Möglichkeiten: 

Im ersten Fall beherrscht der Teilnehmer das Format, in dem er 
seine Anfrage an das System stellt, also die Reihenfolge von Name, Vor¬ 
name, Stadt, Straße für das Herausfinden einer Rufnummer. Der Rech¬ 
ner sendet dann ohne weitere Rückfragen diese Nummer, die auf dem 
Blattschreiber des Teilnehmers ausgedruckt wird. 

Im zweiten Fall beherrscht der Teilnehmer das Format nicht und 


muß vom Rechner im Frage- und Antwortspiel zu der richtigen Reihen¬ 
folge geführt werden. Der Rechner fragt in diesem Fall: „Format be¬ 
kannt?“ und setzt dann, wenn der Teilnehmer mit „Nein“ antwortet, 
das Fragespiel fort mit der Frage: „Name?“, Vorname? usw. Dieser 
automatische Auskunftsdienst ist wegen der großen Informationsmenge 
sehr speicherintensiv, so daß im EDS-System zusätzliche Speicher für 
die betreffenden geschäftsführenden Zentralvermittlungssteilen vorzu¬ 
sehen wären. Auch für die Rechnerbelastung müssen 20—30 % mehr 
angesetzt werden, so daß hier ebenfalls auf entsprechende Reserven 
geachtet werden müßte. 


Diese Aufzählung zusätzlich möglicher Leistungsmerkmale ist un¬ 
vollständig. Es wäre noch eine Vielzahl anderer denkbar wie die Durch¬ 
führung von Rechnerarbeiten für Teilnehmer, Dokumentation usw. Das 
EDS-System ist so flexibel, daß auch künftige, heute noch nicht gefor¬ 
derte Dienste zum Nutzen der Teilnehmer und der Verwaltung realisiert 
werden können. 
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I. Abgrenzung des Themas 
1. Bedeutung internationaler Zusammenarbeit 

„Inzwischen haben wir in Europa festgestellt, daß Wirtschaft, 
Wissenschaft und Technik unaufhörlich innerhalb der einzelnen euro¬ 
päischen Nationen im buchstäblichen Sinne an die Grenzen der Nationen 
stoßen . . . Internationale Kooperation ist notwendig, ohne internatio¬ 
nale Zusammenarbeit können die Nationen, jede für sich allein, am 
Morgen des Atomzeitalters, am Morgen des Zeitalters der elektrischen 
Regler- und Steuersysteme, nicht mehr das Optimum an wirtschaftlicher 
und sozialer Wohlfahrt erreichen“ [1]. Wenn der Bundeswirtschafls- 
minister so zu internationaler Zusammenarbeit aufruft, so zeigt ein 
Blick in Zeitungen und Zeitschriften, daß tatsächlich in vielen Wirt¬ 
schaftszweigen die Zeichen der Zeit erkannt sind. Fast täglich wird über 
neue Vereinbarung von Kooperationen, die mehr und mehr auch die 
Wirtschaftsstruktur verändern, und gelegentlich auch über die dahinter 
liegenden grundsätzlichen Probleme berichtet und diskutiert. 

2. Die Fernmeldeindustrie in den großen Konzernen der westlichen Welt 

Die großen Konzerne der Fernmeldeindustrie können für sich in 
Anspruch nehmen, daß sie schon sehr früh die Wichtigkeit weltweiten 
Wirkens erkannt haben. Sie haben sich nicht nur des Welthandels 
bedient, um ihre Erzeugnisse von Kontinent zu Kontinent auszutau¬ 
schen, sie haben darüber hinaus auch in hohem Maße eine wirtschaft¬ 
liche Verflechtung von Produktionsslättcn in einer großen Zahl von 
Ländern erreicht. Tatsächlich ist neben den Gebieten der Chemie, des 
Öls und des Maschinenbaus das Gebiet der Elektrotechnik,^dabei beson¬ 
ders der Fernmeldetechnik und der Elektronik, durch große weltweit 
tätige Industrieunternehmen gekennzeichnet. 

Wenn hier nur die Fernmeldeindustrie in ihren internationalen 
Verflechtungen betrachtet werden soll, so ist dieser Ausschnitt aus der 
Elektroindustrie zunächst abzugrenzen. Dabei soll als wesentliches 
Kennzeichen der fernineldeinclustriellen Produktion die Deckung des 
Bedarfs der Fernmeldeverwallungen und Fernmeldegesellschaften gel¬ 
len, die öffentliche Dienste betreiben. Die Einbeziehung des Bedarfs 
von Eisenbahnen und anderen Verkehrsunlernehmen sowie des Bedarfs 
an nachrichtentechnischer Ausrüstung für Militär, Polizei usw. würde 
die Grenzen nicht wesentlich verschieben. 

Die Internationale Fernmelde-Union, in der sich die Regierungen 
für ihre öffentlichen Fernmeldedienste zusammengeschlossen haben, 
definiert im Internationalen Fernmeldevertrag, Montreux 1965, als 
Fernmelde wesen [2]: 

„Jede Übermittlung, jede Aussendung oder jeder Empfang von Zeichen, Signa¬ 
len, Schriftzcichen, Bildern, Tönen oder Nachrichten jeder Art über Draht, Funk 

oder über andere elektromagnetische Systeme.“ 

Hiernach sind nicht nur Rundfunksender, sondern auch Empfänger 
für Ton- und Fernsehrundfunk Fernmeldegerät. Diese Empfänger ge¬ 
hören mit Ton- und Bildaufzeichnungsgeräten aber andererseits zu der 
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schnell wachsenden Gruppe der Geräte der Unterhaltungselektronik und 
werden auch in der Menge nicht von den Fernmeldeverwallungen be¬ 
trieben. Sie mögen daher hier außer Betracht bleiben. Die kommerzielle 
Elektronik überschneidet sich in gewisser Weise mit dem Fernmelde¬ 
wesen. Einerseits werden in den Fernmeldegeräten mehr und mehr 
elektronische Bauelemente verwendet, andererseits ist die Datenüber¬ 
tragung, die zur elektronischen Datenverarbeitung gehört, sicher ein 
Zweig des Fernmeldewesens. In dem vorbezeichneten Sinne müssen 
ferner Seefunk, Funkortung, die sende- und empfangstechnischen Ein¬ 
richtungen von Satelliten und auch die Fernmeldekabelanlagen sowie 
die entsprechenden Meßgeräte zum Fernmeldewesen gerechnet werden. 

Es dürfte sich aber erübrigen, für die vorliegende Betrachtung die 
Frage der Abgrenzung des Fernmeldewesens im Hinblick auf die Fern¬ 
meldeindustrie weiter zu erörtern. 

Internationale Verflechtungen bestehen nicht nur im Rahmen der 
Weltfirmen der Fernmeldeindustrie. Auch zahlreiche mittlere und klei¬ 
nere Unternehmen dieser Branche haben untereinander Verbindungen 
über die Grenzen hinweg. Erinnert sei am Rande auch an Beratungs¬ 
firmen, deren Leitung und Beratungsstab aus Angehörigen verschie¬ 
dener Staaten gebildet sind. Allgemeine wirtschaftliche Bedeutung ha¬ 
ben aber nur die Verflechtungen der großen Konzerne. Besonders bei 
ihnen wird die Vielzahl der Typen internationaler Kooperalionsformen 
deutlich, von denen einzelne dann auch bei Unternehmen kleinerer 
Wirkungsbreite zu finden sind. Deshalb sei im folgenden nur die 
Aktivität der großen Konzerne im internationalen Felde betrachtet. 

Auch in der Fernmeldeindustrie des Ostblocks macht sich das 
Bedürfnis nach zwischenstaatlicher Kooperation mehr und mehr be¬ 
merkbar [3]. Unter den Mitgliedsstaaten des GOMECON bemüht man 
sich daher um planmäßige Arbeitsteilung zwischen den einzelnen Mit¬ 
gliedsländern. Doch würde ein Eingehen hierauf den Rahmen dieses 
Aufsatzes sprengen. 

Kaum einer der Konzerne, die auf weltweiter Ebene Produkte der 
Fernmeldetechnik hersteilen, beschränkt sich auf diesen Geschäftszweig. 
Wie Abschnitt III. zeigt, betätigen sich diese Konzerne auch auf anderen 
Gebieten der Elektrotechnik, in der Regel in großem Umfang in der 
Starkstromtechnik. Manche weisen auch eine erhebliche Produktion 
nichtelektrotechnischer Güter oder ein umfangreiches Dienslleistungs- 
geschäft auf. Alle großen Konzerne, die wegen ihres Umsatzes auf dem 
Fernmeldegebiet weltweite Bedeutung haben, sind aber nach dem 
Schwerpunkt ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit der Elektrotechnik zuzu¬ 
ordnen [4]. 

Wenn man auch annehmen muß, daß die innerbetriebliche Rech¬ 
nungslegung die einzelnen Geschäftsvorgänge deutlich dem einen oder 
anderen Geschäftsbereich zurechnet, so ist für Außenstehende die Kon¬ 
zerntätigkeit auf dem Fernmeldegebiet in Zahlen häufig schwer zu 
erfassen. Die Geschäftsberichte geben im allgemeinen nur summarische 
Angaben über die finanziellen Verhältnisse des Konzerns, und wenn 
Zahlen über das Fernmeldegeschäft gesondert gegeben werden, so mag 
die Zuordnung zu dem, was Fernmeldewesen ist, von Konzern zu 
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Konzern verschieden und auch nicht an der Definition der Internatio¬ 
nalen Fernmelde-Union ausgerichtet sein. Die in Abschnitt III. gege¬ 
benen Zahlen können daher nur mit starken Einschränkungen zu 
Vergleichen über den Umfang des Fernmeldegeschäftes herangezogen 
werden. 


5. Begriffsbestimmung der Verflechtung 

Unter Verflechtung sollen hier zwei wirtschaftliche Vorgänge ver¬ 
standen werden, die sich, von Ausnahmen abgesehen, deutlich vonein¬ 
ander unterscheiden lassen: Im ersten Falle handelt es sich um die 
Expansion eines Unternehmens in ein anderes Land und damit um die 
Bildung oder Erweiterung eines international tätigen Konzerns. Grund¬ 
sätzlich würde hierunter auch die Fusion zweier größerer Konzerne 
fallen, deren Spitzen in verschiedenen Ländern ihren Sitz haben, doch 
sind solche Fälle um so seltener, je stärker auch der kleinere der beiden 
Konzerne ist. Der zweite zu betrachtende Fall ist die Verflechtung von 
Industrieunternehmen verschiedener Länder durch Interessengemein¬ 
schaften verschiedener Art unter grundsätzlicher Wahrung ihrer wirt¬ 
schaftlichen Selbständigkeit. 

Dabei hat das Wort Verflechtung einen doppelten Sinn: Es bezeich¬ 
net zum einen den wirtschaftlichen Vorgang, zum anderen aber auch 
einen dadurch oder auf andere Weise bewirkten Zustand. Nur in zwei¬ 
tem Sinne kann man den Fall, daß ein Konzern in einem anderen Land 
ein Unternehmen gegründet hat, unter die Verflechtung einbeziehen. 

Unter Verflechtung soll in diesen Ausführungen der eine oder der 
andere Begriff verstanden werden, wie es sich jeweils aus dem Zusam¬ 
menhang ergibt. 

Im ersten oben genannten Fall handelt es sich darum, daß sich ein 
Konzern in einem fremden Lande dadurch industriell betätigt, daß ei¬ 
ern Produktionsunternehmen nach dem dortigen nationalen Recht über¬ 
nommen, gegründet oder sich wesentlich an einem solchen Unternehmen 
beteiligt hat. Es sollen also reine Handelsunternehmen in einem anderen 
Land, die nur dem Absatz der Erzeugnisse des Konzerns in diesem 
Lande dienen, nicht unter die Betrachtung fallen. 

Ferner haben weltweit tätige Konzerne der Fernmeldeindustrie in 
einigen Ländern oder zwischen diesen schon früh auch Dienstleistungs¬ 
betriebe des Fernmeldewesens, in der Regel für die Durchführung des 
Fernsprechdienstes oder des Telegrafendienstes, übernommen. So ver¬ 
sieht zum Beispiel die Radio Corporation of America (RCA) den Tele¬ 
grafenbetrieb zwischen vielen Ländern, die International Telephone 
& Telegraph Corporation (ITT) den Fernsprechbetrieb in Puerto Rico, 
Virgin Islands, teilweise in Brasilien und Chile. Solche Betätigung eines 
Konzerns in anderen Ländern als dein Heimatland kann zwar eine 
ganze Reihe ähnlicher Fragen wie bei einem Produktionsbetrieb auf¬ 
werfen. Oft werden sich wegen des monopolitischen Charakters solcher 
Dienstleistungsbetriebe auch zusätzliche Probleme stellen, besonders 
dann, wenn der fremde Staat die Ausnutzung der Fernmeldehoheit 
grundsätzlich für sich beansprucht. Da aber die internationale Verflech- 
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tung in diesen Fällen auf einer anderen rechtlichen Gegebenheit beruht, 
soll sie nicht weiter erörtert werden. 

Für den zweiten Fall, nämlich die Verflechtung industrieller Unter¬ 
nehmen unter Wahrung ihrer Selbständigkeit, zeigt sich nicht nur eine 
größere Anzahl von Typen, auch der Grad der Verflechtung kann von 
geringen Kontakten bis zur intensiven Zusammenarbeit reichen. Immer 
aber besteht die Begrenzung, daß keiner der Partner durch die Interes¬ 
sengemeinschaft in seiner wirtschaftlichen Selbständigkeit entscheidend 
eingeengt sein will. 

4. Themenbeschränkung auf beispielhafte Entwicklungen und Tendenzen 

Schnell wie die technische Entwicklung ändern sich auch die inter¬ 
nationalen Verknüpfungen der Fernmeldeindustrie. Es vergeht kaum 
ein Monat, in dem nicht diese oder jene Notiz von einer neuen Koopera¬ 
tion auf diesem Gebiete veröffentlicht wird. Es wäre sicher sehr inter¬ 
essant, eine Momentaufnahme aller bestehenden Beziehungen und ihrer 
wirtschaftlichen und industriellen Bedeutung zu einem bestimmten Zeit¬ 
punkt zu erhalten. Leider aber liegen auch nur einigermaßen vollstän¬ 
dige Unterlagen hierüber nicht vor und lassen sich auch nicht annähernd 
lückenlos beschaffen [5]. 

Über die Betätigung eines Konzerns im Ausland macht der Ge¬ 
schäftsbericht im allgemeinen nur sehr knappe Angaben. Es gehört zu 
den Ausnahmen, daß ausländische Produktionsgesellschaften der Kon¬ 
zerne einzeln mit ihrem Geschäftsumfang angeführt werden. W. Hup¬ 
pert [6] führt hierzu aus: 

„Besonders schwach entwickelt ist gewöhnlich die Publizität über ausländische 
Beteiligungen (aktiv und passiv). Sie gehören nur mittelbar zum berichtenden 
Unternehmen, und die Konzernleilung hält mit Einblicken gern zurück, weil 
das die Konkurrenz, die Regierungen und Steuerverwaltungen, vielleicht auch 
die Publizistik, unliebsam interessieren und reagieren lassen könnte. Gerade die 
finanziellen Verhältnisse der Auslandsunternehmungen werden nicht gern näher 
dargelegt.“ 

Auch die vorzügliche Zusammenstellung der wirtschaftlichen und 
finanziellen Verflechtungen im Verlag Hoppenstedt [7] zeigt zwar die 
Eigentumsverflechtungen im einzelnen, führt aber hier nicht sehr weit, 
weil die Tochtergesellschaften im Ausland nur mit ihrem Aktienkapital 
angeführt sind. Vielfach dienen solche Tochtergesellschaften nur als 
Holdinggesellschaften für weitere ebenso angeführte Produktionsgesell¬ 
schaften im Ausland. Jedenfalls wird die Durchsichtigkeit besonders 
erschwert durch die Gründung von Finanzierungs-Gesellschaften im 
Ausland, die Kapital-Transaktionen durchführen, welche in den Ge¬ 
schäftsberichten nicht in ihren Details, sondern nur global erwähnt 
werden. Für die Gründung dieser Gesellschaften werden natürlich Län¬ 
der mit guten Finanzierungsmöglichkeiten — z. Z. die Schweiz und Ka¬ 
nada — bevorzugt. Daß Unterlagen über diese Zusammenhänge schon 
für deutsche Gesellschaften nur schwer zu beschaffen und im einzelnen 
zu diskutieren sind, haben die Konzentrationsenquete der Bundesregie¬ 
rung [8] und die daran angeknüpften Erörterungen ebenso wie die 
sonstige einschlägige Literatur bewiesen [5, 9, 10]. 
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Noch welliger ist es möglich, ein vollständiges Bild der Verflechtung 
zwischen den großen internationalen Konzernen zu erhalten. Zwar sind 
etwa bestehende größere finanzielle Verflechtungen bekannt, mögen sie 
nun zwischen zwei Konzernen unmittelbar oder über dritte Gesellschaf¬ 
ten bestehen. Auch ein Teil der sonstigen Kooperation wird mehr oder 
weniger vollständig publiziert. Was aber auf dem Gebiet der technischen 
Zusammenarbeit geschieht, Patentaustausch oder großzügige Lizenzie¬ 
rung, technische Absprachen oder sonstige Vereinbarungen für eine 
Kooperation, das wird nur sehr beschränkt veröffentlicht oder aus den 
Ergebnissen bekannt, und auch für eine weit zurückliegende Vergangen¬ 
heit öffnen sich hierüber ergiebige Archive nur selten. 

Wie die Entwicklungsgeschichte der einzelnen Konzerne verschie¬ 
den ist, so sind es auch in ihren Heimatländern die Voraussetzungen 
rechtlicher und wirtschaftlicher Art. Schon die Größe des Heimatlandes 
kann einen Einfluß auf die Expansionsfreudigkeit haben. Auch läßt sich 
nicht an einem oder an wenigen Modellfällen darstellen, was die inter¬ 
nationale Verflechtung der Fernmeldeindustrie bedeutet. Es gilt, die 
Vielzahl der Möglichkeiten in einem Streifzug durch Vergangenheit und 
Gegenwart zu betrachten und dabei auf bestehende Schwerpunkte etwas 
näher einzugehen. 


II. Expansion der Konzerne über die nationalen Grenzen 

Wenn eine Industriefirma im Ausland eine Produktionsstätte be¬ 
ireiht, so ist dieses Unternehmen den Gesetzen des jeweiligen Landes 
unterworfen; es ist ein Unternehmen nach dem Hecht dieses Landes. 
Huppert [6] weist darauf hin, daß es nicht recht überzeugend ist, von 
amerikanischen Unternehmen in Westdeutschland, niederländischen 
Unternehmen in Belgien oder britischen Unternehmen in Kanada zu 
sprechen. Wirtschaftlich haben solche Unternehmen internationalen 
Charakter, auch wenn man die nationale Zuordnung nach dem Sitz der 
Stammgesellschaft oder der Konzernspitze vornimmt. Da es keine supra¬ 
nationalen Organisationsformen für Industriefirmen gibt, ist der Zu¬ 
sammenschluß von Unternehmen in verschiedenen Ländern nur in der 
Form eines Konzerns möglich, der Gesellschaften verschiedenen natio¬ 
nalen Rechts zusammenfaßt; die nationale Zuordnung eines Konzerns 
ist daher nicht in jedem Sinne gerechtfertigt. Am Ende bietet sich das 
Bild eines multinationalen Unternehmens von Firmen, die, durch ge¬ 
meinsame Besitzverhältnisse zusammengehalten, einer einheitlichen 
Leitung durch ein gemeinsames oberstes Management unterstellt sind. 
Dabei kann diese Führungsspitze mehr oder weniger dem Heimatland 
des Konzerns verbunden oder auch überwiegend polyzentrisch oder geo¬ 
zentrisch orientiert sein. Dies muß bei den volkswirtschaftlichen und 
wirtschaftspolitischen Problemen, die solche Unternehmen in der natio¬ 
nalen Wirtschaft stellen, im Auge behalten werden. 

Die Definitionen der in wissenschaftlichen Untersuchungen verwen¬ 
deten Begriffe „international, supranational, multinational, transnatio¬ 
nal, ethnozentrisch, polyzentrisch, geozentrisch“ und ihre Diskussion 
finden sich in dem Bericht von Rolfe für die Tagung der Internationalen 
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Handelskammer 1909; dieser Bericht behandelt die Probleme der welt¬ 
weit tätigen Konzerne sehr eingehend lind wird daher in der Folge noch 
mehrfach zitiert [11]. 

Grundsätzlich setzt eine Expansion über die nationalen Grenzen 
hinweg mehr noch als im Inlande eine große technische und wirtschaft¬ 
liche Leistungsfähigkeit voraus. Auch muß unter Berücksichtigung vieler 
bestimmender Faktoren entschieden werden, ob und in welchem Um¬ 
fang Eigenfinanzierung angebracht ist oder Fremdfinanzierung in An¬ 
spruch genommen werden soll. 

Wenn eine Großfirma die nationalen Grenzen überschreitet und 
dadurch eine Verflechtung der betreffenden Industrie im einen Lande 
mit der im anderen zustande kommt, so sind die wirtschaftlichen Ge¬ 
gebenheiten sehr verschieden, je nachdem, ob die Expansion eine Be¬ 
tätigung in einem Industrieland oder in einem Entwicklungsland zum 
Gegenstand hat. 

1. Expansion in Industrieländer 

In einer Reihe von Fällen erscheint es dem expandierenden Kon¬ 
zern interessant, sich die Beteiligung an einem bestehenden Industrie¬ 
unternehmen eines anderen Landes zu sichern oder dieses ganz zu über¬ 
nehmen. Dabei gibt es nach dem Gepräge des Konzerns, dem Status des 
Unternehmens im anderen Land, den wirtschaftlichen Gegebenheiten 
und den Rechtsverhältnissen eine Vielfalt von Formen der Einfluß¬ 
nahme. Es erübrigt sich, hier auf die verschiedenen Möglichkeiten ein¬ 
zugehen, wie der entsprechende Einfluß durch den Kauf von Aktien¬ 
paketen oder durch Verträge zwischen den Gesellschaften gesichert wer¬ 
den kann, wobei auch an die Einflußnahme über zwischengeschaltete 
dritte Gesellschaften gedacht werden kann. 

Die einheitliche Leitung im Konzern wird in erster Linie durch 
interne personelle Verflechtung ausgeübt. Bei Tochtergesellschaften im 
Ausland sind meist ein oder zwei Mitglieder der Konzernverwaltung in 
den Aufsichts-Gremien vertreten, so daß unbeschadet des Eigenlebens 
der übernommenen Gesellschaft im Rahmen ihrer nationalen Zielset¬ 
zung die Zugehörigkeit zum Konzern mit den entsprechenden wirt¬ 
schaftlichen Folgen zweifelsfrei ist [8]. 

Möglich ist es allerdings auch, die Abhängigkeit eines Unterneh¬ 
mens von einem Konzern durch Zwischenschaltung eines oder mehrerer 
Treuhänder zu verbergen. 

Im allgemeinen wird sich der expandierende Konzern einen mög¬ 
lichst weitgehenden Einfluß sichern, d. h., es wird entweder gleich oder 
im Laufe der Zeit zum vollständigen Aufkauf der betreffenden Gesell¬ 
schaft kommen, soweit nicht Gesichtspunkte der nationalen Wirtschafts¬ 
politik in dem betreffenden Lande entgegenstehen. Dies ist aber in der 
Regel bei Industrieländern, die auf einen weltweit offenen Markt an¬ 
gewiesen sind, nicht der Fall oder wenigstens kaum nachzuweisen. 

Es entspricht dieser Entwicklung, wenn die Verflechtung nur auf 
Teilgebieten des Fernmeldewesens stattfindel, in erster Linie jenen, die 
bereits vor der Übernahme zur ursprünglichen Produktion der über- 
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nommenen Firma gehört haben. Ein Ausbau auf die ganze Breite der 
Konzernproduktion dürfte jedenfalls nicht Vorkommen. 

Ein frühes Beispiel enthält die Geschichte des Hauses Siemens [12]: 
„Einen Filialhetrieb, an dem gewöhnlich ausländisches Kapital beteiligt 
war, in dessen Aufsichtsrat angesehene Persönlichkeiten des betreffen¬ 
den Landes saßen, der in der Hauptsache dort ansässige Arbeitskräfte 
beschäftigte und seine Steuern so gut wie ein einheimischer Betrieb 
zahlte, konnte kaum der Vorwurf treffen, nicht zur nationalen Wirt¬ 
schaft zu gehören. So erwarben Siemens & Halske in der Schweiz für 
ihre dortige Vertretung, die „Siemens Elektrizitäts-Erzeugnisse“ in Zü¬ 
rich, im Jahre 1922 eine in Albisrieden bei Zürich gelegene Fabrik und 
bauten sie für die Bedürfnisse der Fernmeldetechnik, insbesondere des 
Fernsprechwesens, aus . . . 1935 wurden sie in „Albiswerk AG Zürich“ 
umgetauft.“ Die Siemens AG ist heute mit rund (17 Prozent an den Albis- 
werken beteiligt. 

Den großzügigsten Konzernausbau hat in dieser Weise die Inter¬ 
national Telephone & Telegraph Corporation (ITT) vorgenommen. Die 
Gesellschaft wurde 1920 in New York gegründet als Holding-Gesellschaft 
für eine Anzahl von Telefon-Betriebsgesellschaflen im karibischen Raum. 
Im Jahre 1925 übernahm ITT von International Western Electric deren 
in 11 Ländern betriebene Fabriken für Fernmeldegeräte und steigerte 
durch Kauf weiterer Fabriken besonders in Europa und durch Erwerb 
von Telefon-Betriebsgesellschaften bis 1930 ihr Anlagevermögen in 
anderen Ländern von ursprünglich 3,4 Mio. US-Dollar auf 588 Mio. 
US-Dollar. Die Weltwirtschaftskrise und in ihrem Zusammenhang die 
Zerrüttung des Weltwährungs- und Welthandels-Systems brachten er¬ 
hebliche Schwierigkeiten für die ITT. die aber u. a. durch teil weisen 
Verkauf von Betriebsgesellschaften überwunden wurden. Die hierbei 
gemachten Erfahrungen und die durch den 2. Weltkrieg verstärkt sich 
entwickelnden Risiken in den rd. 80 % des Gesamtvermögens betragen¬ 
den Ausländsbeteiligungen veranlaßten die ITT nach dem Krieg, ins¬ 
besondere seit 4959, große Anstrengungen zu machen, die Geschäfts¬ 
basis in USA selbst und in Kanada wesentlich zu erweitern. Die Gesell¬ 
schaft übernahm dabei auch Geschäftsgebiete, die außerhalb der Nach¬ 
richtentechnik lagen, wie z. B. Avis Autovermietung, Sheraton Hotels, 
Continental Baking u. a. Als Resultat dieser Maßnahmen teilte die ITT, 
die heule mehr als 150 Gesellschaften besitzt, in ihrem Geschäftsbericht 
1968 mit, daß rd. 60 % ihres Einkommens aus Aktivitäten in den USA 
und Kanada stammen, verglichen mit nur 30 % im Jahre 1964. Der 
Anteil der Fernmeldetechnik am Umsatz betrug 1968 nur noch rd. 21 %, 
verglichen mit über 50 % im Jahre 1964. 

Die andere Möglichkeit, in ein anderes Industrieland zu expandie¬ 
ren, besteht darin, daß der Konzern in dem betreffenden Lande selbst 
die Neugründung einer Firma vornimmt, die dann dort nach den natio¬ 
nalen Gesetzen als Wirtschaftsunternehmen dieses Landes arbeitet. Da¬ 
bei mag es Vorstufen geben, etwa zunächst die Erweiterung eines Ver- 
kaufsbiiros des Konzerns zu einer Handelsfirma, in der eine technische 
Abteilung gebildet wird. Diese kann als Kernzelle für die Gründung 
einer Produktionsfirma dienen. Klarer sind sicher die Verhältnisse, 
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wenn sich der Konzern unmittelbar zur Gründung einer nationalen 
Firma zur Produktion in dein betreffenden Lande entschließt, wobei 
dann langfristige Pläne mit der betreffenden Regierung oder mit Wirt¬ 
schafts-Organisationen erörtert und gegebenenfalls vereinbart werden 
können. Ein naheliegendes Beispiel ist die Gründung der „Allgemeinen 
Deutschen Philips Industrie GmbH“, die vom Philips-Konzern im Jahre 
1939 gegründet wurde. 

Die Expansion über nationale Grenzen hinweg ist in der Regel mit 
besonderen Schwierigkeiten und Risiken verbunden. Dabei kann inan 
auch nicht schematisch vorgehen, sondern muß sich den von Land zu 
Land unterschiedlichen Gegebenheiten auch bei der Führung der Be¬ 
triebe anpassen. Trotzdem haben die Wachstumsinduslrien stets den 
Sprung über die Grenzen in andere Industrieländer gewagt. In der 
Fernmeldeindustrie kann man das über mehr als 100 Jahre zurück¬ 
verfolgen. So wurde schon 1858 die Firma Siemens & Halske, London, 
gegründet, die 1865 in der Firma Siemens Brothers, London, aufging. 
1893 gehörten außerdem zu Siemens und Halske in Berlin die als selb¬ 
ständige Firma betriebene Zweigniederlassung in St. Petersburg und 
die Siemens & Halske Electric Company of America in Chicago [12]. 

Eine ganze Anzahl von Gründen kommt für die Entscheidung, in 
einem fremden Land zu produzieren, in Betracht. Zunächst kann man 
davon ausgehen, daß ein Konzern in seinem gesunden Wachstums¬ 
streben sich zusätzliche Gewinne durch die Erschließung neuer Märkte 
verspricht. Dies ist besonders dann interessant, wenn das inländische 
Wachstum geringer wird. Jedenfalls ergibt sich durch die Ausweitung 
eines Konzerns in eine Reihe anderer Länder eine Ausweitung der 
Leistungs-Elastizität. Damit können sich auch die Risiken verringern. 
Dabei kommt es vor, daß die neue Produktionsstätte in einem Industrie¬ 
land errichtet wird, dessen heimische Industrie bis dahin die in Frage 
stehenden Produkte überhaupt nicht oder nur in unzureichendem Um¬ 
fang oder in unzureichender Ausführung geliefert hat, so daß zunächst 
fast nur mit dem Wettbewerb anderer ausländischer Konzerne zu rech¬ 
nen ist. Es kann aber auch sein, daß die wirtschaftspolitischen Tenden¬ 
zen des betreffenden Landes, realisiert u. a. in seiner Steuer- und Zoll¬ 
gesetzgebung. die Gründung von Produktionsstätten wesentlich vorteil¬ 
hafter erscheinen läßt, als etwa den Bedarf des Landes mit Importen 
zu befriedigen. Dabei kann es zunächst offen bleiben, ob das betreffende 
Land mit seiner Zoll- und Steuergesetzgebung diese Wirkung beabsich¬ 
tigt hat, oder ob es sich nur um Folgerungen aus anerkannten Grund¬ 
sätzen der inländischen Wirtschaftspolitik oder um Auswirkungen 
außenpolitischer Art handelt. 

Weitere Motive, ein Unternehmen in einem fremden Industrieland 
zu begründen, können sich aus der wirtschaftlichen Situation in diesem 
Land ergeben. In manchen Fällen ist die Lage auf dem Arbeitsmarkt 
strukturell und damit auf längere Zeit günstiger als im Heimatland des 
Konzerns. Dabei kann es sich um die Verfügbarkeit von Arbeitskräften 
oder aber um die Lohnbedingungen für gelernte und ungelernte Kräfte 
und die sozialen Anforderungen handeln. Auch Gesichtspunkte der all¬ 
gemeinen Wirtschaftspolitik können Unternehmen veranlassen, sich be- 
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stimmten ausländischen Produktionsstätten zuzuwenden. Huppert [6] 
führt außerdem noch folgende Gründe auf, die eine Industrie-Nieder¬ 
lassung im Ausland verlockend erscheinen lassen: Günstig gelegenes 
Gelände, niedrige Grundstücks- und Baupreise, günstige Kreditangebote, 
Devisenkurse unter Kaufkraftparität und günstige Aufkauf-Möglich¬ 
keiten vorhandener Unternehmen. Man könnte die Aufzählung noch 
verlängern, z. B. durch Hinweis auf günstige Energiekosten oder nied¬ 
rige Transportkosten auch in die umliegenden Länder. 

Attraktiv kann besonders die Übernahme eines Unternehmens sein, 
das über ein gutes Vertriebsnelz verfügt, so daß beim Vertrieb die be¬ 
sonderen Verhältnisse des betreffenden Landes ohne ungewöhnlichen 
Aufwand und ohne Anpassungsschwierigkeilen beherrscht werden kön¬ 
nen [13J. 

In einer Reihe von Fällen locken Vorzugsbedingungen für wirt¬ 
schaftlich schwächere Regionen in einem Lande nicht nur inländische, 
sondern auch ausländische Unternehmer an, Produktionsstätten zu er¬ 
richten, weil die Gesetzgebung nicht erlaubt oder nicht vorsieht, daß 
ausländische Betriebe in solchen Fällen diskriminiert werden. Einige 
Fälle, in denen bestimmten ausländischen Konzernen, wenn auch nicht 
der Fernmeldeindustrie, stark verbilligte Grundstücke oder ungewöhn¬ 
lich günstige Kredite aus öffentlicher Hand angeboten wurden, haben 
in den letzten Jahren eine Diskussion hierüber in der Bundesrepublik 
Deutschland und in der EWG entfacht [13]. 

In der Frühzeit der Elektrotechnik waren die Unternehmen, die 
ins Ausland expandieren wollten, ohne wesentliche Unterstützung ihrer 
heimatlichen Regierungen. Später erfreute sich der schnell wachsende 
Industriezweig in den Industrie-Staaten des fördernden Interesses des 
Staates. Die Frage ausländischer Investitionen wurde immer wichtiger. 
Heute steht sie wegen der starken Auswirkung auf die Zahlungsbilanz 
und aus anderen wirtschaftspolitischen Gründen im Vordergrund der 
öffentlichen Diskussion. Dabei überwiegen für die meisten Industrie¬ 
staaten die Gründe, die für die Investitionen im Ausland sprechen, über 
die dagegen geltend gemachten Bedenken und führen zu einer wirk¬ 
samen Unterstützung der Auslands-Investitionen durch die heimatlichen 
Regierungen [11]. 

Andererseits setzen in vielen Fällen Regierungen der Gründung von 
Produktionsstätten durch ausländische Gesellschaften erhebliche Hem¬ 
mungen entgegen. Das geschieht aus Befürchtungen, daß der auslän¬ 
dische Wettbewerber durch Schaffung neuer Industrie-Kapazität dem 
Absatz der inländischen Industrie empfindlichen Schaden zufügen 
könnte, und daß die von ihm errichtete Produktionsstätte, auch wenn 
sie den nationalen Gesetzen unterliegt, eine den Landesinteressen zu¬ 
widerlaufende Firmenpolitik treiben, Gewinne ins Ausland abfließen 
lassen und schließlich eine die Autonomie des Landes gefährdende 
Monopolstellung gewinnen könnte. Solche Befürchtungen haben sich 
nach den bisher in Jahrzehnten gemachten Erfahrungen nicht verwirk¬ 
licht, aber sie klingen immer wieder an und haben z. B. in dem viel¬ 
besprochenen Buch „Die amerikanische Herausforderung“ eine beson¬ 
dere Ausprägung gefunden, dahingehend, daß durch die amerikanischen 
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Investitionen in Europa der „allen Welt“ geistige Führerschaft völlig 
verloren gehen könne [13, 14]. 

Angesichts der scheinbaren Durchschlagskraft solcher Argumenta¬ 
tion soll diese Frage hier für die Fernnieldeindustrie etwas ausführlicher 
erörtert werden. Als Beispiel möge die multinationale Firmengruppe 
der International Telephone and Telegraph Corporation (ITT) dienen. 
Anläßlich einer Konferenz am 7. Juni 1967 in Brüssel zur Erinnerung 
an die Gründung des Marshall-Plans im Jahre 1947 führte ein maß¬ 
gebendes Mitglied des ITT-Management zum Thema „Die wirtschaft¬ 
lichen Beziehungen zwischen den USA und Europa“ u. a. folgendes aus: 

„Die ITT hat im Jahre 1966 ') rd. (»2 Millionen Dollar für Forschung und Ent¬ 
wicklung ausgegeben, von denen 67 % in ihren europäischen Gesellschaften auf¬ 
gewendet wurden. Von vier Zentral-Laboratorien der ITT arbeiten drei in 
Europa (England, Frankreich und Spanien); dazu kommen noch die Labora¬ 
torien in den großen Fabriken in Europa, insbesondere in England, Frankreich, 
Belgien und Deutschland. Von den insgesamt hei der ITT für Forschung und 
Entwicklung arbeitenden Wissenschaftlern, Ingenieuren und Technikern sind 
65 % in den europäischen Gesellschaften tätig. Während der voraufgegangenen 
4 Jahre kamen 84 % der patentfähigen Erfindungen aus europäischen Häusern.“ 

Da die Arbeitsstäbe (1er Laboratorien in ständigem Gedankenaus¬ 
tausch stehen und außerdem Ergebnisse und know-how der neuen Ent¬ 
wicklungen allen ITT-Gesellschaften zur Verfügung stehen, ganz gleich, 
in welchen Ländern diese produzieren, zeigt dieses Beispiel in beson¬ 
derem Maße, welche Vorteile den verschiedenen nationalen Wirtschaften 
aus einer multinationalen Kooperation bzw. Kapitalverflechtung zu¬ 
fließen können. 

Der Bundeswirtschaftsminister selbst hat sich zu diesem Fragen¬ 
komplex folgendermaßen geäußert [1]: 

„Die Industrieländer brauchen ebensosehr (wie freien internationalen Güter¬ 
austausch) die freie internationale Kapitalverflechtung untereinander. Ich sage 
noch einmal und betone an dieser Stelle ein klares „Ja“ zu ausländischen 
Investitionen in der Bundesrepublik ohne Vorbehalt. Ich füge nur hinzu: Inter¬ 
nationale Kapitalwanderungen sollten sich nicht auf einer Einbahnstraße 
bewegen, internationale Kapitalwanderungen sollten einen Verkehr zwischen¬ 
staatlicher Art in beiden Richtungen darstellen. Für diese Haltung spricht 
die wirtschaftliche Vernunft, die frei von emotionalen Erwägungen eben eine 
solche Politik der freien Kapitalbewegung unterstützt. Die Tatsache, daß ein 
Investor Ausländer ist, darf in diesem Lande, der Bundesrepublik, darf über¬ 
haupt in einem Lande mit freiheitlicher Wirtschaftsordnung kein Grund dafür 
sein, solche Kapitalanlagen zu erschweren. Die Furcht vor Überfremdung, wie 
das Wort lautet, paßt nicht in das Konzept der internationalen Arbeitsteilung.“ 

2. Expansion in Entwicklungsländer 

Ein anderes Bild als die Expansion eines Konzerns in ein Industrie¬ 
land bietet die gesuchte Verflechtung mit der entstehenden Industrie in 
einem Entwicklungsland. Zwar gibt es auch hier verschiedene Wege, 
etwa daß sich eine ursprünglich bestehende Handelsvertretung durch 
Übernahme technischer Aufgaben ausweitet, oder daß sofort die Errich¬ 
tung eines Industrieunternehmens für bestimmte Erzeugnisse eingeleitet 
wird. Bemerkenswert ist in den Entwicklungsländern jedenfalls eine 

1) 1969: 236 Mio. Dollar. 
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Zwischenstufe, bei der zunächst nur die Montage oder der Zusammen¬ 
bau von Einzelteilen vorgenommen wird, die von auswärts geliefert 
werden. Diese Möglichkeit ist für Konzerne deshalb interessant, weil 
sie damit der Forderung des Entwicklungslandes nach einer Industrie¬ 
firma entsprechen können, ohne sofort mit den ganzen Schwierigkeiten 
einer komplizierten Produktion in einem wenig entwickelten Lande 
konfrontiert zu werden. Außerdem verteilen sich bei dieser Praxis die 
bei voller Fertigungstiefe zumeist erheblichen Investitionen über einen 
längeren Zeitraum. Auch wird meist die Zollbelastung für eingeführte 
Bauteile geringer sein als für Fertigprodukte, so daß sich daraus ein 
Vorteil im Wettbewerb gegen andere ausländische Lieferanten ergeben 
kann. Solche Montagebetriebe bieten ferner die Möglichkeit zur sorg¬ 
fältigen Auswahl und Ausbildung des geeigneten Personals, so daß 
beim späteren Übergang zur Produktion bestimmter Geräte eine Reihe 
von Schwierigkeiten entfällt. Schließlich begrenzt man auch zunächst 
das Risiko, bis man die Entscheidungsgrundlagen zur Einrichtung großer 
Produktionsstätten gesichert hat. 

Ein Beispiel aus neuester Zeit für die Gründung einer ausländischen 
Induslricfirma durch einen deutschen Konzern ist die „Iran Telecom- 
munication Manufacturing Company“. Die Siemens AG verfügt hierbei 
über eine Kapitalbeteiligung von 40 %. Auf die Dauer von 5 Jahren 
befinden sich die technische und kaufmännische Leitung des Werkes in 
Händen von deutschen Ingenieuren und anderen Führungskräften. Das 
Werk soll in absehbarer Zeit auch den Export von Fernsprechgeräten 
in die Nachbarländer des Iran aufnehmen. 

An der Errichtung von Fernmcldeindustrie-Unternehmen im Iran 
ist aber auch die japanische Industrie interessiert. Führende japanische 
Industriegesellschaften haben die „Iran Development Investment Com¬ 
pany“ in Teheran gegründet, die iranische Regierungsprojekte u. a. 
auf dem Gebiet des Nachrichtenwesens finanzieren soll. Auch in anderen 
asiatischen Ländern gründen Zusammenschlüsse mehrerer japanischer 
Industriekonzerne fernmelde-industrielle Unternehmen. So haben sich 
acht japanische Firmen zusammengeschlossen, um in Taiwan eine 
Bauelementefabrik zu gründen. Von Furukawa Electronics (24%), 
Nissho Iwai (16%) und der malayischen Regierung (60%) wird eine 
Kabelfabrik in Malaysia errichtet, ferner von Mitsu Trading und 
Sumitomo Electric eine solche in Thailand. Furukawa Electronic und 
die Siemens AG, die schon in Konzernverbindungen stehen, haben 
gemeinsam ein Kabelwerk in Indonesien angeboten. 

Diese Beispiele zeigen, daß unter den Gründen, aus denen ein 
Konzern eine Industriefirma in einem Entwicklungsland gründet, an 
erster Stelle die Erreichung oder Sicherung neu sich entwickelnder 
Absatzmärkte steht. Gerade die Entwicklungsländer wollen ihren Be : 
darf so weit wie irgend möglich aus einer nationalen Produktion decken, 
so daß eine Produktionsstätte in dem betreffenden Lande einen erheb¬ 
lichen Vorsprung vor Wettbewerbern aus dem Ausland schafft. Dies 
trifft um so mehr zu, wenn sich die Regierung oder Wirtschaftskreise 
des Entwicklungslandes an der Firmengründung beteiligen und feste 
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Arbeitsplätze für eine beträchtliche Anzahl von Arbeitskräften geschaf¬ 
fen werden. 

Ob die Produktionsbedingungen günstig sind, ist von Fall zu Fall 
zu prüfen. Im allgemeinen wird man mit erheblichen Risiken rechnen 
müssen, die sich aus personellen Schwierigkeiten, schnell wechselnden 
politischen und rechtlichen Verhältnissen und aus der Mentalität der 
Bewohner der Entwicklungsländer ergeben können. Der Ertrag der in 
einem Entwicklungsland arbeitenden Tochtergesellschaft mag daher in 
der Gewinn- und Verlustrechnung eines Konzerns durchaus nicht immer 
vorteilhaft erscheinen, zumal, wenn durch die Produkte der Tochter¬ 
gesellschaft der Export aus dem Mutterland teilweise verdrängt wird. 
Indessen ist auch in solchem Fall der Wert der zwischen dem Konzern 


und den Bedarfsträgern hergestellten dauernden Geschäftsbeziehung, 
also das Erringen einer starken Marktposition, nicht gering zu schätzen. 
Die Einführung eines von dem Konzern entwickelten technischen Sy¬ 
stems z. B. im Fernsprechwesen führt mit hoher Wahrscheinlichkeit zu 
Anschlußaufträgen, und zwar nicht nur für Geräte dieses Systems, 
sondern auch für damit zusammenarbeitende technische Einrichtungen. 

Eine Reihe von Entwicklungsländern, die auf schnelle Industriali¬ 
sierung bedacht sind, mißt der Errichtung von Produktionsstätten so 
großen Wert bei, daß sie bei Vergabe großer Aufträge, also im Fern¬ 
meldewesen bei der Ausschreibung mehrerer Vermittlungsstellen oder 
eines Weitverkehrsnetzes, auf die Errichtung von Produktionsstätten 
im eigenen Lande hinzielen. Gleichzeitig begünstigen sie die Errichtung 
durch wirtschaftspolitische Maßnahmen oder im Rahmen ihrer Möglich¬ 
keiten durch Einbringung von Grundstücken, durch Gewährung von 
Zoll- und Steuer-Erleichterungen oder durch ähnliche Maßnahmen. Die 
so angestrebte Steigerung des technologischen Standards in Entwick¬ 
lungsländern ist jedenfalls nicht nur eine Frage des guten Willens und 
der Bereitschaft des investierenden Konzerns, sondern auch der inten¬ 


siven Mitarbeit der Regierung des Entwicklungslandes. 

Die Aufnahme der Forderung, Produktionsstätten zu gründen, in 
die Ausschreibungsbedingungen kann bei Beteiligung mehrerer Unter¬ 
nehmen am Auftrag zu einer unwirtschaftlichen Zersplitterung und der 
Gefahr unrationeller Fertigung führen. So wurden z. B. allein in Grie¬ 
chenland in den letzten Jahren von vier verschiedenen Großunterneh¬ 


men der Fernmeldeindustrie Produktionsstätten gegründet. 

Ob die Aufgeschlossenheit zur Unterstützung der Industrialisierung 
allerdings bei allen in Betracht kommenden Entwicklungsländern groß 
genug ist, muß man bezweifeln, wenn man im Geschäftsbericht der 
Firma Philips für 1968 liest: „Bedauerlicherweise kommt dies (wach¬ 
sendes Interesse für den Zufluß von Privatkapital) nicht stärker in einer 
nachgiebigeren Haltung in bezug auf die Bezahlung der „know-how“- 
Vergiitungen an die Unternehmen zum Ausdruck, die die Industrie in 
Gang bringen müssen.“ 

Jedenfalls bedürfen die Risiken einer Fabrikgründung einer sorg¬ 
fältigen Abwägung, zumal damit häufig auch Auflagen verbunden wer¬ 
den, die der Weiterentwicklung gefährlich werden können. Dabei ist 
z. B. an die Zulässigkeit des Transfers von etwa später erwirtschaf- 
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teten Gewinnen zu denken, die der Konzern aus guten Gründen nicht 
voll in dem betreffenden Lande neu investieren will. Auch verlangen 
manche Staaten durch Gesetz oder Auflage, daß in der Leitung der 
Firmen auf ihrem Boden der Anteil der Ausländer auf weniger als die 
Hälfte oder zeitlich beschränkt wird, oder sie suchen sonst auf die 
Besetzung der leitenden Stellen einen nicht immer ganz sachgemäßen 
Einfluß auszuüben. Ob es für einen Konzern wünschenswert ist, maß¬ 
gebenden Stellen des Entwicklungslandes einen größeren Teil der Ver¬ 
antwortung für die Neugründung zu überlassen, oder oh die Gefahr 
unsachgemäßer Einflußnahme überwiegt, gehört zu den risikobehaf¬ 
teten Entscheidungsfragen. Auch an die Behinderung der Einfuhr von 
Rohstoffen und Maschinen oder die Erschwerung einer sachgemäßen 
Erweiterung durch behördliche Eingriffe oder Mangel an der notwen¬ 
digen Fremdwährung ist zu denken [11]. 

Die Wichtigkeit und die Schwierigkeit dieser Probleme haben die 
Internationale Handelskammer veranlaßt, ihre Tagung 1969 in Istanbul 
den international tätigen Unternehmen als Hauptthema zu widmen. Es 
kam zum Ausdruck, daß es mit Kapital allein nicht getan ist, vielmehr 
sind die Fragen des Managements und des Know-how die schwierigsten. 
Es habe jedenfalls viele Vorzüge, wenn die Tochtergesellschaften jeweils 
von nationalen Geschäftsführern geleitet werden könnten und auch 
nicht zu 100% dem Konzern eingegliedert seien [15]. 

Indessen ist es wohl übereinstimmende Ansicht, daß durch die Ver¬ 
flechtung zwischen nationaler Wirtschaft eines Entwicklungslandes und 
einem Weltkonzern eine wesentliche Entwicklungshilfe geleistet wird, 
die nicht nur auf die nächste Umgebung der Produktionsstätte be¬ 
schränkt bleibt. Auch deshalb wird von Regierungen der Industrie¬ 
länder diese Verknüpfung — ähnlich wie unter II. 1. erwähnt — in der 
einen oder anderen Weise gefördert. 

Einen unmittelbaren Nutzen hat die Wirtschaft des Entwicklungs¬ 
landes nämlich nicht nur durch die Ausbildung von Arbeitskräften, bei 
der auch an die psychologische Beeinflussung des Verhältnisses der 
einheimischen Bevölkerung zu planmäßiger Arbeit in der Industrie zu 
denken ist, sondern auch durch die Förderung von nationalen zuliefern¬ 
den Unternehmen, durch die Heranbildung von lokalem Führungs¬ 
personal und allmählich auch von Enlwicklungs- und Forschungs¬ 
gruppen. 

Dabei ist zu bedenken, daß das Optimum im Verhältnis von Ivapital- 
und Arbeitseinsatz in Entwicklungsländern zumeist anders liegt als in 
Industrieländern. Eine Versuchsanlage von Philips in Utrecht, in der 
Arbeiter aus allen Erdteilen geschult werden, widmet dieser Frage 
besondere Aufmerksamkeit; dort hat sich beispielsweise ergeben, daß 
Spulen für elektronische Geräte in Ländern mit niedrigen Arbeitslöhnen 
nicht auf schwierig zu wartenden Hochleistungsmaschinen, sondern auf 
viel einfacheren Einrichtungen mit erhöhtem Arbeitseinsatz hergestellt 
werden sollten [11]. 

Schließlich kann auch für die Verflechtung eines Großkonzerns mit 
der Wirtschaft eines Entwicklungslandes ein ausschlaggebender Grund 
sein, daß ein für dieses Land vorgesehenes Projekt oder die sich daraus 
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für die Zukunft ergehenden weiteren Planungen ein solches Ausmaß 
haben, daß es vorteilhaft ist, an Ort und Stelle mit einer nationalen 
Firma die Aufgaben in Angriff zu nehmen. 

Es wird im allgemeinen Geheimnis der entscheidenden Gremien 
in den Konzernen bleiben, welche der genannten Gründe bei der in Aus¬ 
sicht genommenen Expansion in ein Entwicklungsland im Vordergrund 
standen. Wenn ein weltweit wirkender Konzern seine Stellung im 
internationalen Wettbewerb behalten will, so wird er rechtzeitig für 
seine Präsenz in Ländern sorgen müssen, deren Entwicklung für den 
betreffenden Industriezweig reif ist. 

3. Rückschläge als Kriegsfolgen 

Es möge hier am Rande bemerkt werden, daß unter besonderen 
Umständen auch umgekehrt ein Konzern seine industrielle Betätigung 
in einem Lande aufgibt und das von ihm betriebene nationale Unter¬ 
nehmen unabhängig wird. Die Enteignungen deutschen Eigentums im 
Ausland nach dem ersten und dem zweiten Weltkrieg sind hier uner¬ 
freuliche Beispiele. So wurde schon im ersten Weltkrieg die Firma 
Siemens Brothers London unter Beibehaltung des Namens „Siemens“ 
in der Firmenbezeichnung vom Treuhänder in englische Hände ver¬ 
kauft (1929 wurden zwischen dem Unternehmen und Siemens & Halske 
wieder gewisse Beziehungen durch Aktientausch hergestellt). Im zweiten 
Weltkrieg verfielen die Auslandsunternehmen der deutschen Industrie 
wieder größtenteils der Enteignung. 

Indessen ist es den deutschen Konzernen gelungen, in den Nach¬ 
kriegsjahren verhältnismäßig schnell wieder in den Ländern Fuß zu 
fassen, in denen sie früher tätig waren, sei es durch Wiedererwerb oder 
Beteiligung an den enteigneten Unternehmen, sei es durch Neugrün¬ 
dungen. 

Als Beispiel für die dabei zu bewältigenden komplexen Verhält¬ 
nisse sei die 1969 vorgenommene Gründung der Nachrichten tedmischen 
Werke AG in Wien genannt. Die früher zur Siemensgruppe gehörenden 
Wiener Schwachstromwerke (vor der Enteignung Siemens & Halske 
Wien) gingen 1955 in den Besitz der Republik Österreich über und 
wurden von der staatlichen Österreichischen Induslriegesellschaft ver¬ 
waltet. Die inzwischen neu gegründete Siemens-Tochtergesellschaft 
„Wiener Kabel- und Metallwerke AG“ gründete 1969 mit den Wiener 
Schwachstrom werken die „Nachrichten technischen Werke AG“ bei Be¬ 
teiligungen von 49 und 48%. Die restlichen 3% liegen bei der neuen 
Gesellschaft selbst. Diese Regelung wurde getroffen, um politische 
Schwierigkeiten zu vermeiden, die sich wegen der „Überfremdung öster¬ 
reichischen Eigentums“ ergeben könnten. Die „Wiener Schwachstrom¬ 
werke“ bringen nämlich vor allem die bestehenden Betriebsanlagen 
in diesen Zusammenschluß ein. 


III. übersieht über die für das F’ern melde wesen bedeutendsten Konzerne 

Im folgenden wird eine knappe Übersicht über die international 
tätigen Konzerne gegeben, die mit ihrer fernmeldetechnischen Aktivität 
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in Deutschland, in Europa und in anderen Erdteilen in erster Reihe 
stehen. Die Auswahl ist also nicht nach dem Gesamtumsatz der ein¬ 
zelnen Konzerne getroffen, sondern nach dem Umfang ihrer Betätigung 
in der fernmeldeindustriellen Produktion. Zu bedenken ist, daß die 
Unterlagen für die einzelnen Konzerne nicht immer nach den gleichen 
Gesichtspunkten aufgestellt, nicht immer vollständig, auch nicht auf 
denselben Zeitpunkt bezogen sind. Insofern sind die Zahlen mit Vor¬ 
behalt zu betrachten 2 ) und zu Vergleichen zwischen den Konzernen 
nicht ohne weiteres zu benutzen [4, 5, 6, 7, 16, 17, 18, 19]. Sie beziehen 
sich auf den Gesamtkonzern, nicht auf das Fernmeldewesen. 

Gerade auch bei denjenigen Konzernen, die außer dem Fernmelde¬ 
geschäft ein umfangreiches Produktions- oder Dienstleistungsprogramm 
anderer Art innerhalb oder außerhalb der Elektrotechnik aufweisen, 
bestehen z. T. internationale Verflechtungen, die hier nicht anzuführen 
sind, die aber doch mittelbar auch für den fernmelde-industriellen 
Teil der Produktion Folgen haben können. 

Von den Firmen nach deutschem Recht werden aufgeführt AEG- 
Telefunken AG, Siemens AG, Standard Elektrik Lorenz AG und Fellen 
& Guilleaume Carlswerk AG. Von den übrigen europäischen Firmen 
werden N. V. Philips’ Gloeilampenfabrieken, Telefonaktiebolaget L. M. 
Ericsson, General Electric Co. London, Compagnie Generale de Tele¬ 
graphie sans Fil SA genannt. Von den außereuropäischen Firmen wer¬ 
den die International Telephone & Telegraph Corp., Western Electric 
Co., Radio Corporation of America, General Electric Co., General Tele¬ 
phone and Electronics, Nippon Electric Co und Hitachi Ltd. gebracht. 

1. Konzerne in Deutschland 

A. Sie m ens AG 
Sitz: Berlin-München 

Aktienkapital: 994 Mio. DM gehandelt auch in Zürich, Genf, Basel, Paris, 
Amsterdam, New York. 

Umsatz (1968/69): 10,4 Mrd. DM, davon durch Produktionsgesellschaf¬ 
ten im Ausland rd. 2 Mrd. DM; gesamter Auslandsumsatz rd. 4,2 Mrd. I)M. 

Produktionsprogramm: Datenlechnik, Fernsprechvermittlungstechnik, 
Übertragungstechnik, Bauelemente, medizinische Technik. Meß- und 
Automatisierungstechnik, Energieversorgung, elektrische Ausrüstung 
für die Industrie, elektrische Ausrüstung für den Verkehr und öffent¬ 
liche Auftraggeber, Serienfabrikate der Starkstromtechnik. 

2) Diese Vorbehalte sind auch aus anderen Gründen anzumelden. So stammen 
die bei den einzelnen Unternehmen jeweils angegebenen Werte für Aktienkapital und 
Umsatz aus verschiedenen Jahren. Daher erfolgte die Umrechnung in Deutsche 
Mark nach der zum jeweiligen Zeitpunkt für das betreffende Land gültigen Parität. 
Auch wegen der in den verschiedenen Ländern differierenden Höhe der Umsatz¬ 
steuern und ihrer uneinheitlichen Behandlung bei der Berechnung des Jahresumsatzes 
sind die angegebenen Umsatzwerte nur als Anhaltspunkte zu verstehen, die einen 
ungefähren Eindruck von den Größenverhältnissen der einzelnen Unternehmen 
vermitteln sollen. 


r 
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Anteil den Fernineldewe.se ns: geschätzt auf 40 %. 


Geschichte: Die Firma Siemens & Halske wurde 1847 als offene Han¬ 
delsgesellschaft in Berlin gegründet. 

1890 wurde sie Kommanditgesellschaft. 

1897 entstand die „Siemens & Halske AG“. 

1966 wurden andere deutsche Siemens-Gesellschaften eingegliedert und 
der Name in Siemens AG geändert. 


Tochtergesellschaften und Beteiligungen im Ausland: Die Siemens AG 
besitzt direkt, über die „Siemens Europa Beteiligungen AG Zürich“, 
einige andere Gesellschaften und über die „Siemens Overseas Investment 
Ltd., Point Claire“ (Kanada) zahlreiche Produktionsstätten im euro¬ 
päischen und außereuropäischen Ausland, in Einzelfällen unter Mit¬ 
beteiligung nationaler Kapitalgeber. Ferner isl als Holdinggesellschaft 
die „Siemens Asia Investments AG“ in Zürich zu nennen, von der u. a. 
zu öl % zwei Firmen in der Türkei und eine in Bombay (Siemens India) 
abhängen. 


Internationale Konzernverflechtungen: Der Siemens-Konzern ist mit 
10 % am Konzern der Fuji Electric Co. Ltd., Kawasaki, beteiligt. Ferner 
ist er, ebenso wie die Felten-Gruppe mit rund 15 % an der Gable Cor¬ 
poration of India Ltd., Bombay, beteiligt. 

Die zum Siemens-Konzern gehörende Wiener Metallwerke AG ist mit 
49 % an der Nachrichten technische Werke AG, Wien, beteiligt, von der 
48 % Anteile über die Wiener Schwachslromwerke im Besitz des öster¬ 
reichischen Staatskonzerns sind. 


Bemerkung: Im Halbjahresbericht 1968/69 bemerkt der Vorstand, daß 
das Problem der Arbeitskräftebeschaffung nur durch eine verstärkte 
Verlagerung von Fertigungen ins Ausland gelöst werden könne. 

In den letzten 10 Jahren bis 1967 sind rd. 600 Mio. DM im Ausland 
investiert worden; für 1968 und 1969 waren weitere rd. 400 Mio. DM 
in Aussicht genommen. 

B. Allgemeine Elektrizitäts-Gesellschaft AEG- 
Telef unken 

Sitz: Berlin-Frankfurt (Main) 

Aktienkapital: rd. 539 Mio. DM Aktien gehandelt auch in Zürich, Basel, 
Paris, Amsterdam, New York. 

Umsatz (1969): rd. 7,5 Mrd. DM, davon durch Auslandsgesellschaften 
rd. 800 Mio. DM. 

Produktionsprogramm: Energieerzeugung und -Verteilung, Energiean¬ 
wendung, nachrichtenteclmische Anlagen (unterteilt in Hochfrequenz, 
Weitverkehr und Kabeltechnik, Informationstechnik; Fernsprechver- 
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mittlungstechiiik wird noch nicht erwähnt), Verkehr, technisches Liefer- 
geschäft, Bauelemente, Rundfunk. Phono, Fernsehen, Hausgeräte. 


Anteil des Fernmeldewesens: Die Telefunken GmbH, an der die Firma 
zu 100% direkt beteiligt ist, und über die die Finanzierung der Fern¬ 
meldeproduktion des Konzerns zum größten Teil läuft, hat ein Nominal- 
kapital von 165 Mio. DM. Wenn auch die Telefunken-Betätigung die 
Unterhaltungs-Elektronik einschließt, kann man doch den Anteil des 
Fernmeldewesens im Konzernumsatz auf etwa 20 % schätzen. 


Geschichte: Die AEG entstand 1887 aus der 1883 von Emil Rathenau 
gegründeten „Deutschen Edison Gesellschaft für angewandte Elektri¬ 
zität“ und widmete sich überwiegend dem Starkstromgeschäft. Unter 
Verschmelzung der funktechnischen Verfahren von Braun (S & II) und 
Slaby (AEG) wurde die „Gesellschaft für drahtlose Telegraphie m.b.Ii. 
System Telefunken“ 1903 durch die AEG und Siemens & Halske ge¬ 
meinsam gegründet. 1942 gab die Firma Siemens & Ilalske ihre Anteile 
an der „Telefunken Gesellschaft für drahtlose Telegraphie m.b.Ii.“ an 
die AEG ab. Anfang 1967 wurde das Geschäft von Telefunken auf die 
AEG übertragen. Die Telefunken GmbH in Berlin und Ulm besteht als 
100-prozentige Konzerngesellschaft zur Vermögensverwaltung weiter. 


Ausländsbeteiligungen: Die Ausländsbeteiligungen von Telefunken ge¬ 
hören dem Konzern mittelbar über die Telefunken Interfinanz AG, 
Zürich, an (Aktienkapital 9 Mio. sfr.). 


Internationale Konzernverflechtungen: Die General Electric, Schenec- 
tady N. Y., die schon bei ihrer Gründung 1889 Beziehungen zur AEG 
halte, ist zu rd. 12% an AEG-Telefunken beteiligt. Telefunken ist u. a. 
mit der Siemens AG an Symcosat, Groupemeni dTnteret Economicpie 
Velizy/Paris, und mit der Plessey Radar Ltd. an Eurosystem S. A. 
Brüssel beteiligt, ferner zusammen mit ACEC Brüssel, Philips, Comp. 
Franc-aise Thomson Houston und Finmeccaniea Ronr»an der Soeiete 
Europeenne de Teleguidage Paris; außerdem zu 50 % an der Gemein¬ 
schaftsgründung (mit der Bendix Corp., New York) Teldix Luftfahrt- 
Ausrüstungs GmbH, Heidelberg; zu 51 % mit der General Electric, 
Schenectady (26%) und Hughes Aircraft Comp., Culver City, Calif., 
(23%) an der Elektronik und Luftfahrtgesellschaft mbH, Bonn. 


C. Standard Elektrik Lorenz Aktie ngesellsc ha f l 
(SEL) 

Sitz: Stuttgart 


Aktienkapital: 172,5 Mio. I)M, zu 99,44% im Besitz der International 
Standard Electric Corporation (1SEC) New York, einer 100-prozentigen 
Tochtergesellschaft der International Telephone and Telegraph Corpo¬ 
ration New York (ITT). 


Umsatz der SEL-Gruppe (1969): 1,35 Mrd. DM Anteil Fernmeldewesen: 
ca. 70 % 
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Produktionsprogramm: Fernsprech-Vermittlungseinrichlungen, Einrich¬ 
tungen für den Weitverkehr, Funksende- und Empfangsanlagen, Flug- 
navigations-Anlagen, Fernschreib- und Datentechnik, Fördertechnik 
und Poslauloination, Eisenbahnsignal-Technik, Kabel und Leitungen, 
elektronische Bauelemente, Rundfunk-, Fernseh- und Phonogeräte. 


Geschichte: Die Firma ging aus einer Gruppe von Unternehmen der 
deutschen Fernmeldeinduslrie hervor, die seit 1929 zur ITT bzw. LSEC 
gehören. Die Firmen Mix & Genest AG Berlin (gegründet 1879), Süd¬ 
deutsche Apparatefabrik GmbH, Nürnberg, Telephonfabrik Berliner AG, 
Hannover, wurden 1929 in die Holding-Gesellschaft Standard Elektri¬ 
zitäts-Gesellschaft AG, Berlin, eingebracht, deren Aktienmehrheit von 
der 1SEC übernommen wurde, während AEG und Felten & Guilleaume 
sich mit geringeren Anteilen beteiligten. Die Mehrheit des Aktienkapi¬ 
tals der Fa. C. Lorenz Aktiengesellschaft, Berlin (gegründet 1880), 
wurde dagegen 1930 aus dem Philips-Konzern direkt von der LSEC 
übernommen. 


AEG und Fellen & Guilleaume verkauften ihre Anteile an der Stan¬ 
dard Elektrizitäts-Gesellschaft AG im Jahre 1934 an ISEC, so daß diese 
sich von diesem Zeitpunkt an voll im Besitz der ISEC befand. 

Nach dem 2. Weltkrieg verlegten die bisher in Berlin domizilierenden 
Firmen ihren Sitz nach Stuttgart. Hier wurden die Standard Elek¬ 
trizitäts-Gesellschaft AG, Mix & Genest AG und Süddeutsche Apparate¬ 
fabrik GmbH zunächst unter der Firma Standard Elektrik AG Stutt¬ 
gart zusammengefaßt, die am 1. 1. 1958 auch das Vermögen der 
C. Lorenz AG und den Betrieb von deren Tochtergesellschaft Schaub 
Apparatebau GmbH, Pforzheim, übernahm und seitdem als Standard 
Elektrik Lorenz AG firmiert. 


Internationale Konzern-Verflechtung: Durch ihre Zugehörigkeit zur 
ISEC bzw. ITT stehen der Gesellschaft die Benutzungsrechte an den 
Patenten der übrigen ITT-Gesellschaften zu. Darüber hinaus kann die 
Gesellschaft auch aufgrund eines zwischen der ITT und der Western 
Electric-Gruppe bestehenden Vertrages über die Patente der Western 
Electric verfügen, soweit sie sich auf den Gegenstand des Vertrages 
zwischen ITT und Western Electric beziehen. 


D. Felten & G u i 1 1 e a u m e C a r 1 s w e r k A G 
Sitz: Köln 

Aktienkapital: 112 Mio. I)M, davon 32% im Besitz der Arbed, Luxem¬ 
burg, 35 % im Besitz des Philipskonzerns, der Rest in Streubesitz. 

Umsatz der Felten-Gruppe (1969): rd. 778 Mio. DM (nach Ausgliede¬ 
rung der Bereiche Stahl und Eisen). 

Produktionsprogramm: Kabel und Leitungen, Schaltanlagen, Fern¬ 
meldegeräte, Erzeugnisse aus Gummi und Kunststoff, technische Papier¬ 
erzeugnisse. 
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Anteil des Fernmeldewesens (geschätzt): rd. 40 % 


Geschichte: 1874 vom 1826 gegründeten Stammhaus Felten & Guil¬ 
leaume in Köln abgezweigt. Seit 1894 selbständige Firma. Seit 1899 
Aktiengesellschaft. Diese ist inzwischen zu einer geschäftsführenden 
Holding geworden, deren Tätigkeit auf die geschäflspolitische Ausrich¬ 
tung und Führung des Konzerns beschränkt ist. Sie nimmt in Einkauf, 
Vertrieb und Finanzwesen zentrale Aufgaben wahr. 


Ausländsbeteiligungen: Der Konzern besitzt u. a. rund 93 % der Ateliers 
de Constructions Electriqucs, Eupen. 


Internationcde Konzernverflechtungen: Über die Beteiligung des Philips¬ 
konzerns s. oben, Felten & Guilleaume Garlswerke AG und der Philips- 
Konzern besitzen ferner je die Hälfte der Felten & Guilleaume Fern¬ 
meldeanlagen GmbH, Nürnberg. Der Konzern besitzt ebenso wie die 
Siemens AG rund 15 % der Gable Corporation of India Ltd., Bombay. 
Ferner gehören je ein Drittel der United States Underseas Gable Cor¬ 
poration, N. Y., dem Felten-Konzern, der Phelps Dodge Corporation 
New York und der Northrop Corporation, Beverley Hills. 


2. Konzerne in Europa (ohne Deutschland) 
A. N. V. Philips’ G 1 o e i 1 a m penfabrieken 
Sitz: Eindhoven. 


Aktienkapital: rd. 1,3 Mrd. DM. 
Umsatz (1969): rd. 14 Mrd. DM. 


Vermögensanteile in den Niederlanden 26%, im übrigen Europa rd. 50%. 


Produktionsprogramm: Leuchtkörper, Haushaltsgeräte, Rundfunk, 
Phono und Fernsehen, elektronische Bauteile und Materialien, Elektro¬ 
akustik, Fernmeldetechnik, Datensysteme, Produktion für industrielle 
Zwecke, Röntgen und Medizin, chemisch-pharmazeutische Produkte, 
verwandte Betriebe und Glas, Musik. 


Anteil des Fernmeldewesens: geschätzt 20 %. 

Geschichte: Das Unternehmen wurde von den Brüdern Anton und 
Gerard Philips 1891 gegründet und wuchs bald über die Grenzen der 
Niederlande hinaus. 


Ausländsbeteiligungen: Wie sich schon aus den Vermögensanteilen er¬ 
gibt, überwiegt die Aktivität der in fast allen Erdteilen gelegenen aus¬ 
ländischen Tochtergesellschaften die des Stammhauses. Zu erwähnen 
ist hier besonders die voll im Besitz von Philips befindliche Allgemeine 
Deutsche Philips Industrie GmbH, Hamburg, die ihrerseits wieder zu 
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100% die Deutsche Philips GmbH und die Valvo GmbH sowie eine 
ganze Reihe kleinerer Firmen besitzt. 

Internationale Konzernverflechtungen: Der Philipskonzern ist, wie die 
Felten-Gruppe, zu 50 % an der Felten & Guilleaume Fernmelde GmbH, 
Nürnberg, beteiligt. Außerdem hat Philips zum 1. Januar 1970 35% des 
Grundkapitals der Felten & Guilleaume Carlswerke AG von der Arbed 
übernommen. 

In Japan hat Philips eine Beteiligung von 30% an der Matsushita 
Electric Industry. Philips hat mit der Comp. d’Electricite, Paris, ein 
Abkommen über Arbeitsteilung geschlossen; danach liefert die CGE 
neben Starkstromeinrichtungen Spezialausführungen, u. a. Seekabel, 
Philips die anderen Schwachstromeinrichtungen. 

B. Telefonaktiebolaget L. M. Ericsson 
Sitz: Stockholm. 


Aktienkapital: rd. 435 Mio. DM, 78 % der Aktionäre in Schweden. 
Umsatz (1969): rd. 2.1 Mrd. DM. 

Produktionsprogramm: Fernsprechnetze, Vermittlungsämter, Telexzen¬ 
tralen, Fernsprechgeräte, Übertragungsanlagen, Trägerfrequenzsysteme, 
Datenübertragungssysteme, Signaleinrichtungen, Produktionskontroll- 
systeme, Zeiterfassungs-Systeme, Kabel. Drähte, Bauelemente, Werk¬ 
zeug- und Materialprüfmaschinen, Installationsmaterial, Kunststoffe, 
Schallplatten u. a. 

Anteil des Fernmeldewesens: geschätzt 85 %. 


Geschichte: Das Unternehmen entstand aus einer kleinen, 1876 gegrün¬ 
deten Werkstatt. Im Jahre 1918 schloß sich das Unternehmen, das 
bereits damals in 6 europäischen Ländern über Fabrikationsstätten 
verfügte, mit einer schwedischen Fernsprechbetriebsgesellschaft zu¬ 


sammen. 


Ausländsbeteiligungen: Der Konzern produziert in 12 Ländern in Eu¬ 
ropa, Lateinamerika und Australien; mehr als die Hälfte der 60 Pro- 


duktionsstälten mit 
Schweden. 


etwa 50 % des Personals befindet sich aber 



Internationale Konzernbeziehungen: Es bestehen Patentgemeinschaften 
mit Western Electric Co. und RCA. 

C. The General Electric and E n g 1 i s h Electric Com¬ 
panies Ltd. 

Sitz: London 

Aktienkapital: rd. 1,1 Mrd. DM. 
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Umsatz (1968/69): rd. 7,8 Mrd. DM. 

Produktionsprogramm: Fernmeldelechnik und Elektrotechnik, Elektro¬ 
maschinenbau, Industriebedarf und Kabel, Konsumgüter, Anlagen und 
Ausrüstungen für Energie-Erzeugung und -Verteilung, Datenverarbei¬ 
tungsanlagen, Kraftwerke, Bahn-Anlagen, Büro- und Rechenmaschinen, 
Fließbänder, Hochfrequenz-Nachrichtengerät, medizinische Geräte u. a. 

Anteil des Fernmeldewesens: geschätzt 25 %. 

Geschichte: Die General Electric Co. Ltd. wurde 1900 gegründet. Im 
Jahre 1967 übernahm die Firma die Associated Electric Industries Ltd. 
und 1968 die English Electric Co. und rückte damit zu den größten 
Eleklrokonzcrnen der Erde auf. Mit der English Electric Co. wurde 
auch die dieser Gesellschaft zu 100% gehörende The Marconi Co. Ltd. 
in den Konzern eingebracht. 


Ausländsbeteiligungen: Zum Konzern gehören Industrieunternehmen in 
einer großen Zahl von Ländern. 


Internationale Konzernverflechtungen: Zusammen mit Ericsson wurde 
die Nigerian Telecommunications Corp. Lagos zum gemeinsamen Aus¬ 
bau des nigerianischen Fernsprechnetzes gegründet. 


D. Compagnie Generale de Telegraphie s a n s 
(C S F) 

Sitz: Paris. 


Fils 


Aktienkapital (1968): rd. 110 Mio. DM. 

Umsatz (1968): rd. 1,2 Mrd. DM. 

Produktionsprogramm: Elektronisches Nachrichtenmalerial, Fernseh¬ 
sender, Nukleartechnik, Bauelemente, Raumfahrtgeräte, Rechensysteme, 
Elektronenröhren. 


Anteil des Fernmeldewesens: geschätzt 80 %. 


Geschichte: Die Gesellschaft wurde 1918 als Nachfolgerin der 1912 
gegründeten Comp. Universelle de Telegraphie et Telephonie saus Fils 
gegründet. 1968 übernahm sie von der Compagnie Fran^aise Thomson 
Houston-Hotchkiss-Brandt deren Abteilung für berufliche Elektronik. 
Thomson-Brandt besitzt nach entsprechenden Kapitaltransaktionen 
46 % des Kapitals der Gesellschaft. 


Ausländsbeteiligungen: Von den zahlreichen Ausländsbeteiligungen 
seien erwähnt die 100 %ige Tochter Thomson-CSF GmbH, München, 
der 50 %ige Anteil an Kestafil, Landshut, an der Sescosem Halbleiter 


380 




Internationale Verflechtung der Fernmeldeindustrie 


GmbH, Landshut und eine starke mittelbare Beteiligung an Obermoser 
Elektronik GmbH, Bruchsal. 


Internationale Konzernverflechtungen: Genannt sei die 55 %ige Beteili¬ 
gung an der Societe d'Eqiiipemcnls Spatiaux et Astronautiques 
(SESTRO), Paris, deren anderer Anteil der General Dynamics Corp., 
New York, gehört. Gemeinsam mit Marconi wird die Errichtung des 
NATO-Luftwaffenwarnsystems bearbeitet, mit Raytheon/USA die Ent¬ 
wicklung von Elektronenröhren, mit Decca Radar Ltd. die Entwicklung 
und der Bau von Radargeräten. 


E. Compagnie General d’Electricite (CGE 
Sitz: Paris. 


Aktienkapital: rd. 250 Mio. DM. 

Umsatz (1968): 3,8 Mrd. DM. 

\ / * 


Produktionsprogramm: Kabel, Drähte, Elektromotoren, Generatoren, 
Transformatoren, Konlroll-, Steuer- und Automationsanlagen, Lampen 
und Leuchten, Bauelemente, Akkumulatoren, Rundfunk-, Fernseh- und 
Phonogeräte, Isoliermaterial u. a. 

Anteil des Fernmeldewesens: geschätzt 25 %. 


Geschichte: Die Gesellschaft wurde 1898 gegründet. Sie wurde zum 
größten Elektrokonzern Frankreichs. Sie ist direkt oder indirekt zu 
56 % Besitzerin der Ste. Generale d’Entreprises und damit maßgeblich 
für die Ausrüstungsindustrie und Großanlagen. 


Ausländsbeteiligung: Es bestehen 22 Produktionsstätten im europäi¬ 
schen und äußer-europäischen Ausland. 

Internationale Konzernverflechtungen: Es bestehen Zusammenarbeits¬ 
verträge mit Philips für Kondensatoren und mit Siemens für Brenn¬ 
stoffzellen und Supraleitung. 

3. Konzerne in USA 

A. A m erican Telephone a n d Telegrap h G o m p a n y 
(A T T) 

Sitz: New York. 


Aktienkapital: 36,6 Mrd. DM. 

Umsatz (hauptsächlich aus dem Fernsprechbetrieb) (1968) : 56,4 Mrd. DM. 

Fabrikationsgesellschaft: Western Electric Co., 100 % der ATT gehörig; 
Aktienkapital: 2,75 Mrd. DM; Umsatz (1968): rd. 14,8 Mrd. DM; ATT 
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und Western Electric Co. besitzen je zur Hälfte die Bell Telephone 
Laboratories Ine. 


Produktionsprogramm der Western Electric Co.: Fernsprecheinrich¬ 
tungen, Fernschreibanlagen, Kabel, Leitungen, Isoliermaterial, elek¬ 
tronische Geräte, Schaltungen, Bauelemente. 

Anteil des Fernmeldewesens: 100%. 


Geschichte: ATT wurde 1885 als Tochtergesellschaft der American Bell 
Telephone Co. gegründet, übernahm aber 1899 die Stellung der Mutter- 
gesellschaft. Sie kaufte Anfang des Jahrhunderts allmählich die 1881 
gegründete Western Electric auf und führte sie 1915 von Illinois nach 
New York über. 


Ausländsbeteiligungen: Von gewissen Beteiligungen in Kanada abge¬ 
sehen, erstreckt sich der ATT-Konzern nur auf die USA. 

Internationale Konzenwerflechtungen: Mit Fujikura Gable Works Ltd. 
und Furukawa Electric Co, Ltd. in Japan ist technische Kooperation 
bei der Herstellung von Fernmeldekabeln vereinbart. 

B. International Telephone & Telegra p h C o r p o r a - 
tion (ITT) 

Sitz: New York. 


Aktienkapital (1969): rd. 2 Mrd. DM. 
Umsatz (1969): rd. 20,4 Mrd. DM. 


Produktionsprogramm bzw. Tätigkeilsgebiete: Fabrikation von Nach¬ 
richtengeräten aller Art, Kabel, Bauelemente, Industrie-Zubehör, Kon¬ 
sulngüter, Geräte für Datenverarbeitung, militärisches Gerät, Geräte für 
Luft- und Raumfahrt, chemische Produkte für Faser- und Glasindustrie, 
Fertighäuser, Lebensmittel. Betrieb von Fernmeldegesellschaften, andere 
Dienstleistungsunternehmungeil, Hotels u. a. 


Anteil der Fernmeldetechnik: ca. 21 %. 


Geschichte: Die Entwicklung der ITT ist im Abschnitt II. 1. geschildert. 


Ausländsbeteiligungen: Die Gesellschaft besitzt heute in 53 Ländern 
Fabriken, Laboratorien oder Dienstleistungsunternehmen, u. a. in fast 
allen westeuropäischen Ländern. 

Internationale Konzernverflechtungen: Minderheiten-Beteiligungen im 
Gebiet der Nachrichtentechnik bestehen bei folgenden Gesellschaften: 
Austral Standard Cables Pty. Limited, Melbourne, 

Cannon Electric (Australia) Pty. Limited, Melbourne, 


t 
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ITT Decca Marine, Inc., New York, 

Lignes Telegraphiertes et Telephoniques, Paris, 

Societä Italiana Reti Telefonische Inlerurbane, Mailand, 

Nippon Eleclric Co., Tokyo, 

Snmitomo Electric Industries, Osaka. 

C. General Electric Company (G E C) 

Sitz: Schenectady, N. Y. 

Aktienkapital: rd. 1,8 Mrd. DM. 

Umsatz (1969): rd. 30,9 Mrd. DM. 

Produktionsprogramm: Energieerzeugung und -Verteilung, Energie- 
Anwendung, Nachrichtentechnische Anlagen, Informations-Technik, Na¬ 
vigations-Technik, Bauelemente, Rundfunk, Phono, Fernsehen. 

Anteil des Fernmeldewesens: geschätzt 20 %. 

Geschichte: Die Gesellschaft wurde 1892 als Zusammenschluß mehrerer 
auf Edisons Namen gegründeter Firmen gebildet. 

Ausländsbeteiligungen: Tochtergesellschaften in allen Erdteilen spiegeln 
den weltweiten Wirkungsbereich des Konzerns. 

Internationale Konzernverflechtungen: Hier sei auf die rd. 12 %ige Be¬ 
teiligung an AEG-Telefunken hingewiesen. An der Elektronik und Luft¬ 
fahrtgesellschaft m.b.H., Bonn, ist die GEC mit 26% neben Telcfunkcn 
und Hughes Aircraft Comp, beteiligt. In Japan besteht eine Beteiligung 
bei der Tokyo Shibaura Electric Co. Ltd. (Toshiba). 

I). General Telephone & Electronics Corporation 
Sitz: New York. 

Aktienkapital (1968): rd. 1,5 Mrd. DM. 

Umsatz (1968): rd. 11,7 Mrd. DM, davon aus Produktion rd. 55%. 

Produktionsprogramm: Die Gesellschaft betreibt in USA und im Aus¬ 
land mehr als 30 Telefon-Betriebsgesellschaften. Produziert werden 
Geräte der Elektronik, Fernsprechgeräte aller Art, Richtfunk- und 
Trägerfrequenzgeräte, Satelliten-Stationen, Glüh- und Leuchtstofflam¬ 
pen, Bauelemente, Raumfahrt-Elektronik, chemische und metallurgische 
Produkte. 

Geschichte: Die Gesellschaft hat sich in den letzten Jahren zu einem 
großen multinationalen Konzern entwickelt. Im Telefon-Vermittlungs¬ 
dienst liegt sie mit mehr als 30 eigenen Telefongesellschaften an 6. Stelle 
in der Welt. 
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Ausländsbeteiligungen: Die Ausländsbeteiligungen der Gesellschaft wer¬ 
den durch die „General Telephone & Electronics International“ koordi¬ 
niert. Die Gesellschaft besitzt 35 Dienstleistungs- und Produktions¬ 
betriebe in Ländern außerhalb der USA, u. a. auch in Europa (Italien, 
Deutschland). 

Internationale Konzernverflechtungen: Das Unternehmen tritt in Groß¬ 
projekten als Konsortial-Parliier mit deutschen, amerikanischen und 
japanischen Konzernen auf. 

E. R a d i o C o r p o r a t i o n o f A merica (R C A) 

Sitz: New York. 


Aktienkapital (IMS): rd. 220 Mio. DM. 
Umsatz (1968): rd. 12,5 Mrd. DM. 


Produktionsprogramm: Betrieb von Nachrichtensystemen und anderen 
Dienstleistungsunternehmen (Hertz Autovermietung u.a.), Produktion 
von Fernmeldegeräten, Rundfunk- und Fernsehsender, insbesondere 
Fernseh-Röhren, Geräte für Satelliten- und Raumfahrttechnik, Daten- 
verarbeitungsgeräle, Bauelemente, Rundfunk- und Fernsehgeräte. 

Anteil des Fernmeldewesens: geschätzt 35 %. 


Geschichte: Die Gesellschaft wurde 1919 als Gemeinschaftsgründung von 
GEC und Westinghou.se Co. durch Übernahme der amerikanischen 
Marconi-Gesellschaft geschaffen und hat ihr Geschäftsvolumen insbe¬ 
sondere in den letzten 5 Jahren unter der Devise „Wachstum und Diver¬ 
sifikation“ fast verdreifacht. 


Ausländsbeteiligungen: Die Gesellschaft hat multinationalen Charakter 
und besitzt Dienstleistungsunternehmen und Produktions-Stätten in 
allen Teilen der Welt. 


Internationale Konzernverflechtung: Durch die führende Stellung auf 
dem Gebiet des Fernsehens bestehen mit anderen internationalen Groß¬ 
konzernen (u. a. mit ITT) Lizenzabkommen. Auch auf dem Computer- 
Gebiet bestehen internationale Kooperationsverträge, u. a. mit dem 
Siemens-Konzern. 

4. Konzerne in Japan 


A. Hitachi Ltd. 

Sitz: Tokyo. 

Aktienkapital (1968/69): rd. 1,1 Mrd. DM Aktien, gehandelt auch in 
Düsseldorf. 
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Umsatz (1969): 6,9 Mrd. DM. 

Produktionsprogramm: Maschinen, Nachrichtentechnik und Datenver¬ 
arbeitung, Elektromotoren und elektrische Ausrüstungen, Haushalts¬ 
geräte, Atomkraftwerke. 

Anteil des Fernmeldewesens: geschätzt 18%. 


Geschichte: Die Gesellschaft wurde 1920 gegründet. 


Auslandsunternehmen: keine. 


Internationale Konzernverflechtungen: Die Gesellschaft steht über 3 ja¬ 
panische Unternehmen mit der General Electric USA und anderen 
USA-Firmen in Konzernbeziehungen. 

B. Nippon Electric Co. 

Sitz: Tokyo. 


Aktienkapital: 330 Mio. DM. 

Umsatz (1969): rd. 2 Mrd. DM. 

Produktionsprogramm: Fernsprechsysteme, Übertragungssysteme, Funk, 
Rundfunk- und Elektronik-Ausrüstung, Halbleiter, Haushaltsgeräte, 
Elektronenröhren, Computer, Datenübertragung. 

Anteil des Fernmeldewesens: geschätzt 65 %. 

Geschichte: Die Gesellschaft wurde 1899 gegründet. 


Ausländsbeteiligungen: nicht bekannt. 


Internationale Konzernverflechtungen: Die Gesellschaft besitzt zusam¬ 
men mit der Varian Associates (USA) die Nippon Electric Varian Ltd. 
Sie steht ferner über die Nippon Satellite Telecommunications Co. Ltd. 
und die Nippon Aviotronics Co. Ltd. in Konzernbeziehungen zur Hu¬ 
ghes Aircraft Comp., Gulver City (USA). 

Die zur ITT gehörende International Standard Electric Corporation ist 
mit einem geringen Anteil am Kapital der Nippon Electric beteiligt. 


IV. Kooperation zwischen international tätigen Konzernen 

1. Finanzielle Beteiligungen 

Für die Verflechtung zwischen den großen Konzernen oder zwi¬ 
schen diesen und selbständig bleibenden Einzelfirmen bieten sich noch 
mehr verschiedene Formen an als bei der Expansion eines Konzerns 
über die heimischen Grenzen. Zahlreich sind auch die bestimmenden 
Gründe, die den Ausschlag für die Wahl der einen oder anderen Form 
oder für den Ablauf der einzelnen Entwicklung bieten. 
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Die engste Form der Verflechtung besteht in der Kopplung der 
Eigentumsverhältnisse. In der Regel wird es sich dabei um die Über¬ 
nahme von Aktien des einen Unternehmens durch das andere und um 
einen entsprechenden Einfluß in der Führung des Unternehmens han¬ 
deln. Dabei ist eine derartige Verbindung zwischen den großen inter¬ 
nationalen Konzernen verhältnismäßig selten. Zwar könnte der Wett¬ 
bewerb zwischen den beiden Konzernen neutralisiert werden, aber der 
Vorteil des beweglichen Operierens auf den Weltmärkten würde ein¬ 
geengt, und es wird auch nicht immer leicht sein, den Aktionären das 
Festlegen von Kapitalbeträgen in dieser Form im Ausland schmackhaft 
zu machen. Zudem ist der Vorgang der Fusion oft mit einer unverhält¬ 
nismäßig hohen Besteuerung verbunden. 

Beispiel für eine Konzernverflechtung über Kapitalbeteiligung ist 
die 12 %ige Beteiligung der General Electric, Schenectady, an der AEG- 
Telefunkengruppe. Auch die Beteiligung der Siemens AG an der japa¬ 
nischen Fuji-Gruppe ist hier anzuführen. Ähnlich erregte vor rd. 40 Jah¬ 
ren der Plan Aufsehen, über I. Kreuger die Interessen der ITT und der 
L. M. Ericsson kapitalmäßig zu verflechten [20]; die daraus resultie¬ 
rende 20 %igc Beteiligung an Ericsson hat die ITT 1961 wieder ver¬ 
äußert. 

Häufig ist dagegen das Eintreten von Kapitalbeträgen eines großen 
Konzerns in weniger große ausländische Gesellschaften, die gleichwohl 
selbständig bleiben. Die Transaktion kann auch mit dem Tausch von 
Beteiligungen verbunden sein. Sie kann von einem Minderheitsanteil 
an der Gesellschaft, der eine zuverlässige Unterrichtung über die Ge¬ 
schäftspolitik des betreffenden Unternehmens sichert, bis zu einer star¬ 
ken Beteiligung gehen, wobei man dann in die Nähe der Fälle rückt, 
die unter Abschn. II. behandelt worden sind. 

Gründe für solche Verflechtungen können sein, daß man sich von 
der Abstimmung der Wettbewerbssituation zwischen den beiden Firmen 
viel verspricht, oder daß man eine Arbeitsteilung für wirtschaftlich 
wertvoll hält. Auch sind mit der finanziellen Verflechtung in der Regel 
die weiter unten behandelten Verflechtungen des Patenlaustausches, des 
Erfahrungsaustausches und sonstiger Kooperation auf dem internatio¬ 
nalen Markt ohne weiteres verbunden. Nachteilig kann u. U. sein, daß 
in Ländern mit einer Wirtschaftspolitik, die Autarkiebestrebungen nach¬ 
geht oder sonst stark nationalistisch gefärbt ist, im Wettbewerb darauf 
hingewiesen wird, die früher rein nationale Firma habe diese Eigen¬ 
schaft nun verloren und sich unter ausländischen Konzerneinfluß be¬ 
geben, wobei die am Beispiel ITT geschilderten Vorteile solcher Firmen¬ 
kombinationen für die nationale Wirtschaft übersehen werden. 

Eine nicht ungewöhnliche Form der Verflechtung großer Konzerne 
der Elektroindustrie ist auch auf internationalem Felde das gemeinsame 
Eigentum an einer dritten Firma minderer Größe. Dabei handelt es sich 
vielfach um Spezialgebiete oder um neue Produktionsgebiete, zu deren 
Erschließung die Großfirmen ihre Forschungsergebnisse und Patente 
zusammenwerfen und gemeinsame Fertigung und Entwicklung betrei¬ 
ben, um einen Vorsprung auf dem Weltmarkt zu erringen. 
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Ein frühes Beispiel ist die um 1900 von Siemens & l lalske, der AEG 
und Felten & Guilleaume gemeinsam vorgenommene Gründung der 
Vereinigten Kabelwerke St. Petersburg. Auch die zu 51 % Telefunken, 
zu 26% der GEC, Schenectady, und zu 23% Hughes Aircraft Comp, 
gehörende Firma „Elektronik und Luftfahrlgesellschaft“, Bonn, kann 
man hier nennen. 

Schließlich ist aber auch auf die internationale Verflechtung hinzu¬ 
weisen, in die ein großer Konzern geraten kann, wenn seine Aktien 
nicht in der überwiegenden Mehrheit festgelegt sind, sondern an mehre¬ 
ren großen internationalen Börsen gehandelt werden. Im allgemeinen 
mag sich die Verbreitung der Aktien nicht auf die Geschäftsführung 
auswirken; immerhin sind Fälle denkbar, daß sich stärkere ausländische 
Aktienpakete bilden, auf die die Verwaltung Rücksicht nehmen muß. 
Allerdings ist es schwierig abzuschätzen, welcher Anteil dieser oder 
jener Firma von kapitalstarken Ausländern (natürlichen oder juristi¬ 
schen Personen) gehalten wird. Doch dürfte allgemein mit der im¬ 
mer mehr zunehmenden Verflechtung der internationalen Finanz¬ 
wirtschaft und auch mit dem Wachstum international tätiger Invesl- 
mentfonds dieser Anteil stark zunehmen. In der Regel fließen in diesen 
Fällen die Gewinne in Form von Dividenden ins Ausland. Dagegen wer¬ 
den bei den multinationalen Konzernen die Gewinne aus den Tochter¬ 
gesellschaften häufig im Ursprungsland reinvestiert. 

Nicht ganz außer Betracht bleiben dürfen auch die Fälle, in denen, 
was nicht selten ist, international tätige Konzerne Anleihen auf dem 
internationalen Kapitalmarkt aufnehmen. Die Anleihebedingungen wer¬ 
den dabei keinen Einfluß der Geldgeber auf den Konzern, aber natürlich 
die Zahlung von Tilgung und Verzinsung ins Ausland vorsehen. 

Daß man dabei den Geldgeber wirtschaftlich fast dem Aktionär 
gleichstellen kann, zeigte 1930 der einmalige Vorgang, daß Siemens & 
Halske nach früheren Dollaranleihen eine Anleihe auflegte, deren Obli¬ 
gationen sich von Aktien praktisch nur dadurch unterschieden, daß sie 
eine Mindestverzinsung von 6%, aber kein Stimmrecht hatten. Ein 
erheblicher Teil dieser „Participation Debentures“ wurde an die General 
Electric Co. verkauft; da diese ein Interesse hatte, die Stücke zunächst 
zu behalten, wurde eine gewisse Kursstabilisierung erreicht. 

2. Langfristige Kooperation 

Für die großen international tätigen Konzerne kann auch ohne 
finanzielle Verflechtung die Vereinbarung einer langfristigen Koopera¬ 
tion von Nutzen sein. In früherer Zeit waren dabei Marklabsprachen 
in beliebigem Umfang zulässig, und tatsächlich haben solche Markt¬ 
regelungen den beteiligten Konzernen, z. B. durch Zuteilung von Märk¬ 
ten, Quoten, Export- und Importverboten oder Preisabreden, auf dem 
Weltmarkt Nutzen gebracht. Heute sind solche Marktabsprachen weit¬ 
gehend gesetzlich verboten, in USA durch die Antitrust-Gesetzgebung 3 ), 


3) aus der die USA sogar außerhall) ihrer Slaatsgrenzen Folgerungen durch¬ 
zusetzen versuchen! 
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im EWG-Raum entsprechend den römischen Verträgen, in der BRD 
durch das Gesetz gegen die Beschränkung des Wettbewerbs [11]. Eine 
Kooperation auf dem Markt darf sich hiernach nur begrenzt mittelbar 
aus der Verwertung von Schutz rechten ergeben. 

Die langfristige Kooperation kann sich aber weiterhin auf andere 
Bereiche der Unlernehmensaktivität, z. B. auf gemeinsame Forschung 
und Entwicklung oder auf die Spezialisierung der Forschung und den 
Austausch der entsprechenden Ergebnisse beziehen. 

3. Lizenzen. Patentaustausch 

Da der Aufwand für Forschung und Entwicklung bei den großen 
Konzernen auch relativ gesehen groß ist, läßt sich eine Anhäufung des 
Patentbesitzes bei diesen Konzernen erkennen. Dementsprechend groß 
ist die Bedeutung der Vereinbarungen, die zwischen den international 
tätigen Konzernen über Lizenzen oder über Patentaustausch geschlossen 
werden. Ohne solche Vereinbarungen würde die technische Entwicklung 
durch Sperrpatente stark verzerrt werden, und es käme zu Fehlentwick¬ 
lungen, wenn der eine Konzern von der Nutzung dieser, der andere von 
der Nutzung jener Erfindung völlig ausgeschlossen wäre. Auch würde, 
aufs Ganze gesehen, viel wertvolle Enlwicklungskapazität zur Ausarbei¬ 
tung von Umgehungsverfahren verschwendet werden. Zudem sehen die 
Patentgesetze der meisten Länder den Zwang zur Erteilung einer Lizenz 
vor, wenn das Patent nicht innerhalb einer gewissen Frist vom Erfinder 
im eigenen Lande genutzt wird. Schließlich kann durch entsprechende 
Vereinbarungen auch manche kostspielige und langwierige Auseinander¬ 
setzung über die Abgrenzung der Patentansprüche vermieden werden. 

So sind Verträge über Lizenzen und über Patentaustausch in der 
Fernmeldeindustrie seil langem üblich und haben zur günstigen Ent¬ 
wicklung der Technik beigelragen. Dabei kann es sich um Vereinbarun¬ 
gen handeln, die nur zwischen dem Unternehmen, das über das Patent 
verfügt, und einem ausländischen Partner so abgeschlossen werden, daß 
dieser in seinem Lande das ausschließliche Verfügungsrecht erhält. Es 
kann aber auch im anderen Extremfall ein Unternehmen, das z. B. über 
ein Schlüsselpatent verfügt, im Interesse der Einführung einer bestimm¬ 
ten Technik jedem Bewerber zu mehr oder weniger gleichen Bedingun¬ 
gen eine Lizenz erteilen. Wenn sich solche Verträge auf einzelne Patente 
und etwa die Folgepatente beziehen, so kann andererseits auch zwischen 
zwei oder mehreren großen Konzernen eine Zusammenarbeit in der 
Weise vereinbart werden, daß sie einander die Nutzung aller bestehen¬ 
den und etwa neuen Patente auf einem bestimmten Gebiet einräumen. 
Da in solchen Fällen jeder der teilnehmenden Konzerne an dem tech¬ 
nischen Fortschritt der anderen Teilnehmer unmittelbar interessiert ist, 
kommt es dann zu einem lebhaften Erfahrungsaustausch, gegebenen¬ 
falls auch zum Austausch von Forschungs- und Entwicklungskräften, 
also zu einer intensiven Verflechtung der Aktivitäten der Partner. 

Hiernach ist klar, daß bei den Verhandlungen zur Erlangung von 
Lizenzen oder über die Aufnahme in eine bestehende Gruppe ein Unter¬ 
nehmen um so günstiger dasteht, je mehr es selbst anzubieten hat, 
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u. U. auch gerade solche Patente, die die Gruppe gegen Wettbewerb 
von außen schützen [10]. Insofern zahlen sich manche Patente beson¬ 
ders als Handelsobjekte aus. Die eigentlichen Lizenzeinnahmen decken 
dagegen manchmal nicht einmal die Kosten der Aufrechlerhaltung eines 
Patentes, wofür ja die Gebühren von Jahr zu Jahr steigen, und der 
Verwaltung des Patentbesitzes. 

Als Hinweis auf die Größenordnung der in Betracht kommenden 
Patentzahlen sei angegeben, daß 1964 für die gesamte Elektrotechnik 
in der BRD 2127 Patentanmeldungen von deutschen Unternehmungen 
und 756 von Unternehmungen in USA, den Niederlanden und der 
Schweiz eingereicht wurden, und daß 1965 in der Außenhandelsbilanz 
der Bundesrepublik Einnahmen von 58,6 Mio. DM für Patente und Li¬ 
zenzen in der Industriegruppe Elektrotechnik Ausgaben von 165 Mio. DM 
gegenüberstanden. Man wird kaum fehlgehen in der Annahme, daß der 
Anteil der Fernmeldetechnik hierbei nahe bei 50 % liegt. 

Die Vereinbarungen der international tätigen Konzerne über den 
Patentaustausch können in ihrem Inhalt sehr verschieden ausgestaltet 
sein und Nebenverpflichtungen enthalten. 

Da auch für die Produktion betriebliche Erfahrungen und techno¬ 
logische Kenntnisse (der know-how) unentbehrlich und von entspre¬ 
chendem Wert sind, werden wie über Patente und zusammen mit 
Patentverträgen auch über ihre Weitergabe Lizenzverträge und Aus- 
tauschverträge abgeschlossen. 

Ein altes Beispiel für den Ausgleich von Konzerninteressen durch 
sachgemäße Patenlabkommen ist der 1911 zwischen Telefunken und 
Marconi International Marine Communication Co. Ltd. abgeschlossene 
Patentaustauschvertrag für die ganze Welt auf paritätischer Grundlage. 
Nach der Unterbrechung durch den ersten Weltkrieg wurde das Ab¬ 
kommen 1919 erneuert, 1920 folgte ein Patentaustauschvertrag mit der 
Compagnie Generale de Telegraphie saus Fils, 1921 ein solcher mit der 
Radio Corporation of America. Das Abkommen mit Marconi gab Tele¬ 
funken die Verfügung über die Schutzrechle von Marconi fast auf der 
ganzen Erde, das mit RCA über die Schutzrechte von RCA in Europa 
und das mit der Compagnie Generale entsprechend in Deutschland. 
Ferner kam es damals auch zu Abmachungen mit Philips, Western 
Electric Co. u. a. Wenn man bedenkt, welchen Aufschwung die Ent¬ 
wicklung der Vakuumröhre damals der Hochfrequenztechnik gab, kann 
man abschätzen, wie hemmend es gewesen wäre, wenn jeder der großen 
internationalen Konzerne für sich seine Patente hätte allein ausnutzen 
und weiterentwickeln wollen, z. B., wenn Telefunken mit den Lieben- 
Patenten manchen im Ausland gemachten Fortschritt blockiert hätte 
[ 21 , 22 ]. 

Auf dem Gebiet der Kabeltechnik sind in den ersten Jahrzehnten 


dieses Jahrhunderts die aufgrund der von Pupin in den USA gemachten 
Erfindung in den Industrieländern angemeldeten Schutzrechte Gegen¬ 
stand zahlreicher Patentabkommen gewesen, so daß sich die Ausrüstung 
der Fernsprechkabel mit Pupinspulen nicht nur überall einführen ließ, 
sondern noch durch Zusatzerfindungen, besonders auch in Deutschland, 
wesentlich gefördert wurde. 
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An dieser Stelle mag andererseits ein Hinweis darauf gegeben wer¬ 


den, daß die deutsche elektrotechnische Industrie ihre Rechte im inter¬ 
nationalen Patentwesen durch den letzten Krieg vollständig verloren 
hatte. Sie hat diesen Rückschlag im wesentlichen aufholen können. 

In neuerer Zeit, in der die technische.Abhängigkeit ganz Europas 
von den USA häufig diskutiert wird, ist aber auch manche Lizenz von 
Europa nach den USA gegangen [23]. Als Beispiel sei die wichtige 
Lizenz genannt, die Siemens an Westinghouse zur Herstellung ultra- 
reinen Siliziums gab. Auch sieht die Vereinbarung zwischen Siemens 
und RCA von 1964 über den Patentauslausch auf dem Gebiet der Daten¬ 
verarbeitung durchaus den Weg in beiden Richtungen vor. Für die 
Zahl solcher Abkommen mag die Angabe von AEG-Telefunken ein Hin¬ 
weis sein, daß zwischen diesem Konzern und ausländischen Partnern 
auf dem Gebiet nachrichtentechnischer Anlagen 15 Verträge über Patent¬ 
gewährung und 18 Verträge über Know-IIow-Lizenzgewährung be¬ 
stehen. 

Eine sehr aufgeschlossene Haltung in der Frage der Lizenzertei¬ 
lung hat unter dem Einfluß der amerikanischen Gesetzgebung die 
Western Electric Co., die für den Bereich des ATT-Konzerns sämtliche 
Anlagen und Geräte liefert. Lizenzen für die bis 1956 aufgelaufenen 
Grundpatente konnte jede in- und ausländische Firma gegen eine ein¬ 
malige Zahlung von 25 000 Dollar erwerben. Später ging die Gesell¬ 
schaft zu einzeln ausgehandelten Verträgen über; wer dabei selbst 
Know-How anbieten konnte, zahlte entsprechend weniger. Western 
Electric Co. hat von 1952 bis 1962 rd. 25 Mio. Dollar an Lizenzeinnah¬ 
men gehabt, ein Drittel davon im Zusammenhang mit der Transistor¬ 
technik. Mehr als die Hälfte der Beträge kam aus dem Ausland. Im 
Vergleich dazu schätzen die Bell-Laboratorien ihre Kosten für For¬ 
schung und Entwicklung von Transistoren und transistorisiertem Gerät 
bis Ende September 1964 auf 150 Mio. Dollar. Die Kosten für die Ver¬ 
wertung und Verwaltung der Patente betrugen von 1952 bis September 
1964 rd. 17 Mio. Dollar, davon annähernd 3 Mio. Dollar im Zusammen¬ 
hang mit dem Transistor. Man kann annehmen, daß von diesen Kosten 
der größte Teil auf das Auslandsgeschäft entfällt. Der Nutzen, der aus 
Abkommen über die Grundtransistorpatente durch erworbene Patente 
für die Bell-Laboratorien resultierte, kam fast ganz aus dem Ausland 
und wurde auf 7 Mio. Dollar gesehätzl. 

4. Konsortien für Großprojekte 

Eine internationale Verflechtung von Konzernen tritt auch in der 
Form auf, daß diese ein Konsortium zum Studium oder zur Bewältigung 
eines Großprojektes bilden. Ein solches könnte für den einzelnen Kon¬ 
zern wegen der Vielseitigkeit der darin enthaltenen Aufgaben oder 
wegen der gesetzten Lieferfristen zu Schwierigkeiten führen. 

Bei klarer Abgrenzung der Verantwortlichkeit kann es auch für 
den Auftraggeber nützlich sein, daß ein solches Konsortium mit viel¬ 
seitigen Möglichkeiten die gestellte Aufgabe übernimmt. Es liegt nahe, 
daß auch die an die Erledigung der Aufgabe anschließende Weiter- 
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entwicklung in dem betreffenden Land in zweckmäßiger Weise zwi¬ 
schen den beteiligten Firmen aufgeteilt werden kann. Angesichts der 
Bedeutung des Managements für die Durchführung von Großprojekten 
kann es dann zweckmäßig sein, daß einer der beteiligten Konzerne das 
System-Management übernimmt. So haben sich 1965 Telefunken, Mar- 
coni, Thomson Houston und einige andere Firmen zusammengeschlos¬ 
sen, um sich als Konsortium bei der NATO um Verträge im Werte von 
rd. I Mrd. DM zu bewerben. Marconi und Thomson Houston haben sich 
schon 196.3 zusammengetan, um ein neues Sekundär-Radarsystem ge¬ 
meinsam herauszubringen. 1969 erteilte die NATO einen Auftrag für 
12 Satellilen-Bodcnstationen im Werte von rd. 100 Mio. DM an ein 
Konsortium, das sich aus SEL (als Hauptunternehmer und verant¬ 
wortlich für das System-Management), General Electric and English 
Electric Comp., Bolide und Schwarz, Selenia-Rom und BBC-Mannlieim 
zusammensetzt. In Japan haben zur Bewältigung ähnlicher Aufgaben, 
nämlich zur Durchführung von Regierungsprojekten und zur System¬ 
planung für wissenschaftliche Satelliten, die Nippon Electric Comp, und 
Honeywell, Minneapolis, mit je 50% Beteiligung den Plan, die „NEC 
Honeywell Space System Comp.“ zu gründen. Diese würde in Konkur¬ 
renz stehen zu den auf diesem Gebiet schon zusammenarbeitenden Kon¬ 
zernen Mitsubishi und Thomson Ramon Woolwich. 

Ferner haben sich 1961 die großen europäischen Fernmeldefirmen 
mit Firmen der Luftfahrt- und Raumfahrtindustrie zu einem Verband 
zusammen geschlossen, der europäische Raumfahrtprogramme auf brei¬ 
terer Basis erstellen und die Verwirklichung beschleunigt herbeiführen 
soll. Der EUROSPACE genannte Verband ist ein Zusammenschluß 
nach französischem Recht und hat seinen Sitz in Paris. Darüber hinaus 
hat sich in ähnlicher Zusammensetzung ein Eurosat-Gründungskonsor- 
tiuni gebildet, das eine Gesellschaft zur Förderung der Pläne für euro¬ 
päische Anwendungs-Satelliten schaffen soll. 

5. Technische Absprachen 

Als eine sehr lose Form der Verflechtung wird man es betrachten 
dürfen, wenn Firmen technische Absprachen unter dem Einfluß der 
Kundschaft, hier also z. B. der Fernmeldebehörden und -gesellschaften, 
oder unter dem Einfluß von internationalen Zusammenschlüssen solcher 
Abnehmer treffen. Um die weltweite oder wenigstens regionale tech¬ 
nische Zusammenarbeit verschiedener Fernmeldefabrikate zu sichern, 
geben internationale Organisationen Empfehlungen oder gar Pflichten¬ 
hefte heraus, die in der Regel in Zusammenarbeit mit den in Betracht 
kommenden Lieferanten aufgestellt sind. Hierbei ist cs aber mit fort¬ 
schreitender Technik immer schwieriger, zwischen den verschiedenen 
Lösungsmöglichkeiten einer technischen Aufgabe zu einer einheitlichen 
Auffassung zu kommen. Wenn auch schließlich formell die entspre¬ 
chende Empfehlung, z. B. in einem Organ der UIT oder eines regio¬ 
nalen Zusammenschlusses von Fernmelde Verwaltungen oder auch in 
den Pflichtenheften einer einzelnen Fernmeldeverwaltung enthalten 
ist, die sich aus verschiedenen Ländern gleichzeitig oder nacheinander 
beliefern lassen will, so findet die Aussprache über die Bedingungen 
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nicht nur in den hierfür offiziell vorgesehenen Kommissionen statt. 
Vielmehr liegt es oft durchaus im Interesse der in Frage kommenden 
internationalen Konzerne, sehr frühzeitig zu einer Einigung über die 
der Aufgabe angemessene Lösung zu kommen. Es finden also dann 
Vorbesprechungen statt, in denen die zu treffende Entscheidung zwar 
nicht formell, aber tatsächlich feslgelegt wird. Wenn auch dadurch die 
Entscheidungsfreiheit der zuständigen Instanz eingeengt wird, so wird 
man doch zugeben müssen, daß in vielen Fällen eine frühzeitige Eini¬ 
gung der Lieferanten auf eine bestimmte Lösung auch im Interesse des 
Kunden liegt; er braucht bei dem Weitblick der beteiligten Fachleute 
und der Entwicklungsfreudigkeit der Konzerne auch kaum zu befürch¬ 
ten, daß man eine zwar einheitliche, aber für den Abnehmer unvorteil¬ 
hafte Lösung Vorschlägen wird, auf die die eigenen Fachleute bald mit 
Mißtrauen reagieren würden. 

Solche Absprachen sind z. 13. auf dem Gebiet der Trägerfrequenz¬ 
technik und der Pulsmodulation zwischen europäischen Firmen von 
Nutzen gewesen. 

V. Kooperation bei internationalen Organisationen 

Die Ausführungen des vorigen Abschnittes weisen schon darauf 
hin, daß eine mehr oder weniger enge Zusammenarbeit zwischen den 
Konzernen auch im Rahmen der Beratungen der internationalen Orga¬ 
nisationen und zwischenstaatlichen Zusammenschlüsse notwendig ist. 
Dies sei am Beispiel des CCITT, eines Organs der UIT, näher erläutert. 
Dieses Komitee gibt weltweit gültige Empfehlungen u. a. über Fern¬ 
sprech- und Telegrafentechnik heraus; sie werden fast immer von den 
einzelnen Fernmelde Verwaltungen für ihr Land als verbindlich ange¬ 
nommen. Diese Empfehlungen werden in Studienkommissionen aus¬ 
gearbeitet, in denen neben den Verwaltungsvertretern die Fachleute der 
Industriefirmen als Sachverständige beraten. Für Spezialfragen werden 
Arbeitsgruppen gebildet, in denen der Einfluß der Firmenvertreter be¬ 
sonders dann, wenn sie international Zusammenarbeiten, sehr erheblich 
sein kann. Über die schließlich ausgearbeitete Empfehlung kann die 
Technik des einen Konzerns in der Folge mit der des anderen verfloch¬ 
ten sein. Für solche Zusammenarbeit bietet sich aber nicht nur weltweit 
die UIT oder regional ein Zusammenschluß nach Erdteilen an (an den 
Beratungen der für Europa zuständigen GEPT nehmen allerdings die 
Firmenvertreter nicht teil), sondern auch andere Organisationen, wie 
der Wirtschafts- und Sozialrat der UNO mit seinen Regionaltagungen. 

Aber auch schon dann, wenn nur zwei Regierungen eine Aufgabe 
gemeinsam lösen wollen, kann es dazu kommen, daß die in Frage kom¬ 
menden Firmen sich aus Gründen der nationalen Forschungs- und 
Entwicklungspolilik zusammenschließen müssen. Ein Beispiel hierfür 
ist das französisch-deutsche Satellitenprojekt „Symphonie“, bei dem die 
Teilaufgaben je von einer Gruppe deutscher und französischer Firmen 
bewältigt werden. 
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VI. Wirtschaftliche Bedeutung der Verflechtung für den Abnehmer 

Bei der Erörterung der verschiedenen Formen der internationalen 
Verflechtung sind die Vorteile und Nachteile genannt worden, mit denen 
sich die Konzernleitungen bei ihren Entscheidungen auseinandersetzen 
müssen. Angesichts der allgemeinen wirtschaftlichen Bedeutung des 
Fernmeldewesens wird man aber auch nach der Auswirkung solcher 
Verflechtungen auf die Abnehmer zu fragen haben. 


1. Beschränkung des Wettbewerbs 

In einigen Fällen kann der Zusammenschluß von Anbietern eine 
gewisse Einschränkung des Wettbewerbs ergeben. Doch ist die Zahl der 
Konzerne, die ein umfassendes Angebot auf dem Gebiet des Fernmelde¬ 
wesens vorstellen können, nicht gering. Es wird daher im allgemeinen 
nicht leicht sein, eine Verständigung zwischen möglichen Wettbewerbern 
so weit zu treiben, daß unvorteilhafte Auswirkungen für den Abnehmer 
sich ergeben. Am nächsten liegt diese Möglichkeit wohl, wenn bei einem 
Vertrag über grundlegende Patente ein Regionalkartell entsteht. Bei der 
im Abschnitt IV. 3. geschilderten Übereinkunft zwischen vier großen 
Konzernen über die Vakuumröhrenpatente könnte man sich dieser 
Situation vorübergehend angenähert haben. 


2. Austauschbarkeit der Produkte 

Im allgemeinen wird eine internationale Zusammenarbeit der gro¬ 
ßen Konzerne in der Technik für die Abnehmer von erheblichem Nutzen 
sein. Sie steigert die Austauschbarkeit der Produkte und kann dadurch 
zu einer Förderung des Wettbewerbs führen, weil die einzelnen Abneh¬ 
mer nicht mehr auf die Ausführung eines bestimmten Konzerns ange¬ 
wiesen sind. Wie der andauernde Wettbewerb in einigen Entwicklungs¬ 
ländern zeigt, haben die Empfehlungen der CGI (der beratenden Aus¬ 
schüsse der Internationalen Fernmeldeunion) eine so weitgehende Ver¬ 
einheitlichung der Anforderungen gebracht, daß die Erzeugnisse der 
Konzerne aus verschiedenen Erdteilen sich zu einem nationalen Fern¬ 
meldenetz zusammenfügen lassen. 


3. Förderung des technischen Fortschritts 

Sicher ist, daß durch internationale Verflechtung in jeder Form 
dem allgemeinen Fortschritt gedient wird. Jede schnelle und ungehin¬ 
derte Verbreitung wissenschaftlicher Erkenntnis oder technischer Fer¬ 
tigkeit, jede Mitbenutzung von Patenten und Verfahren verhindert 
Doppelarbeit, durch die wertvolle Entwicklungskräfte gebunden werden 
könnten, und spornt zur Weiterarbeit auf dem betreffenden Gebiet an. 
Tatsächlich haben sich auch die großen Erfindungen des Fernmelde¬ 
wesens, die Kabelbespulung, die Vakuumröhre, die Rückkopplungs¬ 
schaltung und der Transistor sehr schnell überall eingeführt, nicht nur 
im Wettbewerb der Konzerne miteinander, sondern auch in Zusammen¬ 
arbeit bei der Lösung der sich dabei ergebenden Probleme. 
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Es sollte hiernach nicht zweifelhaft sein, daß die internationale 
Verflechtung für die Abnehmer wesentliche Vorteile gebracht hat und 
auch weiterhin bringen wird. 

VII. Ausblick; Notwendigkeit weiterer Verflechtungen 

Angesichts der Größe der Aufgaben, die sich in unserer Zeit stellen, 
werden sich weitere Verflechtungen ergeben müssen. Ein Blick in die 
Tageszeitungen zeigt, daß sich zunächst im nationalen Feld in vielen 
Fachbereichen die Zusammenschlüsse häufen. Aber auch im inter¬ 
nationalen Feld kann man mit einer entsprechenden Zunahme rechnen. 

Allerdings zeigen Untersuchungen und statistische Zusammenstel¬ 
lungen, daß mit zunehmender Größe der Unternehmen die Ertragskraft 
keineswegs immer entsprechend steigt. Eine „Expansion um jeden 
Preis“ wird man daher nicht als den Weg der Zukunft ansehen können. 

Zunächst kommen aber schon aus der Zusammenarbeit der Regie¬ 
rungen und auch der Wirtschaft im gemeinsamen Markt entsprechende 
Anregungen für eine weitergehende Verflechtung. Sie wird erleichtert, 
wenn die Staaten des gemeinsamen Marktes eine Rechtsform für euro¬ 
päische Unternehmen feslgelegt haben. 

Bisher hat jedes Land sein eigenes System von Gesellschaftsver¬ 
trägen und Vorschriften zum Schutze der Aktionäre. Die psychologischen 
Schwierigkeiten, hier zu einer Einigung zu kommen, dürfen nicht unter¬ 
schätzt werden. Jedenfalls ist der gegenwärtige Zustand von den euro¬ 
päischen Unternehmen als nicht sehr ermutigend empfunden worden, 
über die Ländergrenzen hinauszuwachsen; amerikanische Firmen ha¬ 
ben sich allerdings davon weniger abschrecken lassen und die Vorteile 
des gemeinsamen Marktes für sich zu nutzen begonnen. Daß hierauf in 
letzter Zeit häufig und eindringlich hingewiesen worden ist, könnte die 
Arbeit an der europäischen Gesetzgebung beschleunigen und der engeren 
Zusammenarbeit europäischer Firmen den Weg ebnen. 

Darüber hinaus aber wird sich aus den ganz großen Aufgaben, die 
sich aus der Satelliten- und Raumfahrllechnik ergeben, und aus den 
Anforderungen der Entwicklungsländer, die immer dringender und 
größer werden, wenn erst einmal ein gewisserStand der wirtschaftlichen 
Entwicklung erreicht ist, der Zwang ergeben, neben einem gesunden 
internationalen Wettbewerb die Vorteile zu nutzen, die eine wohl durch¬ 
dachte internationale Zusammenarbeit bei Planung und Fabrikation in 
der Fernmeldeindustrie bringen kann. Die technischen Mittel stehen 
dem Management durch die Verkürzung der Flugzeiten, durch elektro¬ 
nische Datenverarbeitung und Datenübertragung zur Verfügung. Die 
elektrotechnische Industrie wird sich der Tatsache nicht entziehen kön¬ 
nen, daß Macht und Einfluß der in der internationalen Wirtschaft be¬ 
stimmenden Größen, mit denen sie zu kontrahieren hat, zunehmen. Frei- . 
lieh gibt es auch Gegenkräfte, wie die stärkere Betonung des National¬ 
charakters, oder das Erwachen alter Rivalitäten in neuer Form [11, 24]. 
Jedenfalls aber wird die behandelte Entwicklung stark von der sich 
wandelnden Struktur der Gesellschaft beeinflußt werden, umgekehrt 
aber auch auf diese zurückwirken. Wichtig ist dabei, daß auch die 
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Öffentlichkeit, die sich für solche Fragen mehr und mehr interessiert, 
die wirtschaftlichen Zusammenhänge richtig erkennt, damit nicht unter 
falschen Voraussetzungen der Boden für nachteilige wirtschaftspolitische 
Entscheidungen bereitet wird. Die bisherige schnelle und gesunde Ent¬ 
wicklung des Fernmeldewesens in allen Erdteilen läßt die Vorteile einer 
weltweit gleichzeitig in Wettbewerb und in Verflechtung zweckmäßig 
organisierten Fernmeldeindustrie erkennen. 
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Jahrbuch des elektrischen Fcrnmcldewescns 1971, 22. Jg. 

Verlag für Wissenschaft und Leben, Georg Heidecker, Lad Windsheini 


Heinz Kunze, Gerhard Schneider: Leistungsnierkmale und struktureller Auf¬ 
bau des elektronisch gesteuerten Ortswählsystems 1 (EWSÖ1) 

Einer kurzen Einleitung, in der grundlegende Fragen angesprochen werden, 
folgt ein Abriß der Entwicklung zum zentralgesteuerten System. Dieser Weg ist bei 
der Deutschen Bundespost markiert durch vier Versuchsvermitllungsstellen, die an 
dieser Stelle beschrieben werden. Der Betrieb der Versuchsvermittlnngsslellen zeigte, 
daß eingearbeitetes Betriebspersonal diese Technik beherrscht. 

Als Forderungen der Deutschen Bundespost an das System werden u. a. die Ein¬ 
heitstechnik, Raumersparnis und bessere Lciiungsausnutzung erwähnt. 'Fastenwähl, 
Kurzwahl, Selbstumschaltung und erweiterte Durchwahl zu Nebenstellenanlagen sind 
technische Leistungsnierkmale aus der Sicht des Teilnehmers. 

Für die Struktur des Systems ist die Gliederung in drei Ebenen charakteristisch: 
Peripherie, Teilsteuerwerke und Zentralsteuerwerk. Die drei Ebenen sind durch ge¬ 
normte Leitungssysteme (Normschnittstellen) untereinander verbunden. Die Peri¬ 
pherie bestellt im wesentlichen aus der Koppelanordnung und den vermilllungs¬ 
technischen Sätzen, die die Verbindung zur Umwelt hersteilen. Die Teilsteuerwerke, 
z. ß. das Arbeitsfeldsleuerwerk, dienen der Gcschwindigkeits- und Leislungsanpassung 
zwischen Peripherie und Zentralsteuerwerk. Yerarbeitungs- und Speichereinheiten 
sind die wesentlichen Teile des Zentralsteuerwerkes. 

Das Programmsystem des EWSO 1 wird beschrieben und an einigen Programm- 
beispielen wird das Zusammenspiel von „Hardware“ und „Software“ erläutert. 

Eine PCM-Variante für Durchgangsvermittlungen wird im Prinzip dargestellt. 
Außerdem werden die Prüfeinrichtungen beschrieben und Fragen des Betriebssystems 
erörtert. 


Jahrbuch des elektrischen Fcrnmcldewescns 1971, 22. Jg. 

Verlag für Wissenschaft und Leben, Georg Heidecker, Bad Windsheim 

Heinz Kunze, Gerhard Schneider: Performance characleristics and structure 
of the electronically controlled local dialling System 1 (EWSO 1) 


A short introduclion. in which the Basic questions are nientioned, is followed 
by a survey of the development leading up to the cenlrally controlled System. In the 
Deutsche Bundespost tBis development is marked by four experimental exchanges 
which are described al tliis point. The Operation of these experimental exchanges 
showed (hat it was possible for experienced personnel to master tbis lechnique. 

Uniformitv of technique, space-saving and improved exploilation of capacity 
are nientioned, among other things, as factors required from the System by the 
Deutsche Bundespost. From the point of view of the subscriber, technical perfor- 
mance characleristics include push-lnitton type dialling, ahhrevialed dialling, sub- 
scriber controlled admittance to Services and extendcd through-dialling to PABX 
extensions. 

Characteristic of the structure of the System is its division into three levels: 
periphery, section control unit and central control unit. These three levels are con¬ 
nected Io one another by standardized Circuit Systems (Standard interface). The 
periphery consists chiefly of the switching array and the technical exchange equip- 
ment which estahlishes the Connection to the outside world. The section control 
units, e. g. sub control unit, serve lo adjust Hie speed and capacity between the 
periphery and the central control unit. The main parts of the central control unit 
are machining and storage units. - ; 

A description is given of the EWSO 1 programme System and tlie interplay 
between hardware and Software is elucidated by means of some sample programmes. 

A PGM variant for transit exchanges is explained in principle. In addition the 
testing equipment and questions concerning the Operation System are discussed. 
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Heinz Kunze, Gerhard Schneider: Caracleristiques de rendement et structure 
du Systeme local automatique ä commande electronique i (EWSO 1) 


Apres une courle introduction, qui aborde quelques quesfions de caractere 
fundamental, l’cssai retrace brievement Levolution qui a abouli ä un Systeme ä 
commande centrale. Au sein de la Deutsche Bundespost, quatre bornes marquent 
ce chemin: ce sont quatre commutateurs exp^rimenlaux dont I on trouve ici la 
description. L'exploitation de ces eentres experimenlaux montre qu un personnel 
bien au courant possede cetle technique. 

La Deutsche Bundespost attend de ce Systeme entre autres: une technique 
homogene, une economic d’espace et une meilleure utilisalion des circuits. La 
seleclion au clavier, la seleclion abr^gee, l'acces direct de rabonne aux divers 
Services, lextension de la seleclion directe aux postes supplementaires sont des 
caracteristi(|ues de rendement aux veux de rabonne. 

La structure du Systeme est caracterisee par son articulation ä trois niveaux: 
Peripherie, unite de commande partielle et unile de commande centrale. Ces trois 
niveaux sont relies entre eux par des systemes de circuits normalises (interfaces 
normalisees). La periplierie se compose essenliellement du reseau de connection et 
des equipements de commutation qui etablissent le contact avec le monde exterieur. 
Les unites de commande partielle, par exemple une sous-unite de commande, servent 
ä regier la vitcssc et la puissance entre la periplierie et Limite de commande centrale. 
Unites de traitement et unites de memoire sont les elements essentiels de l'unite de 
commande centrale. 

L’cssai decrit de Systeme de programmation de rEWSO 1 et illustre l'action 
conjointe du ‘Miardware” et du “Software” par rexemple de quelques programmes. 

L’article expose enfin le principe d une Variante du procede de modulation 
par impulsions codees (MIC) pour les centres de transit. II decrit egalement les 
equipements de contröle et aborde divers problemes du Systeme d’exploitation. 
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Günther Altehage, Klaus Schulz: Leistungsmerkmale und struktureller Aufbau 

des elektronisch gesteuerten Fern Wahlsystems l (EWSF 1) 


In einer kurzen Vorbetrachtung wird zunächst das weitere voraussichtliche 
starke Wachstum des Fernverkehrs mit seinen Auswirkungen auf die unvermeidbaren 
Investitionen und auf die Konzeption eines Wahlsystems behandelt. Daraus werden 
einige allgemeine Grundforderungen an ein Fernwählsystem abgeleitet. Ein weiteres 
Kapitel befaßt sich mit Forderungen aus der Sicht der Fernmeldeverwaltung und 
des Betriebs. Neben den beschriebenen Bedingungen bestimmen wesentliche Voraus 
Setzungen ein neues Fernwählsystem, die sich aus der laufenden Entwicklung de 
künftigen EWSO 1-Technik ergeben. Systembestimmende Voraussetzungen sind völ 
lige Kompatibilität mit der neuen Ortstechnik und die Zusammenarbeit mit bestehen 
den Einrichtungen. Die notwendigen und richtigen Verfahren für die Einführung 
der neuen Technik werden der Systembeschreibung vorangestellt. Bei der System¬ 
beschreibung wird auf das System EWSO 1 mit seinen Ebenen und definierten 
Schnittstellen aufgebaut und vorzugsweise auf die spezifischen Fernvermittlungs¬ 
probleme, wie z. B. das Vierdrahtkoppelnetz, eingegangen. Weiter wird die Zeichen¬ 
gabe zwischen EWSF 1-Vermittlungsstellen über zentrale Kanäle erörtert. Daran 
schließen sich einige allgemeine Ausführungen über die Programme zum Betrieb 
einer zentralgesteuerten Fernvermittlungsstelle an. Auf Einzelheiten des Systems, 
seiner Hardware und seiner Software, kann zu diesem Zeitpunkt noch nicht ein¬ 
gegangen werden, weil die Entwicklung noch in vollem Fluß ist. 


Jahrbuch des elektrischen Fernmeldewesens 1971, 22. Jg. 

Verlag für Wissenschaft und Leben, Georg Heidecker, Bad Windsheim 


Günther Altehage, Klaus Schulz: Performance characteristics and structure 
of the electronically controlled long-distance dialling System 1 (EWSF 1) 

To begin with the probable further rapid grovvth of long-distance traffic and 
its effects on the inevitable Investments and on the whole idea of a dialling System 
are dealt with in the brief introductory observation. Several general basic require- 
ments of a long-distance dialling System are derived from tbis. The next chapter 
deals with the requirements from the point of view of the telecommunications ad- 
ministration and of operations. As well as the conditions described, considerable 
prerequisites are involved in a new long-distance dialling System, which result from 
the current development of the future EWSO 1 technique (electronically controlled 
local dialling System). The prerequisites determining the System are complete com- 
patibility with the new local network engineering and the ability to work in co- 
ordination with the existing equipment. A description of the necessary and correct 
procedures for the introduction of the new technique is followed by a description 
of the System itself. This description is based on the EWSO 1 System with its 
levels and defined interface and special attention is given to the specific problems 
of long-distance dialling, for example, the four-wire switching network. In addition 
the signalüng between EWSF 1 cxchanges via separate channels is discussed. This is 
followed by some general remarks about the programmes for operating a centrallv 
controlled long-distance exchange. It is not possible at the moment to give closer 
details of the System and its hardware and Software, as the development is still in 
full swing. 
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Günther Altehage, Klaus Schulz: Caracteristiques de rendement et structure 
du Systeme interurbain automatique a commande electronique 1 (EWSF 1) 


L’essai debute par quelques remarques preliminaires sur raugmentation previ- 
sible du trafie interurbain — augmentation prononcee et qui confirmera la tendance 
passee — et sur Finfluence qu'elle exercera ä la fois sur les investissements ine- 
vitables et sur la conception d’un Systeme automatique. L’auteur en deduit quelques 
conditions fondamentales auxquelles devrait satisfaire un Systeme interurbain auto- 
matique. Le chapitre suivant traite de diverses exigences posees par 1 ? Administration 
des telecommunications et le Service d’exploitation. Outre les conditions citees, 
dautres facteurs essentiels defmissent ce que doit etre un nouveau Systeme inter¬ 
urbain automatique; ces facteurs resultent de l’evolution constante de la future 
technique EWSO 1. Les conditions dlmportance decisive pour Fexistence du Systeme 
sont unc compatibilite parfaite avec la nouvelle technique locale et une bonne 
Cooperation avec les installations existantes. Un expose des procedes necessaires 
et adequals a employer pour llntroduction de la nouvelle technique precedc la 
description du Systeme. Cette description pari du Systeme EWSO 1, avec ses niveaux 
et ses interfaces bien definies, et s’attache particulierement aux problemes specifiques 
a la commutation interurbaine, tels que le reseau de commutation a quatre tils. 
L’essai examine ensuite la Signalisation entre les commutateurs EWSF 1 par canaux 
semaphores. Suivent quelques considerations de caractere general sur les programmes 


adequats pour rexploitation d’un commutateur interurbain ä commande centrale. 
II n’est pas encore possible, pour Finstant, d’entrer dans les details du Systeme, 
de sds “hardware” et “Software”, car il est encore en plein developpement. 
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Paul Dietrich: Konstruktive Gestaltung des elektronisch gesteuerten Ortswähl- 

systems 1 (EWSO 1) der Deutschen Bundespost 

Die Deutsche Bundespost betreibt im Jahre 1969 noch etwa 40 % Ortsvermitt¬ 
lungsstellen mit Hebdrehwählern des Einführungsjahres 1927. Die restlichen 60 % 
sind Systeme mit Edelmetall-Motordrehwählern (EMD-Wählern). In diesem Beitrag 
wird die konstruktive Gestaltung eines in der Entwicklung befindlichen halbelektro¬ 
nischen Wahlsystems behandelt, dessen Koppelfeld mit gasgeschützten Kontakten 
in Stahlumhüllung ausgerüstet ist. Bei der konstruktiven Gestaltung wird davon aus¬ 
gegangen, daß der Raumbedarf dieses Systems nur noch 50 % gegenüber einer ver¬ 
gleichbaren Anlage mit EMD-Wahlern bei gleichzeitiger guter Zugänglichkeit und 
Wartung beträgt. 

Im 1. Kapitel werden die allgemeinen Anforderungen aufgestellt, die sich aus 
der Einheitstechnik, dem verfügbaren Raum und den betrieblichen Belangen ergeben. 
Das 2. Kapitel behandelt den konstruktiven Aufbau. Dabei wird ein Vergleich mit 
dem EMD-System 55v angestellt. Die Vorfeldeinrichtungen werden in die Über¬ 
legungen mit einbezogen. Der Ilauptverteiler für das neue System und die an ihn 
zu stellenden Anforderungen werden im 3. Kapitel besprochen. Im 4. und letzten 
Kapitel ist von den Bauelementen die Rede. Dabei wird besonders auf die neuen 
gasgeschützten Elemente eingegangen. 
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Paul Dietrich: Construction o! the electronically controlled local dialling 

System 1 (EWSO 1) of the Deutsche Bundespost 

In 1969 approximately 40 % of the Deutsche ßundesposfs local exchanges were 
still using Strowger vertical and rotary selectors, introduced in the year 1927. The 
remaining 60 % were Systems using noble-metal machine rotary selectors (EMD 
selectors). This paper deals with the construction of a semi-electronic dialling System 
in the process of development with a switching array which is equipped with gas- 
protecled contacts in steel casing. When considering the construction it is assumed 
that the space requirement of this System amounts to only 50 % of that for a com- 
parable System with EMD selectors with equally good accessibility and maintenance 
features. 

In the first chapter the general requirements are listed which ensue from the 
uniformity of technique, the available space and operational matters. The second 
chapter deals with the structure and makes a comparison with the EMD System 55v. 
The auxiliary equipment is also included in tliese considerations. The main distri- 
butor for the new System and the demands to be made on it are discussed in the 
third chapter. In the fourth and final chapter the construction coinponents are dealt 
with and particular details are given of the new gas-protected coinponents. 
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Paul Dietrich: L’amenagement du Systeme local automatique ä commande 

electronique 1 (EWSO 1) de la Deutsche Bundespost 


En I960, la Deutsche Bundespost exploitait encore pres de 40 % des centres 
locaux l’aide de selecteurs ä deux niouvements datant de 1927. Les 60 % restants 
<5taient cquip£s de systemes de selecteurs rotatifs ä metal precieux (selecteurs EMD). 
La presente contribution traite de ramenagement d un Systeme automatique semi- 
electronique actuellement a Letude, dont Belage de commutation est equipe de 
contacts sous gaz protecteurs et entoures d une gaine d'aeier. Cet amenagement 
part de Lhypothese que ce Systeme n'exige que 50 % de l espace neccssaire a une 
installation comparable equipee de selecteurs rotatifs ä metal precieux, l'acces et 
rentretien en dtant tout aussi satisfaisants. 


I>e premier chapilre expose les exigences de caractere general resultant de la 
technique uniforme, de Lespace disponible et des besoins du Service. Le second 
chapitre examine la struclure du Systeme, en comparant celui-ci a un Systeme ä 
selecteurs rotatifs ä m£tal precieux 55v. Ce faisant, il tient egalement compte des 
equipements auxiliaires. Le repartiteur principal du nouveau Systeme et les con- 
ditions auxquelles il devra satisfaire font Lobjet du troisieme chapitre. Le quatrieme 
et dernier chapitre traite des Elements et tont particulierement des nouveaux Elements 
sous gaz protecteurs. 
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Hans Blankenbach, Klaus Stegmann: Einfügung des elektronisch gesteuerten 

Ortswählsystems 1 (EWSO 1) in bestehende Ortsnetze 


Die beabsichtigte Einführung des elektronisch gesteuerten Ortswählsystems 1 
(EWSO 1) zwingt zu Überlegungen, wie dieses System in bestehende Ortsnetze ein¬ 
gefügt werden kann. Es wird gezeigt, daß das neue System trotz seiner von der 
konventionellen Verminlungslechnik völlig abweichenden Eigenschaften reibungslos 
in das Netz der Vermittlungsstellen eingefügt werden kann. Vorleistungen durch 
geschlossene Aufstellung der konventionellen Technik und durch Aussparen eines 
Numerierungsblocks für die neue Technik aus dem Rufnummernvolumen der Orts¬ 
netze mit Freihalten eines Gruppenschrittes der I. Gruppenwähler erscheinen zweck¬ 
mäßig, um die Eingliederung zu erleichtern und die Möglichkeiten zum Einsparen 
von Ortsverbindungsleitungen möglichst bald und für möglichst große Verkehrsanteile 
zu nützen. Das EWSO 1 wird zweckmäßig koordiniert mit dem etwa gleichzeitig zu 
entwickelnden elektronisch gesteuerten Fernwählsystem EWSF 1 eingeführt, so daß 
EWSO 1-Vermittlungsstelien an EWSF 1-Einrichtungen angeschlossen werden kön¬ 
nen, um so die Vorteile der neuen Technik auch im Fernverkehr wirksam werden 
zu lassen. 

Das EWSO 1 kann ohne unüberbrückbare Schwierigkeiten in Räumen unter¬ 
gebracht werden, die den Bedingungen der konventionellen Vermittlungstechnik ge¬ 
nügen. Der Raumbedarf der neuen Technik liegt bei 50 % des Raumbedarfs des 
EMD-Svstems. Für die Lösung der durch die kompaktere Bauweise auftretenden 
Probleme des Abführens der entstehenden Vcrlustwärme zeigen sich brauchbare 
Lösungsmöglichkeiten. 

Sehr erfreuliche Auswirkungen ergeben sich für den künftigen Netzaushau, da 
vornehmlich im Ortsverbindungsleilungsnctz Einsparungen sowohl in der Zahl und 
Länge der benötigten Doppeladern als auch in ihrem Querschnitt möglich sein werden. 
Auch im Anschlußleitungsnetz wirkt sich die größere Reichweite des neuen Systems 
so aus, daß die mit 0.4 mm starken Adern überbrückbaren Entfernungen zwischen 
den Vermittlungs- und den Sprechstellen ausgedehnt werden können. 

Die Einfügung des elektronisch gesteuerten Ortswählsystems EWSO 1 in das 
Netz der Vermittlungsstellen weicht von allen bisherigen Systemübergängen ah. Die 
Probleme, die sich hierbei ergeben, sind aber durchaus beherrschbar. Bei richtiger 
Anwendung der gegebenen Lösungsmöglichkeiten werden die größeren Leistungs¬ 
merkmale des Systems schon vom Einführungsbeginn an optimal genutzt. 
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Hans Blankenbach, Klaus Stegmann: Incorporation of the electronically con- 
trolled local dialling System 1 (EWSO 1) with existing local networks 

The intended inlroduction of the electronically controlled local dialling System 1 
(EWSO 1) obliges us to consider how this System can be incorporated into the 
existing local networks. This article demonslrates that the new System can be fitted 
without difficulty into the network of exchanges in spite of its properties which are 
entirelv different from those of conventional exchange engineering. Preparation in 
the form of a separate arrangement for the conventional technique and the exclusion 
of a numbering block for the new technique from the total call numbers of the local 
networks, keeping free one decade of the first group selector, seem to simplify the 
incorporation and to utilize the possibilities of saving local connection circuits as 
soon as possible and for the greatest possible amounts of traffic. The EWSO 1 is 
introduced best in coordination with the electronically controlled long-distance 
dialling System EWSF 1, being developed simultaneouslv, so that EWSO 1 exchanges 
can be attached to EWSF 1 equipment, by which the advantages of the new technique 
may also be effective for long-distance traffic. 
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The EWSO 1 can he accommodated without insurmountable difficulty in pre- 
mises which fulfil the conditions for the conventional exchange technique. The new 
technique equipment requires 50 % Iess space than !lie EMI) System. Quite feasihle 
Solutions to the problem of the dissipation of the arising heat loss caused by the 
more compact structure can he found. 

This will have very satisfactory effects on the future network expansion as it 
will he possible, primarilv in the subscriber’s line network, to reduce the number 
and length of-the necessary pairs of leads and also their diameter. The effect of the 
greater ränge of the new System on the connecting network is that the distances 
which can be bridged by 0.4 mm leads between the exchanges and the telephone sets 
will be able to be increased. 

The incorporation of the electronically controlled local dialling svstem EWSO 1 
into the exchange network diverges from all previous transitions to new Systems. 
There are, however, no insurmountable problems. With correct application of the 
possible Solutions the increased performance characteristics of the System can be 
utilized to the maximum extent right from the moment the System is introduced. 
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Hans Blankenbach, Klaus Stegmann: Introduction du Systeme local autoina- 
tique a coimnande electronique 1 (EWSO 1) dans les reseaux locaux existants 


On a rintention d'introduire le Systeme local automatique a commande elec¬ 
tronique 1 (EWSO 1) et il est necessaire d'examiner les possibilites d'integrer ce 
Systeme dans les reseaux locaux existants. L’essai montre que le nouveau Systeme, 
en d£pit de ses caracteristiques qui divergent entierement (le la technique de com- 
mutation conventionnelle, se laisse integrer saus difficulte dans le reseau des centres 
de commutation. II semble indique de preparer la voie en faisant des equipements 
de la technique conventionnelle un tont distinct et en reservant a la nouvelle tech¬ 
nique un bloc de numerotation dans l’ensemble des numeros du reseau, ceci en 
laissant libre unc decade du 1er selecteur de groupe. Ainsi, rintegration du nouveau 
Systeme sera-t-elle plus facile et I on pourra profiter dans les meilleurs delais — et 
pour le plus grand trafic possible — des nouvelles possibilites deconomiser des 
lignes de raccordement locales. Le Systeme EWSO 1 sera introduit en coordination 
avec le Systeme interurbain automatique ä commande electronique EWSF 1 qui 
doit etre mis au point ä peu pres au meine moment, ce qui parait adequat puisqu il 
sera ainsi possible de raccorder des centres EWSO 1 ä des equipements EWSF 1 et, 
par la, d’etendre les avantages de la nouvelle technique au Service interurbain. 

Le Systeme EWSO 1 peut etre installe saus difficultes insurmontables dans des 
locaux satisfaisant aux exigences de la technique de commutation conventionnelle. 
L’espace necessaire ä la nouvelle technique represente 50 % de 1‘espace necessaire 
au Systeme EMD (selecteurs rotatifs a metal precieux). II semble possible de resoudre 
de fa^on satisfaisante les problemes relatifs a I’evaeuation de la chaleur de dissipa¬ 
tion degagee et qui sont düs a la construction plus compacte du Systeme. 

Les effets de Fintroduction du nouveau Systeme sont tres heureux pour ramena¬ 
gement futur du reseau, car il sera surtout possible de reduire tant le nombre et la 
longueur des paires necessaires que leur diametre dans les reseaux de lignes de 
raccordement locales. La grande portee du nouveau Systeme se repercute egalement 
dans le reseau de lignes d abonne, en ce sens qu'il est possible de prolonger les 
distances franchissables par artere de 0,4 mm entre les centres et les postes tel6- 
phoniques. 

L’int6gration du Systeme local automatique ä commande electronique EWSO 1 
dans le reseau de commutateurs est differente de toutes les transitions d un Systeme 
ä un autre experimentees jusqu'ä ce jour. Toutefois, les problemes qu'elle pose sont 
vraiment solubles. Une application adequate des diverses Solutions possibles pennet 
de profiter de fagon optimale des caracteristiques ameliorees du rendement du 
Systeme des son introduction meine. 
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Günter Lampe, Horstmar Reiff: Probleme der Unterhaltung von Fernspreeh- 
vermittlungsstellen mit Auswirkungen auf die Ausbildung des Personals unter 
besonderer Berücksichtigung der elektronisch gesteuerten Fernsprechvermitt¬ 
lungstechnik 


Mit dem schnellen Anwachsen der Sprechstellendichte und des Fernsprechver¬ 
kehrs nehmen der Umfang der technischen Einrichtungen in den Vermittlungsstellen 
und damit der Personalbedarf für ihre Unterhaltung immer mehr zu. Wegen des 
steigenden Mangels an geeignetem Unterhaltungspersonal und aus wirtschaftlichen 
Erwägungen muß versucht werden, den spezifischen Unterhaltungsaufwand zu ver¬ 
ringern. Bei den herkömmlichen elektromechanischen Vermittlungscinrichtungen bleibt 
neben den im Störungsfall notwendigen Instandsetzungsarbeiten immer ein unver¬ 
meidbarer systembedingter Anteil manueller Instandhaltungsarbeiten. Bei elektronisch 
gesteuerten Vermittlungseinrichtungen mit luftabgeschlossenen Kontakten kann der 
spezifische Unterhaltungsaufwand weiter verringert werden. Es wird auf die Be¬ 
sonderheiten hingewiesen, die bei der Unterhaltung elektronisch gesteuerter Ver¬ 
mittlungseinrichtungen zu berücksichtigen sind, und die Konzeption für ein Verfahren 
zur Unterhaltung und Bedienung des EWSO 1 aufgezeigt. 

Den Ausführungen über die künftige Ausbildung des Personals wird die der¬ 
zeitige Aus- und Fortbildung der Fernmeldehandwerker und der Beamten des ein¬ 
fachen und mittleren sowie des gehobenen fernmeldetechnischen Dienstes voran¬ 
gestellt. Dabei wird besonders auf die Lehrlingsausbildung eingegangen, weil sie 
rd. 90 % des gesamten fernmeldetechnischen Nachwuchses der DBF betrifft und die 
erste Ausbildungsstufe für diejenigen späteren Beamten darstellt, denen die Unter¬ 
haltung von Fernsprechvermittlungsstellen obliegt. Nach einer größenordnungs¬ 
mäßigen Ermittlung des voraussichtlichen Personalbedarfs für die Unterhaltung 
elektronischer Vermittlungsstellen wird auf die künftige Ausbildung des Unter¬ 
haltungspersonals eingegangen. Dabei wird im einzelnen dargelegt, wie den Anforde¬ 
rungen von Technik und Betrieb sowohl durch die Schaffung zusätzlicher Ausbildungs¬ 
wege als auch durch die Anpassung der Ausbildungsinhalte an die Forderungen der 
Elektronik entsprochen werden soll. Die ersten Maßnahmen zu ihrer Verwirklichung 
wurden bereits eingeleitet. 
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Günter Lampe, Horstmar Reiff: Problems of telephone excliange maintenance 
and the resulting effects on training of personnel, taking into particular con- 

sideration the electronically controlled telephone excliange System 

Along with the rapid growth of telephone densily and traffic the ränge of 
technical equipment in the exchanges and with this the personnel required for its 
maintenance are also constantly incrcasing. Because of the growing lack of suitable 
maintenance personnel and due to economic considerations attempts must be made 
to reduce the specific maintenance expenses. With the traditional eleclro-mechanical 
excliange equipment there is always an unavoidable proportion of manual work, 
due to the nature of the System, as well as the repair work necessary in the case 
of interference. In the case of electronically controlled excliange equipment with 
air-sealed contacts the specific maintenance costs can be further reduced. The special 
features to be considered in the maintenance of electronically controlled excliange 
equipment are pointed out and the plans for a procedure for maintenance and 
Operation of the EWSO 1 (electronically controlled local dialling System) are shown. 

Explanations on the future training of personnel are preceded by a description 
of the present training and advanced training of telecomiiiunications mechanics and 
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officials of the A, B and C gradcs in the telecommunications Service (“A” being 
the lower grade, “B” medium, etc.). Apprcntice training is covered in particular 
detail as this affects approxinialelv 00 % of the total number of new recruits in 
the fiele! of telecommunications in the Deutsche Bundespost and constitutes the first 
stage in training for tliose who will later be officials responsible for the maintenance 
of telephone exchanges. Following a quantitative calculation of the probable per- 
sonnel requirement for the maintenance of electronic exchanges, details of the future 
training of maintenance personnel are given. Here the way is specifically indicated 
in which the demands of engineering and operations are to be met, both by the 
creation of additional training methods and bv the adaptation of the training courses 
to the demands of electronics. The first Steps have already been taken towards 
realization of these measures. 
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Günter Lampe, Horstmar Reiff: Problem es relafifs ä Fentretien des centres 
teleplioniques et leur incidence sur la forniation du personnel, sous Fangle 
particulier de la technique de commutation telephonique ä commutation elec- 

tronique 


Le rapide essor de la densite et du Irafic teleplioniques a pour effet un deploie- 
nient sans cesse plus important d'installalions techniques dans les centres et par la 
une augmenlation constante du personnel necessaire. En raison de la penurie con- 
stante de personnel d'entretien qunlifiö cl pour des considerations d’ordre econo- 
mique, il est necessaire d’cssayer de reduire les travaux d’entretien specifiques. Dans 
les equipcmenls de commutation eleclroniecaniques de type traditionnel, il reste 
toujours, en dchors des reparalions necessaires en cas de dörangements, un certain 
nombre de travaux d'entretien manuels inevilables en raison du principe meine de 
ce Systeme. Lorsqu'il s’agit d'equipements de commutation ä commande electronique 
et contacts isoles ä fair, les mesures d’entretien specifiques peuvent etre encore 
restreintes davantage. L'essai attire rattention du lecteur sur les particularites donl 
il convient de tenir compte dans rentretien d'equipements de commutation ä com* 
mande electronique, et indique un proctfde d’entretien et de commande. 

Avant de passer aux considerations relatives a la forniation future du personnel, 
rauteur decrit le Systeme actuel de forniation et de perfectionnement des ouvriers 
specialises des telecommunications et des fonctionnaires des gradcs subalterne, 
moyen, moyen superieur et superieur appartenant au Service technique des tele- 
communications. Ce faisant, il examine surtoul la question de la forniation des 
apprentis, car eile interesse 90 % de l’ensemble des jeunes agents des telecomniuni- 
cations rccrutes par la Deutsche Bundespost et represente le premier echelon de 
la forniation des futurs fonctionnaires auxquels incombera l’entretien des centres 
telephoniques. Apres un calcul approximatif du besoin probable en personnel d’entre¬ 
tien des centres electroniques, 1‘auteur aborde la question de la forniation future 
du personnel d’entretien. Il indique avec prccision comment l'on prevoit de satisfaire 
aux exigences de la technique et de I’exploilalion, taut par la creation de nouvelles 
possibilites de forniation que par l'adaptation des programmes educatifs aux besoins 
de l'electronique. Les premieres initiatives ont deja ete amorcees en vue d'atteindre 
ce but. 
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Hermann Gabler: Technik des Elektronischen Datcnverinittlungssystenis EDS 

ln einer einleilenden Betrachtung wird der heutige Stand der Fernschreibwähl¬ 
vermittlungstechnik in Deutschland aufgezeigt. Mit den bestehenden elektromccha- 
nischen Vermittlungssysteinen können die betrieblichen Forderungen der Datenfern¬ 
übertragung nicht mehr erfüllt werden. Dies führt zu neuen speziellen Datenvermitl- 
lungsystemcn, die auf die besonderen Belange des Datenverkehrs ausgerichtet sind. 
Das Elektronische Datenvermittlungssystem EDS der Deutschen Bundespost ist ein 
programmgesteuertes vollelektronisches System, das durch Verwendung eines nicht 
synchronen Zeilvielfach-Durchschaltefeldes besonders gut für die Vermittlung binärer 
Daten geeignet ist. Auf das Durchschalleverfahren wird näher eingegangen. Charakte¬ 
ristisch für das angewendete Zeit vielfach ist, da IJ bei diesem Verfahren nur die 
Polaritätswechsel der binären Nachrichten übertragen werden und daher eine code- 
und geschwindigkeitsunabhängige Übertragung gewährleistet ist. über die Vorteile 
und Grenzen dieses Verfahrens wird berichtet. Alle Aufgaben im System werden mit 
in zentralen Speichern vorhandenen Daten und Programmen durchgeführt. System¬ 
struktur und Befehlsvorrat sind den Vermitllungsaufgaben besonders angepaßt. Die 
Struktur und die einzelnen aufgabenorienlierten Einheiten werden beschrieben. Die 
Einheiten können nach Art und Anzahl so kombiniert werden, daß es möglich ist, 
Leistungsfähigkeit, Funktionsumfang und Ausfallsicherheit einer Vermittlungsstelle 
dem jeweiligen Einsatzfall anzupassen. Auf die Anschaltung von Konzentratoren, die 
Programmierung und die Einführung des Systems wird eingegangen. Die Brauchbar¬ 
keit der existierenden Signalisierungspläne im Hinblick auf ihre Anwendung in künf¬ 
tigen Datennetzen wird behandelt. Vor allem die Forderung nach kurzer Verbin¬ 
dungsaufbauzeit führt zwangsläufig zur Festlegung einer neuen Signalisierung sowohl 
zwischen Datenendgerät und Vermittlungsstelle als auch zwischen den Vermittlungs¬ 
stellen. Die prinzipiellen Übertragungsverfahren in den einzelnen Geschwindigkeits¬ 
bereichen werden erwähnt. 
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Hermann Gabler: Technique of the Electronic Data Switching System EDS 

The introductory observations describe the present Situation of the teleprinter 
automatic dialling technique in Germanv. The operational requirements of long- 
distance data transmission can no longer he fulfilled by the existing electro-mecha- 
nical switching System. This has led to the development of special new data Switch¬ 
ing Systems which are specifically adapted to the particular demands of data traffic. 
The Electronic Data Switching System EDS of the Deutsche Bundespost is a pro- 
gramme-controlled fully electronic System which, because of ils use of a non- 
synchronous time division multiplexer, is specially suitable for the transmission of 
binary data. The intra-system transmission is described in detail. It is characteristic 
of the time multiplexer used that in this process only the polarity reversals of the 
binary data are transmitted and thus a code and speed transparent transmission is 
assured. The advantages and limitations of this procedure are elaborated. All the 
functions in the System are carried out with data and programmes available in 
common storage. The System setup and instruction complement are especially 
adapted to the requirements of the switching System. The setup and the individual 
function-oriented modules can he combined according to tvpe and quantity, so that 
it is possible to adjust the capability, functional scope and availability of an exchange 
to any particular application. Details are given about the connection of concen- 
Irators, the programming and the introduction of the System. The usefulness of the 
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existing signalization scheine with regarcl Io ils applicalion in future data networks 
is dealt with. It is chiefly the demand for the establishment of connections in a 
short time which leads inevitably to the fixing of a new signalization both between 
data terminal equipment and exchange and between the exchanges. Menlion is made 
of the principal transmission procedures in the individual signalling rates. 
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Hermann Gabler: 

La technique du Systeme electronique de commutation de donnees EDS 


En preliminaire, Fauteur examine la Situation aetuelle de la technique de 
commutation automatique dans le Service telex. Les exigences operationnelles de la 
tele-informatique ne peuvent plus elre salisfaites ä l'aide des systemes de commu¬ 
tation electromecaniques actuels. Ceci enlraine la creation de nouveaux systemes 
speciaux de commutation de donnees, con^us pour repondre aux besoins particuliers 
de l'echange d'informations. Le Systeme electronique de commutation de donnees 
EDS de la Deutsche Bundespost est un Systeme enlierement electronique commandd 
par programmes et qui se prete parliculieremenl bien ä la commutation de donnees 
binaires grace ä Futilisation d un inlerconnecteur non synchrone ä mulliplexage 
lemporel. L’auteur Iraite ensuite de fa^on plus precise le procöde d'interconnexion. 
La caracteristique du mulfiplexage dans le temps cmploye est que, dans ce procede, 
seuls les changements de polarite des informations binaires sont Iransmis, ce qui 
garantit une transmission independante du code el de la vitesse. L’essai indique 
les avantages et limites de ce procede. Toutes les taches confiees a ce Systeme sont 
effectuees a laide des donnees et programmes emmagasines dans les memoires 
centrales. La structure du Systeme et le stock d instructions sont parliculierement 
adaptes aux activites de commutation. IFauteur decril cetle structure ainsi que les 
differentes unites affectees aux diverses fonctions. Les unites peuvent etre combinees 
selon leur nature et leur nombre, de teile Sorte qu’il soit possible d adapter chaque 
fois le rendement, le champ d’action et la disponibilite d un commutateur au röle 
qu ? il a ä remplir. L’essai aborde le raccordement de concentrateurs, la programma- 


tion et l introduction du Systeme. 11 examine la possihilite d utiliser dans les fulurs 


reseaux de donnees les plans de Signalisation existants. Avant tonte cliose, cest 
la necessite d’etahlir la communication en un temps reduit qui rend necessaire la 
definition dune nouvelle Signalisation, tant entre Fequipement d'informatique ter¬ 
minal et le commutateur qu'entre les commutateurs meines. L auteur enumere les 
principaux procedes de transmission dans les diverses categories de Signalisation. 
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Eckart Hummel: Betriebliche Leistungsmerkmale des neuen Elektronischen 

Datenvermittlungssystems EDS 

Das rasche Vordringen der elektronischen Datenverarbeitung in Technik, Indu¬ 
strie und Handel war für die Deutsche Bundespost (DBP) die Veranlassung, ein 
weitgespanntes Konzept für die Übermittlung und den Austausch von Daten über 
Fernmeldeleitungen zu entwickeln. Wichtigster Bestandteil dieses Konzepts ist die 
Schaffung ojnes elektronischen Datenvermittlungssystems und der dazugehörigen 
Übertragungstechnik für binäre Signale. Der vorliegende Aufsatz beschreibt die 
Grundidee des neuen Systems, nämlich die Integration vorhandener binärer Netze 
mit ihren Leistungsmerkmalen in das neue System sowie die Schaffung einer ganzen 
Reihe neuer Leistungsmerkmale und Dienste. Hierbei wird der Einfluß aufgezeigt, 
den die Technik und die Betriebsweise der verschiedenen modernen Datenverarbei¬ 
tungsanlagen auf die Leistungsfähigkeit der Datenübertragung ausüben, was sich 
letztlich als Forderungen der Benutzer an das neue Datenvermittlungssystem der DBP 
niederschlägt. Die wichtigsten neuen Leistungsmerkmale zur Befriedigung dieser 
Forderungen werden geschildert wie etwa die Schaffung verschiedener Geschwindig¬ 
keitsstufen, die Gruppierung in Betriebsklassen, die kurzen Verbindungsauf- und 
-abbauzeiten durch Verwendung einer Sondersignalisierung usw. Das rechnerge¬ 
steuerte System ist in seinem Konzept so flexibel gehalten, daß auch künftige Forde¬ 
rungen nach neuen Leistungsmerkmalen berücksichtigt werden können. Aufgrund 
der sehr sorgfältig durchgeführten Befragung der Hersteller von Datenverarbeitungs¬ 
anlagen berücksichtigt die jetzige Auslegung des Systems jedoch in gebührender Weise 
alle Anforderungen von seiten der Benutzer unter Berücksichtigung auch der künf¬ 
tigen Entwicklung. 
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Eckart Hummel: Operational performance characteristics of fhe new electronic 

data switching System EDS 

The rapid advances of electronic data processing in lechnology, industry and 
commerce has led the Deutsche Bundespost to develop an extensive plan for the 
transmission and exchange of data via telecommunications circuits. The most im¬ 
portant element in this plan is the creation of an electronic data switching System 
and the relevant transmission engineering for binary Signals. This paper describes 
the basic idea of the new System, that is, the integration of the existing binary 
networks with their performance characteristics into the new System and also the 
creation of a large number of new performance characteristics and Services. In this 
description the influcijce of the technique and method of operations of the various 
modern data processing Systems on the capabililv of data transmission is indicated, 
which, in the long run, makes itself feit in the form of the demands made by the 
users on the new Deutsche Bundespost data switching system. The most important 
performance characteristics intended to satisfy these demands are described, such 
as the creation of various signalling rate stages, the formation of operational cate¬ 
gories, short times required to establish and disestablish connections, achieved by 
the use of special signalization, etc. The Computer controlled system is kept flexible 
in its planning, so that future demands for new performance characteristics can 
also be considered. On the basis of detailed questioning of the manufacturers of data 
transmission equipment the present construction of the system duly takes into 
account all demands on the part of the users, while also considering the future 
development trend. 
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Eckart Hummel: Caracteristiques operationnelles de rendement du nouveau 

Systeme electronique de commutation de donnees EDS 


I/essor rapide du traitement electronique de l information dans la technique, 
rindustrie et le commerce a incit6 la Deutsche Bundespost a mettre au point un 
vaste Programme de transmission et d'echange de donnees sur des circuits de tele- 
communication. LYdement essentiel de ce projet est la creation d un Systeme elec¬ 
tronique de commutation de donnees et des equipements techniques de transmission 
de signaux binaires qui lui sont necessaires. Le present essai expose lidee fonda- 
mentale du nouveau Systeme, a savoir l'integralion de reseaux binaires existanls, 
avec leurs caracteristiques de rendement, dans le nouveau Systeme, et la creation 
dun grand nombre de caracteristiques de rendement et de Services nouveaux. 
L’auleur indique eil meine temps rintluence qu’exercent la technique et le mode de 
fonctionnement des divers ordinateurs modernes sur 1‘efficacite de la transmission 
de donnees, et qui se manifeste finalement dans les exigences des usagers ä Fegard 
du nouveau Systeme de commutation de donnees de la Deutsche Bundespost. II decrit 
les principales caracteristiques de rendement non veiles qui doivent pennet Ire de 
satisfaire ä ces exigences; ce sont, par exemple: la creation de diverses vilesses 
de Signalisation, la Constitution de categories d'exploilation, les durees reduites 
d’etablissenient et de deconnexion des Communications grace a l emploi d une Signali¬ 
sation speciale etc. Le Systeme commande par ordinateur est de conception si souple 
qu'il pennet de tenir egalement compte des nouvelles caracteristiques de rendement 
qui pourraient devenir necessaires ulterieurement. Toutefois, en raison de l enquete 
tres precise effectuee aupres des fabricants d'ordinateurs, la conception actuelle du 
Systeme tient düment compte a la fois des desiderata des usagers et de Levolution 
ä venir. 
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Helmiit Bornemann, Walter Kaufmann: Zur internationalen Verflechtung (1er 

Fernmeldeindustrie 


Als internationale Verflechtung wird hier sowohl die Expansion der großen 
Konzerne über die Grenzen ihres Heimatlandes in andere Industrieländer und in 
Entwicklungsländer als auch die Verknüpfung dieser Konzerne untereinander in 
ihren verschiedenen Formen behandelt. 


Die Expansion in andere Industrieländer hat eine lange Tradition und ist in 
der Wirtschaftspolitik der beteiligten Länder zwar oft, aber nicht regelmäßig be¬ 
günstigt worden. Die Expansion in Entwicklungsländer unterliegt recht unterschied¬ 
lichen Bedingungen seitens der Regierungen dieser Länder, kann aber neben ange¬ 
messenen Erträgen langfristig auch eine vorteilhafte Position für den Konzern 
herbeiführen. 


Eine Übersicht über IG weltweit tätige Konzerne gibt einen Eindruck von den 
internationalen Verflechtungen der Fernmeldeindustrie. Zwischen den Konzernen 
bestehen Verbindungen in finanziellen Beteiligungen, Austausch von Patenten und 
technologischen Kenntnissen (Know how) oder in sonstiger Kooperation. Die zu¬ 
nehmende Größe der zu bewältigenden Projekte deutet darauf hin, daß die inter¬ 
nationale Verflechtung, die sich — langfristig betrachtet — bisher schon im wesent¬ 
lichen günstig für die Abnehmer ausgewirkt hat, weiter zunehmen muß. 
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Helmut Bornemann, Walter Kaufmann: The international inferdependance in 

the field of telecommunications industry 


Under the heading of “international interdependance" both the expansion of 
the large concerns bevond the borders of their home countries into other indu- 
strialized nations and developing countries and the links between these concerns 


among themselves in their various forms are dealt with. 

This expansion into other industrialized nations has a tradition which gocs 
back a long way and has often, though not regularlv, been favoured in the economic 
policies of the countries involved. The expansion into the developing countries is 
subject to verv varied condilions on the part of these countries, but can also produce, 
in the long term, as well as appropriate profits, a favourable position for the firm 


concerned. 


An impression of the international inferdependance in the field of telecommuni¬ 
cations industry is given in a survey of 1(> internationallv active concerns. Connec¬ 
tions between the concerns exist in the form of financial participation, exchange 
of patents and technological know-how and other means of Cooperation. The in- 
creasing proportions of the projects to l)e tackled indicate that tliis international 
interdependance, which has, considered over a long term, already produced con- 
siderable advantages for the customcr, must continue to increase. 
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Helmut Bornemann, Walter Kaufmann: L’imbrication internationale des con- 

sortiums dans Hndustrie des telecommunications 


Sous la rubrique “imbrication internationale”, le present essai traite taut de 
Fexpansion des grands consortiums au-delä des frontieres nationales jusqu’en 
d'autres pays industrialises ou en voie de developpemenl, que des liens ötroits qui 
unissent entre eux ces differenls consortiums dans leurs formes les plus diverses. 

L’expansion vers d'autres pays industrialises a une longue tradition et a ete favo- 
risee bien souvent, mais non de fa^on reguliere, par la politique economique des pays 
interesses. L’expansion vers les pays en voie de developpemenl est assujettie aux 
conditions les plus diverses fixees par les gouvernements de ces pays; ä longue 
echeance, toutefois, eile peut permettre un revenu adequat et l'acces du consortium 
a une position interessante. 

Une vue d'ensemble portant sur l(j consortiums, dont Faclivite s’exerce dans 
le monde entier, permet de saisir ce qu'est cette imbrication internationale dans 
Findustrie des telecommunications. Les consortiums entretiennent des relations 


consistant en participations financieres. echange de brevets et cFexperiences teebno- 
logiques fknow how) et toute autre forme de Cooperation. L’importancc croissante 
des projets ä realiser indi(jue que cette imbrication de caractere international, dont 
Fintluence — vue a long terme — a deja ete essentiellement favorable au consomma- 
teur, ne peut que s’accentuer. 
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